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Die  Waldrente. 


Von  Professor  Helferioh  in  GöUingen. 


Erster    Artikel. 

Meines  Wissens  ist  bis  jetzt  von  Seiten  der  Schriftsteller  auf 
dem  Gebiete  der  politischen  Oekonomie  den  unter  dem  Text  an- 
geführten Schriften^)  des  Hofrath  Pressler  in  Tharand  keine 
ausdrückliche  Beachtung  gewidmet  worden;  und  doch  verdienen 
es  dieselben  in  hervorragender  Weise.  Denn  mit  grosser  Ent- 
schiedenheit greift  Pressler  die  in  Deutschland  herrschende  Finanz- 
forstverwaltung an  und  verlangt  deren  Aenderung  zu  Gunsten  des 
von  ihm  vorgeschlagenen  Systems.  Sich  darüber  klar  zu  werden, 
ob  und  wie  weit  er  mit  seinem  Vorschlag  Recht  hat  oder  nicht, 
ist  somit  ohne  Zweifel  eine  Pflicht  nicht  nur  der  Porstmänner,  als 
der  von  ihm  unmittelbar  angegriffenen  Techniker; —  unter  diesen 
ist  der  Kampf  über  das  Pressler'sche  Princip  bereits  heftig  ent- 


1)  Max  Robert  Pressier,  Professor  in  Tharand,  Der  rationelle  Waldwirth 
nnd  sein  Waldbau  des  höchsten  Ertrags.  Erstes  Heft:  Des  Waldbaues  Zu- 
stände und  Zwecke.  Dresden  185B.  —  Zweites  und  drittes  Heft:  Die  forst- 
liche Finanzrechnung.  1859.  —  Der  rationelle  Forstwirth,  Flugblatt  1:  Die 
Forstwirthschaft  der  sieben  Thesen  (Streitschrift  gegen  Oberforstrath  Böse 
nnd  Oberforstsecretir  Braun).  Dresden  1865.  —  Der  rationelle  Forstwirth. 
Viertes  Heft  und  Flugblatt  2:  Der  Hochwaldbetrieb  der  höchsten  Boden- 
kraft.  Dresden  1865.  —  Der  rationelle  Forstwirth.  FAnftes  Heft  und  Flug- 
blatt 3:  Der  Waldbau  des  Mationalökonomen.   Dresden  1865. 

Zeitscbr.  f.  Staatsw.  1867.  I.  Heft.  1 
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brannt; —  sonil4rrt 'euch  aller  derjenigen,  welche  vom  volkswirth- 
schafllichen  oder.^nanciellen  Standpunkt  aus  die  Aufgabe  haben, 
bei  der  SMcaVv<SrwaItung  thätig  zu  sein  oder  die  Grundsätze  für 
dieselbe  th'ectfetisch  zu  bearbeiten. 

•jpie;£ache  ist  aber  nicht  blos  von  financieller,  sondern  auch 
Koi^'^P^izeilicher  Bedeutung;  denn  auch  die  Bewirthschaftung  der 
G^Weinde-  und  Corporationswaldungen  wird  vielfach  in  Deutschland 
'/.von  den  Forstpolizeibehörden  nach  den  gleichen  oder  ähnlichen 
/Grundsätzen  geleitet,  welche  für  die  Staatsforsten  gelten,  und 
das  Gleiche  findet  in  mehreren  deutschen  Staaten  auch  in  Betreff 
der  Privatwaldungen  statt,  theils  indem  das  Oberaufsichtsrecht 
über  dieselben  auch  auf  die  Betriebsführung  ausgedehnt  wird 
(Oldenburg  hinsichtlich  der  Eichen-  und  Buchenforste),  theils  da- 
durch, dass  die  Staatsforstbehörde  die  ganze  Verwaltung  derselben 
besorgt  (Braunschweig). 

Der  Gedankengang  des  genannten  Schriftstellers  ist  nämlich 
wesentlich  folgender. 

Der  herrschende  Grundsatz  unserer  deutschen  Forstwirthe 
sei  der,  dass  bei  der  Bewirthschaftung  der  Waldungen  und  ins- 
besondere bei  der  Festsetzung  der  Umtriebsperiode  für  die  Wal- 
dungen die  Gewinnung  von  möglichst  vielem  und 
werthvollem  Holz  erstrebt  werden  müsse.  Forsttechnisch 
ausgedrückt  heisse  das :  man  müsse  das  Holz  im  Walde  so  lange 
wachsen  lassen  und  nicht  früher  für  wirthschaftlich  reif  erklaren, 
als  bis  der  laufende  Jahreszuwachs  unter  den  durchschnittlichen 
Zuwachs  zu  sinken  beginne,  mit  andern  Worten,  bis  der  Durch- 
schnittszuwachs ein  Maximum  sei.  Dieser  allgemeine  Grundsatz 
modificire  sich  in  seiner  Anwendung  bei  den  einzelnen  Forst- 
wirthen,  indem  die  einen  blos  das  Maximum  des  Durchschnitts- 
zuwachses im  Hauptbestand,  die  andern  im  Haoptbestand  und  den 
Vorerträgen  zusammen  erstreben.  Ferner  zeige  sich  eine  Ver- 
schiedenheit in  der  Anwendung  des  Grundsatzes  darin,  dass  die 
Einen  das  Maximum  des  Durchschnittszuwachses  an  Holzmasse, 
die  Andern  an  Holzwerth  zu  gewinnen  suchen. 

Dem  entgegen  formulirt  Hofralh  Pressler  sein  Princip  dahin : 
Wirthschafte  so,  dass  die  Waldbodenrente  ein  Maximum 
werde.    Zu  diesem  Behuf  müsse  man  freilich  auch  den  Rob- 
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ertrag  an  Hasse  ond  Geldwerth  zu  steigern,  gleichzeitig  aber 
auch  die  Kosten  der  Holzproduktion  zu  vermindern  suchen  und 
keinen  Rohertrag  erstreben,  der  nicht  noch  mindestens  seine 
Kosten  mit  Einschluss  der  Zinsen  von  dem  dafür  erforderlichen 
Kapital  ersetze.  Nur  dadurch,  dass  man  die  Anwendung  jedes 
Kapitaltheilchens  vermeide,  welches  nicht  wenigstens  noch  die 
gewöhnlichen  Zinsen  einbringe,  werde  der  forstliche  Reinertrag 
nnd  damit  die  Waldbodenrente  ein  Maximum.  Dieses  aber  zu 
erreichen,  sei  ebenso  in  der  Forstwirthschaft  die  wahre  ökono- 
mische Aufgabe  des  Technikers,  wie  es  die  Aufgabe  des  Land- 
wirths  sei,  durch  seine  Wirthschaft  das  Maximum  der  Bodenrente 
darzustellen. 

Der  Gegensatz  der  beiden  Auffassungen  über  das  richtige 
Princip  der  Waldwirthschaft  geht  schon  aus  dem  Gesagten  klar 
genug  hervor.  Die  unter  den  praktischen  Forstmännern  zwar 
nicht  alleinherrschende,  aber  doch  vorzugsweise  angewandte 
Theorie  sieht  zunächst  auf  den  Rohertrag  und  will  diesen  gestei- 
gert wissen,  wenn  nicht  ohne,  so  doch  mit  nicht  durchgreifender 
Rücksicht  auf  die  Kosten  der  Holzerzeugung.  Die  von  Hofrath 
Pressler  vertretene,  allerdings  nicht  neue,  aber  von  diesem  Schrift- 
steller mit  besonderer  Energie  und  mit  mathematischer  Bestimmt- 
heit geltend  gemachte  Theorie  führt  den  Grundsatz  der  Kosten- 
berflcksichtigung  mit  aller  Scharfe  durch  und  gelangt  zur  Forderung, 
auch  bei  der  Holzerzeugung  ausschliesslich  nach  dem  Princip  des 
Reinertrags  zu  wirthschaften. 

Welche  dieser  beiden  Auffassungen  ist  die  richtige? 

Ich  glaube,  dass  die  Antwort  sehr  verschieden  ausfallen 
muss,  je  nachdem  man  die  Frage  privatwirthschafllich  oder  volks- 
wirthschaftlich  untersucht  und  beantwortet.  Ich  glaube,  dass  Hof- 
rath Pressler  in  der  Hauptsache  Recht  hat,  wenn  man  an  die 
Forstwirthschaft  die  gleiche  Forderung  stellt,  welche  an  die  Land- 
wirthschaft  und  die  meisten  Gewerbe  gestellt  wird,  im  Ganzen 
wie  in  jedem  einzelnen  Theil  der  Wirthschaft  überall  das  Maximum 
des  Reinertrags  zu  erstreben,  und  ich  erkenne  an,  dass  in  man- 
chen Ländern  und  unter  bestimmten  Verhältnissen  diese  Forderung 
auch  für  die  ganze  Wirthschaft  eines  Volkes  die  richtige  ist. 
Aber  ich  meine,    Hofrath  Pressler  ist  im  Unrecht,  wenn  er  diese 
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f  ordening  allgemein  aufstellt   ohne  Rücksicht  auf  die  besonderen 
Verhältnisse  eines  Landes  oder  einer  Zeit. 

Sicherlich  meint  es  Pressler  nicht  so  schlimm,  als  er  es  aus- 
spricht. Man  muss  dies  glauben,  wenn  man  z.  B.  bemerkt,  wie 
er  dem  Staat  bei  seiner  Forstwirthschaft  einen  gering^en  Wirih- 
schaftszinsfuss  verstattet,  als  die  Privaten  sich  berechnen  müssen, 
was  zur  Folge  hat,  dass  die  zulässigen  Umtriebszeiten  der  Staats- 
forsten  erheblich  verlängert  werden.  Ebenso  spricht  dafür  die 
dringende  Ermahnung  an  die  Forstbesitzer,  bei  herannahender 
Abtriebsperiode  eines  Waldes  genau  zu  erwägen,  ob  nicht  eine 
vielleicht  nur  vorübergehende  Steigerung  des  Holzpreises  zu  er- 
warten sei,  die  es  auch  nach  dem  Princip  des  privatwirthschaft- 
lichen  Reinertrags  möglich  mache,  den  Wald  etwas  länger  wachsen 
zu  lassen  0*  Fast  scheint  es,  als  sei  es  ihm  doch  nicht  ganz 
wohl  für  den  Fall,  dass  sein  Princip  streng  durchgeführt  werden 
sollte.  Selbst  ein  Forstmann,  wenn  auch  zunächst  ein  Forst- 
mathematiker, der  seinen  Beruf  fühlt,  die  Forstwirthschaft  einem 
strengen  mathematischen  Calcül  zu  unterwerfen,  hat  er  doch  wie 
alle  Forstmänner  den  Wald  so  lieb,  dass  er  ihn  auch  gegen  die 
Folgerungen  seines  eigenen  Princips  retten  will,  so  viel  er  vermag. 
Aber  den  Unterschied  zwischen  volkswirthschaftlicher  und  privat- 
wirthschafUicher  Beurtheilung  der  Gewerbe  und  des  Forst- 
betriebs insbesondere  erkennt  er  nicht  an.  Er  stellt  sein  Princip 
nicht  nur  als  das  privatwirthschaftlich,  sondern  auch  als  das 
nationalökonomisch  richtige  hin.  Er  nennt  geradezu  die  von 
ihm  empfohlene  Forstwirthschaft  den  »Waldbau  des  National- 
ökonomen*. Er  spricht  ohne  irgend  welche  Beschränkung  den 
Satz  aus,  dass  die  Erstrebung  »der  höchsten  Blüthe  jeder  Einzel- 
wirthschaft''  oder  des  höchsten  Ertrags  derselben  nach  Abzug  des 
Produktionsaufwandes,  so  wie  er  sich  ohne  Opfer  anderer  Wirth- 

1)  Pressler  billigt  auch  Massregeln  zur  ErhaUong  der  Bannwälder,  zum 
sichern  Fortbestand  von  Gemeindewaldungen,  ja  sogar  zum  Schutz  der  auf 
einer  bestimmten  Holzproduktion  basirten  Industrie  (I.  S.  33).  Aber  diese 
nicht  privat-,  sondern  rein  volkswirthschaftlichen  Forderungen  verfolgt  er 
im  Princip  nicht  weiter,  sondern  stellt  ihnen  das  Verlangen  einer  aus- 
schliesslich auf  die  Erzielung  des  höchsten  Reinertrags  gerichteten  Wirth- 
schaft  als  maassgebenden  Grundsatz  zur  Seite. 
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Schäften  oder  der  Gesammtheit  darstellen  lässt,  auch  das  richtige 
Princip  der  Nationalökonomie  sei.  In  der  Anwendung  dieses 
Grundsatzes  auf  die  Forstwirthsdiaft  versucht  er  nicht  einmal 
einen  Beweis  seiner  Richtigkeit.  Das  privatwirthschafUich  richtig 
Erscheinende  ist  ihm,  wie  kraft  eines  Axioms,  auch  das  national- 
ökonomisch Richtige. 

Hiergegen  ist  aber  zu  sagen,  dass  die  Erstrebung  des  höch- 
sten Reinertrags  zunöchst  nur  das  Interesse  der  Einzelwirthschaft 
oder  der  Privatökonomie  ausspricht.  Dass  damit  auch  dem  Interesse 
der  Gesammtwirthschaft  oder  der  Nationalökonomie  genug  gethan 
werde,  ist  eine  Behauptung,  die  erst  noch  des  Beweises  bedarf, 
an  sich  aber  nicht  als  ein  unumstösslicher  und  ohne  Beschränkung 
gültiger  Satz  angesehen  werden  darf.  Richtig  ist,  dass  die  jetzt 
vorherrschende  nationalökonomische  Theorie  diesen  Satz  sich  bis 
zu  einem  gewissen  Grad  zu  eigen  gemacht  hat  Aber  auch  heute 
noch  findet  dieselbe  mannigfachen  Widerspruch  und  vielfache  Be- 
schränkungen, die  im  Wesentlichen  sämmtlich  darauf  abzielen, 
bestimmten  einzelnen  Wirthschaften  einen  grösseren  Rohertrag  zu 
verschaffen,  als  bei  freiem  Verkehr  möglich  wäre,  oder  ihren 
Reinertrag  künstlich  zu  erhöhen.  Wir  erheben  auch  heute  noch 
Schutzzölle  zu  keinem  andern  Zweck,  als  um  gewissen  Gewerben 
die  Möglichkeit  zu  geben,  höhere  Roheinnahmen  zu  erzielen  oder 
geringere  Kosten  tragen  zu  müssen,  als  ohne  dies  möglich  wäre. 
Mag  es  sein,  dass  diese  staatliche  Intervention  jetzt  weniger  Ver- 
theidiger  findet  als  ehedem ;  sie  findet  deren  noch  genug  diesseits 
des  Ozeans  und  noch  mehr  jenseits  desselben,  wo  bekanntlich 
der  Norden  der  Union  theoretisch  und  praktisch  der  eifrigste 
Anhänger  der  Schutzzölle  ist.  Wir  bauen  auch  heute  noch  Eisen- 
bahnen und  Strassen  mit  Geldopfem  von  Seiten  des  Staats  und 
der  Communen,  was  doch  nichts  anders  heisst,  als  dass  wir  der 
einen  Wirthschaft  etwas  nehmen,  ihre  mögliche  »höchste  Blüthe** 
beschränken,  um  anderen  Wirthschaften  zu  helfen  und  damit  der 
Gesammtheit  einen  Yortheil  zu  verschaffen.  Auch  heute  noch 
unterstützet  wir  den  Landbau  und  suchen  diesem  Gewerbe  einen 
Reinertrag  zuzuwenden,  den  er  ohne  diese  Unterstützung  gar 
nicht  oder  nur  in  geringerem  Maasse  hätte;  aber  die  Mittel  der 
Unterstützung  nehmen  wir  andern  Wirthschaften  und  irermindern 


Digitized  by 


Google 


6  Die  Waldrente. 

damit  ihre  »höchste  Blüthe"*,  wenn  auch  nur  durch  Erhöhung  ihrer 
Steuerlast.  Ob  wir  in  alle  dem  richtig  handeln,  ist  hier  nicht 
Gegenstand  der  Prüfung.  Genug,  dass  wir  so  handeln  und  dass 
wir  damit  nationalökonomisch  richtig  zu  handeln  glauben.  Wer 
die  Richtigkeit  solchen  Verrahrens  bestreitet,  der  wird  sich  nicht 
damit  begnügen  dürfen,  zu  sagen:  die  Nationalökonomie  fordert' 
die  höchste  Blüthe  jeder  Einzelwirthschaft,  oder:  der  höehste 
Ertrag  jeder  Einzelwirthschaft  stellt  auch  für  die  Gesammtheit 
den  höchsten  Ertrag  und  die  höchste  Blüthe  dar;  er  wird  erst 
den  Beweis  liefern  müssen,  dass  dies  wirklich  sich  so  verhalte 
und  dass  in  den  bezeichneten  und  andern  ähnlichen  Fällen  das 
Abbrechen  an  der  höchsten  Blüthe  der  einen  Wirthschafl  nicht 
von  überwiegendem  Vortheil  fiir  andere  Wirlhschaften  und  für 
die  Gesammtheit  sei.  Vollends  nun  gerade  bei  der  Forslwirlh- 
schaft  ist  die  jetzt  in  Europa  und  insbesondere  in  Deutschland 
herrschende  Praxis  und  Theorie  überwiegend  gegen  die  Ansicht 
des  Hofrath  Pressler.  Da  genügt  es  nun  aber  nicht  zu  sagen: 
die  bisherige  Theorie  ist  gegen  die  Regeln  der  Nationalökonomie, 
sondern  es  wird  mit  Recht  ein  Beweis  verlangt ;  aber  von  solchem 
Beweis  findet  sich  in  den  Schriften  des  neuen  Gegners  der  jetzt 
herrschenden  Theorie  in  der  That  kaum  eine  Spur.  Was  darin  be- 
wiesen werden  will  und  —  ich  für  meinen  Theil  gebe  dies,  wie 
schon  bemerkt,  in  der  Hauptsache  zu  —  auch  bewiesen  wird, 
ist  nur,  dass  die  von  demselben  empfohlene  Wirthschaft  privat- 
ökonomisch die  richtige  ist  Dass  die  privatökonomisch  richtige 
Wirthschaft  auch  die  nationalökonomisch  richtige  sei,  ist  zur  Zeit 
von  dem  Verfasser  nur  behauptet,  aber  nicht  bewiesen. 

In  dem  folgenden  ersten  Artikel  soll  nun  zunächst  die  Theorie 
des  Hofrath  Pressler  privat wirthschafllicli  geprüft  werden.  Die 
nationalökonomische  Prüfung  desselben  wird  dann  in  einem  zweiten 
Artikel  hoffentlich  schon  im  nächsten  Heft  der  Zeitschrift  erfolgen. 

Zum  Behuf  der  Darstellung  der  Wirkungen  der  Pressler'scben 
Theorie  auf  die  Erhaltung  und  die  Behandlung  der  Waldungen 
scheint  es  geboten,  einige  technische  Begriffe  zu-  erklären, 
deren  Kenntniss  zur  ökonomischen  Formulirung  seiner  und  der 
entgegengesetzten  Theorie  erforderlich  ist,  sodann  auch,  und  in 
Verbindung  damit,  in  einer  Reihe  von  Beispielen  das  Material  zu- 
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sammenzustenen,  aB  dem  die  praktische  Wirksamkeit  der  ver- 
schiedenen Systeme  gezeigt  werden  kann.  Beides  wäre  nicht 
nur  unnöthig,  sondern  auch  meinerseits  eine  Anmassang,  wenn 
diese  Blätter  vorzugsweise  bestimmt  wären,  in  die  Hand  von 
Forstmännern  zu  kommen.  Dies  ist  aber  nicht  der  Fall ;  vielmehr 
rechne  ich  auf  die  gewöhnlichen  Leser  dieser  Zeitschrift,  die  bei 
allem  Interesse  für  ökonomische  Fragen  und  bei  allem  Vertraut- 
sein  mit  den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Volkwirthsdiaflslehre 
doch  gewiss  mii  der  Technik  der  Forstwirthschaft  nicht  so  be- 
kannt sind,  dass  eine  solche  Darstellung  als  unnöthig  bezeichnet 
zu  werden  fürchten  muss.  Ich  hoffe  auch,  dass  mir  dieselbe  mit 
genügender  Klarhdt  und  Richtigkeit  gelingen  wird.  Leicht  ist  sie 
aber'  für  einen  Laien  in  der  Fm'stwirthschaft  eben  nicht ;  denn 
fast  noch  mehr  wie  die  andern  Gewerbe,  die  Jägerei  und  den 
Bergbau  ausgenommen,  hat  die  Forstwirthschaft  ihre  eigene 
Sprache  und  besonderen  Ausdrücke  O9  die  ohne  besondere  Er- 
läuterung durch  den  Techniker  und  Nachweisung  derselben  im 
Walde  für  den  forstlich  Ungebildeten  nicht  wohl  verständlich  sind. 
Sodann  ist  auch  unter  den  Forstmännern  selbst  über  die  mathe- 
matischen Principien,  die  bei  Forstrechnungen  in  Anwendung  zu 
bringen  sind,  noch  immer  eine  bemerkenswerthe  Verschiedenheit 
der  Meinungen. 

Die  Holzmasse,  um  welche  sich  ein  Baum  durch  sein  Wachs- 
thum  im  Laufe  einer  bestimmten  Zeitperiode  vermehrt,  ist  sein 
Zuwachs.  Verfolgt  man  das  Leben  eines  Baums,  so  stellt  sich 
sein  Zuwachs  —  absolut,  nicht  im  Verhältniss  zu  der  im  Beginn 
eines  Jahres  vorhandenen  Masse  —  in  den  ersten  Lebensjahren 
als  sehr  gering  dar.  Derselbe  nimmt  aber  allmählich  zu,  bis  er 
ein  Maximum  wird,  worauf  er  wieder  abnimmt  und  schliesslich 
ganz  aufhört  ^).     Die  Holzmenge  nun,  um  welche  ein  Baum  oder 


1)  Z  B.  Formzahl,  Richlhöhe,  Block,  Fachwerk,  Kemhorst,  Aufichlag 
u.  a.  in. 

2)  Thanen  nimmt  in  seiner  Unlersuchung  über  die  Bodenrente  in 
Kieferwaldangen  (isolirter  Staat  III)  auf  die  Autoriifit  des  Mecklenbur- 
gischen Oberförsters  Nagel  an,  dass  die  Kiefer  liknf  Jahre  zur  Bildung  des 
Pflanzenkörpers  brauche,   dann  aber  bis  in  das  höhere  Alter  einen  arith- 
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ein  Wald  im  Laufe  eines  bestimmten  Jahres  zunimmt,  heissen  die 
Forsttechniker  seinen  laufenden  Zuwachs  im  Gegensatz  des 
Durchschnittszuwachses,  welcher  die  Holzmenge  aus- 
drückt, um  welche  ein  Baum  während  seines  ganzen  Lebens  bis 
zu  dem  Zeitpunkt,  an  welchem  sein  Durchschnittszuwachs  bestimmt 
wird,  durchschnittlich  zugenommen  hat.  Da  bei  der  durchschnitt- 
lichen Zuwachsgrösse  die  jüngsten  und  jüngeren  Altersjahre  des 
Baums  mit  ihrer  geringen  Zunahme  an  Holz  sich  fühlbar  machen 
müssen,  so  leuchtet  ein,  dass  der  durchschnittliche  Zuwachs  an- 
fangs langsamer  steigt  als  der  laufende.  Er  ist  aber  dann  noch 
steigend,  wenn  der  letztere  bereits  abzunehmen  begonnen  hat. 
In  einem  gewissen  Alter  des  Baums  und  zwar  gerade  in  dem- 
jenigen, in  welchem  der  Durchschnittszuwachs  culminirt,  müssen 
beide  übereinstimmen,  dann  aber  gleichzeitig  abnehmen,  der  laufende 
Zuwachs  jedoch  natürlich  schneller  als  der  durchschnittliche.  Ein 
Beispiel  wird  den  Gang  beider  Grössen  erkennen  lassen.  Ich 
wähle  dazu  die  Kiefer  nach  der  von  Forstdirektor  Burkhard t 
S.  205  seiner  Hülfstafeln  (zweite  Auflage)  mitgetheilten  Erfahrungs- 

netiflch  gleich  grossen  Jahreszuwachs  zeige,  vorausgesetzl,  dass  der  Kiefer- 
wald richtig  durchforstet  werde.  Gegen  die  entgegenstehende  Autorität 
Cotta's  bemerkt  ThOnen,  dass  diesem  wohl  noch  nicht  richtig  durchforstete 
Kieferwaldungen  zur  Beobachtung  zugänglich  gewesen  seien.  —  Dass  auch 
heute  noch  die  Durchforstungsregeln  ziemlich  im  Unklaren  sind  und  dass 
es  zur  Zeit  noch  an  brauchbaren  Erfahrungssätzen  mangelt,  sagt  auch  Forst- 
direktor Burkhardt  in  den  1852  erschienenen  forstlichen  Hfilfstafeln 
S.  102.  In  den  als  zweite  Ausgabe  dieses  Werks  1861  erschienenen  Hfilfs- 
tafeln für  Taxatoren  theilt  dieser  Schriftsteller  interessante  Durch- 
forstungserträge  aus  hannoverischen  Forsten  mit,  sagt  aber  doch,  dass  die 
betreffende  Tafel  von  Realerträgen  noch  ziemlich  roh  erscheine.  Indessen 
widerspricht  die  Thfinen'sche  Annahme,  wenn  auch  der  Einfluss,  welchen 
DnrchforstuDgen  auf  das  Wachsthum  eines  Waldes  haben,  noch  nicht  als 
vollkommen  festgestellt  angesehen  werden  kann,  doch  so  sehr  allen  neueren 
Beobachtungen,  dass  die  von  ihm  aufgestellten ,  auf  jene  Annahme  gegrün* 
deten,  Berechnungen  der  Waldrente  vorerst  noch  nicht  als  zutreffend  gelten 
können.  Das  Bedeutende  in  Thfinen's  Forschungen  liegt  aber  nicht  in  den 
aufgesteUten  Berechnungen,  sondern  in  der  Methode,  die  er  befolgt,  und  diese 
behält  ihr  Interesse  und  ihren  Werth,  auch  wenn  die  angenommenen  Zuhlen- 
werthe  unhaltbar  sind.  —  Ich  finde  nicht,  dass  Thfinen's  Schrift  bei  den 
Forstmännern  bereits  Berficksichtigung  gefunden  hat ;  und  doch  ist  sie  gerade 
ffir  die  von  Pressler  aufgeworfenen  Streitpunkte  von  grosser  Bedeutung. 
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lafel.  Danach  ist  auf  dem  hannoTer'sohen  Morgen  zweiter  (guter) 
Bodenklasse  in  den  verschiedenen  Bestandsaltersjahren  der  vor- 
handene Holzvorrath  mit  Aosschluss  des  Yorertrags,  also  der 
Haupt-  oder  prädominirende  Bestand,  in  Normalklaftem  zu 
100  Cubikfuss^),  sodann  der  durchschnittliche  und  der  laufende 
Zuwa(5hs,  gleichfalls  in  Cubikfussen  ausgedrtickt ')9  folgender: 

Tafel  I.  (Kiefer.) 
Ai»«^  u.n»*k^...j  Dupchfchnitto-         Laufender  Zu- 

A  D  od 

20  8  40 


50 
60 
60 
60 
50 
40 
30 
20 


30  13  43 

40  19  47 

50  35  50 

60  31  52 

70  36  51 

80  40  50 

90  43  48 

100  45  45 

Der  Durchschnittszuwachs  ist  gefunden  mittelst  Division  der 
Vorrathszahl  durch  das  Bestandesalter,  der  laufende  Zuwachs 
mittelst  Division  der  Differenz  zwischen  zwei  Vorrathszahlen  durch 
die  Zahl  der  dazwischen  liegenden  Jahre.  Ganz  richtig  ist  diese 
Berechnung  des  laufenden  Zuwachses  allerdings  nicht.  Sie  lässt 
denselben,  so  lange  er  steigend  ist,  in  dem  ersten  Theil  der  be- 
treffenden Perictde  zu  gross,  in  der  zweiten  zu  klein  erscheinen, 
umgekehrt  bei  abnehmendem  Zuwachs  dort  zu  klein,  hier  zu  gross. 
Aber  der  Fehler  ist  nur  dann  erheblich,  wenn  die  Perioden,  deren 
Anfangs-  und  Endzahlen  man  zur  Berechnung  nimmt,  sehr  lang 
sind,  oder  wenn  die  laufende  Zu-  oder  Abnahme  an  Holz  in  einem 
Wald  sehr  bedeutend  ist. 

In  dem  angeführten  Beispiel  kuhninirt  der  laufende  Zuwachs 
der  Kiefer  zwischen  dem  30.  und  60.  Lebensjahr,   also  etwa  im 


1)  Nämlich  feste  Massab 

2)  Der  Reductionsfaktor,  um  hannoYer'sche  Cnbikfusse  anf  1  hannov. 
Mor^n  in  rheinische  Cubikfusie  auf  1  Magdeburger  Morgen  in  verwandeln, 
ist  0.78535. 
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45«,  der  durchschnittliche  am  das  60.  Altersjahr.  Beide  tre&n 
ungefähr  im  63.  Altersjahc  zusammen,  wo  sich  d^«  laufende  Zu- 
wachs auf  52  c '  berechnet. 

Bei  gutem  Boden  wird  der  Durchschnittszuwachs  später,  bei 
geringem  Boden  früher  ein  Maximum.  Derselbe  culminirt  z.  B.  bei 
der  Kiefer  nach  den  Hülfstafeln  von  Burkhardt  auf  Bodenklasse  I. 
mit  63  c'  im  Alter  70,  auf  Bodenklasse  V.  mit  23  c'  im  Alter  40. 

Die  Bedeutung  des  DurchschniAtszuwachses  erhellt  fOr  den 
Laien  noch  besser,  wenn  man  sich  nicht  einen  Wald  vorstellt, 
der  wie  der  eben  als  Beispiel  angeführte  Kiefernwald  für  sich  «Hein 
durch  seine  verschiedenen  Altersjahre  verfolgt  wird,  sondern  einen 
solchen,  wo  sämmtliche  Jahrgänge  nebeneinander  stehend  gedacht 
werden.  Man  stelle  sich  eine  Waldfläche  vor  vop  durchgehends 
gleich  gutem  Boden  und  gleicher  climatisfiher  Lage  in  so  viel 
Schläge  getheilt,  als  man  Umtriebsjahre  eines  Waldes  haben  will 
und  auf  jedem  Schlag  Holzpflanzen  von  dem  betreß*enden  Alter. 
Dann  stehen  also  auf  dem  jüngsten  Schlag  Pflanzen  von  0 — 1  Jahr, 
auf  dem  zweitjüngsten  von  1 — 2  Jahr  u.  s.  f.  bis  zum  ältesten 
Schlag,  wo  bei  hundertjährigem  Betrieb  99 — 100jährige  Bäume 
st^en#  Man  wende  gegen  diese  Vorstellung  nicht  ein,  dass  ein 
derartiger  Widd  in  der  Wirklichkeit  nicht  vorkomme.  Jedenfalls 
kann  er  bestehen;  denn  er  ist  richtig  gedacht  und  allen  forst- 
lichen Normalertragsberechnungen  liegt  diese  Annahme  zu  Grunde. 
Uebrigens  wird  die  Vorstellung  von  einem  solchen  Walde  nicht 
wesentlich  verändert,  wenn  man  sich  die  verschiedene  Bodengüte 
und  Lage  durch  eine  grössere  Fläche,  die  man  den  Schlägen  von 
geringerer  Bodengüte  giebt,  ausgeglichen  denkt  Vollkommen 
passt  dies  freilich  nicht,  weil  die  verschiedene  Bodengüte  durch 
alle  Altersjahre  ein  verschiedenes  Wachsthum  der  Bäume  zur 
Folge  hat.  Aber  wenn  nur  auf  diesem  Wege  im  Abtriebsjahr 
des  Waldes  die  gleiche  Holzmenge  erzielt  wird,  wie  sie  sich  bei 
besserem  Boden  findet,  und  die  Vorerträge  nicht  sehr  abweichend 
sind,  so  ist  die  Verstelhing  wohl  zulässig. 

Ein  solcher  Idealwald  kann  als  ewig  lebend  angesehen  werden ; 
denn  bei  richtiger  Verjüngung  hat  man,  Unglücksfälle  abgerechnet, 
fortwährend  alle  Altersklassen  im  Walde  vertreten. 
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Sämiotliche  nachfolgende  Erörterungen  haben  einen  solchen 
Idealwald  zur  Voraussetzung. 

Sieht  man  nun  auch  hier  zunächst  nur  auf  den  Hauptbestand, 
so  ist  der  Zuwachs  des  ganzen  Waldes  an  Masse  gleich  der  Holz- 
menge,  die  auf  dem  jeweils  Ältesten  Schlag  steht  ^  denn  so  viel 
kann  jedes  Jahr  von  dem  Besitzer  eines  sokhen  Waldes  ge- 
schlagen werden,  ohne  dass  der  ganze  darin  befindliche  Holzvorrath 
abnimmt.  In  einem  Niederwald  von  fünf  und  zwanzigjährigem 
Umtrieb  z.  B.,  wo  kein  Durchforstungshplz  gewonnen  wird,  ist 
der  Zuwachs  sftmmtlicher  fQnfimdzwanzig  Schläge  gleich  der  Holz- 
menge des  ältesten  zum  Abtrieb  kommenden  Schlags.  Hat  man 
dagegen  einen  Hochwald  von  längerer  Umtriebszeit  oder,  was  das 
gleiche  ist,  mit  mehr  Schlägen,  so  kommen  zum  Holzbestand  dos 
ältesten  Schlags  noch  die  Vorerträge  hinzu.  Kann  man  be% 
spielsweise  in  einem  Buchenwaid  von  hundirt  Jahren  Umtriebszeit 
oder  von  hundert  Schlägen  vom  30.  Jahre  an  alle  zehu«Jiilire 
einen  Theil  des  Hoizvorraths  als  Vorertrag  wegnehmen,  so  ist 
der  Zuwachs  oder  Masse ner trag  des  ganzen  Waldes  gleich  der 
Holzmenge,  welche  der  hundertjährige  Hauptbestand  enthält  und 
welche  aus  dem  30.,  40.,  ...  bis  90.  Schlag  jährlich  ge- 
schlagen wird. 

Den  durchschnittlichen  Zuwachs  per  Morgen  findet  man  in 
einem  solchen  Walde  mittelst  Division  der,  in  Cubikfussen  oder 
Normalklaftern  ausgedrückten,  auf  sämmtlichen  Schlägen  jährlich 
gewinnbaren  Holzmenge  durch  die  in  Morgen  ausgedrückte  Wald- 
fläcbe.  So  lange  bei  Ausdehnung  der  Umtriebszeit  oder,  was  das 
gleiche  ist,  bei  Vermehrung  der  Schläge  der  Dividend  oder  die 
schlagbare  Holzmenge  stärker  wächst  als  der  Divisor  oder  die 
Zahl  der  Schläge  oder  Jahrgänge,  ist  der  Durchschnittszuwachs 
noch  steigend.  Von  dem  Jahrgang  oder  Schlag  an,  wo  der  Divisor 
stärker  zunimmt  als  der  Dividend,  wird  der  Durchschnittszuwachs 
abnehmend.  Der  Culminationspunkt  desselben  oder  sein  Maximum 
trifil  auf  das  Jahr  oder  die  Jahre,  wo  durch  das  Anwachsen  des 
Dividends  und  des  Divisors  eine  Aenderung  im  Quotient  nicht 
eintritt. 

Hieraus  geht  hervor,  dass,  wenn  ein  Waldbesitzer  auf  nichts 
Anderes  ausgeht   als  darauf,  die  grösste  Masse  Holz   auf  der 
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möglichst  Meinen  Fläche  zu  erzeugen,  er  keinen  Wald  in  kürzerem, 
aber  auch  nicht  in  längerem  Umtrieb  bewirthschaften  darf  als  in 
demjenigen,  bei  welchem  der  Durchschnittszuwachs  ein  Maximum 
ist.  Oder:  wenn  in  einem  ganzen  Lande  der  Bedarf  an  Holz, 
abgesehen  von  dessen  verschiedener  Qualität,  auf  dem  kleinsten 
Areal  erzeugt  werden  soll,  so  ist  der  Durchschnittszuwachs  aus- 
schliesslich massgebend.  Der  laufende  Zuwachs  ist  in  dieser  Be- 
ziehung nur  insofern  von  Bedeutung,  als  er  auf  den  Durchschoitts- 
zuwachs  einwirkt  und  als  der  Zeitpunkt,  wo  dieser  culminirt,  auch 
daran  erkannt  wird,  dass  derselbe  dem  laufenden  gleich  wird.  An 
sich  ist  er  aber  für  die  Frage,  welchen  Umtrieb  man  wählen  soll, 
wenn  man  das  meiste  Holz  erzeugen  will,  gleichgültig.  Seine 
grosse,  ja  entscheidende  Wichtigkeit  gewinnt  er  erst,  wenn  nicht 
die  jährlich  erzeugte  Holzmenge,  sondern  die  Rente  vom  Holz- 
kapital in  Frage  steht.  Man  findet  übrigens  den  laufenden  Zuwachs 
gerade  wie  oben  dadurch,  dass  man  die  Differenz  in  der  auf 
Schlägen  von  verschiedenem  Alter  gewinnbaren  Holzmenge  fcnit 
Einrechnung  der  dazu  gehörigen  Yorerträge  durch  die  Differenz 
der  Altersjahre  dividirt. 

Die  obige  Tafel  I.  enthält  alle  Data,  um  die  Verhältnisse 
eines  Kiefernforstes  von  dem  eben  beschriebenen  idealen  Charakter 
zur  Anschauung  zu  bringen,  sofern  blos  der  Hauptbestand  in  Be- 
tracht gezogen  wird.  Man  darf  sich  nur  die  einzelnen  Schläge 
mit  der  betreffenden  Holzmenge  bestanden  denken  und  die  Zwischen- 
glieder interpoliren,  so  dass  also  auf  dem  jüngsten  Schlag  0,4, 
auf  dem  fünften  2,  auf  dem  26.  Schlag  1 1  Normalklafter  u.  s.  w. 
stehen.  Um  aber  nun  auch  zu  zeigen,  wie  sich  der  durchschnitt- 
liche ebenso  wie  der  laufende  Zuwachs  verschieden  stellen,  wenn 
man  nicht  blos  den  Hauptbestand,  sondern  auch  die  Vorerträge 
berücksichtigt,  lasse  ich  zunächst  zwei  Tafeln  folgen ,  auf  deren 
erster  die  Zuwachsberechnung  in  dem  auf  Tafel  I.  beschriebenen 
Kiefernwald  unter  Hinzufügung  der  Yorerträge,  auf  der  zweiten 
eine  Berechnung  des  Zuwachses  in  einem  Buchenhochwald  mit- 
getheilt  wird.  Die  Data  für  letztere  Tafel  sind  der  Schrift  0 
des  Oberforstrath  Dr.  Grebe:  Der  Buchenhochwaldbetrieb,  ent- 


1)  Eisenach.  1856. 
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nommen.  Die  Grössoiangabee  derselben  sind  in  rheinischen 
Fassen  gemacht  und  beziehen  sich  auf  den  Magdeburger  Morgen. 
Die  Bodengfite  ist  die  mittlere,  Klasse  m. 

Tafel  n.   (Kiefer.) 

Zowach»  . 
Alt«r      Uanptbettand  '  Vorertrag   Hagsenerlraf     l*"^^  l        laufend 
ab  c  d  e  f 

20  8NkL         l.*Nkl.     9.«Nklr.      47.»  c' 

30  13  2.«  17.*  57      - 


40  19  2.*  25.»  63.' 

60  25  2.»  33.«  67.» 

60  31  1.«  41.*  69 

70  36  1.«  48  68.« 

80  40  1.»  53.»            •  66.« 

90  43  1.«  57.»  64 

Tafel  m.    (Bnche.) 


76  c' 

84 

81 

77 

66 

58 

42 


DarduchniUlicher         Laufender 
Zuwachs  im  Zuwachs  im 

A"«   bÄ    Vorertra,   .*--     «X,    Ganaen      «-P-    Gauaen 
ab  o  d  efgh 

10         25         —  25  2.»         2.» 


20  225  —  225  11.'  11.« 

30  575  65  640  19.*  21.» 

40  1025  100  1190  25.»  29.' 

50  1440  130  1735  28.»  34.» 

60  1855  155  2295  30.»  38.« 

70  2255  185  2890  32.»  41.» 

80  2610  195  3440  32.»  43 

90  2930  185  3945  32.»  43.« 

100  3200  175  4390  32  43.» 

110  8425  150  4765  31.»  43.» 

120  3600  —  4940  36  41 


20  20 

35  41.» 

45  55 

41.»  54.» 

41.»  56 

40  69.» 

35.»  55 

32  50.» 

27  44.» 

22.»  37.» 

17.»  17.» 


Aus  der  Vergleicbung  von  Tafel  II  mit  I  ergiebt  sich,  dass 
der  laufende  Zuwachs  bei  der  Kiefer  unter  Voraussetzung  der 
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angegebenen  Durchforstung  erheblich  früher  culminirt  als  im 
Hauptbestand  allein,  der  durchschnittliche  dagegen  in  dem  gleichen 
Alter.  Anders  bei  der  Buche  auf  Tafel  III,  wo  die  Einrechnung 
der  Vorerträge  den  Culminationspnnkt  beim  laufenden  Zuwachs 
um  30,  beim  durchschnittlichen  um  20  Jahre  hinausschiebt.  Das 
letztere,  die  Verspätung  des  Culminationspunkts  in  Folge  der  Ein- 
rechnung der  Vorerträge  um  einige  Jahre ,  kann  als  Regel  0 
gelten ;  die  abweichende  Erscheinung  bei  der  Kiefer  ist  die  Folge 
daTon ,  dass  hier  die  Durchforstung  in  den  jungen  Beständen  den 
grössten  Ertrag  zeigt. 

Bisher  war  Tom  Zuwachs  nur  als  von  einer  Holzmenge  die 
Rede.  Wesentlich  anders  stellt  sich  derselbe,  wenn  man  auch 
den  W  e  r  t  h  des  Holzes  in  Rechnqng  zieht  Weil  nämlich  das 
schwache  Holz  weniger  gilt  als  das  stärkere,  so  muss  auch  der 
laufende  Zuwachs  mehr  an  Werth  zunehmen  als  an  Hasse  und 
kann  sein  Werth  dann  noch  wachsen,  wenn  die  Masse  bereits 
abnimmt,  und  aus  dem  gleichen  Grund«  muss  der  durchschnitt- 
liche Werlhzuwachs  eines  Waldes  sein  Maximum  später  erreichen 
als  der  durchschnittliche  Massenzuwachs.  Indessen  hält  das  Steigen 
des  Preises  mit  dem  Stärkerwerden  des  Holzes  nicht  gleichen 
Schritt,  sondern  nimmt  ab,  nachdem  das  Holz  einmal  eine  gewisse 
Stärke  und  damit  seine  Verwendbarkeit  für  die  meisten  baulichen 
und  industridlen  Zwecke  erreicht  hat  Dieser  Umstand  zugleich 
mit  dem  in  dem  höheren  Alter  abnehmenden  Massenzuwachs  der 
Bäume  bewirkt,  dass  sowohl  der  laufende  als  der  durchschnitt- 
liche Werlhzuwachs  des  Waldes  sein  Maximum  zwar  erheblich 
später  erreicht  als  der  Massenzuwachs,  aber  doch  nicht  erst  in 
derjenigen  Altersperiode  des  Waldes,  wo  der  letztere  überhaupt 
verschwindet 

Die  Holzarten  verhalten  sich  übrigens  in  der  Werthzunahme 
sehr  verschieden.  Bei  denjenigen,  welche  hauptsächlich  als  Brenn- 
holz dienen  und  wenig  Nutzholz  liefern,  wie  z.  B.  die  Buche,  ist. 
die  Werthzunahme  sehr  gering  und  tritt  deshalb  der  Culminations- 
punkt  im  Werthzuwachs  nur  wenig  später  ein  als  in  der  Masse. 
Bei  Nadelholz,   das  von   einer   gewissen  Stärke  an  als  Bauholz 


1)  So  iagt  auch  Barkhardt  a.a  0.  erste  Auflage  S.   106« 
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verwendbar  ist,  tritt  mit  dieser  Verwendbarkeit  eine  erhebliche 
Werthzunahme  ein  und  muss  in  Folge  dessen  der  zeitliche  Unter- 
schied in  der  Culminalion  des  Hassen-  u.  Wertbzuwachses  sehr 
bedeutend  sein.  Andrerseits  zeigt  sich  gerade  bei  den  Nadel- 
hölzern die  erwähnte  Erscheinung,  dass  ihr  Preis  nicht  fort  und 
fort  mit  der  Lftnge  und  Dicke  4er  Bftoffie  wächst,  sondern  von 
einer  gewissen  Stärke  an  weniger  stark  zunimmt  und  am  Ende 
sogar  stehen  bleibt.  Ein  Kubikfuss  Fichtenholz  von  einem  lOOjäh- 
rigen  Baum  kann  recht  wohl  das  Dreifache  gelten,  was  ein  Kubik- 
fuss von  einer  40jährigen  Fichte  kostet;  aber  das  160jährige 
Holz  wird  dann  entfernt  nicht  das  Dreifache  des  100jährigen 
werth  sein;  leicht  möglich,  dass  die  Preise  von  beiden  gleich 
sind  oder  nur  wenig  von  einander  verschieden. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  in  dieser  Beziehung  die 
grösste  Verschiedenheit  in  den  einzelnen  Gegenden  herrscht,  weit 
grösser  als  in  dem  Massenzuwachs  der  Bäume.  Die  folgenden 
Zahlenangaben  können  deshalb  noch  viel  weniger  als  die  obigen 
als  allgemein  zutreffende  Nachweisungen  denn  als  blose  Beispiele 
gelten. 

Hofrath  Pressler  braucht  für  denjenigen  Zuwachs,  der  durch 
den  höheren  Werth  des  stärkeren  Holzes  eintritt,  den  Ausdruck: 
QuditätSjEuwachs. . 

Als  Beispiel,  wie  sich  der  Werthzuwachs  verschieden  zum 
Massenzuwqchs  stellt,  theile  ich  nun  auf  Tafel  IV  die  Werthbe- 
rechnung  des  auf  den  beiden  ersten  Tafeln  dargestellten  Kiefern- 
waldes mit,  unter  Zugrundelegung  der  von  Burkhärdt  angegebenen, 
der  Wirklichkeit  entnommenen,  Preissätze.  Auf  Tafel  V  folgt 
dann  die  gleiche  Berechnung  über  den  auf  der  dritten  Tafel  in 
seinem  Hassenertrag  beschriebenen  Buchenhochwald  mit  Benützung 
der  von  Dr.  Grebe  für  die  Gegend  von  Eisenach  angegebenen 
Bucbcnholzpreise.  Endlich  lasse  ich  auf  der  Tafel  VI  und  VII 
eine  Berechnung  über  die  Fichte,  die  in  Deutschland  das  meiste 
Bauholz  liefert^  und  deswegen  ein  besonderes  Interesse  in  An- 
spruch nimmt,  gleichfalls  nach  den  Angaben  von  Burkhardt  folgen. 
Auch  die  letztere  ist  in  hannoverschen  Kubikfussen  für  den  han- 
noverschen Morgen  gemacht;  der  Boden  ist  die  U.  Klasse. 
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Tafel  IV.   (Kiefer.) 


Preis  per  100  c'  WerthzawacU  in  Thalcrn 

Werth  i»  TWrn.  des        ^  "         -^        i  i     ■     . 

4vektehBiltt.  im  laaf«B4  im 


IB  OmAminm 


__o  d  efffh  I 

20      30      20        8         1  9      0.*      0.**     ,  st     i  5 

3.* 


30      60      40      21.'      3.»        26      0."    0."      \ 


40      80      60      W.»     4.'        60      1.»'    1.» 
50     120      80     100        5.«      116      2        2.» 


4."  5.» 
6."  7.» 


60  160  110  165.»  6.«  187  2."  3.»  „\j  g, 

70  200  140  240  7.»  269  3.*  3.»  '„  * 

80  220  160  293.»  6.»  329  3."  4.»  '^,  , 

90  240  180  344  7.«  387  3.»  4.» 


Tafel  V.  (Buche.) 

30')  120  100  23.  2.«  25  0."  0.»»  ^g  g» 

40  120  100  41  3.»  47  1."  1."  ^j»  2» 

50  135  115  64.»  5  75  1.»  1.»  ^^  3* 

60  148  133  91.»  6.»  109  1.»»  1.»  Kgs  «, 

70   160  139  120  8.«  146  1.'  2.»  '„  «', 

80  170  144  147.''  9.*  183  1.»»  2.»  2*41  3 « 

90  176  150  171.»  9.»  216  1.»»  2.*  ^o«  2» 

100  180  155  192  9  245  1.»»  2."  j\  gs 


110  183  160  209   8    270   1.*  2.*» 
120  186  —  223   —   284   1."  2.»« 


1.*      1.* 


1)  Ffir  das  Alter  30  giebt  Dr.  Grebe  keinen  Preis  an;  ich  habe  dafär 
den  Kl'ichen  Preis  angeseilt,  wie  fOr  das  Alter  40. 
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Tafel  VL   (Fichte.) 

HMsencawachf  in  c' 


Alter 

20 
30 
40 
50 
60 
70 
80 
90 
100 


In  Normalklafkeni  i  tOOc' 

Haupt-    v«.^— -    Masaen- 
bestand    V«'««««      ertrag 

e 


b 

8 
15 
23 
31 
40 
49 
56 
62 
67 


1.» 

2.» 
2.» 
2.» 
2.» 
2.» 
2.» 
1.» 


d 

8 
16.» 
26.« 
37.» 
49.* 
60.» 
70.» 
78.» 
85.» 


dnrchacbnittl.  im 


Uanpt- 

beatand 

e 

40 

50 

58 

62 

67 

70 

70 

69 

67 


Gauen 
r 

40 

53 

67 

75 

82 

87 

87.» 

87 

85 


laufend  im 


* 

h 

70 

83 

80 

105 

80 

109 

90 

117 

90 

115 

70 

98 

60 

81 

50 

68 

Preiiper  100  o' 
i>  SiMohM  «•■       Werlh  in  Tblrn.  de« 


Tafel  Vn.   (Fichte.) 

Werthtuwach*  in  Tbalem 

dinkatkaiM.  ia  tudmt  la 


Htm 


20  40 

30  120 

40  200 

50  250 

60  300 

70  340 

80  370 

90  400 

100  420 


▼•rfrtfaf 
e 

«0 
120 
160 
200 
240 
270 
300 
320 


d 

10.» 

60 
153.» 
258.» 
400 
555.» 
690.» 
826.» 
938 


Vtmtntt 


•itn(»  kMitad 
f 


3.» 
10 
15.» 
18 
20 
20.» 
21 
19.» 


10.» 
63.» 
167 
287 
447 
622 
778 
935 
1066 


s 
0.»» 
2 

3." 
5." 
6.« 
7.»» 
8.«» 
9." 
9.»» 


Qmra 

h 
0.»» 

2.» 
4.« 
5.» 
7.* 
8.» 
9.» 
10.* 
10.« 


4.» 

9.» 

10.» 

14.» 

15.» 

14.» 
13.« 
11.» 


5.» 
10.» 
12 
16 
17.» 
15.« 
15.» 
13.» 


Bei  der  Kiefer  .und  der  Fichte  stellt  sich  das  Manmum  des 
darchschniltlichen  Werthzuwaehses  in  der  Tafel  aaf  das  letzte  ange- 
gebene Jahr.  Leider  führen  die  Borkhardt'scben  Tafeln  die  Nach- 
weisnng  nicht  noch  um  ein  oder  einige  Jahrzehente  weiter,  um 

ZeltMbrtft  £  Staataw.  IMT.    I.  Heft.  2 
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erkennen  zu  lassen ,  ob  dann  wirklich  der  Werihzuwachs  bereits 
culminirt,  und  wie  derselbe  wieder  abnehmend  wird.  Aus  der 
starken  Abnahme  des  laufenden  Zuwachses  sieht  man  aber  deut- 
lich, dass  das  Haximm^  im  Hauptbestand  wirklich  bei  der  Kiefer 
um  das  90.,  bei  der  Fichte  um  das  100.  Jahr  eintritt.  In  der 
gesammten  Holzerndte  möchte  der  Werthzuwachs  um  einige  Jahre 
spftter  culmifiiren,  als  die  Tafer  reicht.  Auch  so  schon  tritt  aber 
der  Unterschied  in  der  Zeit  des  eintretenden  Maximums  im  Wertb 
und  in  der  Hasse  deutlich  hervor.  Diese  culminirt  bei  der  Kiefer 
um  circa  30  Jahre  früher  als  bei  jener.  Bei  der  Fichte  culmi- 
nirt der  durchschnittliche  Massenzuwachs  um  circa  25  Jahre,  beim 
laufenden  um  5  bis  10  Jahre  früher.  Bei  der  Buche  zeigt  sich 
nur  im  Hauptbestand  ein  nennenswerther  Unterschied  in  der  Cul- 
minationsperiode  des  durchschnittlichen  und  des  laufenden  Zu- 
wachses; in  der  ganzen  Holzerndte  verschwindet  derselbe  fast 
vollständig.  Der  Grund  dieser  Verschiedenheit  von  der  Kiefer 
ist  bereits  oben  angegeben;  er  liegt  in  der  geringeren  Zunahme 
des  Preises  vom  Buchenholz  mit  der  wachsenden  Stftrke.  Auch 
dass  die  Fichte  einen  geringeren  Unterschied  in  der  Culminations- 
periode  der  Masse  und  des  Werths  zeigt  als  die'  Kiefer,  wenn 
auch  einen  erbebUch  grösseren  als  die  Buche,  erklärt  sich  aus 
den  Preisen.  Jene  hat  schön  in  den  jüngeren  Altersperioden  eine 
grössere  technische  Verwendbarkeit  als  die  Kiefer,  während  das 
Holz  dieses  Baums  mit  den  hohem  Jahren  sehr  an  Güte  und 
deshalb  an  Werth  zunimmt  Deshalb  ist  der  Werthunterschied 
zwischen  schwachem  und  starkem  Holz  dort  kleiner  als  hier. 
Nach  den  obigen  Preisen  steigt  das  Kiefernholz  vom  30.  bis  90. 
Jahre  auf  das  4^/6  fache,  das  Fichtenholz  auf  das  3 Vs  fache.  — 
Das  wichtigste  Resultat  aus  den  obigen  Tafeln  ist  die  Nach- 
weisung, dass  ein  Waldbesitzer,  wenn  er  ohne  Rücksicht  auf  die 
Kosten,  aber  auch  ohne  Rücksicht  auf  mögliche  Nebennutzungen 
eines  Waldes  an  Weide,  Streu^  Gräserei,  Harz  das  Maximum  von 
Holzwerth  erzeugen  will,  abgesehen  von  der  Buche,  einen  erheb- 
lich längeren  Umtrieb  wählen  muss,  üs  dann,  wenn  er  das  Maxi- 
mum von  Holzmasse  erstrebk  Unter  Voraussetzung  der  ange- 
gebenen Preise  ttuiss  er  auf  gutem  Boden  die  Kiefer  circa  90, 
die  Fichte  über  100  Jahre  wuchsen  lassen;  mit  andern  Worten: 
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er  BIW8  bei  regelmässiger  Wirthschaft  sein  Areal  in  90,  beziehungs- 
weise 100  Schläge  Iheilen  and  auf  jedem  Schlag  entsprechend 
altes  Holz  halten,  um  den  höchsten  Holzgeldertrag  jährlich  zu 
bekommen. 

Privatwirthschaftlich  handelt  es  sich  aber  nicht  um  den  Roh- 
ertrag an  Geld  oder  an  Masse  sondern  um  den  Reinertrag. 
Die  Ermittelung  dieser  Grösse  setzt  die  Kenntniss  der  Kosten 
der  Holzgewinnung  voraus,  deren  bedeutendster  Tkeil  durch  den 
Zins  des  in  Holz  vorhandenen  Kapitals,  des  Materialfonds  oder 
Massenvorraths,  gebildet  wird. 

Es  soll  nun  im  Folgenden  zunächst  nächgewiesen  werden, 
welches  Nutzungsprozent  das  ganze  im  Wald  vorhandene  Holz- 
kapital jährlich  sowohl  an  Masse  wie  an  Geldwerth  ergiebt  und 
wie  sich  jeder  Theil  dieses  Kapitals ,  also  jede  Periode  von  zehn 
Jahren,  beziehungsweise  je  zehn  Schläge  eines  Waldes,  an  Masse 
and  an  Geld  verzinsen.  Zu  diesem  Ende  folgen  drei  Tafeln  über 
die  Kiefer,  Fichte  und  Buche,  welche  aus  den  in  den  Tafeln  IV-— VI 
enthaltenen  Elementen  berechnet  sind,  und  aus  denen  das  durch- 
schnittliche, und  laufende  Nutzungsprozent  von  Wäldern  mit  dem 
oben  angegebenen  Massen-  und  Geldertrag  deutlich  wird. 

Der  Vorrath  an  Masse  und  Geld  (Spalte  b  u.  c)  ist  nach  der 
bekannten  Regel  berechnet,  dass  fär  jede  Periode  der  Vorrath 
des  ersten  und  des  letzten  Jahres  addirt  und  die  Summe  durch 
die  halbe  Zahl  der  Reihe  multiplicirt  wird,  und  dabei  wird  der 
Vorrath  des  ersten  Jahres  dadurch  gefunden,  dass  zu  dem  be- 
kannten Vorrath  des  um  ein  Jahr  jtkngeren  Schlags  der  arithme- 
tisch berechnete  Theil  der  Differenz  zwischen  dem  Vorrath  dieses 
Schlags  und  dem  gleichfalls  gegebenen  Vorrath  des  letzten  Jahres 
der  Reihe  hinzugefügt  wird.  Beispielsweise  ist  nach  Tafel  H  der 
Haoptbestand  eines  Kiefernwaldes  im  60.  Schlag  Sl,  im  70.  Schlag 
36  Klafter.  Der  61.  Schlag  ttbertriffl  also  um  den  zehnten  Theil 
der  Differenz  zwischen  31  und  36  oder  om  0*5  Normalklafter 
den  60.  Schlag;  die  Summe  von  31.^  und  36  mutiplicirt  mit  5 
oder  der  llälfte  der  zehnjährigen  Periode  giebt  187.'  Klafter  als 
Vorrath  sämmtlicber  zehn  Schläge  von  61 — 70  im  Hauptbestand. 
In  gleicher  Weise  müssen  auch  die  Vorräthe  an  Vorerträgeh  be- 
rechnet werden.   Nur  muss'^  hier,  weil  die  Vorerträge  dem  Walde 
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wirklich  entnommen  werden,  der  Yorrath  in  dem  der  Reihe  vor- 
hergehenden Jahre  mit  Null  angesetzt  werden  ebenso  wie  in  der 
jüngsten  Reihe  des  Hauptbestandes..  Demnach  ist  der  Yorrath  an 
Yorertrags-  oder  Durchforstungsholz  bei  der  Fichte  (nach  Tafel  VI) 
in  den  Schlägen  50—60  (2.^  +  0.")  X  5  =  14.«*  Normal- 
klarier,  in  den  Schlagen  1—30  (1.'  -f  0.^")  X  15  =  20.* 
Normalkhifter. 

Durch  Snmmirung  sömmtlicher  für  die  einzehien  Perioden 
berechneten  Yorräthe  erhält  man  den  gesammten  Hassenvorrath. 
In  dieser  Weise  sind  die  Spalten  b  und  c  in  den  folgenden  Tafeln 
berechnet.  Die  Zahfen  für  das  durchschnittliche  Nutzungsprozent 
geben  an,  wie  sich  in  Prozenten  der  bis  zu  einem  gewissen  Alter 
des  Waldes  l)erechnete  Yorrath  an  Geld  und  Masse  zu  der  jähr- 
lich durch  d^n  Abtrieb  des  Hauptbestandes  und  Gewinnung  sämmt- 
licher  Yorerträge,  also  zu  den  Zahlen  der  Spalten  d  auf  den 
Tafeln  II,  m  und  YI  und  der  Spalten  f  auf  Tafel  lY ,  Y  und  YU 
verhält.  Bei  dieser  Art  der  Berechnung  findet  allerdings  ein  kleiner 
Fehler  statt,  wie  Oberforstrath  Böse  0  ganz  richtig  bemerkt  hat 
Es  wird  nämlich  angenommen,  dass  der  Normalvorrath  am  Ende 
eines  bestimmten  Jahres  die  in  dem  gleichen  Jahre  gewinnbare 
Holzerndte  wachsen  lasse,  während  oflTenbar  der  Normalvorrath 
am  Ende  des  vorhergehenden  Jahres  als  das  Kapital  angesehen 
werden  muss,  aus  dem  die  Emdte  des  folgenden  Jahres  entsteht 
Indess  hätte  die  Berechnung  des  ein  Jahr  jüngeren  Yorraths  grosse 
Mühe  gemacht,  und  der  Fehler  ist  besonders  in  den  entscheiden- 
den mittleren  und  höheren  Jahren  überaus  klein.  Das  laufende 
Nutzungsprozent  drückt  das  prozentuale  Yerhältniss  des  ganzen 
laufenden  Zuwachses  zu  dem  prädominirenden  Bestand  am  Anfang 
der  Periode,  für  welche  das  Nutzungsprozent  gesucht  wird,  also 
z.  B.  bei  der  Kiefer  für  die  Jahre  60—70  31  Normalklafter: 
66  c'  =  100:2.^  und  bei  der  Geldrechnung  nach  Tafel  lY 
165.»  Rthhr.:  8.»  Rlhlr.  =   100  :  4.*. 


1)  Beiträge  lor  Waldwerthberechnung  1863.    S.  25. 
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Tafel  Vm.    (Kiefer.) 


Bfassenvorrath  <) 


Aller 


Notznngsprosent 


Tafd  DL    (Pichte.) 


20 

84 

112 

9.» 

9.» 

30 

223 

544 

7.» 

11,* 

40 

431 

1713 

6.» 

9.» 

50 

721 

3908 

5.« 

7.» 

60 

1096 

7371 

4.» 

6.« 

70 

1561 

12339 

3.» 

5 

80 

2102 

18750 

3.» 

4.» 

90 

2707 

26521 

2.» 

3.» 

100 

3364 

35506 

2.» 

3 

13/ 

49 

7 

17.« 

4.» 

7.» 

3.8 

6.» 

2.« 

4.« 

1.» 

2.« 

1.* 

2.» 

1 

1.» 

1)  Die  Zahlen  für  den  BlasaenTorrath  sowohl  in  Holi  wie  in  Geld 
stiroroen  ntcht  gani  mit  den  Ton  BnrfchardI  a.  a.  0.  berechneten.  Die 
«einigen  sind  nm  eine  Kleinigkeit  höher.  Ffir  die  Berechnung  des  Nntinngs- 
prozents  ist  der  Unterschied  gAnzlieh  ohne  Gewicht. 
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Tafel  X.   (Buche.)  *) 
MasMnyorrath  Natgongsprozent 


Die  Tafeln  für  die  Kiefer  und  die  Fichte  haben,  wie  oben 
gesagt,  für  Waldungen  auf  gutem  Boden  Geltung,  jene  für  die 
Buche  für  solche  auf  mittlerem  Boden.    Bei  besserem  Boden  er- 


1)  Der  Massenvorrath  nmfiBisst  auch  hier  Hanptbestand  and  Vorertrilge. 
Die  Vorrathszahlen  für  die  ersleren  sind  bei  Grebe  a.  a.  0.  S.  211  berech- 
net. Dem  ftlr  den  100-  and  l2Qjfthrigen  Uintrieb  berechneten  Vorrath  fQgt 
Grebe  noch  den  Nachhiebarflckstand ,  der  der  voransgeaetcten  natftrlichen 
Verjflngong  wegen  gehalten  wird,  mit  239  Normalklaftem  hinzu.  Dies 
begreife  ich  nicht,  wiewohl  ich  als  Laie  einem  Techniker  gegenflber  mich 
gerne  bescheide,  yielleicht  ein  ungegrflndetes  Bedenken  zu  haben.  Das 
nftmlich  begreife  ich  wohl,  dass  man  einen  Nachhiebsrückstand  braucht; 
aber  dieser  scheint  doch  nichts  als  aufgespartes  Holz  der  früheren  Jahre 
und  steckt  also  bereits  in  den  für  diese  berechneten  Vorrathszahlen.  Nur 
der  unbedeutende  Zuwachs  des  Nachhiebsrückstands  könnte  den  Vorrath 
zugezählt  werden.  —  Bei  der  Berechnung  des  Geldwerths  des  Vorraths  habe 
ich  den  Werth  des  10-  |ind  20j<hrigen  Holzes  zum  gleichen  Preis  ange- 
setzt, den  Grebe  für  die  3C|jihrigen  Vorertrftge  ansetzt.  Darnach  ist  der 
lOJihrige  Hauptbestand  0.^',  der  20!jfthrige  7.'  Rthlr.  werth.  Das  hohe 
Nutzungsprozent  von  10— 20  Jahren  rührt  von  dem  sehr. kleinen  lOjihrigen 
HtuptbesUnd  der  Grebe'schen  Tafel  her.    Vergl.  Böse  a.  a.  0.  S.  17. 
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höhen  sich  die  durchschnittlichen  und  lautenden  Massen-  und 
Gelderträge,  bei  geringerem  Boden  sind  sie  iileiner;  auf  das 
Nutzungsprozent  hat  dies  aber  wenig  Einfluss,  weil  mit  den  Er- 
trägen auch  die  Massenvorrftthe  an  Holz  und  an  Geld  sich  ändern. 
Das  Nutzungsprozent  kann  sogar  in  Waldungen  auf  geringem 
Boden  in  den  höheren  und  mittleren  Jahren  grösser  sein  als  in 
besserem,  wenn,  was  häufig  der  Fall  ist,  die  Differenz  im  Wachs- 
thuro  zwischen  diesen  und  jenen  Waldungen  in  dieser  Periode 
geringer  ist,  als  in  dem  ersten  Lebensalter.  In  der  That  ist  dies 
der  Fall  nach  der  von  Grebe  fftr  den  Bochenhochwald  auf  der 
fOnfken  (untersten)  Bodenklasse  gegebenen  Ertragstafel,  hier  stellt 
sich  das  durchschnittliche  Nutzutigsprozent  an  Holz  im  70.  Jahr 
auf  5.^,  im  80.  Jahr  auf  4.^,  im  100.  Jahr  auf  3.'  Prozent,  also 
etwas  höher  als  die  in  der  Tafel  X  für  den  Buchenwald  auf  der 
dritten  Bodenklasse  berechneten  Nutzungsprozente  sind. 

Ich  erwähne  hier  einen  Einwand  gegen  das  Verfahren, 
den  Massenvorrath  in  Geld  zu  berechnen  und  dafbr  die  gleichen 
Preise  anzusetzen,  wie  für  die  verkäuflichen  Erträge.  Man  sagt, 
dies  sei  deshalb  nicht  richtig,  weil,  wenn  mah  den  Massenvorrath 
durch  Niederschlagen  des  Waldes  und  durch  Verkauf  des  Holzes 
zu  GeMe  machen  wollte,  man  plötzlich  das  Ausgebot  von  Holz 
so  steigern  wtirde,  dass  der  Wfaidicbe  Erlös  weit  kleiner  ausfallen 
mfisste.  Würde  beispielweise  Jemand  einen  Fichtenwald  von 
hundert  auf  siebzig  Jahre  Umtrieb  hefuntersetzotr  und  den  Massen- 
vorrath der  Schläge  71  bis  100  mit  dem  bdrechneten  Oeldwerth 
von  23167  Rthirn.  zu  GeMe  machen  wollen,  so  w^de  er  nicht 
diese  Summe  sondern  vfelleichl  nur  die  Hälfte  oder  noch  weniger 
erlösen.  Der  Einwand  ist  ridilig  und  doch  ist  jenes  Verfahren 
zulässig.  Denn  es  ist  klar,  dass  man  ein  andres  Mittel  als  das 
angewendete  zur  Schätzung  der  Holzgeldvorräthe  gar  nicht  hat, 
wenn  man  nicht  jeden  Anhalt  an  die  wirklichen  Preise  aufgeben 
wUL  Uebrigiens  ist  es  Sache  des  Holzhandels,  wie  und  in  wel- 
cher Zeit  der  Vorrath  zu  Gelde  gemacht  werden  soll.  Es  kann 
vortbeilhafter  sem ,  den  Abtrieb  und  Verkauf  so  langsam  vorzu- 
nehmen, dass  durch  Vermehrung  des  Ausgebots  um  ein  kleines 
Quantum  ein  wesentlicher  Druck  auf  die  Preise, nicht  hervor- 
gebracht wird.    . 
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Die  Tareln  Vm  bis  X  seigen^  zu  welchem  Prozent  die  Wal- 
dangen  an  Holz  und  an  Geld  sich  durchschnitUich  und  in  den 
einzelnen  Jahren  vermehren.  Für  die  Wahl  des  Umtriebs  ent- 
scheidend ist  aber  nicht  das  durchschnittliche  sondern  das  laufende 
Nutzungsprozent;  denn  jedes  Jahr,  um  welches  der  Wald  länger 
erhalten  wird  oder  jeder  Schlag,  um  welchen  die  vorhandenen 
Jüngern  Schläge  vermehrt  werden,  stellt  ein  neues  Kapital  dar,  das 
man  in  die  Wirthschaft  einfährt,  und  dessen  Grösse  sich  in  der 
Holzmasse  beziehungsweise  in  der  Geldsumme  ausdrückt,  um 
welches  der  Massenvorrath  anwächst  Nun  ist  es  privatwirth- 
schaftlich  vollkommen  richtig,  wenn  kein  Kapital  in  einem  Gewerbe 
angelegt  wird,  das  nicht  mindestens  so  viel  Zinsen  erwarten  lässt, 
als  der  Unternehmer  selbst  dafür  zu  zahlen  hat,  beziehungsweise 
anderweitig  mit  gleicher  Sicherheit  davon  erzielen  kann.  Der  Land- 
wirth  soll  seinen  Acker  nicht  stärker  düngen  als  so  stark,  dass  auch 
noch  das  letzte  dem  Feld  zugeführte  Düngerkapital  sich  durch 
den  Ertrag  ersetzt  und  verzinst  ^).  Thut  er  es  doch ,  so  opfert 
er  an  Gewinn  von  seinem  andern  höher  rentirenden  Wirthschafts- 
^kapital,  um  damit  den  Verlust  an  jenem  Kapital  zu  decken.  Er 
muss  auch  so  viel  als  thunlich  aus  jedem  einzelnen  Grundstüdc 
das  Maximum  von  Rente  erzielen,  wenn  er  die  Rente  vom  ganzen 
Gut  aufs  höchste  steigern  will  Und  ebenso  darf  der  Industrielle 
und  Kaufmann  keinen  Geschäftstheil  betreiben,  dessen  Rente  nicht 
das  darauf  verwendete  Kapital  vollständig  verzinst.  Ein  Grund, 
warum  es  beim  Forstbetrieb  anders  sein  soll,  ist  an  sich  nicht 
zu  finden,  einen  einzigen  Fall  ausgenommen,  wo  die  Natur  selbst 
den  Waldbesitzer  zwingen  kann,  den  Umtrieb  bis  zu  einem  sol- 
chen Alter  auszudehnen,  wo  der  Zuwachs  den  gewöhnlichen 
Zins  nicht  mehr  giebt. 

Dieser  Fall  ist  durch  die  Rücksicht  auf  die  Verjüngung  des 
Waldes  gegeben.  Bekanntlich  tritt  die  SamenbUdung  erst  in  dem 
mittleren  und  späteren  Alter  des  Baumes  ein.  Ist  nun  die  natür- 
liche Verjüngung  eines  Waldes  geboten  und  fällt  die  Samenbil- 
dung in  eine  Periode,  wo  der  Zuwachs  keine  genügende  Kapital- 


1)  Dieter  wichli^  Sali  Ut  züerit  von  Thfinen  (ifolirter  Staai  11.  1. 
S.  1(5  a.  f.)  klar  dargelegt  worden. 
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verziiisöng  mehr  ergfebt,  so  bleibt  doch  nichts  Obrig,  als  diese 
Periode  abzuwarten,  selbst  wenn  man  dabei  an  der  Rente  Schaden 
hat  So  ist  es  besonders  bei  der  Bache  <und  woU  auch  bei  der 
Weisstanne),  die  eine  natürliche  Verjüngung  fast  unbedingt  nöthig 
macht  und  deren  Samenbildungsperiode  in  eine  Zeit  ftllt,  wo  das 
laufende  Nutzungsprozent  erheblich  unter  den  gewöhnlichen  Zins- 
fuss  herabsinkt  0.  Will  also  ein  Forstwirth  einen  solchen  Nachtheil 
vermeiden,  so  wnrd  er  auf  den  Buchenhochwald  überhaupt  ver- 
zichten und  ihn  durch  eine  andere  Baumgattung  ersetzen  müssen. 

Aber  welcher  Zinsfnss  ist  bei  der  Einrichtung  eines  Waldes 
ab  der  richtige  anzuis^ehen  ? 

Hofrath  Pressler  sagt:   in  Deutschland  für  Private  4>,  für 
den  SUat  3Vt  >  oder  höchstens  3  >. 

Mir  scheint,  dass  dies  die  verwundbarste  Seite  der  Pressler'- 
schen  Theorie  ist.  Denn  an  sich  ist  nach  seinem  eigenen  Princip 
kein  Grund  zu  einem  Unterschied  zwischen  dem  Staat  oder  einer 
andern  todten  Hand  und  Privatwaldbesitzem ,  und  dann  ist  sein 
Zinssatz  wiUkühriich  und  auch  für  die  deutschen  Verhältnisse  zu 
niedrig  gegriffen.  Abgesehen  von  andern  europäischen  und  gar 
von  aussereuropäischen  Ländern ,  so  mfisste  jetzt  in  Oesterreich, 
wenn  man  ihn  den  wirklichen  Verhältnissen  anpassen  wollte, 
der  Wirthschaftszinsfuss  zu  sechs  Prozenten  angenommen  und 
-darnach  der  Umtrieb  festgesetzt  werden,  und  im  ganzen  östlichen 
Norddeutschland  und  zum  Theil  auch  in  westlichen  und  südlichen 
Gegenden  wird  auf  keinen  Fall  ein  geringerer  Zins  als  5  % 
anzunehmen  sein.  Die  von  Pressler  mehrfach  zur  Vergleichung 
mit  werbenden  Holzkapitalen  angeführten  Sparkassen  geben  wohl 
einen  passenden  Vergleich  zur  Nach  Weisung,  dass  man  privat- 
wirthschaftlich  nicht  wohl  thue,  den  forstlichen  Wirthschaftszins- 
fuss unter  den  gewöhnlichen  Sparkassenzins  von  3—4  >  zu 
stellen,  bieten  aber  keinen  Vassstab  zur  Wahl  des  bei  Einrich- 
tung von  Forsten  anzunehmenden  wirklichen  Zinses.  Denn  Spar- 
kassen müssen  desshalb  wenig  Zins  geben,  weil  sie  die  Pflicht 
übernehmen ,  die  Einlagen  auf  Verfangen  alsbald  oder  mit  ganz 
kurzen  Aufkündigungsterminen  zurückzuzahlen.    Wo  diese  Pflicht 


1)  Grebe  a.  a..O.  S.  43. 
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wegftllt  —  und  nar  dami  passt  der  Vergleich  mit  den  Forsten, 
weil  auch  hier  das  Holz  nicht  schnell  in  Geld  verwandelt  werden 
kann  —  ist  der  Zinsfuss  erheblich  höher.  Nehmen  wir  aber 
auch  nur  4Vs  %?  so  mOsste  nach  dem  laufenden  Materialnutzungs- 
prozent der  Umtrieb  in  Kiefernwaldungen  auf  gutem  Boden  nicht 
über  45,  der  der  Fichte  und  der  Buche  nicht  über  50  Jahre,  auf 
schlechtem  Boden  in  der  Regel  noch  tiefer  gestellt  werden.  Nach 
Maassgabe  des  laufenden  Werthnutzungsprozents  würde  sich  bei 
den  oben  angegebenen  Preisen  des  älteren  Holzes  die  Umtriebs- 
zeit  bei  der  Kiefer  auf  gegen  70,  bei  der  Fichte  auf  circa  65, 
bei  der  Buche  auf  circa  60  Jahre  stellen.  Aber  die  oben  ange- 
nommenen Preise  des  starken  Holzes  sind  hoch  und  setzen  eine 
sehr  starke  Verwerthung  desselben  als  Nutzholz  voraus.  Wo 
diese  nicht  möglich  ist,  und  ich  fürchte,  es  ist  dies  der  weitaus 
grösste  Theil  unserer  Waldungen,  muss  sich  das  Werthnutzungs- 
prozent  dem  Massennutzungsprozent  und  damit  die  zu  wählende 
Umtriebszeit  auch  den  darnach  berechneten  Altersverbältnissen 
näher  stellen.  Am  schlimmsten  steht  es  um  die  Buche;  diese 
würde  wohl  ohne  Zweifel  dem  Niederwaldbetrieb  anheimfallen, 
um  überhaupt  haltbar  zu  sein,  und  nicht  viel  besser  würde  es  der 
Eiche  ergehen,  deren  starke  Hölzer  allerdings  viel  gelten,  aber  in 
Folge  ihres  langsamen  Wachsthums  doch  nur  ein  geringes  laufendes 
Nutzungsprozent  gewähren.  Auf  gutem.Boden  berechnet  sich  dasselbe 
nach  Burkhardt's  Httifstafebi  an  Masse  in  dem  Alter  140—150 
auf  1.',  an  Werth,  bei  einem  Preis  von  9  Rthlr.  per  Normalklafter 
im  Alter  150  gegen  nur  iVs  Rthlr.  im  Alter  20,  auf  2  >. 

Ich  gehe  nun  zu  dem  zweiten  Theil  der  Holzproduktions- 
kosten über,  um  deren  Einfluss  auf  den  Massenvorrath,  das 
jährliche  Erzeugniss  selbst  und  auf  das  Nutzungsprozent  darzu- 
stellen, nämlich  zu  den  F  ä  1 1  u  n  g  s  k  o  s  t  e  n.  Leider  steht  mir  hiefür 
kein  so  ausgedehntes  Material  zu  Gebote  als  zu  den  bisherigen 
Nachweisungen.  Ich  kenne  nur  eine  für  den  vorliegenden  Zweck 
brauchbare  Nachweisung,  nämlich  die,  welche  Oberforstrath  Böse 
in  seiner  angeführten  Schrift  Ober  den  Werth  des  emtefireien 
Buchenholzes  mitgetheilt  hat.  Böse  hat  nämlich  aus  den  Grossb. 
hessischen  Forstrechnungen  erhoben,  wie  viel  Brennholz  von 
1838—1857  aus  sämmtlichen  Buchenwäldern  des  Staats  geschlagen 


Digitized  by 


Google 


Die  Waldrenle.  27 

wurde,  wie  sich  dasselbe  auf  die  verschiedenen  Sortimente  (Scheit-, 
PrQgel-,  Stock-  und  ReisholzJ  vertheilt,  wie  viel  für  jedes  Sorti- 
ment gelöst  and  wie  viel  Hauerlohn  dabei  gezahlt  wurde  ^).  Das 
Nutzholz  Iflsst  Böse  unberücksichtigt,  weil  dieses  in  Hessen  nur 
etwa  1  Prozent  des  Ganzen  ausmacht.  Dies  ist  wohl  der  Grund, 
warum  die  Preiszunahme  des  ftitem  Holzes  sich  nach  seinen 
Ansätzen  geringer  herausstellt,  als  nach  den  Angaben  von  Grebe, 
der  für  Thüringen  5  %  Nutzholz  rechnet.  Der  »Qualitätszuwaohs* 
liegt  also  dort  nur  in  der  grösseren  Menge  an  werthvollerem 
Scheitholz,  den  die  älteren  Schlfige  ergeben,  gegenüber  von  dem 
minder  wertbvoUen  Prügel-  und  Reisholz  der  jüngeren  Bestlnde. 
Zwischen  dem  Alter  40  und  100  ist  darnach  der  Unterschied  im 
Holzwerth  gleich  100  zu  132,  während  Grd^^e  ihn  gleich  100  zu 
150  setzt  Dagegen  ist  der  Preis  des  Buchenholzes  in  Hessen 
überhaupt  höher  als  in  Thüringen.  Mach  Grebe  ist  letzterer 
4  Rthlr.  per  100  c'  40jähriges  Holz  vom  Hauptbestand  und 
3^/8  Rthhr.  von  den  Vorerträgen,  in  Hessen  dagegen  6.'^  Rthlr. 
und  5.  '^  Rthlr.  —  In  Betreff  des  Massenzuwachses  hat  sich  Böse 
an  die  obige  Tafel  von  Grebe  angeschlossen. 

Die  folgende  Tafel  giebt  eine  Uebersicht  des  Hauptbestandes, 
der  ganzen  Holzerndte,  des  Normalvorraths,  des  Werthzuwachses 
und  des  laufenden  Nutzungsprozents  und  zwar,  um  die  Yer- 
gleichung,  auf  welche  es  ankommt,  möglich  zu  machen,  nach 
dem  Brutto-  und  dem  Netto- Werth  des  Holzes.  Alle  Grössen  sind 
in  Thalem  angegeben. 


1)  Der  hesBiBche  c'  Scheitholz  ist  darnach  su  4.^'"  kr.  ermittelt.  Dies 
giebt  fQr  100  preass.  c'  7."*  Rlhlr.  Der  Werth  des  Scheitholzes  nach  Ab- 
zug der  HaaerlOhne  ist  3.'"^  kr.  per  e*  bessiseh,  also  7  Rthlr.  für  100 
pr.  c'.  Dv  PrügelhoU  ergab  per  100  c'  preass.  6."  Rthlr.  brutto  und 
5.«  Rthlr.  netto,  das  Stockholz  5.^  Rthlr.  brutto  und  3.^  Rthlr.  netto,  das 
Reisigholz  4.^'  brutto  und  4  Rthlr.  netto.  —  Die  Sortimente  sind  für  die 
Alter  20,  40,  60  ...  angegeben.  Damach  ist  der  Werth  von  100c'  der 
gleichzeitig  gewonnenen  Uolzsortimente  berechnet  und  die  fehlenden  Zwi- 
schenglieder dnreh  AoÜNioken  des  arithmetischen  Mittels  interpolirt. 
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Tafel  XL   (Bache.) 


Alter 

UauptbesUnd 

Gesammte 
Holierndte 

NormaWorrath 

Laufender 
Werth- 
zuwachs 

Unfendef 

Nntiangs- 

proient 

bratt« 

■•"• 

brnllo 

■•tt« 

bratio 

■tti« 

bralto 

[.if 

bralt« 

■tti« 

A 

b 

e 

d 

e 

f 

g 

h 

1 

k 

1 

10 

1.« 

1 

1.« 

1 

7 

6 

20 

10.» 

9 

10.« 

9 

72 

60 

0.97 

0.» 

81 

80 

30 

31.« 

26.* 

35 

29.« 

347 

288 

2.* 

20f 

22 

23 

40 

64.* 

53.» 

73 

60 

871 

722 

3.« 

3.» 

12 

11.» 

50 

96 

81 

111 

94 

1728 

1438 

3.» 

3.* 
3.» 

6 

6.* 

4    9 

60 

131 

111 

156 

132 

2932 

2456 

4.* 

4.' 

4.' 

70 

159 

136 

195 

166 

4461 

3759 

3.* 

3.* 

3 

3.* 

80 

187 

159 

235 

199 

6273 

5302 

3.» 

3.» 

2.* 

2.* 

90 

211 

177 

272 

228 

8341 

7149 

3.' 

2.' 
2.* 

l.« 

!.• 

100 

231 

197 

304 

257 

10626 

8984 

3.' 

1.* 

1.* 

110 

249 

210 

332 

279 

13093 

11173 

2.» 

2.« 

1.* 

1.« 

120 

262 

222 

345 

291 

15644 

13238 

1.» 

1.» 

0/ 

0.« 

Aus  dieser  Tafel  geht  nan  hervor,  dass  die  Holzemdte  ond 
der  Normalvorrath  durch  Abrechnung  der  Holzfftllungskosten  sich 
erheblich  vermindern,  in  den  jüngeren  Jahren  oder  bei  kurzem 
Umtrieb  jedoch  wegen  des  mehr  Kosten  verursachenden  Reisholzes 
mehr  als  in  den  älteren  Jahren,  nttmlich  dort  um  circa  20,  hier 
circa  15  ^/o.  Der  Unterschied  wäre  grösser,  kämen  bei  den  hohen 
Umtrieben  nicht  die  Kosten  der  Stockrodung  in  erhöhtem  Masse 
hinzu.  Da  mit  dem  hohem  Preise  des  Holzes  die  Hauerlöhne 
nicht  in  gleichem  Verhältnisse  wachsen,  so  muss  bei  Nadelhote 
der  prozentuale  Unterschied  zwischen«  dem  Brutto-  und  Netto- 
werth  des  Holzes  von  kürzeren  und  längeren  Umtrieben  grösser 
sein.  Er  wird,  ähnlich  hohe  Preise  wie  auf  den  Tafeln  IV  und  VH 
vorausgesetzt,  im  jüngsten  Alter  nicht  viel  {geringer  sein  als  bei 
der  Buche ;  in  den  höheren  Altersklassen  muss  er  auf  ein  äusserst 
geringes  Prozent  sinken. 

Dagegen  ergiebt  sich,  dass  die  Nutzungsprozente  0  in  ihren 

1)  Die  dorchflchnittlichen  Nntzungfprozente  sind  der  Raomerfparniss 
wegen  nicht  mitgetheilt,  sie  stimmen  in  ihren  Brutto-  and  Nettobeträgen 
ebenso   flberein  wie  die  mitgetheilten  lanfenden  Notinngiproaente.    Auch 
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Netto-  und  Brottobeträgen  wenig  von  einander  abweichen ,  was 
2U  dem  Schluss  berechtigt,  dass  die  berechneten  Brultonutzungs- 
Prozente  zur  Wahl  eines  bestimmten  Umtriebfi  wohl  braachbar 
sind  nnd  man  bei  der  Einrichtung  eines  Waides  zwar  den  Zu- 
wachs an  Hasse  und  Werth  aber  nicht  die  Fällungsisosten  zu 
berücksichtigen  braucht,  während  sie  wohl  in*s  Auge  gefasst 
werden  müssen,  wenn  es  sich  um  die  Frage  handelt,  ob  ein  be- 
stimmter Boden  zur  Hplzerzeugung  oder  zum  Ackerbau  verwendet 
werden  soll. 

Anders  ist  es  mit  den  K  u  1 1  u  r  k  o  s  t  e  n.  Diese  vermindern  nicht 
nur  die  Holzemdte  sondern  wirken  auch  auf  das  Mutzungsprozent 
ein,  weil  sie  das  Verhilltniss  des  laufenden  Werthzuwachses  zum 
Hauptbestand  ändern.  Da  die  Kulturkosten  bei  einem  Idealwald, 
wie  er  der  Betrachtung  zu  Grunde  liegt,  jährlich  wiederkehren, 
so  müssen  sie  die  Holzerndte  in  den  jüngeren  Jahren  oder  bei 
kurzem  Umtrieb  in  einem  stärkeren  Verhältniss  mindern  als  bei 
längerem  Umtrieb,  wo  die  jährliche  Holzemdte  gross  ist  und  aus 
dem  gleichen  Grunde  müssen  die  Nulzungsprozente  besonders  in 
den  jüngsten  Jahren  oder  bei  den  kürzesten  Umtrieben  dadurch 
vermindert  werden. 

Die  Höhe  der  Kulturkosten  ist  sehr  verschieden,  je  nachdem 
der  Wald  natürlich  oder  künstlich  verjüngt  wird  und  je  nachdem 
die  Kulturarbeiten  durch  die  Güte  und  Lage  des  Waldbodens  und 
durch  die  Witterung  begünstigt  werden  oder  nicht.  Sie  können 
bei  ungünstigen  Verhältnissen  auf  sehr  grosse  Beträge  steigen,  so 
dass  sie  möglicher  Weise  die  Holzemdte  eines  in  kurzem  Umtrieb 
stehenden  Waldes  zum  grössten  Theil  in  Anspmch  nehmen:  In 
dem  vorliegenden  Beis|Hel  eines  natürlich  zo  verjüngenden  Buchen- 
waldes nimmt  sie  Böse  zu  6  fl.  für  den  hessischen  Morgen  oder 
zu  3.^  Thaler  für  den  preussischen  Morgen  an.  Bei  in  der  Regel 
durch  Pflanzung  verjüngten  Kiefer-  und  Fichtenwäldern  werden 
siP  durchschnittlich  auf  10  Rthlr.  gerechnet  werden  können,  wes- 


weichen  sie  nur  wenig  von  den  auf  Tafel  X  Spalte  e  angegebenen  durch- 
schnittlichen Nntsnngsprozenten  in  Geld  ab.  Der  Grund  der  Verschieden- 
heit liegt  darin,  dass,  wie  erwähnt,  die  Bose'schen  Preise  nicht  so  stark 
ansteigen  als  die  von  Grebe  angenommenen.  Die  Zahlen  sind  für  die 
Jahre  10  o.  s.  f.  diese:  17.»,  15.»,  10.»,  8.»,  6.*%  5.%  i.*,  3.%  3.»,  2.«,  2.*,  2.». 
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halb  hier  ihr  EinfloM  auf  die  Holzemdte  und  das  Natznngsprozenl 
weil  grösser  sein  muss. 

Mit  vollenn  Recht  dringt  deshalb  Pressler  auf  die  mögllchsl 
ausgedehnte  Anwendung  der  natürlichen  Verjüngung  anstatt  der 
künstlichen.  Aber  die  Anwendvmg  seines  Princips  selbst  wird 
häufig  die  letztere  nolbwendig  machen,  wo  technisch  die  ersCere 
möglich  wäre,  weil  dadurch  überall,  Wo  die  Preise  des  starken 
Holzes  nicht  sehr  fiel  grösser  skid  ah»  die  des  schwächeren,  der 
Umtrieb  so  kurz  werden  muss,  dass  auf  Samenbildung  im  WaM 
noch  nicht  gerechnet  werden  kann. 

Aehnlich  wie  mit  den  Kulturkosten  verhält  es  sich  mit  den 
Ver  wal  tun  gs  ausgaben.  Auch  diese  Termindem  die  Holzemdte 
um  jährlich  gleiche  Beträge  und  wirken  damit  auf  das  laufende 
Nutzungsprozent  ein.  Böse  giebt  sie  zu  26.^  kr.  per  hessischen, 
gleich  0.^^^  Rthlr.  per  preussischen  Morgen  an. 

Endlich  die  Steuern  vom  Wald  sollten  gar  nicht  in  Ansatz 
gebracht  werden,  wo  eine  gleich  hohe  Kapitalzinssteuer  besteht. 
Indessen,  da  diese  vielfoch  nicht  vorkommt,  will  ich  sie  in  dem 
von  Böse  f^  Hessen  berechneten  Betrag  von  6.^  kr.  oder  von 
0.^^^  Thalem  per  preussischen  Morgen  in  Ansatz  bringen. 

Im  Folgenden  lasse  ich  nun  eine  Berechnung  der  Holzemdte 
des  Werthzuwachses  und  des  laufenden  Nutzungsprozents  in  dem 
Grebe'schen^  Buchenhochwald  nach  Tafel  XI  folgen  unter  der  Vor- 
aussetzung, dass  der  Aufwand  für  Kulturen,  Verwaltung  und 
Steuern  zusammen  3.^'^  Rthlr.  jährlich  beträgt. 

Tafel  XE   (Buche.) 


Alter 

Holzemdte 

10 

2,8M 

20 

5.'" 

30 

25."» 

40 

,     56.»" 

50 

90.»" 

Laufender 

LaufeMle» 

erthzawaclu 

0.»" 

23.» 

2 

22 

3.» 

11.' 

3.* 

6.* 

Hier  stimmen  schon  vom  30-^40.  Jahr   an  die  Zahlen  flir 
den  Werthzuwachs^  und  das  Nutzungsprozenl  mit  Tafel  XI  über- 
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ein,  weshalb  eiae  Weiterfilfarong  der  Angaben  unnöthig  erscheint 
Hallen  wir  es  inil  durch  Pfiaozung  zu  vajüngendem  Nadelholz  zu 
Ihon,  so  würde  der  Unterschied  zwischen  dem  nur  von  den  Emdle- 
koslen  befreiten  und  dem  reinen  Holzgeldertrag  in  den  ersten 
Jahren  noch  sUkrker  und  Ihs  zu  einer  etwas  späteren  Altersperiode 
henrortrelen.  So  viel  gehl  aber  ans  der  Tafel  deutlich  hervor,  dass 
die  erwähnten  Kosten  sehr  stark  ins  Gewicht  fallen,  wenn  man 
sich  die  Frage  vorlegt  ob  in  einem  bestimmten  Fall  die  Benützung 
eines  Grundstücks  durch  Holozuehl  oder  durch  Ackerbau /mehr 
Reinertrag  «rwarlen  lässl,  dass  aber  deren  Berücksichtigung  bei 
der  Wahl  des  Umiriebs,  abgeben  von  den  kürzesten  Umtriebs- 
Perioden,  nicht  erforderliofa  ist ;  denn  der  laufende  Werthzuwachs 
ändert  sich,  in  Folge  der  Verminderung  der  Holzemdidaahlen  um 
jährlich  gldche  Grössen,  nicht  und  deshalb  wird  auch  das  Ver- 
hftUniss  des  Werihs  des  Haupttestands  zu  dem  laufenden  Werth- 
zuwachs und  damit  das  für  die  Wahl  des  Umtriebs  entscheidende 
jährUcbe  Nulzungaproaent  nicht  verändert. 

kh  komme  endlich  zu  dem  letzten  Kostenpunkt,  der  auf  die 
Waldrente  einwirkf,  zum  Werth  der  Nutzung  des  ^ rund  und 
Bodens.  Sicherlich  muss  dieser  Betrag  in  Ansatz  kommen,  wo 
der  Boden  landwirthschafilich  schon  benützt  ist  und  als  solcher 
eine  reine  —  glekhMls  steuerfreie,  wenn  man  andrerseits  die 
Steuer  vom  Wald  ki  Ansatz  bringt  —  Rente  abwirft,  und  wo  es 
sich  nur  um  die  Benü&zuog  desselben  zur  Holzzucht  handelt,  oder 
wa  die  landwirthschaftUche  Benützung  mit  einer  bestimmten 
Renteaerwartung  als  möglich  bezeichnet  werden  kann.  Bedenk- 
lich ist  es  jedoch,  wenn  man  anstatt  direkt  den  Werth  der  reinen 
Nutzung  des  Bodens  anzusetzen,  wie  Hofrath  Pressler  mehrfach 
thut,  den  Preis  des  Bodens  selbst  erhebt  und  davon  den  Zins 
nach  einem  willkührlich  gewählten  Zinsfuss  ansetzt.  Dies  ist  nur 
dann  gleichgültig,  wenn  dieser  Zinsfuss  demjenigen  gleich  ist, 
welcher  bei  der  Kapüaltsirung  der  Laadrente  zur  Bestimmung 
des  Bodenwerths  angewendet  wird.  Ist  jener,  wie  meistens,  höher 
als  die9er,  so  wird  die  Waldrente  durch  Anrechnung  des  Zinses 
vom  Bodenwerth  ungebührlich  überlastet«  Bei  solchem  Boden 
aber,  der  eine  landwirthschaftUche  Benützung  entweder  überhaupt 
oder  wenig^ns  ia  einer  bestimmten  Periode  nicht  zulässt,  kann 
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mao  füglich  keine  Bodennatzuog  in  Anrechnung  bringen,  sondern 
diese  tritt  erst  als  Resultat  einer  mehr  oder  minder  erfolgreichen 
ForstwirUischaft  heraus.  Mag  dann  auch  von  der  Bruttowaldrente  f&r 
den  Boden  nichts  übrig  bleiben  sondern  diese  durch  die  Fftllungs-, 
Kultur-,  Verwaltungs-  und  Sleuerkosten  und  durch  die  Zinsen 
vom  Holzkapital  absorbirt  werden,  so  ist  doch  keine  andere 
Bodenbentttzung  zulttssig.  Möglich,  dass  sogar  der  Werth  des 
Holzes  schon  durch  die  Ffillungs-  und  Steuerkosten  aufgewogen 
wird  und  nicht  einmal  für  die  Kultur-  und  Verwaltungskosten 
etwas  übrig  bleibt.  In  solchem  noch  vor  wenig  Jahrzehnten  in 
Deutschland  gar  nicht,  jetzt  sehr  seltenen  Fall  wird  man  den 
Wald  möglichst  sich  selbst  überlassen  und  sich  auf  die  Gewinnung 
der  werthvxdisten,  mit  den  verhftltnissmässig  geringsten  P&llungs- 
kosten  gewinnbaren  Hölzer  beschränken  müssen,  bis  bessere  Ab- 
fuhrwege und  steigende  Preise  des  Holzes  einen  geregelteren 
Betrieb  möglich  machen. 

Was  die  Wiriiung  dieses  Kostenpunktes  auf  die  Forstwirth- 
Schaft  anlangt,  so  leuchtet  von  selbst  ein,  dass  derselbe  den  ab- 
soluten Werth  der  Holzemdte  um  seinen  ganzen  Betrag  herab- 
drückt, was  die  Verwendung  eines  zum  Landbau  geeigneten  und 
deshalb  mit  einer  erheblichen  Landrente  beschwerten  Bodens  zur 
Holzkultur  in  der  Regel  verbietet  Nur  wenn  die  Forstprodukte 
in  sehr  hohem  Preise  stehen^  wird  eine  Conkurrenz  der  Forst- 
wirthschaft  mit  dem  Akerbau  auf  solchem  Boden  möglich  sein. 
Für  die  Wahl  des  Umtriebs  dagegen  in  schon  bestehenden  und 
zur  Erhaltung  bestimmten  Waldungen  hat  die  Anrechnung  der 
landwirthschafUich  möglichen  Bodenrente  als  Kostenpunkt  des 
jfthriichen  Forstertrags  nur  die  Wirkung,  dass  niedrigere  Umtriebs- 
Perioden  minder  vortheilhafl  oder  geradezu  Veriust  bringend  wer- 
den. Bei  den  höheren  Umtrieben  tritt  keine  Verminderung  des 
Nutzungsprozenls  ein,  weil  dieses  von  dem  Verhftitniss  des  laufen- 
denr  Werthzuwachses  zum  Werth  des  in  jeder  Altersperiode  blei- 
benden emdtefreien  Hauptbestandes  abhttngt  und  dies  Verhältniss 
sich  nicht  ändert.  Nehmen  wir  beispielsweise  eine,  Bodenrente 
von  2  Rthlrn.  per  Morgen  an,  so  wird  in  der  Tafel  XH  die  Holz- 
emdte im  Aller  10  =»  —  4."\Rthlr.,  im  Alter  20  =  +  3.^'*  Rthlr., 
im  Alter  30  =  +  23. ^^'^  Rthlr.,  der  laufende  Werthzuwachs  wird 
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im  ersteren  Jahrzehnt  eine  Minusgrösse  von  —  0.^*^  and  das 
Notznngsprozenl  =  —  16.^  ^/o,  d.  h.  der  Waldbesitzer  verliert  so 
viel  Prozente  jährlich  von  seinem  in  Boden  und  Holz  werbenden 
Kapital.  Aber  im  darauf  folgenden  Jahrzehent  ist  der  jährliche 
Werthzuwachs  2  Rthbr.  und  das  laufende  Nutzungsprozent  22  ^/o. 
—  Anders  verhält  es  sich  mit  dem  dur^schnittlichen  Nutzungs- 
prozent, welches  aus  dem  Verhältniss  des  emdtefreien  Massen- 
vorraths  zu  dem  Werth  der  reinen  Holzemdte  abgeleitet  wird. 
Durch  die  Verminderung  dieser-  letzteren  muss  begreiflich  das 
Durchschnittsprozent  stark  herabgedrtickt  werden.  Doch  ist  dieses 
Prozent  fOr  die  Wahl  der  Umtrieb$perio_de  ohne  Einfluss. 

Es   ist   bis  jetzt  keine  Rede  gewesen  von  den  Neben- 
nutzungen eines  Waldes  an  Weide,  Gräserei,  Streu,  Harz  u.  a.  m. 
Durch  diese  erhöhl  sich  der  Ertrag  der  Wälder  an  werthvollem 
Material  und  an  Geld,  vermindert  sich  aber  andrerseits  durch  das 
Zurückgehen  des  Holzzuwachses.    Ob  dieses  oder  jenes  Moment 
mehr  ausmacht,  hängt  von  dem  Preise  des  Holzes  einerseits  und 
der  forstlichen  Nebenprodukte   andrerseits  ab  und  von  der  Wir- 
kung, welche  die  Gewinnung  dieser  Produkte  z.  B.  der  Streu  auf 
den  BodenwerQi  hat.    Vom  Standpunkt  der  consequent  durchge- 
führten Reinertragswirthschaft  wird  nur  rechnungsmässig  zu  ver- 
fahren *8ein  und  davon  selbst  dann  nicht  zurückgeschreckt  werden 
dürfen,  wenn  der  Holzertrag  auf  ein  Minimum  sinken  und  der 
Boden  selbst  in  Folge  einer  solchen  Wirthschaft  werthlos  werden 
sollte.     Das  von  Pressler  im  zweiten  Buch  seines  »rationellen 
Waldwirths*  S.  46   angefahrte  Beispiel   eines   vorzugsweise   auf 
Streu  genutzten  Waldes  mit  zurückgehenden  und  am  Ende  ver- 
schwindenden Holzerträgen  ist  sehr  instruktiv.    Es  geht  daraus 
hervor,  dass  bei  den  von'  ihm  angenommenen  keineswegs  extrem 
gewählten  Streu-   und  Holzerträgen  ein  solcher  Wald  innerhalb 
einer  gewissen  Periode  so  viel  mehr  einträgt,  als  ein  ausschliess- 
lich auf  Holz  genutzter,  dass,  wenn  selbst  in  Folge  der  Slreu- 
nutzung  der  Bodenwerth  Null  wird,  der  Besitzer  doch  noch  Vor- 
theil  hat.    Wenn  trotzdem  Pressler  eine  solche  Wirthschaft  nicht 
empfiehlt,   sondern  die  Streunutzung  nur   in  dem  Masse  und  da 
zulassen  will,  dass  und  wo  sie  »keine  solchen  Nachtheile  für  die 
»Bodenkraft  hat,  die  sich  nicht  später  wieder  beseitigen  Hessen*', 

ZeiUchr.  f.  Staatsw.  1867.   L  HeA.  3 
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SO  beschrftnkt  er  sein  privatwirtbschafUiches  PrioGip  unvermerkt 
zu  Gunsten  des  nationalökonomiscben.  Denn  an  sich  kennt  jenes 
Princip  keine  andere  Rttcksicbt  als  den  finanziellen  Vortheil  der 
Einzelwirthschaft,  welcher  ohne  Verletzung  des  Privatrechts  er- 
reichbar ist.  Wird  also  wirklich  durch  Streunutzung  ein  Werth 
erworben,  der  den  Verl|ist  an  Holz  und  den  ganzen  Boden  werth 
und  damit  die  ganze  mögliche  künftige  Waldrente  in  ihrem  Kapital- 
werth  überwiegt,  so  muss  Pressler  nach  seinem  Princip  eine 
solche  Wirthschaft  gutheissen.  Thut  er  es  nicht,  so  weicht  er,  wie 
ich  glaube  in  richtiger  Empfindung,  vor  den  Consequenzen  seines 
Princips  zurück  und  giebt  zu,  dass  auch  die  Einzelwlrthschaft  als 
Theil  der  Nationalwirthschaft  sich  beschränken  und  ihren  Vortheil 
nur  im  Einklang  mit  den  Interessen  der  Gesammtbeit  verfolgen 
darf.  Wie  weit  diese  Beschränkung  gehen  soll,  ob  blos  bis  dahin, 
dass  kein  Waldboden  durch  seine  Nutzung  gänzlich  unbrauchbar 
werde  oder  so  weit,  dass  auch  dann  Holz  erzeugt  werde,  wenn 
es  privatwirthschaftlich  von  Nachtheil,  nationalökonomisch  aber 
vortheilhaft  ist,  das  ist  dann  eine  nach  Zeit  und  Ort  verschieden 
zu  beantwortende  Frage.  Ebenso  wird  es  von  den  Verhältnissen 
eines  Landes  und  einer  bestimmten  Zeitperiode  abMpgen,  ob  die 
sittliche  Pflicht  des  Einzelnen,  nur  im  Einklang  mit  dem  Gesammt- 
vortheil  zu  wirthschaften ,  durch  die  Staatsgewalt  in  die. Form 
eines  zwingenden  Gebots  gebracht  werden  soll.  Auch  ohne  ein 
solches  Gebot  besteht  die  sittliche  Pflicht  und  es  kann  sich  im 
einzelnen  Fall  nur  darum  handebi,  ob  diese  durch  die  allgemeine 
Interessenlage  eine  gesetzliche  Beschränkung  des  ausschliesslich 
privatwirthschaftlichen  Princips  verlangt  oder  nicht 

Auf  eine  Nachweisung  des  Einflusses  der  Nebemuitzungen 
auf  die  reine  Waldrente  mittelst  bestimmter  Beispiele  einzugehen, 
besteht  keine  Veranlassung  und  für  mich  keine  Möglichkeit.  Meines 
Wissens  liegen  genaue  Angaben  darüber  nicht  vor,  und  wenn  sie 
vorhanden  wären,  so  würden  sie  bei  der  grossen  Verschiedenheit 
der  Verhältnisse  als  massgebende  und  deshalb  wirklich  belehrende 
Beispiele  nicht  anwendbar  sein. 

Dagegen  ist  noch  darauf  hinzuweisen,  dass  bei  der  Berech* 
nung  des  forstlichen  Reinertrags  im  Verhältniss  zum  Ackerbau 
und  je  nach  der  Wirthschaftsweise  «in  bemerkenswerther  Unter- 
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schied  besteht  zwischen  grossen  und  kleinen  Gmndbesitzern.  Die 
ersteren  mttss'en  alle  Arbeiten  im  Walde  wie  auf  dem  Felde  durch 
Andre  fttr  Lohn  machen  lassen,  die  letzteren  führen  dieselben  in 
der  Regel  selbst  aus.  Dagegen  dürfen  jene  in  der  Regel  einen 
geringeren  Wirthschaftszinsfuss  in  Ansatz  bringen  als  diese,  weil 
sie  die  Lieihkapttalien  etwas  wohlfeiler  bekommen.  Aus  dem 
ersteren  Umstand  folgt,  dass  kleine  Grundbesitzer  caeteris  pari- 
bus  immer  dem  Ackerbau  den  Vorzug  geben  werden ,  weil  sie 
dabei  die  eigenen  Arbeitskräfte  in  grösserem  Umfang  nützlich 
verwerthen  können  als  im  Walde ;  grössere  Grundbesitzer  werden 
dagegen  diesem  vor  jenem  den  Vorzug  geben.  Ebenso  folgt 
weiter  daraus,  dass  kleinere  Grundbesitzer  die  kürzeren  Umtriebe 
des  Waldes  den  längeren  und  insbesondere  den  Niederwald  dem 
Hochwaldbetrieb  vorziehen  müssen ,  weil  sie  dort  mehr  Gelegen- 
heit finden,  ihre  Arbeitskräfte  zu  verwerthen,  als  hier.  Aus  dem 
zweiten  Moment  folgt,  dass  grosse  Waldbesitzer  längere  Umtriebs- 
Perioden  wählen  können  als  kleine.  Beides,  sowohl  der  Unter- 
schied im  Zinsfuss  wie  in  der  Arbeit  wirkt  demnach  günstig  für 
den  grossen  und  ungünstig  für  den  kleinen  Waldbesitz. 

Passen  wir  schliesslich  die  Resultate  dieser  Entwickelung 
zusammen,  so  ergeben  sich  folgende  Regeln  und  Gesichtspunkte 
für  den  privatwirthschafUichen  Forstbetrieb,  bei  welchem  keine 
Rücksicht  auf  die  Interessen  andrer  Wirthschaften  und  der  6e- 
sammtheit  genommen,  sondern  nichts  erstrebt  wird  als  der  höchste 
Reinertrag  jeder  Wirthschaft  in  ihrer  Isolirtheit. 

1)  Es  soll  kein  Boden  zur  Holzkultur  benützt  werden,  wel- 
cher als  Ackerland,  Wiese  oder  Weide  eine  grössere  Bodenrente 
erwarten  lässt.  Diese  Regel  ist  auch  dann  zu  beobachten,  wenn 
in  Folge  davon  in  einem  Lande  der  Wald  ganz  verschwinden 
sollte.  —  Streng  genommen  gilt  diese  Regel  nicht  blos  für  den 
Gesammtbesitz  eines  Grundeigenthümers ,  sondern  auch  flir  jeden 
einzelnen  Theil  desselben,  weil  für  jeden  Boden  der  Anspruch 
auf  eine  solche  Bewirthschaftung  gestellt  werden  muss,  dass  er 
nach  seinen  natüriichen  Verhältnissen  für  sich  allein  ohne  Rück- 
sicht auf  andres  Land  den  höchsten  Reinertrag  gebe.  Abweichungen 
von  dieser  Regel  enthalten  bereits  ein  Zugeständniss  an  das  der 
Einzelwirthschaft  entgegengesetzte  Prinzip  der  Gesammtwirthschaft. 

3* 
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Auf  dem  Standpunkte  des  einzelnen  Grandbesitzers  aber  ist  nach 
jenem  Prinzip  keine  Concession  zu  Gunsten  andrer  zu  verlangen. 
Ist  beispielsweise  ein  Wald  als  Schutz  gegen  schädliche  Wirkungen 
des  Windes  oder  des  Wassers  auf  im  Besitz  eines  Dritten  befind- 
lichen Grandstücken  wttnschenswerth ,  seine  Erhaltung  aber  dem 
Eigenthümer  minder  vortheilhaft  als  die  Verwendung  des  Bodens 
zum  Ackerbau,  so  hat  diesc;^  das  Recht  seinen  Wald  auszustocken. 
Geschieht  es  nicht  —  wie  es  ohne  Zweifel  auch  auf  dem  Stand- 
punkt der  Einzelwirthschafl ,  die  sich  als  Glied  einer  Gesammtheit 
erkennt,  nicht  geschehen  soll  — ,  so  findet  eine  Beschränkung 
des  rein  privatwirthschafUichen  Princips  zu  Gunsten  des  national- 
ökonomischen statt.  Gewiss  will  auch  Hofrath  Pressler  eine  solche 
Beschränkung;  aber  von  seinem  Princip  aus  kann  er  sie  nicht 
rechtfertigen. 

2)  Je  höher  der  Holzpreis  im  Verhältniss  zu  den  Preisen 
der  Ackerbauprodukte,  desto  mehr  ist  es  vortheihaft,  Boden  zur 
Holzkultur  zu  verwenden  anstatt  zum  Ackerbau  und  zur  Viehzucht 
Die  Gute  des  Bodens  ist  dabei  nicht  unbedingt  entscheidend,  wie- 
wohl in  der  Regel  ein  guter  Boden  auch  bei  hohen  Holzpreisen 
als  Ackerland  mehr  Rente  geben  wird. 

3)  Das  Steigen  der  Löhne  ist  der  Holzzucht  günstig  ebenso 
wie  den  Wiesen  und  Weiden.  Denn  daranter  leidet  am  meisten 
die  Rente  vom  Ackerland,  weniger  die  vom  Waldboden,  weil  der 
Wald,  wie  Weiden  und  Wiesen,  wenig  Arbeit  erfordert. 

4)  Für  die  Wahl  eines  bestimmten  Umtriebs  für  einen  Porst 
entscheidet  privatwirthschafllich  einzig  und  allein  das  jährliche 
oder  laufende  Geldnutzungsprozent.  Sobald  dieses  unter  denjenigen 
Zinsfuss  sinkt,  welchen  der  Waldbesitzer  durch  eine  gleich  sichere 
Anlage  von  Kapitalien  in  seinem  eigenen  Geschäft  oder  mittelst 
Verleihung  oder  durch  Schuldentilgung  erzielen  kann,  ist  es  für 
ihn  vortheilhaft,  den  Wald  nicht  weiter  wachsen  zu  lassen,  sondern 
den  Umtrieb  zu  schliessen. 

5)  Sinken  des  Zinsfusses  wirkt  günstig  für  einen  längeren 
Umtrieb  der  Waldungen  ebenso  wie  für  deren  Erhaltung. 

6)  Je  theurer  das  starke  Holz  gegenüber  vom  schwächeren, 
das  ist  jüngeren,  um  so  höher  steigen  die  privatwirthschafilich 
zulässigen  Umtriebsperioden  der  Waldungen. 
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7)  Die  Badie,  deren  Holz  mit  dem  Alter  nur  wenig  steigt, 
ist  nur  für  den  Niederwaldbetrieb  zulässig.  Im  Hochwaldbetrieb 
ist  sie  zu  vermeiden.  Auch  die  Eiche  ist  zur  Gewinnung  von 
Stammholz  unvortheilhafl ,  weil  sie  zu  langsam  wftchst,  efis  sei 
denn,  dass  die  Preise  des  starken  Holzes  so  viel  höher  sind  als 
die  des  jüngeren,  wie  es  jetzt  in  "Deutschland  wohl  nirgends  der 
Fall  ist 

8)  Zur  Berechnung  des  laufenden  Nutzungsprozents  behufs 
der  Feststellung  des  privatwirthschafUicIi  richtigen  Umtriebs  ist 
es  nicht  n6thig,  die  reinen  Porsterträge  zu  ermittebi;  es  genügt, 
die  erndtefreien  Holzerträge  aufzusuchen,  indem  für  die  entschei- 
denden Jahre  die  Anrechnung  der  Kultur-,  Verwaltungs-  und 
Bodenkosten  auf  das  taufende  Geldnutzungsprozent  ohne  Einfluss  ist. 

9)  Durchforstungen  vermehren  den  jährlichen  Zuwachs  an 
Holz  und  Geld  und  erhöhen  die  gesa'mmte  Holzemdte  stärker 
als  den  Hauptbestand ;  deshalb  wirken  sie  günstig  auf  das  Verhältniss 
des  jährlichen  Massenertrags  zum  Hauptbestand  oder  auf  das  lau- 
fende Nutzungsprozent  und  damit  auf  die  zulässige  Umtriebsperiode. 
Nur  wenn  die  Durchforstungen  gleich  in  den  ersten  Jahrzehenten 
sehr  stark  vorgenommen  werden,  so  dass  die  späteren  Vorerträge 
dagegen  zurückgehen,  wirken  sie  du[ch  relative  Verminderung 
der  Holzemdte  in  den  entscheidenden  Jahren  ungünstig  auf  die 
Wahl  des  priv^lwirthschafllich  vortheilhaftesten  Umtriebs. 

10)  Wer  die  grösste  Holzmenge  auf  einem  gegebenen  Areal 
erzeugen  will,  wirthschafte  ausschliesslich  nach  dem  durchschnitt- 
lichen Holzzuwachs  und  beschliesse  den  Umtrieb  in  dein  Alter 
des  Waldes,  wo  diese  Grösse  aufhört  ein  Maximum  ^u  sein.  — 
Wer  den  grössten  Geldwefth  auf  einem  gegebenen  Areal  erzielen 
wilL  wirthschafte  aussohliesslich  nach  dem  durchschnittlichen  Geld- 
zuwaeh%  und  beschliesse  den  Umtrieb  in  dem  Culminationsalter 
dieser  Grösse.  Das  letztere  Alter  ist  immer  ein  wesentlich  höheres 
als  das  erstere,  mit  Ausnahme  derjenigen  Holzgattungen,  die 
wenig  Nutzholz  gewähren.  Bei  diesen  fallen  beide  Altersperioden 
nahezu  zusammen. 

11)  Die  Umtriebsperioden ,  welche  nach  dem  laufenden 
Nutzungsprozent  i)emessen  werden ,  sind  meistens  niedriger  als 
die  nach  dem  durchschnittlichen  Holzzuwacbs  bemessenen.    Nur 
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dann  übertreffen  sie  diese,  wenn  das  Holz  sehr  viel  stärker  an 
Geldwertfa  zunimmt  als  an  Masse. 

Damit  schliesse  ich  den  ersten  Theil  dieses  Aufsatzes.  Im 
zweiten  soll  geprüft  werden,  Vas  vom  nationalökonomischen  Stand- 
punkt aus  in  Betreff  der  Erhaltung  und  Bewirthscbaftung  der 
Wftider  verlangt  werden  muss. 
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Die  Aufgabe   des  Staats   in  Beziehung  anf  das 

gewerbliche  Leben  mit  Bücksichtnahme  anf  die 

bestehenden  Staats-Einrichtnngen. 


Von  Dr.  Vriedrioh  Haek.  0 


E  i  n  1  e  i  t  u  D  g. 

Die  Dtchfolgenden  Erörterongen  baben  den  Zweck,  id  prin- 
zipieller Weise,  mit  steter  Berücksichtigung  der  thatsächlichen 
Verbältnisse,  die  Aufgabe  zu  bezeichnen,  welche  dem  Staat  gegen- 
über der  Gewerbetbätigkeit  gestellt  ist.  Diese  Aufgabe  ist  nur 
eine  besondere  Seite  des  Staatszwecks.  Ihre  Beleuchtung  macht 
es  daher  noth wendig,  Tielfach  auf  die  herrschende  Auffassung 
vom  Staat  etwas  näher  einzugehen,  als  es  äusserlich  aufgefasst 
gerechtfertigt  erscheinen  möchte.  Auf  der  andern  Seite  bedarf 
das  besondere  Object  der  StaatsAätigkeit,  derjenige  Zweig  des 
wirthschafUichen  Lebens,  wekber  sich  mit  der  Verarbeitung  und 
Veredlung  der  RohstoQi  befasst,  einer  näheren  Betrachtung.  Wir 
beschränken  uns  dabei  auf  die  gewerbliche  Thätigkeit  im  engem 
Sinn  und  schliessen  von  vornherein  einerseits  die  Urproduktion, 
andererseits  den  Handel  aus.  So  innig  verbunden  Gewerbe-  und 
Handelsthätigkeit  sind  und  so  ineinandergreifend  die  zu  ihrer  Be- 
förderung dienlichen  Staatsmassregeln  im  Leben  sich  darstellen, 
so  isttodoch  theoretisch  eine  solche  Trennung  zulässig  und  all- 
gemein üblich. 

Eine  Zurückführung  der  Aufgabe  des  Staats  gegenüber  der 
Gewerbetbätigkeit  auf  den  Staatszw^ck  ist  allerdings  insofern 

1)  Eine  Abhandlung  aus  Anlais  der  Promovirang  zum  Doktorgrade  bei 
der  ftaatswirthschaMicIien  Fakoltil  der  UniTersitik  Tibiogen. 
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schwierig,  als  die  Ansichten  über  das,  was  dem  Staat  hier  zu 
than  obliege,  beute  noch  manchfach  auseinandergehen.  Wir 
brauchen  zum  Beleg  dafür  z.  B.  nur  an  die  Bestrebungen  zu 
erinnern,  welche  den  Staat  »aus  dem  Gebiet  der  Volkswirthschafk 
ganz  exiliren^  und  an  diejenigen,  welche  ihn  in  die  Fabrikation 
selbst  einführen  möchten  (Lassalle).  Es  dürfte  darum  eine  Dar- 
stellung, welche  den  Grund,  die  Mittel  und  die  Grenzen  der 
8taatlichen  Einwirkung  untersucht,  nicht  ganz  ohne  Werth  sein. 

Dass  eine  richtige  Lösung  der  Aufgabe  bedingt  ist  durch  die 
Hervorhebung  der  wirthschaft liehen  Gesichtspunkte , .ergibt 
sich  schon  aus  dem  Verhältniss,  in  welchem  Recht  und  Wirthschaft 
zu  einander  stehen.  Ist  das  Wirthschaften  eine  Seite  der  ethischen 
Thätigkeit  des  Menschen,  und  ist  das  Recht  der  Inbegriff  der 
freiheitlichen  Bedingungen,  deren  Vorhandensein  die  Erreichung 
der  menschlichen  Lebenszwecke  ermöglicht,  so  müssen  die  auf 
die  wu'thschaftliche  Thätigkeit  sich  erstreckenden  rechtlichen  Be- 
stimmungen ihre  nothwendige  Grundlage  in  der  richtigen  Auf- 
fassung der  ökonomischen  Thätigkeit  finden. 

Eine  Betrachtung,  wie  sie  hier  versucht  werden  soll,  ersi^heint 
als  eine  eigentlich  politische;  sie  ist  ein  Theil  jener  Wissen- 
schaft, welche  im  System  der  Staatswissenschaften  unter  dem 
Begriff  der  »Polizeiwissenschaft*  oder  in  engerer  Begrenzung  unter 
dem  der  ttVolkswirthschaftspolitik*  zusammengefasst  wird.  Das 
Wesen  der  wissenschaftlichen  Politik  besteht  ja  gerade  in  der 
Nachweisung  des  durch  die  objektiven  Verhältnisse  gegebenen 
Rechtsbedürfnisses  und  in  der  Dariegung-  der  Mittel  seiner  Be- 
friedigung; die  praktische  Politik  ist  nichts  anderes  als  die  noth- 
wendige Vermittlung  der  idealen  Rechtsforderung  mit  den  gege- 
benen Verhältnissen.  Diese  Doppelnatur  der  politischen  Auffassung 
bringt  es  mit  sich,  dass  wir  die  theoretischen  Ansichten  in  ihrem 
Verhältniss  zu  den  jeweiligen  Zuständen  kurz  berühren  müssen; 
bei  dem  grossen  Umfang  des  Gebiets  sind  wir  freilich  gentthigt, 
nur  die  allgemeinsten  Gesichtspunkte  hervorzuheben. 

Geschichtlicher  üeberblick. 
Das  wirthschaftliche  Leben  des  Mittelalters  trägt  im  Vergleich 
mit  dem  der  Neuzeit  den  Charakter  der  Einfachheit  und  Abge- 
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schlossenheii  aHer  Beziehungen.  Die  geringe  Ausbildung  der 
Arbeitstheilung,  die  Beschränktheit  des  Tauschverkehrs,  die  Schwie- 
rigkeiten der  Communikation,  die  geringe  Cirkulationsfähigkeit  der 
Gfiter,  alles  das,  was  als  Merkmal  der  sg.  naturalwirthscbafUichen 
Periode  angeführt  zu  werden  pflegt,  gab  auch  dem  Gewerbe  eine 
grossentheils  nur  lokale  Bedeutung.  Der  Handwerksbetrieb  lag 
anfänglich  in  den  Händen  der  HOrigen,  welche  der  allgemeine 
Einigungsgeist  in  Corporalionen  vereinigte.  Es  entstanden  so  die 
Zünfte,  als  Vereinigungen  der  Handwerker  mit  gleichartigem 
Betrieb;  sie  fühlten  sich  bahl  als  selbständige  Körper  und  wagten 
es,  den  Kampf  mit  den  alten  Patriziergeschlechtem ,  in  deren 
Händen  das  Stadtregiment  lag,  aufzunehmen.  —  Wie  das  Mittel- 
alter in  staatlicher  Beziehung  in  Deutschland  sich  dadurch  charak- 
terisirt,  dass  die  Staatsaufgabe,  sobald  sie  die  Grenze  der  blossen 
Erhaltung  des  Innern  und  äussern  Rechtsfriedens  überschreitet, 
von  einer  grossen  Menge  engerer  Kreise  (»Staaten  im  Staate*) 
vollzogen  wird,  so  erhielten  auch  die  Zünfte,  als  wichtige  Cor- 
porationen,  einen  über  das  gewerbliche  Leben  hinausgreifenden 
Inhalt  Sehen  wir  von  dieser  politischen  und  sittlichen  Bedeutung 
derselben  ab,  so  zieht  sich  durch  die  ganze  Zunft- Verfassung  der 
gleiche  Geist,  wie  durch  die  andern  mittelalterlichen  Corporationen : 
der  der  Besonderung  und  der  Selbstverwaltung.  Das  Gewerbe 
konzentrirte  sich  in  dar  Stadt  (Bannrechte) ;  die  einzelnen  Zünfte 
schlössen  sich  strenge  gegen  einander  ab;  das  ganze  Leben  des 
Handwerkers  stand  unter  dem  Binfluss  der  Genossen;  sie  ent- 
schieden über  seine  Aufnahme  als  Lehriing,  sie  sprachen  ihn 
zum  Gesellen,  vor  ihnen  legte  er  die  Meisterprüfimg  ab  und  mit 
ihnen  wirkte  er  4a  der  Zunftversammlung  zusammen.  So  lange 
das  soziale  Leben  diesen  Formen  entsprach,  hatten  auch  die 
Zünfte  ihre  historische  Berechtigung.  Als  aber  mit  dem  Entstehen 
der  Territorialgewalten  die  Selbständigkeit  der  Corporationen  ver- 
schwand und  der  sittliche  Geist,  welcher  dieselben  durchweht 
hatte,  entflohen  war,  knüpften  sich  an  dieselben  Missbräuche  aller 
Art  So  ergab  sich  für  die  Reichsgewalt  Veranlassung,  im  In- 
teresse der  Sittlichkeit  und  der  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen 
Ordnung  auf  dem  Gebiete  des  Zunftwesens  einzuschreiten  (vergL 
z.  B.  Reichsschluss  vom   16.  Aug.   1731).   ~   Die  Territorid- 
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gewalten  wandten  wie  dem  wirthscbaftlicben  Leben  überhaupt»  so 
aucb  dem  gewerblicben  eine  grössere  Aofmerksamkeit  zu,  als 
die  anwachsenden  staatlichen  Aufgaben  Deckungsmittel  erforderten, 
welche  durch  sorgfältigere  Bewirthscbaftung  der  KammergOter  und 
durch  Inanspruchnahme  der  Steuerkraft  der  Unterthanen  beschafft 
werden  mussten.  Diese  Förderung  der  wirthsdiafUichen  Ver- 
hältnisse hatte  übrigens  Ihrer  historischen  Entstehung  nach  mehr 
einen  Gnanziellen  Zweck;  sie  sollte  zuaAchst  und  hauptsftchlich 
die  Einkünfte  der  fürstlichen  Kammern  vermehren.  Die  Wissen- 
schaft der  Wirthschaftspolizei  «^schien  daher  spllter  noch  als  ein 
Theil  der  Cameralwissenschaft  ^).  Jenes  Motiv  der  staatlichen 
Wirthschafkspflege  drückt  Schröder,  fürstücha  Schatz-  und  Rent- 
kammer, bezeichnend  genug  aus,  wenn  er  sagt,  »dass  ein  Fürst 
seinen  Unterthanen  erst  zu  guter  Nahrung  helfen  müsse,  wenn  er 
von  ihnen  etwas  nehmen  wolle.* 

Das  Eindringen  des  flirstlichen  Absohitismus  und  der  Ueber- 
gang  aus  der  mitteldterlichen  Naturalwirthschaft  in  die  6eld- 
wirthschaft  der  Neuzeit  führten  zu  jenem  System  handeis-  und 
gewerbepolitischer  Massregeln,  das  die  Wissenschaft  ah  Merkan- 
tilismus bezeichnet  hat.  Jenes  gab  der  staatlichen  Förderung 
des  Erwerbslebens  den  Grundzug  der  Bevormundung,  der  Ghbige- 
lung  und  Leitung  der  Privatwirthschaften ;  dieser  Uebergang  verlieh 
ihr  die  entschiedene  Richtung  auf  die  gewerbliche  und  Handels- 
thtttigkeit,  insofeme  sie  die  gewünschte  Vermehruiig  des  Geldes 
und  der  edlen  Metalle  beförderten.  Es  kann  hier  nicht  die  Auf- 
gabe sein,  dieses  System  in  seiner  Vollständigkeit  darzustellen  ^ ; 
es  mögen  einige  Andeutungen  genügen. 

Mit  der  Entstehung  der  Geldwirthschaft  wd  der  dadurch 
gestatteten  Centralisation  war  es  möglifili  gewof  den,  dass  die  Auf- 
gaben, welche  im  Mittelalter  die  Corporationen ,  allerdings  in 
anderer  Weise,  erfüllt  hatten,  nunmehr  von  einem  Centralorgan 
erfüllt  werden  konnten.  In  den  grösseren  Staaten,  wie  in  Eng- 
land und  Frankreich,  wo  das  NationaU)ewusst8ein  durch  diese 
Centralisation  gekräftigt  wurde,  entstand  so  jene  Exciusivität  der 

1)  Roacherf  Grundlagen  der  Nationalökonomie.    5.  Aufl.  S.  19. 

2)  Yergl.  darOber:  Kanti,  die  geschichtliche  Entwicklong  der  Nat.- 
Ok.  und  ihrer  Literatur.  S.  243  ff. 
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Handels-  und  Gewerbepolitik  (Scfantzzölle,  Rttckzölle,  Ansfohr- 
prftmien  u.  s.  wO^  jene  Beengung  der  Produclion  durch  staatliche 
Indastriereglenents  and  theilweise  jene  Verdrängung  der  Privat- 
industrie durch  Staatsgewerbebetrieb,  —  welche  erst  die  neueste 
Zeit  gebrochen  hat.  h  Deutschland  verhinderte  die  fortschreitende 
AusbiMung  «ter  Territorialgewalten  eine  derartige  einheitliche 
Staatsthfttigkeit  gegen  aussen ;  die  Staatsthätigkeit  war  daher  noch 
in  höherem  Grade  den  einzelnen  wirthschafUichen  Verhältnissen 
zugekehrt.  —  Die  Hauptveranlassung  dazu  hatte  zunächst  die  Er- 
höhung der  Preise  aller  Dinge  in  Folge  der  eingetretenen  Geld- 
entwerthung  >gebildet ;  aber  baki  machte  sich  daneben  —  freilich 
in  absoliUistischem  Geiste  —  der  Gesichtspunkt  der  Pflege  der 
inländischen  hdustrie  geltend.  Wenn  auch  vielfach  die  alten 
Formen  des  wirthschaftlidien  Lebens,  so  z.  B.  die  Zunflverfassung 
bestehen  blieben,  so  substituirte  sich  ihnen  doch  ein  anderer  Ge- 
danke. Froher  der  gewerblichen  Entwicklung  förderlich,  führten 
sie  nun  zur  Stagnation  und  wurden  zu  Beschränkungen.  Es  hält 
beute  schwer,  sich  emen  Begriff  von  der  engherzigen  Auffassung, 
mit  wekher  die  Regierungen  das  Verhältniss  zum  Ausland  und 
die  freie  Thätigkeit  der  Einzelnen  betrachteten,  und  von  der  Unzahl 
von  Hemmnissen  der  freien  Entwicklung  zu  machen.  —  (Vor- 
kauCsrechie,  Losungsrechte  bei  Mobilien,  Regalitätstheorien  u.  s.  w.  0 
Die  Wissenschaft  war  diesem  System  im  allgemeinen  nicht 
abb<dd;  die  Anschauung  von  der  Nothwendigkeit  einer  kQnstlichen 
Leitung  und  Förderung  der  Gewerbe  theOte  sie  mit  der  Praxis, 
und  dadurch,  dass  sie  dem  Staat  die  Verwirklichung  des  Wohls 
unmittelbar,  wie  schon  Wolf  in  seinem  jus  naturae  et  gentium 
gethan  hatte,  zur  Aufgabe  stellte,  rechtfertigte  sie  die  Eingriffe 
der  Regierunffen  in  die  Sphäre  der  Einzelnen.  Bestanden  auch 
im  einzelnen  Verschiedenheiten,  so  vertheidigten  doch  alle  Schrift- 
steller aus  der  ersten  Hälfte  des  18ten  Jahrhunderts  die  unmittel- 
bare Wohlsfördornng  durch  den  Staat  ^. 


1^  VergL  darjiber  besonderf  die  einielnen  Nack^eisongen  bei  W  i  c  h  t  e  r , 
C.  G.,  Gescbichte  a.  Literatur  des  wttrUb.  PrivineAu.  1B39.  und  H  i  1  d  e- 
brand's  Jmhrbacher  fär  Nationalökonomie  u.  SUtistlk.  Jahrg.  1864.  S.  165. 

9)  Zu  vergl.  F n  nk ,  Die  Anffiassang  der  Polixei  im  18ten  Jahrhundert. 
Zeitfcbrift  §9tT  die  get.  StaaUwiaaenachafl.  1863.  S.  489. 


Digitized  by 


Google 


44  I^i^  Aufgabe  des  Slaau 

So  definirt  Justi  die  Polizeiwissenschafl  als  »die Lehre,  das 
allgemeine  Vermögen  des  Staats  za  erhallen  und  za  vermehren, 
und  zur  Beförderung  der  allgemeinen  Glttckseligkeit  einzurichten 
und  zu  erhalten*;  Sonnen fels  bezeichnet  als  Endzweck:  »die 
Sicherheit  und  Bequemlichkeit  des  Lebens,  welche  vereinbart  die 
öffentliche  Wohlfahrt  ausmachen*;  Hohenthal  erklärt  ab  Auf- 
gabe des  Staats :  »die  Beförderung  des  Glanzes  und  des  äusseren 
Glücks  der  Unterthanen."  Selbst  die  positivrechtlichen  Schrift- 
steller, wie  Moser  und  Pfitter,  huldigen  dieser  Auffassung;  der 
erstere  erklärt  als  landesherrliches  Recht  und  als  Pflicht  neben 
Erhaltung  der  Ordnung  die  .Beförderuug  der  zeitlichen  GlQck- 
seligkeit  der  Unterthanen*  und  nach  Pütter  besteht  die  Polizei 
»in  Salute  publica  conservanda  promovendaque.* 

Unter  den  hervorgehobenen  Schriftstellern  verdient  bei  einem 
geschichtlichen  Ueberblick  Justi  besonders  in's  Auge  gefasst  zu 
werden.  Wie  er  von  sich  rühmt,  dass  er  zuerst  die  Polizei  »von 
andern  Wissenschaften  abgesondert  und  in  einem  auf  die  Natur 
der  Sache  gegründeten  Zusammenhang*  dargestellt  habe,  so  kommt 
ihm  auch  das  Verdienst  zu,  die  einzelnen  gewerblichen  Mass- 
regeln ausführlich  auseinandergesetzt  und  beleuchtet  zu  haben. 
In  seinen  »Grundsätzen  der  Polizeiwissenschaft,  in  einem  ver- 
nünftigen auf  den  Endzweck  der  Polizei  gegründeten  Zusammen- 
hang und  zum  Gebrauch  akadem.  Vorlesungen  abgefasst*  (1756), 
spricht  er  im  8ten  Hauptstttck  (,S.  100 — 121)  »Von  den  Manu- 
fakturen und  Fabriken*  ^).  Er  hebt  hervor,  wie  dieser  Gegenstand 
eine  sehr  ernstliche  Vorsorge  der  Landespolizei  erheische.  An 
die  Spitze  seiner  Erörterungen  stellt  er  die  beiden  Grundsätze, 
es  solle  alles,  was  zur  Nothdurft  und  Bequemlichkeit  der  Ein- 
wohner erforderlich  sei,  im  Lande  selbst  gewonnen  -sirerden,  und 
die  Polizei  habe  dafür  zu  sorgen,  dass  alles,  was  das  Land  her- 
vorbringe, darin  vollkommen  bearbeitet,  und  nicht  gestattet  werde, 
dass  rohe  und  unvollkommene  Landesprodukte  ausgeführt  werden. 
Bezüglich  des  ersteren  Grundsatzes  hält  er  es  übrigens  an  einer 
spätem  Stelle  (S.  163^  -für  gerathen,  dass  man  erst  die  Fabriken 


1)  Manufaklar  und  FabrU(  unterscheidet  er   so,   dajs  bei  lexlerer,  die 
Bearbeitung  durch  Feuer  und  Hammer  erfolge»  bei  eraterer  nicht. 


Digitized  by 


Google 


in  Beziehang  auf  das  gewerbliche  Leben.  45 

gründe,  ehe  man  die  aosländiscben  Waaren  ganz  verbiete.  Die 
Uebereinstimmang,  welche  Justi  in  der  GrandaafTassang  mit  der 
Merkantiltheorie  bekundet,  spricht  er  (L  c.  S.  131)  noch  deut- 
licher aus,  wenn  er  sagtt  »Ja  die  Verschwendung  selbst  oder  die 
Ueppigkeit  ist  einem  Lande  nicht  schädlich,  wenn  man  sich  dazu 
der  Landeswaaren  bedient.** 

In  der  Entwicklung  dieser  Grundsätze  stellt  Justi  als  erstes 
Erfordemiss  für  die  Staatsthätigkeit  auf  gewerblichem  Gebiet  die 
Herstellung  genaue  statistischer  Grundlagen  hin;  die  einzelnen 
Hassregeln  betreffend:  Manufakturen  und  Fabriken,  fasst 
er  dann  unter  den  Gestohtspunkten  zusammen : 

1)  wie  die  Manufakturen  und  Fabriken  zu  gründen  seien; 

2)  wie  sie    in  einen   blühenden   Zustand   gebracht  werden 
können;  und 

3)  was  in  Ansehung  der  Direktion  und  Aufsicht  zu  beachten  sei. 
Bezüglich  des  ersten  Punkts  setzt  er  auseinander,  dass  für 

die  nöthige  technische  Bildung  zu  sorgen  sei ;  weiter  seien  Fremde 
in  das  Land  zu  ziehen,  denen  man  neben  Erleichterungen  noch 
besondere  Yortheile  und  Unterstützungen  zuwenden  müsse.  Aus 
sachlichen  Gründen  empfiehlt  er  solche  Unterstützungen  mehr  an 
einzelne  Gewerbetreibende,  als  an  grosse  Unternehmungen.  Uebri- 
gens  ist  ar,  indem  er  die  Gefahr  des  Verlusts  solcher  Vorschüsse 
beachtet,  der  Ansicht,  dass  es  derselben  selten  bedürfe,  wenn 
man  nach  dem  Beispiel  des  grossen  Colbert  ein  gewisses  Frä- 
mium  auf  jedes  Stück  Tuch  oder'  Zeug  setze,  das  nach  der  vor- 
geschriebenen Güte,  Länge  und  Breite  verfertigt  sei,  wenn  man 
bei  dem  evtfen  Anfange  die  Waaren  durch  angeordnete  Nieder- 
lagen oder  Manufakturhäuser  kaufen  lasse  u.  dergl;  der  Staat 
könne,  diese  Waaren  auf  mancherlei  Art  brauchen.  Trotz  dieser 
Befürwortung  der  künstlichen  Leitung  und  Beförderung  der  Ge- 
werbethätigkeit  spricht  sich  Justi  (abgesehen  von  einzelnen  Aus- 
nahmen; gegen  den  Staatsgewerbebetrieb  aus,  weil  der  Regent 
seinen  Unterthanen  den  Nahrungsstand  nicht  entziehen  soll,  und 
weil  die  Verwaltung  Missbräuche  mit  sich  bringe. 

Bezüglich  des  zweiten  Punkts,  der  Erhaltung  eines  blühenden 
Zustands  der  Manufakturen  und  Fabriken,  räth  Justi  ein  Ausfuhr- 
verbot für  Rohstoffe   und   ein  Einfuhrverbot  für  im  Lande  selbst 
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gefertigte  Waaren  an;  das  Geschrei  der  Kaufleate,  die  am  we- 
nigsten geneigt  seien  ^  den  Absatz  der  inländischen  Waaren  zu 
befördern,  —  meint  er,  —  mttsse  dabei  in  Iseinen  Betracht 
kommen.  Die  Güte  and  Tüchtigkeit  der  Waaren  soll  durch  Er- 
richtung von  Schananstalten  und  Vorschriften  über  die  Fabrikations- 
weise (z.  B.  ein  Reglement  für  die  Färber  über  die  Art,  schön 
und  dauerhaft  zu  färben),  die  Wohlfeilheit  der  Waaren  endlich 
durch  Feststellung  von  Lohntaxen  erzielt  werden. 

Zur  Durchführung  dieser  Hassregeln  (für  die  Direktion 
und  Aufsicht)  hält  Justi  die  Niedersetzung  eines  besondem  Ma- 
nufaktur-Collegiums  für  nöthig;  jede  einzelne  Stadt  soll 
einen  besondem  Manufaktur-Inspektor  erhalten. 

Die  Handwerker  betrachtet  Justi  etwas  flüchtiger.  In 
der  schon  zu  seiner  Zeit  besprochenen  Frage  über  die  Beseitigung 
der  Zünfte  entscheidet  er  sich  für  die  Beibehaltung,  weil  ohne 
sie  das  Wandern  der  Handwerksbarschen  nicht  mehr  vorkäme. 
Er  trennt  die  Gewerbe  in  solche,  welche  nur  für  das  eigene 
Land  und  solche,  welche  auch  für  das  Aasland  arbeiten.  Während 
er  eine  Beförderung  der  letztem  für  angezeigt  erachtet,  will  er 
die  ersteren  auf  das  vorliegende  Bedürfiuss  beschränkt  wissen. 
Die  Gewerbe  sollen  in  den  Städten  vereinigt  und  auf  dem  Lande 
nur  die  mit  dem  landwirthschaftlichen  Betrieb  zusammenhängenden 
geduldet,  ja  selbst  die  in  den  Städten  vereinigten  gehindert  wer- 
den, sich  mit  dem  Ackerbau  and  andern  Nahrangszweigen  ein- 
zulassen. 

Wir  haben  ans  erlaubt,  diese  AusfOhrangen  Justins  im 
Einzelnen  wiederzugeben,  weil  seine  theoretisch  formoKrten  Sätze 
vielfach  nur  Abstractionen  der  gegebenen  Verhältnisse  sind,  so 
dass  mit  der  Anführung  derselben  zugleich  der  bestehende  Zu- 
stand geschildert  ist.  —  Man  sieht:  an  d^  Berechtigung  des 
Staats  zu  allen  jenen  tiefeingreifenden  Massregeln  hat  Justi  nicht 
den  mindesten  Zweifel ;  auch  seine  merkantilistiscbe  Anschauungetf 
sind  so  klar  ausgesprochen,  dass  sie  keiner  Eriäuterang  be* 
dürfen. 

Die  bestehenden  Verhältnisse  wurzelten,  wie  erwähnt,  in 
der  Verbindung  der  absolutistischen  Grandsätze  mit  den  wirth- 
schafUichen  Anschauungen  der  Zeit;  einer  Umwäheung  derselben 
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mufiste  eine  Veränderung  dw  Ansichten  ttber  Staat  and  Wirt b- 
Schaft  vorauffiiehen. 

Schon  Sonnen fels^)  geht  von  einer  liberalen  Staatsan- 
schaaang  aus.  Huldigt  er  auch  noch  dem  Wohlslaatsstandpunkt, 
so  leitet  er  doch  die  Entstehung  des  Staats  vom  Willen  der  Ein- 
zelnen ab.  Er  stellt  ihn  in  die  Reihe  mit  andern  Gesellschaften; 
die  »Vermehrung  der  Gesellschaft*  hält  er  fttr  das  Mittel,  wodurch 
die  Sicherheit  und  Bequemlichkeit  des  Lebens  hergestellt  werde; 
darin  seien  alle  einzelnen  Mittel  enthalten,  welche  gesammelt  die 
öflEmtliche  Wohlfahrt  befördern.  Bezüglich  d^  gewerblichen 
Thätigkeit  führt  Sonnen fels^  treu  seinem  allgemeinen  Stand- 
punkte aus,  dass  eine  Beschäftigung,  die  Gewinn  trage,  für  sich 
selbst  anlockend  genug  sei;  es  seien  daher  nicht  sowohl  be« 
jahende  Mittel  nothwendig,  als  vielmehr  verneinende,  die 
alle  Hindemisse  bei  Seite  räumen,  welche  der  Emsigkeit  im  Wege 
stehen  und  ihren  Wetteifer  hemmen  können.  Als  solche  Hinder- 
nisse bezeichnet  er:  Monopolien,  ausschliessende  Gesellschaften, 
gewisse  mit  einem  Vorzug  eingeräumte  Befreiungen,  Manufacturen 
auf  Rechnung  des  Landesfilrsten ,  ausschliessende  Zünfte  und  zu 
grosse  auf  eine  Fabrikation  gelegte  Abgaben.  Nach  allen  diesen 
Richtungen  tritt  Sonnen fels  ab  Gegner  der  Privilegien  und 
eifriger  Verfechter  der  freien  Konkurrenz  auf.  Er  hält  es  aber  ^) 
fttr  nothwendig,  der  unternehmenden  Emsigkeit  Hilfsmittel  zuzu- 
bereiten ,  welche  entweder  in  Vorschuss  von  baarem  Geld  (wo- 
durch doch  gerade  wieder  eine  einseitige  Begünstigung  entstände) 
oder  in  der  zugesicherten  Abnahme  der  Waare  bestehen.  Von 
dem  zur  Unterstützung  ikur  Handlung  gewidmeten  Fond  kann  nach 
seiner  Ansicht  der  Staat  keinen  nützlicheren  Gebrauch  machen, 
als  wenn  er  einen  Theil  zur  Abnahme  d6r  vorräthigen  Fabrikate 
verwendet.  Habe  die  inländische  Manufactur  eine  gewisse  Stufe 
der  VoUkommenheit  erreidbt,  so  soll  sie  dem  Ausland  gegenüber  « 
durch  massige  Eingangszölle  geschützt  werden. 

Sonnenfels  ist  bereits  Ober  den' Standpunkt  Justi*s,  welcher 

1)  Grondfitie  der  Polizei-,  Handlungs-  und  Fhianzwissenscbaft.  3.  Aufl. 
1770. 

2)  1.  c.  2.  Th.  S.  146.  $$.  110  ff. 

3)  Th.  2.  S.  243  ff 
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die  Industrie  eigentlich  am  ihrer  selbst  willen  bef&rdem  will, 
hinaus ;  da  er  die  Gesellschaft  vermehren  will,  diese  aber  an  der 
Consumtion  ein  gleich  grosses  Interesse  hat,  als  an  der  Pro- 
duction,  so  lag  es  nahe,  dass  er  das  Consumenten-Interesse  in 
nähere  Betrachtung  zog,  und  so  zu  Folgerungen  gelangte,  welche 
von  der  Herkantiltheorie  wesentlich  abweichen. 

Es  war  nun  weiter  die  geschichtliche  Aufgabe  des  Physio- 
kratismus^),  den  Zunft-  und  Privilegiengeisl  zu  beseitigen,  die 
staatliche  Allgewalt  zu  brechen  und  auf  die  nattlr liehen 
Grundlagen  hinzuweisen,  auf  welchen  die  Entwicklung  der  Mensch- 
heit ruht  Er  ist  freilich  —  einem  nattkrlichen  Culturgesetz  ge- 
mäss —  zu  weit  gegangen,  wenn  behauptet  wurde,  dass  die 
Gewerbe  an  sich  unproductiv  seien  und  ihre  Förderung  sich  nur 
vom  Standpunkt  der  Pflege  der  Interessen  des  Grundeigenthums 
empfehle,  dass  bei  Gewährung  der  ungehemmten  Entwicklung  der 
natürliche  Verlauf  von  selbst  ihren  Vortheil  bewirke,  dass  der 
Staat  endlich  sich  auf  das  laissez  faire,  laissez  passer,  zu  be- 
schränken habe.  Es  ist  die  Rousseau'sche  Anschauung,  die  uns 
hier  entgegentritt;  eine  Auffassung,  welche  in  einer  Zeit,  in 
welcher  strebsame  Geister  an  einer  auf  Abwege  gerathenen  Cultur 
Anstoss  nahmen,  in  dem  Abschütteln  jeder  Cultur,  in  dem  Zurück- 
gehen auf  die  reine  Natürlichkeit  den  einzigen  Ausweg  aus  einer 
Welt  voll  hergebrachter  Hissstände  erblickte.  So  einseitig  dieser 
Standpunkt  war,  so  hatte  er  doch  eine  relative  (historische)  Be- 
rechtigung. 

Bei  Adam  Smith  treffen  wir  zwar  auf  eine  durch  vielfache 
und  scharfe  Beobachtungen  geläuterte  An«ehauung  der  wirthschafl- 
lichen  Verhältnisse;  er  ist  weit  entfernt  von  der  MerkantiKheorie 
und  hat  manche  der  physiokratischen  Irrthümer  berichtigt  Aber 
wie  Kant,  mit  dem  Smith  oft  verglichen  worden  ist,  das  Recht 
» als  die  blose  Maxime  der  Goexistenznl^glichkeit  betrachtet,  und 
darum  nicht  die  ganze  Staatsthätigkeit  philosophisch  durchdringen 
kann,  so  gelangt  auch  Sm4th,  beeinflusst  von  englischen  Zu- 
ständen, nicht  zur  vollen  Würdigung  derselben.  £r  fasst  das 
Individuum  viel  zu  sehr  in  seiner  abstrakten  Selbständigkeit  auf 


1)  Kaati,  1.  c  S.  48  ff. 
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und  übersiebt  die  durcb  die  Natur  angezeigte  Ergänzung  desselben 
durcb  die  Gemeinschaft.  Wenn  er  auch,  abgesdhen  von  der  nega- 
tiven Stellung,  die  er  zu  Zünften  u.  s.  w.  einnimmt,  neben  der 
Kriegshobeit  und  Rechtspflege  als  dritte  und  letzte  Pflicht  des 
Staats  die  Gründung  und  Erhaltung  derjenigen  ölTentlicben  Institute 
und  Werke  bezeichnet  ^) ,  die ,  so  nützlich  sie  für  die  Gemein- 
schaft seien,  doch  von  Privaten  oder  Vereinigungen  derselben 
nicht  unternommen  werden,  weil  sie  keinen  Gewinn  abwerfen,  so 
leuchtet  doch  sein  rein  privatwirthschaftlicher  Standpulikt  auch 
darin  klar  hervor,  dass  er  auch  diese  Anstalten  in  ihrer  wirth- 
schaftlichen  Grundlage  auf  den  Tauschverkehr  zwischen  Einzelnen 
stellt,  indem  er  z.  B.  die  Kosten  der  Candle,  Strassen,  Unter- 
richtsanstalten u.  s.  w.  durch  Canalabgaben,  Brücken-  und  Weg* 
gekler  u.  s.  w.  zu  bestreiten  empfiehlt.  So  hat  Smith  zwar  die 
wirthschaftlichen  Gesichtq)unkte  der  staatlichen  Pflege  des  Er- 
werbslebens wesentlich  erweitert,  weniger  dagegen  die  Auffassung 
der  staatli<;hen  Aufgabe  gefördert 

Der  bedeutendste  deutsche  Schriftsteller  für  das  PoUzeirecht, 
von  Berg*),  betrachtet  die  Gewerbeförderung  als  »Recht  der 
Stadtvrirthschaftspolizei/  Er  steht  mitten  in  der  Uebergangs- 
periode ;  auf  der  einen  Seite  will  er  das  gesammte  positive  Ma- 
terial darlegen ,  welches  doch  vielfach  noch  auf  filteren  Grund- 
sätzen ruhte,  und  auf  der  andern  ist  er  von  der  Wahrheit  der 
neuen  Ideen  durchdrungen.  So  wird  sein  Standpunkt  ein  schwan- 
kender, seine  Darstdlung  eklektisch.  Wenn  er ')  stark  betont, 
dass  das  Geschäft  der  Polizei  nur  darin  bestehe,  Hindemisse  zu 
beseitigen,  welche  dem  Flor  der  Gewerbe  im  Wege  stehen,  so 
sagt  er  doch  wieder^),  dass  die  Stadtwirthschaftspblizei  kein 
Mittel  unversucht  lassen  dürfe,  wodurch  Künstler,  Handwerker 
und  Fabrikanten  bewogen  werden  könnten,  ihr  Gewerbe  auf  einen, 
immer  höheren  Grad  von  Vollkommenheit  zu  bringen.  Selbst  die 
unmittelbare  Unterstützung  einzeber  neueinzuführender  Gewerbs- 


1)  As  her' sehe  Uebersetoong  S.  235. 

3)  Vergl.  Handbach  des  deutschen  PoUzeirechts.    2.  Aufl.  1803. 

3)  3.  Th.  S.  411-. 

4)  A.  •.  0.  S.  444. 

Zeitschr.  f.  Staatsw.  1867.  L  Heft.  4 
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jBweige  beseicbnet  er  als  Au%abe  der  Polizei,  ohne  jedoch  die^ 
selbe  dnrchaos  m  bSIigen. 

Ein  wesentlicher  Punkt  ist  es,  in  wdcbem  Jnsti,  Sonnenfels 
nnd  von  Berg  ungeachtet  der  grossen  Verschiedenheit  ihrer  An* 
sichten  zusammentreffen:  die  Organisation  der  gewerblichen  Be* 
bOrden.  AHe  drei  stimmen  darin  tftberein,  einmal,  dass  die  För- 
derung der  Gewerbe-  (und  Handels- )th&tigk€fit  eigens  fQr  diesen 
Zweck  niederzusetzende  Behörden  verlange,  sodann  dass  diese 
Organe  nicht  allein  durch  Beamte,  sondern  auch  durch  Geschäfts- 
leute zu  bilden  seien.  Hatte  diese  von  verschiedenem  Standpunkt 
aus  sich  ergebende  Uebereinstimmung  auch  ihre  Wurzel  in  den 
Zusenden  der  einzelnen  Staaten,  wo  im  Laufe  des  18ten  Jahr- 
hunderts vielfach  »Commerzienkollegien* ,  »Commerziendeputa* 
tionen^  gegründet  wurden,  so  weist  sie  doch  auf  ein  bei  allem 
Wechsel  der  Ansichten  und  Zustande  fortdauerndes  BedOrf^^ 
niss  hin. 

Die  französische  Revolution  war  von  der  Freiheit  des  In- 
dividuums ausgegangen.  Damit  war  dem  WoUstaatsstandpankte, 
der  praktisch  verwirklicht  dem  sg.  PoUzeistaat  entsprach,  die 
Berechtigung  abgesprochen  und  die  Wurzel  des  sg.  Rechtsstaats 
gelegt.  Dieser,  wie  er  von  Arettn,  Rotteck,  Welker  u.  a.  theo- 
retisch begrfkndet  wurde,  sollte  nun  im  Wesentlichen  nur  Schutz 
gegen  innere  und  äussere  Rechtsverletzungen  gevrthren,  höchstens 
noch,  wie  schon  Smith  hervorgehoben  hatte,  gewisse  öffentliche 
Werke  und  Anstalten  hersteflen,  welche  die  Privatkrafle  über- 
steigen. Das  Wesen  aller  politischen  Bestrebungen,  welche  auf 
dieser  Grundlage  ruhten,  lag  daher  nothwendig  in  der  Abgren- 
zung der  individuellen  Rechtssphäre  gegenQber  der  Staatsthatigkeit, 
in  der  Sicherung  des  Individuums  gegen  Uebergriffe  der  Staats- 
gewalt durch  Feststellung  der  sg.  staatsbargerlichen  Rechte. 

So  fKnd  auch  das  Recht  des  Staatsbürgers  zum  freien  Ge* 
Werbebetrieb,  die  Ausschliessang  von  Monopolen  u.  s.  w.  in  den 
neu  gegründeten  Verfassungs-Urkunden  eine  Stelle,  und  die  Nach- 
wirkungen im  practischen  Leben  blieben  nicht  aus.  Wir  machen 
hier  nur  auf  die  Einführung  jder  Gewerbefreihett  in  Frankreich 
und  den  Landern,  welche  demselben '^inverl^bt  waren,  auf  die 
Reform  der  Gewerbegesetzgebung  in  Preussen  unter  der  Stein- 
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Hardenberg'scben  Periode,  auf  die  ZoDreform  daselbst  (1818)  il  s.  w. 
aormerksam. 

Wie  die  Staatsrechtsphilosophie  das  Einzelrecht,  so  stellte 
die  Volkswirthschaftslehre  das  Einzelinteresse  in  den  Vordergrund 
und  beide  gelangten  so  zu  einem  ähnlichen  Resultat.  Die  Pflicht 
des  Staats  bezüglich  der  gewerblichen  Thfttigkeit  wurde  vor- 
wiegend negativ  aufgefasst.  So  ist  z.  B.  die  ganze  Ausführung 
bei  Lotz,  Handbuch  der  Staatswirthschaflslebre,  2.  Aufl.  1838. 
H.  Bd.  S.  96  ff.  wesentlich  gegen  die  Begrenzung  der  Gewerbe 
auf  die  Städte,  gegen  das  Zunftwesen,  gegen  Monopole,  theilweise 
gegen  Patente,  gegen  Concessionen  und  gegen  Aus-  und  Einfuhr-» 
Verbote  gerichtet.  Die  Begünstigung  der  Gewerbe  durch  Prämien 
und  Vorschüsse  hält  er  bei  Erfindungen  und  bei  vorübergehenden 
Nothständen  einzelner  wichtiger  Gewerbszweige  für  zulässig; 
Schauanstalten  lässt  er  als  fekultative  Einrichtungen  zu. 

Der  Kampf  gegen  die  bestehenden  Beschränkungen  auf  ge- 
werblichem Gebiet,  welcher  in  Deutschland  hauptsächifch  in  der 
massenhaften  Literatur  über  Gewerbefreiheit  seinen  Ausdruck  fand, 
zeigt  fortwährend  die  recMliche  und  wirthschafUiche  Seite:  die 
Behauptung  des  natürlichen  Rechts  der  Persönlichkeit  zur  freien 
Bewegung  auch  auf  dem  gewerUicfaen  Gebiet  und  den  Versuch 
des  Nachweises,  dass  damit  auch  das  wirthschafUiche  Beste  ge- 
geben seL 

Mit  einer  abweichenden  Betrachtang  des  Staats  verbhidet  sich 
häufig  auch  die-  Rechtferiigung  der  gewerblichen  Beschränkungen. 

Oberndorfer  (Theorie  der  WirtbschaftspoKzei ,  München, 
1840.)  geht  davon  ans,  dass  die  Regierung  sich  das  Wohl  ihrer 
Angehdrigen  ebenso  nahe  gehen  lassen  müsse,  wie  jeder  sich 
sein  eigenes  ^) ;  er  kommt  freilich  mit  sich  in  Widerspruch,  wenn 
er  *)  der  Regierung  doch  nur  eine  mittelbare  Thätigkeit  zuschreibt, 
da  der  Einzelne  sein  eigenes  Wohl  nfeht  blos  mittdbar  erstrebt. 
Indessen  ermöglicht  ihm  diese  Aoff^^sung,  nach  weichet  selbst- 
verständfich  der  Staat  auch  die  gleiche  Einsicht  in  das  Wohl  der 
Eidzehien  hat,  wie' diese  selbst  oder  gar  noch  mehr;  die  Ver- 


1)  1.  c.  S.  24,     "         * 

2)  L  c.  S.  25, 
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theidigong  des  Conzessionssysteros  in  der  Ausdehnung  auf  simmt- 
liche  Gewerbe,  der  Aufrechterhaltung  der  Zünfte,  als  »Mittels- 
Organe,  durch  welche  die  Regierung  auf  die  einzelnen  Gewerbe 
einwirkt*  u.  s.  w. 

Wie  sich  in  der  wissenschaftlichen  Behandlung  der  Gewerbe- 
f&rderungsfrage  überall  die  Rüdnvirkung  der  thatsfichlichen  Zu- 
stände zeigt,  so  konnten  die  grossartigen  Veränderungen,  welche 
im  wirthschaftlichen  und  insbesondere  im  gewerblichen  Leben 
durch  vielfilltigere  Verwendung  der  Naturkräfte,  durch  die  grössere 
Arbeitstheilung,  die  Vermehrung  und  Verbesserung  der  Werkzeuge 
und  Maschinen,  die  Ausdehnung  der  Verkehrsmittel  und  die  Zu- 
nahme des  nationalen  und  internationalen  Verkehrs  eintraten,  nicht 
ohne  Einfluss  auf  die  GewerbepoliUk  bleiben.  Neue  Zustände 
riefen  neue  Aufgaben  hervor. 

Es  wurde  Schutz  der  nationalen  Industrie  verlangt  ^) ;  von 
dem  Fabrikbetrieb  befürchtete  man  Schädigung  des  Handwerks; 
die  Lage  der  Fabrikarbeiter  erzeugte  die  Furcht  vor  dem  »Pau- 
perismus.* Der  der  ganzen  Entwicklung  zu  Grunde  liegende 
Gedanke  der  Selbstthätigkeit  und  Selbstverantwortlichkeit  wurde  in 
seiner  Wahrheit  durch  die  sozialistischen  und  kommunistischen  An- 
griffe des  Bestehenden  bestritten.  Und  in  der  That  brachte  das 
Jahr  1848,  »mit  dem  der  Frühling  des  Völkerlebens  angebrochen 
schien* ,  jene  rückläufige  Bewegung  unter  den  Handwerkern  *), 
welche  in  ihrer  auf  die  starre  Festhaltung  und  Wiedereinführung 
der  alten  Zunftbeschränkungen  gerichteten  Tendenz  ebenso  unbe- 
rechtigt war,  wie  das  von  der  arbeitenden  Classe  beanspruchte 
sg.  Recht  auf  Arbeit.  Allein  der  Gedanke  der  Gewerbefreiheit, 
gestützt  auf  die  thatsächlichen  Zustände  des  gewerblichen  Lebens 
und  deshalb  realer  Natur,  brach  sich  doch  mehr  und  mehr  in 
allen  Schichten  der  Gesellschaft  Bahn,  wenn  auch  einzefaie  Re- 
gierungen, wie  z.  B.  die  preus'sische,  durch  jene  Bewegung  auf 
eine  rückgängige  Bahn  gedrängt  worden  waren. 

Der  Begriff  der  Gewerbefreiheit  ist  ein  blos  negativer,  er 
bezeichnet  an  sich  und  abgesehen  von   dem   historisch  erklär- 


1)  List,  Das  System  der  polit.  Oekonomie.  1841. 

2)  s.  Sch&rrie,  Deutsche  Vierleijahrsschr.  v!  1859. 
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bareo,  gegen  die  Zunft- Verfassong  gerichteten  Sinn  das  Niobtvor^ 
bandensein  von  Bescbränkongen  in  der  Ergreirang  and  Betreibung 
daei  Gewerbes.  Mit  der  blosen  Aurstellung  eiper  Verneinung  ist 
aber  die  positive  Ordnung  nocb  nicht  gefunden.  Die  Lösung  der 
mit  der  Anerkennung  der  Freiheit  nicht  beendigten  Aufgabe  schloss 
im  einzelnen  die  verschiedensten  Probleme  in  sich. 

Zunächst  galt  es  die  Vermittlung  der  neueinzuf&hrenden  Ord- 
nung mit  den  bestehenden  Zuständen.  Es  war  der  Weg  zu  finden, 
anf  welchem  die  bestehenden  besondem  Rechte,  insoweit  sie  mit 
den  voUcswirthschaftlichen  Zuständen  unverträglich  geworden  waren, 
in  einer  dem  objektiven  BedOrfhiss  und  der  Achtung  des  erwor- 
benen Rechts  entsprechenden  Weise  geordnet  werden  konnten. 
Unter  Voraussetzung  der  Gewerbefreiheit  als  leitenden  Prinzips 
bandelte  es  sich  weiter  darum,  die  begründeten  Ausnahmen  davon 
festzustellen,  diese  Ausnahmen  selbst  ihrer  verschiedenen  Natur 
nach  verschieden  zu  behandeln  und  zu  begrenzen.  Das  Verhältniss 
der  einzebien  Gewerbtreibenden  zu  einander  und  zur  Gesellschaft 
überhaupt  musste  zur  Erwägung  der  Frage  fuhren,  ob  etwas  und 
bejahendenfalls  was  an  die  Stelle  der  aufgehobenen  Zünfte  zu 
setzen  seL  Die  Frage  des  Schutzes  der  Erfindungen,  Marken 
und  Master  war  vom  Standpunkt  des  neuen  Prinzips  aus  aufs 
Neue  in  Berathung  zu  ziehen.  Das  Verhältniss  des  selbständigen 
Gewerbenden  zu  Lehrlingen  und  Gehilfen,  die  Stellung  der  Fa- 
briken und  ihrer  Angehörigen,  die  Interessen  der  Gesundheit, 
Sittlichkeit,  Sicherheit  u.  s.  w.  bedurften  in  Bezidiung  zur  Ge- 
werbethätigkeit  einer  gesetzlichen  Regelung. 

Selbst  mit  der  vollständigen  Normirung  dieser  Verhältnisse 
und  der  gesetzmässigen  Handhabung  dieser  Normen  durch  die 
Verwaltungsbehörden  ist  die  Angabe  des  Staats  .  den  Gewerben 
gegenüber  noch  nicht  erschöpft.  Zahllose  einzelne  gewerbliche 
Interessen  werden  im  Veihvaltungsfi^ege  befriedigt  und  diese  Be- 
friedigung setzt  eine  bestimmte  Organisation,  eine  Zuscheidung 
und  Verwendung  von  Mitteln  voraus,  welche  nicht  nach  Willkür, 
sondern  nach  bestimmten  Grundsätzen  erfolgen  müssen. 

Eine  befriedigende  Lösung   aller  dieser  Fragen  konnte  von  • 
der  reinen  Rechts^taatstheorie  nicht  geliefert  werden.    Und  in  der 
That  war  auch  von   den  SchriflsteUecn ,  welche  sich  mit  der' 
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Steaisverwaltang  beschttftigtai)  neben  der  Rechtspflege  dem  Stmta 
eine  polizeiliche  Tbfttigkeit,  eine  Pflege,  vindizirt  worden  0* 
Während  Mohl  mit  der  Polizei  den  nicfatjustitiellen  und  nicht- 
finanziellen  Theil  der  Staatsaufgabe  im  Ange  hat,  machen  Neuere  ^ 
eine  Unterscheidung  zwischen  Polizd  und  Pflege,  indem  sie  mit 
der  ersteren  den  Begrifl"  einer  erhaltenden  oder  auch  zwingenden, 
mit  der  letztern  den  einer  fördernden  oder  mehr  freieinwirkenden 
Thätigkeit  verbinden. 

Anerkannt  ist  in  der  neueren  Staatswtssenschaft  allg»* 
mein ,  dass  der  Staat  sich  den  Gewerben  gegenüber  nicht  blos 
negativ  einengend,  sondern  auch  positiv  fördernd  zu  verhalten 
habe;  beseitigt  ist  aber  auch  der  alte  Wohlstaatsstandpunkt  und 
mit  ihm  die  wiUkürliche  Beschränkung  des  Individuums. 

Von  diesem  geschichtlichen  Resultate  hat  die  folgende  Dar- 
stellung, in  welcher  wir  uns  zunächst  mit  den  aOgemeinen  Ge- 
sichtspunkten beschäftigen,  auszugehen. 

Allgemeine  Gesichtspunkte. 

Ehe  wir  auf  die  Darlegung  der  staatlichen  6eweii»ebeförde« 
rung  im  Einzefaien  eingehen,  sind  wir  genöthigt,  die  Staatsaufgabe 
näher  zu  betrachten  und  die  Bedeutung  des  gewerblichen  Lebens 
zu  beleuchten. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  hat  uns  zwei  Einseitigkeilen 
aufgedeckt,  wekhe  durch  die  Volkswirthschaflslehre  als  solche 
erkannt  und  beseitigt  worden  sind :  die  Uebersehätzung  der  stoff- 
verarbeitenden Thätigkeit  durch  die  Merkantiltheorie  und  die  Unter- 
schätzung derselben  durch  den  Physiokratismus.  Die  gewerbliche 
Thätigkeit  ist  nur  ein  besonderer -Zweig  jener  Aufgabe  der  Mensch^ 
heit,  welche  wir  mit  Wirthschaft  bezeichnen  und  welche  die 
äusseren  llittel  des  Daseins  zu  beschafflen  hat  Sie  ist  derjenige 
besondere  Zweig  derselben,  welcher  die  Rohstoffe  verarbeitet  und 
veredelt,  unter  Anwendung  von  Arbeit  und  Capital  ihnen  eine 
höhere  Nützlichkeit  verleiht,  als  diejenige  ist,  welche  sie  in  der 

1)  "Vergl.  R.  ▼.  M  o  h  1  f  GrandsStze  der  Polizeiwissenscbafi.    1.  Aufl. 
1834.    Ran,  Volkswirthftchaftspolitik  u.  andere. 

2)  a.  B.  Ran,  Zehachr.  far  die  gesammte  Staatswissensch.  v.  1853. 
Art.  „Polizei"  im  deatachen  Stsalawörlarbuch  von  Btantochll  h.  Brater. 
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Fonn  des  naiüriioben  Daseins  haben,  and  sie  dadurch  in  den  Stand 
setzt,  Bedürfnisse  bestimmter  Art  zu  befriedif^en.  Uas  DedOrrniss 
ist  die  Grandlage  auch  der  gewerblichen  Produktion.  Im  Vergleich 
mit  der  Urproduktion,  insbesondere  dem  Ackerbau  und  der  Forst- 
wirthschaft  entfernt  sie  sich  io  viel  höheren  Grad  von  der  natür- 
lichen Sloffwelt;  sie  erfordert  die  Anwendung  vermehrter  Arbeit 
und  grösserer  Capitalien  ^) ,  und  ist  deshalb  vielmehr  von  der 
menschlichen  Thätigkeit  bedingt,  als  jene  Urproduktionszweige ; 
umgekehrt  ist  auch  die  Consumtion  gewerblicher  Erzeugnisse  viel 
mehr  vom  subjektiven  Bedürfniss  abhängig,  als  dies  bei  vielen 
Erzeugnissen  der  Urproduktion  zutrifft,  —  Das  gewerbliche  Leben 
zerfällt  nicht  in  einzelne  wenige  Hauptzweige,  wie  die  Urproduk* 
tion,  sondern  gliedert  sich  in  eine  Reihe  selbständiger  Arbeits* 
gebiete,  die  das  wechselnde  Bedürfniss  hervorruft  und  verschwinden 
lässt,  verengert  oder  ausdehnt,  vermindert  oder  vergrössert.  -^ 
Es  bedarf  nicht  der  Auseinandersetzung,  wie  durch  dieses  Vor- 
wiegen des  persönlichen  Elements  die  Gewerbethätigkeit  einen 
eigenthümlichen  Charakter  annimmt;  einen  Clmrakter,  der  sich 
erhalten  wird,. so  sehr  auch,  die  Rückwirkung  der  Industrie  auf 
die  Landwirthschaft  diese  der  ersteren  ähnlicher  machen  mag. 
.  Die  bewegliche,  die  fortschreitende  Tendenz  ist  das  dem  gewerb- 
lichen Leben  inhärirende  Prinzip,  und  hat  als  solches  weit  über 
das  gewerbliche  Leben  hinaus  gewirkt,  die  Entwicklung  der  poli- 
tischen und  sozialen  Verhältnisse  vielfach  bestimmt  Gerade  diese 
Wirkung  des  gewerblichen  Lebens  zeigt  sich  noch  auffälUger, 
wenn  der  Handel  als  nothVveadiges  Glied  sich  an  die  Gewerbe- 
thätigkeit anreiht  und  die  lokale  und  zeitliche  Abhängigkeit  zwischen 
Produktion  und  Consumtion  beseitigt.  — ;  Auf  der  untersten  Stufe 
ist  die  gewerbliche  Thätigkeit  Hausindustrie,  sie  erbebt  $ich  zum 
Handwerk  im  ständigen  Lebensberuf  und  gipfelt  in  der  Fabrik- 
thätigkeit  im  Grossbetrieb.  Diese  Entwicklungsfora^n  sind  aber 
—  das  hat  die  ncTuere  Zeit,  gelehrt  —  nicht  ausschjiessend ;  jede 
einzelne  bat  ihre  B^echtigung  und  wirkt  befruchtend  auf  die 
andere  zurück^. 


1)  Wir  rechnen  Gmnd  and  Boden  nicht  zn  CapiUl.  • 
%)  Vergl.  denlaches  StaalswArlerbaeh  von  BlanUchli  n.  Braler.    Artikel 
i^Gewerbe«  (tou  SebAffle)  S.  319.  Ann.  1. 


Digitized  by 


Google 


56  I>ic  Aufgabe  des  Staats 

<  Insoweit  nun  das  gewerbliche  Leben  eigenlhümliche  Seiten 
bat,  wird  es  auch  vom  Staate  eigenthttmlicb  behandelt  werden 
müssen.  Im  Ganzen  genommen  aber  ist  dasselbe  nur  ein  Theil 
des  Wirthschaftslebens,  und  wird  nach  demselben  Geiste  gepflegt 
werden  müssen,  mit  dem  die  Staats-Verwaltung  dieses  fördert. 
Uebrigens  ist  selbst  das  ganze  wirthschaftliche  Leben  nur  eine 
Seite  der  Cultur,  wie  sie  sich  in  Kunst,  Wissenschaft  u.  s.  w. 
ebenfalls  entwickelt,  und  dies  f&hrt  uns  zu  der  Frage,  welche 
Stellung  der  Staat  dem  gesammten  Culturleben  gegenüber  über- 
haupt einzunehmen  habe. 

Der  Mensch  ist  mit  der  Fähigkeit  der  Selbstbestimmung,  mit 
Willensfreiheit  ausgestattet  in  das  irdische  Zeitleben  hineingestellt; 
der  Menschheit  ist  die  Cultur-Verwirklichung  zur  Aufgabe  gemacht. 
An  dieser  Aufgabe  hat  der  Einzelne  selbständig  und  selbstthtttig 
Theil  zu  nehmen,  sobald  er  zu  demjenigen  Grad  von  Bewusstsein 
gekommen  ist,  das  als  Selbstbewusstsein  das  Bewusstsein*  des 
Gegensätzlichen  und  in  der  Folge  auf  der  Grundlage  der  innem 
Anlage  das  Pflichtenbewusstsem  erzeugt  In  Folge  dieser  Ent- 
wickelung  verlangt  der  Einzelne  die  Achtung  seiner  Selbstbe- 
stimnmng;  er  will  seine  Lebenszwecke  als  Folge  seiner  eigenen 
Thätigkeit  erreichen  .und  zunächst  von  allen  andern  innerhalb  dieses 
Kreises  als  Persönlichkeit,  d.  h.  als  ein  mit  Willensfreiheit  be- 
gabtes Individuum  geachtet  sein.  Die  Forderung,  die  er  an  alle 
andere  macht,  ist  daher  allererst  eine  negative.  Aber  die  Unzu- 
länglichkeit der  eigenen  Kräfte  zur  Erreichung  jenes  Ziels,  oder 
wenn  man  so  will,  die  Erkenntniss  der  Thatsache,  dass  die  Cultur- 
aufgabe  der  Gesammtheit  zufällt,  lässt  demnächst  die  weitere  For- 
derung gerechtfertigt  erscheinen,  dass  dem  Einzelnen  bei  der 
freithätigen  Erfüllung  seiner  Lebenszwecke  die  Unterstützung  der 
andern  zu  Theil  werde  und  zwar  nicht  blos  als  eine  Folge  einer 
diesen  zufliessenden  messbaren  Gegenleistung  und  ihrer  dadurch 
bedingten  Willensbestimmung,  sondern  als  Folge  der  Gemein- 
schaftlichkeit der  CulturzwecHe.  —  Auch  diese  Forderung  mit 
einem  aus  der  Culturaufgabe  sich  ergeb^den  reellen  Inhalt  ist 
ihrer  Natur  nach  nicht  willkürlicb,  sondern  hat  ihre  objective  Be- 
stimmtheit vermöge  ihrer  Stellung  in  der  Gesamn^theit  der  mensch- 
lichen Lebensaufgaben.  Die  Erfüllung  der  letztem  hat  also  zweierlei 
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YoraQSsetznngen :  die  selbstftndige  Bethfttignng  des  Individirams 
und  die  Gewfthning  jener  Forderungen  seitens  der  andern.  Zwi* 
sehen  beiden  waltet  aber  eine  Verschiedenheit  ob.  Im  Verhttitniss 
zum  Zweck  erscheint  die  eigene  ThttUgkeit  des  Individaums  als 
wirkende  Ursache ;  die  ErftUlung  jener  Fordemngen  aber  sichert 
nur  die  Erreichung  jenes  Ziels  and  wird  so  zur  Bedingung, 
welche  vorhanden  ist,  damit  ein  anderes  sein  kann. 

Die  Gesammtheit  dieser  Bedingungen  nun,  welche  die  Er- 
reichung der  menschlichen  Lebenszwecke  ermöglichen,  ohne  die 
in  dieser  Verwirklichung  sich  bethfttigende  wahre  Freiheit  des 
Einzelnen  auszuschliessen ,  macht  das  Recht  aus,  so  dass  sich 
dieses  nicht  Mos  als  die  negative  Ordnung,  sondern  als  positiv 
fordernde  Ineinanderrichtung  der  menschlichen  Lebenszwecke 
darstellt. 

Mit  diesem  positiven  Rechtsbegriff,  wie  er  von  Krause,  Ahrens, 
Röder,  Schäffle  u.  a.  begründet,  von  Zöpfl^),  Stein  ^  u.  a.  an- 
genommen worden  ist  und  fOr  die  weitere  Ausbildung  der  Staats- 
¥rissenschaflen  bestimmend  werden  wird,  ist  der  Unterschied, 
welcher  zwischen  Recht  und  Polizei,  Rechten  und  Interessen, 
öffentlichem  Wohl  und  Recht  aufgestellt  worden  ist,  weil  der  blos 
negative  Rechtsbegriff  nicht  die  ganze  Staatsthätigkeit  zu  decken 
vermochte,  beseitigt  und  die  Polizei  als  Theil  der-  allgemeinen 
Rechtsaufgabe  anerkannt'). 

Die  bürgerliche  Gesellschaft  in  ihrer  Or^nisation  für  die 
HersteHung  jener  Bedingungen  ist  der  Staat.  —  Der  Staat  ist 
nicht  blos  das*CentraIorgan  des  politischen  Lebeds,  auch  nicht 
blos  eine  Ordnung  des  menschlichen  Zusammenlebens;  ebenso 
wenig  ist  er  eine  Persönlichkeit,  deren  staatsrechtliches  Wollen 
das  Volk  als  Objekt  ergreift,  vielmehr  ist  er  die  ganze  Gesell- 
schaft in  ihrer  Organisation  für  das  Recht  — Die  Verwirklichung 
des  Rechts  nämlich  setzt  eine  eigene  hiefür  bestimmte  Organi- 


1)  s.  dessen  neueste  AidL  seines  Slialsreebts. 

Z)  Verwaltnngslehre  1666.  Tb.  II.  S.  5.  59. 

3)  Vergl.  Schiffle's  Jnangaralrede  in  der  deatsch.  VierteUahrsschr. 
von  1861.  2.  Heft,  S.  17.  Ferner:  dessen  Anfs.  in  der  Zeitschr.  Ar  die 
^sammle  Staaiswissenscliafl  Ton  1862  „Die  Conkorrens  der  Organe  des 
Stiatslebens.^ 
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fiftlion  voravs,  wie  i.  B.  die  ReligioD  eine  solche  in  der  ttess^m 
Anstalt  der  Kirche  gefunden  hat.  Durch  diese  (h*ganisation  er- 
langt die  Forderung  des  Einzebien  an  die  Andern  ein  positives 
Dasein  und  die  Fähigkeit  der  Erfüllung  selbst  beim  Widerstreben 
des  Verpflichteten.  —  Obwohl  nun  aber  diese  Forderung  uinfichst 
wieder  an  den  Einzelnen  geht,  und  der  Staat  die  verschiedenen 
Willensbestimmungen  in  einander  su  richten  hat,  so  kann  doch 
die  Erfüllung  jener  FcM'derungen  durch  das  Centralorgan  der  Ge- 
sellschaft als  rftihlich  erscheinen ,  entwedw  weil  aUe;  Einzelnen 
gleichmässig  verpflichtet  sind,  oder  aber  weil  diese  Art  und  Weise 
der  Befriedigung  sachlich  als  die  zweckmissigere  erscheint.  So 
sehen  wir  den  Staat  im  e.  S.,  d.  h.  das  Centralorgan  der  Rechts* 
gesellschaft  Aufgaben  der  Gesellschaft  erllkllen,  welche  Ober  das 
blose  Bedingen  der  Thätigkeit  der  Einzelnen  hinausgehen  und  aus 
wirthschafUichen  oder  sonstigen  Gründen  gerechtfertigt  sind.  Aus 
diesem  Vcrhältniss  erklärt  es  sich,  dass  gerade  im  Gebiet  der 
sogen.  Pflege  oder  Polizei  eine  aus  dem  Staatszweck  ableitbare 
absolute  Grenze  für  die  Staatsthätigkeit  nicht  gefunden  werden 
kann,  wie  dies  Schriftsteller  der  verschiedensten  Richtung  aner- 
kennen ^). 

Aus  diesen  zunächst  noch  sehr  allgemeinen  Bemerkungen  haben 
wir  nun  einige  Folgerungen,  wdehe  gerade  für  die  Stellung  des 
Staats  zu  den  Gewerben  von  Bedeutung  sind,  zu  ziehen. 

1)  Wenn  das  Recht  <fie  Bedingungen  des  Culturlebens  der 
Menschheit  enthält,  so  müssen  diese  Bedingungen  sich  ändern, 
wenn  die  Grundlage,  welche  sie  zu  ihrer  Voraussetzung  hatten, 
eine  andere  geworden  ist.  Diese  Erkenntniss,  dass  di^  Rechts- 
Idee  zu  allen  Zeiten  ein  und  <fieselbe  ist,  dass  aber  ihr  konkreter 
Inhalt  zu  verschiedenen  Zeiten  ein  verschiedene  ist,  und  sein 
muss,  wenn  nicht  nach  des  Dichters  Wort  Verstand  Unsinn,  Wobl- 
that  Plage  werden  soll,  ermöglicht  eine  Auffassung^  welche  den 
verschiedenen  geschichtlichen  Entwicklungsstufen  Gerechtigkeit 
widerfahren  lässt.    Die  mittelalterliche  Zunft  z.  B.  ist  nicht  ohne 


1)  Vergl.  s.  B.Dietzel,  die  Volkswirthtchaft  qnd  ihr  Verhfiltniis  tu 
Staat  und  GeseUscbaft.    1864.    S.  382  ff. 
Rentisch,  der  Staat  und  die  Volkiwirthscbaft.   1863.    S.  106. 
Hock,  öff  niliche  Abgaben  und  Schulden.    1863.    S.  6  4k  7. 
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grasseQ  Biiiiass  auf  die  damligfe  BMMie  de«  Gewerbfleisses  ge- 
bUeben ;  die  Absehiiessung  der  Gewtebe  in  die  Stadt  ergab  sich 
ans  der  daselbsl  kerrscheudeii  Skteafeei  det  bewegKciuni  Ver- 
oiögens,  aus  dem  Vorbandenaein  d«iE»pitak,  aas  des  geringeren 
Bediifiaissen  des  Landes  o.  s.  w.  We  Neuzeit  rerlangl  mter  gans 
andern  Voranssetasangen  andere  rechlliche  I^^miuigen. 

2)  Wenn  die  slaatUehe  AnTgabe  nicht  blos  vom  Centralorgan 
der  Rechts-Gesellschaft  zu  erfüllen,  sondern  jede»  eiazelnen  Glied 
des  Organismas  der  sein«"  Befilhigong  entsprechende^  Antheil  an 
der  Geeammlarfgabo  «gui^iison  ist,  so  ergibt  sich,  dass  auch 
an  der  Aufgabe  ftkr  das  gewerbliche  Leben  mil  der  Staatsthötig- 
keit  im  engem  Sinn  die  Thätigkeit  der  Gemeinden,  Vereine 
0.  s.  w.  konkurriren  kann.  Es  gibi  Bedingungen ,  die ,  weil 
allgemein  verbindlicher  Natur,  nur  von  dem  Centralorgan  her- 
zustellen sind;  andere  (tonnen  ebei»<^  zweckgemllfs  von  unter- 
geordneten Kreisen  ausgehen«  Selbst  bei  Massregeln,  die  vom 
Centralorgan  getroffen  werden,  zeigt  sich  gerade  auf  unserem 
Gebiet  eine  Beihilfe  der  sachlich  interessirten  Kreise.  Wir  brtfu- 
chen  nur  an  die  Zusammensetzung  der  Gewerbekammem,  der 
Centralstellen  u.  s.  w.,  wo  die  Interessenten  sogar  zu  ständigen 
Organen  konstituirt  sind,  oder  an  die  Enqudten  u.  dergl.,  wo  sie 
vorQbergehend  mitwirken,  zu  erinnern,  um  die  grosse  Bedeutung 
dieser  Beiziehung  zu  veranschaulichen. 

3)  Wenn  die  Grundlage  auch  der  Thätigkeit  der  Verwaltung 
im  engem  Sinn  das  Recht  ist,  go  muss  auch  die  Thfttigkeit  der 
Behörden  auf  gewerblichem  Gebiet  eine  rechtlich  normirte  sein. 
Es  sind  von  diesem  Grandsatze  aus  zwei  schiefe  Anschauungen 
zu  berichtigen:  einmal  diejenige,  welche  glaubt,  dass  die  Ver- 
waltung willkfidich  handle,  und  diejenige,  welche  in  der  Verwal- 
tungsthätigkeit  nur  die  V4)llziehung  gesetzlich  festgestellter  Normen 
erblickt.  Die  letztere  Ansicht,  erklärbar  aus  dem  Bestreben,  die 
individuelle  Rechtssphäre  zu  sichem,  beraht  auf  einem  Missver- 
ständniss  fiber  das  Gesetzgebungsgebiet  und  die  Staatsthätigkeit 
Oberhaupt  Afifgabe  der  letztem  ist  es,  durch  Ineinanderrichtung 
aller  Culturbestrebungen  die  Erreichutig  sämmtlicher  Lebenszwecke 
sicher  zu  stellen;  gesetzlich  fes^estellt  können  aber  nur  dieje- 
nfgen  Bedingungen  werden,   welche   in   einer  Reihe  von  Fällen 
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gleichmfissiger  und  Ueibender  znlreffim,  denn  das  Gesetz  ist  ge* 
Wissermassen  die  Durdiscbnätsregd  ^).  Gleichwoiri  sind  auch  die 
nicht  gesetzlich  fixirten  Bedingungen  keine  willkörHchen,  sondern 
in  der  objektiven  Natur  der  Dinge  begründet,  und  darum  ist  auch 
bei  Nichtvorhandensein  einer  gesetzliphen  Gmdlage  die  vdiziehende 
Behörde  rechtlich  gebunden.  Um  die  sachgemisse  VoHziehung 
zu  sichern )  hat  hier  die  Praxis  seit  langer  Zeit,  wie  schon  zu 
Pei  2  hervorgdioben  wurde,  in  die  rein  teamtenmässige  TbÄtig- 
keit  ^  Mitwirkung  der  interessirten  Kreise  verflochten,  und  nach 
dieser  Seite  hin  ist  die  Ausbildung  des  konstitutiendlen  Systems 
von  der  Zukunft  zu  erwarten '). 


Bei  Betrachtung  der  Gewerbeförderung  im  Einzelnen  lassen 
sich  verschiedene  Eintheilungsgründe  aufstellen.  Es  können  die 
einzelnen  wirthschafllichen  Elemente,  welche  dem  Gewerbebetrieb 
zu  Grund  liegen,  als:  Kapital,  Arbeit,  Rohstoffe,  Absatz  u.  s.  w. 
als  Eintheilungsglieder  dienen.  Eine  andere  Eintheilungsweise, 
welche  wir  in  der  weiteren  Darstellung  befolgen,  geht  von  einem 
mehr  formellen  Gesichtspunkt  aus,  indem  sie  die  Art  und  Weise 
der  staatlichen  Einwirkung  beachtet.  — 

So  betrachten  wir  im  Folgenden: 

1)  Die  gesetzliche  Ordnung  des  Gewerbebetriebs. 

2)  Die  Organisation  der  besondem  Behörden  fte  das  ge- 
w^bliche  Lbben. 

3)  Die  staatlichen  Anstalten  fttr  das  Gewerbewesen;  und 
endlich  besprechen  wir 

4)  einzelne  staatliche  Massregeln,  die  sich  nicht  unter  die 
vorstehenden  Gesichtspunkte  bringen  lassen. 


I.    Die  gesetzliclie  Ordnimg  des  Gewerbebetriebs. 
1.  Gewerbe-Terfftssung. 
Eine  der  wichtigsten  Fragen  der  neueren  GewerbepoUtik  hat 


1)  Zu  vgl.  ▼.  Gerber,  Grundxüge  eine»  (Systems  des  deutschen  Stotls- 

recbts,  S.  9. 

2)  Zu  vergl.  Schiffle  a.  n.  0.    „Die  Konkurreni  der  Organe  des 

Staatslebens.«< 
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die  rechtliche  Ordnung  des  Handwerks  gebildet  Es  lassen  sich 
ina  Wesentlichen  drei  Systeme  unterscheiden:  das  Zunftsystem, 
wobei  die  Berechtigung  zum  Gewerbebetrieb  abhängig  ist  vom 
Beitritt  zu  einer  Zunft,  dieser  aber  eine  erstandene  Lehr-  und  Ge- 
hilfenzeit und  den  Nachweis  der  persönlichen  Befllhigung  voraus- 
setzt; das  System  der  (d>rigkeitlichen  Conzessionirung,  wobei  zur 
Sicberiieit  des  Nahrungsstandes  der  Gewerbtreibenden  und  im  In- 
teresse des  Publikums  eine  in  der  Regel  eine  Prüfung  voraus- 
setzende  obrigkeitliche.  Ermächtigung  zum  Betrieb  eines  Gewerbs 
erfbrderlieh  ist;  und  endlich  das  System  der  Gewerbefreiheit, 
welches  wesentlich  in  der  Beseitigung  des  Zunftzwangs,  der  Ab- 
grenzung der^Arbeitsbeibgnisse  und  der  obligatorischen  Prüfungen 
besteht. 

Das  mittelalterliche  Zunflsystem  hat  nun,  wie  bereits  erwöhnt, 
seine  vollkommene  Berechtigung  gehabt.  So  lange  die  gewerb- 
liche Thitigkeit  neben  der  Hausindustrie  auf  dem  Handwerk  ruhte, 
so  lange  das  Handwerk  eine  traditionelle  Fertigkeit  und  Geschick- 
lichkeit des  Einzelnen  voraussetzte,  so  lange  die  lokale  Produktion 
und  Consumtion  vorwiegend  auf  einander  angewiesen  wären,  und 
darin  die  Sicherung  des  Nahrungsstandes  lag,  so  lange  das  ganze 
soziale  Leben  in  festen  Corporationen  sich  ausprägte :  —  insolange 
waren  die  Zünfte  die  geeignete  Form  der' Ordnung  des  Hand- 
werks.' 

Nachdem  aber  der  korporative  Geist  des  Mittelalters  durch 
den  Polizeistaat  überwunden  war,  und  nachdem  der  Gedankt  der 
individuellen  Freiheit  sich  Bahn  gebrochen  hatte,  nachdem  neben 
dem  Handwerk  eine  Fabrikthätigkeit  entstanden  war  und  der  lo- 
kale-Absatzkreis  sich  zum  nationalen  und.  internationalen  erweitert 
hatte,  nachdem  die  Ausbildung  des  Handwerkers  nicht  mehr  blos 
auf  dem  Weg  der  Uebung  erfolgen  konnte,  nachdem  ebendeshalb 
die  Arbeitsgrenzen  flüssiger  geworden  wären,  nachdem  endlich 
die  Beschränkung  der  Zahl  der  einzelnen  Gewerbenden  bei  der 
Zulassung  auswärtiger  Conkurrenz  und  ganz  veränderten  Verhält- 
nissen den  Nahrungsstand. nicfit  mehr  zu  sichern  vermochte:  — 
da  waren  die  Zünfte  nicht  mehr  gerechtfertigt 

Die  gleichen  6rfln4e,  welche  gegen  das  Zunflsystem  sprechen, 
lassen  aueh  das  Conzessions  -  System  als  unhaltbar  erscheinen; 
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es  gibt  keine  Beh^doi  welche  den  demselben  zn  Grande  liegM- 
den  Gedanken  verwirklichen  könnte. 

Die  heutige  Ordnung  des  Handwerks  kann  daher  nur  anf 
dem  Grundsatz  der  Gewerbefreiheit  ruhen :  umsomehr  als  die  von 
der  Gewerbefreibeit  beftirchteten  Nachtheile :  Steigerung  der  Herr- 
schaft des  grossen  Kapitals,  Verarmung  des  Handwerks,  su  firOh- 
zeitige  Niederlassungen,  Uebersetzung  der  selbständigen  Gewerbe 
0.  s.  w.  nach  einer  längeren  Probe,  welche  die  Gew^efreiheil 
bestanden  hat,  nicht  eingetreten  sind.  -* 

In  Prankreich  wunle  durch  dus  feerübmie  Dekret  vom 
17.  März  1791  der  Betrieb  jeden  Gewerbs  unter  der  Bedingung 
der  Lösung  eines  Patents  freigegeben;  das  Geseti  ?om  14.  Juni 
1791  verbot  die  Vereinigung  gleichartige  Gewerbe  treibender 
Handwerker  und  gab  so  allen  Zunft-Einrichtungen  den  Todesstoss. 
—  In  England  erfolgte  die  Abstreiftmg  der  Zunftschranken, 
dem  Charakter  der  englischen  Rechlsbildung  gemäss,  allmähliger. 
Dadurch,  dass  die  englische  Stadt-Verfassung  im  engen  Zusam- 
menhang mit  dem  Grafschafls- Verband  blieb,  wurde  die  städtische 
EntwickUmg  nie  von  der  grossen  Bedeutung,*  welche  sie  in  Deutsch- 
land einnahm.  Die  den  Gilden  und  Corporationen  der  B^Mroughs 
ertheilten  Privilegien  fiUirten  allerdhigs  zu  ausschliesslichen  Ge- 
werbe- und  Innungsrechten,  beschränkten  sich  aber  auf  das  Gebiet 
der  Boroughs  und  wurden  auch  da  durch  die  Munizipalreformakte 
von  1835  Art.  9.  abgeschafft.  —  Die  gesetzliche  Lehrzeit  von 
7  Jakren  war  schon  1814  beseitigt  worden.  —  In  Preussen 
ist  durch  die  Edikte  vom  9.  OkU  1807,  27.  Oktober  und  2.  Nov. 
1810  die  Gewerbefreiheit  eingeführt  worden.  Der  Landeszuwachs 
in  Folge  der  napoleonisqhen  Kriege  fahrte  zu  einer  Verschieden- 
heit der  Gesetzgebung,  indem  die  gew«rbepoIizeilichen  Vorschriften 
auf  die  neuerworbenen  Landestheile  nicht  ausgedehnt  wurden. 
Diese  Verschiedenheit  auszugleichen  war  die  Aufgabe  der  neuen 
Gewerbeordnung  vom  17.  Januar  1845.  Sie  beruht  noch  durch* 
aus  auf  dem  alten  Prinzip;  die  Innungen  (Gew.-O.  §§.94.  101:) 
sind  nur  freie  Assoziationen  zur  Förderung  gewerblicher  Interessen. 
Dagegen  hat  die  Verordnung  vom  9.  Februar  1849,  wie  bereits 
angedeutet  wurde,  jenes  Princip  wieder  verlassen.  Bei  einer 
grossen  Anzahl  von  Handwerkern  (§.  23.  der  cit.  V.O.)  wurde 
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der  Beginn  des  selbständigen  Gewerbebetriebs  von  dem  Beitritl 
zu  einer  Innung  nach  forgängigem  Nachweise  der  Befthigung 
zum  Betrieb  des  Gewerbs  oder  von  Ablegnng  einer  Prüfung  vot 
einer  PrQfungs  -  Commission  des  Handwerks  abhängig  gemacht, 
eine  Abgrenzung  der  Arbeitsbefugnisse  vorgenommen  (§.  28. 1.  c), 
GesellenprOfungen  eingef&brt  u.  dergl.  —  Einen  bedeutenden  An- 
stoss  zur  Verbreitung  der  Gewerbefreiheit  hat  Oesterreich 
durch  das  kaiserliche  Patent  vom  20.  Dezbr.  1859,  welches  vom 
1.  Htti  1860  die  Gewerbefreiheit  im  ganzen  Kaiserstaat  mit  Aus- 
nahme Venetiens,  wo  sie  schon  früher  bestand,  und  der  Militär- 
grenze,  wo  eigenthümliche  Verhältnisse  obwalten,  in  Kraft  treten 
Hess,  gegeben.  —  In  JBaiern,  wo  der  Uebergang  zur  vollen 
Gewerbefreiheit .  durch  die  grosse  Zahl  der  Realgewerbeberech- 
tignngen  erschwert  ist,  beruht  die  Gewerbegesetzgebung  der  sieben 
filteren  Kreise  des  Königreichs  noch  auf  dem  durch  das  Gesetz 
vom  11.  Septbr.  1825  begründeten  Conzessionssystem ;  indessen 
hat  die  Regierung  durch  die  am  1.  Juli  1862  ins  Leben  getretene 
Instruktion,. -so  weit  es  innerhalb  der  Grenzen  der  bestehenden 
Gesetzgebung  möglich  war,  liberaleren  Grundsätzen  Rechnung  ge- 
tragen und  strebt  gegenwärtig  zugleich  mit  der  Ansässigkeits-, 
Heimats-  und  Armengesetzgebung  (sog.  soziale  Gesetzgebung) 
eine  Reform  der  Gewerbeordnung  an.  —  In  dem  frühern  König- 
reich Hannover  hat  sich  die  Regierung  mit  der  Beseitigung 
des  Zonftsystems  beschäftigt;  der  Regierungs-Entwurf  woHte  den 
Zunftzwang  fallen  lassen,  aber  den  emef  Innung  nicht  beitretenden 
Gewerbegenossen  gleichfalls  Beiträge  zur  Förderung  der  gemein- 
samen Interessen  des  Gewerbs  auferlegen.  -^  In  Sachsen  ist 
seit  dem  1.  Januar  1862  durch  Ges.  vom  15.  Oktober  1861,  in 
Württemberg  seit  1.  Mai  1862  durch  Ges.  vom  12.  Febr. 
1862,  in  Baden  durch  Gesetz  vom  20.  Sept.  1862  seit  15;  Okt. 
1862  die  Gewerbefreiheit  eingeführt.  Auch  in  den  thüringi- 
schen Staaten  herrscht  seit  dem  Jahr  1863,  in  Oldenburg 
seit  1861,  seit  1864  auch  in  Braunschweig  Gewerbefreiheit; 
auch  in  Hessendarmstadt  ist  dieselbe  durch  Verordnung  vom 
16.  Febr.  1866  vollends  eingeführt  worden. 

Es  sind  also  nur  noch  wenige  Gebiete  in  Deutschland,   in 
depen  sich  das  alte  Zunftsystem  erhalten  hat;   es  kann  darüber 
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kein  Zweifel  sein,  dass  die  Gewerbefreihät  einst  die  gemeinsame 
Ordnung  des  deutschen  Handwerks  bilden  wird.  — 

2.  Das  ftreie  Innangsweseii* 

Das  französische  Gesetz  vom  14.  Juni  1791,  welches  die 
Vereinigung  der  Arbeiter  des  gleichen  Handwerks  ganz  veriioten 
hatte,  war  offenbar  zu  weit  gegangen.  —  Die  neueren  Gewerbe- 
gesetzgebungen lassen  daher  freiwillige  derartige  Vereinigungen 
unter  der  Voraussetzung,  dass  dieselben  nicht  dazu  b^ttzt  wer- 
den, die  eben  beseitigten  Beschränkungen  wieder  einzuführen,  zu, 
knüpfen  aber  mit  Recht  die  Erlangung  der  juristischen  Persön- 
lichkeit für  dieselben  an  eine  Staatsgenehmigung.  —  Die  Frage 
ist  sogar  die,  ob  nicht  dem  einzelnen  Gewerbtreibende«  die  Pflicht 
aufzulegen  sei,  mit  andern  Gewerbtreibenden  gleichen  oder  ver- 
wandten Betriebs  zur  Erreichung  der  Zwecke  der  Gesammtheit 
sich  zu  vereinigen^).  Als  solche  Zwecke  hat  man  vorzugsweise 
im  Auge:  Sorge  fhr  die  Ausbildung  des  Gewerbestands,  insbe- 
sondere Ueberwachung  des  Lehrlingswesens,  Mitwirkung  bei  frei« 
willigen  Prüfungen,  gemeinschaftlicher  Absatz  der  Erzeugnisse 
und  gemeinschaftliche  Anschaffung  von  Rohstoffen,  Verallgemeine- 
rung von  Unterstützungskassen,  Vertretung  des  Gewerbestands 
gegenüber  den  Staatsbehörden,  Bildung  der  Grundlage  fär  die 
Wahlen  in  die  Gewerbekammem,  Hitwirkung  bei  der  Besteurung 
der  Gc[werbe,  Beilegung  von  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern 
und  Gehilfen  n.  s.  w.  —  Es  stehen  sich  hier  zwei  Ansichten 
gegenüber:  die  eine  will  die  Zünfte  als  moderne  Innungen,  ent- 
weder mit  Zwang  ^um  Beitritt  oder  mit  besonderer  Begünstigung 
der  denselben  angehörigen  Handwerker  von  Gesetzeswegen  auf- 
recht erhalten  wissen,  oder  aber  neue  Innungen  bilden;  die  än- 
dere Ansicht  dagegen  geht  davon  aus,  dass  auch  auf  diesem  Ge- 
biet alles  der  freien  Genossenschaft  überlassen  werden  könne. 


1)  Vergl.  ▼.  Hohl,  Poliieiwisfeiiichaft.    3.  Auflage.    S.  295. 
▼.Steinbeil,   die  Elemente  der  Gewerbebefördening  n.  e.  w.    1853. 

S.  243  ff. 
Verhandlangen  dei  Tolkswirthschaltlichen  Congregses  von  1861,  nnd 
Deutsches  Staats  wOrterbuch  von  Blontschli  «.  Brater.   Artikel 
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So  wenig  wir  die  letztere  Ansicht  ftkr  richtig  halten,  so  wenig 
können  wir  den  ersteren  Vorschlag  billigen.    Er  beruht,  wie  dies 
mit  Recht  hervorgehoben  wurde,  auf  dem  eben  verlassenen  Princip 
der  Abscheidung  der  Gewerbe  nach   bestimmten  Arbeitsgrenzen ; 
er  übersieht,  wie  theils  die  Gemeinden,  theils  die  Gewerbeschulen, 
iheils  die  Gerichte,   theils  freiwillige  Vereinigungen  den  grössten 
Theil  jener  Aufgaben  übernommen  haben,  welche  man  den  In- 
nungen zuweisen  wollte;  er  verkennt  daher  das  der  modernen 
Gresellschaft  eigenthümliche  Princip,  wonach  je  für  besondere  Zwecke 
über    die    verschiedensten  Schichten   der  Gesellschaft   sich   er- 
streckende Assoziationen  gebildet  werden,  wodurch  eine  Solidari- 
tät der  verschiedenen  Gesellschaftsklassen  erreicht,  zugleich  aber 
auch  die  Erreichung  des  Zwecks  sicherer  gestellt  ist,  als  wenn 
er  in  der  Begrenzung  auf  gewisse  Gesellschaftsklassen  zu  erreichen 
gesucht  wird.  —  Eine  ganz  andere  Frage  ist  die,  in  wieweit  mit 
der  allgemeinen  Beiziehung  des  Volks   zur  TheHnahme   an  der 
Staats- Verwaltung  eine  bestimmte  Organisation  des  Gewerbestands, 
etwa  im  Anschluss   an  die  Bezirks- Verwaltung,  zur  Vertretung 
der  Interessen  des  Gewerbestands  erforderlich  sei.    Diese  Orga- 
nisation htttte  sich  als  besonderes  Glied  der  Staats- Verwaltung  in 
deren  Organismus  einzufügen  uifd  kann  daher  erst  bei  der  staat- 
lichen Organisation  für  das  Gewerbe  näher  in  Betracht  kommen. — 
..Hier  ist  noch   ein  Blick  auf  die  gesetzliche  Regelung  der 
Frage  über  den  Fortbestand  und  die  Gründung' von  Innungen  zu 
werfen. 

Die  österreichische  Gewerbeordnung  vom  20.  Dezbr. 
1859^)  bestimmt,  dass  unter  denjenigen  Gewerbetreibenden,  welche 
gleiche  oder  verwandte  Gewerbe  in  einer  oder  nachbarlichen  Ge- 
meinden betreiben,  ein  gemeinschaftlicher  Verband  aufrecht  zu  er- 
halten, und  wo  er  nicht  besteht,  herzustellen  sei.  Ein  absoluter 
Zwang  zur  Bildung  von  Genossenschaften  ist  im  Gesetz  nicht 
ausgesprochen ;  dagegen  wird  jeder,  der  ein  Gewerbe  selbständig 
betreibt,  Mitglied  des  vorhandenen  Verbands,  während  Lehr- 
linge und  Gehilfen  nur  Angehörige  desselben  sind.  Als  Aufgabe 


1)  Vergl.   ▼.  Slnbenraach,   Handbuch   des   Ößterr.  Oewerberechto 
$$.  105  ff. 

Zeltochr.  t  Staatsw.  1867.  L  Heft  5 
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dieser  Genossenschaften  ist  die  Sorge  für  Brfaaltang  geregeller 
Zustände  zwischen  den  Hitgtiedem  der  Genossenschaft  und  ihren 
Angehörigen  besonders  in  Beziehung  auf  den  Lehr-  und  Dienst- 
verband, die  Austragung  von  Streitigkeiten  zwischen  den  selb- 
ständigen Gewerbetreibenden  und  ihren  GehiUen  und  Lehrlinge 
die  Gründung  oder  Förderung  von  Fachschulen  und  die  Beauf- 
sichtigung derselben,  die  Gründung  von  Unterstützungsanstalten 
in  Fällen  der  Erkrankung  oder  sonstigen  Nothlage,  die  Erstattung 
von  Gutachten,  die  Mitwirkung  bei  Vollziehung  von  Geseteen  und 
dergleichen  bezeichnet,  auch  kommt  ihnen  die  Verwaltung  des 
genossensi^aiUichen  Vermögens  zu.  Es  ist  denselben  ein  unter 
der  Aufsicht  der  Staatsbehörde  für  ihre  Zwecke  auszuübendes  Be- 
steurungsrecht  eingeräumt.  Die  Genossenschaft  wird  theils  durch 
sömmtliche  Mitglieder,  theils  durch  den  Geho^senschafts- Vorstand 
vertreten;  zur  Ueberwacbung  ist  von  der  Staatsbehörde  ein  ei- 
gener Commissär  beigegeben.  — 

In  Freussen  hatte  das  Edikt  vom  7.  Sept  1811  die  bis 
dahin  bestandenen  Corporationen  fortbestehen  Usseh  uml  es  in 
das  Belieben  jedes  einz^en  Gewerbenden  gestdlt,  M>-  er  sich 
der  Corporation  seines  Gewerbs  anschliessen  wolle  oder  nicht 
Die  Gewerbe-Ordnung  vom  17.  Januar  1845  erklärte  die  älteren 
Innungen  für  fortbestehend,  ohne  den  Betrieb  eines  Gewerbs  von 
dem  Beitritt  zu  denselben  abhängig  zu  machen;  auch  gestattet^ 
sie  die  Ausscheidung  einzelner  Mitglieder  aus  denselben.  Zugleich 
sprach  sie  aus,  dass  diejenigen,  welche  an  demselben  Orte  gleiche 
oder  verwandte  Gewerbe  betreiben,  zu  einer  Innung  zusammen- 
treten können.  Während  bei  der  Aufnahme  in  eine  solche  in  der 
Regel  jedes  Mitglied  die  Befähigung  zum  Betrieb  das  Gewerbes 
nachweisen  soll,  s&id  auch  Innungen  gestattet,  bei  welchen  ein 
Nachweis  der  Befähigung  nicht  verlangt  wird,  sondern  der  Ein- 
tritt unmittelbar  durch  den  Betrieb  des  Gewerbes  erfolgt,  übrigens 
haben  in  solchen  Innungen  die  nicht  geprüften  Genossen  (so  weit 
sie  nach  der  Verordnung  vom  %  Febr.  1849  überhaupt  nooh  vor- 
kommen können)  kein  Stimmrecht  und  keine  Theiinahme  pn  der 
Verwaltung.  —  Es  bestehen  demnach  zweierlei  Arten  von  In- 
nungen :  die  älteren  mit  allerdings  revidirten  Statuten,  und  die  in 
Folge   des   Gesetzes   vom    17.  Januar   1845   gegründeten.    Als 
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Zweck  der  letzteren  ist  bezeichnet:  Wahmehmiing  der  Verhält- 
nisse der  Lehrlinge,  Gesellen  und  Gehilfi»i  der  fainongsgenossen 
und  entsprechende  Einwirkung,  die  Verwaltung  der  Kranken-, 
Sterbe-,  HilCs-  und  Sparkassen  der  Innongsgenossen,  Fürsorge  für 
die  Wiitwen  und  Waisen  derselben« —  In  Sachsen  hat  das 
Gewerbegesetz  tom  15.  Okt.  1861  die  alten  Zünfte  als  gewerb- 
liche Genossenschaften  fortbestehen  lassen.  (§.  96.)  Ebenso 
können  aeoe  Vereinigungen  der  GewerbtreibeMlen  entweder  als 
freie  Vereine  oder  als  gewerbTiche  Genossenschaften  im  engem 
Sinn  d.  k  ab  kmungen  gebildet  werden  (f.  87),  ohne  dass  be- 
zfi^ich  der  letztem  ein  Zwang  zum  Beitritt  statt  hat  (§.  90). 
Allerdings  können  die  der  Innung  sich  nicht  anschliessenden,  dem- 
selben Gewerbe  angehörigen  selbständigen  Gewerbetreibenden  ei- 
nes Orts  oder  Bezirks  durch  Bescbluss  der  Begierangsbehörde 
genöthigt  werden,  angemessene  Beiträge  zur  Gründung  und  För- 
derang ?on  Fachschulen  und  ähnlichen  gemeinnützigen  Anstalten 
zu  geben.  —  Die  Aurgabe  dieser  Innungen  besteht  in  der  För- 
derung gemeinsamer  Angelegenheiten,  insbesondere  in :  Regelung 
des  Verhältnisses  zwischen  Gewerbtreibenden  and  ihren  Lehrlingen, 
Beilegung  der  Streitigkeiten  in  Gewerbsangelegenheiten  zwischen 
Genossen  untereinander  und  Lehrlingen  und  Gehilfen,  Gründung, 
Förderung  und  Verwaltung  von  Fachschulen,  Gründung  von  Unter- 
stützungskassen. Nur  die  einer  Innung  selbständig  Angehörigen 
haben  die  Benennung  »Meister*  zu  beanq>rachen.  Die  Innungs- 
stataten sind  der  Regierung  zur  Genehmigung  vorzulegen.  —  Auch 
in  Sachsen-Weimar  sind  die  Zünfte  in  ähnlicher  Absiebt 
beibehalten  worden.  — 

In  Würitemberg,  wo  die  von  der  Centralstelle  für  Ge- 
werbe und  Handel  ausgqpuigenen  Anträge  auf  Umgestaltung  der 
Gewerbeordnung  die  Innungen  festhielten ,  ist  dieses  Institut  aus 
dem  Regierungs-Entwurf  nicht  in  das  Gesetz  übergegangen ;  auch 
andere  deutsche  Staaten  z.  B.  Baden,  Sa  cbsen-Coburg, 
haben  auf  die  Fortsetzung  der  Zünftö  in  der  reformirten  Gestalt 
der  Innungen  verzichtet 

Wenn  wir  ki  Betracht  ziehen,  di^s  in  Oesterreich  die 
angeführten  Bestimmungen  nicht  vollständig  ,^ur  Ausführang  ge^ 
kommen   sind  und   im  Jahr  1861    der  Antrag   gestellt    wurde, 
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an  Stelle  der  bestehenden  Vorschrißen  einfach  die  Bestimmang 
zu  setzen,  dass  den  Gewerbetreibenden  gestattet  sei,  innerhalb 
der  gesetzlichen  Schranken  Genossenschaften  za  bilden  0 ;  dass 
in  Sachsen  schon  mehrfach  Stimmen  gegen  die  bestehende  Ein- 
richtang  erhoben  worden  sind;  dass  sodann  in  den  Staaten,  in 
welchen  keine  Innungen  bestehen,  ein  Missstand  daraus  sich  nicht 
ergeben  hat:  so  werden  wir  auch  nach  Betrachtung  des  gesetz- 
lichen Zustands  das  ausgesprochene  Urtheil  festhalten  dürfen.  — 

3.  Inhalt  der  Gewerbefireiheit;  Begreniing  dersalbeiu 

Die  Gewerbefreiheit  schliesst  die  Befugniss  in  sich,  ohne 
Beschränkung  die  Arbeitskraft  an  der  Süsseren  Stoffwelt  zu  be- 
thätigen.  Diese  Freiheit  hat  sich  aber  unserem  Rechtsbegrifie 
gemäss  in  einer  Weise  geltend  zu  n^achen,  dass  sie  mit  den 
übrigen  Cultur- Interessen  nicht  in  Widerspruch  tritt;  die  Be- 
dingungen hiefttr  aufzustellen ,  ist  Sache  des  Staats.  Sie  sind 
theils  persönlicher,  theils  sachlicher  Natur. 

a)  Zunächst  leuchtet  ein,  dass  der  selbständige  Betrieb  eines 
Gewerbs,  in  dessen  Folge  sich  die  verschiedenartigsten  rechtlichen 
Verpflichtungen  entwickeln,  nur  demjenigen  gestattet  werden  kann, 
der  dispositionsßihig  ist*).  Würde  auch  demjenigen,  der  sich 
rechtsgiltig  nicht  verpflichten  kann ,  der  Betrieb  eines  Gewerbs 
in  derjenigen  Form  gestattet,  in  Streicher  sich  die  ökonomische 
Selbständigkeit  ausdrückt,  ohne  dass  die  juristische  Selbstfindigkeit 
vorläge,  so  ergäbe  sich  daraus  eine  für  das  Yerkehrsleben  schäd- 
liche Inkongruenz.  Die  Hehrzahl  der  neueren  Gewerbeordnungen  *) 
stellt  daher  jenes  Erforderniss  auf,  uiid  da,  wo  anscheinend  es 
nicht  festgehalten  ist,  wie  z.  B.  in  Baden  ^),  kommt  in  Betracht, 
dass  Minderjährige  in  weitem  Umfang  dispositionsfähig  sind.  Na- 
türiich  kaiin  da,  wo  jene  ökonomische  Selbständigkeit  weniger 
wichtige  Folgen  hat,  bei  Gewerbszweigen,  die  im  {iOhn  oder  als 


1)  Vergl.  Mascher,   das   deutsche   Gewerhewesen.    1866.    S.  602. 
3)  Zu  vergleichen  IM  o  h  l ,    1.  c    S.  301. 

3)  Z.  B.  österr.  Gew.^.  §.  4,  sichs.  Gew-.Ges.  {.  3,  wflrttb.  Art.  2, 
preuss.  Gew.-O.  §.  16.  , 

4}  Turban,    bad.  Gew.«0.  ß.  4. 
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Nebenbefiefaäftigang  betrieben  werden,  woU  eine  Ausnahme  ein- 
treten *). 

b)  Einer  gerediten  Forderung  und  der  wirthschaflKchen 
Zweckmässigkeit  entspricht  es,  wenn  die  Berechtigang  zum  Ge- 
werbebetrieb (abgesehen  natürlich  von  privatrechtlichen  Beschrän- 
kungen der  Ehefrauen)  nicht  meh^  vom  Geschlecht  abhängig  ge- 
macht wird^  Selbst  diejenigen,  welche  darin  eine  Gefahr  ftlr 
die  Gesundheit  des  Familienlebens  erblicken,  müssen  sich  ver- 
gegenwärtigen, dass  mit  der  Zulassung  der  Möglichl^  des  Ge- 
werbebetriebs jene  Gefahr  an  sich  noch  nicht  verbunden  ist,  und 
ebensowenig  mit  dem  wirklibhen  Betrieb  verbunden  zu  sein 
braucht  — 

c)  Da  das  Recht*  zum  Gewerbebetrieb  ad  sich  ein  mit  der 
Thatsache  der  menschlichen  Freiheit  gegebenes  ist,  so  sollte  das- 
selbe von  dw  politischen  Angehdrigkeit  an  das  Gebiet,  in  welchem 
es  betrieben  werden  will,  nicht  abhängig  gemacht  und  ein  Unter- 
schied zwischen  In-  und  Ausländeili  in  dieser  Beziehung  nicht 
aufgestellt  werden.  Auch  aus  wirthschaftlichem  Gesichtspunkt 
spricht  gegen  Jene  UnteVscheidung  die  Erwägung,  dass  vorange- 
schrittenere  ausländische  Gewerbtreibende  sehr  oft  einen  neuen 
Industriezweig  begründet  oder  einem  einheimischen  einen  neuen 
Aufschwung  varliehen  haben,  während  andererseits  weniger  vor- 
angeschrittene Industrielle  eine  Gefährdung  der  Inländer  nicht  be- 
fürchten lassen.  Einzelne  Gewerbeordnungen ')  verlangen  eine 
besondere  Genehmigung  für  jeden  Fall ;  die  meisten  ^)  halten  an 
der  Gegenseitigkeit  fest;  ein  Standpunkt,  der  dem  eigenen  Inte- 
resse des  betreffenden  Staats  nicht  zu  entsprechen  scheint,  übri- 
gens durch  die  Verwaltung  häufig  zu  Gunsten  der  Freiheit  ver- 
werthet  werden  kann.  -^ 

d)  Nicht  unmittelbar  aus  dem  natürlichen  Recht  der  Persön- 
lichkeit lässt  sich  die  Befugniss  der  Aktiengesellschaften  (Com- 


I)  Vergl.  wärtt.  Gew.-Gef.  1.  c 

3)  Vergl.  I.  B.  württomb.  Gew.-O.  Art.  2,  Osterr.  6ew.-0.  $.  4,  bad. 
Gew.-Gefl.  Art.  1. 

3)  Z.  B.  die  öfterr.  Gew.*0.  $.  10. 

4)  Z.  B.  die  bad.  Art.  3,  w&rtt.  Art.  6.    In  Prenisen  bedfirfen  nach 
Gesetz  von  %%  Juni  1861  nnr  noch  die  Jnriit.  Personen  G«ielunignnf. 
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maDdite-AktiengeseUschaften)  ond  der  juristischen  Personen  zum 
Gewerbebetrieb  ableiten.  Die  Frage,  wie  sich  der  Staat  dem 
Gewerbebetrieb  durch  solche  Kapital- Yereioigungen  gegenüber  zu 
verhalten  habe,  ist  daher,  allerdings  mit  besonderer  Bezie- 
hung auf  Handelsgeschäfle ,  Gegenstand  fielfacher  Erörterungen 
geworden.  Es  ist  von  Wichtigkeit,  zu  beachten,  dass  die  gesell- 
schafkliche  Unternehmung  ihre  innere  Grenze  hat,  und  eine  Unter- 
drückung der  individuellen  Unternehmung,  wie  sie  vielfach  be- 
fürchtet wurde,  nicht  eintreten  wird;  andererseits  würde  eine 
besondere Slaatsgenehmigung leicht  die indtvidnele  Vorsicht  ein- 
schldfem  ond  auf  den  Staat  eine  Verantwortung  überwftizen,  der 
er  nicht  gewachsen  ist.  Von  den  beiden  Standpunkten ,  die  im 
Wesentlichen  von  der  Gesetzgebung  eingenommen  werden,  em- 
pfiehlt sich  daher  vielmehr  derjenige ,  der  sich  auf  Feststellung 
allgemeiner[,Normativbestimmungen  für  derartige  GeseOscbaften  be- 
schränkt, als  derjenige,  welcher  in  Jedem  ekizefaien  Fall  staatliche 
Genehmigimg  verlangt  —  In  England  ist  für  Gesellschaften 
mit  beschräiditer  Haftbarkdt  durch  die  Akte  vom  14.  Juli  1856 
(19.  u.  20.  Victoria  c.  47)  die  Theflnahme  von  mindestens  7  Mit- 
gliedern, Spezialität  des  Unternehmens,  öffentliche  Registrirung  u.a. 
Cwas  hauptsächlich  gegen  Aktienschwindel  gerichtet  ist  und  nicht 
hieher  gehört)  vorgeschrieben  worden.  In  neuester  Zeit  ist  die 
Akte  vom  7.  Aug.  1862  (25.  26.  Victoria  c.  29)  eriassen  worden, 
welche  die  Gründung  aller  Gesellschaften  von  mehr  als  20  Per- 
sonen von  iear  Registrirung  aUiängig  macht  und  sehr  strenge 
Polizeimassregeln  einfuhrt  —  Iil  Frankreich  ist  durch  den 
Code  de  commerce  für  AkMengesellschaflen  Genehmigung  ver- 
langt; indessen  h^t  ein  Gesetz  vom  23.  Mai  1868  ^)  Gesellschaflen 
mit  beschränkter  Haftbarkeit  von  mindestens  7  Mitgliedem  mit 
einem  Aktienkapital  von  nicht  über  20  Mlll.  Franken  ohne  beson- 
dere Genehmigung,  unter  Aufstellung  allgemeiner  Normativbestim^ 
mungen  für  zulässig  erklärt —  In  Deutschland  hat  bekannt- 
lich das  allgemeine  detitsche  Handelsgesetzbuch  die  Frage  von 
der  besondern  Genehmigung  der  Aktiengesellschaften  (soweit  sie 
Handelsgeschäfte  betreiben)  der  Landesgeselzgebung  zur  Entschei- 


1)  S.  Zeiifchrtlt  fSr  die  gesammte  flUaatow|i9«BScliaft  von  1865.  S«  245. 
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duDg  ttberlassea  und  diese  hat  mehrfach  das  Priiizi|)  einer  Ge^ 
nehmigwig  aHer  Gesellschaften  verlassen  ^). 

e)  Während  der  dem  Antaitt  eines  Gewerbs  vorgängige  Nach- 
weis der  Beföhigong  gattz  im  Geiste  des  Zonflsystems  liegt,  muss 
vom  SttBdfmnkt  der  Gewarbefreiheit  aus  jede  solche  Prüfung  als 
Ausnahme  betrachtet  und  als  solche  gerechtfeirtigt  sein.  Die 
Grande,  welche  man  filr  die  Beibehaltung  der  Prüfung  als  allge- 
mdnen  Instituts  angeführt  hat,  dass  dad«u*ch  die  Lehrlingsbildung 
gd^ert,  das  Publikum  gegen  GefUrdang  von  Leben,  Gesundheit 
und  Sigenthum  gesichert  und  die  Gemeinden  vor  Uebersetzung 
mit  stümperhaften  Gewerbtreibenden  behütet  werden,  dass  endlich 
dadurch  das  Selbstgefühl  der  Handwerker  gehoben  werde,  und 
wdche  2.  B.  in  Preussen  theilweise  die  bekannte  Verordnung  vom 
9.  Febr.  J1849  veranlasst  haben,  sind  in  dieser  Allgemeinheit  un- 
zotreffiMid.  —  Die  BiMung  der  Lehrlinge  zu  überwachen,  ist  Sache 
der  Yäter  und  Vormünder,  und  von  Staatswegen  sind  nur  die 
weiter  unten  anzufthrenden  Einrichtungen  zu  Erwerbung  tüchtiger 
FachkoMtnisse  zu  treffen;  in  der  gesteigerten  Conkunrenz  liegt 
von  selbst  ein  wiritfamer  Antrieb  ixi  Benützung  derselben,  und 
ebendadurch  ist  die  Gefahr  eines  Ueberwiegens  der  Stümper  gegen- 
über A&k  tüchtigen  Handwerkern  beseitigt  Die  Sicherheit  des 
Publikums  rechtfertigt  Areüich  in  einzebien  Fällen,  z.  B.  bei  Apo- 
thekern, Laboranten  eine  Prüfung,  weil  hier  die  Einsicht  in  die 
Erzeugnisse  dem  Pid>likum  nicht  ^d^trauen  ist.  —  Gegen  die 
allgemeine  Beibehaltung  der  Prüfungen  spricht  die  Erfahrung 
in  Ländern,  wo  sie  beseitigt  und  in  solchen,  wo  sie  fest- 
gehalt^  worden  sind^.  Die  neueren  deutschen  Gewerbe- 
gesetze haben  daher,  im  Ansohluss  an  die  französische  und 
englische  Gesetzgebung,  auf  den  allgemeinen  Prüfungszwang 
verzichtet.  -^  Die  österreichische  GewerbecHrdnung  verlangt 
bei  den  sog.  Pressgewerben   den  Ausweis  über  eine .  genügende 


1)  Yergl.  s.  B.  bad.  Einf.-Ges.  Art.  30  und  wfirtt.  Einf.-Ges.  Art  35, 
wo  nnr  bei  Gesellschaften,  die  Bank-  und  Creditgestlififte,  Sach-  oder 
LebeDs-Versi^erungen,  and  den  Bmi  von  fösenbahnen  fflr  den  öfibntlichen 
Verkehr  *inm  Gegenstand  ihres  Umemehmens  machen ,  Genehmigang  ver- 
langt Ist. 

2)  Vergl.  V.  Bitier,  Stäatow.  Zeitschr«  v.  1858.    S.  233  ff. 
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dlgemeine  Bildung  0 ;  ebenso  wird  von  Haarern ,  Steinmetzen, 
Zimmerleuten ,  die  in  ihr  Gewerbe  einschlagende  Arbeiten  selb- 
ständig leiten '),  von  Bachsenmachem ')  und  Feuerwerkern  *)  Be- 
fähigungsnachweis verlangt;  die  sächsische  6ew.-0. ^)  stellt  das 
Erfordemiss  des  Befähigungsnachweises  bei  der  Ausftbung  des 
Hufbeschlags  und  der  selbständigen  Ausführung  und  Leitung  von 
Bauten,  die  württembergische  ^)  bei  Apothekern  und  den  denselben 
gleichzoachtenden  Laboranten  auf.  — 

0  Die  Untersagung  des  Gewerbebetriebs  snr  Strafe  gehört 
dem  Strafrechte  an;  der  Nachweis  besonderer  Zuverlässigkeit 
rechtfertigt  sich  recht  wohl  bei  einzelnen  Gewerben,  z.  B.  bei 
Wirthen  ^). 

g)  Neben  den  angeführten  auf  die  Person  bezttglic|ien  Be- 
dingungen der  Gewerbefretheit  hat  dieselbe  eine  örtlicHe  Bezie- 
hung in  dem  Sinn,  dass  es  dem  einzefaien  Gewerbtreibenden  ge- 
stattet ist,  sein  Gewerbe  in  verschiedenen  Räumlichkeit^  eines 
und  desselben  Wohnbezirks  und  in  verschiedenen  Gemeinden  zu 
betreiben  ^.  Durch  den  Betrieb  eines  Gewerbs  in  einer  bestimm- 
ten Gemeinde  tritt  eine  Verbindung  mit  dem  wirthschafUicben  und 
sozialen  Verband  derselben  ein  und  es  entsteht  die  Aufgabe,  einer- 
seits die  Bedingungen  festzustellen,  unter  welchen  die  soziale  und 
wirthschaflliche  Angehörigkeit  rechtliche  Folgen  mit  sich  bringt, 
andererseits  die  Möglichkeit  des  Aufenthalts  ohne  Beziehung  zom 
rechtlichen  Verband  auf  gewisse  Zeit  zu  gewähren.  —  Die  Hei- 
mat- und  FreizOgigkeitsgesetzgebung  ist  somit  der  Gewerbegesetz- 
gebung innerlich  verwandt  und  die  Erfolge  der  letzteren  sind  darch 
eine  von  gleichen  Grundsätzen  geleitete  Reform  der  ersteren  be- 
dingt — -  Die  neueren  Gesetze  haben  in  der  Regel  auöh  dieses 
Gebiet  berührt;  in  der  Mehrzahl  ist  die  politische  Gemeindeange- 
hörigkeit von  der  Befugnis»  zum  Gewerbebetrieb  getrennt  wor- 

1)  Gew.-O.  f.  146.    %)  l.  c.  (.  22.    3)  1.  Or  §.  25.    4)  L  c  §.  26. 

5)  $.  16. 

6)  Art  14. 

7)  Vcrgl.  1.  B.  wArUb.  Get.  vom  3.  Nov.  1855.    Art.  13,  öftenreichi- 
tche  6ew.-(X  S*  18,  badUche  6ew.-0.  Art.  5. 

8)  Za  vergl.  b«d.  Gew.-O.    Art.  2,   vrflrtib.  Gew.-D.  Art.  3»    *«*«w, 
Gew.-O.  §.11.  *^ 
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den^>.  Dadurch  entsteht  nun  aber  in  denjenigen  Staaten^  in 
welchen  das  System  der  erblichen  Gemeindegenossenschafk  herrscht 
(Württemberg,  Baden),  insofern  eine  Unzukömmlichkeit,  als  der 
Werth  der  politischen  Gemeindeangehörigkeit,  zumal  wenn  die 
Gemeindewahlrechte  nicht  mehr  daran  geknOpfk  shtd,  sich  ver- 
ringert und  eine  mit  den  neueren  Verhältnissen  nicht  mehr  ver- 
einbare Trennung  zwischen  deor  thaftäcbKchen  und  dem  recht- 
lichen Gemeinde -Verband  eintritt.  Die  weitere  Entwicklung  der 
Folgen  der  Gewerbefreiheit  wird  zu  einer  Aenderung  der  Heimat- 
gesetzgdnmg  dringen^. 

h)  Wir  haben  wiederholt  hervorgehoben,  dass  das  gewerb- 
liche Leben  nur  ein  Theil  d^  Gultur  -  Entwiddung  sei  und  dass 
der  Staat  die  ganze  Culturthätigkeit  rechtlich  zu  bedingen  und 
dadurch  in  ihrem  Erfolg  sicherzustellen  habe.  So  berechtigt  an 
sich  der  gewerbliche  Betrieb  und  dessen  möglichste  Ausbildung 
ist,  so  ist  er  doch  nur  ein  Theil  des  menschlichen  Zwecksystems 
und  mnss  mit  den  verschiedenen  andern  gleichberechtigten  Lebens- 
zwecken in  Einklang  gebracht  werden.  Es  liegt  dies  im  Vortheil 
der  gewerblichen  Entwicklung  selbst,  denn  jede  Loslösung  aus 
jenem  Zusammenhang  würde,  weil  das  Culturleben  ein  einheit- 
liches ist,  dieselbe  auf  die  Dauer  schädigen.  Das  eben  ist  die 
grosse  Wahrheit,  dass  im  Gesammtgebiet  der  menschlichen  Zwecke 
jeder  einzelne  Zweck  zugleich  Mittel  für  den  andern  werden  soll. 
Aus  diesen  Bemerkungen  ^gibt  sich  die  Rechtfertigung  dafür,  dass 
gewisse  jgewerbliche  Anlagen  nur  unter  bestimmten  Voraussetz- 
ungen errichtet  und  der  Betrieb  gewisser  Gewerbe  aus  sicher- 
heits-,  gesundheits-,  feuerpolizeilicher  Rücksicht  einer  weiter  gehen- 
den Staatseinmischung  unterworfen  ist  Inwieweit,  in  dieser  Hin- 
sicht das  staatliche  Eingreifen  zu  gehen  habe,  Ittsst  sich  nicht  ein 
für  allemal  durchgreifend  bestimmen,  sondern  ist  nach  Verschie- 

1)  Z.  B.  wfirtib.  6ew.-0.  Art.  5,  fftr  Baden  t.  Tarban  1.  c.  S.  6,  «ttr. 
Gew.-O.  $.  9. 

2}  Vergl.  Schiffle,  dentsches  Gewerbe-  und  Heimathrecht  nach  den 
Grandsitxen  der  Gewerbefreiheit  nnd  der  Freixfigigkeit,  Deutsche  Viertel].* 
Schrift  1859,  1.  Heft.  y.  Bitxer,  das  Recht  anf  ArmenonterttütKonsf  nnd 
diePreizflgigkeit.  t863,  nnd  weiter  Aber  die  Niederlasrangsfirage :  v.  Schüi, 
SUaUwitienichaftliche  ZeiUchr.  von  1848.    S.  '35  ff. 
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denheit  der  YttrhiUiiisse  verachiedeD  su  beaatworten;  diese  Ver* 
scfaiedenheit  geht  soweit,  dass  es  schwer  ist,  eine  vonstftndige 
Normirong  im  Wege  der  Gesetzgebung  zu  treffim,  und  «ieUiEu^h 
der  Verwaltiig  ein  grösserer  Spielraum  Qt>erlassen  bleibt.  — 
Bei  Beurtheihmg  dieser  FäHe  muss  aber  stets  der  al^^e/neine  Ge- 
sichtspunkt festgehalten  werden,  dass  es  sich  dabei  um  eine  Aus- 
gleichung zwischen  verschidHenen  Zwecken,  nicht  um  eine  ausser- 
liehe  Bevorzugung  des  einen  vor  dem  andern  handelt  —  Eine 
vollständige  Erörterung  dieser  Yerhiltnisse  Mit  übrigens  deshalb, 
weil  die  den  einzelnen  Bestimmungen  zu  Grund  licgoDden  Motive 
nicht  der  Thttligkeit  des  Staats  filr  das  Gewerbe  entspringen, 
ausser  den  Kreis  nserer  Betrachtung;  wir  beschränken  uns  auf 
einige  Andeutungen. 

Während  eine  Mose  Anaeige  vom  Beginn  ein^  selbständigen 
Gewerbeb^riebs  regelmässig  verlangt  wird  ^  und  aus  steuerlichen 
und  statistischen  Rücksichten  bei  allen  Gewerben  zutriflfl,  ist  bei 
denjenigen  gewerblichen  Anlagen,  welche  für  die  Nachbarn  oder 
das  Publikum  überhaupt  mit  Gefieihren  oder  grösseren  Belästigungen 
verknüpft  sind,  eine  besondere  Genehmigung  der  Staatsbehörden 
(Cognition  bzw.  Conzession)  ^  erforderlich.  Uebrigens  prägt  sich 
auch  hier  ein  durchgreifender  Unterschied  zwischen  der  eng- 
lischen Gesetzgebung  einerseits  und  der  französischen  und 
deutschen  andererseits  aus.  Während  in  England  diese  Be- 
schränkungen nicht  in  einer  einzigen  Gewerbeordnung  zusammen- 
gefasst  sind,  welche  von  den  Verwaltungsbehörden  gehandhabt 
würde,  sondern  in  einer  Reihe  einzelner  Gesetse,  deren  Biand- 
habnng  den  Gerichten  zukommt  *),  ist  in  Deutschland  und  Frank- 
reich auf  Grundlage  besonderer  gesetzlicher  Normen  ein  eigen- 


1)  Z.  B.  württb.  6ew.-p.  Art.  4. 

2J  Der  Uoterschied  iwischen  Cognition  und  Coniesfion,  wie  er  i.  B. 
in  dem  Bericht  der  Commission  der  wflrttemb.  Kanmer  der  Abgeordneten 
(1856—61.  1.  Beilage-Band  4te  Abtb.  S.2155)  aufgestellt  ist;  sebeint  uns 
prinzipiell  nicht  anzutreffen,  wenn  ancb  pos.  Gesetag^nngen  diese  Unter- 
scheidung machen.  Auch  bei  Conaessionsgewerben  in^  eigentlichen  Sinn 
scheint  uns  ein  Recht  des  Einzelnen  vorauszusetzen  zu  sein. 

3)  S.  deutsches  Staatswörterbnch  von  Bluntschli  und  Brater.  Artikel 
„Gewerbe.  <<    4.  Bd.    5.  S25. 
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thflmliches  Verwiltangs-yerblireii  eingerichtet  woHlen.  —  Ihg 
Wesen  desselben  bestebl  in  einer  öffentlichen  Prerokation,  in 
Folge  deren  die  mü  der  beireffende«  Anlage  in  Cellision  kom- 
menden Interessen,  namonHicfc  insoweit  sie  noch  nicht  die  Gestalt 
▼OB  fesibegrenzten  subjektiven  Rechten  angenommen  haben,  er- 
mittelt und  bei  der  Bntscheidnng  bericksiobligt  werden.  Die  ad- 
BunistratiTe  Entscheidung,  deren  Objektivität  durch  die  Möglichkeit 
der  Beschwerde-Erhebung  sidierzustellen  gesucht  wird,  beschränkt 
sich  in  der  Regel  nicht  Mos  auf  die  Anwendung  ol>jektiyer  Rechts- 
sfttze,  sondern  sleHl  nach  den  Verhältnissen  des  einseinen  Falls 
die  Bedingnngen,  unier  weichen  eine  Anlage  zdissig  ist,  fest, 
findet  also  gewissermassen  erst  das  Recht  Obwohl  dies  die 
Beachtang  aHer  konkreten  YerbiHnisse  zulftsst,  ist  doch  im  Inte- 
resse der  Rechtsf^chbeit  zu  wttnschen,  dass,  soweit  immer  mög- 
lich, eine  gesetzliche  Nomirung  eintritt,  wie  auch  f&r  alle  privat- 
rechtlicben  Einwendnngen  stets  der  Weg  zum  Richter  offen  zu 
bleiben  hat 

In  Frankreich  0  smd  die  einer  besondem  Staatsgeneh- 
migung bedttrfUgen  ungesunden,  gefkhriiehen  oder' mit  einer  Be- 
Mstigung  verbundenen  Anlagen  durch  Dekret  vom  15.  Okt  1810, 
ergänzt  durch  Verordanng  vom  14.  Januar  1815  und  modifizirt 
durch  Verordnung  vom  25.  März  1852  und  durch  eine  Reihe 
weiterer  Verordnungen  unter  besonderer  Aufzählung  in  3  Classen 
eingetheBt:  1)  solche,  welche  von  den  Wohnungen  entfernt  sein 
müssen;  2)  solche,  deren  Entfernung  von  den  Wohnungen  nicht 
durchaus  geboten  ist;  3)  solche,  wetehe  ohne  Unzuträglichkeit 
in  die  Nähe  der  Wohnungen  kommen  können,  aber  der  Ueber- 
wachung  durch  die  Polizei  unterworfen  bleiben.  —  Für  Dampf- 
kessel-Anlagen  sind  im  vorigen  Jahre  neue  Bestimmungen  er- 
gangen. —  In  Oesterreich  zählt  das  Gewerbegesetz')  die 
einzelnen  Betriebs-Anlagen  auf,  zu  welchen  besondere  Genehmi- 
gung erforderlich  ist;  indessen  ist  das  Verzeichniss  jederzeit  durch 
das  Ministerium  abänderbar ;  ebenso  verhält  es  sich  inSachsen'); 

1)  Za  vergl.  Block,  M.,  dictioimaire  de  Tadminiflration  fran^aUe. 
S.  786. 

%)  «.  SB. 

3)  Siebs.  Gew.-Gea.  $.  S2. 
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Büch  das  preassische  Gesetz  vom  1.  Juli  1861  benennt 
die  betreffenden  Anlagen  im  Einzelnen.  Das  wOrttember- 
gische  Gewerbegesetz  ^) ,  wie  das  badische  ^  beschränkt 
sich  darauf,  die  hieher  gehörigen  geweiWichen  Anlagen  allgemein 
zu  bezeichnen.  In  Württemberg  enthält  dann  die  Yerfllgong  vom 
9.  April  1863  die  näheren  Bestimmongen. 

Das  Verfahren  ist  in  allen  diesen  Gesetzen  bzw.  Verfttgangen 
ganz  gleichförmig  geordnet  and  realisirt  den  oben  bezeichneten 
Grundgedanken. 

i)  Es  ist  hier  noch  auf  die  Beschränkungen  aufmerksam  zu 
machen,  welche  für  den  Gewerbebetrieb  th^  aus  Hoheitsrechten 
des  Staats,  z.  B.  bei  der  Besteuerung  oder  in  Grenzzollbezirken, 
wegen  der  Münzhoheit  (Prägmaschinen)  u.  s.  w.,  theils  aus  be- 
sonderen Regalien  z.  B.  dem  Bergregal  (welches  z.  B.  bisher  in 
Württemberg  zum  Eisenerzmonopol  des  Staats  gesteigert  war,  jetzt 
aber  naturgemäss  eingeengt  werden  soll)  entstehen.  Uebrigens 
gehört  die  Ausfiibrung  darüber  nicht  hieher. 

k)  Der  Betrieb  einzelner  Gewerbe  ist  nach  den  neueren  Ge- 
werbeordnungen von  obrigkeitlicher  Bestelhmg  abhängig.  Vebri- 
gens  gehören  diese  Gewerbe  grossentheils  nicht  dem  Begriff  der 
technischen  Gewerbe  im  engem  Sinn  an  und  bleiben  hier  ausser 
Betracht. 

4.  Die  Stellung  des-  Unternehmers  zu  dem  gewerblichen  HilfspersoiaL 

Nach  dem  Geiste  der  Zunft  -  Verfassung  erschien  die  Lehr- 
und  Gehilfenzeit  als  der  ordnungsmässige  Stufengang,  auf  welchem 
die  dereinstige  Selbständigkeit  als  Meister  zu  erzielen  war.  Es 
war  natürlich,  dass  insolange  die  Zünfte  blühten,  sie  sich  zur  Auf- 
gabe machten,  diesen  Gang  zu  überwachen,  zu  leiten  und  zu 
regeln,  und  dass  mit  dem  Verfall  der  Zünfte  die  von  ihnen  ge- 
handhabte Ordnung  vom  Staat  aufrechterhalten  wurde ,  und  sich 
als  Theil  der  polizeilichen  Ordnung  darstellte.  —  Nachdem  nun 
aber  der  Grundsatz  der  Gewerbefreiheit  anerkannt  ist,  wird  das 
Verhältniss  des  Lehrlings  und  Gehilfen  zum  Gei^erbetreibenden 


1)  S.  Art.  7. 

2)  S.  Art   10. 
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ein  mehr  privatrechtliches;  es  nimmt  mehr  und  mehr  den  Cha- 
rakter der  Dienstmiethe  an. 

Gleichwohl  befassen  sich  ^ie  neueren  Gewerbeordnungen  mit 
Recht  mit  der  Festsetzung  des  gegenseitigen  Rechts- Verhältnisses 
zwischen  selbsiftndigen  Gewerbetreibenden  und  Gehilfen  und  Lehr- 
lingen in  dem  Sinn,  dass  sie  dispositive  Bestimmungen  aufstel- 
len, d.  h.  solche,  welche  gelten,  insoweit  von  den  Partieen  nichts 
anderes  verabredet  worden  ist.  Wie  sich  mit  dem  Wechsel 
der  Verhältnisse  stets  neue  Aufgaben  für  d0n  Staat  ergeben,  so 
hat  sich  ein  grosses  Gebiet  gebildet,  auf  welchem  der  Staat 
sdbst  bei  Anerkennung  der  vollständigsten  Freiheit  im  gewerb- 
lichen Leben  zwingend  einzuschreiten  berufen-  war.  Zunächst  ist 
mit  Beseitigung  der  Zunftschranken  das  Verhältniss  des  einzelnen 
Gewerbegehilfen  ein  viel  selbständigeres  geworden ;  daraus  konn- 
ten z.  &  in  Fällen  der  Erkrankung  fem  von  der  Heimatge- 
meinde Missstände  entstehen,  denen  vorzubeugen  war.  Aber 
ein  and^^s  war  noch  viel  mehr  von  Bedeutung:  es  ist  die  Ent- 
wicklung des  Fabrikwesens. 

Schon  unter  der  Herrschaft  des  Zunftsystems  durch  sogen. 
Fabrikkonzessionen  zulässig  hatte  die  Fabriktbätigkeit  durch  die 
grossartigen  Erfindungen  zu  Ende  des  vorigen  und  im  Anfang 
dieses  Jahrhunderts,  sich  rasch  ausgebildet«  Hier  steht  nun  nicht 
mehr  der  einzelne  Unternehmer  dem  einzelnen  Gehilfen,  der  unter 
seiner  unmittelbaren  Aufsicht  arbeitet,  Roh-  und  Hilfsstoffe  ver- 
arbeitet, gegenüber.  In  Folge  der  Anwendung  grosser  Kapitalien, 
enies  erweiterten  Absatzgebiets  IL  s.  w.  bildet  sich  die  Arbeits- 
theilung  zu  einer  förmlichen  Organisation  der  Arbeit;  es  bildet 
sich  ein  komplizirter  Betrieb,  dessen  Resultate  durch  ein  harmo- 
nisches Ineinandergreifen^ aller  einzelnen  an  der  Produktion  tbeil- 
nehmenden  Glieder  bedingt  sind.  Wie  jede  Organisation  verlangt 
auch  diese  ihre  formelle  Ordnung;  sie  ist  möglich,  weil  eine 
Anzahl  von  Verhältnissen  bei^einer  Reihe  von  Personen  gleich- 
massig  zutrifft.  Ja  es  entsteht  nicht  nur  unter  den  Arbeitern 
eines  und  desselben  Betriebs,  sondern  unter  solchen  verschiedener 
Geschäfte  wie  unter  den  gleichartigen  Unternehmern  eine  Soli- 
darität der  Interessen,  die  eine  weit  über  das  Einzeluntemehmen 
hinausgreifende   Bedeutung   erhält.     Schon  darin   Kegt   für  den 
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SUal,  der  alle  Lebenszwecke  rechtlich  za  bedingen  hat,  ein 
Verhältnisse  das  er  beachten  muss.  Aber  auch  materiell  wird 
sein  Eingrdfen  durch  die  bereits  unter  3  h.  oben  ansgeRihrten 
Gesichtspunkte  gerechtfertigt ;  im  Einzelnen  ist  dasselbe  allerdings 
nach  Massgabe  der  genachten  Erfahrungen  zu  gestalten,  und 
wir  gehen  daher  sofort  zur  Erörterung  der  durch  diese  aufge- 
zeigten Verhültnisse  über. 

a)  Fabrikordnoxiffen. 

Wie  schon  bemerkt,  entsteht  durch  das  Zusammenwirken 
einer  grösseren  Anzahl  von  Personen  in  einer  und  derselben  Pro- 
duktion eine  Reihe  gleichartiger  Verhältnisse,  die  eben  dieser 
Gleichartigkeit  und  Allgemeinheit  wegen  nicht  Mos  subjditive 
Rechte  und  Pflichten  erzeugen,  sondern  ausserdem  eine  objektive 
Ordnung.  Dass  diese  in  formeller  Weise  zu  Stande  komme  und 
den  Arbeitern  bekannt  gegeben  werde,^  daran  hat  der  Staat  offen- 
bar ein  Interesse.  Darum  schreiben  auch  die  neueren  Gewerbe- 
gesetze die  Abfassung  sog.  Werkstätte-,  Dienst-  oder  Pabrikord- 
nungen  fUr  solche  gewerbliche  Unternehmungen  vor,  welche  eine 
grössere  Zahl  (in  der  Regel  mehr  als  20)  von  Arbeitern  in  ge- 
schlossenen Räumlichkeiten  fabrikmässig  beschäftigen  0-  Diese 
Fabrikordnungen  haben  das  fär  alle  Arbeiter  giltige  Wesentliche 
über  das  gegenseitige  Vertrags- Verhältniss  zu  enthalten  und  sind 
denselben  zu  eröffnen  (z.  B.  durch  Anschlag  in  der  Werkstätte 
u.  s.  w.);  einer  Genehmigung  der  Behörde  bedürfen  dieselben 
nicht ;  indessen  rechtfertigt  sich  wohl  die  Verpflichtung  der  Unter- 
nehmer zur  Vorlage  derselben  an  die  Behörde,  damit  dieselbe 
etwaige  ungesetzliche  Bestimmungen  daraus  entfernen  kann. 

b)  Orttndimff  von  TTziterstlltiimffBkaMen  der  uui^bftätidlffeii  0ewerb^ 

treibenden. 

Das  nähere  Verhältniss,  in  welchem  vor  der  Entwicklung 
der  neuem  industriellen  Zustände  der  unselbständige  Gewerbege- 
hilfe zur  Familie  seines  Arbeitsherm  trat,  brachte  es  mit  sich, 
dass  er  in  Fällen  der  Erkrankung^  wo  die  auf  der  persönlichen 
Arbeitskraft  ruhende  Erwerbsquelle  versiegte,  wenigstens  vorüber- ' 

1j  Za  irergl.  öMerr.  Gew.^0.  S-  ^i  •'«^ha«  Gew.-Gei.  $.  70,  ^wümb. 
Gew.^0.  Art.  4i,  beditehei  Gew.-Ges.  An,  23. 
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gehend  daselbst  Verpflegang  fand,  ohne  in  seine  vielleicht  weil 
entfernte  Heimatgemeinde  gebracht  werden  zu  müssen,  und  da- 
durch die  Erwerbsgelegenheit  ganz  zu  verlieren.  Auch  der  Zunft- 
Verband  trug  zu  Beseitigung  dieses  Hissstandes  bei  Nachdem 
diese  beiden  Voraussetzungen  weggefallen  sind,  musste  auf  ein 
anderes  Mittel  Bedacht  genommen  werden;  und  dieses  bot  sich 
in  der  Gründung  von  Versicherungs-Cassen  dar.  Da  eine  frei- 
willige Theilnahme  nicht  allseitig  erwartet  werden  konnte,  so 
lag  es  nahe,  die  Möglichkeit  eines  Zwangs  zum  Beitritt  offen  zu 
lassen.  Bs  bestimmt  daher  z.  B.  die  österreichische  Ge- 
werbeordnung ^),  dass  in  dem  Fall,  als  mit  Rücksicht  auf  die 
grosse  Zahl  der  Arbeiter  oder  die  Natur  der  Beschäftigung  eine 
besondere  Vorsorge  für  Unterstützung  der  Arbeiter  nöthig  sei, 
der  Unternehmer  verpflichtet  werden  könne,  unter  Beitragsleistung 
der  Arbeiter  selbst  eine  solche  Gasse  zu  errichten  oder  einer 
bestehenden  beizutreten.  Eine  ähnliche  Bestimmung  enthält  das 
sächsische  Gewerbegesetz  *). 

Die  württembergische  Gewerbeordnung ')  lässt  die  Errich- 
tung solcher  Krankheits- Versicherungskassen  durch  die  Gemeinden 
und  die  zwangsweise  Beiziehuhg  der  Gewerbegehilfen  und  Lehrlinge 
zu  und  hält  die  Möglichkeit  offen,  die  Unternehmer  von  Fabriken 
zu  Gründung  solcher  Kassen   von  Regierungswegen  anzuhalten. 

In  PreussenO  kann  durch  Ortsstatuten,  nöthigenfalls  auch 
durch  die  Regierung  die  Verpflichtung  festgesetzt  werden,  dass 
XSesellen,  Gehilfbn  und  Fabrikarbeiter  Kassen  zu  gegenseitiger 
Unterstützung  gründen  oder  bestehenden  beitreten.  Vom  allge- 
meinen Standpunkt  aus  müssen  wir  uns  gegen  Vorschriften ,  wie 
sie  z.  6.  der  §.  58  der  preussischen  Verofinung  vom  9.  Febr. 
1849  enthält,  dass  nämlich  durch  Ort^^slfttuten  die  Fabrik-Inhaber 
verpflichtet  werden  können,  sich  bei  den  Unterstützungskassen 
der  Fabrikarbeiter  .durch  *  Beiträge  aus  eigenen  Mitteln  bis  zur 
Hälfte  der  Beiträge  der  von  ihnen  beschäftigten  Arbeiter  zu  be- 

i)  §.85. 

2)  §.  97.  . 

3)  Art;  49.  45. 

4;  VergL  Ges.   vom  3.  Apr.  1854  4b  Yerbiiidaiig  mit  ^  169  der  Ge- 
werbeordnung von  1845  und  $.  58  der  Verfügung  vom  9.  Febr.  1849. 
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iheiligen,  desshalb  aussprechen,  weil  eine  solche  Vorschrift  (deren 
Wirkung  uns  nicht  bekannt  ist)  einen  nicht  gerechtfertigten  Eingriff 
des  Staats  in  die  Lohnregulining  enthält^). 

o)  Verwendung  von  Juffendliohen  Axlieitem  in  Fabriken. 

Die  Entwicklung  der  Arbeitstbeilung ,  die  daraus  hervor- 
gehende Spezialisirung  der  Arbeit,  welche  es  ermöglicht,  auch  die 
schwächste  Kraft  noch  im  Dienst  der  gewerblichen  Produktion  zu 
verwerthen,  insbesondere  die  vermehrte  Anwendung  von  Maschinen 
brachte  es  mit  sich,  dass  eine  nicht  unbedeutende  Anzahl  jugend- 
licher Arbeiter  für  die  Zwecke  der  Industrie  verwendet  wurde. 
Die  Arbeiterfamilie  erhält  dadurch  einen  regelmässigen  Zuschuss 
zum  Einkommen,  der  Werth  der  Arbeitskraft  reproduzirt  sich 
frühzeitig,  und  in  der  Angewöhnung  an  die  Arbeit  in  früher  Ju* 
gend  liegt  kein  geringer  Vortheil;  auf  der  andern  Seite  eignen 
sich  jugendliche  Arbeiter  z.  B.  wegen  der  Feinheit  ihrer  Hände 
zu  manchen  Arbeiten  besser  als  ältere  Personen,  und  es  kommt 
ihre  Verwendung  wohlfeiler  zu  stehen,  als  die  der  letzteren.  Diese 
Gründe  haben  vielfach  zur  sg.  Kinderarbeit  namentlich  in  Fabriken 
geführt,   aber  ebendamit  ist  auch  eine  grosse  Gefahr  entstanden. 

Bei  rohen  Eltern,  denen  der  Lohn  ihrer  Kinder  am  Ende 
eine  Quelle  der  Vergeudung  wird,  ist  häufig  nicht  die  Einsicht 
und  das  Pflichtgefühl  vorhanden,  welche  die  körperlich-,  sittlich- 
und  intellektuellgesunde  Entwicklung  vor  allem  andern  ipn  Auge 
haben.  Und  die  gesteigerte  Conkurrenz  kann  auch  den  Fabrikanten 
zum  Missbrauch  der  jugendlichen  Arbeitskraft,  zu  einer  Aus- 
beutung derselben  verleiten. 

Da  sind  es  d^  nicht  npr  die  höheren  Lebensgüter,  die 
grobem  Eigennutz  zum  Opfer  gebracht  werden,  sondern  3ie  na* 
tionale  Arbeitskraft  selbst  wird  durch  die  physische  und  psychische 
Verkümmerung  des  nachwachsenden  Geschlechts  auf  die  Dauer 
geschädigt.  Es  bedarf  daher  wohl  keiner  weitern  Ausfuhrung,  um 
im  allgemeinen  nachzuweisen,  dass  der  Staat  verinöge  der  ihm 
zukommenden  Aufgäbe,  am  Ende  selbst  im  Interesse  d^  gewerb- 
lichen Produktion,  hier,  einzuschreiten  den  Beruf  hat    Die  Schwie- 

1)  Vergl.  deotaches  Staatawörterbach  von  Bluntscbli  und  Brater«    Art. 
„Fabrikwesen  und  Fabrikarbeiter«  (von  Schiffle).   S.  493. 
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rigkeil  liegt  aber  darin,  zu  ermitteln,  in  welchen  FftUen  die  be- 
zeichneten Nachtheile  in  bedeutenderem  Umfang  wirklich  eintreten 
und  der  Staat  daher  in  bestimmter  Weise  thätig  zu  sein  hat  Am 
ehesten  Iflsst  sich  diese  Schwierigkeit  beseitigen,  wenn  besondere 
Organe  mit  den  geeigneten  Befugnissen  ausgestattet  hiefür  nieder- 
gesetzt werden  (wie  z.  B.  die  englischen  Fabrik -Inspektoren), 
mittelst  welcher  jederzeit  der  thatsächliche  Zustand  erhoben  und 
die  geeigneten  Massregeln  durchgeführt  werden  können;  voraus- 
gesetzt natOriich,  dass  Kinder  in  grösserer  Anzahl  in  Fabriken 
beschfifligt  werden. 

Die  einzehien  Gesetzgebungen  sind  aus  den  besondem  Be- 
dürfnissen der  betreffenden  Länder  herausgewachsen  und  zeigen 
dciher  manche  Verschiedenheit;  unverkennbar  ist  aber  die  grössere 
Strenge,  mit  der  alle  neueren  Gesetzgebungen  aufzutreten  pflegen. 
In  Grossbritannien 0  kat  sich  die  Gesetzgebung  seit 
1802   (42  Georg  DDL)  vielfach   mit   der  Kinderbeschftftigung  in 
Fabriken  befasst    Die  auf  Baumwollen-,  Tuch-,  Wolle-,  Hanf-, 
Flachs-,  Werg-,  Leinwand-  und  Seidefabriken  bezüglichen  gesetz- 
lichen Bestimmungen  gehen  im  Wesentlichen  dahin,  dass  die  Ver- 
wendung der  Kinder  erst   vom  '8.  Lebensjahre  an   zul&ssig  ist, 
dass  die  Tagesarbeit  von  Kindern  zwischen  dem  8.  und  13.  Lebens- 
jahre höchstens  6Vs  Stunden  und  bei  dazwischenliegendem  freien 
Tag  10  Stunden  betragen  darf.    Die  tllglich  6Vs  Stunden  beschäf- 
tigten Kinder  haben  täglich  3  Stunden,  die  abwechslungsweise  10 
Stunden   am  Tag  beschäftigten   am  freien  Tag  5  Stunden  eine 
Schule  zu  besuchen.   Die  Factory-Acts  Extensions-Act  vom  25.  Juli 
1864  *)  bestimmt  für  die  Fabriken  von  Thonwaaren,  Streichzünd- 
hölzchen, Zündhütchen,  Patronen,  Buntpapier  die  Altersgrenze  auf 
12,  für  Barchentschneidereien  auf  11  Jahre ;  im  übrigen  sollen  auch 
hier  die  Bestimmungen  der  Facloryakte   eingehalten  werden.  — 
b  Frankreich  verordnet   das  Gesetz  vom  22.  März  1841  ') 
für  Manufakturen,  Etablissements  und  Werkstätten,  die  mit  mecha- 
nischer Triebkrah  oder  mit  ununterbrochenem  Feuer  und  was 

1)  Die  wohlthfitigen  Folgen  der  englifchen  GefeUgebnng  anerkennt 
«ach  Le  Play,  lä  reforme  sociale  en  France  I.  410. 

2)  Tttbinger  ZeiUchr«  für  die  ge§.  StaaUwissenschafl  1865.    S.  261. 

3)  VergL  Block,  dlctionnaire  de  radministrat.  franse.    S.  1071. 
ZeltMhrift  t  StMtiw.  1867.  I.  Heft.  6 
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damit  zusammenhftngt,  arbeiten,  sowie  für  Fabriken,  welche  mehr 
als  20  Arbeiter  in  einem  Raom  vereinigen,  dass  daselbst  kein 
Kind  anter  8  Jahren  angenommen  werden  darf;  vom  8. — 12ten 
Lebensjahr  beträgt  die  durch  angemessene  Ruhepausen  zu  tren- 
nende Arbeitsdauer  8  Stunden,  und  es  muss  flir  diese  Kinder  der 
Nachweis  des  Schulbesochs,  nöthigenfalls  durch  Gründung  von 
Pabrikschttlen,  geliefert  werden;  für  junge  Leute  zwischen  dem 
12.  und  16ten  Lebensjahr  ist  die  Arbeitszeit  auf  12  Stunden  be- 
grenzt. —  Die  Nachtarbeit  (von  5  Uhr  Morgens  bis  9  Uhr  Abends) 
ist  bei  Kindern  unter  13  Jahren  ganz  untersagt,  bei  ilteren  nur 
ausnahmsweise  giestttlet^  wobei  dann  2  Stunden  Nachtarbeit  3 
Stunden  Tagarbeit  gleichkommen.  VerscMedene  Controlemass- 
regeln  betreffen  die  Ausführung  dieser  Bestimmungen. 

In  Oester reich  hat  die  neue  Gewerbeordnung  (§§«  86 
und  87)  die  Verwendung  von  Kindern  in  Fabriken  dahin  gel*egdt, 
dasa  solche  unter  10  Jahlren  gar  nicht,  solche  vom  10. — 12ten 
Lebensjahre  nur  gegen  Erianbnissschem  des  Gemeindevorstands 
zu  Arbeiten,  weiche  der  Gesundheit  nicht  schaden  und  die  Ent- 
wicklung nicht  b^nlrftchtigen,  unter  Beachtung  der  Schulpflicht, 
und  bis  zum  14.  Jahr  taglidh  nur  10,  bis  zum  I6ten  12  Stunden, 
lang  in  entsprechender  Bintheihmg  mit  geeigneten  Ruhezeiten  ver- 
wendet werden  dürfen.  —  In  Preussen  (vergL  Regulativ  vom 
9.  Mftrz  1839,  Geseto  vom  16.  Mai  1853  und  Cirk.  Verf.  vom 
18.  Aug.  1853  Qnd  12.  Aug.  1854)  0  darf  die  Beschäftigung 
jugendlicher  Arbeiter  in  Fabriken ,  oder  bei  Berg- ,  Hütten-  und 
Pochwerken  nur  nach  zurückgelegtem  12len  Lebensjahr  und  bis 
zum  14.  Lebensjahr  täglich  nur  6  Stünden  lang  stattfinden;  auch 
muss  die  tägliche  Schulzeit  mindestens  3  Stunden  betragen.  Die 
Arbeitszeit  hat  sich  auf  die  Standen  von  5V>  Uhr  Morgens  bis 
8V>  Uhr  Abends  zu  besohrünken.  —  Nach  der  sächsischen 
Gewerbeordnung  (§.  62)  dürfen  seit  1.  Janr.  1865  Kmdef  unter 
12  Jahren  in  Fabriken  gar  nicht,  von  12.— 14len  Lebensjahr  in 
der  Zeit  von  5  Uhr  Mongens  bis  8  Uhr  Abends  nicht  läi^er  als 
10  Stunden  beschäftigt  werden,  wobei  eine  Unterbrechung  von 
dnei"  Stunde  durch  die  Hittagszeit  einzurechnen  ist    Sodann  ist 


t)  S.  Aster,  preoM.  Gew.-O.    8, 


175. 
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die  nöthige  Zeit  zum  Schulbesuch  zu  lassen,  nöthigenfalls  sind 
Fabrikscbulen  zu  gründen ;  der  Schul-Unterricht  muss  in  der  Zeit 
von  Morgens  5  Uhr  bis  Abends  8  Uhr  ertheilt  werden.  —  Die 
württembergische  Gewerbeordnung  hat,  um  jederzeit  ge- 
eignete Anordnungen  treffen  zu  können ,  andererseits  aber  um 
nicht  Ober  das  vorliegende  Bedürfniss  hinauszugehen,  bestimmt  % 
dass  die  Verwendung  von  Schulkindern  und  jungen  Leuten  unter 
18  Jahren  in  Fabriken  nur  in  einer  Weise  stattfinden  dürfe,  bei 
welcher  dieselben  an  dem  geordneten  Besuche  des  Gottesdienstes 
und  der  Erfüllung  der  gesetzlichen  Schulpfiicht  nicht  gehindert 
und  wobei  für  ihre  Gesundheit,  ihre  körperliche  Entwicklung  und 
ihre  religiöse  und  sittliche  Erziehung  und  Au3bildung  keine  Nach- 
theile zu  besorgen  seien.  —  In  Baden  hat  es  das  neue  Ge- 
werbegesetz bei  der  Verordnung  vom  4.  März  1840  *)  belassen. 
Hienach  kann  vom  Schulbesuch  nicht  dispensirt  werden,  wenn 
nicht  besondere  Fabrikschulen  bestehen.  Diese  dürfen  nur  mit 
besonderer  Genehmigung  errichtet  wer^ii;  fie  aofainehmenden 
Schüler  müssen  das  eilfte  Lebensjahr  zurttcBgelegt'  ^aben.  Der 
Unterricht  vor  6  Uhr  Morgen;»  (nler  ttacli  9  Ulir  AbeiiÜ!»  isi  unter- 
sagt; es  müssen  mindestens  zwei  Stunden  täglich  für  dengelben 
bestimmt  sein;  Schul-  und  Arbeitszeil  darf  bei  Mädchefi^junter 
13  und  bei  Knaben  unter  14  Jahren  zusammen  12  Stunden  ^icht 
übersteigen. 


d)  Tiinorge  für  die  Oesundhott  der  Fäbrikarbeitejr-.y'^'' 

Der  bereits  angeführten  englischen  Fabrikgesßtzgebung  (Fa- 
brik-Inspektoren) liegt  wesentlich  auch  das  Motiv  der  Gesundheits- 
pflege zu  Grund.  Die  moderne  Industrie  weist  nämlich  verschie- 
dene Industriezweige  auf,  welche  durch  die  Entwicklung  schäd- 
licher Gase  u.  dergL  der  Gesundheit  gefährlich  werden  können, 
nicht  zu  gedenken  der  Gefahren,  welche  durch  die  complicirte 
Anordnung  der  verschiedenen  von  den  Arbeitern  zu  bedienenden 
Haschinen  für  dieselben  entstehen  können.  Diese  Gefahren  können 
zwar  nicht  vollständig  beseitigt  werden,  es  empfiehlt  sich  aber 
wohl  eine  Bestimmung,  dass  der  Unternehmer  Vorkehrungen  zu 

1)  Art.  44. 

2}  S.  Turban  1.  c  .8.  53. 
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möglichster  Varmeidang  derselben  zu  treffen  habe,  wie  sie  z.  B. 
die  badische  Gewerbeordnung  in  Art.  16,  die  württembergische 
in  Art.  42,  die  sächsische  in  $.  65  enthalt. 

e)  Analöhnonsrlder  Arbeiter. 

Die  Verkürzung,  welche  erfahmngsmässig  den  Arbeitern  an 
ihrem  Lohne  dadurch  zugegangen  ist,  dass  sie  anstatt  mit  baarem 
Geld  mit  Waaren,  entwertheten  Werthzeichen  u.  dergL  ausgelöhnt 
wurden,  hat  die  Gesetzgebung  veranlasst,  Bestimmungen  zu  treffen, 
welche  entweder  jede  Auslöhnung  in  baarem  Geld  verlangen  und 
eine  andere  Zahlungsweise  ausschliessen,  wie  z.  B.  die  .sächsische 
Gewerbeordnung  §.  69,  oder  aber  auch  die  Abgabe  von  Kost 
u.  dgl.  gestatten  (wie  z.  B.  die  wttrttemb.  Gew.-O.  Art  43  und 
die  preussische  Verordnung  vom  9.  Febr.  1849  §§.  50  fL)  und 
die  Zahlung  mit  Werthzeichen  zum  jeweiligen  Curswerth  zulassen. 
(Beseitigung  des  sg.  Trucksystems.) 

f)  Verabredonsren  der  Unternehmer  und  Arbeiter  snr  Beetimmimir 
der  liöhne. 

Der  dem  Arbeiter  zukommende  Antheil  an  ^der  Gesammt- 
Produktion  wird  nach  der  heutigen  Organisation  der  Wirthschaft 
demselben  vom  Unternehmer  In  Form  des  Lohnes  abgereicht  und 
stellt  sich  so  als  Theil  der  Produktionskosten,  von  deren  Grösse 
der  Unternehmersgewinn  mitbestimmt  wird,  dar.  Dadurch  bildet 
sich,  äusseriieh  betrachtet,  ein  gegensätzliches  Interesse  zwischen 
den  Unternehmern  einerseits  und  den  Arbeitern  andererseits.  Es 
fragt  sich  nun,  welche  Stellung  der  Staat  anzunehmen  habe,  wenn 
sich  entweder  die  Unternehmer  oder  die  Arbeiter  zur  Bestimmung 
der  Löhne  in  bestimmter  Weise  verabreden.  Die  Verabredung 
der  Arbeiter  wird  regelmässig  dahin  gehen,  die  Arbeit  zu  kün- 
digen, oder  nicht  in  Arbeit  zu  treten,  bis  bestimmte  Zugeständ- 
nisse erreicht  sind;  die  Unternehmer  werden  sich  verabreden, 
Arbeiter,  die  sich  gewissen  Bedingungen  nicht  unterwarfen,  zu 
entlassen,  zurückzuweisen  und  nöthigenfalls  ihren  Betrieb  einzu- 
stellen. —  Es  versteht  sich  natürlich  von  selbst,  dass,  wo  in  Folge 
solcher  Verabredungen  fiechts- Verletzungen  verübt  werden ,  die 
unter  die  gewöhnliche  Rechts  -  Ordnung  fallen ,  solche  ordnungs- 
mässig  abgewandelt  werden,  z.  B.  Eigenthumsverletzungen,  Störung 
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der  öffentlichen  Rohe,  widerrechtliche  Drohungen  n.  s.  w.,  und 
die  Frage  ist  nor  die,  ob  die  Verabredung  an  sich,  sobald  sie  zur 
Ausführung  gebracht  wird,  von  der  Gesetzgebung  mit  Strafe  zu 
belegen  sei.  —  Die  daran  sich  anknüpfenden  Nachtheile,  insbe- 
sondere bei  sg.  Arbeits-Einstellungen  (strikes)  sind  allerdings  be- 
deutend genug:  es  kann  dadurch  die  Blüthe  eines  ganzen  In- 
dustriezweigs vernichtet  werden;  der  Arbeiter  selbst,  der  am 
wenigsten  lange  auf  seiner  Forderung  beharren  kann,  wird,  auch 
wenn  er  durch  regelmässige  Arbeiterverbindungen,  wie  sie  sich 
z.  B.  in  England  gebildet  haben  (trade-unions),  unterstützt  wird, 
sich  bald  in  eine  dürftige  Lage  versetzt  sehen;  mit  dem  Auf- 
zehren des  Ersparten  geht  eine  Verringerung  der  Arbeitsgeschick- 
lichkeit Hand  in  Hand,  und  auf  die  Dauer  mag,  da  gerade  solche 
Zeiten  Anlass  zur  Haschinenanschaffung  geben,  die  Lohnkonjunktur 
sich  noch  ungünstiger  gestalten.  Und  dabei  sind  diese  NachUieile 
nicht  auf  das  einzebie  Gewerbe,  in  dem  die  Arbeits -Einstellung 
vorkommt,  beschränkt,  sondern  jedes  andere  Gewerbe,  das  die 
Produkte  des  erstem  verarbeitet,  wird  davon  berührt.  Ja  durch 
die  Aufwühlung  der  Classengegensätze ,  die  daraus  und  aus 
der  Arbeitslosigkeit  sich  ergebende  Verwilderung  des  Arbeiter- 
stands entsteht  ftUr  die  ganze  Gesellschaft  eine  Gefahr.  —  Gleich- 
wohl sprechen  die  Erfahrungen,  welche  man  z.  B.  In  England, 
wo  seit  1825  für  Unternehmer  und  Arbeiter  freie  Conkurrenz 
gilt,  dafür,  die  individuelle  Freiheit  auf  diesenl  Gebiet  nicht  be- 
sonders einzuengen. .  Schon  die  relative  Gerechtigkeit  scheint  dies 
zu  verlangen;  denn,  wenn  man  auch  die.  ^rabredungen  der 
Unternehmer  verbietet  und  mit  Strafen  bedroht,  so  gehen  dieselben 
doch  viel  eher  straffrei  aus,  weil  sie  bei  der  genngeren  Zahl 
ihre  Verabredungen  viel  eher  geheim  halten  t^W^iWf^* 

Die  neueste  französische  Gesetzgebung  ist  im  Anschluss 
an  die  belgische,  nach  welcher  die  sg.  Coalitionen  straf tällig 
sind,  wenn  sie  von  Drohungen,  Gewalt  und  Einschüchterungen 
begleitet  oder  (worin  die  franz.  Gesetzgebung  nicht  gefolgt  ist) 
wenn  sie  auf  Verletzung  bestehender  Verpflichtungen  zwischen 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  gerichtet  sind,  von  der  strengeren 
Gesetzgebung  von  1849  zu  liberaleren  Grundsätzen  fortgeschritten. 
Das  Gesetz  vom  25.  Mai  1864  bedroht  mit  einer  Geflingnissstraf^ 
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von  6  Tagen  bis  sn  3  Jahren  und  mit  einer  Geldstrafe  von 
16  Frs.  bis  3000  Frs.  oder  mit  einer  dieser  beiden  Strafen  alleni 
alle  diejenigen,  welche  dorch  Gewalt,  Thfttlichkeit  oder  Drohungen 
und  betrügerisches  Verfahren  (manoeuvres  frauduleuses)  eine  ver- 
abredete Arbeits -Einstellung  herbeigeführt  oder  unterhalten  oder 
den  Versuch  dazu  gemacht  haben  zum  Zweck  der  Erhöhung  oder 
Herabdrfickung  der  Löhne,  oder  um  die  freie  Ausübung  der  In- 
dustrie oder  der  Arbeit  zu  beeinträchtigen;  mit  GefUngnissstrafe 
von  6  Tagen  bis  zu  3  Monaten  und  mit  Geldstrafe  von  16  Frs. 
bis  300  Frs.  oder  einer  dieser  Strafen  allein  sind  Arbeiter  und 
Unternehmer  bedroht,  welche  mit  Hilfe  von -planmSssig  verabredeten 
Geldstrafen,  Abhaltungen,  Proskriptionen  und  Ausschliessungen 
der  freien  Ausübung  der  Industrie  oder  der  Arbeit  geschadet 
haben. 

In  Deutschland  huldigt  die  Gesetzgebung  theilweise  noch 
dem  strengem  Standpunkt,  welcher  die  Verabredung  an  sich  mit 
Strafe  bedroht,  sobaM  sie  in  Ausführung  gd)racht  wurde.  — 
Während  in  Sachsen  ^)  die  betreffenden  Verabredungen  nur  für 
unverbindlich  erklärt  sind  und  nur  die  Anmassung  von  Strafge- 
walt über  die  Genossen  und  jede  Anwendung  physischer  oder 
moralischer  Zwangsmittel  gegen  solche,  welche  Beschlüssen  über 
Arbeits-Einstellung  u.  s.  w.  nicht  beitreten  wollen  oder  von  den- 
selben zurücktreten,  mit  Strafe  bedroht  ist*),  —  erklärt  die 
preussische  GeireAeordnung  in  den  in  den  letzten  Jahren 
viel  genannten  §§«  181  und  182  die  Verabredung  von  Arbeitern 
und  Untemehnem*zu;^emetnschaftlichen  Massregeln  zum  ZwecA 
der  Erhöhung  bzw.  EMiiedrigung  der  Löhne  an  sich  schon  für 


0  S.Awg0,Jjf3. 
erTK^tCd. 


2)  Der  AC  t^  des  Strafgeselibaches  sagt  allerdings,  dass  Gewerb> 
treibende,  welche  um  einen  höhern  oder  niederem  Lohn  su  erzwingen,  die 
Einstellung  ihrer  Arbeit  verabreden  und  sich  den  diesfallsigen  An- 
ordnungen der  Obrigkeit  nicht  fügen,  einer  Geffingnissstrafe 
bis  4  Monaten  onterliegeA,  allein  die  materielle  GreuEe  für  die  obrigkeit- 
liche' Anordnung  ist  durch  §.  73  der  Gewerbeordnung  gegeben,  indem  einer 
der  hier  fAr  strafbar  erklärten  FAlle  vorliegen  muss,  wenn  die  Obrigkeit 
einschreiten  soll,  wie  sich  dies  aus  §.  40  der  AusfÜhrungs-YerfÜgung  ergibt, 
wo  allerdings  die  bedenkliche  Clausel  ^^der  wenn  die  öffentliche  Rohe  ge- 
fihrdet  ist",  beigefügt  ist. 
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Strafbar.  Die  ösierreicbiacheGfisetogebung^)  stebt  auf  dem 
gleicben  Standpunkt.  Aucb  die  warttembergische  Gewerbe- 
orJMing  *)  erklärt  Verabredungen  der  Arbeiter  uid  Unteraehmer  cur 
Einstellung  der  Arbeit  bzw.  Entlassung  oder  Zurttekweisung  der 
Arbeiter  für  strafbar,  sobald  dadurch  gewisse  Zugeständnisse  er- 
zieh werden  sollen  und  die  AusfObrung  der  Verabredung  begonnen 
worden  ist  Indessen  hat  sich  bei  uns  noeb  wenig  Anliss  zu 
Anwendung  dieser  Bestiminung  gegeben.  Wir  zweifebi  tlbrigens 
nicht  daran,  dass  gerade  einzelne  praktisehe  Fälle  auf  den  libe- 
raleren Standpunkt  hinführen  würden. 

Mit  diesen  wenigen  Andealungen  haben  wir  einige  der  Haupt- 
gesichtspunkte des  Verhältnisses  zwischen  Untemebniefn  und  Ge- 
hitfen,  insoweit  es  auch  nadi  Einfilkrung  der  Gewerbefreibeit  »ocb 
einer  besondem  Regelung  bedarf,  bezeichnet  Wir  wenden  uns 
nun  zu  einem  andern  Gebiete,  nämlich 

5.  der  Frage  über  Erflndungspatente»  Marken-  ^nd  Musterschutz. 
Der  Schutz,  welcher  gewerblichen  Erßndungen,  Mustern  und 
Modellen,  endlich  Marken  oder  Waarenbezeicbnungen  gewährt  wird, 
hat  das  gemeinschafUiche  Merkmal,  dass  dadurch  zum  Vor^lyeil 
einzelner  Gewerbtreibenden  der  gewerblichen  Produktion  und  dem 
gewerblichen  Absatz  anderer  Beschränkungen  auferlegt  werden. 
Es  liegt  also  darin  eine  Ausnahme  von  dem  allgemeinen  Grund- 
satz der  gewerblichen  Freiheit,  welche  besonders  gerechtü^rtigt 
sein  muss.  —  Sehen  wir  zunächst  vom  Schutz  der  Mt^rken  und 
Waarenbezeicbnungen  ab,  so  ist  der  dem  Schutze  für  Er^ndpngen, 
Muster  und  Modelle  zu  Grunde  liegende  Gedanke  der,  ^dass  dem 
Urheber  eines  in  bestimmter  Weise  im  gewerblichen  Verkehr  Ver- 
werthung  findenden  Gedankens  ein  Recht  auf  zeitweilige  aus- 
schliessliche Ausbeutung  desselben  eingeräumt  wird,  um  ihm  da- 
durch eine  Belohnung  zu  gewähren,  der  er  verlustig  geben  würde, 
wenn  jeder  Dritte  die  ursprüngliche  Idee  verwerthcn  dürfte.  — 
Die  prinzipielle  Frage  ist  nun,  ob  der  Staat,  indem  er  jenes  zeit- 
weilige Monopol  einräomtp  damit  nur  ein  in  der  natürlichen  Rechts- 
ordnung begründetes  Hecht  4les  Einzelnen  anerkenne,  oder  ob 

1)  6ew.-0.  S.  77.    SirafgeMlabach  §§.  479.  480. 

2)  Art.  46.  47. 
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vielmehr  ein  solches  Recht  nicht  existire,  und  durch  die  staatliche 
Thdtigkeit  erst  ein  Recht  geschaffen  werde,  zu  dessen  Einräu- 
mung volkswirthscbafkliche  Erwägungen  allerdings  führen  können. 

—  Die  französische  Rechtsanschauung  ^)  geht  entschieden  von 
der  ersteren  Anschauung  aus ;  sie  stellt  ein  industrielles  Eigenthum 
auf,  als  dessen  nothwendige  Ck>nsequenz  ein  Recht  auf  Erfindungen 
und  Muster  sich  ergibt;  wenn  auch  dieses  Eigenthum  von  dem 
Eigenthum  an  körperlichen  Sachen  sich  wesentlich  unterscheidet, 
so  ist  es  doch  ebenso  ursprünglich,  wie  jenes  und  die  Gesetz- 
gebung hat  es  nicht  erst  zu  schaffen,  sondern  nur  zu  sanktloniren. 

—  Eine  ähnliche  Auffassung  wird  neuerdings,  namentlich  unter 
Herbeiziehnng  der  Analogie  des  sogen,  geistigen  und  artistischen 
Eigenthums,  auch  in  Deutschland  vertreten.  So  fasst  Bitzer*) 
das  Recht  des  Erfinders  an  seiner  Erfindung  als  eine  in  der  na- 
türlichen Erwerbssphäre  des  ersteren  gelegene  Befiigni^s  zur  aus- 
schliesslichen ökonomischen  Verwerthung  derselben,  zu  welcher 
auch  der  geistige  Produzent  durch  die  allseitig  freie  Entwicklung 
der  Wirthschaflsgemeinschaft  genöthigt  ist,  auf;  und  mit  Nachdruck 
vertheidigt  Richter ')  das  Erfindungsrecht  als  die  Anerkennung  und 
rechtliche  Sicherheit  der  Erwerbskraft  der  Wissenschaft  in  der 
gewerblichen  und  industriellen  Arbeit. 

Diese  rechtliche  Fundirung  des  Patentschutzes  unter  Zuhilfe- 
nahme der  Analogie  des  geistigen  Eigenthums  scheint  uns  nicht 
zutreffend  zu  sein. 

Beim  sg.  literarischen  Eigenthum  ist  Gegenstand  des  Schutzes 
ein  individuell  existirendes  Arbeitsprodukt,  das  seine  besondere 
Bedeutung  wesentlich  durch  den  Zusammenhang  mit  der  Person 
des  Verfassers  hat;  es  ist  nicht  der  einzelne  Gedanke,  nicht  die 
Methode  der  Behandlung,  sondern  das  individuelle  geistige  Pro- 
dukt, welches  den  Schutz  des  Gesetzes  geniesst;  die  Verallge- 
meinerung der  in  dem  Werk  niedergelegten  einzelnen  Gedanken 
ist  dadurch  nicht  gehemmt,   und  der  Gesammtheit  fällt  zu,  was 


'   IJ  Zu  vergl.  M.  Block,^  dickionaaire  gdndrale  de  la  politlque  II.   S.  691. 

2)  Vorschlige  fikr  ein  deotoches  Patentgefeti  a.  8.  w.  mit  einer  Ans- 
fflhrung  aber  die  prinzipielle  Rechtfertifcong  des  Patentschutzes.  Stnttg.  1864. 

3]  Kunst  und  Wissenschaft  in  Gewerbe  und  Industrie.  Wien  1867. 
S.  139  iL 
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ihr  gehört  So  sehr  der  Einzelne  sich  in  das  betreffende  Werk 
einarbeiten,  so  sehr  er  es  geistig  reprodoziren  mag,  —  es  bleibt 
im  Ganzen  immer  das  Werk  eines  Dritten. 

Ganz  anders  ist  es  bei  der  Erfindung.  Hier  wird  ein 
besonderer  einzelner  Gedanke,  den  dn  anderer  ebensogut  haben 
könnte 4  geschützt;  ebendadurch  wird  etwas,  was  an  sich  nie 
Gegenstand  der  PriTatwUIenssphäre  sein  soll,  in  diese  eingeengt, 
und  der  Gesammtheit,  der  es,  weil  es  niemals  in  dem  Grade 
Ausfluss  der  Individualität  sein  kann,  wie  ein  literarisches  Er- 
zeugniss  in  seiner  Totalität,  naturgemäss  angehört,  entzogen. 
Wtirde  man  jeden  Gedanken,  der  in  einer  bestimmten  Form  vom 
einzelnen  Individuum  hervorgebracht  wird,  zum  möglichen  Gegen- 
stand eines  Rechts  machen,  so  käme  man  auf  Consequenzen, 
welche  den  falschen  Ausgangspunkt  sofort  aufzeigten. 

Indem  wir  daher  die  Auffassung  des  Patent-  und  Muster- 
schutzes als  Ausflüsse  von  der  Gesetzgebung  anzuerkennender 
von  vornherein  existirender  Einzelrechte  abweisen,  stellt  sich 
für  uns  die  volkswirthschaftspolitische  Betrachtung  derselben  in 
den  Vordefgrund,  wobei  Patent-  und  Musterschutz  je  besonders 
zu  erwägen  ist* 

a)  Der  Patentachntst). 

Der  geschichtliche  Ursprung  desselben  führt  auf  die  Zeit  der 
Staatsmonopole  zurück.  Als  nämlich  durch  ein  Statut  Jakobs  I. 
(21.  anno  1623)  die  Monopole  abgeschafft  wurden,  ward  als  Aus- 
nahme festgehalten,  dass  die  den  ersten  und  wahrhaften  Erfindern 
einer  neuen  Fabrikation  bewilligten  Privilegien  noch  21  Jahre  in 
Kraft  bleiben  und  solche  Privilegien  auch  für  die  Zukunft  auf  die 
Dauer  von  14  Jahren  ertheilt  werden  sollen.  —  Im  modernen 
Sinn  ist  die  Ausbildung  des  Patent -Instituts  wesentlich  durch 
die  der  französischen  Devolution  vorausgehende  individualistische 
Richtung  der  Zeit  angeregt  worden.  Nachdem  in  Frankreich  durch 
das  Gesetz  vom  7.  Janr.  1791  ein  Recht  der  Erfinder  auf  ihre 
Erfindungen  anerkannt  war  und  die  Verfassung  der  Vereinigten 


1)  Vergl.  R.  ▼.  Moh|,  1.  c.  §•  164. 

Deulsehes  Slaatowörterbacb  von  Blantochli  o.  Brater.   ID.   417. 
Vilain,  gnide  pratique  dea  invaalearf  brevelöa.    Bnis.  1863. 
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Staalen  fta*  Nordtmerika  vom  17.  Sept.  1787  den  gleichen  Grand* 
Mz,  der  dann  in  dem  Gesetz  yom  10.  April  1790  tosgefllhrt 
worde,  ausgesprochen  hatte,  folgten  andere  Staaten  bald  nach, 
so  dass  gegenwärtig  beinahe  alle  oiriliairten  europiisehen  und 
aussereuroplliachen  Staaten^  mit  Ausnahme  der  Schweiz,  das  Pe- 
tent-lnstitul  besitzen  ^). 

Ehe  wir  auf  die  nähere  Beortheilung  desselben  eingehen, 
möge  gestattet  sein,  seine  wesentlichsten  Grmdzttge  hier  aniu- 
führen. 

Gegenstand  der  Patentrechte  sind  Erfindungen,  Verbesse- 
rungen oder  Einführung  von  Verbesserungen  ans  dem  Ausland, 
welche  sich  auf  ein  Fabrikat,  eine  FabrikatioBsmethode  oder  ein 
Fabrikaüonswerkzeug  bezieben  und  als  Gegenstand  der  Industrie 
oder  des  Handels  verwerthet  werden  können.  Häufig  sind  Arsenei* 
mittel,  Gegenstände  die  so  den  noihwendigen  Lebenabeddr&issen 
gehören,  stets  aber  aüt  den  StaatsgeseUen  in  Widersteh  kom- 
mende Gegenstände  von  der  Patenttrung  ansgeschloasen. 

Die  regelmässig  übertragbaren  Rechte  des  Paientirten  gehen 
entweder  dahin,  dass  nur  die  Anfertigung  des  patentirten  Gegen- 
stands untersagt,  der  Handel  mit  demselben  dagegen  gestallet  isi, 
80  in  der  Mehrzahl  der  deutschen  Staaten,  oder  aber  umfassen 
sie,  wie  z.  B.  in  Belgien,  auch  den  Handel  mit  demselben.  — 
Die  Patentdauer  ist  verschieden  geregelt;  in  Belgien  bis  zu  20, 
in  Oesterreich  bis  15,  in  England  14,  in  Frankreich  15,  in  Nord- 
amerika 17  Jahren. 

In  der  Regel  ist  fQr  das  Patent  eine  Taxe  zu  entrichten, 
sei  es  bei  der  Ertheilung,  oder  jährlich.  Dieselbe  beträgt  z.  B. 
in  Belgien  für  das  erste  Jahr  10,  für  das  zweite  20  und  das 
dritte  30  Frs. ;  in  Oesterreich  20  fl.  für  jedes  der  5  er3ten  Jahre, 
vom  6. — 10.  Jahre  steigt  sie  jährlich  um  5  fl.,  vom  10. — 15.  jähr- 
lich um  10  fl.,  in  Frankreich  500,  1000  und  1500  Frs.,  je  nach- 


1)  Zu  vergl.  i.  B.  belgiichet  Patenlgefetz  vom  24.  Mai  1854. 
eiterr.  „       „         „     «.  Aug.  1852. 

französ.  „       „         n       5.  Jali  1844. 

englisch.  „       ^  von  1852. 

preoasisch.       „        n         r     1^*  0kl.  1816. 
Uebereinkunft  swiachen  den  ZoUverelnsataiitoii  vom  21.  Sept.  1842. 
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dem  das  Patent  auf  5,  10  oder  15  Jahre  ertbeilt  wird;  sie  ist 
hier  in  jährlichen  Raten  von  100  Frs.  vorauszubezahlen.  In 
England  beträgt  die  Summe,  die  für  Erlangung  eines  Patents  ent- 
richtet werden  muss,  mindestens  175  Pfd.  Sterling. 

Der  Eingriff  in  das  Patentrecht  unterliegt  neben  den  pri- 
vatracbtiichen  Folgen  häufig  auch  noch  öffentlichen  Strafen. 

Das  Verfahren  bei  Ertheilung  der  Patente  ist  wesentlich 
darnach  uaterschieden,  ob  derselben  eine  vorgängige  Prüfung  über 
Neuheit  und  EigenthQmlichkeit  der  Erfindung  vorausgeht,  oder  nur 
eine  Prifung  darüber  stattfindet,  ob  das  Patentgesuch  den  aufge- 
stellten formellen  Erfordernissen  entspricht.  Das  erstere,  sogen. 
Vorprüfungsverfahren,  ist  in  der  Mehrzahl  der  deutschen  Gesetz- 
gebtmg^  festgehalten ,  auch  besteht  es  in  Nordamerika ;  das  letz- 
tere, sogen.  Anmeldeverfahren  gilt  z.  B.  in  Belgien,  Oesterreich, 
Frankreich  und  England. 

Hit  der  Veröf f entlichun  g  der  Patente  wird  es  verschieden 
gehalten ;  in  der  Regel  wird  die  Ertheilung  eines  Patentes  öffent- 
lich bekannt  gemacht,  und  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Zeit 
(K.  B.  in  Belgien  drei  Monate  nach  der  Ertheilung)  auch  die  Be- 
schreibung veröflbntlicht  oder  wenigstens  Einsicht  derselben  ge- 
währt Das  Patent  kann  aus  bestimmten  Gründen  für  nichtig 
eridärt  werden ;  es  erlischt  durch  Zeitablauf,  Verzicht  u.  s.  w.; 
ein  regelmässiger  Erlöschungsgrund  ist  es,  wenn  das  Patent  inner 
einer  bestimmten  Frist  (1  oder  2  Jahre)  im  Lande  nicht  ausge- 
übt oder  die  begonnene  Ausübung  unterbrochen  wird. 

Das  Institut  der  Erfindungspatente  wird  nun  —  abgesehen 
von  der  bereits  berührten  rechtlichen  Begründung  —  aus  volks- 
wirthschafUichen  Gründen  dadurch  zu  rechtfertigen  gesucht,  dass 
durch  die  sidiere  Aussicht,  welche  der  Erfinder  dadurch  auf  Be- 
lohnung seiner  Thätigkeit  gewinne,  der  Erfindungsgeist  angeregt 
werde,  eine  Anregung,  die  derselbe  bedürfe  und  die  durch  et- 
waige Nationalbelohnungen  niemals  in  ^\ek!k  vortheilhafter  Weise 
gewährt  werden  könne,  da  der  Massstab  zur  Ermittlung  ihrer 
Grösse,  die  Nützlichkeit  einer  Erfindung  sich  schwer  feststellen 
lasse,  während  bei  Zulassung  von  Erfindungspatenten  die  Erfin- 
dung nach  Massgabe  ihrer  VerdienstUchkeit  ihren  Lohn  in  sich 
selber  finde. 
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Weiter  spreche  für  Erfindungspatente  wesentlich  der  Um- 
stand, dass,  wenn  ein  Patentschutz  nicht  bestände,  viele  Erfin- 
dungen geheim  gehalten  und  mit  dem  Tode  des  Erfinders  verloren 
gehen,  wenigstens  für  die  Gesellschaft  nicht  ihre  volle  Nützlich- 
keit entfalten  würden ;  bestehe  dagegen  ein  Patentschutz,  so  komme 
die  Erfindung  zur  OefTentlichkeit  und  werde  nach  verhftltnissmässig 
kurzer  Zeit  ein  Gemeingut  —  Neben  diesen  beiden  aus  Rück- 
sichten für  das  allgemeine  Interesse  geltend  gemachten  Gründen 
seie  es  ein  Gebot  der  Billigkeit,  dass  dem  Erfinder,  welcher  Zeit 
und  Kosten  auf  seine  Erfindung  verwendet  habe,  eine  Entschädi- 
gung durch  die  gesetzlich  euigeräumte  Priorität  der  Ausbeutung 
gewährt  werde. 

Von  der  andern  Seite  wird  eingewendet,  dass  der  Erfin- 
dungsgeist der  Anregung  durch  Patente  nicht  bedürfe  und  dass 
dieses  Mittel  auch  wirkungslos  wäre;  die  Verheimlichung  eines 
industriellen  Gedankens  werde  dadurch  nicht  beseitigt,  weil  Nie- 
mand gezwungen  werden  könne,  ein  Patent  zu  nehmen;  endlich 
seie  es  in  der  Regel  nicht  einmal  der  Erfinder  selbst,  dem  der 
Vortheil  des  Patents  zugutkomme,  sondern  derjenige,  welcher  ihm 
dieselbe  abgekauft  habe  u.  dergL  Es  wird  auf  die  ungeheure 
Belästigung  hingewiesen,  die  dem  Verkehr  durch  Patentirung  einer 
Reihe  ganz  nutzloser  Erfindungen  erwachse,  und  darauf  aufmerk- 
sam gemacht,  dass  die  Beschränkungen,  die  der  gewerblichen 
Produktion  dadurch  verursacht  werden^  in  ihrer  Wirkung  bald  den 
ebenbeseitigten  Schranken  des  Zunftwesens  u.  s.  w.  gleichkommen 
werden.  —  Werde  nur  Schutz  gegen  die  Anfertigung  des  paten- 
tirten  Gegenstands  gewährt  und  der  Handel  damit  freigegeben, 
so  seie  zudem  der  dem  Erfinder  zufliessende  Vortheil  gering.  — 
Endlich  ergeben  sich  Missstände  eigener  Art,  wenn  Patente  auf 
Verbesserungen  ertheilt  werden  und  Erfinder  und  Verbesserer 
nicht  eine  und  dieselbe  Person  sei. 

Diesen  Anfechtungen  des  Patent -bstituts  werden  noch  die 
Gebrechen  angereiht,  an  welchen  beide  Systeme  der  Patentbe- 
handlung leiden.  Das  sogen.  Untersuchungsverfahren  ermöglicht 
allerdings,  dass  unbedeutende  Gegenstände  nicht  patentirt  werden 
und  so  das  Patent-Institut  nicht  zu  marktschreierischer  Ausbeutung 
des  Publikums  benützt  wird,   allein  es  ist  wohl  keine  Patentbe- 
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hörde  zu  finden,  die  ihrer  Aufgabe  vollkommen  gerecht  werden 
könnte.  —  Das  in  der  neueren  Zeit  verbreitetere  Anmeldever- 
fahren,  bei  dem  das  Patent  nach  Erfüllung  der  formellen  Erfor- 
dernisse ertheilt^)  und  die  Frage  der  Neuheit  dem  Austrag  der 
Parteien  überlassen  wird,  hat  den  Nachtheil,  dass  der  Verkehr 
durch  dasselbe  übermässig  belästigt  werden  kann,  dass  es  zu 
vielen  Prozessen  Anlass  gibt  und  eine  hohe  Patenttaxe  nöthig 
macht. 

In  Deutschland  kommt  zu  allen  diesen  Schattenseiten  noch 
der  Mangel  eines  einheitlichen  Patentgesetzes'). 

Eine  Beseitigung  des  Patent-Instituts  in  einem  einzelnen  Staat 
erscheint  allerdings  nicht  als  rfithlich,  weil  sonst  die  Erfindungen 
in's  Ausland,  wo  noch  Patentschutz  bestände,  wanderten ;  indessen 
ist  es  doch  sehr  fraglich,  ob  den  Erfindungspatenten  eine  bleibende 
Stelle  unter  den  Förderungsmitteln  der  Industrie  zukommen  wird. 

b)  Der  Sohuts  der  Kueter  and  Kodelle. 

Wir  haben  die  Auffassung,  welche  den  Musterschutz  als  Aus- 
flnss  eines  dem  Einzelnen  zustehenden  Rechts  betrachtet,  schon 
oben  erwähnt  und  können  uns  hier  darauf  beschränken,  die  zur 
Rechtfertigung  desselben  angeführten  allgemeinen  Erwägungen 
kurz  zu  erwähnen.  Die  Anschaffung  von  Originalzeichnungen  und 
Originalmodellen  verursacht  Auslagen,  welche  demjenigen  ersetzt 
werden  müssen,  welcher  neue  Muster  in  den  Verkehr  bringt. 
Wenn  nun,  so  schliesst  man  weiter,  die  Möglichkeit  dieses  Er- 
satzes durch  die  gesetzlich  eingeräumte  Priorität  der  Ausbeutung 
nicht  gewährt  wird,  so  wird  sich  Niemand  versucht  fühlen,  neue 
Muster  zu  erwerben,  die  jeder  sofort  nachahmen  kann.  Dies 
wird  nicht  nur  die  Kunst  im  Gewerbe  niederhalten,  sondern  auch 
auf  die  Ausbildung  der  Husterzeichner  und  Modelleurs  nachtheilig 
zurückwirken.  —  Die  Rechtfertigung  des  Musterschutzes  ist  so 


1)  Zweckmfiflsig  ist  vor  Ertheilnng  eine  öffentliche  Bekanntmachang 
aar  Erhebung  .von  Einsprachen;  in  der  Zwiscbenaeit  genügt  ein  provisori- 
•cher  Schati,  so  in  England  und  Nordamerika. 

2)  Die  Verabredung  vom  Sept.  1842  hat  hauptsfichlich  nur  den  Zweck, 
die  Zollvereins-Angehörigen  den  Inlindern  gleichzustellen.  Die  durch  den 
Bond  angeregte  einheitliche  Patentgesetzgebung  (der  Prenssen  sich  nicht 
geneigt  zeigte)  ruht  vorerst  in  Folge  der  politischen  Umgettaltongen. 
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dem  der  Patente  ganz  analog  und  die  gegen  das  Pateni-Instital 
vorgebrachten  Gründe  sprechen  in  jioch  höherem  Grade  auch 
gegen  den  Husterschutz. 

Vom  Patentschutz  unterscheidet  sich  dieser  wesentUdi  da- 
durch,  dass  er  sich  nur  auf  die  Form  gewerblicher  Erzeugnisse 
bezieht  und  darum  auch  nur  für  einige  Industriezweige  von  Be- 
deutung ist  Das  geschützte  Objeltt  ist  bei  der  Weberei,  Druckerei, 
Färberei,  bei  dem  Bemalen  der  Porzeilangeßisse  u.  dergL  die 
Zeichnung;  bei  Thonwaaren,  Giaswaaren,  Gold-  und  Silberwaaren 
der  plastisch  ausgearbeitete  Körper,  das  Modell.  ~  Es  ist 
wesentlich  eine  bestimmte  Ausprägung  des  GeschmadLS,  der  je- 
weils herrschenden  Hode,  welche  durch  den  Musterschutz  ge- 
sichert wird.  —  Von  einer  Vorprüfung  über  Neuheit  und  BigM- 
thümlichkeit  der  Erfindung  kann  es  sich  dabei  natürlich  nicM 
handeln,  der  Schutz  gegen  Nachahmung  würde  also  lediglich  asf 
Grund  der  Behauptung  der  Neuheit  des  Musters  und  einer  blosen 
Anmeldung  durch  den  Eigenthümer  zu  gewähren  sein ;  eine  Ver- 
öffentlichung der  angemeldeten  Muster  wäre  unmöglich  und  es 
käme  in  die  Anwendung  aller  Muster  eine  grosse  Unsicherheil. 
—  Diese  Gründe,  verbunden  mit  der  Erwägung,  dass  bei  dem 
schnellen  Wechsel  der  Mode  in  Beziehung  auf  die  Form  def  ge- 
werblichen Erzeugnisse  in  der  thatsächlichen  Priorität  der  Aus- 
beutung häufig  ein  voller  Lohn  für  die  Erfindung  liegt,  so  wie, 
dass  der  Schutz  in  der  Regel  nicht  dem  Dessinateur  und  Modelleur, 
sondern  dem  Industriellen  zukäme,  haben  dazu  geführt,  dass  der 
Musterschutz  nicht  allgemein  geworden  ist. 

In  Frankreich^)  hatte  bereits  eine  Verfügung  vom  1.  Ok- 
tober 1737  den  Seidenfabrikanten  zu  Lyon  das  Recht  ertheilt, 
durch  Niederlage  von  Proben  und  Mustern  sich  die  ausschliessliche 
Anwendung  ihrer  Dessins  während  einer  bestimmtea  Zeit  zu  si- 
chern; dieses  im  Jahre  1744  bestätigte  Privilegium  wurde  unterm 
14.  Juli  1787  auf  alle  Seidenfabriken  des  Königreichs  ausgedehnt. 
Als  aber  das  Gesetz  vom  17.  März  1791  alle  industrieUeo  Cor- 
porationen  auflöste,  wurde  durch  Beseitigung  des  Organs,  bei 
welchem   die  Dessbis  niedergelegt  würden,   auch  jener  Schutz 


1)  Zu  vergl  Block,  dictionnaire  de  radmiaUtration  finn^aUe.  S.  1383. 
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süspendirt  nnd  er  trat  erst  wieder  ins  Leben,  als  durch  das  Ge- 
setz vom  18.  März  1806  dem  Conseil  de  prud*  hommes  jene 
ältere  Aufgabe  zugewiesen  wurde.  Durch  die  Eönigl.  Verordnung 
vom  29.  Aug.  1825,  welche  die  Niederlage  der  Muster  ausserdem 
bei  den  Handelsgerichten  und  den  Civilgerichten  erster  Instanz 
gestattete,  wurde  jener  Schutz  verallgemeinert.  Uebrigens  ist 
die  Hinterlegung  der  Dessins  nicht  der  Entstehungsgrund  des 
Rechts  auf  Schutz,  sondern  nur  Beweismittel.  —  Der  Schutz 
kann  bei  der  Hinterlegung  auf  ein,  drei,  fünf  Jahre  oder  auf  im- 
mer ertheill  werden ;  im  letztern  Fall  beträgt  die  Abgabe  10  Frs. 
Die  Verletzung  des  Musterschutzes  zieht  privatrechtttche  Folgen 
und  Geldstrafe  nach  sich.  Auch  die  Einfuhr  vom  Ausland  und 
der  Handel  mit  gesdititzten  Mustern  ist  verboten. 

N^ben  dtesett  Schutz  fOr  Zeichnungen  besteht  auch  ein  sol- 
6her  fOr  Modelte. 

Auch  in  England  besteht  ein  umfassendes  Musterschutz- 
gesetz (St  24,  25.  Victor,  c.  73  vom  6.  August  1861).  Die 
Zeildauei^  ist  hierfür  die  ein2ebien  Objekte  verschieden  bestimmt; 
neben  der  vorgeschriebenen  Registrirung  ist  weiter  zur  Herstel- 
lung der  Publizität  verordnet,  dass  die  betreffenden  Gegenstände 
an  bestimmter  Stelle  mit  den  Buchstaben  Kd.  (registred)  unter 
Beifügung  der  Mummer  der  Musterrolle  zu  bezeichnen  seien. 

In  Prenssen  und  den  übrigen  Zollvereinsstaaten 
hat  man  auf  den  Musterschutz  verzichtet,  dagegen  besteht  in 
OiBsterreich  ein  Gesetz  vom  T.Dez.  1858  zum  Schutz  der 
Muster  und  Modelle  flir  tndustrie-Brzeugnisy.  Nach  demselben 
soll  d^jenlge,  der  ein  Muster  entweder  selbst  oder  durch  einen 
anderü  für  eigene  Rechnung  ursprünglich  zu  Stande  gebracht 
hal,  für  die  Dauer  von  drei  Jahren  und^unter  den  im  Gesetz 
näher  festgestellten  Bedingungen  allein  berechtigt  sein,  dasselbe 
apof  tndustrie-Brzeugnisse  anzuwenden.  Zur  Erwerbjmg  des  Ex- 
khisivrechts  genügt  Hinterlegung  bei  einer  Handelskammer.  Die 
Anbrhigung  eines  Zeicheni^  auf  der  Waare  selbst,  welches  er- 
tennen  lässt,  dass  das  Muster  ein  geschütztes  ist,  ist  nicht  er- 
forderlich. 

Bin  Eingriff  in  das  Mosterrecht  wird  nicht  rar  durch  unbe- 
fugte Uebertragung  oder  NachbBdung  des  Mosters,  «ondeni  auch 
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durch    den    VerscUeiss    der    danach    verfertigten    Waaren    be- 
gangen. 

o)  Der  Sohnts  der  Fabrik-  and  Waarenaeiolieni). 

Es  ist  eine  sehr  verbreitete  Sitte,  dass  an  den  gewerblichen 
Erzeugnissen  seitens  der  Produzenten  eine  bestimmte  Bezeichnung 
angebracht  wird,  welche  den  Zweck  hat,  das  betreffende  Produkt 
als  von  einem  gewissen  Produzenten  herrührend  zu  bezeichnen. 
Die  Bezeichnung  soll  das  betreffende  Erzeugniss  von  andern  tthn- 
lichen  unterscheiden  und  gewissermassen  den  Erzeuger  für  das- 
selbe besonders  verantwortlich  machen.  Selbstverstftndlich  er- 
langt diese  Bezeichnung ,  wenn  es  mit  ihrer  Hilfe  gelungen  ist, 
einen  Absatzkreis  zu  finden,  für  den  Erzeuger  einen  vermögens- 
rechtlichen Werth,  und  die  fälschliche  Anbringung  der  gleichen 
Bezeichnung  an  einer  andern  Waare,  oder  die  betrügerische  Nach- 
ahmung derselben  schmälert  nicht  nur  den  Absatz  des  früheren 
Erzeugers,  sondern  vermag  ihn,  wenn  unter  seinem  Namen 
schlechtere  Erzeugnisse  in  den  Verkehr  gebracht  werden,  ganz 
um  denselben  zu  bringen.  Auch  der  Käufer  wird  in  allen  Fällen, 
in  welchen  er  die  Bezeichnung  für  acht  hält,  getäuscht,  und  wenn 
auch  da,  wo  das  Publikum  gewöhnt  ist,  auf  die  Bezeichnungen 
wenig  Werth  zu  legen,  eine  eigentliche  Täuschung  nicht  eintritt, 
entspricht  es  doch  den  Anforderungen  des  öffentlichen  Vertrauens, 
dass  die  Gesetzgebung  dem  Missbrauch  entgegenwirke,  d.  h. 
dass  sie  ein  ausschliessliches  Recht  auf  die  Führung  einer  be- 
stimmten Waarenbezeichnung  anerkenne. 

Es  braucht  fürdieses  Recht  nicht  erst  in  dem  sog.  Marken- 
Eigenthum  u.  dergl.  ein  allgemeinerer  Rechtsbegriff  gesucht  zu 
werden,  denn  es  ist  durch  die  angeführten  Momente  ein  gesetz- 
licher Schutz  an  sich  gerechtfertigt. 

Welcherlei  Art  die  Bezeichnung  sein  müsse,  um  dieses 
Schutzes  theilhaftig  zu  werden,  darüber  gehen  allerdings  die  An^. 
sichten  auseinander.  Die  eine  will  nur  der  Firma  in  ihrer  be- 
sonderen Anwendung  auf  die  gewerblichen  Erzeugnisse  Schutz 

1)  Zu  vergl.  G.  Krug,  Ueber  den  SchuU  der  Fabrik-  and  Waaren- 
leichen  nebst  den  einfchlagenden  GeeelieB  der  timmUlchen  deotschen 
Staaten.    Darnftadt  nnd  Leipxig  1866. 
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gewähren,  und  schliesst  die  Anwendung  beliebig  gewählter  Be- 
zeichnungen (Vignetten,  Sinnbilder  u.  s.  w.)  vom  gesetzlichen 
Schutz  aus,  hauptsächlich  aus  sachlichen  Schwierigkeiten,  welche 
sich  bei  Zulassung  der  eigentlichen  Marken  durch  die  Nothwen- 
digkeit  einer  Deposition^  eines  Harken-Verzeichnisses,  der  Publi- 
zität derselben,  die  schwierige  Beurtheilung  der  Nachahmung  u.s.  w. 
ergeben,  während  eine  andere  Ansicht  den  Markenschutz  in 
vollem  Umfang  gestatten  will.  Uns  scheint  die  erstere  Ansicht 
um  der  angegebenen  Gründe  willen  und  da  sie  dem  Erzeuger 
das  nöthige  Schutzmittel,  dessen  Anwendung  weiterhin  nur  von 
ihm  abhängt,  in  die  Hand  gibt,  den  Vorzug  zu  verdienen. 

Die  Nachahmung  der  betreffenden  Bezeichnungen  und  zwar 
auch  der  ausländischen,  (worin  ebenfalls  ein  Grund  für  die  Be- 
schränkung auf  die  Firma  liegt)  sowie  die  fälschliche  Anwendung 
derselben  ist  mit  straf-  und  civilrechtlichen  Folgen  zu  belegen; 
selbst  der  Absatz,  der  mit  Bewusstsein  der  Rechtsverletzung  statt- 
findet, ist  hierunter  zu  begreifen. 

Die  Gesetzgebung  der  einzehien  Staaten  hat  den  Ansprüchen, 
welche  die  Industrie  aufstellt,  ziemlich  allgemein  Rechnung  ge- 
tragen und  es  bereitet  sich  allmälig  in  Folge  der  Ausdehnung  der 
Handels- Verträge  in  dieser  Beziehung  ein  hntemationaler  Rechts- 
schutz aus  0-    * 

In  Frankreich  bestand  schon  im  16.  Jahrhundert  Marken- 
schutz ;  das  lieueste  Gesetz  vom  23.  Juni  1857  schützt  alle  Fabrik- 
zeichen und  Handelszeichen,  es  schreibt  Deponirung  der  gewählten 
Bezeichnungen  vor.  Auch  das  englische  Gesetz  vom  7.  Aug. 
1862  über  die  betrügerische  Bezeichnung  von  Waaren,  welches 
übrigens  kein  Deposition^- Verfahren  kennt,  begreift  alle  Arten  von 
Waarenzeichen  in  sich.  Das  österreichische  Gesetz  vom 
7.  Dezbr.  1858  über  den  Schutz  der  gewerblichen  Marken  und 
anderer  Bezeichnungen  versteht  unt^r  Marken :  Sinnbilder,  Ziffern, 
Vignetten  u.  dergl,  und  schreibt  im  Fall  ihrer  Anwendung  Depo- 
nirung vor,  lässt  aber  auch  die  Anwendung  des  Namens,  der 
Firma  u.  s.  w.  zu.    Das  Gesetz   vom  15.  Juni  1865  bestimmt, 

1)  Zu  vergL  Art.  28  des  preusL-französ.  Haniels-Vertrags  yom  2.  Aug. 
1862  resp.  9.  Juni  1865  und  Art.  6  de«  HandeU-Vertrags  mil  Grossbritan- 
nien  vom  30.  Mai  1865. 

ZeiUchr.  f.  StaaUw.  1867.  I.  Heft.  7 
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dass  das  Gesetz  vom  7.  Dezbr.  1858  unter  der  Bedingung  der 
Gegenseitigkeit  auch  auf  die  Marken  und  Bezeichnungen  der  Ge- 
werbtreibenden  fremder  Staaten  in  Anwendung  gebracht  werden 
könne.  —  In  Preussen  schätzt  das  Strafgesetz  vom  14.  April 
1851^)  den  Missbrauch  des  Namens  oder  der  Firma  eines  Fabri- 
kanten, Produzenten  oder  Kaufmanns  zur  fflischlichen  Bezeichnung 
von  Waaren  oder  deren  Verpackung ;  in  Baiern  ist  darüber  die 
Verordnung  vom  21.  Dez.  1862,  welche  neben  der  namentlichen 
Bezeichnung  auch  Fabrik-  und  Handelszeichen  unter  der  Bedingung 
der  Deponirung  zulässt,  massgebend;  in  Württemberg  hat 
das  Gesetz  vom  12.  Febr.  1862,  welches  als  Voraussetzung  des 
Schutzes  die  Angabe  des  Namens  oder  der  Firma  und  des  Er- 
zeugungsorts oder  des  Wohnorts  verlangt,  nähere  Bestimmungen 
getroffen ;  auch  in  den  übrigen  Zollvereinsstaaten  bestehen  fthn- . 
liehe  Bestimmungen  und  zwischen  einer  grösseren  Anzahl  deut- 
scher Staaten  ist  Reziprozität  eingerfiumt. 

Werfen  wir  einen  kurzen  Rückblick  auf  die  betrachteten  drei 
Institute  des  Patent-,  Muster-  und  Markenschutzes,  so  erscheint 
unter  denselben  der  letzte  am  begründetsten;  der  Musterschutz 
ist  mit  grossen  Schwierigkeiten  in  der  Ausführung  verbunden  und 
am  wenigsten  verbreitet;  das  Patent-Institut,  welches  die  allge- 
meinste Verbreitung  hat,  ist  gewichtigen  Angrmen  ausgesetzt 

6.  Die  Zollgesetzgebung. 

Unsere  seitherige  Betrachtung  hat  sich  auf  die  gesetzlich 
festgestellten  Bedingungen  bezüglich  des  Rechts  zum  Gewerbe- 
betrieb, der  Stellung  der  Gewerblreibenden  zu  einander,  der  Be- 
ziehung des  selbständigen  Unternehmers  zu  dem  gewerblichen 
Hilfspersonal,  insbesondere  des  Verhältnisses  des  Gewerbebetriebs 
zu  den  neben  ihm  sich  entwickelnden  Lebenszwecken,  endlich 
bezüglich  der  Anerkennung  eines  ausschliesslichen  Einzelrechts 
in  bestimmten  gewerblichen  Verhältnissen  erstreckt 

Nach  allen  diesen  Seiten  hat  der  Staat  vermöge  seines  Be- 
rufs, die  Bedingungen  der  Erreichung  der  menschlichen  Lebens- 
zwecke herzustellen,  Veranlassung  zur  Entwicklung  seiner  Thätig- 
keit  —  Es  erübrigt  nun  noch  ein  gesetzlich  normirtes  Verhältniss 

1)  S.  269. 
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von  allgemeinerer  Bedeutung  kurz  zu  berühren :  —  die  nationale 
Seite  des  Gew^rbslebens.  Der  kurze  geschichtliche  Ueberblick 
hat  uns  in  dieser  Hinsicht  zwei  Ansichten  aufgezeigt,  welche  von 
einer  exklusiven  Auffassung  der  nationalen  Industrie  ausgegangen 
sind :  das  Merkantilsystem  und  späterhin  das  Schutzzollsystem,  wie 
es  namenUich  durch  Li /st  (a.  a.  0.)  theoretisch  zu  begründen 
versucht  wurde.  Man  kann  wohl  unbedenklich  behaupten,  dass 
ebenso  wie  die  Gewerbefreiheit  nach'  jahrelangem  Kampf  die  öf* 
fentiiche  Meinung  für  sich  gewonnen  hat,  auch  4ie  Grundsätze 
des  sogen.  Breihandebssystems  mehr  und  mehr  Verbreitung  ge- 
winnen. 

Gleichwohl  ist  es  nicht  ohne  Interesse,  diOfFrage  des  Schutzes 
der  nationalen  Industrie  gegen  übermftchtige  Hitwerbuog  des  Aus- 
lands kurz  in's  Auge  zu  fassen,  wie  dies  schon  die  Bücksicht 
auf  eine  gewisse  Vollständigkeit  unserer  Ausführungen  erfordert  ^). 

Diejenige  Ansicht,  welche  davon  ausgeht,  dass  das  nationale 
Industriesystem  ein  in  sich  abgeschlossenes  sein  müsse,  das  in 
möglichster  Unabhängigkeit  vom  Ausland  ein  in  sich  vollendetes 
Game. darstelle,  gehört  mehr  dem -Gebiete  der  Philosophie,  als 
den  tier  Staat^issenschafl  an,  und  ist  durch  die  fortschreitende 
Erweiterung  der  Communikatioosmittel  und  die  Steigerung  des 
internationalen  Verkehrs  eigentlich  praktisch  widerlegt  worden. 
Vom  Standpunkt  der  Gewerbeförderung  aus  ist  die  künstliche  Be- 
schützung der  einheimischen  Industrie  .in  der  R^gel  nur  als  eine 
vorübergehende  Brziehungsmassregel  verlangt  und  so  namenUich 
von  List  für  die  Periode  des  Uebergangs  des  sg.  AgrikuUurstaats 
in  den  sg.  Agrikultur-^Manufakturstaat  als  oaturgeinttsses  Mittel  die 
Anlegung  von  sg.  Schutzzöllen  empfohlen  worden.  Zur  Beurthei- 
lung  dieser  Ansicht  ist  Folgendes  hervorzuheben:  Die  Auflage 
eines  Zolls  auf  eingehende  Erzeugnisse  (Eingangszoll)  ist  aller- 
dings, als  finanzielle  Massregel  betrachtet,  .niöht  durchaus  zu  ver- 
werfen; es  fragt  sich  aber,  ob  über  diesen  Finanzzweck  binaus- 

1)  lieber  die  ^nnfibersehbare"  Literttor  vergl.  Ran,  Volksw.-Politik. 
5.  Aufl.   2.    S.  78  ff. 

Mobl,  1.  c    S.  360.    Anm.  1. 

Unsere  Ansicht  schlieft  sich  enge  an  die  im  „Deutschen  Staats  Wörter- 
haeh  tod  BknUcbli  und  Brater*  onter  dem  Art.  ^Haadel^  vorgetragene  an. 
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gegangen,  ob  der  Zoll  nach  volkswirthschafllichen  Motiven  bemessen 
werden  soll.  Der  Zoll  bringt  zunächst  eine  Vertheuerung  der 
betreffenden  Waaren  hervor,  und  lastet  so  auf  dem  Consumenten ; 
diese  Vertheuerung  wird  allerdings  dem  Zollsatz  nicht  gleichkom- 
men, wenn  die  inländische  Mitwerbung  den  Preis  der  geschützten 
Artikel  unter  den  der  ausländischen,  um  den  Zoll  vertheuerten 
herabgedrückt  hat,  aber  es  hört  in  diesem  Fall  auch  die  Einfuhr 
ausländischer  Erzeugnisse  in  dem  betreffenden  Zweig  ganz  auf. 
Bei  einem  Zoll  auf  Rohprodukte  und  Halbfabrikate  ergibt  sich  aus 
dieser  Vertheuerung  der  weitere  Nachtheil  einer  Erhöhung  der 
Produktionskosten  gegenüber  dem  Ausland,  so  dass  also  der  Zoll 
gewissermassen  dfe  Ursache  weiterer  Zölle  wird.  —  Diese  Nach- 
theile werden  auch  von  der  Schutzzolltheorie  anerkannt,  nur  wird 
in  ersterer  Hinsicht  geltend  gemacht,  dass  die  zeitweilige  Ver- 
theuerung dauernden  Nutzen  schaffe,  indem  dadurch  die  nationalen 
Produktivkräfte  geweckt  werden,  und  in  letzterer  Hinsicht  wird 
durch  eine  verschiedene  Behandlung  verschiedener  Produktengat- 
tungen Abhilfe  gesucht  Die  zu  entscheidenden  Fragen  sind  also : 
ob  der  Staat  der  nationalen  Gewerbsthätigkeit  selbst  unter  Dar- 
bringung grösserer  Opfer  positiv  zu  Hilfe  zu  kommen  habe,  und 
die  Bejahung  dieser  Frage  vorausgesetzt,  ob  die  Auflage  eines 
Eingangszolls  das  geeignete  Förderungsmittel  sei. 

Ein  Volk,  das  sich  noch  vollständig  auf  derjenigen  Wirth- 
schaftsstttfe  befindet,  in  welcher  der  Naturfactor  vorherrscht,  wie 
z.  B.  halbgebildete  Agrikulturvölker  oder  Völker  der  heisseren  Zone, 
produzirt  selbstverständlich  mit  grösserem  Vortheil  diejenigen  Er- 
zeugnisse, in  welchen  es  eine  natürliche  Ueberlegenheit  besitzt; 
umgekehrt  wird  ein  Volk,  das  grossartige  Kapitalkräite  und  aus- 
gebildete Arbeitskräfte  besitzt,  und  in  welchem  der  Unternehmungs- 
geist entwickelt  ist,  mit  Vortheil  sich  der  Gewerbearbeit  zuwenden. 
Wenn  das  erstere  noch  unter  der  Stufe  steht,  in  welcher  das 
Verlangen  nach  Förderung  der  nationalen  Industrie  sich  geltend 
zu  machen  pflegt,  so  kamt  das  letztere  dieselbe  bereits  über- 
schritten haben.  —  Die  Förderung  der  nationalen  Industrie  macht 
sich  so  besonders  in  derjenigen  Periode  geltend,  in  welcher  zwar 
die  Bedingungen  der  Entfaltung  der  Gewerbsthätigkeit:  grössere 
und  konzentrirtere  Bevölkerung,  reichere  Arbeitskräfte,  grössere 
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•  •• 
Kapitalien  vorhanden  sind,  vermöge  der  <lli^r)egenbeit,  die  be- 
nachbarte Kulturvölker  besitzen,  dieselbe  aWr  gehemmt  wird.  Es 
ist  nun  kein  Zweifel,  dass  eine  relativ  selbstälidige'jfitellung  eines 
Volkes  im  wirthschafllichen  Leben  nicht  nur  wirChlchaftlichen, 
sondern  auch  ethischen  und  nationalen  AnforderungVn  entspricht, 
und  der  Standpunkt,  welcher  dem  Staat  unter  diesen  Vei^älMiissen 
ein  absolutes  Gehenlassen  empfiehlt,  verkennt  nicht  nur  das  *IY^eaen 
des  Staats,  sondern  wird  auch  durch  die  Geschichte  der  moderuen^ 
Kulturvölker  Lügen  gestraft.  Es  handelt  sich  dabei  nicht  davon,** 
künstliche  Industrieen  heranzuziehen,  und  so  die  Entwicklung  der 
Volkswirthsqbaft  in  eine  schiefe  Richtung  zu  bringen,  sondern 
vielmehr  nur  darum,  die  Voraussetzungen  herzustellen,  unter  wel- 
chen die  gegebenen  Produktivkräfte  zusammenwirken  können,  eine 
wahre  internationale  Arbeitstheilung  sich  zu  bilden  vermag.  Dass 
der  Staat  hiefür  thätig  zu  werden  habe,  kann  nach  dem  von  uns 
an  die  Spitze  gestellten  Grundsatz  über  die  Aufgabe  desselben 
prinzipiell  kaum  in  Zweifel  gezogen  werden. 

In  welcher  Art  und  Weise  aber  der  Staat  sich  zu  bethätigen 
habe,  darüber  lässt  sich  verschiedener  Ansicht  sein.  —  Durch 
die  Sorge  für  technische  Bildung,  fikr  Hebung  des  Arbeiterstands, 
für  Entwicklung  guter  Communikationsmittel ,  für  eine  gesunde 
Entwicklung  des  Creditwesens,  für  kräftige  Vertretung  der  inlän- 
dischen Interessen  im  Ausland  u.  s.  w.  vermag  der  Staat  in  mehr 
indirekter,  dem  freiheitlichen  Streben  der  Neuzeit  angemessenerer 
Weise  der  gewerblichen  Entwicklung  grossen  Vorschub  zu  leisten. 
Es  lassen  sich  aber  recht  wohl  Fälle  denken,  wo  diese  Mittel 
nicht  ausreichend  sind,  und  zu  dem  ausserordentlichen  Mittel  eines 
Schutzzolles  gegrifien  werden  muss.  Denken  wir  uns  z.  B.,  dass 
die  kontinentale  Industrie  durch  einen  länger  dauernden  Krieg  in 
ihren  Grundlagen  erschüttert  würde,  so  könnte  z.  B.  England 
gegenüber  wohl  ein  ausserordentlicher  Schutz  eintreten  müssen, 
wenn  dieses  von  den  Folgen  des  Kriegs  nicht  in  gleichem  Mass 
betroffen  worden  wäre.  Für  die  Regel  dagegen  kann  dem  Schutz- 
zoll das  Wort  nicht  geredet  werden.  Wir  haben  bereits  die 
Nachtheile  einer  künstlichen  Vertheuerung  der  Waaren  und  der 
Erschwerung  der  Conkurrenzfähigkeit  hervorgehoben,  deren  Ge- 
wissheit gegenüber  nur  die  Wahrscheinlichkeit  dafür  spricht,  dass 
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dadurch  die  GeweiWbfttiglieit  in  grösserem  Masse  gedeihe,  als 
nach  den  dafttr  gebjrächten  Opfern  zu  erwarten  wäre.  Von  nicht 
geringerer  Bed^tutig  ist  die  Schwierigkeit  einer  richtigen  Be- 
messung de^'^lMle.  Weiche  Ueberlegenheit  ein  bestimmter  In- 
dustriezweig eines  andern  Landes  in  Beziehung  auf  Arbeitskräfte, 
RohsloB?,.^&pi^^ii^">  Absatzgelegenheit  u.  s.  w.  habe,  lässt  sich 
kao^'.iruf  einen  zahlenmässigen  Ausdruck  bringen.  Bei  dem 
.  g^Ssfen  Einfluss,  den  das  industrielle  Element  im  modernen  Staat 
.^Vesitzt,  und  bei  dem  grossen  Interesse,  das  der  einzebie  Indu- 
-'strielle  an  ehnem  hohen  Zollsatz  hat,  bei  der  Leichtigkeit,  mit 
welcher  dieses  Interesse  einzelner  Personen  im  öffentlichen  Leben 
Vertretung  gewinnti,  während  diss  gleich  grosse  des  Publikums 
im  allgemeinen  bei  der  Getheiltheit  auf  verschiedene  Personen 
niemals  mit  solcher  Energie  sich  geltend  macht,  liegt  die  Ge- 
fahr einer  allzuhohen  Festsetzung  der  Zölle  sehr  nahe,  und  der 
Zollschutz  wird  auf  diese  Weise  anstatt  eines  Fdrderungsmittels 
der  gewerblichen  Entwicklung  ein  Hemmschuh  der  Industrie,  dessen 
Beseitigung  um  so  schwieriger  wird,  je  länger  er  dauert  — 
Muss  sich  also  die  Theorie  im  allgemeinen  gegen  die  Auflage 
von  Zöllen  aus  Rücksichten  der  Gewerbeforderung  aussprechen, 
so  stellt  sich  die  Sache  freilich  anders,  wenn  Zölle,  unter  deren 
Schutz  eine  Industrie  gestanden  ist,  abgeschaSl  werden  sollen. 
Das  Gebot  der  Klüg^it  veriangt,  dass  hier  in  schonenden  Ueber- 
gängen  auf  Grund  genauer  Untersuchmigen  (sg.  Enqudten)  vor- 
gegangen werde. 

Während  die  Einfuhrzölle  die  inländische  Industrie  auf 
dem  heimischen  Markte  begünstigen,  bezwecken  die  sog.  Aus- 
fuhrprämien die  ConkurrenzRlhigkeit  der  inländischen  Indnstrie 
auf  dem  auswärtigen  Harkt.  Sie  sind  woU  zu  unterscheiden 
einerseits  von  den  Steuerrückvergütungen  und  andererseits  von 
den  Rückzöllen  (Drawbacks).  Beide  beruhen  darauf,  dass  eine 
C!onsumtionsabgabe  blos  von  den  im  Lande  konsumirten  Artikeln 
erhoben  werden  soll;  der  beim  Eingang  der  Waare  erhobene 
Zoll  oder  die  bei  der  Erzeugung  erhobene  Steuer  muss  daher 
zurückerstattet  werden.  Wird  freilich  die  Rückvergütung  in  letz- 
terem Fall  zu  hoch  bemessen,  oder  ein  Rückzoll  für  Waaren  be- 
willigt, bei  denen  eine  Controle  darüber,   dass  sie  wirklich  aus 
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dem  Ausland  eingeführt  worden  sind,  nicht  durchführbar  ist,  so 
entsteht  allerdings  eine  Exportprämie,  von  der  das  Gleiche  zu 
sagen  ist,  wie  von  den  eigentlichen  Ausfuhrprämien,  dass  sie 
nämlich  nichts  sind  als  ein  dem  Ausländer  gemachtes  Geschenk, 
freilich  unter  Umständen  ein  Danaergeschenk,  aber  darum  nicht 
weniger  verwerflich. 

Durch  die  Ausgangszölle  endlich  soll  der  einbeimischen 
Industrie  eine  Förderung  insofern  zu  Theil  werden,  als  ihr  bei 
bestimmten,  nicht  beliebig  herstellbaren  Produkten  das  Material 
zur  Fabrikation  sicbergestelU  werden  soll,  ^.  B,  bei.  Hadern, 
Knochen  u.  dergl. 

An  sich  von  geringer  Bedeutung  sind  diese  Zölle  wohl  auch 
nicht  vollständig  zu^  rechtfertigen,  dena  in  der  Steigerung  der 
Kosten  durch  den  Traasport  liegt  schoa  eia  SchutflK,  und  dann 
wird  ja  durch  den  Weiterabsatz  der  Werth  der  Abfälle  gesteigert, 
worin  doch  auch  ein  volkswirthschaftlicher  Vortheil  ert»lickt  wer- 
den muss. 

Nachdem  England  schon  vor  längerer  Zeit  seine  Schutz- 
zone allmälig  abgestreift  hat,  ist  der  bedeutendste  Audioss  zu 
liberalerer  Entwicklung  der  Zollverhättnisse  durch  das  längere  Zeit 
zurückgebliebene  Frankreich  in  dem  Absohkiss  der  Handels- 
Verträge  mit  England  vom  2S.  imnar  1860,  mit  Belgien  vom 
1.  Mai  »1861,  mit  dem  Zollverein  vom  2.  August  1862  u.  s.  w. 
gegeben  worden,  und  auch  der  Zollverein,  in  welchem  sich 
namentlich  durch  den  Einfluss  der  List*schen  Lehren  längere  Zeit 
das  Schutzzoll-Interesse  lebhaft  geltend  gemacht  hatte,  hat  durch 
den  mit  dem  1.  Juli  1865  ins  Leben  getretenen  Tarif  einen 
grossen  Schritt  auf  dem.  Wege  des  Freihandels  gethan.  •—  Frei- 
lich ist  in  Amerika  eine  rückläufige  Bewegung  durch  den  sg. 
Morills'chen  Tarif  eingetreten  und  bedeutende  wissenschaftliche 
Autoritäten  (z.  B.  Carey)  wkken  in  diesem  Sinne. 


n.  Die  Organisation  von  besondem  Behörden  für  das  gewerb- 
liche Leben. 

Es  würde  zu  weit  führen,  nur  im  allgemeinen  nachzuweisen, 
wie  der  Staat  vermöge  seines  Organisationsrechts  den  Aufgaben, 
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welche  ihm  für  das  gewerbliche  Leben  erwachsen,  darch  Zuthei- 
iung  an  verschiedenartige  Organe  nach  räumlicher  und  sachKcher 
Beziehung  gerecht  zu  werden  sucht  und  welche  Einrichtungen 
hienach  in  den  einzelnen  Staaten  bestehen:  schon  der  Gesichts- 
punkt, dass  gerade  in  Organisationsfragen  die  besondern  Zustände 
des  einzelnen  Staats  von  massgebender  Bedeutung  sind,  lässt  eine 
derartige  Zusammenstellung  als  unthunlich  erscheinen.  Dagegen 
ist  es  von  sehr  grossem,  von  der  Wissenschaft  nicht  genug  her- 
vorgehobenem ^)  Interesse,  zu  beachten,  wie  der  moderne  Staat 
durch  Niedersetzung  besonderer  Organe  und  Ausstattung  derselben 
mit  entsprechenden  Mitteln  demjenigen  Theil  seiner  Aufgabe  nach- 
kommt, der  nicht  zum  zwingenden  Recht  erhoben  ist,  und  nicht 
in  einer  einfachen  Vollziehung  festgestellter  Normen  besteht ;  wie 
er  diese  Organe  theils  aus  festen  beamtlichen  Elementen,  tbeils 
aus  den  praktisch  interessirten  Lebenskreisen  zusammensetzt ;  wie 
er  endlich  die  letzteren  zu  festen  Körperschaften  organisirt,  theils 
um  den  Staatsbehörden  im  engem  Sinn  gegenüber  eine  Interessen- 
vertlretung  zu  bilden,  theils  um  ihnen  mit  sachverständigem  Rath 
an  die  Hand  zu  gehen.  —  In  dieser  Organisation  liegt  eine  Reihe 
von  gewerbUchen  Förderungsmitteln  eingeschlossen,  und  wir  haben 
sie  darum  auch  den  einzelnen  noch  weiter  zu  besprechenden 
Massregeln  für  Förderung  der  Gewerbe  vorangestellt. 

Schon  die  Erörterung  der  gesetzlich  normirten  Verhiltnisse 
des  Gewerbslebens  hat  eine  Reihe  von  Beziehungen  ergeben,  bei 
welchen  für  den  Staat  eine  genaue  und  fortlaufende  Kenntniss 
der  Zustände  und  Bedürfnisse  der  Industrie  unumgänglich  erfor- 
derlich ist ;  noch  mehr  stellt  sich  dieses  Bedürfniss  bei  der  Voll- 
ziehung jener  gesetzlichen  Bestimmungen  heraus,  und  besonders 
in  jenem  grossen  Gebiet,  wo  der  Staat  mehr  frei  einwirkend, 
anregend  und  fördernd  (z.  B.  durch  Gewerbeausstellungen,  Er- 
richtung von  Mustersammlungen,  gewerblichen  Bibliotheken,  Fort- 
bildung des  Gewerbestands)  thätig  wird.  Wie  wir  in  der  ge- 
schichtlichen Einleitung  bemerkt  haben,  ist  das  Bedürfniss  beson- 
derer Organe  schon  von  Justi,  Sonnenfels,  von  Berg  u.  a.  gefühlt 

1)  So  findet  sich  z.  B.  in  dem  omfassenden  Lehrgebäude  der  Polizei- 
wiiseni chaft  ron  H.  t.  Mohl  nirgends  etwas  ?on  einer  Gewerbekammer  u.  d^I. 
Instituten,  die  doch  eigentlich  gerade  da  zu  Buchen  wAren.* 
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worden^  —  ond  die  Verwaltung  hat  ihm,  wenn  auch  in  verschie- 
dener Weise,  zu  entsprechen  gesucht  —  Gerade  in  der  allseiligen  An- 
erkennung dieses  Bedürfnisses  liegt  der  deutlichste  und  schlagendste 
Beweis  dafür,  dass  der  abstrakte  Rechtsstaatsstandpunkt  ein  durch- 
aus unhaltbarer,  von  den  realen  Verhältnissen  überholter  ist 

Die  gewerblichen  Organe  haben  sich  natürlich  njis  besondere 
Glieder  in  den  allgemeinen  Organismus  des  Staatslebens  einzu- 
fügen und  gliedern  sich  in  einer  diesem  entsprechenden  Weise. 
Auf  der  höchsten  Stufe  erscheinen  sie  vorwiegend  als  beralhende 
und  begutachtende  Organe  der  Ministerien,  welchen  dieser  Zweig  < 
der  öffentlichen  Verwaltung  zukommt  (Ministerien  des  Innern,  des 
Handels,  Verkehrs  und  der  öffentlichen  Arbeiten),  theilweise  haben 
sie  übrigens  eine  selbständige,  mit  der  Verwaltung  gewerblicher 
An;stalten  zusammenhangende  Aufgabe.  In  der  Stellung  von  Mittel- 
organen (f)ir  Kreise  und  Bezirke)  treten  sie  theils  wieder  als 
Sachverständigenorgane,  theils  aber  und  hauptsächlich  als  Ver- 
treter der  gewerblichen  Interessen  hervor;  wenige  oder  gar 
keine  besondern  öffentlich  anerkannten  gewerblichen  Organe 
sind  für  engere  Bezirke  oder  einzelne  Gemeinden  vorhanden, 
in  der  Regel  ist  es  hier  die  freie  Assoziation  (Gewerbevereine) , 
welche  die  gewerblichen  Interessen  gemeinsamer  Natur  theil- 
weise zu  befriedigen  sucht  —  In  der  Regel  sind  die  gewerb- 
lichen Organe  zugleich  solche  des  Handels. 

Was  zunächst  die  Centralorgane  betrifft,  so  beschränken  wir 
uns  auf  die  Anführung  der  Einrichtung  einiger  Länder.  —  Nach- 
dem in  Frankreich  das  Senats  -  Dekret  von  1852  dem  Kaiser 
die  Entscheidung  der  Zollfragen  aus  Anlass  von  Handelsverträgen 
übertragen  hatte,  wurde  durch  Dekret  vom  2.  Febr.  1853  der 
Conseil  supörieur  du  commerce,  de  Tagriculture  et  de  Tindustrie 
ins  Leben  gerufen,  um,  dem  Ministerium  für  Handel,  Landwirth- 
schaft  und  Industrie  unterstellt,  die  ihm  von  der  Regierung  vor- 
gelegten Entwürfe  über  Zollwesen  und  die  Gesetzgebung  in  wirlh- 
schaftlichen  Dingen  zu  begutachten  ^).  Derselbe  besteht  aus.  je 
zwei  Mitgliedern  des  Staatsraths,  des  Senats  und  des  gesetzgeben- 
den Körpers,  aus  sechs  gewählten  Vertretern  des  Handels,  der 


1)  Zn  vergl.  Block,  1.  c:   S.  533. 
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Induistrie  und  der  Landwirthschaft,  und  aus  sechs  höheren  Be- 
amten. Der  Minister  für  Handel,  Landwirthschafl  und  Industrie 
fahrt  den  Vorsitz;  mit  seiner  Bewilligung  können  auoh  Nlcfat- 
mitglieder  zur  Berathung  zugezogen  werden.  —  In  Belgien  be- 
steht seit  dem  Jahre  1859  »in  natürlicher  Ergänzung  der  Organi- 
sation der  Handelskammern*  eifi  Conseil  supörieur  da  commerce 
et  de  Tindustrie.  Derselbe  ist  zu  zwei  Drittheilen  aus  gewählten 
und  zu  einem  Drittheil  aus  von  der  Regierung  ernannten  Mit^ 
gliedern  zusammengesetzt  Die  sechs  wichtigsten  Handelskammeni 
^wählen  je  zwei,  die  andern  je  ein  Mitglied»  Der  Conseil  be- 
gutachtet die  von  der  Regierung  ihm  vorgelegten  Gegenstände, 
und  beräth  die  von  den  Handelskammern  ausgesprochenen  Wünsche; 
endlich  verhandelt  er  die  auf  Industrie  und  Handel  bezüglichen 
Anträge,  welche  von  seinen  Mitgliedern  sowohl  im  eigenen  Namen 
als  im  Auftrag  ihrer  Kammern  gestellt  werden.  Er  versammelt 
sich  in  Brüssel  auf  Berufung  des  Ministeriums. 

Auch  in  Preussen  besteht  wenigstens  als  besondere  Ab- 
theilung des  durch  Erlass  vom  17.  April  1848  gegründeten  Mi- 
nisteriums für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  die  Ab- 
theilung für  Gewerbe  und  Handel,  welche  alle  diesem  Ministerium 
übertragenen  Angelegenheiten,  welche  mit  Gewerbe  und  Handel 
in  mittdbarer  oder  unmittelbarer  Verbindung  stehen,  bearbeitet, 
und  zu  deren  Ressort  die  durch  Verordnung  vom  16.  Dez.  1808 
und  27.  Okt  1810  gegründete  technische  Deputation  für  Gewerbe 
gehört.  —  In  Württemberg  wurde  unter'm  14.  Juni  1848. 
provisorisch  die  Centralstelle  für  Gewerbe  und  Handel  ins  Leben 
gerufen  und  ihr  unterm  7.  Aug.  jenes  Jahres  ein  eigenes  Statut 
ertheilt.  Sie  sollte  einerseits  eine  berathende  Staatsstelle  für  die 
Förderung  der  gewerblichen  und  Handels-Interessen  sein,  anderer- 
seits ein  Organ  des  Gewerbestands  repräsentiren.  Sie  sollte  des- 
halb neben  den  Beamten  aus  gewählten  Mitgliedern  des  Haqdels-, 
Fabrikanten-  und  Handwerkerstands  und  aus  Lehrern  an  Gewerbe- 
schulen zusammengesetzt  sein.  Während  ursprünglich  diese  Bei- 
räthe  von  den  Gewerbevereinen  gewählt  wurden,  was  nicht  nur 
weg^n  des  unsichem  Bestands  dieser  Vereine,  sondern  auch 
wegen  der  mangelnden  Garantie,  dass  damit  wirklich  eine  Ver- 
tretung des  Handels-   und  Gewerbestands  eines  Bezirks   erzielt 
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werde,  unangemegsen  war,  enthält  das  neue  Statut  der  Central- 
stelle  vom  16.  Septbr.  1856,  welches  ihre  Verhaltnisse  definitiv 
ordnet,  die  Bestimmung,  dass  die  Beiräthe  der  CentralsteUe  aus 
Wahlen  der  in  der  Zwischenzeit  geschaffenen  Handels-  und  Ge- 
werbekammern hervorgehen  sollen. 

Als  besondere  Mittelorgane  für  die  Verwaltung  der  gewerb- 
lichen Interessen  bestehen  die  sg.  Gewerbe-  und  Handels- 
kammern. Obwohl  dieselben  sowohl  ihrer  Entstehung  als  ihrem 
jetzigen  Wirkungskreis  nach  ebensosehr  als  Organe  des  Handels, 
als  der  Gewerbe  anzusehen  sind,  erachten  wir  es  doch  für  an- 
gezeigt, auf  dieses  wichtige  In^itut  hier  etwas  naher  einzugehen  ^). 

Ihre  Aufgabe  soll^  wie  sie  die  wtirttembergische  Ver- 
ordnung vom  19.  Sept.  1854  *)  am  vollständigsten  aufzählt,  sein  ^: 
Wünsche  und  Anträge  in  Absicht  auf  die  Förderung  der  Gewerbe 
und  des  Handels  den  Gemeinde-  und  Staatsbehörden  vorzutragen ; 
statistische  Notizen  über  Gegenstände  der  Gewerbe  und  des  Han- 
dels zu  sammebi;  alljährlich  dem  Ministerium  des  Innern  über 
den  Zustand  der  gewerblichen  Industrie  und  des  Handels,  über 
wünschenswerthe  Verbesserungen  und  die  Mittel  dazu  Bericht  zu 
erstatten ;  auf  Verlangen  Gutachten  abzugeben  und  die  Staats- 
und Gemeindebehörden  bei  Ausführung  von  Hassregeln  zur  För- 
derung der  Gewerbe  und  des  Handels  zu  unterstützen.  Die  Ge- 
werbe- und  Handelskammern  beeinflussen  so  einerseits  die  eigent- 
lichen Staatsbehörden  in  ihren  gewerbefördemden  Massregeln,  und 
dienen  andererseits  zur  Vermittlung  der  Einflussnahme  derselben 
auf  Gewerbe  und  Handel. 

Sie  sind  also  nicht  blose  Privatorgane,  andererseits  aber  auch 
nicht  reine  Staatsbehörden  im  eigentlichen  Sinn,  sondern  sie  re- 
präsentiren  gerade  das,  was  wir  mehrfach  als  Consequenz  des 
constitutionellen  Grundgedankens  hervorgehoben  haben:  die  Ver- 
flechtung der  beamtenmässigen  Organe  mit  den  interessirten  Lebens- 
kreisen ^). 


1)  Zu  TergL  deatochea  Stattowirlerbuch  von  Blantschli  und  Brater. 
4.  Bd.    S.  336. 

2)  Regbl.  T.  1854.    S.  80. 

3)  abgesehen  ron  der  jaftitiellen  Seifb  ihrer  Aufgabe. 

4)  Wir  halten  ei  daher  fQr   eine  das  Wesen  der   Sache    gar  nicht 
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Die  Errichtung  von  Handels-  and  Gewerbekammem  erfolgt 
in  der  Regel  durch  staatliche  Verordnung ;  theils  sinfd  sie  auf  einen 
bestimmten  Industriesitz,  wo  gleichartigere  Interessen  zusammen- 
treffen, begrenzt,  theils  umfassen  sie  ausgedehntere  Bezirke.  Die 
Mitglieder  der  Kammern  gehen  durch  Wahl  (mit  verschieden  ge- 
regeltem Wahlverfahren)  oder  Ernennung  aus  dem  Gewerbe- 
und  Handelsstand  hervor,  oder  aber  sind  beide  Besetzungsweisen 
vereinigt.  —  Die  durch  diese  Organe  veranlassten  Kosten  werden 
theils  durch  die  Gewerbe-  und  Handeltreibenden  selbst,  theils  durch 
Staats-,  Kreise-  oder  Gemeindemittel  gedeckt,  theils  konkurriren 
dieselben  an  der  Kostendeckung  gemeinschaitlich. 

In  Frankreich  0  ist  das  Institut  der  Handels-  und  Ge- 
werbekammem ein  altes.  Es  sind  übrigens  die  Gewerbekammem 
(Chambres  consultatives  des  arts  et  des  manufactures)  von  den 
eigentlichen  Handelskammem  zu  unterscheiden.  Die  ersteren,  an- 
fänglich nur  für  die  gewerblichen  Interessen  bestimmt,  gehen  jetzt 
aus  Gewerbe-  und  Handelsstand  hervor,  und  der  Beraf  der  Handels- 
kammern erstreckt  sich  auch  auf  industrielle  Fragen.  Der  Unter- 
schied zwischen  den  Handels-  und  Gewerbekammem  besteht  nur 
noch  darin,  dass  die  Handelskammern  grössere  Bezirke  umfassen 
und  verschiedenere  ökonomische  Interessen  in  sich  vereinigen, 
und  dass  die  Gewerbekammem  durch  die  Städte,  in  welchen  sie 
errichtet  sind,  unterhalten  werden,  während  die  Ausgaben  für  die 
Handelskammem  durch  eine  Umlage  auf  die  Gewerbtreibenden  des 
Bezirks  bestritten  werden.  -—  Die  Gewerbekammern  wurden  durch 
Dekret  vom  22.  Germ,  des  Jahres  IX.  in  Städten  gegründet,  welche 
eine  Reihe  gleichartiger  Fabrikationszweige  in  sich  fassen;  ihre 
dermalige  Organisation  beruht  auf  Dekr.  vom  30.  Aug.  1852  in 
Verbindung  mit  der  Verordnung  vom  10.  Therm,  des  Jahres  XL, 
vom  16.  Juni  1832  und  19.  Juni  1848.  —  Die  Mitglieder  der 
Kammer  werden  durch  Handel-  und  Gewerbtreibende  des  Bezirks 


erfassende  Einwendaagf  wenn  man  diesen  Institaten  den  Vorwarf  der  Printip- 
losigkeit  macht,  indem  sie  weder  Staats-  noch  Priyatorgane  seien.  Im  ge- 
wöhnlichen Sinne  dieser  Bezeichnungen  sollen  sie  weder  das  eine .  noch  das 
andere  sein.  Die  hier  bekimpfte  Anschanung  ist  z.  B.  in  Uilde^rand's 
Jahrb.  für  VW.  u.  StatikUk  1865 'S.  148  ff.  vertreten. 
1)  Block,  1.  c.  8.  329. 
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gewählt.  Ihre  Aufgabe  ist  theils  eine  selbständige,  theils  sind  sie 
berufen,  den  Staatsbehörden  Belehrung  und  Auskunft  über  gewerb- 
liche Fragen  zu  ertheilen.  —  Die  Handelskammern  ffthren  ihren 
Ursprung  auf  die  Zeit  vor  der  Revolution  zurück.  In  Marseille 
bestand  seit  alter  Zeit  eine  Vereinigung  von  Kaufleuten,  die  sich 
über  ihre  gemeinschaftlichen  Interessen  verständigten.  Im  Jahre 
1700  wurde  in  Dünkirchen,  1701  in  Ronen,  Lyon,  Toulouse, 
Bordeaux  eine  Ähnliche  Verbindung  ins  Leben  gerufen.  Diese 
Körperschaften  verwalteten  namentlich  ihre  gemeinsamen  Anstalten 
für  den  Handel  und  brachten  ihre  Wünsche  und  Vorschläge  an 
den  Generalfinanzkontroleur.  Durch  die  Revolution  zerstört,  wurden 
die  Handelskammern  durch  Gesetz  vom  3.  Nivos.  des  Jahres  XI. 
in  umfassenderer  Weise  wieder  ins  Leben  gerufen.  —  Nach  ver- 
schiedenen Veränderungen  in  der  Gesetzgebung  gründet  sich  ihre 
derzeitige  Organisation  hauptsächlich  auf  die  Dekrete  vom  3.  Sept. 
1851  und  30.  Aug.  1852.  Errichtet  werden  die  einzelnen  Kam- 
mern durch  kaiserliches  Dekret,  welches  auch  die  Zahl  der  Mit- 
glieder bestimmt  Die  letztem  werden  durch  die  Notabilitäten  des 
Handels-  und  Gewerbestands  gewählt.  Die  Dauer  der  HHgliedschafk 
beträgt  sechs  Jahre;  alle  zwei  Jahre  tritt  V>  aas.  Die  Aufgabe 
der  Kammern  entspricht  der  oben  bezeichneten.  —  In  Bel- 
gien^) gründet  sich  die  Organisation  der  Handelskammern 
auf  eine  K.  Verordnung  vom  17.  Sept.  1841.  Sie  bilden  sich 
durch  Auswahl  des  Königs  aus  einer  von  der  Kammer  präsentirten 
dreifachen  Candidatenliste ;  alle  Jahre  tritt  V>  aas*  Die  Kosten  der 
Kammer  wird  zu  V>  von  der  betreffenden  Stadtgemeinde,  zu  V» 
von  der  Provinzial-  und  zu  ^/s  von  der  Staatskasse  getragen.  — 
In  Oest erreich  hat  das  Ges.  vom  26.  Mftrz  1850  das  Institut 
der  Handelskammern  näher  regulirt;  in  Preussen  ist  dasselbe 
durch  das  Gesetz  vom  11.  Febr.  1848  für  den  ganzen  Umfang 
der  Monarchie  generalisirt  worden,  so  dass  dermalen  45  Handels- 
kammern und  8  kaufmännische  Corporationen  bestehen.  —  In 
BaierQ  hat  die  Organisation  der  bestehenden  Kr&isgewerbe- und ' 
Handelskammern  ihre  Unterlage  in  dem  noch  zu  erwähnenden 
Institut  der  Gewerbe-,  Fabrik-  und  Handelsräthe.  Dieselben  werden 


1)  Vergl.  von  Steinbeis  1.  c.  S,  219. 
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nämlich  aus  den  Vorsitzenden  und  Yizevorsitzenden  sflaimtiicher 
im  Regierungsbezirk  befindlichen  Gewerbe-,  Fabrik-  und  Handels- 
räthe  gebildet  und  nöthigenfalls  durch  Wahl  derselben  vervoll- 
ständigt. Ihre  Aufgabe  erstreckt  sich  auf  Wahrnehmung  der  Inter- 
essen der  Industrie  und  des  Handels  und  Geltendmachung  der- 
selben bei  den  Regierungsbehörden.  —  Im  Königreich  Sachsen 
hat  das  Gewerbegesetz  vom  15.  Okt.  1861  (§§.  112—125)  die 
Errichtung  von  Handels-  und  Gewerbekammera  vorgesehen  und 
es  sind  deren  bis  jetzt  5  errichtet.  —  Jede  Handels-  und  6e- 
werbekftmmer 'besteht  aus  zwei  Abtheilangen :  der  Handelskammer 
für  Handel  und  Fabriken,  und  der  Gewerbekammer  für  die  übrigen 
Gewerbe;  jede  Abtheilung . zählt  9 — 15  Mitglieder,  welche  in  in- 
directer  Wahlform  auf  6  Jahre  gewählt  werden.  Auch  diese  Kam- 
mern sind  theils  sachverständige  Organe  des  Ministeriums  des 
Innern,  theils  Vertreter  der  Interessen  des  Handels  und  der  Ge- 
werbe. —  In  Württemberg  wurden  durch  K.  Verordnung 
vom  19.  Sept.  1854  zunächst  vier  Geworbe- und  Handelskammern 
in  den  gewerbreichen  Städten  des  Landes,  jedoch  mit  bestimmt 
zttgetheiltam  Bezirke,  errichtet  und  durch  Kön.  EntSchliessung 
vom  14.  März  1866  die  Errichtung  von  vier  weiteren  Kammern 
genehmigt,  so  dass  das  ganze  Land  in  acht  Handelskammerbezirke 
zerfällt.  -^  Die  Aufgabe  der  Kammern  haben  wir  schon  oben 
skizzirt.  —  Ihre  Zusammensetzung  soll  nach  den  3  Gruppen  der 
Kaufleute,  Fabrikanten  und  Kleingewerbe  erfolgen.  Während  die 
Mitglieder  der  Kammer  ursprünglich  durch  Königliche  Ernennung 
bezeichnet  wurden,  hat  die  Verordnung  vom  17.  Febr.  1858  einen 
eigenthümlichen  Wahlmodus  eingeführt,  nach  welchem  die  Arots- 
versammlungen  der»  Oberamtsbezirke  eine  Conunission  von  Ange- 
hörigen des  Handels-  und  Gewerbestands  wählen,  welche  die  aktiv 
und  passiv  Wahlberechtigten  bezeichnet  0« 

In  Baden  hat  das  Gewerbegesetz  vom  20.  Sept  1862 
(Art  29)  der  Regierung  vorbehalten,  im  Bedürfhissfalle  die  Er- 
richtung von  Gewerbekammem  zu  veranlassen,  welchen  die  Wah- 
rung und  Förderung  der  gemeinsamen  Interessen  aller  oder  ein- 


1)    Der  beflehende  WahlmoduB  unterliegt  fibrigens  bedentenden  An- 
fechtongen. 
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zelner  Klassen  des  Gewerbestands  eines  Orts-  oder  Landestheils 
zar  Angabe  gestellt  ist.  Die  Einrichtung  der  einzelnen  Kammern 
wird  im  Einverständniss  mit  der  Regierang  bestimmt.  —  Ob  f)ir 
das  Gewerbeleben  eine  Kammer  in's  Leben  gerufen  wurde,  ist 
uns  nicht  bekannt;  in  Karlsruhe  hat  sich  nach  jener  Bestimmung 
ein  Organ  des  Handelsstands  gebildet. 

Wenn  so  die  gewerblichen  In teres^n  in  den  allgemein  ver- 
breiteten Gewerbekammem  ein  spezifisches  Organ,  und  diese  ein- 
zelnen Organe  wie  z.  B.  in  Belgien  und  Württemberg  in  Central- 
stellen  eine  innige  Vereinigung  gefunden  haben,  so  ermangelt 
doch  diese  Interessen-Vertrelung  und  Verwaltung  nach  unten  hin 
eines  genügenden  Abschlosses.  Vielfach  erstreckt  sich  der  Wir- 
kungskreis der  Gewerbekammem  nur  auf  einzelne  Industriesitze, 
und  selbst  da,  wo  ein  Land  voHstfindig  in  Gewerbekammerbezirke 
eingetheilt  ist,  wie  z.  B.  in  Württemberg,  enthalten  die  Kammern 
keine  vollstfindige  Vertretung  des  Gewerbslebens,  nicht  nur  weil 
in  Wahrheit  ni  den  Kammern  nur  die  Spitzen  der  Industrie  und 
des  Handels,  nicht  aber  die  breite  Basis  des  Gewerbestands  re- 
prttsentirt  sindO?  sondern  weil  den  Kammern  auch  an  manchen  Orten 
eine  Verbindung  ganz  abgeht,  und  sie  an  andern  Orten  in  Br- 
füUung  der  ihnen  zugewiesenen  Aufgabe  ganz  auf  den  guten  Willen 
von  Geschäftsfreunden  angewiesen  sind.  —  Das  Bedflrfiiiss  einer 
die  gewerblichen  Interessen  nach  unten  hin  in  der  Ausdehnung 
auf  Bezirke  und  Gemeinden  wahrnehmenden  und  fördernden 
Organmtion  war  es  wesentlich,  welches  den  Gedanken  an  die 
Forterhaltung  der  Zünfte  als  freier  Innungen  hervorgerufen  hat. 
Wenn  wir  uns  gegen  die  Perpetuirung  der  Zünfte  in  dieser  Form 
ausgesprochen,  wenn  wir  namentlich  hervorgehoben  haben,  dass 
die  den  sg.  Innungen  zuzuweisenden  Aufgaben  theils  von  der  Ge- 
meinde, theüs  vom  Staat,  theils  von  der  Schule  übernommen  worden 
seien,  so  schliessir'das  eine  Organisation  des  Gewerbestands  nicht 


1)  DaM  diea  der  Fall  ist,  gebt  z.  B.  in  Wftrttemberg  aas  ider  amtlibh 
pnbliiirten  WAUerlUte  (ifOwerbdbUtt  Nr.  41  von  1866)  berror,  wo  ein- 
zelne Bezirke  f2— 20  Wihler  aufweisen,  wibrend  durcbscbniUlich  1400 
Gewerbtreibende  amf  einen  Oberamtsfoezirk  kommen,  so  dass  wenigstens 
in  «fiastltten  Betirken  nlebt  1  Pment  des  Gewerbestands  tur  Wahl 
kommt. 
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aus,  welche  nicht  in  der  Begrenzung  auf  bestimmte  Gewerbe, 
sondern  etwa  im  Anschluss  an  den  Bezirk  erfolgt,  und  sich  diese 
Forderung  der  gewerblichen  Interessen  in  spezieller  Weise  neben 
und  mit  der  Gemeinde,  dem  Staate  u.  s.  w.  angelegen  sein  lässt, 
und  die  natürliche  Grundlage  der  Gewerbe-  und  Handelskammer 
zu  bilden  hätte.  —  Wir  beschränken  ans  darauf,  diesen  Gedanken 
hier  erwähnt  zu  haben  und  bescheiden  uns  eines  positiven  Vor- 
schlags, für  welchen  jedenfalls  ganz  konkrete  Zustände  in  s  Auge 
zu  fassen  wären. 

In  Preussen  ist  durch  die  mehrerwähnte  Verordnung  vom 
9.  Febr.  1849  das  Institut  der  Gewerberäthe  geschaffen  worden. 
Ein  Gewerberath  soll  hienach  für  jeden  Ort  oder  Bezirk  errichtet 
werden  können,  wo  wegen  erheblichen  gewerblichen  Verkehrs  ein 
Bedürfniss  dazu  obwaltet;  der  Antrag  hat  von  den  Gewerbtrei- 
benden  auszugehen  und  ist  vom  Ministerium  gut  zu  heissen.  Die 
Mitglieder  des  Gewerberaths  sind  zu  gleichen  Theilen  aus  dem 
Handwerker-,  Fabrikanten-  und  Handelsstand  zu  wählen.  Die  Auf- 
gabe der  Gewerbeiäthe  soll  darin  bestehen,  die  Interessen  des 
Handwerks-  und  Fabrikbetriebs  in  ihren  Bezirken  wahrzunehmen 
und  die  zu  Förderung  desselben  geeigneten  Einrichtungen  zu  be- 
rathen  und  anzuregen.  Sie  sollen  theils  die  Einhaltung  der  Ge- 
werbeordnung (z.  B.  über  Prüfungen,  Lehrlingswesen  u.  dergl.) 
überwachen ,  theils  in  gewerblichen  Fragen  Auskunft  ertheilen  und 
Gutachten  erstatten.  —  Indessen  ist  diese  Verordnung  nicht  voll- 
ständig ausgeführt  worden,  und  es  sdlen  die  ins  Leben  getre- 
tenen Gewerberäthe  bald  wieder  eingegangen  sein^). 

In  Baiern  besteht  ebenfalls  eine  lokale  Organisation  des 
Gewerbslebens  in  den  sg.  Gewerbe-,  Fabrik-  und  Handelsräthen, 
welche  aus  den  betreffenden  Berufsständen  hervorgehen  und  zwar 
durch  freie  Wahl ;  auf  ihnen  ruht,  wie  erwähnt,  die  Bildung  der 
Gewerbe-  und  Handelskammern.  —  Auf  welche  Weise  diese  Or- 
ganisation gewirkt  hat,  ist  uns  allerdings  nicht  bekannt  geworden. 

Für  Württemberg  ist  aus  Anlass  der  Einführung  der  Ge- 
werbefreiheit der  Vorschlag  gemacht  worden  *),  die  selbständigen 

1)  Yergl.  Breslauer  Gewerbeblatt  von  1865  S.  191. 

2)  Yergl.  yon  Gessler,   Zar  Gewerbeorganisation ,  in  der  Zeitachr.  für 
die  ges.  Staatswitsensch.  1862 -S.  430. 
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Gewerbtreibenden  eines  Bezirks  gesetzlich  zu  einer  Corporation 
m  vereinigen,  als  defen  Aufgabe  die  Sorge  für  Verbreitung  ge- 
werblicher Bildung^,  für  Unterstützung  armer  und  kranker  Genossen, 
die  Führung  und  die  Gewinnung  Statist.  Uebersichten  über  das  Ge- 
werbeleben, u.  s.  w«  zu  bezeichnen  und  die  als  Unterlage  der 
Gewerbe-  und  Handelskammern  zu  verwerthen  wftre.  Die  Ver- 
waltung sollte  durch  einen  engeren  und  weiteren  Ausschuss,  dem 
ein  Bestenerungsrecht  der  Gewerbtreibenden  zukftme,  erfolgen.  — 
Als  Vorsitzender  des  Ausschusses  hfttte  der  Bezirksbeamte,  der 
auf  diese  Weise  in  engere  Berührung  mit  den  gewerblichen  Inter- 
essen gebracht  würde,  zu  fnngiren. 

Dieser  Organisationsplan  ist  übrigens  bis  jetzt  nicht  ver- 
whidicht  worden. 


Wohl  in  keinem  Gebiet  der  Staatswissenschaften  ist  die  theo- 
retische Betrachtung  spftrlicher  und  die  Unvermitteltheit  zwischen 
Theorie  und  Praxis  grösser,  als  in  Organisationsfragen ;  aus  diesem 
Grunde  dürfen  wir  wohl  hoflfon,  dass  die  wenigen  von  uns  ange- 
führten Gesichtspunkte,  deren  Lückenhaftigkeit  wu*  selbst  einsehen, 
eine  nachsichtige  Beurtheilung  finden  werden. 


m.  Die  staatlichen  Anstalten  fär  das  Gewerbe wesen. 

Neben  der  gesetzlichen  Ordnung  des  Gewerbelebens,  und  der 
Handhabung  dieser  durch  die  staatlichen  X)rgane,  neben  der  Con- 
stituirung  besonderer  die  freie  Einwirkung  des  Staats  auf  das  Ge- 
urerbswesen  vermittelnder,  die  Interessen  dersdben  zur  Geltung 
bringender  und  so  auf  Gesetzgebung  und  Verwaltung  einwirkender 
gewerblicher  Organe  sehen  wir  den  Staat  eine  Reihe  weiterer 
Aufgaben  erfbJlen,  die  über  das  blosse  Ineinanderrichten  der  ver- 
schiedenen Willensbestrebungen^  über  die  Gewährleistung  der  Er- 
AUhing  der  negativen  und  positiven  Rechtsforderung  der  Einzelnen 
gegen  einandei^  hinausgehen.  Da  scheint'  denn  unser  Rechtsbegriff 
nicht  mehr  auszureichen,  das  staatliche  Eingreifen  zu  rechtfer- 
tigen :  aber,  es  scheint  auch  blos  so. 

Wir  haben  in  der  Erörterung  der  allgemeinen  Gesichtspunkte 

Zeittchr.  f.  StMtow.  1867.   1.  Ueft.  8 
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schon  bemerkt,  dass  der  Staat  derartige  Aufgaben  abemehme, 
entweder  weil  sie  als  Gesammtverpfiichtung  aller  erscheinen,  und 
daher  von  demjenigen  gesellschaftlichen  Organismas,  in  welchem 
das  Volk  seine  Einheit  findet,  zu  erfüllen  sind,  oder  weil  die  Er- 
füllung dieser  Aufgaben  durch  den  Staat  im  engern  Sinn  wirth- 
schaftlich  als  die  zweckmässigere  Leistungsform  erscheint.  Es 
sind  die  Rücksichten  auf  die  Entwicklung  der  bürgerlichen 
Selbständigkeit  9  woraus  sich  eine  Erhöhung  der  Einzelpfiicht  als 
notb wendiges  Correlat  entwickelt,  und  auf  die  wirthschaftliche 
Zweckmässigkeit,  aus  der  sich  die  jeweilige  Grenzbestimmung  ftjür 
die  staatliche  Thätigkrit  nach  dieser  Seite  hin  ergibt.  —  »Es  komm! 
also  einerseits  auf  den  Stand  und  lohalt  der  CuHur,  andererseits 
auf  die  Entwicklung  der  bürgerlichen  Selbständigkeit  an ,  um  zu 
bestimmen,  was  der  Staat  seiner  Verwaltung  vorbehalten  muss*, 
und  »die  Staatsthätigkeit  ist  begründet,  wo  sie  Bedürfnisse  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  am  wirthschaftlichsten  befriedigt*  % 

Es  fliessen  darum  auch  Staats-  und  Privatthätigkeit  vielfiick 
in  einander,  sich  gegenseitig  ergänzend  und  bedingend. 

Wir  brauchen  zum  Beleg  dafür  nur  an  die  Bestrebungen 
der  Society  for  the  encouragement  of  arts  in  London  (seit  1753), 
der  80ci6X6  d'encouragement  pour  Tindustrie  nationale  (seit  1802) 
in  Paris,  des  Vei^eins  zur  Beförderung  des  Gewerbfleisses  in 
Preussen  (seit  1823),  an  die  polytechnischen  Vereine  zu  München 
und  Würzburg,  sowie  an  die  in  ganz  Deutschland  verbreiteten 
lokalen  Gewerbevereine  zu  erinnern  oder  hervorzuheben,  me  in 
Württemberg  von  1824  an  die  Gesellschaft  zu  Beförderung  der 
Gewerbe  eitlen  Theil  der  Aufgaben  zu  erfüllen  suchte,  deren  Lösung 
weiterhin  von  der  Centralstelle  für  Gewerbe  und  Handel  über- 
nommen wurde.  Ebenso  wie  uPTentliche  und  Privatthätigkeit  auf 
diesem  Gebiete  in  einander  übergehen,  nehmen  auch  an^  der  öf- 
fentlichen Fürsorge  für  das  Gewerbeleben  neben  dem  centralen 
Staatsorgan  Provinzen,  Kreise  und  Gemeinden  Antheil.  —  Wie 
verschieden  hier  die  Verhältnisse  gestaltet  sind,  lehrt  ein  ver- 
gleichender  Blick   auf  England,    Frankreich    und    Deutschland. 

1)  VergL  Schfiffle,  Das  gesellsch.  System  der  menschlichen  Wirth- 
Schaft,  Tabingen  1867  S.  337  (welches  Werk  uns  leider  erst  sakam,  als  die 
gegenwirtlge  Abhandlung  beinahe  vollstfodig  geschrieben  war). 
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Während  in  England  die  Privatthätigkeit  und  die  Thätigkeit 
lokaler  Kreise  in  höchstem  Grade  entwickelt  ist,  weist  Frankreich 
auch  auf  diesem  Gebiet  die  vollendetste  Centralisation  auf^); 
Deutschland  zeigt  eine  mehr  vermittelnde  Richtung. 

Es  ist  nun  kein  Zweifel  ^ ,  dass  es  politisch  zweckmässiger 
ist,  wenn  der  Staat  im  engem  Sinn,  d.  h.  das  centrale  Staatsorgan 
seine^Thatigkeit  auf  das  Nothwendigste  beschränkt,  und  dafür  sorgt, 
dass  die  nöthigen  Organe  vorhanden  sind,  die  sich  die  Förderung 
der  gewerblichen  Interessen  in  autonomer  Weise  zur  Aufgabe 
machen,  und  dass  sich  die  individuelle  Selbstthätigkeit  möglichst 
entwickelt.  Denn  nicht  n^  Obemimmt  der  Staat,  je  mehr  er  seine 
Thätigkeitssphäre  erweitert,  eine  VerantwortUchkeit,  der  er  häufig 
nicht  gewachsen  ist,  sondern  er  steigert  dadurch  auch  die  an  ihn 
gemachten  Anforderungen  künstlich  und  setzt  sich  in  Zeiten,  wo 
die  politischen  Wogen  höher  gehen,  grösseren  Gefahren  aus,  als 
wenn  dieEinzebien  gelernt  haben,  sich  selbst  zu  helfen  und  sich 
selbst  zu  regieren.  —  So  sehr  es  begründet  ist,  dass,  wie  oben 
bemerkt,  gewisse  Aufgaben  vom  centralen  Staatsorgan  erfüllt  werden, 
so  scheint  doch  in  Deutschland  in  der  lobenswertheaAbsicht,  den 
Kreis  der  Staatsthätigkeit  für  die  gewerblichen  Interessen  zu  er- 
weitem, im  Verhältniss  zu  der  Thätigkeit',  die  andern  Interessen 
zukommt,  das  Mass  des  vom  Staate  zu  Leistenden  gegenüber  der 
durch  die  engeren  Kreise  der  Gesellschaft  und  die  Selbstthätigkeit 
entwickelten  Bethätigung  etwas  überschritten  worden  zu  sein'). 

Nach  Vorausschickung  dieser  allgemeineren  Bemerkungen,  mit 
denen  die  prinzipielle  Rechtfertigung  des  E^zelnen  gegeben  ist, 
wenden  wir  uns  zu  den  besondera  Anstalten  Ar  das  gewerbliche 
Leben.  Bei  ihrer  Betrachtung  handelt  es  sich  mehrfach  um  ge- 
werblich- und  pädagogisch-technische  Gesichtspunkte,  die  selbstver- 

1)  Man  denke  s.  B.  nur  an  das  Unterrichts wesen  ftlr  gewerbliche 
Zwecke. 

2)  S.  von  Ge ssler,  Zar  Gewerbeorganisation  1.  c.  S.  455. 

3)  Wir  haben  hier  die  sg,  Gewerbennterstatsnngsfonds  im  Auge,  wie 
fie  vielfach  aof  den  Bodgett  vorkommen.  (Eine  ZosammensteUong  darttber 
ist  bei  der  Verschiedenheit  der  damit  zu  erfüllenden  Zwecke  ohne  Nutzen.) 

Für  ihre  3eurtheilang  sind  fibrigens  die  konkreten  Verhfiltnisse  ent- 
scheidend. —  Den  im  tdlgemeinen  in  Deutschland  vorherrschenden  Trieb  zum 
Zavielregieren  bestätigt  auch  Schäffle  l.  c.  S.  938. 
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stftndlich  hier,  wo  es  sich  nur  um  die  politische  Erörterung  han- 
deln kann,  nicht  ntther  in  Betracht  kommen. 

L  Das  gewerbliche  SchulweseiL 

Solange  das  Handwerk  die  hauptsttchlichste  Seite  des  Ge- 
werbslebens war,  war  e^  natürlich,  dass  auch  die  gewerbliche 
Ausbildung  Yorherrschend  auf  dem  Wege  der  Uebung  (Reisen  der 
Handwerksgehilfen  u.  s.  w.)  erfolgte.  Nachdem  aber  die  Ent- 
deckungen und  Erfindungen  im  Gebiet  der  Naturwissenschaften 
die  Maschine  in  das  Gewerbsleben  eingeführt  und  mit  ihr  eine 
Fabrikthätigkeit  entstandea  ist,  die  ihrerseits  wieder  auf  den  Hand- 
werksbetrieb zurückgewirkt  hat,  konnte  dieser  Weg  nicht  mehr 
genügen.  Es  entstand  so  schon  im  vorigen  Jahrhundert  (1727 
die  erste  Realschule  in  Preussen),  vorwiegend  aber  in  diesem  eine 
Reihe  technischer  Lehranstalten,  welche  sich  in  der  Gegenwart 
zu  einem  vollständigen  System  gegliedert  haben.  Neben  der  ein- 
fachen Volksschule  ist  es  die  Bürgerschule,  die  dem  Nachwuchs 
des  Gewerbestands  ein  höheres  Mass  von  Wissen  zuführen  solL 
Höhere  und  niedere  sg.  Realschulen,  welche  neben  den  allge- 
meinen Elementarkenntnissen  Kenntnisse  in  Physik,  Mechanik,  Natur- 
geschichte, Arithmetik,  Geometrie,  im  Zeichnen  und  in  den  neueren 
Sprachen  verbreiten,  bilden  die  Vorstufe  theils  für  den  Ud>ergang 
in  das  practische  Leben,  theils  für  die  technische  Hochschule,  auf 
welchen  die  wissenschaftlich  gebildeten  Techniker  ihre  Berufs* 
bildung  erhalten.  —  Daneben  bezwecken  die  sg.  Handwerker- 
fortbildungsschulen denjenigen  Angehörigen  des  Handwerkerstands, 
für  welche  neben  ihrer  Berufsarbeit  eine  weitere  theoretische  Fort- 
bildung erforderlich  ist,  die  nöthige  Bildungsgelegenheit  darzu- 
bieten. —  Das  Zeichnen,  das  einen  regelmässigen  Unterrichts- 
gegenstand aller  dieser  Anslalten  bildet,  wird  ausserdem  nochrin 
besondern  Zeichnungsschulen  gelehrt,  und  für  einzelne  besondere 
Gewerbszweige  bestehen  besondere  Fachschulen  (Web-  und  Spinn- 
schulen, Uhrmacherschulen,  Klöppelschulen  u..  s.  w.).  —  Endlich 
sind  es  die  eigentlichen  Kunstschulen,  in  denen  auch  das  Kunst- 
ge werbe  theilweise  gepflegt  wird. 

Die  nähere  Einrichtung  aller  dieser  Anstalten,  ihre  Unter- 
richtsgegenstände, ihre  Unterrichtsmethode,  ihr  Lehrplan  u.  s.  w. 
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Rillt  ausserhalb  des  Kreises  der  politischen  Betrachtung  im  engem 
Sinne.  —  Für  diese  handelt  es  sich  wesentlich  darum,  von  wem 
die  Gründung  und  Erhaltung  dieser  Anstalten  auszugehen  hat  und 
welche  Stellung  sie  im  System  der  Bildungsanstalten  überhaupt 
dnnehmen. 

Wir  können  uns  deshalb  auf  die  im  Eingang  dieses  Ab- 
schnittes bezeichneten  Gesichtspunkte  beziehen  und  einen  kurzen 
Ueberblick  tlber  die  bestehende«  Einrichtungen  liefern. 

Auch  im  Unterrichtswesen  für  gewerbliche  Zwecke  zeichnet 
sich  England^)  durch  die  bemerkten  Eigenthümlichkeiten  aus: 
überall  ist  die  Thfttigkeit  der  Einzelnen  und  lokalen  Kreise  Yor- 
herrschend,  die  Regierungsthtttigkeit,  wie  sie  erst  in  der  neueren 
Zeit  sich  entwickelt  hat,  setzt  überall  die  Selbstthätigkdt  voraus. 
—  Von  grosser  Wichtigkeit  sind  die  »Mechanics  Institutions*.  Es 
sind  dies  von  Vereinen  geleitete  und  gegründete  Bildungsanstalten, 
die  in  der  Regel  ein  Lese-  und  Lehrzimmer  und  eine  Bibliothek 
eqthalten.  Es  finden  keine  systematischen  Lehrkurse,  sondern  Vor- 
trage aus  verschiedenen  Wissensgebieten,  grossentheils  durch  frei- 
willige Kräfte  statt.  Dermalen  sollen  über  1000  solcher  Institute 
bestehen  *).  —  Mancherlei  andere  Vereine  haben  das  Unterrichts- 
wesen zu  ihrem  Zweck  gemacht;  von  grosser  Wichtigkeit  ist  das 
ebenfalls  ganz  freiwillig  zu  Stande  gekommene  »Working  men's 
College*  in  London,  nach  dessen  Vorbild  in  verschiedenen  grösseren 
Städten  Einrichtungen  getroffen  worden  sind;  —  Der  Staat  selbst 
unterhält  keine  Realschulen,  keine  polytechnischen  Schulen,  auch 
keine  Hochschulen  mit  Ausnahme  der  Londoner  Bergbauschule; 
es  besteht  am  King*s  College  eine  eigene  Abtheilung  für  In- 
genieure, und  an  der  Londoner  Hochschule  (university  College;) 
werden  Voriesungen  für  Architekten  gehalten.  Wie  wenig  richtig 
übrigens  die  auf  dem  Festlande  viel  verbreitete  Ansicht  ist,  dass 
das  englische  Staatswesen  dem  Grundsatz  des  laissez  passer  hul- 
dige, zeigt  die  planmässige  Förderung,  welche  man  seitens  der 
Regierung  namentlich   dem  Zeidinungsuntefricht  zukommen  lässt, 


1)  Zayergl.  Tylor,  Induflrie  o.  Schule,  flbersetsi  toh  y.  Gugler  1865. 

3)  DeD.wobUbiligen  Binfloss,  den  die  indirekte  Theilnahme  der  ArbeiU- 
befm  an  diesen  Anitalten  auf  das  VerfafiUniss  lu  den.  Arbeitern  aosfibt,  be* 
tont  besonders  Le  Play,  la  reforme  kociale  en  France  I.,  S.  436. 
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nachdem  die  erste  internationale  Londoner  Indostrieausstenong 
(1851)  gezeigt  hatte,  dass  das  Kunstgewerbe  m  England  hinter 
dem  von  Frankreich  und  Deutschland  zurückgeblieben  sei.  —  Zwtff 
war  schon  im  Jahr  1838  vom  Board  of  trade  eine  Schule  f&r 
Musterzeichner  (School  of  Design)  gegründet  worden,  aber  der 
dadurch  gegebene  Anstoss  hatte  ganz  geringen  Erfolg,  weil  es 
vielfach  an  dea  dementaren  Grundlagen  fehlte  und  der  spezielle 
Zweck  zu  sehr  in  den  Vordergrund  gestellt  war;  es  bestanden 
im  Jahr  1851  mit  Staatsunterstützung  nur  20  weitere  derartige 
Schulen.  —  Die  Ergebnisse  der  1851er  Ausstellung  riefen  die 
Errichtung  einer  besondem  Behörde  des  «Department  of  practical 
arts»  bei  dem  Board  of  trade  hervor,  welche  zu  Anfang  des 
Jahres  1852  in*s  Leben  trat,  und  flir  Hebung  des  Zeichenunter- 
richts wirken  sollte.  Im  Jahre  1856  wurde  dieses  Department 
vom  Board  of  trade  losgetrennt  und  einem  seit  1839  in  Privy 
Conndl  bestehenden,  ursprünglich  für  die  Förderung  des  Volks- 
schulwesens bestimmten  Comitteeon  education  einverleibt,  das  nun- 
mehr in  eine  Primary  and  Secondary  Division  zerfällt,  wovon  die 
letztere  (auch  unter  dem  Namen:  Science  and  art  Department  of 
tbe  comittee  of  Council  on  education)  die  Förderung  des  gewerb- 
lichen Unterrichts  zu  ihrem  Wirkungskreis  bat.  —  Diese  För- 
derung durch  den  Staat  setzt  aber,  wie  bemerkt,  überall  die  lokale 
Thätigkeit  voraus,  was  von  vornherein  der  ersteren  den  Erfolg 
sichert.  Wenn  ein  Lokalcomitä  sich  gebildet  und  die  nöthigen 
Vorarbeiten  geliefert  hat,  in  denen  es  von  der  Staatsbehörde  unter- 
stützt wird,  so  kann  die  letztere  einen  Theil  der  Kosten  bis  zu 
25%  des  Gesammtbetrags  übernehmen.  Sie  bezeichnet  fähige 
Lehrer,  gewährt  ihnen  im  Fall  der  Anstellung  Gebaltszuschüsse, 
veranstaltet  Prüfungen  für  Lehrer  und  Lernende,  gewährt  Geld- 
prämien und  sorgt  namenüich  für  Voriagenwerke ,  Gypsabgttsse 
u.  s.  w.  Die  vom  Comittee  direkt  geleitete  Centralschule  in  Ken- 
sington ist  zugleich  eine  Lehrerbildungsanstalt  (Training  School); 
den  fördemdsten  Einfluss  übt.hiebei  das  Kensington  Museum, 
welches  an  bestimmten  Tagen  speziell  für  Zeichnende  geöffnet  ist,  aus. 
Der  gewerbliche  Unterricht  in  Frankreich  0  .ist,  wie  das 


1)  Vergl.  Block,  1.  c  6.  776. 


Digitized  by 


Google 


in  Besiebong  tnf  das  gewerbliche  Leben.  119 

ganz9  französische  Slaatsleben,  sehr  centralisiri ;  indessen  be» 
reitet  sich  in  der  neueren  Zeit,  veranlasst  durch  die  Londoner 
Ausstellung  von  1862,  eine  Reform  vor,  die  wohl  in  dezentrali- 
sirender  Richtung  wirken  wird  0*  In  das  Bereich  unserer  Ueber- 
sicht  fallen  vomimlich  die  icole  centrale  des  arts  et  manufactures 
in  Paris,  das  conservatoire  imperial  des  arts  et  m^tiers  in  Paris,  die 
Cooles  imperiales  des  arts  et  metiers  zu  CbAlons,  Angers  und  Aix, 
die  6c6le  La  Harttniöre  zu  Lyon  und  verschiedene  Hochschulen. 

Die  erstangeftthrte  vom  Staat  jährlich  mit  30,000  fcs.  sub- 
ventionirte  Anstalt  hat  den  Zweck,  eigentlich  dtrigirende  Indu- 
strielle heranzubilden.  Das  Aufaahmeaiter  ist  auf  16  Jahre  fest- 
gesetzt; die  Dauer  der  Studien  beträgt  3  Jahre.  Das  conservatoire 
des  arts  et  mötiers  ist  neben  seinem  ursprünglichen  Zweck,  eine 
öffentliche  Sammlung  zu  bilden,  zu  einer  gewerblichen  Bildungs- 
anstalt geworden.  Der  Unterricht  umfasst  14  Fächer  und  ist  durch 
Verordnung  vom  10.  Dez.  1853  und  19.  Jan.  1856  geregelt.  — 
Die  öcoles  imperiales  des  arts  et  mötiers  sind  in  diesem  Jahrhundert, 
1806  zu  Chilons,  1815  zu  Angers,  1843  zu  Aix  ins  Leben  ge- 
rufen worden.  Ihr  Zweck  ist,  Werkf&hrer  namentlich  in  der  Eisen- 
und  Holzbearbeitung  heranzubilden;  der  Unterricht  ist  ein  theo- 
retisch-praktischer, und  dauert  drei  Jahre.  Die  aufzunehmenden 
Schüler  müssen  zwischen  dem  15.  und  17.  Lebensjahre  stehen 
und  eine  praktische  Lehre  durchgemacht  haben.  Eine  Anzahl  von 
Schülern  wird  theils  durch  den  Staat,  theils  durch  die  Departements 
za  ermässigten  Preisen  oder  unentgeltlich  aufgenommen.  Die  aus 
diesen  Schulen  jährlich  hervorgehenden  250  jungen  Leute  finden 
rasche  Verwendung  in  den  grösseren  Werkstätten.  —  In  der  auf 
einer  Stiftung  eines  General  Martin  beruhenden,  von  einer  städti- 
schen Commission  verwalteten  6cole  L»  Martiniöre  zu  Lyon  wird 
mittelst  einer  au^[ezeichneten  Lehrmethode  eine  grössere  Anzahl 
von  Kindern  für  die  verschiedenartigsten  Stellungen  in  der  Industrie 
herangebildet. 

Die  Zeichenschulen,  meistens  aus  städtischen  Mitteln  gegründet, 


1)  Ein  Resultäl  dieser  Beftcebungen  isl  i.  b.  die  Tanioii  centrale  des 
beanx  arte  tppliquöeirindnstrie,  deren  Wirksamkeil  Iiant»t8<cklich  auf  das 
Kunstgewerbe  gerichtet  ist,  in  welchem  Zweck  sie  s.  B.  im  vorigen  Jahr 
(1865)  eine  Ausstelliing  veranlasst  hat. 
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sind  banptsächlich  in  Paris,  Lyon,  Mfihlhaosen,  Doaay  und  Lille 
hervorragend.  Verschiedene  andere  gewerbliche  UnterrichtsansUdten 
bestehen  theils  als  Privat-,  theils  als  städtische  Institute. 

Gegen  die  in  Frankreich  verbreiteten  Bestrebungen,  die  prak- 
tische Ausbildung  durch  technischen  Unterricht  ersetzen  zu  wollen, 
spricht  sich  übrigens  ein  tiefer  Kenner  des  sozialen  Lebens  wohl 
mit  Recht  aus  ^). 

Das  belgische  Unterrichtswesen  für  gewerbliche  Zwecke 
ist  nicht  nur  an  sich  von  hoher  Wichtigkeit,  sondern  noch  von 
grösserer  Bedeutung  durch  den  Einfluss,  den  es  auf  andere  Länder 
ausgeübt  hat^.  Allerdings  sind  die  daselbst  vomfimlich  zur  Be- 
seitigung der  Krisis,  unter  welcher  in  den  1840er  Jahren  die 
flandrische  Linnen-Industrie  zu  leiden  hatte,  errichteten  Lehrwerk- 
stätten (ateliers  d*apprentissage)  keineswegs  von  allgemeinerer 
Anwendbarkeit,  sondern  vorzOglich  da  von  Nutzen,  wo  der  Gewerbe- 
stand so  entschieden  zurückgeblieben  ist,  dass  auf  dem  Wege  der 
regeknässigen  Ausbildung  demselben  die  Fortschritte  in  der  indu- 
striellen Entwicklung  nicht  mehr  zugeführt  werden  können,  die 
Continuität  des  gewerblichen  Fortschritts  vollständig  unterbrochen 
ist;  aber  gerade  in  Belgien  ist  ilie  Zeichenschule  eine 
alte  Einrichtung,  die  schon  vor  mehr  als  100  Jahren  durch  die 
Kaiserin  Maria  Theresia  hervorgerufen  worden  ist,  und  jetzt  ist 
ein  ganzes  Netz  von  Zeichenschulen  über  ganz  Belgien  verbreitet, 
die  ihre  Spitze  in  der  Akademie  der  schönen  Künste  finden. 

Der  Unterricht  in  diesen  Schulen  wird  in  der  Regel  Abends 
ertheilt,  so  dass  die  praktische  Ausbildung  im  Gewerbe  daneben 
hergehen  kann.  Das  Gleiche  findet  in  den  sg.  Fortbildungs- 
schulen, die  meist  von  Gemeinden  gegründet,  und  von  städtischen 
Ausschüssen  überwacht  sind,  statt.  —  Auch  für  die  höhere. ge- 
werbliche Bildung  ist  durch  die  Gewerbehochschulen  mit  ihren  be- 
sondem  Fachschulen  gesorgt 


1)  Le  Play,  L  c.  L  429. 

2)  Z.  B.  in  Württemberg  durch  Vermittlung  der  erwfihotea  -Schrift: 
von  Steinbeis,  Dte  Element  dtr  GewerbehefArderpng  a.  8.  w.  1853.  Vergl. 
namentl  S.  175—209  d«s.  Auch  in  Oesterreich  betrachtet  man  die  dortigen 
Verhiltnisse  ab  Muster.  Vergl.  Mittheilungen  def  k.  k.  Afterr.  Museums  ftr 
Kunst  und  Industrie  Nr.  11  u.  12  Ton  1865. 
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Wie  in  Deutschland  Yennöge  der  arofassenden  Fürsorgey 
die  die  Regieningen  dem  Unterrichtswesen  überhaupt  angedeihen 
Hessen,  die  Unterrichtsanstalten  am  Yollhommensten  entwickelt 
sind,  so  sind  es  insbesondere  die  Anstalten  fiQr  die  gewerbliche 
Bildung.  Gerade  hier  bilden  sie  ein  vollständiges  System  nach  der 
oben  entwickelten  Gliederung.  Wir  fuhren  beispielsweise  die  hö- 
heren technischen  Lehranstalten  in  Preussen  (das  1820  gegrün- 
dete und  1860  reorganisirte  technische  Gewerbeinstitut  in  Berlin), 
in  Baiem  (nach  der  Verordnung  vom  14.  Mai  1864  polytechn. 
Schule  in  München),  in  Sachsen. (polytechn.  Schule  in  Dresden, 
gegründet  1828,  reorganisirt  durch  Verordnung  vom  14.  Miirz 
1855),  in  Hannover  (polytechn.  Schule  in  Hannover,  gegründet 
1831  u.  reorganisirt  1847),  in  Württemberg  (polytechn.  Schule 
in  Stuttgart,  gegründet  1829  und  reorganisirt- 1862),  in  Baden 
(polytechn.  Schule  in  Carlsruhe)  u.  s.  w.  an.  Allgemein  verbreitet 
sind  in  Deutschland  die  sg.  Real-  und  hohem  Bürgerschulen ;  ihre 
Zöglinge  wenden  sich  theHs  der  technischen  Hochschule  (ab  Vor- 
stufe zu  dieser  dienen  hfiufig  die  sg.  Realgymnasien,  höhere  Real- 
schulen), theils  dem  praktischen  Leben  zu.  Ihre  Einrichtung  und 
Unterhaltung  beruht  vorzugsweise  auf  Staats-  und  Gemeindemitteln. 
Einen  grossen  Aufschwung  haben  in  der  neueren  Zeit  die  gewerb- 
lichen Fortbildungsschulen,  sg.  Handwerkerschulen,  genommen. 
Sie  sind  theils  von  den  Innungen,  theils  von  den  Gemeinden  unter- 
halten; aushilfsweise  tritt  auch  der  Staat  ein,  Sie  beruhen  der 
Natur  der  Sache  nach  auf  dem  Grundsatz  der  Freiwilligkeit  In 
Preussen  bezwecken  insbesondere  die  Provinzialgewerbeschulen 
(Verordnung  vom  5.  Juni  1850)  eine  Vorbereitung  für  das  tech- 
nische Gewerbeinstitut  in  Berlin  ^). 

Auch  för  einzelne  Gewerbszweige,  welche  von  vorherrschender 


1)  Ueber  die  gewerblichen  LehransUlten  ib  Wfirtlemberg  yergl.  den 
Anbang  zu  dem  Jabresbericbl  der  Handels- und  Gewerbekammern  för  das 
Jabr  1864.  Sehr  bemerkenfwarth  ist  die  dort  bezeichnete  Entwicklung  des 
gew.  Fortbildongfschulwesens,  namentlich  die  Grflndnng  einer  Commission 
ftr  die  gewerblichen  Fortbildungsschulen  (1853).  Auch  Baiem  hat  durch 
Verordnung  t.  9.  Juni  1866  bei  dem  Ministerium  des  Handels  und  der  ölTent- 
licben  Arbeiten  eine  Berathungscommission  für  das  technische  Unterrichts- 
wesen erriefatel. 
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Wichtigkeit  f&r  eine  besondere  Gegend  sind,  oder  aberhaupt  ein 
bestimmtes  Mass  theoretischen  Wissens  onumgänglich  fordern,  be- 
stehen besondere  gewerbliche  Bildungsanstalten ;  in  der  letEtem*^ 
Richtung  sind  die  Baugewerkeschulen  (z.  B.  die  kön.« Bauakademie 
in  Berlin,  die  Baugewerkeschulen  zu  Stuttgart,  Holzminden  u.  s.  w., 
die  Schule  für  Werkmeister  in  Chemnitz  u.  dergl.)  zu  erwähnen 
und  in  der  ersteren  ist  an  die  Webschuien  (österr.  in  Brunn  und 
Reichenberg,  preuss.  in  Crefeld,  sfichs.  in  Frankenhausen,  wttrttem- 
bergische  in  Heidenheim  und  Reutlingen),  an  die  Klöppel-  und 
Stickschulen  (namentlich  in  Sachsen),  an  Uhrmacherschnlen 
(Furtwangen),  Schulen  für  Hobschnitzer  (z.  B.  Berchtesgaden), 
zu  erinnern. 

Wie  verschieden  nun  auch  der  Staat  bei  diesen  Anstalten 
mitwirken  mag  (durch  direkte  Euirichtung,  Unterstützung,  An- 
stellung der  Lehrer,  Beschaffung  von  Lehrmitteln  u.  sr  w.),  so  hat 
diese  Einwirkung 'ihre  bestimmten  Grenzen,  Grenzen  freilich,  die, 
weil  sie  sich,  wie  bemerkt,  aus  Rücksichten  der  Zwecknttsaigkeit 
ergeben,  nur  nach  Massgabe  der  konkreten  VeriiAltnisse  bestimmt 
werden  können. 

2.  Oeffentllehe  Sammliingen  ffir  gewerbUehe  Zwecke. 

Dieselben  umfassen  in  d^  Regel :  gewerblich-technische  Werke, 
Zeichenwerke  und  Photographien,  Modelle,  weniger  bekannte  Roh- 
stoffe, neuere  Werkzeuge  und  Maschinen,  ausgezeichnete,  nach- 
ahmungswerthe  Erzeugnisse  u.  dergl. 

Ihr  Zweck  ist  nicht  nur,  den  Gewerbetreibenden  stets  mit  den 
neuesten  Fortschritten  bekannt  zu  erhalten,  zur  Verbreitung  neuer 
und  nützlicher  Werkzeuge  beizutragen,  den  Absatz  inländischer 
Produkte  im  Ausland  zu  fördern  u.  dergL,  sondern  wesentlich  auch 
der  einer  Aufklärung  des  Publikums  im  allgemeinen,  womit  sich 
namentlich  in  kunstgewerblichen  Gegenständen  eine  Weiterbildung 
des  Geschmacks  verbindet. 

Bei  allen  diesen  Sammlungen  genügt  Eine  Anstalt  zugleich 
Vielen^),  ja  ihr  Zweck  wird  gerade  <iurch  eine  Centralisation 
viel  besser  erreicht,  als  durch  eine  Zersplitterung;  daraus  erklärt 


1)  Vergl.  Schftffle,  das  System  a.  s.  w.    S.  345.    Abs.  3. 
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es  sich,  warum  (fiese  Anstalten,  die  ebensogut  von  Einzelnen  aus- 
gehen könnten  und  wirklich  ausgegangen  sind,  immer  da  vom 
Staate  ins  Leben  gerufen  werden^  wo  die  Entwicklung  des  Ge- 
meinsinns die  Erreichung  jenes  Zwecks  noch  nicJit  sicher  stellt. 
Beispielsweise  führen  wir  für  diese  Art  der  staatlichen  Thä- 
tigkeit  das  Conservatoire  des  .arts  et  m^iers  in  Paris  (dessen 
Idee  schon  Descartes  ausgesprochen  hatte),  das  South-Kensington- 
Museum  in  London^),  das  Musterlager  der  K.  Centralstelle  in 
Stuttgart  und  das  kais.  kgl.  Museum  für  Kunst  und  Industrie  in 
Wien  an. 

3.  Gewerbliche  Schaa-Anstalten. 

Derartige  Anstalten  waren  früher  vielfach  in  Anwendung, 
um  die  Güte  und  Beschaffenheit  gewisser  Waaren  zu  prüfen,  und 
sie,  wenn  sie  gut  bzw.  den  entsprechenden  Vorschriften  gemäss 
waren,  mit  einem  Stempel  zu  versehen.  Sie  waren  namentlich 
für  den  Export  sehr  wichtig  und  zum  Tbeil  für  ihre  Zeit  ganz 
sweckgemftss.  Die  gesteigerte  Conkurrenz,  die  Einsicht  des  Pu- 
blikums, das  Wegfallen  der  staatlichen  Industriereglements  und 
endlich  ihr  theilweiser  Ersatz  durch  die  vom  Produzenten  selbst 
angebrachten  Bezeichnungen  und  deren  staatlicher.  Schutz  hat  sie 
grossenthetls  in  Wegfall  gebracht;  wo  ein  Bedürfniss  sie  fordert, 
mögen  sie  als  fakultative  Einrichtmigen  fortbestehen. 

An  diese  staatlichen  Anstalten  für  das  Gewerbewesen  reihen  wir 

lY.  Einzelne  besondere  Massregeln  an,  welche 
sich  nicht  zu  dauernden  Anstalten  verkörpert  noch 
in  der  Form  gesetzlichen  Rechts  befestigt  haben. 
Wie. wir  schon  oben  bemerkt  haben,  liegt  in  der  geeigneten 
Organisation  flir  die  gewerblichen  Interessen  eine  Reihe  einzelner 
Förderungsmittel,  welche  keiner  besondem  Erwähnung  bedürfen. 
Hier  sind  nur  noch  einige  allgemeinere  in  Betracht  zu  ziehen. 

1.  Die  Udostrie-AiiBsfelliingen, 
Das  Ausstellungswesen  ist  ein  Kind  der  neueren  Zeit.   Nach- 


1)  Vergl.  darflber:   Schwabe,  die  Förderang  der  KunsMndastrie  in 
England  and  der  Stand  diefer  Frage  in  Deatochland.    Berlin  1666. 
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dem  hn  Jahre  1798  die  erste  Industrie-Aiisstellaiig  auf  dem  Mars- 
Telde  in  Paris  statt  hatte,  Tolgten  im  Laufe  der  nächsten  Jahr- 
zehente eine  Anzahl  Aasstdlangen  einzebier  Länder,  Kreise  and 
Bezirke  nach  ^).  Die  erste  internationale  Ausstellung,  deren  Idee 
dem  Vorsitzenden  der  society  of  arts,  Prinz  Albert  zukommt, 
wurde  im  Jahre  1851  in  London  abgehalten;  ihr  folgte,  nachdem 
im  Jahr  1854  die  deutsche  zu  München  stattfand,  die  zweite 
internationale  zu  Paris  im  Jahr  1855,  die  an  Grossartigkeit  noch 
durch  die  dritte  zu  London  im  Jahr  1862  übertroffen  wurde,  an 
welche  sich  die  vierte  im  nächsten  Jahr  in  Paris  anreihen  soll 
Bei  Beurtheilung  des  Nutzens  der  Ausstellungen  sind  Bezhrks-, 
Kreis-,  Landes-  und  internationale  Ausstellungen  aus  einander  zu 
halten. 

Allerdings  sind  alle  geeignet,  die  Produzenten  aufzumuntern, 
ihren  Erzeugnissen  Absatz  zu  yerschaffen,  und  den  Fortschritt 
im  technischen  und  ökonomischen  Betrieb  anzuregen;  allein  der 
mehr  indirekte  grosse  ethische  Nutzen  kommt  vorzugsweise  den 
internationalen  Ausstellungen  zu.  Wir  brauchen,  um  ihre  allge- 
meine Bedeutung  zu  yeranschaulichen ,  nur  daran  zu  erinnern, 
wie  z.  B.  die  erste  Londoner  Ausstellung  das  ProhibitiYsystem  in 
der  öffentlichen  Meinung  erschüttert,  wie  sie  die  Fördemng  des 
Zeichenunterrichts  in  England  veranlasst,  wie  die  Londoner  Aus- 
stellung ¥on  1862  die  Reform|>estrebungen  auf  dem  Gebiete  des 
gewerblichen  Unterrichts  ia  Frankreich  hervorgerufen,  wie  sie  die 
sg.  Antipatentbewegung  erzeugt  hat. 

Die  grossen  durch  eine  internationale  Ausstellung  veranlassten 
Kosten,  sowie  der  Umstand,  dass  nur  nach  einer  Anzahl  von  Jahren 
Fortschritte  im  Gesammtgebiet  der  Industrie  bemerkbar  werden, 
lassen  es  wünschenswerth  erscheinen,  dass  sich  dieselbe  erst  nach 
einem  angemessenen  Zeitraum  wiederholt. 

Der  Staat  kann  sich  den  Ausstellungen,  als  einem  so  wich- 
tigen Förderungsmittel  der  Industrie  gegenüber,  nicht  gleichgiltig 
verhalten.  Er  wird  aber  auch  hier  die  Selbstthätigkeit  der  In- 
dustriellen voraussetzen  und  nur  insoweit  thätig  werden,  als  ohne 
sein  Eingreifen   der  Zweck   nicht  erreicht  werden  könnte.    Das 


1)  Vergl,  Raa,  1.  c    6.  141.    Anm.  g. 
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Mass,  in  welchem  der  Staat  sich  an  den  seitherigen  Ausstellungen 
betheiligt  hat,  ist  daher  nicht  nur  bei  den  Yerschiedenen  Ausstel- 
lungen, sondern  auch  in  den  verschiedenen  Ländern,  ein  ver- 
schiedenes gewesen.  Bei  dem  entschiedenen  Nutzen,  den  eine 
internationale  Ausstellung  für  das  ganze  wirthschafUiche  Leben 
eines  Volkes  haben  kann,  wird  eine  Beiziehung  der  Nichtaus- 
steller,  sei  es  im  Wege  der  Freiwilligkeit  oder  durch  die  Theil- 
nahme  des  Staats  nie  ganz  von  der  Hand  zu  weisen  sein. 

2.  Unterstützung  einzelner  Gewerbtreibender. 

Die  spezielle  Unterstützung  einzebier  Gewerbtreibender,  wie 
sie  bald  von  Projektäunachem  im  einzelnen,  bald  in  Zeiten  grös- 
,  serer  Geschftftsstockungen  von  mehreren  Gewerbtreibenden  ver- 
langt wird  und  neuerdings  in  allgemeinster  Weise  für  die  Lassalle'- 
sehen  Produktivassoziationen  angestrebt  worden  ist,  ist  in  Wahr- 
heit eine  Erschwerung  der  Konkurrenz  für  andere  Gewerbtreibende, 
und  wenn  sie  in  der  Form  von  Kapitalzuschüssen  aus  der  Staats- 
kasse erfolgt,  ein  Zwangsanlehen  bei  allen  Steuerpflichtigen  zu 
Gunsten  eines  Einzelnen.  Dass  der  Staat  in  der  Regel  die  Ver- 
pflichtung zur  direkten  Unterstützung  einzelner  Gewerbtreibender 
nicht  hat,  ergibt  sich  aus  den  von  uns  im  allgemeinen  aufge- 
stellten Gesichtspunkten,  denn  die  über  das  rechtliche  Bedingen 
binaosgehende  Intervention  des  Staats  wäre  hier  wirthschafUich«nin- 
zweckmässig.  Allerdings  gibt  es  AusnahmefHIle,  abgesehen  von 
dem  Fall  einer  den  Charakter  der  Armenunterstützung  tragenden 
Beihilfe^).  Hieher  gehört  besonders,  wenn  ein  neuer  Industrie- 
zweig, zu  dem  alle  Vorbedingungen  im  Lande  gegeben  sind,  und 
der  von  Wichtigkeit  zu  werden  verspricht,  in  einem  Lande  ein- 
geführt werden  soU^  zu  dem  sich  der  Unternehmungsgeist  der 
Privaten  aus  gewissen  Gründen  nicht  herbeiiässt.  Hier  ist  das 
gemein  wirthschafUiche  Eintreten  des  Staates  begründet,  weil  der 
betreffende  Untemehmungszweig  erst  in  Zukunft  -die  voUe  privat- 
wirthschafUiche  Rentabilität   erlangt    Aber  auch  ya  diesem  mit 


,  1)  Schat,  Nat.-Oek;  S/220. ....  Dies  schli^Ml  nichl  aaa ,  datt  aus* 
nahmfweise  der  Staal  bei  Gewerbixweigen,  die  voULswirtbschafUich  von 
besonderer  Wicbligkeil  find,  nnd  die  ohne  dffentlicbe  Hfijfe  nicht  xa  Stande 
kommen  wikrdeny  mit  seiner  Hilfe  tbAtig  ist. 
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grosser  Vorsicht  zu  behandelnden  Fall  ist  es  zweckmässiger, 
wenn  der  Staat  sich  nicht  direkt,  sondern  mehr  indirekt  durch 
Uebemabme  von  Aktien,  Zinsengarantie  u.  s.  w.  betheiligt.  In 
Aex  neueren  Zeit  ist  eß  besonders  die  Ausbildung  der  Aktien- 
gesellschaft »der  wirthschaftlichen  Versuchsform*,  welche  zudem 
die  Zahl  dieser  Fälle  sehr  verringert  hat  —  Ein  sehr  direktes 
Eingreifen  des  Staats  kann  femer  nöthig  werden,  wenn  Ober  einen 
wichtigen  Gewerbszweig,  z.  B.  durch  Einführung  von  Maschinen, 
eine  vorübergehende  bedeutendere  Krisis  hereingebrochen  ist 
Hier  wird,  so  zd  sagen,  der  allgemeine  Fortschritt  mit  der  Auf- 
opferung einzelner  Interessen  erkauft,  und  ebendarum  rechtfertigt 
sich  ein  durch  den  Vertreter  der  Gemeinheit,  den  Staat  geleisteter 
Ersatz.  Als  praktischer  Beleg  mögen  die  flandrische  Weberkrisis 
und  die  von  der  belgischen  Regierung  zu  ihrer  Beseitigung  ange- 
wandten Mittel  dienen^). 

Endlich  rechtfertigen  sich  Unterstützungen  einzelner  Gewerb- 
treibender  zum  Zwecke  ihrer  Ausbildung  (Reisestipendien  u.  s.  w.), 
wo  es  gilt,  damit  einen  Fortschritt  in  einem  einheimischen  Ge- 
werbszweig von  grösserer  Bedeutung  zu  erzielen;  unter  den 
gleichen  Gesichtspunkt  fiillt  auch  die  zeitweilige  unentgeltliche 
Ueberlassung  neuer  Maschinen  u.  dgl.  an  einzelne  Gewerbtreibende. 

Es  handelt  sich  dabei  überall  um  die  Hervorbringung  wirth- 
scdT^filicher  Güter,  die  zunächst  in  der  privatwirthschaftlichen  Form 
nicht  den  vollen  Entgelt  findet,  und  darum  gemeinwirthschaftlich 
zu  erfolgen  hat. 


Im  Vorstehenden  sind  wohl  die  hauptsächlichsten  Seiten  der 
auf  die  Förderung  der  Gewerbe  direkt  abzielenden  Staatsthätigkeit 
dargestellt  Der  enge  Zusammenhang  des  wirthschaftlichen  Lebens 
bringt  es  mit  sich,  dass  eine  Reihe  anderer  staatlichen 'Einrich- 
tungen auf  wirthschaftlichem  Gebiet,  so  die  Ordnung  von  Mass 
und  Gewicht,  des  Münz-,  des  Verkehrswesens,  der  präventiven 
und  repressiven  Armenpflege  für  das  gewerbliche  Leben  von  hoher 
Bedeutung  wird. 


'1)  Za  vergl  y.  Steinbeb,  1.  c.  S.  45. 
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Ja  selbst  die  Pflege  der  höheren  geistigen,  sittlichen  und 
religiösen  Interessen  wirkt  auf  die  der  materiellen  und  so  auch 
der  gewerblichen  zurück,  wie  sie  umgekehrt  durch  diese  bedingt  ist 

Wie  das  menschliche  Leben  ein  einheitliches,  so  ist  auch 
die  Staatsthätigkeit  eine  wenn  auch  nach  verschiedenen  Seiten 
sich  verzweigende,  auf  einem  und  demselben  Grundgedanken  be- 
ruhende und  darum  konnte  auch  die  besondere  Seite  der  Förde- 
rung des  Erwerbslebens,  wie  es  in  dem  Gewerbewesen  sich  dar- 
8tellt>  nur  im  Lichte  dieser  allgemeinen  StaatsaufTassung  betrachtet 
werden. 
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Von  Dr.  A.  Brins. 

FrofMSor  des  röm.  Beehti, 

geleien  am  13.  Desbr.  1866,  zam  EintriU  in  den  tkademifchen  Senat  der 
Uniyersitit  Tübingen. 


Das  Wort  Bandesgenossenschaft  enthält  an  und  für  sich  nichts, 
was  den  Gedanken  oder  die  Forderung  gerade  der  »Bescheiden- 
heit'' auf  der  einen  oder  auf  der  andern  Seite  aufkommen  Hesse. 
Denn  gleich  dem  Worte  foedus,  pactio,  societas  beruht  es  in  dem 
BegriBe  des  Vertrages,  und  dieser  ist  so  wesentlich,  so  ganz  und 
gar  Recht,  dass  er  wohl  mit  Rechts-  und  Pflichtgefühl,  dagegen 
mit  den  för  das  Recht  nicht  mehr  ponderablen  Tugenden  des  An- 
Standes  und  der  Bescheidenheit  in  keina*  Verbindung  steht.  Nicht 
in  dem  rechtlichen  Begriff  und  Wesen  4er  Bundesgenossenschafl 
also,  sondern  in  irgendwelchen  factischen,  vielleicht  zufälligen, 
zeitweiligen  Umständen  derselben  allein  kann  es  seinen  Grutad 
haben,  wenn  den  Bundesgenossen  statt  all^m  anderen  gerade  Be- 
scheidenheit nachgerühmt  wird.  Und  vor  aVem  möchte  hiebei  an 
den  zwischen  Bundesgenossen  nicht  seltenen  Unterschied  an  nu- 
merischer und  physischer  Macht  und  Stärke  gedacht  werden. 
Denn  für  den  stärkeren  von  beiden  wird  es  einigen  Zusatzes  an 
Tugenden  bedürfen,  wenn  er  auch  dem  schwächeren  gegenüber 
das  Mass  seiner  Rechte  nicht  nur  nicfit  überschreiten,  sondern 
gar  wie  der  gute  Nachbar  der  Xu  Tafeln  noch  dritthalb  Fuss  ein? 
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wärts  seiner  Gienzen  bleiben  soll.  Dazu  allerdings  gehdrt  etwas 
das  über  Reefats-  und  Pflichtgefühl  selbst  noch  hinausgeht:  eine 
Eigenschaft  des  Gemüthes,  welche  von  der  Mässigung  den  Namen 
modestia  bekonuaen  hat. 

Den  ^fllBder  kundigen  Leser  des  Tacitus  wird  bei  den  an 
die  Spitze  dieser  Betrachtung  gestellten  Worten  denn  auch  un- 
willkürlich die  Versuchung  anwandeln,  an  eine  Bescheidenheit  der 
Römefi  niobt  an  eine  der  ihnen  damals  verbündeten  Völkerschaften, 
—  vom  römischen  Standpunkt  aus  also  an  eine  Bescheidenheit 
gegen  die  Bundesgenossen,  nicht  bei  den  Bundesgenossen  zu 
denken.  War  ja  Macht,  Grösse,  Einheit  beim  Tode  des  Augustus 
doch  wohl  in  entschiedenem  Uebergewicht  auf  römischer  Seite,  Mäs- 
sigung also  viel  mehr  von  dieser  als  der  anderen  Seite  geboten. 

Indtasen  spricht  Tacitus  nun  einmal  von  Bescheidenheit  bei 
den  Bundesgenossen,  und  darf  darum  nicht  Ifinger  gezweifelt  wer- 
den, dass  des  Augustus  Lob-  und  Leichenredner  unter  den  Wohl- 
thaten  seiner  Regierung  neben  dem  jus  apud  cives  die  Bescheiden- 
heit der  Bundesgenossen  hervorheben  wollten. 

Und  in  der  That  bedarf  es  nur  eines  kurzen  Besinnens,  um 
sagen  zu  können,  dass  das  Jahrhundert  vor  Augustus,  vom  römi- 
schen Standpunkt  aus  angesehen,  mit  Unbescheidenheiten  und  Zu- 
dringlichkeiten der  Bundesgenossen,  nftmlich  der  stammverwandten 
italischen  angefüllt  war.  Uns  Civilisten  sollte  nun  zwar  aus  dieser 
Periode  der  römischen  Geschichte  kaum  etwas  anderes  in  An- 
spruch nehmen,  als  jene  namenlose  lex,  durch  welche  das  noch 
aus  der  Zeit  der  Isopolitie  d.  i.  des  wahren,  gleichberechtigten 
Bundes  mit  Latium  herrührende  Recht  der  gegenseitigen  Freizügig- 
keit und  Einbürgerung  für  Latium  auf  eigenes  Andringen  der 
daheimgebliebenen  Latiner  beschränkt  wurde,  und  beschränkt 
werden  musste,  wenn  Latium  nicht  veröden  sollte.  Nur  diejenigen 
nämlich,  welche  männliche  Nachkommenschaft  daheim  zurückliessen, 
sollten  —  so  sagte  die  lex  —  auch  fortan  noch  in  Rom  cives 
werden  können.  Aber  auch  diese  lex  böte  kein  besonderes  civi- 
listisches Interesse  dar,  wenq  die  Latiner  nicht,  wie  Livius  be- 
merkt, durch  zweiedei  Gattungen  von' Hinterlist  dieselbe  zu  hinter- 
gehen gewosst,  wenn  sie  durch  eine  derselben  nicht  einen  Bei- 
trag für  die  Lehre  vom  CSommercium  und  der  Verwendung  der 

Z«tt8Ghr.  f.  StMtow.  1867.  I.  H«ft.  9 
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Mancipation  und  Hanamission  geliefert  hätten,  und  wenn  Livios 
bei  der  DarsteHung  der  andern  nicht  bis  vor  kurzem  noch  un- 
verständlich gewesen  wäre.  Zweimal  hat  Husch ke  sein  Mikro- 
skop gestellt,  aus  den  räthselhaften  Worten  ut  cives  das  erste- 
mal coelibes  herausgelesen,  aber  falsch ;  das  .zweitemal  aber  mn- 
nicipes,  und  das  m.  E.  mit  radicalem  Erfolge. 

Erörterungen  dieser  Art  scheinen  indessen  mehr  in  die  Werk- 
stätte des  Fachmannes  als  an  den  Ort  zu  gehören ,  an  wekhem 
die  sonst  verschiedenen  Wissenschaften  ihre  Zusammengehörigkeit 
bekunden ;  und  es  dOrfte  darum  wohl  nicht  unstatthaft  sein,  wenn 
ich  aus  der  oben  eingeleiteten  Geschichte  des  italischen  Bundes- 
wesens hervorkehre,  was,  ohne  ausserhalb  der  Rechtsgeschichte 
zu  stehen,  den  Publicisten  und  Geschichtschreiber  doch  ungleich 
mehr  beschäftiget,  als  den  Juristen. 

Es  ist  dies  aber  das  Drängen  nach  Civität  oder  Inkorporation 
auf  bundesgenössischer ,  und  die  Abneigung  ja  Scheu  dagegen 
auf  römischer  Seite.  Dabei  kommen  jene  Einwanderungen  aus 
Latium,  so  massenhaft  sie  waren,  nur  wenig  in  Betracht:  denn 
wie  bemerkt,  enthielten  sie  nichts  Revolutionäres,  sondern  höch- 
stens einen  übertriebenen  Gebrauch  von  dem  Rechte,  die  eigene 
Heimat  gegen  das  nun  bereits  üppige  Rom  zu  vertaiißchen.  Gegen 
sie  mochte  man  mit  einschränkenden  Gesetzen  und  Aji9weisungs- 
Edicten  aufkommen;  hatten  die  daheimgebliebenen  Stammesge- 
nossen ja  doch  selbst  darum  gefleht,  und  den  Senat  und  die  Con- 
suln  mit  ihren  Gesandten  belagert.  Ein  anderes  war  es,  als  die 
noch  übrige  Hasse  der  italischen  Bundesgenossen  an  die  Thore 
von  Rom  pochten  und  Einlass  begehrten;  Einlass,  nicht  um  an  den 
Genüssen,  sondern  um  an  den  Rechten  und  der  Herrschaft  Roms 
theilzunehmen;  an  Rechten,  auf  die  sie  keinen  rechtlichen  An- 
spruch, an  einer  Herrschaft,  an  der  sie  bisher  nur  passiven 
Antheil  hatten;  als  bald  nur  mehr  die  von  Heraklea  und  Neaj^olis 
lieber  Herakleenser  und  Neapolitaner  bleiben,  als  Römer  werden 
mochten;  als  in  Corfinium  ein  Bund  gegen  Bund,  Senat  gegen 
Senat,  Consubi  gegen  Consuln  und.  ein  Italia  gegen  Rom  erstund, 
als  selbst  Roms  nächste  Nachbarn  und  Vettern,  Etriisker,  Um- 
brer  und  Latiner  an  Bruch  dachten  und  zuletzt  mit  dem  auswär- 
tigen Feind  verhandelt  ward. 
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Was  die  Verhandlung  mit  dem  aoswärtigen  Feinde,  mit  Mi- 
thridates,  anlangt,  so  muss  bemerkt  werden,  dass  sie  nicht  so- 
fort beim  Beginne  des  Krieges  stattfand,  geschweige  denn  lange 
vorher,  in  kalter  Berechnung,  und  als  eine  Voraussetzung  des 
Krieges,  sondern  erst  in  der  anderen  Hftlfte  des  Kampfes,  da  von 
den  Bundesgenossen  selbst  die  meisten  bereits  abgefallen,  und 
nur  noch  die  Samniter  und  Lucaner  bei  den  Waffen  waren. 

Aeusserlich  femer  erscheint  dieser  Krieg  allerdings  als  ein 
Bundesbruch  von  Seite  der  Italiker,  insoferne  sie  durch  förmlichen 
Vertrag  mit  Rom  föderirt  waren.  Allein  näher  betrachtet,  wird 
Mommsen  im  Rechte  sein,  wenn  er  ihnen  das  Prädikat  von 
Insurgenten  gibt  Denn  in  Wirklichkeit  waren  sie,  mochte 
das  Foedus  nun  ein  gleiches  oder  ungleiches  sein,  Unterthanen 
von  Rom.  Ein  neues  Jind  juristisch  entscheidendes  Argument  hie- 
f&r  ergibt  sich,  wenn  durch  die  Forschungen  auf  dem  Gebiete 
des  r&mischen  Münzwesens  vollends  constatirt  sein  wird,  dass 
ihnen  das  Mttnzrecht  genommen,  und  selbst  die  Prägung  der 
Scheictemünze  nur  in  4)eschränktem  Hasse  belassen  wurde.  Dass 
sie  für  den  Schutz,  den  ihnen  Rom  gewährte,  an  seinen  immer- 
Wihrenden  Kriegen  theilnehmen,  und  zu  dem  Ende  alljährlich  durch 
eigene  Gesandte  auf  dem  Kapitel  sich  sagen  lassen  mussten,  wie 
viel  an  Qpld  und  Volk  von  ihnen  begehrt  wurde,  ist  bekannt. 

So  war  denn  der  Bundesgenossenkrieg  in  der  That  ein  Auf- 
stand von  Unterthanen  gegen  ihre  Herren;  vom  Standpunkte  der 
letzteren  jedenfalls  und  mindestens  eine  Unbescheidenheit ;  ob 
auch  ein  Unrecht  vor  dem  Forum  der  Geschichte  und  des  Völker- 
rechtes, wollen  wir  unentschieden  lassen ;  denn  Sympathie  mit  dem- 
selben könnte  vielleicht  befangen  machen.  Aber  der  Grund,  der 
diese  Masse  zerstreuter,  durch  römische  Politik  gespaltener  Völker- 
schaften in  Eins  zusammentrieb  und  organisirte,  muss  ein  ge- 
waltiger und  tiefliegender  gewesen  sein.  Die  Vorgänge  der  drei 
letzten  Decennien,  so  sehr  sie  den  Bundesgenossen  reizten  ^-  heute 
die  Verheissung  der  Civität,  und  morgen  wieder  die  Zurückwei- 
sung —  heute  die  Freundschaft  morgen  die  Feindschaft  bald  der 
Optimaten,  bald  der  Populären  s  von  so  mächtiger  Wirkung  können 
sie  nicht  gewesen  sein.    Diese  reicht  viel  weiter  zurück. 

Den  italischen  Völkerschaften  nämlich,  wiewohl  fast  alle  unter 
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sich  und  mit  Rom  blatsverwandt  waren ,  ist  es  nicht  beschieden 
gewesen,  in  gleichem  Rechte  sich  nebeneinander  za  entwickeln 
und  miteinander  zu  verbinden.  Nicht  als  ob  es  an  Ansätzen  dazu 
gefehlt  hätte.  Denn  alles  weist  darauf  hin,  dass  jede  von  ihnen 
nach  innen  selbst  wieder  fikierativ  gestaltet,  ehi  Bund  meist  von 
städtischen,  mitunter,  auf  den  Bergen  namentlich,  auch  von  länd- 
lichen Gemeinden  war,  mithin  ihrer  eigenen  Anlage  nach  filr 
eine  föderative  Weiterentwicklung  bestimmt  schien.  So  bestund 
denn  namentlich  ein  Latinischer  Bund  lange  bevor  Rom  in  ihn, 
ja  wohl  lange  bevor  Rom  in  die  Welt  überhaupt  eintrat.  Und 
als  dann  nach  Vertreibung  der  Könige  das  Bündniss  erneuert, 
und  geschworen  war,  dass  es  so  lange  halten  sollte  als  Himmel 
und  Erde:  da  bot  sich  nach  allem,  was  wir  wissen,  ein  Jahr- 
hundert lang  das  Bild  wahrhafter  und  gleichberechtigter  Genossen^ 
Schaft  dar.  Allein  in  diesef  Richtung  schritt  die  Entwickking 
Italiens  nicht  weiter ;  noch  ein  Jahrhundert,  und  die  Römer  hatten, 
aus  blosser  Empfindsamkeit  über  das  ihnen  überall  widerfahrene 
Unrecht,^  die  italischen  Stämme  sämmtlich  unterworfen.  Nur  ein 
kleiner,  im  Umkreis  von  Rom  gelegener  Theil  wurde  inkorporirt; 
für  die  grosse  Hehrzahl  ward  Bundesgenossenschaft  die  Form  der 
Unterwerfung.  Unter  ihnen  waren  aber  Völker,  welche  wie  die 
Samniter,  in  einer  noch  heute  unser  Mitleid  heraus4)rdemden 
Weise  bis  zur  Vernichtung  um  ihre  Selbständigkeit  gekämpft  haben. 
Ein  solcher  Geist  hält  Stand,  auch  über  die  leibliche  Unterwerfung 
hinaus ;  er  war  es,  der  wiederum  nach  anderthalb  Jahrhunderten 
den  nach  dem  hannibalischen  Kriege  für  Rom  furchtbarsten  Kampf 
zum  Ausbruch  brachte.  Und  wenn  ihn  die  Römer  gleich  theUs 
mit  den  Waffisn,  theils  durch  Verhandlungen  mit  den  einzelnen 
Stämmen  bewältigten,  so  schloss  er  doch  nur  mit  Erfüllung  des 
bundesgenössischen  Verlangens.  Die  Bundesgenossen  wurden  in 
die  Civität  aufgenommen,  und  es  begab  sich,  wie  ein  älterer  Ge- 
schichtschreiber meint,  beim  Siegeseinzug  des  Pompejus  Strabo 
in  Rom  das  Merkwürdige,  dass  die  alten  Büi^er  über  die  neuen 
triumphirten.  Freilich  ward  die  ganze  Masse  von  NeubÜrgem 
zunächst  in  8  bestimmte  Tribus  zusammengedrängt,  so  dass  sie 
gegenüber  den  Allbürgern  in  entschiedener  Minorität  wafen.  Allein 
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bald  fiel  auch  diese  Schranke^  und  die  Italiker  waren  nun  factisch 
wie  rechtlich  Yollbürger  der  römischen  Republik. 

IlaKen  war  jetzt  einig.  Von  Seite  d^  ausseritalischen  Bundes- 
genossen verlautet  nichts  mehf  über  emen  ähnlichen  Sturmlauf 
auf  die  römische  Civität^;  Leute»  denen  ihre  Väter  noch  von  jenen 
Schreckenstagen  erzählt  ]iatten,  mochten  mit  wahrer  Befriedigung 
von  der  Bescheidenheit  der  jetztlebenden  Generation  von  Bundes- 
genossen, den  guten  Freunden  im  Cimbrer-  und  Scytenland,  am 
Buphrat  und  in  Nubien  reden. 

Und  doch  muss  uns  wundem,  dass  das  Begehren  nach  In- 
korporation sich  nicht  mehr  wiederholt:  nicht  sowohl  von  Seite 
der  Bundesgenossen,  die  jetzt  an  der  entfernten  Peripherie  des 
Reiches  lagen,  als  von  Seite  der  Provinzen,  die  nach  den  itali- 
schen Bund^genolsen  ja  doch  die  nächste  Exspectanz  auf  das 
Staatsbttrgerrecht  hatten.  Denn  neben  der  modestia  apud  socios 
gemahnt  es  jetzt  jenes  anderen  Wortes :  jus  apud  cives  —  der 
Berühmung,  dass  daheim  das  Recht  geherrscht  habe.  War  dieser 
Zustand  fbr  die  politisch  rechtlosen  Unterthanen  der  Gegenwart 
weniger  anziehend,  als  für  die  der  Vergangenheit? 

Betrachten  wir  indessen  das  Wort  jus  apud  cives  näher. 
Trotzdem,  dass  m.  W.  kein  Commentar  bei  ihm  verweilt,  ist  es 
doch  vielleicht  weder  grammatisch  noch  historisch  ganz  unzwei- 
deuti^f^  Mindestens  lassen  sich  Fragen  an  dasselbe  stellen;  so 
viel  ich  sehe  zwei. 

Erstens:  waren  es  etwa  blos  die  Parteigänger  des  Au- 
gustus,  welche  seinem  Zeitalter  die  Etikette  der  Legalität  auf- 
klebten, —  oder  stimmte  damit  auch  die  Opposition,  stimmt  da- 
mit auch  die  Geschichte  und  das  Recht  selbst  tiberein  ?  Als  wir 
Aelteren  in,die  Schule  gingen,  stund  der  Glaube  an  das  Recht 
der  Republik  entgegen  den  Cäsaren  noch  fest  Seitdem  hat  die 
Geschichtschreibung  in  andere  Bahnen  gelenkt,,  und  man  bekommt 
es  mit  Meistern  derselben  zu  thun,  wenn  man  fUr  die  letzten  Ver- 
fechter des  Freistaates  noch  ein  ernsthaftes  Wort,  und  gegen  die 
Monarchie  des  Augustus  ein  juristisches  Bedenken  hat.  Männer  der 
That  sind  mit  Cicero  jioch  Immer  in  so  weit  einig,  dass  Recht  und 
Gewalt  Gegensätze  seien,  und  nur.  darin'  von  ihm  verschieden, 
dass   sie  je  nach  Umständen  der  Gewalt  vor  dem  Rechte  den 
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Vorzug  geben.  Die  Feder  dagegen  bohrt  tiefer,  und  scheint  den 
Gegensatz  selbst  beseitigen  zu  wollen.  Ihr  wird  demnftchst  das 
Recht  nicht  mehr  der  Rahmen  sein,  in  den  sich  die  Staatenent- 
wicklung zu  fügen,  sondern  die  schmiegsam  wechselnde  Form, 
in  welcher  die  aus  dem  Innersten  der  pinge  herausarbeitende 
Kraft  ihren  jeweiligen  Ausdruck  hat.  Diese  Kraft  tritt  entweder 
als  Gewalt  auf,  wenn  sich  ihr  unter  dem  angeblichen  Titel  des 
Rechts  Eigennutz,  Pedanterie,  Unverständniss  der  Zeit  entgegen- 
stellen, —  oder  sie  entwickelt  sich  zu  einem  Reiche  des  Frie- 
dens, wenn  von  einem  anderen  Gesetze,  als  das  sie  sich  selbst 
gibt,  nicht  mehr  die  Rede  ist.  Als  solch. eine  aus  dem  Innersten 
des  römischen  Weltreiches  emporarbeitende  Kraft  denkt  man  das 
Bedürfniss  und  den  Gedanken  der  Cäsarenherrschaft.  Bei  Phar- 
salus  und  Actium  brauchte  sie,  weil  man  ihre  Berechtigung  noch 
anstritt,  Gewalt ;  ohnmächtig,  wenngleich  blutig,  glitten  die  Dolche 
der  Verschwörer  an  den  Iden  des  Märzes  von  ihr  ab;  nach 
Actium  aber  begann  die  Aera  des  Friedens:  der  Geist  des  rö- 
mischen Volkes,  die  Republik  selbst  sieht  man  nun  vollends  in 
Dienst  und  Sold  des  Augustus;  denn  zwei  Dinge*  vornehmlich 
scheinen  für  den  legalen  und  gerechten  Umschwung  der  Dinge 
entscheidend  sein  zu  sollen.  Einmal  die  Thatsache,  dass  Octayian 
durch  eine  Art  antiken  suffrage  univenely  durch  Senat  und  Volk, 
also  durch  die  Republik  selbst  die  Allein-  und  Vollgewalt  ei%alten 
habe;  —  dann  dass  er  der  Erbe  des  Hannes  war,  auf  dessen 
Bild  man  drei  Blätter  voll  der  genialsten  Striche  und  glühendsten 
Farben  verwenden  kann,  ohne  dass  man  das  Original  erreicht; 
nicht  erreicht  wegen  seiner  Vollkommenheit.  VSr  allem  Deniagog 
und  dann  erst  Feldherr,  einerseits  Grieche  und  dann  doch  ganz 
Römer,  ein  Freund  der  Republik  und  doch  der  Kroue  bedürftig 
ist  der  göttliche  Julius  Cäsar  Ausdruck  des  römischen  Volksgeistes, 
er  der  Urheber  der  Monarchie  und  darum  die  Monarchie  das 
Recht  des  römischen  Volkes. 

Hiernach  würde  das  jus  apud  cives  selbstverständlich  als 
kein  blos  schmeichlerisches,  sondern  als  ein  in  seinem  vollen 
Umfange  wahres  und  gerechtes  Wort  zu  betjachten  sein. 

Tacitus,  wenn  wir  ihn  selbst  um  die  ComroenUrung  seiner 
Stelle  angingen,  würde  sich  nun  freilich  anders  vernehmen  lassen. 
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Er  bezeichnet  Julius  Cäsars  Leichenfeier  als  den  Tag  der 
noch  unverdauten,  des  August us  Leichenfeier  mithin  als  den 
der  bereits  gewohnten  JCnechtschaft.  At  Romae  ruere  omnes  in 
servitium  —  ist  seine  Glosse.  Sagen  jene :  die  Pietöt  gegen  den 
ermordeten  Adoptivvater,  die  fernere  Unmöglichkdt  der  im  Bürger- 
krieg zerrissenen  Republik  habe  Augustus  zur  Verfolgung  der 
Mörder,  zu  den  Schlachten  mit  den  Republikanern,  zur  Constitui- 
rung  der  Monarchie  genöthiget,  so  spricht  Tacitus  aus  dem  Munde 
der  Opposition :  das  alles  war  Vorwand ;  in  Wahrheit  Herrschsucht 
die  TriebMer,  Täuschung  der  Freunde  und  Bestechung  der  Le- 
gionen das  Mittel  zur  Vertilgung  nk;ht  nur  der  Feinde,  sondern 
auch  der  Freunde,  des  Lepidus  und  der  Pompejaner.  So  sei 
Friede  geworden,  aber  ein  blutiger.  Nach  Augustus  Sinn,  der 
nicht  einmal  den  Göttern  die  Ehre  allein  liess,  sondern  in  eigenen 
Tempeln  wie  sie  und  durch  eigene  Priester  wie  sie  angebetet 
sän  wollte,  sei  Volksrecht  nicht  mehr  denkbar  gewesen.  Indes- 
sen, diese  und  andere  Bemerkungen  des  alten,  wie  man  sagt 
optimatisch  verbissenen  Geschichtscbreibers ,  haben  kaum  mehr 
Beweiskraft;  wir  müssen  uns  um  einen  über  den  Widerstreit  der 
Parteien  erhabenen  Standpunkt  umschauen.  Dieser  wird  um  so  mehr 
zunächst  noch  der  des  positiven  römischen  Staatsrechtes  sein 
müssen,  als  man  sich,  wie  bemerkt,  auch  jenseits  auf  Senat  und 
Comitien,  auf  Uebertragung  des  vollen  Imperiums  durch  das  rö- 
mische Volk  selbst  beruft.  In  seinem  auf  den  Marmorsäulen  des 
Augustust^npels  von  Alicyra  copirten  Testamente  berichtet  Au- 
gustes selbst,  dass  ihm  per  consensum  universorum  civium  rem 
publicam  übergeben,  das§  ihm  also  gewissermassen  die  Republik 
selbst  ausgeliefert  worden  sei.  Dio  Cassius  und  die  lex  de  im- 
perio  Vespasiani  bestätigen  dieses  Wort.  Es  kann  auch  nichts 
helfen,  wenn  wir,  um  das  Unrecht  des  Augustus  darzuthun,  etwa 
geltend  machen,  dass  in  der  Uebertragung  eines  solchen  Impe- 
riums der  vollendete  Gegensatz  und  die  Negation  der  Republik 
lag;  denn  das  läugnet  ja  Niemand,  dass  die  Verfassung  unter 
Augustus  etwas  ganz  anderes  geworden,  als^  die  Republik:  die 
Frage  ist  nur  die,  ob  dies  mit  Recht  geschah,  ob  nach  dem 
bi8herig.en  Rechte  der  Republik,  —  ob,  worauf  man 
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heute  dranten  an  der  Donau  so  grosses  Gewicht  legt,  die  Rechts- 
continuität  gewahrt,  ob  die  Monarchie  wirklich  durch  die  Repu- 
blik selbst  ges.chaffen  wurde.  Diese  Frage  müssen  wir  nun  aber 
bis  auf  weiteres  verneinen.  Denn  entweder  hatte  Augustus  jene 
Vollgewalt  von  Senat  und  Volk  nur  als  Mandatar  bekommen  — 
ungefähr  so  wie  vordem  die  Proconsules,  —  dann  war  sie  wider- 
ruflich, blieb  also  bei  Senat  und  Volk,  und  Augustus  war  durch  die 
Republik  nicht  Monarch,  sondern  nur  ihr  ktindbarer  Procurafilhrer 
geworden;  oder  Augustus  hatte  die  Gewalt  jure  suo  bekommen 
sollen :  dann  reichten  Senat  und  Volk  nicht  aus,  dies  nach  dem  bis- 
herigen Rechte  zu  bewirken.  Die  Verleihung  dei*  Aemter,  die  der* 
Belehnte  jure  suo  haben  sollte,  setzte  voraus,  dass  dar  Verleihende 
selbst  sie  gehabt  hatte :  entweder  dasselbe^  oder  ein  gleichartiges, 
gleich  grosses.  Ein  Amt,  eine  Magistratur,  hat  aber  weder  der 
Senat,  noch  das  Volk.  Wenn  also  gleich  keine  höhere  Magistratur 
ohne  den  populus  verliehen  werden  konnte,  so  konnte  doch  keine 
durch  den  popplus  oder  Senat  verliehen  werden;  es  muss  ein 
mterrex,  consul,  praetor  sein,  der  den  Consul,  Dictator,  Praetor 
creirt  So  setzt  die  Verleihung  der  Aemter  nicht  nur  Recbts- 
continuität  voraus:  sie  ist  selbst  Rechtscontinuität  »Al^  am  An- 
fange von  Cäsars  Bürgerkrieg  sich  einige  Auguren  seiner  Partei 
zu  einem  Gutachten  bereit  zeigten,  dass  er  das  gewünschte  Con- 
sulat  durch  einen  der  Prätoren  erlangen  könne,  war  Cicero  em- 
pört über  diese  Schmach,  und  versicherte  dem  Atticus^  dass  ihn 
eher  die  Erde  verschlingen  sollte,  ehe  er  sich  zu  einer  solchen 
Verhöhnung  der  Republik  hergäbe  (Rubino);  denn  die  Prätur 
war  geringer  als  das  Consulat  Noch  Julius  Cäsar  hatte  seine 
Dictatur  durch  einen  interrex  erhalten.  Jene  Alleingewalt  aber, 
die  Augustus  haben  sollte,  war  mehr  als  was  ihm  durch  irgend 
einen  interrex  oder  consul  verliehen  werden  konnte,  so  dass  von 
dner  deraftigen  Creatioh  des  Augustus  keine  Quelle  spricht,  Au- 
gustus also  die  Alleingewalt  blos  als  Mandatar  und  widerruflich, 
oder  unwiderruflich,  aber  gegen  das  Recht  der  Republik, erhatten, 
die  Republik  selbst  also  die  Monarchie  des  Augustus  keineswegs 
gegründet  hat.  In  der  That  hat  Augustus  in  dieser  Gewaltsüber- 
tragong  auch   so  wenig  den  Schwerpunkt  seiner  Herrschaft  ge- 
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sehen,  dass  er  nach  eigener  Meldung  im  Monamentatn  Ancyranum 
später  freiwillig  auf  sie  verzichtete. 

Nach  dem,  was  man  bisher  unter  Recht  verstanden  hat, 
d.  i.  nach  einem  Massstabe  der  über  der  Kraft  und  dem  Erfolge 
steht,  wäre  das  Recht  der  augusteischen  Monarchie  mithin  sehr 
problematisch.  Allein  auch  nach  jenem  anderen,  in  der  Erfindung 
begriSTenen  Rechte,  das  eine  innere  Berechtigung  zur  That  an 
ihrem  äusseren  Erfolge  erkennt,  erhebt  sich  etwas  gleich  einem 
Protest  gegen  das  Recht  der  ersten  Cäsaren. 

Es  ist  diess  die  Thatsache,  dass  aus  der  Herrschaft  der 
Cäsaren  folgerecht  und  schrittweise  der  vollendete,  den  Herrscher 
schliesslich  prinzipiell  Ober  das  Recht  stellende  Absolutismus  her- 
vorging. 

Die  Kaiser  Severus  und  Antoninus  finden  noch  schicklich, 
dass  der  Prinzeps  seine  Gesetze  selber  halte;  Theodosius  und 
Valentinian  entdecken  sogar  einen  Zusammenhang  zwischen  ihrer 
eigenen  Autorität  und  der  der  Gesetze  —  und  dass  es  der  Majestät 
nicht  unwürdig  sei,  die  Gesetze  zu  halten.  Allein  Justinian  ver- 
wahrt sich  wieder  ausdrücklich  gegen  jede  Verbindlichkeit  der  Gesetze 
(ÜT  seine  Person :  habe  diese  doch  Gott  selbst  ihm  zu  Füssen  gelegt. 

Der  also  vollendete  Absolutismus  ist  keine  besondere  Form 
oder  Verfassung  des  öfientlichen  Rechtes  mehr,  wie  man  sich 
gemeinhin  zu  denken  pflegt,  sondern  lediglich  die  Negation 
des^-öffentlichen  Rechtes.  Indem  er  sich  über  das  Recht  stellt, 
entbuidet  er  die  Person  des  Herrschers,  damit  auch  dessen  Gewalt, 
und  folglich  auch  sein  angebliches  Recht,  in  welchem  alles  öffent- 
liche Recht  aufgeht,  von  jeder  rechtlichen  Verpflichtung.  Ein 
Recht,  das  aber  nicht  zugleich  Verpflichtung  ist,  ist  —  wenn 
überhaupt  ein  Recht  —  nurmehr  Privatrecbt.  Also  kann  der  Abso- 
lutismus, wenn  er  überhaupt  ein  R^cht  wäre,  nurmehr  Privatrecht, 
und  indem  er  die  Privafisirung  der  öfientlichen  Gewalt  ist,' nur 
die  Negation  des  öffentlichen  Rechtes  sein.       * 

Eine  Politik  oder  Regierung,  die  solchen  Erfolg  «hat,  müsste 
sflbst  wenn  sie  rechtmässig  wäre,  ftkr  verwerflich  erachtet  wer- 
den ;  um  so  mehr  dann,  w'enn  man,  um  sie  zu  rechtfertigen,  das 
Recht  dazu  erst  erfinden  und  machen  müsste.  Es  ist  aber  wie 
gesagt,  dier  Herrschaft  der  ersten  Cäsaren,  insonderheit  die  des 
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Augustas,  welche  für  jenen  ganzen  ByzlntinisBus  den  Grwd 
gelegt  hat. 

Augustos  war  der  Erste  der  sich,  nach  Ausweis  der  lex 
de  imperio  Vespasiani ,  von  Gesetzen  entbinden ,  —  er  derjenige^ 
welcher  eine  wie  mir  scheint  noch  nicht  dagewesene  FüUe  des 
Imperiams  auf  sich  übertragen  Hess.  Aber  erfolgreicher  als  all 
das  war  die  durch  ihn  beförderte  Corruption  der  Geister,  beRMrderl 
vornehmlich  durch  Fiction  und  Verwerthung  der  Religion,  —  oder 
kurzgesagt  durch  Fiction  und  Religion.  Bis  auf  Augustus  war  die 
Fiction  auf  das  Privatrecht  beschränkt  geblieben.  Hier  hatte  von 
altersher  der  juristische  Kunstgriff  bestanden,  gewisse  Dinge  unter 
anderem  so  hinzustellen,  als  ob  sie  noch  seien,  wahrend  sie 
nicht  mehr  waren.  Diesen  Kunstgriff  übertrug  Augustus  auf  das 
öffentliche  Recht  Er  that  in  allem  als  ob  die  Republik  noch  be- 
stünde ;  und  während  sie  sämmtlich,  Senatoren,  Ritta*  und  Bürger, 
Magistrate  und  Collegen,  sich  ihres  ordo,  suffragium  und  bonos 
in  Wirklichkeit  nur  bedienten,  um  Octavians  Willen  zu  vollstreckeD, 
und  die  noch  auftauchende  Opposition  entweder  nur  zum  Schdn, 
oder  verschwindend  klein  war,  konnte  der  Herrscher  am  Abende 
seines  Lebens  das  charakteristische  Wort  sprechen,  dass  er  wie- 
wohl an  Ansehen  Alle  überragend,  an  Recht  gleichwohh  nicht 
mehr  gehabt  als  seine  Collegen.  Dergestalt  vergass,  wie  sich 
ein  englischer  Geschichtschreiber  ausdrückt,  Rom  seine  Herab- 
würdigung. Und  würde  sich  Augustus  in  Rom  nicht  so  'be- 
harrlich verbeten  haben,  was  er  in  den  Provinzen  duldete,  nach 
Tacitus  sogar  anstiftete,  so  würde  der  Augustustempel  in  Rom 
noch  bei  seinen  Lebzeiten  erbaut  worden  sein. 

Ich  will  es  dem  Suetonius  glauben,  dass  Augustus  in  seiner 
nüheten  Umgebung  bei  seinen  Lebzeiten  in  der  That  noch  nicht 
Gott  werden  mochte.  Denn  es  iquss  für  einen  Sterblichen  immeriiin 
etwas  Unbequemes  haben,  überall  und' in  allem  Gott  sein  zu 
sollen.  Um  so  sicherer  muss  Augustus,  der  so  viel  organisirt 
bat,  auch  a|^  Organisator  aller  der  posthumen  Kaiservergütterungen 
bezeichnet  werden,  welche  fortan  bis  zur  Reception  des  Christel- 
thuros  hinab  fast  ausnahmslos  eintraten. .  Es  wdre  einer  eigenen 
Untersuchung  würdig,  ob  nicht  schon  der  bei  Plutarch  erwähnte 
3enatsbeschlu6s ,  durch  wekhen   Juliuir  Cisar  unter  die  Götter 
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angenommen  wurde ,  in  Ociavians  Kopf  seinen  Ursprung  hatte ; 
jedenfalls  war  er  es,  der  den  im  Volke  noch  schwankenden  Glau- 
ben an  die  neue  Gottheit  befestigte,  einen  dgenen  und  bleiben- 
den Gottesdienst  für  sie  einrichtete,  sich  selbst  voriftufig  in  den 
Provinzen  anbeten  Hess,  und  also  für  seine  und  seiner  Nachfolger 
Vergötterung  den  Boden  legte.  Jedenfalls  hatte  sein  Benehmen 
das  Resultat,  dass  er  28  Tage  nach  seinem  Tode  vom  Senate 
consecrirt,  und  gerade  sein  Cultus  fOr  den  der  folgenden  Kaiser 
typisch  wurde.  Erschien  demnach  der  jeweilige  princeps  den 
Römern  auch  nur  als  Einer,  der  nach  dem  Tode  das  Loos 
der  Götter  theilt,  so  muss  das  zu  der  uns  in  den  späteren  Quellen 
so  widerwärtig  entgegentretenden  Idolisirung  des  Herrschers,  aber 
auch  zur  volksmässigen  Befestigung  ihrer  Herrschaft  unfehlbar  bei- 
getragen haben ;  ja  die  Männer,  die  den  Augustus  noch  hier  auf 
Barden  als  Gott  über  sich  haben  wollten,  mussten  die  entscheidende 
Beugung  in  ihren  Herzen  schon  erfahren  haben. 

Trotz  all  dem  übrigens  war  das  öffentliche  Bewusstsein  und 
Gewissen  mit  der  neuen  Ordnung  der  Dinge  noch  nicht  Eins. 
Diese  kann  längst  gesiegt  haben ,  allein  die  Erinnerung,  ja  selbst 
der  Schmerz  um  das  Verlorene  ist  noch  nicht  begraben.  In  Rom 
kam  der  um  die  Republik  noch  einmal  nach  der  Regierung  des 
Apgustus  —  zur  peinlichen  Verlegenheit  des  Tiberius  und  der 
Kaiserin  Mutter  —  unerwartet  und  unaufhaltsam  zum  Ausdruck 
beim  Tode  des  Germanicus.  Eine  Wehklage  des  bunt  gemisch- 
ten, aus  Rom  und  allerw^rts  herbeigekommenen  Volkes  erfüllte 
die  Luft,  ate  Agrippina  mit  der  Asche  desjenigen  landete,  von 
dem  Viele  die  Wiederherstellung  der  Republik  gehofft  hatten.  In 
solchen  Uebergangszeiten^  nehmen  aber  die  Freunde  der  neuen 
Ordnung  von  #r  Rechtsfrage  am  liebsten  Umgang ;  zum  mindesten 
lassen  sie  sich  auf  dieselbe  nigfit  aus  freien  Stücken  ein,  oder 
stellen  sie  nicht  in  den  Vordergrund.  Es  ma^darum  aufTallen, 
dass  die  Tartei  des  Atigustu«;  so  von  selbst  und  dreist  gerade 
das  Recht  in  den  Mund  nahm,-  und  gerade  dieses  als  einen  Gewinn 
der  Neuzeit  hinstellte.  Indessen  erübriget  zh  dem  jus  apud  cives 
noch  ebie  Zweite  Frage  -^  nämlich  die  Frage  ob  denn  auch 
nur  die  Freunde  desAugustus  selbst  den  öffentli- 
chen Zustand  als  einen  rechtmässigen  hinstelltenf 
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Jus  ohne  weiteren  Zusatz  pflegt  nicht  das  Recht  überhaupt, 
sondern  das  Privatrecht,  insonderheit  das  von  den  Juristen  aus- 
getragene Privatrecfat,  oder  jus  civile  in  diesem  Sinn  zu  be- 
deuten. Tacitus  Iftsst  die  Lobredner  des  Augustns  schon  zuvor 
eigens  über  das  öOentliche  Recht  sprechen,  überdiess  in  einem 
Sinn,  als  ob  Augustus  auf  diesem  Gebiete  lediglich  gethan, 
was  er,  nicht  was  das  Recht  gewollt;  —  er  sei  blos  Prln- 
ceps  geworden,  weil  er  Königthum  und  Dictatur  nicht  gewollt. 
Noch  unter  Augustus  selbst  fällt  femer  eine  jener  Proscrip- 
tionen und  Landanweisungen,  durch  welche  seit  fast  dnem  Jahr- 
hundert der  Privatbesitz  unterwühlt  und  das  Privatrecht  erschüttert 
war;  300  Senatoren  und  2000  Ritter  büssten  Hab  und  Gut,  — 
und  Tausende  von  Familien,  durch  die  Veteranenloosung  vom 
heimatlichen  Herde  vertrieben,  zogen  jammernd  durch  die  Strassen 
von  Rom.  Allein  das  war  noch  in  den  ersten  Zeiten  seines  Regi- 
mentes. Sobald  er  konnte  ging  der  kluge  Mann  an  die  Befesti- 
gung des  Privatrechts.  Denn  die  Wahlverwandtschaft,  welche 
zwischen  Privatrecht  und  Privatinteresse  auf  der  einen,  und  der 
Usurpation  auf  der  anderen  Seite  besteht,  wurde  vielleicht  diesem 
Kopfe  zuerst  klar.  Um  von  den  einzelnen  durch  und  unter  ihm 
gegebenen,  in  Gerichtsverfassung  und  Prozess,  Ehe,  Dos  und 
Erbrecht,  Eigenthum  und  SchuldrechC,  Manumission  und  Personen- 
recht,  kurz  in  fast  alle  Theile  des  Pnvatrechtes,  und  wie  die  lex 
Julia  et  Papia  Popaea  mächtig  und  umfassend  eingreifenden  Ge- 
setzen zu  schweigen,  sei  nur  das  Eine  iustont^  dass  er  die  Juris- 
prudenz selbst  in  seine  Band  nahm,  und  eine  Art  vasalli^ciien 
VerhäUnisses  zwischen  sich  und  den  Juristen  begründete,  dass 
also  gewissermassen  überall  in  seinem-  Namen  und  aus  setner 
Auctodtät  Recht  gesprochen  wurde.  Und  nach  «seinem  Muster 
wurden  auch  die  Kaiser  nach  ihf|f,  theils  durch  die  Bestallung 
ergebener.  Juristdlt^'theils  durch  eigene  Rescripte  und  Decrete  die 
letzte  und  vornehmste  Quelle  des  jus.  Ja  die  Welt  errebte  den 
auf  den  ersteh  Blick  fast  räthselhaften- Vorgang,  'dass  dieses  jus 
sich  zur  höchsten  Pefrfection  oder  zu:  dem  was  wir  *classisches 
Recht  nennen,  entfaltete,  während  auf  dem  Gebiete  des  öffentli- 
chen Rechtes  das  Unrecht  immer  weiter  um  sich  griff,  und  nicht 
eher  ruhte,   als  bis  es  in  der  Gestalt  der  vollendeten  Absolutio 
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zur  absoluten  Rechtslosigkeit  verwandelt  war,  —  fast  wie  zum 
Beweise,  dass  das  Recht  eigentlich  und  nothwendig  nur  für  die 
niedere  Region  des  Privatrechtes,  dass  in  den  höheren  Schichten 
der  öffentlichen  Angelegenheiten  dagegen  die  Gewalt  da  sei,  und 
sein  müsse,  wo  die  Kraft,  der  Geist,  das  Genie. 

Indessen  ist  so  viel  klar,  dass  des  Augustus  Lobredner  unter 
dem  jus  apud  cives  sehr  wohl  das  Privatrecht  und  nur  dieses 
meinen  konnten.  War  das  wirklich  der  Fall,  dann  ist  auch  klar, 
warum  die  Bundesgenossen  so  bescheiden  waren.  Denn  was 
ihnen  die  römische  Civität  jetzt  noch  geboten  hätte ,  das  hatten 
sie  daheim  auch.  Ob  sie  ihre  Grundstücke  usucapirten  oder  prä- 
scribirten,  nmncipirten  oder  tradirten ,  ob  sie  bei  der  Vindication 
■das  ex  jure  quiritium  hinzusetzen  konnten,  oder  nicht,  das  dürfte 
sie  kaum  mehr  gerührt  oder  aufgeregt  haben. 

Inkorporation  war  jetzt  identisch  geworden  mit  Subjection; 
zu  der  Zeit  noch,  als  der  Römer  sie  verweigerte,  der  Bundes- 
genosse begehrte,  war  sie  die  Garantirung  der  Freiheit  und  der 
Eintritt  in  die  höchsten  Rechte  der  alten  Welt  gewc^sen. 

Wir  schliessen  mit  der  Bemerkung,  dass  diese  höchsten 
Rechte  nun  allerdings  dahin  gekommen  waren,  wo  Kraft,  Geist 
und  Genie  war.  Allein  mit  nichten  deswegen,  als  ob  das  Recht 
■  überhaupt  nur  für  die  Familie,  den  Besitz  und  das  Eigenthum  da 
sei.  Zu  der  ^it,  als  Attus  Naevius  dem  höhnenden  Könige 
durch  ein  Wunder  bewies,  dass  an  der  Verfassung  anders  nichts 
als  auf  dem  Wege  Rechtens  geändert  werden  dürfb ,  war  Rom 
noch  klein,  allein  im  Wachsthum  beyriSen;  als  die  res  publica 
vom  Rechte  abseits  an  die  Kraft  und  das  Genie  gekommen  war, 
begann  die  Geschichte  des  sinkenden  römischen  Reiches.  Frei- 
lich dürfte  uns  die  römische  Geschichte  aus  der  dieser  Krise 
vorausgegangenen  Periode  ,  weiterhin  beweisen ,  dass  auch  das 
Recht  nicht  ausreicht,  die  Staaten  vor  ihrem  inneren  Zerfalle  zu 
bewahren,  dass  sich  vielmehr  zum  Rechte  die  Kraft  gesellen  muss, 
um  die  Gewalt  beim  Rechte  zu  erhalten  —  die  Kraft  der  über 
den  Egoismus  des  Privatrechts  und  der  Usurpation  hinausgreifenden 
Idealität,  in  welcher  der  Einzelne  das  Ganze  wärmer  umfasst, 
als  sich  selbst,  und  für  die  Rechte  der  Gesammtheit  leidenschaft- 
licher erregt  ist,  als  für  sich  selbst :  —  allein  ebenso  sicher  ist, 
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dass  die  vom  Recht  getrennte  Gewalt  nicht  immer  beim  Genie 
bleibt,  dass  sie  alsbald  auch  das  Genie  unter  sich  bringt,  und 
endlich  bei  sich  selber  anlangt  und  so  lange  verbleibt,  bis  eine 
noch  stärkere  Faust  von  aussenher  auch  sie  niederwirft  Denn 
es  wird  wohl  wahr  sein,  was  man  aus  jedem  Compendium  der 
römischen  Kaisergeschichte  lesen  kann :  dass  die  Cäsaren,  welche 
anfangs  Veteranen  und  Prätorianer  zu  ihren  Werkeeugen  erzogen 
und  benutzten,  allgemach  selbst  die  Creaturen  und  Werkzeuge 
ihrer  Gehörten  wurden.  Und  auch  die  Fremden,  die  dieser  Herr 
wurden,  blieben  nicht  aus. 
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Die  ausscliliessendeii  „Verhältnisse'^  mit  besonderer 
Eücksiclit  anf  litterarisch -artistisches  Intorrecht, 
Patent-,  Muster-  nnd  Markenschnz.   . 


Von  Professor  Dr.  Sdilffle. 


I. 

Gegenstand  nnd  Bedentnng  der  Frage. 

Es  wird  viele  Lehrer  und  nicht  wenige  Hörer  der  National- 
Oekonomie  geben,  welche  regelmässig  stutzig  und  zweifelhaft 
werden,  wenn  sie  in  den  ersten  grundlegenden  Erörterungen  der 
Wissenschaft  den  unpersönlichen  Sachgütern  als  erster  —  und 
den  persönlichen  Leistungen  als  zweiter  Gattung  von  Gegen- 
ständen des  tauschwirthschafllichen  Verkehrs-  und  Einkominens- 
systems  der  bürgerlichen  Gesellschaft  jene  dritte  Kategorie  von 
ökonomischen  Gütern  coordiniren  müssen  oder  coordiniren  hören, 
viFelche  —  schon  von  J.  Steuftrt,  dem  grossen  Vorläufer  A. 
Smiths,  herausgehoben  —  durch  Hermann  unter  dem  Namen 
»Verhältnisse''  .in  die  Nationalökonomie  eingeführt  wurden  und 
darin  seitdem  eine  Stelle^behauptet  haben. 

Diese  »Verhätnisse"*,  als  »tauschwerthe*'  Dinge  zu  den  öko- 
nomischen Gütern  gezählt,  sind  schon  an  sich  eine  sonderbare  Ge- 
sellschaß: Kundschaft,  Firma,  Patent,  Zeitungsunter- 
nehmen, selbst  das  Verhältniss  eines  Generals  zu  seinem  Heere  % 


1)  Röscher  I,  §.  3  deatet  diess  wenigstens  bei  Erörterung  der  f,  Ver- 
hältnisse'' an,  wenn  wir  ihn  nicht  missTerstehen. - 
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beschränkte  Realgewerberechte,  litterarisch-artisti- 
scheAutorrechte,  wie  sie  den  Verlagsverträgen  zu  Grunde 
liegen,  —  überhaupt  »Erwerbsrechte,  Erleichterungs- 
mittel  und  Gelegenheiten  des  Absazes  oder  Kaufes 
aller  Art,  über  deren  Genuss  Einzelne  aossehlless- 
lieh  verfügen  können"  0- 

Es  will  der  gewöhnlichen  Logik  nicht  recht  munden,  wenn 
diese  z.  Th.  imponderablen  »Verhältnisse*  neben  Eisenstangen  und 
neben  tauschwerther  Lohnarbeit  eines  Grobschmiedes  parallel  als 
dritte  Tauschgüterkategorie  genannt  werden.  Das  Wort  »Verhält- 
niss*  selbst  leidet  an  so  bedenklicher  Vagheit  und  Elasticität,  dass 
das  wissenschaftliche  Gewissen  damit  nicht  fertig  wird. 

Sollte  man  nicht  vermuthen,  dass  man  es  hier  mit  einem 
wissenschaftlich  noch  unaufgelösten  x  zu  thun  habe,  mit  einem 
grösseren  Gebiet  von  Thatsachen,  die  als  solche  mit  ihrem  öko- 
nomischen Gewicht  sich  zwar  scharfen  Köpfen  gebieterisch  auf- 
nöthigten  ^),  wetehe  jedoch  der  genauen  Analyse  noch  ermangeln. 

Ein  sehe  Her  Kopf,  wie  Schmitthenner,  gab  diesem  dun- 
keln kritischen  Gefühl  wenigstens  instinctiv  einen  klaren  Ausdruck, 
indem  er  jene  sogen.  Verhältnisse  „Quasi  Kapitalien"  nannte. 

In  einen  reinen  Begriff  wurde  aber  dieser  »q«asi*-Begriff 
seitdem  nicht  aufgelöst. 

Dem  Verfasser  dieser  Abhandlung  haben  die  ökonomischen 
Güter  *t)ritter  Kategorie  auch  nicht  wenig  Kopfzerbrechen  gemacht, 
und  erst  in  neuerer  Zeit ")  gelang  es  ihm,  eine  ihn  befriedigende 
Auffassung  der  nach  dieser  Seite  sich  öffnenden  Vragm  zu  er- 
iangen. 


1 


i)  Hermann,  Staats w.  Untersuchungen  p.  289  f. 

2)  Hermann  spricht  es  klar  aus,  wesshalb  er  die  „Verhiltnisse**  herbei-  ' 
sog  (ohne  sie  später  weiter  ins  Einzelne  zu  vefVolgen]:  n^in  wie  grosser 
Theil  des  Vermögens  der  Gewerbtreibenden  ausserdem  von 
der  Nationalökonomie  unbeachtet^  bliebe,  erhellt  zur  KSenftge 
aus  dem  einzigen  Beispiele,  dass  in  Breslau  allein  bei  Aufhebung  der  Real- 
rechte einiger  Ge werke  die  Gemeinde  nicht  weniger  als  1,165,320  Rthlr. 
Entschädigung  an  sie  schuldig  wurde."  Der  heutige  Werth  der  in  Ver- 
lagsrechten fizirten,  flbertragenen  litterariach-artistischen  „Urheberrechte^! 

3)  Bei  Ausarbeitung  der  3(en  Auflage  seiner  Nationalökononiie  unter 
dem  Titel:  «geiellschafkHoliM  Syitem  d«r  meiifchlicheii  WirUuchaft.'* 
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Diese  Auffassung  steht  freilich  in  engerem  Zusammenhang 

theils  mit  der  nationalökonomischen  Theorie  des  Ver- 
fassers über  die  Allgemeinheit  und  Allgemeinnoth- 
wendigkeit  jener  socialen  WirthschafUichkeitsprämie,  welche 
bisher  mehr  nur  als  Grundrente  eine  spezi^che  Rolle  in  der 
Nationalökonomie  gespielt  hat, 

theils  mit  der  umfassenderen  Darlegung  des  gemeinwirth- 
schaftlichen  Systems  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  wie 
solches  —  die  freie  Tauschwirthschaft  der  Geselkchaft  umschlies- 
send,  stützend  und  ergänzend  —  in  der  zweiten  Auflage  seiner 
Nationalökonomie  entwickelt  worden  ist 

Der  Nationalökonom  vom  Fach  braucht  darüber  nicht  belehrt 
zu  werden,  dass  es  sich  bei  Analyse  der  alten  nationalökonomi- 
schen cmx  der  »Verhftltnisse*  nicht  um  die  Erledigung  einer  Frage 
der  Nomenclatur  und  Äusseren  Systemisirung  handelt,  sondern 
um  sehr  wichtige  Fragen  der  nationalen  Einkommens- 
vertheilung;  diess  ist  schon  durch  die  oben  citirten  Worte  Her- 
mann's  genugsam  constatirt  Die  Jurisprudenz  aber  und  der 
juristische  Gesezgeber  mögen  darauf  aufmerksam  gemacht  sein,  dass 
die  innerste  ratio  des  früher  sogenannten  geistigen  Eigenthums- 
rechtes  ^)  und  seines  privat-  und  strafrechtlichen  Schuzes  hiebei 
in  Frage  ist ,  dass  insbesondere  die  richtige  Einzelnbe- 
grenzung nicht  weniger  als  die  allgemeine  Recht- 
fertigung des  litterarisch-artistischen  Autoren-,  Patent-,  Fir- 
men- und  Musterschuz)es  von  der  richtigen  ökonomischen  Ana- 
lyse der  »Verhältnisse*  abhftngt 

Die  Jurisprudenz  ist  darüber  nahezu  ebistimmig  geworden, 
dass  der  Kern  des  Urheberrechtes  ein  vermögensrechtlicher 
sei.  Wir  aber  wollen  eben  nachweisen,  wie  die  mittelst  der  ex* 
ceptionellen  Thätigkeit  des  Autorenschuzes  ins  Pr^valvermögen  zu 
bringenden  ausserordentlichen  Prämien  sich  nationalökonomisch 
überhaupt  rechtfertigen ;  wir  zeigen,  dass  in  ihrer  künstlichen  Er- 
zeugung mittelst  des  Autorenschuzes  eine  naturge^nässe  staatswirth- 
schaftliche  Ergänzung  für  euie  sonst  von  selbst  und  frei  wirkende 

1)  Bei  den Frtmosen  noch  immer  so  genannt;  der  neueste  deutsche 
Versuch,  das  Autorrecht  auf  ^gebtiges  Eigenthum^  zu  stützen,  ist  C.  von 
Wrangeil,  die  Fdncipien  des  geistige^  Eigenthums,  Berlin  1866. 

Zeitscbrill  t  StanUw.  18€7.  I.  Ueft.  10 
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sootaMkiOBOKiiaohe  Ftmotion  der  PrtoiiraQg  wirUncbufUicfaer  Ver- 
dienste zu  erblicken  sei,  —  f|ir  eifte  Function,  welctie  wir,  nach 
dem  Nemen  Grundrenlafür  ihre  zuerst  beobachtete  spezielle 
Aeussemng,  Rente nfiinctioQ  nennen.  Diese  Function  wirkt,  wie 
wir  sehen  werdenj  allgemein  aber  in  der  Regel  phne 
ausserord  entliches  Zuthnn  des  Staates,  wn  nach 
einer  der  tiefstangelegten  Httrmonieea  des  gesellschafUichen  Sy- 
stems menschlicher  Wirthschaft  alle  wirthschafUichen  Verdienste 
fon  selbst  zu  belohnen. 

Das  singulare  Hereinragen  staatlicher  Rentenerzeugimg 
in  das  freie  tauschwirthschaftUche  Concurrenzsystem  der  bürg^- 
liohen  Gesellschaft,  was  den  Autorsohuz  und  die  »VerhiUtnisse* 
kennzeichnet,  wird  nach  Feststellung  der  nationalökonomischen 
ratio  jener  Rentenerzeugung  eine  weit  befriedigendere  Erklärung^ 
Begrenzung  und  Beurtheilung  der  mannigfaltigen  Anwen- 
dungen des  Autprenschuzes  im  Einzehien  .gestatten,  als  wenn 
man  nach  den  Ideen  ders  geistigen  Eigenthmnsrechtes  und  sonstigen 
gequälten  Fictionen  über  furtum,  usus,  Injurie  u.  s.  w.  sich  richtet 
Geht  doch  selbst  der  Anerkennung  des  Autorenrechtes  als  einer 
eigenen  Art  von  Vermögens  recht  Etwas  ab,  nfimlich  der 
Massstab  der  Begrenzung,  was  namentlich  bei  derBrklirung 
der  beschränkten D  au  e  r  des  Autorenschuzes  recht  empfindliche 
Lacken,  selbst  in  den  besten  rein  juristischen  Erörterungen  des 
Urheberrechtes,  erkennen  lässt.    Wir  können  diese  Lücke  ffiUen. 

Nach  unserer  ökonomischen  Theorie  des  Urheberrechtes 
kommt  auch  die  juristische  That^ache  zur  Erklänmg,  ima  das 
Autorrecht  als  ein  exceptionelles  Privatrecht^  sich 

1)  Eine  der  feinsten  und  reifsten  Erörterungen,  welche  der  Verfasser 
dieser  Abhandlung  in  der  juristischen  Litteratur  Ober  Autorrecht  angetroflfen 
hat,  —  dieVorerOrternngenMandry'B  mm  Kvmmentar  Ober  das  bairiache 
NacbdrackageiM  vom  2&  Jani  1865,  -*  gahMigt  (fr99)  au  dam  f&r  Nali^aaU 
Ökonomen  merkwflrdigen  Resnltat:  „Es  eriü>rigt  nur,  die  Urheber- 
rechte als  eine  <! r i 1 1 e  Kategorie  von  Vermögensrechten  ab- 
soluten Characters,  aber. ohne  sachliche  Grundlage  aufzu- 
fassen. Ob  und  welche  weiteren,  der  modernen  Recbtsbildung  angehörigen 
Befugnisse  derselben  Kategorie  ausiizAblen  wfiren,  ist  hier  nicht  festaustellen« 
Doch  mag  im  Allgemeinen  auf  das  Recht  cur  ausschliesslichen  Fohrung 
einer  bestimipAen  Firma   (Haad.  Ges.  B.  Art.  15  ff.)«  auf  das  Recht  anm 
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darsteHt ;  in  ihm  handelt  es  sich  darum,  and  diess  wird  nationalökono- 
misch begründet  erscheinen,  ausnahmsweise  privatwirth- 
schaftliches  Einkommen  (ausserordentliclrer,  prämienhafter  Art) 
durch  besonderes  öffentliches  Einschreiten  zu  schaffen  und  aufrecht- 
zuerhalten. 

Wir  geben  im  Folgenden  bescheidene  Anfknge  einer  ein- 
gehenderen nationalökonomtschen  Analyse  der  mter  dem  Namen 
»Verhältnisse*  bezeichneten  ausserordentlichen  Renten- 
quellen, beziehungsweise  Capitalwerthe;  mögen  sie  der  hier  so 
emsigen  Juristenthftttgkeit  einigermassen  zur  inneren  Festigung  und 
Durchbildung,  —  der  Le^slation  zur  sicheren  und  bewussten  Unter- 
scheidung und  Begrenzung  des  Autorenschuzes,  -^  den  be- 
strittenen polizeiwissensdhafllichen  Fragen  aber  Patent-,  Muster-, 
Marken-  und  Firmenschuz  zu  einiger  theoretischer  KIttrung,  —  der 
tlieoretischen  Nationalökonomie,  weiche  sich  parallel  mit  der  Juris- 
prudenz einem  noch  nicht  genügend  aufgelösten  singulftren  Ver- 
mögensinteresse gegenttber  befindet,  zu  erneuter  Anregung  ton 
LösungsTersuchen  dienen. 

IL 
Der  g«nel»ame  wirthaihaftUishe  CHuuraeter  der  „Vo^liUtidsae." 

Was  ist  der  gemeinschaftliche  Character  der  bunt  mannig- 
faltigen Dinge,  welche  unter  dem  Namen  Verhältnisse  und  als  dritte 
Kategorie  tauscbwerther  Güter  in  der  bisherigen  in  Tauschwerth- 
wissenschaft  fast  ganz  aufg[ehenden  Nationalökonomie  figurirt 
haben? 

Alle  einzelnen  Fälle,  welche  wir  in  diese  Güterkategorie  durch 
irgend  welchen  Nationalökonomen  eingereiht  gefunden  haben,  tragen 
folgende  nationalökonomische  Eigenschaften  an  sich: 

1)  sie  sind  privatwirthschaflliche  Einkommensquellen, 

a^MchlietslicbMi  GtbrMoli  boftioiMtvr  Waarenzeichen  wni  auf  die  ava  Er- 
ÜBiinnga^  and  EttlfthrMifi|Niteiil9ii  harrorgebendeA  Rebhie  bingawiesen  wer- 
den. **  Alao  eine  dritte  ezceptionelle  Art  Vennögensrecht  neben 
Sa  eben-  and  For  d  er  dngs-Rechten,  angelegt  auf  ausfcbliessenden 
Erwerb,  ist  das  Resultat  juristiscber  Untersucban^n,  analog  den  drei 
nationale kono.mis.eben  Gflterkategorien:  Saebgut,  Lebn^Arbelt 
(Dienste)  und  ansscblieisende  Verhiltniffet 
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fallen  abo  in  die  ökonomische  Kategorie  des  Kapitals  and  ge- 
hören dem  Privattaaschverkehre  an. 

Kundschaft,  Patent,  Firma,  Verlagsrecht,  berorzugte  Erwerbs- 
stelhingen  sind  Ursachen  von  Einkommen.  Selbst  das  »Verhält- 
niss*"  eines  bewährten  Feldherrn  zu  den  ihn  kennenden  Soldaten, 
welches  Roseber  berührt,  würde,  wenn  es  überhaupt  her  den 
»Verhältnissen**  und  nicht  vielmehr  bei  den  Talentrente  trag^den 
Dienstleistungen  unterzubringen  wäre,  Wirthschaft liehe  Be- 
deutung als  Einkommensquelle  haben. 

Schmitthenner  hat  hienach  auch  in  der  zweiten  Hälfte 
seiner  Bezeichnung  der  Verhältnisse  ab  »Quasi capit allen* 
Recht  gehabt,  und  auch  Hermann  hat  da,  wo  er  im  weiteren 
Veriauf  seines  Werkes  sich  nochmals  mit  den  Verhältnissen  be- 
schäftigt, die  lezteren  bei  den  Capitalien.rubricirt  ^). 

Sie  sind  P r i v a t einkommensquellen  und  als  solche,  wenn 
tauschbar,  auch  tausch  werth.  Gerade  die  Beol)achtung ,  dass  es 
tauschwerthe  sociale  Beziehungen  ^)  giebt,  welche,  ohne  in  einzebien 
Sachgütem  und  dienenden  Handlungen  Anderer  zu  bestehen,  dennoch 
Tauschwerth  erlangen,  musste  es  bewirken^  dass  eine  National- 
ökonomie, welche  von  den  Gütern  des  Tauschverkehrs  aus- 
geht und  da  endigt,  wo  die  Erscheinung  des  Tauschwerthes 
endigt,  —  neben  den  tauschwerthen  Einzelsachen  und  den  tausch- 
werthen  Einzelhandlungen  als  dritte  Galtung  von  ökonomischen 
Gütern  gewisse  privatwirthschaftUch  ausbeutbare,  tauschbare  und 
tauschwerthe  Social  beziehungen  aufstellte.  Das  war  für  eine 
Nationalökonomie  der  Tauschwerthe*  das  Entscheidende  ,*  es  g  e- 
nügte  aber  aucb>  das  Tauscbwerthphänomen  der  Vätältnisse 
als  besondere  Tauschgutgattung  und  zwar  als  Capital  zu  nennen. 

Der  Charakter  des  Capitals,  der  privaten  Capitalisirungs- 
fähigkeit  ist  freilich  den  »Verhältnissen*'  nicht  ausschliessend  eigen, 
aber  er  ist  bei  ihnen  die  Folge  eines  ausschli  es  senden 
Verhaltens  in  Beziehung  auf  Erwerb  und  Einkommen.  '     ^ 

2)  Das  zweite  Moment,  was  die  »Verhältnisse*  schon  zu 
einer  specifischen  Erscheinung  der  ökonomischen  Güterwelt 
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macht,  ist  diess,  dass  nicht  einzelne  ins  Privat-Gütervermögen 
fallende  Sachffüter,  noch  einzelne  ins  Privat-Arbeits vermögen 
fallende  Leistungen  und  Talente  zur  QueHe  dauernden  privaten 
Einkommens  werden,  sondern  socialökonomische  Beziehungen, 
tiVerhältnisse  des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens''^). 
Kundschaft,  Firma,  Patent,  der  artistisch-litterarische  Verlag,  der 
Betrieb  von  Bahnhofrestaurarits,  bevorzugte  Malrierstellefi  u.  s.  w. 
setzen  insgesammt  wirthschafilich  ausbeutbare  gesellschaft- 
liche Beziehungen  Mehrerer  oder  Vieler,  d<  h.  einen  mono- 
polisirten  Markt,  ein  ausschliesslich  auszubeutendes  »P u- 
blikum**  voraus.  Dieses  ausschliessend  ausgebeutete  Publikum 
zeigt  sich  in  dem  »Verhältniss**  des  Kundenhauses  oder  einer  Unter- 
nehmerfirma zu  einem  Kreis  von  Abnehmern,  im  Verhflltniss  des 
Litteraten  und  Erfinders  zu  Käufern  seiner  neuen  Produde. 

WirthschafUlch  ausbeutungsffthige  Socialbeziehungen  sind  in 
der  Regel,  wenigstens  nach  dem  Charaoter  der  g e g e n- 
wfirtigen  ökonon^ischen  Aera  der -civilinrten  Völker,  Gegen- 
stand allgemeiner  Ausbeutung,  Object  der  freien  all. 
seitigen  Concurrenz  um  das  daraus  zu  ziehende  Ein- 
kommen; denn,  was  ich  durch  die  ganze  Nationalökonomie  in 
meinem  „gesellschafilichen  System  der  menschlichen  Whihschafk" 
durchzuführen  gesucht  habe,  die  höchste  Wirthsrhafllichkeit  er- 
zielt bei  heutigen  Culturverhttitnissen  nicht  der  Einzelne,  sondern 
der  sociale  Gesammtmenscb  im  Kampfe  seiner  thittigen  Glieder 
um  die  höchsten  Gewinne  ^.  Die  Concurrenz  als  Organ  der  s  o- 
c  i  a  1  möglichen,  grössten  Wirthschaftlichkeit  in  Befriedigung  aller 
EinzelbedOrfnisse,  —  insoweit  nicht  eine  noch  höhere  Wirthschaft- 
lichkeit durch  die  gemeinvHrthschafIliche  Function  des  Staates, 
der  Gemeinde,  des  inneren  Familienlebehs  u.  s.  w.  erreicht  wird  — 
ist  bienach  die  ökonomisehe  Regel,  so  dass  sociale  Beziehungen, 
»Verhaltnisse*,  Ar  gewöhnlich  nicht  dauernde  Quellen  von  Privat- 
einkommen, daher  auch  nicht  tauschwerthe  Privatkapitale  werden 
können.  Die  Millionen  2u  wirthscbaftlichem  Gewinn  verwerthbarer 
Socialbeziehungen,   welche  das  sociale  Bedürfnissbefriedigungs- 
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System  einer  Grossstadt  offischliesst,  bilden  eine  Einkommens- 
und Rentenqueile  fttr  Viele,  —  für  gute  Schuhmacher,  wie  für 
gute  Operateure,  fbr  den  Bäcker  wie  für  den  Lehrer  als  Dienst- 
leistungsproducenten,  t-  allein  ihre  Ausbeutung  ist  der  Concur- 
renz  preisgegeben,  sie  fixiren  sich  nur  ausnahmsweise  so  aus-, 
schliessend,  dass  sie  tauschwertbes  Privatcapital  werden. 
Uienach  werden 

3)  nur  gewisse  Socialbeziehungen  ausnahmsweise  als  Capitale 
zu  privaten  Tauschgütem  werden  können.  Die  »Verhältnisse* 
sind  daher  selbst  für  eine  Nationalökonomie,  welche  alle,  sei  es 
immaterielle  und  imponderable ,  sei  es  materielle,  wenn  nur 
tauschwerthe  Dinge,  aj^er  auch  nur  die  Gegenstände  des  frei- 
willigen Tauschverkehrs  als  ihre  Objecto  betrachtet,  -r-  eine  ex- 
ceptionelle,  den  Stempel  der  Ausschliesslichkeit  an  sich 
tragende  Güterkategorie.  Diejenigen  ökonomischen  Socialbezie- 
hungen, welche  Tauschgttter  werden  können,  sind  die  Ausnahme. 
Es  sind,  nur  solche,  wßlche,  gegen  die  Regel  der  freien  Concur- 
renz,  der  ausschliesslichen  Gewinnausbeute  Einzehier  überantwor- 
tet sind. 

Die  verschiedenartigen  Ursachen  dieser  ausschliessenden  Zu- 
weisung an  Einzelne  sind  erst  im  Folgenden  zu  erörtern. 

4)  Tauschgüter  vollends  können  die  ökonomisch  socialen  Ver- 
hältnisse, welche  ausnahmsweise  dfer  ausschliessenden  Privataus- 
beutung  anheimfallen,  nur  dann  und  insoweit  werden,  als  sie 
sowohl  thatsächlich,  wie  rechtlich,  übertragbar 
sind. 

Manche  Beziehungen,  wdohe  .Onellen  von  Gewinn  und  Rente 
werden,  sind  schlechterdings  unüberlragbar,  weil  sie  höchst  per- 
sönlich sind. 

Die  Talentrente  eines  ausgezeichneten  Schauspielers  oder 
Professors,  welche  das  Publikum  ausfcUiessend  anziehen  and  zu 
grossem  Honorareinkommen  gelangen,  ist  zwar  ausschliessend, 
obwohl  sie  aus  einer  «i  sich  der  freien  X!oncnrr^iz  preisgegebenen 
Kundschaft  fliesst ;  jeder  ändere  Mhne,  beziehungsweise  Professor 
kann  rechtlich  dasselbe  Publikum  von  Zuschauern  und  Studenten 
haben,  thatsächlich  aber  gewinnt  es  der  ausgezeichnete  Künstler 
und  Lehrer  ausschliessend.    Aliein  das  Talent  als  Urtecbe  des 
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Extraebikommens  oder  der  Rente  ist  hier  nicht  übertragbar, 

die  kapitalisirle  Talenirente  als  «Verfaftitniss''  eines  ansschliessli- 
chen  »Publikums*  oder  Kundenkreises  wird  fttr  die  Regel  nicht 
tauschwirthschaftliches  Verkehrsgut  werden,  und  ktiin  es  nur 
werden,  sofeme  die  das  Pubiiknm  gewinnende  ausserordentliche 
Kraft  selbst  mit  in  den  Tausohverkehr  kommt,  was  in  Form 
beschränkter  oder  ausgedehnter  Engagements  geschehen  kann ; 
diese,  wenn  rechtlich'  cessionsffthig,  können  taoschbare  »Verhält- 
nisse* werden. 

Andere  wurthschaftKch  verwerthbare  Socialbesiehungen  shid 
jedoch  wirklich  in  ansschliessender  Weise  übertragbar:  freilich 
meist  nur  unter  besonderem  Schui  4es  Staates.  Knen  «olchen 
Fall  stellt  das  geschMUiohe  Renommö  dar,  wie  es  in  der  Firma 
fixirt  ist,  indem  hier  sogar  dasjenige,  was  das  höchstpersönliche 
erschehit,  nämlich  der  Name,  übertragbar  wird.  Andere  FiHe 
sind:  die  durch  Gewohnheit  und  durch  Lage  flxirte  Kundschaft 
emes  Hauses,  das  durch  Autorrecht  abgeschlossene  Publikum 
litterarisch -artistischer  Autoren,  Realgewerberechte,  Apotheken 
u.  s.  w.;  das  Autorrecht,  das  Real  gewerberecht  ist  Ja  abtretbar, 
circnlationsfMiig  gestaltet,  daher  ökonomisch  ein  tauschbarer  und 
tauschwerther  PrivatvermOgensgegenstand. 

5)  Bin  fünftes  Charaktermerkmal  der  Verhältnisse  als  Tausoh- 
gOter  besteht  darin,  dass  ihr  Tauschwerth  den  Kapital- 
werth  einer  Rente  darstellt,  sei  diese  von  kürzerer  oder  länge- 
rer Dauer,  von  grösserer  oder  geringerer  Ungleichnlässigkeit.  Nur 
tragen  die  Renten,  durch  deren  Kapitalisirung  der  Tauschwerth 
der  Verhältnisse  entsteht,  den  Character,  dass  sie.  nicht  fixirt 
sind,  dass  sie' nur  mög4icher->Weise,  nicht  in  sicherer  und 
bestimmter  Quantität  eingehen  werden.  Man- hofft  von  einer  Firma 
oder  Induatriemarhe  besonderes  Einkommen,  desgleichen  von 
einetm  theuer  erkauften  Kundenhause,  von  einem  gut  bezahlten 
Veriagsartikel,  von  einem  kostspielig  erworbenen  Patente,  —  allein 
ob  dieses  Einkommen  steh  einstellen  wird^  ist  ungewiss,  ist  nicht 
einmal  ganz  "von  der  Tflchtigkeii  der  Ausbeutung  des  ausschüess- 
licb  ausbeutbaren  Pubükums  abhängig. 

Die^Art  von  Renten,  welcher  hier  in  Frage  sind,  ist  ihrem 
ganzen  Charakter  nach  vöHig  verschieden  von  »fixen  Geldrenten", 
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Zinsen  ond  Pachtgeldern,  von  »Rente*  im  Sinne  der  franzds.  Statte- 
obli^tlon,  selbst  von  der  Rente  der  Rentenversicherungsanstaltea 
und  von  Abfindungsrenten.  Sie  seigt  dagegen  auf  den  enljen 
Blick  die  grösste  Aehnlichkeit  mit  der  Rente  nach  dem  Begriff 
meiner  nationalökonomischen  Renlentheorie.  Unter  Rente  nach 
dieser  Theorie  ^)  verstehe  ich  nttmlieh  jenes  prftmienhafle  Extra- 
einkommen, welches  den  dorchschnittlidien  Satz  des  Untemeh- 
mergewinns  oder  Lohnes  oder  Zinses  Oberscbreitet  (Zms-  Lohn-  ond 
Gewinnrente),  and  bevorzugten,  sei  es  besonders  glQcklichen  oder 
begünstigten  oder  aasgezeichneten  Arbeitern,  Leihkapitalspecnlan- 
ten  and  Unternehmern  znfkUt,  hienach  aber  nicht  schon  im 
Voraus  bestimmt,  sondern  ein  Resultat  der  Ausbeu- 
tung ist.  Die  hervorragende  Bedeutung  ä&t  volkswirthscfaafUi- 
chen  Function  des  Renteneinkommens,  und  die  aus  dieser  Bedeu- 
tung abzuleitende  Berechtigung  und  Begrenaung  des  Autoren- 
schutzes, wird  weiter  unten  eriielleii. 

Hier  ist  vorläufig  nuf*  zu  betonen,  dass  es  derartige, 
jedoch  rechtlich  oder  thatsichlich  gegen  Erniedrigung  durch 
Concurrenz  in  höherem  od^  geringerem  Grade  geschttttte  Extra- 
einkommen sind,  deren  Kapitalwerth  den  Tauschwerth  und  Tauscb- 
charakter  der  sogenannten  Verhältnisse  bestimmt.  Wir  haben  es 
also  bei  den  Verhältnissen  als  tauschwirUischaftKohen  Verkehrs- 
gütem  mit  kapitalisirten. Renten  von  schwankendem  Betrag  zu  thun. 

Man  kauft  eine  Firma  und  eine  Kundschaft  im  e.  S.,  weil 
dieselben  <|kbergew5hnlichen  kaufmännischen  Untemehmungsgewinn, 
einen  Verlagsartikel,  eine  Apotheke,  ein  sonstiges  Realgewerbe- 
recht, eine  privilegirte  Wechselagentenstelle,  weil  sie  besonderen 
Reinertrag  versprechen,  weil  man  sich  hiedurch  Renten  sichern  will. 
Die  Renten  sind  aber  nur  erst  potentiell  j^orhanden,  nur 
die  Bedingungen Jhrer  Erzieluqg  werden  erworben.  Wirkliche. 
Renten  entstehen  nur  insofern,  als  sich  ein  Einkommen  über  den 
Durchschnittsprofit  des  Verlagskapitals  hinaus  bildet,  gerade  wie  die 
in  der  Nationalökonomie  sogenannte  Bodenrente,  erst  als  Extra- 
einkommen aus.  einem  ausgezeichnet  gelegenen  und  i  fruchtbare» 
Boden-Capital  für  den  Eigenthünier  dieses  GrundstQokes,  sich  dar- 
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stoUl.  Die  Bodenrenle  hat  aacb  ab  sdiwankendes  Extra-Einkommen 
Kapitalwerth.  Ebenso  verhftit  es  sich  mit  dem  potentiellen 
Rentencharakter  des  Einkommens  aus  »Verbältnissen*;  diese  sind 
kapitalisirbar  ond  tauscfawerth,  obwohl  ihre  Rente  schwankt. 

Das  Ergebniss  der  korzen  Betrachtangen  dieses  Abschnittes 
besteht  darin:  dass  die  nationaldkonomische  Güterkategorie  de- 
sogenannten  »Verhältnisse*  den  wesentlichen  Charakter  über- 
tragbarer, durch  priyate  Beherrschung  des  Ab- 
satzes und  durch  Verdrängung  der  Concurrenz 
ausschliessend  gemachter  Renten  trägt,  welche,  ob- 
wohl erst  durch  ausschUessende  Ausbeutung  eines  bestimmten 
Publikums  oder  Marktes  wirklich  endeibar,  doch  schon  als 
potentielles  Einkommen  kapitalisirbar  werden ;;  Tausch wertb 
erlangen  können  und  daher  als  Bestandtheile  des  Privatkapital- 
▼em^gens  eine  singulare  Gattung  von  Vermögensinteressen ,  bez. 
Vermögensrechten  darstellen.  Dir  Tauschwerth  hängt  weder  von 
der  ausschliessenden  Fixirung  künftiger  Nuzungen  an  einer  Sache, 
noch  von  der  Fixirung  der  Leistungen  einer  bestimmten  Person 
ab,  sondern  von  der  ausschliessenden  Fixirung  eines  Publikums 
oder  Marktes.  Sie  sind  daher  neben  S  ach  gutem  und  Dienst- 
leistungen, neben  dinglichen  und  Porderungsrechten  — 
PrivaiVermögensbestandtheile  und  Vermögensrechte  eige- 
nen, ausschliesslichen  Charakters,  Güter  und  Rechte  sni  generis. 

Warum  wohl  waren  diese  unter  dem  Namen  »Verhältnisse* 
längst  rubricirten,  übertragbaren  und  ausschliessenden  Rentenquellen 
für  die  Nationalökonomie*  und  fiOr  die  privatrechtliche  Jurisprudenz 
89  schwierig  erklärbar?  Und  wie  und  in  welchem  Umfang  sind  sie 
ökonomisch  und  juristisch  überhaupt  zu  rechtfertigen  ?  Die  Antwort 
muss  das  Folgende  geben.  Ein  wissenschaftsgeschichtiicher  Erklä- 
rungsgrund der  Schwierigkeit  mag  jedoch  sogleich  PlHtz  finden. 

Die  Nationalökonomie  erfasst  nicht  das  isolirte  Wirth- 
sch^ten  des  Einzelnen,  sondern  das  Wirtjischafken  der  bürgerli- 
chen Gesellschaft,  also  den  socialen,  teziehungsweise  natio- 
nalen Güterverkehr,  einen  socialen  Process,  also  viele  »Ver-, 
tiältnisse  des  geseUigen  Zusammenlebens.*  Das  gesellschaftliche 
System  des  Güterlebens  ist  jedoch  ein  beinandergreifen  mehrerer 
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Verkehrs  arten:  z.  B.  der  wirthscbafUiche  CSftleryerkelr  zwisdwn 
dem  besteuernden  Staate  and  den  die  dflbntHc^n  Güter  des  Slaales 
geniessenden  besteaerlen  Bargem  gehört  auch  zum  socialen  Ge- 
sammtsystem  des  mrthschafUichen  Güterlebens  der  Menschen. 

Die  bisherige  Nationalökonomie  dagegen  hrt  sich  auf  die  Dar- 
legung  des  aufTa  us  ob  verkehr  beruhenden  socialen  Wirthschafls- 
Systems  beschrankt ,  es  kamen  ihr  nur  die  des  Tausches  und  des 
Privatvermögens  fähigen,  also  die  zwischen  Privaten  übertrag- 
baren und  die  für  Private  zu  aussehliessendem  Rentenbezag 
benüzbaren  Socialbeziehnngen  oder  »Verbältnisse''  in  Betracht  Ihr 
waren  nur  d  i  e  Dinge  Güter,  welche  Objeet  des  f  r  e  i  e  n  Tauschverkeh- 
res zwischen  Privatvermögen  werden  können.  Die  Nationalökonomie 
wird,  so  lange  sie  sich  darauf  beschrftnkt,  Wissenschaft  der  tausch- 
oder  frei  privatwirthschafUichen  Hftlfle  des  allgemeinen  socialöko- 
nomischen  Systems  zu  sein  ^),  die  übertragbaren  und  die  aus- 
schliessend  verwerthbaren  Arten  der  im  socialen  Verkebrssystem 
sich  bildenden  Rentenqnelien  immer  vorzugsweise  ins  Auge  fassen. 
Sie  wird  sie  aber  auch  nur  ab  Tausch  guter  ins  Auge  fassen. 
Ihre  ErkUrung  wird  der  so  begrenzten  Nationalökonomie. ferne 
liegen,  da  sie  als  singuUr  geschaffene  Renten  theils  auf  freie 
Motive  zurückführen,  welche  nicht  im  tauschwiMhschafUichen 
Egoismus  wurzeln  (Macht  der  Gewohnheit,  des  Namens  bei  tirma 
und  Kundschaft),  theils  auf  ausserordentliches  Eingreifen  der 
Staatsgewalt  und  des  öffentlichen  Rechtes,,  d.  h.  auf  gemeinwirth- 
schaftliche  Lebensftusserungen  des  socialökonomischen  Systems. 

Aus  analogem  Grunde  beschäftigt  sich  die  privatrechtUehe 
Jurisprudenz  eben  nur  mit  diesen  Renten,  weil  sie  allein  unter 
den  Socialbeziehnngen  dar  privatenr  Ver^ögensbeherrsehung  fähig 
sind,  also  allein  Qbject  privatrechtlicher  Beherrschung  ümerhalb  des 
vom  Privatrecht  geregelten  pHvatwirthschaft&hen  Verkehrssystema 
der  bürgeriichen  Gesellschaft  sein  können. 

In  der  That  wird  man  sie  bei  derSintheitang  der  Güter  des 
privaten  Tanschverkehr«  und  bei  der.  UnterscMdnng  des  Inha)tds 
von  Privatrechien  *)  stets  nennen  und  unter  einer  blonderen 


.1)  Vergl.  meii^e  lfat.-Oek.,  2.  Aafl.  «b  verfehiedenen  6t«Heii.- 
3)  Vergl.  Maadry  ui  der  o^o  ctUrten  Stella. 
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Ktafise  aufführen  müuen,  weO  sie^  obwohl  Taascbobjecte,  doch 
besonderor  Art  und  besonderen  Ursprungs  sind^  weil  sie  darch 
besondere  Ursachen ,  meist  durch  Eingreifen  gemeinwirthschaft- 
lieber  Organe,  zn  priTatwirthschafUicheu  Verkehrsobjecten  geworden 
sind.    Nur  sind  sie  damit  nicht  schon  vollkommen  erläutert 

Die  legislative  rolto,  wesshalb  und  in  wie  weit  Renten- 
quellen  Singular  zu  Tauschgütem  und  privaten  Vermögensrechten 
werden  können,  isf  in  der  Hauptsache  0  nur  aus  der  all- 
gemeinen, volkswirth schaftlichen  Function  der  Rent^  inner- 
halb der  tauschwurthschafUichen  Httlfle  der  ökonomischen  Ge- 
sellscbaftsbeziehungen  der  Menschen  absuleiten  und  einzeln  zn 
begrenzen. 

SeibstverstAndlich  ermangeln  die  nichtübertragbaren  und  die  der 
freien  Concurr^fiz  rechtlich  und  thatsttchlich  anheimgegebenen  Ver- 
kehrsverhältnisse, welehe  fOr  die  glQcklichsten  Concurrtnten  Ren- 
tenquellen werden,  einer  allgemeuif n  Bedeutung  fQr  die  National- 
ökonoBue  nicht.  So  wenig  sie  als  Objecto. des  Tausches  in  Betracht 
kommen,  so  gewaltig  fallen  sie  in  der  Lehre  von  den  regulativen 
Ordnungskräften  des  tauschwirthschafUichen  Productions-  und  Ver- 
kehrssystems der  bürgerlichen  Gesellschafi,  namentlich  aber  bei 
der  Lehre  von  der  Einkommensvertheilung  ins  Gewicht  *).  * 

Noch  eine  Frage  der  Terminologie  zum  Schlüsse  dieses 
Abschnittes ! 

Mir  scheint  es,  dass  für  die  hier  betra^btalen  ausacbliessen- 
den  und  übertragbaren  Rentenquelleir  ein  anderer  Name,  als  der- 
jenige der  1» Verhältnisse*,  wünsobenswerth  sein  würde. 

Der  Name  Kundschaft  im  weitesten  Sinn  wäre  vielleicht 
geeignet     bt  es  dpeh   immer  ein  irgendwie   ausschliessender 


1)  Auch  in  der  Jurispnidens  ist  man  Ton  der  Ableitung  des  Autoren-* 
rechtet  aus  hOchstpersOnlichen  Beziehungen  des  Autors  tum  Werke 
und  znr  Verbreitung  des  leileren  immer  mehr  abgekommen  (Mandry  1.  c.), 
und  legt  diesen  Besiehangea  nur  nebensichliohe  Bedeutung  bei.  Die 
b^hstpersönliobea  Homenle  liugnen  auch  wir  bei  Auliachnng  der  natoralia 
ratio  des  Autorrechtes  nicht,  aber  sie  treten  vor  dem  social  ökonomischen 
Momente  ;Eurück,  wie  in  der  Jurisprudenz  die  t  e  r  m  ö  g  e  n  s  rechtliche 
Seite  des  Urheberrechtes  die  andern  Momente  zurflckdringt. 

2)^.  mein  „gesellsch.  System  n.  s.  w.**  f|  SS  ff.  99  f.,  und  schon 
die  erste  Auflage  meiner  Ifat-Oek.  (f  93—98. 
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Kreis  von  Abnehmern,  —  ansschliessend  gemacht  entweder 
darch  Neigung  und  Gewohnheit  oder  durch  ^  w  t  n  g  mittelst  pri vi- 
legirenden  Eingreifens  der  Staatsgewalt,  -=-  was  der  Grund  der 
exceptionell  des  Privatverkehrs  fähigen  Renten  ist  und  was  durch 
das  Wort  »Kundschaft*  gut  angedeutet  wird.  Bei  allen  jenen 
»Verhältnissen* ,  nicht  blos  bei  den  durch  den  Klang  der  Fntna 
oder  durch  Zutrauen  oder  Lage  frei  beherrschten  kaufmännischen 
und  gewerblichen  Kundenkreisen  im  mageren.  Shin,  sondern  auch 
bei  Zeitungen,  die  sich  em  »Publikum*  gemacht  haben, 
und  bei  Verlagsrechten,  Realrechten,  Bannrechten,  Polizeigewerben, 
denen  ein  Publikum  durch  Privilegien  gemacht  isf,  handelt 
es  sich  um  Kundschaften,  um  mehr  oder  weniger  ansschliessend 
angezogenes  »Publikum*,  um  einen  bevorzugten  Abnehmerkreis. 

Das  Wort  Kundschaft  würde  den  specifischen  Character 
der  Verhältnisse  (obige  Momente  2 — 5)  sehr  gut  ausdrücken. 
Allein  der  Grund  des  privatrechtlichen  und  des  Tauschgutcharac- 
ters  gewisser  Verhältnisse  ist  ein  doppelter,  theHs  ein  factischer 
der  freien  Erwerbung,  theils  ein  rechtlicher  der  privilegienmässigen 
Schaffung  von  ausschliessenden  Absazkreisen ;  nur  die  ausschlies- 
senden  Absazkreise  der  ersten*  fr eien  Art  heissen  Kundschaft  So 
wird  sich  diesem  Worte  schwerlich  mehr  eine  generellere  Be- 
deutung für  den  wissenschaftlichen  Sprachgebrauch  gewinnen 
lassen. 

Das  Wort  »Publikum*  wird  zu  sehr  auch  für  Bezeich- 
nung ausserwirthschafUicher  Imd  nicht  privat  wirthschaftlicher 
Socialbeziehungen  gebraucht  und  ist  nicht  deutsch ;  an  sich  würde  es 
sich  vielleicht  zu  noch  prägnanterem  Ausdruck  der  Objecto  eignen, 
welche  singulär  zu  Tauschgütem  und  Privatrechten  werden. 

Weder  das  Wort  »Kundschaft',  noch  das  Wort  »PuMikum* 
darf  desshalb  sicher  hoffen,  den  u$U8  tyrannus  zn  besiegen  und 
das  vieldeutige  Wort  Verhältniss,  das  so  dehnbar  ist,  wie  Gummi 
elasticum,  zu  verdrängen.  Doch  werden  wir  uns  in  dieser  Arbeit 
öfter  erlauben,  an  dessen  Stelle  die  Worte  »Kuudschaft*  oder 
»Publikum*,  oder  »tapschwerthe  Monopolrenten*  zu  gebrauchen, 
wo  sie  nach  dem  Zusammenhang  der  Anschaulichkeit  mehr  dienen, 
als  das  Wort  »Verhältniss.* 
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m.  . 

Der  Ursprung  der  prlvatwlrtliseliaf tltoh  übertragbaren  ans- 
scUiessenden  Bentenqnellen. 

Der  Ursprung  tausch werther  Monopolrenten  oder  »Verhält- 
nisse« ist  tbeils  ein  freier  wenigstens  nicht  auf  öffentlichem 
Zwang  beruhender,   thefils  ein  auf  solchen  Zwang   begründeter« 

a)  Frei  erworben 
ist  der  Absazkreis  eines  Specereikaufmanns,  oder  Modehändiers, 
oder  Fabrikanten^  oder  Zeitungsunternehmers,  wenn  solcher  das  Publi- 
kum in  besonderem  Grade  an  sich  zieht,  faktisch  auf  längere  Zeit 
durch  seinen  blossen  Namen  der  Concurrenz  megreich  die  Spitze 
bietet,  und  in  dieser  «wohlerworbenen  Kundschaft  die  Quelle 
ausserordentlichen  Einkommens  besitzt. 

Verschiedene  Umstände  mögen  diese  von  keinem  Privileg 
getragene  und  doch  aasschliessende  Beherrschung  des  Bedarfes 
in  einem  gewissen  gesellschaftlichen  Umkreise  begründet  haben 
und  fortwährend  erhalten:  zuerst  vielleicht .  der  ausgezeichnete, 
Vertrauen  erweckend  wirthschaftlicbe  Gharacter  der  Persönlich- 
keit, hervorragende  erste  Leistungen^  nachmals  hauptsächlich 
die  vis  inertiae,  wekJie  auch  in  der  privatökoQomischen  Aera  der 
freiesten  Concurrenz  ihre  starke  Macht  behauptet  Und  unter- 
stüzend  mögen  nichtp^rsö^nliche  Verhältnisse,  z.  B.  die 
städtische  oder  territoriale  Lage  eines  Hauses,  des  Etablissements 
überhaupt,  m  i  twirken. 

Desshalb  können,  obwohl  die  den  Anstoss  zur  Begründung 
eines  Kundenkreises  gebende  und  das  Renommö  einer  Firma  er- 
zeugende Persönlichkeit  nicht  übertragen  werden  kann,  Kund- 
schaft und  Renomnpö  fortdauern,  weil  der  bevorzugte  Absaz 
einmal  begründet , ist,  durch  Gewohnheit  an  den  äusseren  Körper 
der  Unternehmung,  ja  an  dep  blossen  als  Etikette  und  Marke 
übertragbaten  Namen  sich  länger  heftet;  —  man  denke  nur  an 
die  Firma  Farina  oder  die  besseren,  Champagnerfirmen. 

Beruht  die  Kundschaft  blos  auf  der  Lage  eines  Hauses,  so 
kann  freilich  nicht  mehr  von  einer  auf  »VerhäHniss«  begründeten 
kaufmännischen  Ünternehmerrente,  die  Tausohgut  wird,  senden 
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nur  von  Bodenrente,  von  Rente  aus  fix en  Kapital sachgütern  die 
Rede  sein,  welche  in  dem -Sachgut,  woran  sie  haftet,  Tausch- 
gegenstand wird.  Diess  ist  bei  Kundschaften  in  engerem  Sinn 
hftufig,  aber  nicht  immer  der  Fall  Es  ist  denkbar^  dass  allein  die 
Thatsache,  wonach  ein  tüchtiger  Unternehmer  längere  Zeit,  ja  selbst 
nur  mieth weise,  ein  Local  inne  hatte,  diesem  lezteren  einen  Kund- 
schaflsrentenwerth  verleiht.  Bei  neueren  Pariser  Hftuser-Expro- 
priations-Processen  hat  der  Kundschaftswerth  bisher  vermietheter 
Wohnungen  gerichtliche  Entschädigung  gefunden. 

Eine  weitere  Veranlassung  privatwirthschaniich  ausschliesslicher 
und  doch  nicht  privilegienhaner  Beherrschung  eines  socialökono- 
mischen  Rentengebietes  liegt  in  der  thatsftchlichen  Unmöglichkeit, 
dn  grosses  Kapital  an  eine  Coneurrenzuntemehmung  zu  wagen, 
oder  in  der  Furcht,  sich  sammt  dem  filtereri  Unternehmen,  welchem 
die  ausschliessende  Kundschaft  abzujagen  wäre,  zu  ruiniren. 
Einer  Eisenbahngesellschaft  wird  nicht  so  bald* eine  unmittel- 
bare Parallelbabn  sich  an  die  Seite  legen,  ebenso  wenig  einer 
schon  älteren  Gascompagnie  eine  neue,  der  Post,  auch  wo  Brief- 
und  Päckereizwahg  nicht  mehr  besteht,  nicht  leicht  eine  zweite 
Brief-  und  Packetbef&rderungsanstalt.  -. '- 

Namentlich  die  neuere  Zeit  zeigt  derartige  ausschliessende 
privatwirthschafUiche  Beherrschungen  von  Renten  mehr  aus  dem 
Grunde,  weil  das  Publikum  keine  Concurrenten  auffinden  kann, 
als  weil  es  keine  aufsuchen  will*  und 'darf. 

b)  Rechtlich  erzwungen, 
als  Folge  eines  Privilegs,  trat  und  tritt  die  exclusive  Beherrschung 
einer  Kundschaft  häufig  auf:  wenn  früher  ein  Banorecht  auf  einer 
Mühle  beruhte,  wenn  ein  Verlagsartikel  gegen  Nachdruck,  eine 
Photographie  gegen  Nachbildung  geschüzt  ist,  wenn  eine  Erfin- 
dung auf  Patent  ausgebeutet,  wenn  nur  eine  beschränkte  Anzahl 
von  Gewerbeuntemehmungen  mit  Realrecht  (Gastwirthschaften, 
Apotheken  u.  s.  w.)  concessionirt  ^  oder  nur  eine  beschränkte 
Anzahl  von  Maklern,  Feuerschauem,  Aerzten,  Advocaten  zuge- 
lassen wird. 

Künstliche  Renten  durch  Monopol  werden  insbesondere  geschafien, 
wo  es  sich  um  Präminung  eines  Geisteswerkea  oder  einer  Erfin- 
dung handelt.    Wff  haben  jedoch  in  diesem  Abschnitt,  welcher  der 
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Unterscheidimg  Ton  freien  und  von  pritüegirten  Kundschaften 
l^ewidmet  ist,  noch  nicht  zu  untersuchen,  wesshalb  dem  so  ist, 
ob  und  wie  weit  die  privilegirende  Verleihung  exclusiver  Ein- 
kommensgebiete  innerhalb  des  tauschwirthsdiaftliohen  Systems 
der  bürgerlichen  Gesellschaft  wQnschenswerth  und  natürlich  be- 
rechtigt sei. 

Dagegen  dürfte  es  eine  sehr  interessante  und  eine  für  Meister 
der  historischen  Schule  unserer  Wissenschi^  buchst  dankbare 
Untersuchung  sein,  zu  erforschen,  wie  in  verschiedenen  volks- 
wirthschaftUehen  Entwiddoogsperioden  beide  Gattungen  exclusiver 
Rentenbesüge,  und  die  einzelnen  Arten  der  beiden  Gattungen,  zu 
praktischer  Geltung  gelangt  sind.  Ich  selbst  b'm  nur  im  Stande, 
dflrüber  einige  allgemeine  Beobachtungen,  unter  Benüzung  der 
ungemeiner  verbreiteten  rechtsgescbichdidien  Kenntnisse,  anzu- 
deuten: 

Die  wirthschaftliehe ,  wie  jede  andere  Seite  der  Culturent- 
wicUung,  steift  von  der  .  ersten  Stufe  bis  zur  Hochcultur  einen 
Process  fortschreitender  Geseilung  dar,  sie  macht  den  privat- 
Okononiachen  Menscken  iraaer  m«Hir  zu  einem  socialdkono- 
mischen,  die-Eintelwirthschaft  immer  mehr  zum  Mitglied  eines 
r^g^  und  vidseil^en  nationalen  and  menscbheitlichen  Verkehrs- 
systems. 

Jener  SoeialbeziehuDgeo,  CkMQuneturen,  Kundschaften,  welche 
überhäuft  Oo^Um  von  JRenten  bei  der  gesellschaftlichen  Ein- 
konmenivertfialhiDg  werden  können,  werden  es  also  immer 
mehrere.  Allein  privaiwirthschaftlich  ausschlies- 
send  gemachte  Bentehgebiete  werden  es  in  Wirklichkeit, 
wenigstens  v er hültnisHOiöss.ig- immer  weigere.  Die  Con- 
earrenz  in  dem  spcialergestalteten  tauschwirlhschaftlichen  Leben 
und  Treiben  dringt  ioraier  weiter  vor:  der  prägnante  Gegensaz 
im  modernen  Gewerbe-  und  Handelsfreiheit  zum  mittelalterlichen 
imd  nachmals  pcriizeistai^lich-absohrtistischen  Zvnft-  und  Mono- 
pol wesen  bekunde!  es  in  sdilagender  Weise.  Welch  ganz 
andere  Physiognomie  zeigt  das  unter  dem  Sporn  der  freien  Concur- 
renz  athemlps  keuchende  tauscbwirthschafiliche  Leben  der  Gegenwart, 
gegenüber  dem  privilegirenden  und  reglementirten  volkswirthschaft* 
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liehen  System  unter  einem  Lodwig  XIV,  welcher  nahe  daran  war, 
jede  einzelne  Gewerbsuntemehmung  zum  Privileg  zu  machen. 

Es  ist  ein  oft  hervorgehobenes  und  von  Lassalle  in  seinem 
»System  der  erworbenen  Rechte*  tirf  erbsstes,  sozialdkonomisches 
wie  rechtliches  Gharaktermerkmal  des  mittelalters,  sozialdkonomische 
Bezüge  privatwirthschaftlich  auszubeuten  und  privatrechtlich  zu 
beherrschen,  —  z.  B.  den  gewerblichen  Markt  durch  Zunftbann 
und  Bannrechte,  die  staatliche  Gemeinwirthschaft  durch  erbliche 
Vorrechte,  durch  Anknüpfung  öflfentlicher  Befugnisse  und  Lasten 
(Kirclienbaulast,  Armenlast,  Wegbaulast  etc.)  an  Privatvermögen, 
sowie  mittelst  Ausbeutung  öffentlicher  Einkünfte  durch  Privatfa- 
milien und  durch  verkäufliche  Aemter.  Auch  hierin  ist  der  fran- 
zösische Absolutismus  abschreckend  typisch,  und  ein  Höhepunkt 
der  Schattenseiten  mittelalterlichen  Lebens,  von  wo  ein  Umschlag 
zu  den  neuzeitlichen  sozialökonomischen  Grundsätzen  stattfinden 
musste.  Viele  »freiheitliche*  Fortschritte  der  neueren  Zeit  beruhen 
darin ,  dass  »Verhältnisse* ,  welche  früher  det  ausschliessenden 
Privatausbeutung  unterworfen  waren,  zu  öffentlichen  insofern 
erhoben  wurden,  als  sie  der  Goncurrenz  Aller  überlassen  worden 
sind.  Und  zwar  theils  der  privatwirthscbaftlichen  Gon- 
currenz durch  Abschaffung  der  meisten  Monopole,  Gewerbsprivi- 
legien, Realgewerberechte,  und  durch  Einführung  der  Gewerbe- 
und  Handelsfreiheit,  theils  einer  Art  gemeinwirthschaft- 
licher  Concurrenz  intch  »Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesetz*, 
durch  Ausdehnung  der  Wahlrechte,  durch  Allgemeiu^ugänglichkeit 
der  Aemter  u.  s.  w.  0-  ^^  rechtlich  ausschliessenden 
Rentenquellen,  die  »Verhältnisse*  als  privätwirthschaftliche  Tausch- 
güter und  als  Privatrechte,  haben  in  dem  Masse,  als  eine  National-, 
Sozial-  und  Menschheitsökonomie  an  Stelle  der  Aggregate  von 
Privatökonomien  trat,  und  in  dem  Masse,  als  diesem  Prozess 
parallel  der  Rechtsstaat  als  pubUzisüscher  Staat  den  privatrecht^^ 
liehen  Staat  des  Mittelalters  verdrängte,  verhältnissmässig  an  Zahl 
abgenommen^.    Relativ    war  der  Antheil   des  Werthes  der 


1)  Vergl.  Mdn  „geselUcfa.  System  elc.'<  ft§.  212^216. 

2)  Lau  alle  enlwickelt  diese  Gedankenreihe  in  seinem,  Bicht  durch 
ein  Paar  Phrasen  zu  widerlegenden  ^System  der  erworbenen  Rechte**  L, 
p.  259  ff.,  nngeffihr  folgendermassen  (vergl.  meinen  Aufsatz:  Bourgeoii* 
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Privilegien    am   privaiwirIhschafUicben    Gesammtvermögen    eines 
Landes  im  Dlittelalter  und  im  Polizeistaat  weit  grösser  als  gegen- 


u.  ArbeiternationaFökonomle  1864,  2.  Heft,  p.  257):  „So  paradox  et  klingt, 
der  kallurhistorische  Gang  aller  Rechtsgeschichte  bestehl  darin,  immer  mehr  die 
£igen4ham8sphfire  det  Individuums  zu  beschrfinken,  immer 
mebr  Objekte  ausserhalb  des  Privateigenthums  zu  setzen. '^  Man  finde 
hfiufig  die  entgegengesetzte  Behauptung.  Z.  B.  Abschalhing  der  Fideiqom- 
misse,  sage  man,  sei  Vermehrung  der  Eigenthnmsfreiheit.  Der  Sache  nach 
sei  aber  die  Freiheit  des  Eigenthums  (weit  in  die  Zukunft  hinein  Aber 
Vermögen  disponiren  zu  können)  durch  die  Aufhebung. der  Fideicom- 
misse  beschränkt.  Ebenso  qualificire  man  die  Herrschaft  der  freien  Con- 
currenz  als  Periode  der  unbeschrfokten  Freiheit  des  Eigenthums.  Auch  diess 
sei  unrichtig;  denn  im  Grunde  genommen  negire  das  Prinzip  der 
freien  Concurrenz  die  Zulftssigkeit  eines  Rechtes,  wonach 
Gewerbebetrieb,  Absalz etc.  Privateigenthum  des  besondern  Indiriduums, 
ausschlieSSend  ge^en  jeden  andern  Einzelnen  als  Con- 
currenten,  sein  konnten.  Es  sei  natürlich,  dass  der  Mensch  am  Anfang  der 
Geschichte,  wie  das  Kind,  nach  Allem  seine  Hftnde  autotreke,  Alles  als  sein 
setze  und  keine  Grenze  kenne  ffir  den  Umfang  seiner  Privatwillkflr.  Der 
Fetischdiener  zerbreche  noch  seine  Idole,  wenn  sie  ihm  den  Willen 
nicht  erfiUlen;  spiter  werden  die  sacra  der  Privatwillkär  entzogen.  Der 
Mensch  *selb9t  sei  lange  Et-genthumsgegens tand  des  Andern 
(Sklaverei).  Lassalle  deutet  in  diesem  Zusammenhang  einerseits  auf  die 
Älteste  harte  Gestaltung  des  eheherrlichen  Rechtsverh&ltnisses  und  auf 
den  strengen  Inhalt  der  patria  potestar,  andererseits  auf  die  fort- 
laufende Schwichnng  des  Enterb  ungsrecbtes  durch  die  Pflicht« 
theilsgesetzp,  auf  den  allmfibligen.  Uebergang  der  Sklaverei  in  die 
zuerst  völlige  (Leibeigenschaft),  dann  nur  partielle  Herrschaft  Aber  die 
Arbeitskraft  eines  Andern  (Hörigkeit).  —  Auf  den  Charakter  des  germanischen 
Mittelalters  in  dieser  Beziehung  fCkhrt  Lassalle  auch  die  Incongruenz  der  ro- 
manif tischen  und  germanistischen  Auffassung,  hinsichtlich  der  T  h  e  i  1  u  n  g 
des  Eigenthnmsrechtes,  nngeffihr  in  folgender  Weise  zurfick:  n^®^'  ^^^^ 
Mögliche,  ja  der  Wille  selbst  zum  Eigenthum  werden  kann  und  eine 
Schranke  hiefQr  gar  nicht  existirt,  entspringt  hieraus  die  dem  Mittelalter 
eigenthämliche  Getheiltheit  des  Eigenthumsrechtes.  Wenn  nämlich  bei  der 
spröden  Ausschliesslichkeit  der  freien  römischen  Rechtspersönlichkeit 
kein  solches ,  wenn  auch  an  sich  zulässiges  Recht  auf  eine  Sache  Eigen- 
thnmsrecht  sein  kann,  welches  erst  durch  den  persönlichen  Willen  eines 
andern  Individuums,  des  Sacheigenthfimers  selbst,  hindnrchgehen  nnd  i  h  n 
sich  unterwerfen  mAsste,  solche  Rechte  sich  vielmehr  in  Rom  sofort  nur  als 
persönliche  Forderungen  darstellen ,  kann  im  germanischen  Mittelalter, 
weil  hier  der  freie  menschliche  Wille  selbst  als  Eigenthum  gesetzt  werden 
kann,  auch  ganz  unbefangen  jedes  solche  Recht  zu  einem  ding- 
Zeitschr.  f.  Staatsw.  1867.    L  U«ft.  11 


Digitized  by 


Google 


152  1^0  aoMcliliessendeii  ^VerbiltoisM*. 

wftrtig.  Der  rei^ich  ausschliessend  gemachten  Rentea-»Ver- 
hättntese*  sind  es  jeixt  luir  wenige.  Diese  wenigen  sind,  sollen 

lieheB  Eifenthmn  werden,  welches  za  seiner  Operation  ersi  dorch  den 
Willen  einet  andern  EigemkAnerf  hindarchgehen  and  diesen  sick  unter- 
werfen muss.  Die  langen  and  trostlosen  Versuche  der  Gernanisten,  den 
germanischen  EigenthnmsbegrÜ  mit  dem  römischen  in  Tersöhnen,  ihre  ge- 
qofilten  Anstrengungen,  den  erstem  auch  nur  irgend  su  begreifen,  ihre  Ein- 
gettindnisse,  das«  ihnen  derselbe  contradictio  in  adjecto  sei,  da  sie  immer 
nnd  stets  nnbewnsst  Ton  dem  römischen  Begriff  des  nntheilbaren  Eigen- 
thumsrechtes  nnd  dem  Begriff  der  römischen  individuellen  Willensfreiheit 
ausgingen,  lassen  von  hieraus  deutlich  die  Nothwendigkeit  ihres  Misslingens 
herrortreten.  Wenn^  der  Eigenthumsbegriff  eines  Volkes  bestimmt 
werden  soll,  muss  zuerst  auf  den  Willensbegriff  dieses  Volkes  zn- 
rflckgegangen  und  dieser  untersucht  werden.  Der  Willensbegriff  aber  ist 
bei  verschiedenen  Völkern  ein  Tersckiedener.  Uhr  «Germane.  verfügt  über 
die  eigene  totale  Willens  fr  eiheit,  über  seine  Persön- 
lichkeit, gibt  sie  insEigenthum  eines  andern  indivi- 
duellen Willens,  der  Römer  duldet  nicht,  dass  durch  private  Ueber- 
einkunft  ein  Römer  zum  Sklaven  eines  Andern  sich  machen  könne  •  .  . 
Nicht  nur  die*B«iutz«ng  eines  GrundstAckes,  welches  einem  fremden  Eigen- 
thfimer  ^hört  und  dessen  Nutzung  sich  doch  immer  nur  durch  den  Willen 
des  Letztern  hindurch  vermitteb,  also  im  römischen  Recht  als  Forderung 
sich  charakterisirt,  sondern  sogar  die  bestimmte  Benutzungsart,  in 
der  der  RigenthAmer  selbst  es  auszubeuten  hat,  kann  im  germanischen 
Recht  durch  eine  auf  Hafer,  Klee  u.  §.  w.  lautende  ewige  Rente  zu  einem 
dauernden  dinglichen  Ei^nthum  werden.  Ober-  und  Untereigenthum,  ^n- 
tzuags-  und  Sacheigenthum  faUen  daher  im  germanisdien  Recht  in  den 
mannigfaltigsten  Formen  auseinander  und  erzeugen  die  allen  landwirth- 
schafüiohen  und  industriellen  Fortschritt  hemmende  Zertheilung  des 
Eigenthnmsrechtes.''  Lassalle  verfolgt  dann  seinen  rechtshistorischen 
Grundgedanken,  welcher  ihn  zum  Angriff  auf  den  Kapitalprofit  geßihrt 
hat,  auch  in  das  Gebiet  des  öffentlichen  Rechtes.  Selbst  „die 
Allgemeinheit  des  WiHens,«  der  ötfentliohe  Wille  sei  im 
Mittelalter,  wie  der  private  Wille  in  den  Diensten,  als  Privatelgenthum,  als 
Frivatrecht  eines  Fürsten,  einer  Familie  vorhanden;  Fürsten  testiren 
sogar  über  die  Erbfolge  in  die  Regierung  ihrer  Länder,  und  die  öffentlichen 
Befugnisse  seien  auf  Grundbesitz  radicirt.  Der  neuere  Staat  stelle  dagegen 
das  Prinzip  der  Oeffejitlichkeit  seiner  Funktionen  als  das  unterschei- 
dende Merkmal  gegen  jeneh  privatrechUich  construirten  Patrimonial-  oder 
Feudalitaat  dar.  Was  diess  anders  sei,  als  die  Herausstellung  bedeu- 
tender Herrschaftsobjekte  aus  dem  Gebiete  des  Privateigen- 
Ikums  und  der  Willkür  des  Privatsnl^tes ,  des  öffenUichen  WüUns  aus 
dem  puren  privaten  Eigenthum  der  Dynutenfamilie  ? 


Digitized  by 


Google 


Die  aoMchlietsenden  „Verhiltnisae^.  163 

wenigstens  sein,  Uar  bewusste,  genau  begrenzte  und  singalär 
gerecbtTertigte  Ausnahmen,  welche  die  Gesetzgebung  bei  Ein- 
führung der  freien  Concurrenz  statuirt  hat.  Und  selbst  diese  Aus- 
nahmen sind  theilweise,  z.  B,  die  auf  Patent-  und  Musterschuz 
beruhenden  ausschliesslichen  Kundschaften,  gnindsfizlich  stärker 
als  je  angefochten.  Wir  erinnern  nur  an  die  seit  der  Londoner 
Ausstellung  von  1862  organisirt^  Antipatentsohuz- Agitation. 

Die  nicht  auf  Privileg  beruhenden  exclusiven  Kund- 
schaften, und  der  Betrag  ihres  Tauschwerthes  im  jezigen  Volks- 
vermdgen,  haben  dagegen,  wie  ich  vermnthe,  zugenommen :  theils 
freilich  nur  scheinbar,  sofeme  die  heutige  Zeit  nicht  mehr, 
wie  das  mittelalterliche  Zunftrecht,  aus  dem  Privilegiren  aller,  der 
mageren  wfe  der  Rente  gebenden  sozialen  Gewinngebiete,  ein  System 
macht,  —  theils  aber  auch  wirklich,  insofern  das  heutige  tausch- 
wirthschaftliche  Concurrenzsystem  reicher  ist  an  solchen  Fort- 
schritten und  tbatsttchlichen  Unterschieden ,  welche  in  den  Stand 
sezen,  eine  factische  Ueberlegenheit  auf  dem  Markte  zu  gewinnen, 
höhere,  wenn  auch  weniger  dauerhafte  Extraeinkommen  zu  er- 
zielen, diese  Bxtragewinne  bei  der  einmal  renommirten  Firma 
und  bei  dem  einmal  gegründeten  Kapitalcoroplex,  welcher  Etablisse- 
ment heisst,  zu  erhalten  und  daher  mit  der  Firma  und  mit  dem 
Etablissement  gegen  den  Tauschwerth  der  kapitalisirten  Rente  zu 
übertragen.  Man  bringe  die  Summen  in  Ansehlag,  zu  weichen  in  der 
Neuzeit  Zeitungsuntemehmen,  Firmen,  Gasthofe  verkauft,  oder  als 
•apports*  in  neu  gegründete  Actiengesellschaflen  eingeworfen  werden ! 

Die  positive  Entwicklung  der  menschlichen  Freiheit  muss  demgemdss 
nach  Lassalle  zur  Folge  haben,  dass  „in  immer  fortschreitender  Steigerung 
frAher  als  verfiusserli  ch  g  edach  te  Theile  der  ihenschlichen 
Freiheit  als.  aar  nnverfijif  serlichen  Freiheit  des  Menschen  gehörig 
aich  bestimmen  und^  als  dem  öffentlichen  Recht  entflossen,  durch 
absolute,  nicht  ausnahmsweise  Gesetze  reguÜrt  sich  darstellen,  dass  nun 
durch  keine  private  Willehstransaktion  mehr  und  ebensowenig  durch  Fakta, 
die  wie  eine  selche  wirken,  z.  B.  durch  Krieg,  Abstammung,  Geburt,  jener 
früher  verfiusserliche  Theil  der  menschlichen  Freiheit  verfiussert  werden 
und  verilussert  bleiben  kann."  -^  Was  hier  als  rechtsgeachichllicher  Pro- 
cess  publicistischer  Gestaltung  wirthsohafUicher  Interessibn  geschildert  wird, 
schliesst  auch  den  Sieg  der  Concurrenz  gegen  ausschliessende  Absaiverhilt- 
nisse  in  fich.  —  Vielfach  Ähnliche  Gedanken  schon  bei  Peguilhen,  Ge- 
sellschaftsw.  1838  und  bei  Rodbertus,  soc  Briefe,  3.  Brief  1851. 

11  ♦ 
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Noch  bedeutender  ist  in  der  Neuzeit  der  Rentenwerth  ge- 
wisser schon  erwfthnter  Unternehmungen,  welche  wegen  des 
grossen  erforderlichen  Kapitals  oder  wegen  anderer 
in  ihrer  eigensten  Natur  liegenden  Umstände  die  rechtlich-ttber- 
haupt  freie  oder  rechtlich  durch  neue  Goncessionen  mögliche 
Goncurreuz  thatsftchlich  ausschliessen  oder  doch  im  Stande 
sind,  irgend  einem  Concurrenten  das  Aufkommen  sehr  zu  er- 
schweren. Es  bilden  sich  mit  Eisenbahnen,  Gascompagnieen  u.  s.  w. 
gewisse,  der  Neuzeit  eigenthttmliche,  ausschliessende,  vielleicht  durch 
Concessionsprivilegien  auch  rechtlich  ausschliessend  gemachte 
Kundschaften;  ihren  Druck  fühlt  z.  B.  das  Publikum  der  Gas- 
und  Kohlenkonsumenten  sehr  wohl  und  der  ganze  deutsche  Han- 
delsstand kannte  sie  sehr  wohl,  als  er  bei  Abfassung  des  Handels- 
gesezbuches  seine,  das  Ziel  theilweise  wohl  überschiessenden, 
aber  doch  nicht  ganz  unbegründeten  Klagen  gegen  die  grossen 
»f actischen  Monopole''  der  Neuzeit  erhob.  Ist  man  doch  ^selbst 
in  England  daran,  dem  Staatsbahnbetrieb  als  einem  Monopol  des 
vom  Unternehmergewinn  abstrahirenden  staatlichen 
Gemeinwesens  sich  in  die  Arme  zu  werfen,  um  eine  Besserung 
da  zu  erzielen,  wo  nach  bisheriger  Erfahrung  das  System  der 
freien  Goncurrenz  seine  sonstige  ökonomisirende  Kraft  nicht  zu 
entfalten  vermochte^). 

Wie  aber  auch  das  Mittelalter,  der  nachmalige  absolute  Poli- 
zeistaat und  die  Gegenwart  im  Einzekien  hinsichtlich  der  that- 
sftchlichen  und  der  privilegirenden  Konstituirung  aiKSchliessender 
Kundschaften  sich  zu  einander  verhalten  mögen,  —  das  gegen- 
wärtige Vorhandensein  solcher  ausschliessenden  Kundschaften, 
theils  auf  Grund  thatsächlicher  ausschliessender  Beherrschung 
durch  Private,  theils  auf  Griind  künstlicher  Erzeugung  von 
Staatswegen  ist  eine  Thatsache.  Ihr  muss  man  vor  Allem  eine 
nationalökonomische  Erklärung  und  Berechtigung  oder  Begrenzung 
angedeihen  lassen,  wenn  die.  hier  versuchte  Analyse  der  »Ver- 
hältnisse'' praktisch  verwerthbare  Ergebnisse  liefern  soll. 

Der  nächste  Abschnitt  soll  diesen  kritischen  Massstab  der 
Nationalökonomie  für  oder  gegen  die  im  heutigen  tauschwirth- 

1)  S.  die  aasflilirliche  Nachweisiu^  in  meinem  „ge«ell8ch.  System  etc.** 
>§.  187,  217,  265  ff. 
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schädlichen  System  der  bürgerlichen  GeseUschaft  vorkommenden 
privatwirthschafUich  und  privatrechttich  ausschliessenden  Kund- 
schaften aufstellen! 

IV. 

Die  freie  Benten-  oder  Prämien -Function  des  tanschwirtli- 
schaftliolien  Systems  der  bürgerlieben  Gesellscliaft. 

Zunächst  müssen  wir  den  juristischen  Leser,  um  ihm  ver- 
ständlich zu  sein ,  mit  tinserer  nation;dökonomischen  Theprie  der 
Rente  näher  bekannt  machen ;  der  nationalökonomische  Leser  möge 
wegen  des  Zweckes  der  Verständigung  der  Juristen  es  entschul- 
digen y  wenn  er  auf  den  nächsten  Seiten  ihm  schon  Bekanntes 
findet.  Alle  Sicherheit  im  weiteren  Gange  der  Erörterung  unseres 
Gegenstandes  würde  fehlen,  wenn  wir  nicht  über  denjenigen  sozial- 
ökonomischen Vorgang  uns  erklären  dürften,  welchen  wir  die 
volkswirthschafllche  Rentenfunction  nennen. 

Die  Nationalökonomie  kennt  seit  langer  Zeit  die  Grund- 
rente; mehrfach  bestritten  %  tiat  sich  namentlich  die  Ricardo  sehe 
Grnndrententheorie  dennoch  in  der  Wissenschaft  überwiegend 
Geltung  verschafit 

Die  Grundrente  nacj|)  dieser  Theorie  ist  nicht  mit  dem  Pacht- 
zins oder  dem  landesüblichen  Zins  aus  dem  Kaufschillingskapital 
eines  Grundstückes  zu  verwechseln,  sondern  sie  ist  ein  Extcaein- 
kommen  aus  den  fruchtbarsten  und  bestgeiegenen  Grundstücken, 
welches  sich  folgendermassen  bildet: 

Nicht  alle  Grundstücke  gestatten  die  Erzeugung  gleicher 
Qualität  und  Quantität  zu  gleichen  Kosten.  Die  Produkte  der 
fruchtbareren  und  günstiger  gelegenen  werden  nun  aber  so  theuer 
verkauft,  vne  die  Erzeugnisse  desjenigen  Grundstückes,  welches 
unter  den  ungünstigsten  Verhältnissen  angebaut  wird,  dessen  Anbau 
aber  noch  nothwendig  ii^t  zur  Befriedigung  des  vorhandenen  Be- 
darfs. Korn,  ob  von  einem  fruchtbaren  oder  unfruchtbaren  Acker, 
Eisen,  ob  aus  reichhaltigem,  wohlfeilem,  schwefelfreiem  Erz  er- 
zeugt oder  nicht,  werden  in  gleichen  Quantitäten  und  gleicher 
Qualität  auf  demselben*  Markt  zuf^  selben  Zeit  immer  denselben 

1)  Vgl. m. NakOek.  $  101  It  —  Vrgl.  auchRodbeHus,  80c.Br.,3Br« 
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TaascfawertB  haben,  und  «war  denjemgeii,  wdehen  auf  dem  Markt 
noch  ein  kaofkrafliges  Bedttrfniss  begegnet  So  entüdit  für  die 
wohlfeiler  erzeugenden  GmndstQcke  ein  Gewinn,  wdcber  mit  den 
Produktionskosten  nicht  zusammenfällt,  einWerthOberschuss,  welcher 
auf  der  vorzüglicheren  Beschaffenheit,  Lage,  Anlage  u.  s.  w.  des 
einen  GrundstüdLes  beruht  und  wekher  dem  Mehrbetrag  der  Pro- 
duktionskosten der  ungünstigsten  Anbauflftche  gleichkommt  Dieser 
Ueberschuss  ist  die  Grundrente. 

Nun  ist  aber,  wie  ich  seit  1860  (erste  Auflage  meiner  Nat- 
Oek.)  wiederholt  nachgewiesen  habe,  ein  ähnliches  Extraeinkom- 
men nicht  blos  bei  dem  fixen  Bodenkapital  der  Landwirthschaft 
zu  finden,  sondern  in  der  Regel  bei  allem  Kapital,  und  nicht  blos 
bei  allen  Kapitalarten,  sondern  auch  bei  allen  Arbeitsgattungen 
(Lohnrente)  und  bei  der  »unternehmenden*  Combination.  von  Arbeit 
und  Kapitalien  durch  ausgezeichnete  Unternehmer  (Unternehmer- 
rente). , 

Und  zwar  ist  die  Rente  in  dieser  Alfgemeinheit  die 
Folge  solcher  Pro  ductivkräfte,  welche  einen  ökono- 
mischen Fortschritt  erzielen  und  dadurch  einen 
besonders  gewinnreichen  Absaz  an  sich  ziehen 
oder  welche,  auch  ohne ' ökonomisch  werthvolle  Neuerungen 
zu  machen,  doch  d^n  in  Quanlitäl  und  QAHIäI  st«ls  wechselnden 
Bedarf  der  bürgerlichen  Gesellschaft  am  richtigsten  berechnen 
und  beherrschen,  also  am  wirthschaftlichsten  befriedigen. 

Dieses  Extraeinkommen  der  Rente  ^)  ist  eine  verdiente,  im 
tausch wirthschafllichen  Gesellschaftsorganismus  selbstwirkend 
angebrachte  Prämie  der  zur  Wohlfahrt  der  Gesaihmtbeit  bewerk- 
stelligten ökonomischen  Fprtsohritteupdauchder  nicht  noth- 
wendig  in  Neuerungen  bestehenden  aber  gemeinnüzig^n,  grössten 
Wirthschafllichkeit  in  Versorgung  des  sozialen  Bedarfes.  Sie  ist  in 
beiderlei  Beziehung  geradezu  unentbehrlich^  wenn  das  freie  tausch- 
wirthschaftliche  Produktionssystem  jeder  Zeit  nach  dem  Bedarf 
der  bürgerlichen  Gesellschaft  in  wirthscbaftlichster  Weise  sich  rich- 
ten soll,  statt  in.  ein  unwirtbschaftliches  Chaos  auseinanderzufallen. 

1)  Es  ist  in  meinem  ^esellsch.  System''  „ansserordeDtlicher  Ueber-* 
f  chuss'^,  ausserordentlicher  „Gewinn**  imweiteren  Sinn  letzteren  Wortes 
genannt. 
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Wesen  und  Bedeatang  dieser  Reotenfunction  innerhalb  der 
taaschwirihschaftlichen  Hälfte  des  gesellschaftlichen  Systems  mensch- 
licher Wirthschaft,  nach  meiner  Theorie,  erhellt  wohl  schnell,  wenn 
ich  einige  Stellen  ans  meinem  Buche  »Das  gesellschaftliche  System 
eic."  hier  wiederhole^). 

S.  9  ff. :  „Erxeagang  und  Umlauf  aller  GQler  iit  nichts  alt  Combination 
von  Arbeitskrtnen  and  Kapital- Vermögensnutzungen  lur  quantitativ  und 
qualitativ  mdglichst  vollkommenen  Versorgung  der  menschlicken  Gesellschaft. 
Jeder  wirft  den  grdssten  Theil  seiner  Arbeitseffecte  und  seiner  produktiven 
Veradgensnutsungen  gleichsam  in  die  gesellschaftliche  Masse  ein,  um  sie 
eodlich  mitielsl  der  im  Geld  liegenden  Anweisung  in  den  den  Bedürfnissen 
eatsprechenden  Formen,  in  Gestalt  der  tauglichen  Genussgflter  turOckau- 
empfangen. 

^Was  nun  aber  ist  jene  mich  tige  Kraft,  welche  diese 
millionenfiUigen.  Elementargfiler,  die  Effekte  der  täg- 
lichen Arbeit  sleistung  Aller  und  dieEffekte  dor  tigliohen 
produktiven  Vermögensanwendung  (Kapitalnutsungen)  so 
combinirt,  dass. dieselben  nach  Art«  Umfang,  Ort  und  Zeit 
die  dem  Volksbedarf  entsprach  enden-GOtergattungen  Ober- 
haupt hervorbringen,  insbesondere  aber  nach  dem  Gesett 
der  Wirthschaftlichkeit  (grössten  Erfolges  bei  geringsten  Opfern) 
hervorbringen? 

i^Die  Antwort  ist  folgende: 

«Nicht  ftlr  alle  Gfiter  erfolgt  in  gleicher  Weise  die  Begulirung  der  Er^ 
aeogung  und  des  Umlaufes. 

»Die  gemeinnütiigen  Gflter,  wie  ßie  s.  B.  der  Staat  in  den  Leistungen 
seiner  Beamten  und  in  den  von  ihm  dargebotenen  öffentlichen  Anstalten 
ersengt  und  dem  Verband  der  StaatsbOrger  ankommen  lfi$st,  werden  nach  dem 
Willen  Einer  oder  nach  der  Verabredung  (constitutionelle  Etatswirthsehaft, 
Finaniyerabschiedung)  mehrerer  Staatsgewalten,  eraeug»  und  der  Volks- 
gemeinschaft gegen  eine  zwangsweise  Vergütung  eigentfaümlicher  Art  (Be- 
steumng,  Einkommen  aus  den  für  Staatszwecke  ausgeschiedenen  Domfinen 
u.  s.  w.)' dargeboten.  Von  diesem  besonderen  Falle  wird  jedoch  erst  in 
einem  zweiten  Hauptstück  ^fiher  die  Rede  sein  können. 

„Weitaus  die  meisten  Güte^r  entstehen  und  circuliren  nicht 
unter  öffentlicher  Direction,   sondern  nach  dem  persönlichen  und  vertrags- 


1)  Röscher  hat  (I.,  $.  152,  Anm.  4)  meine  Behauptung  der  All- 
gemeinheit der  Rentenfiinction  als  eine  eigenthümliche  Auffassung  be- 
zeichnet, indem  er  bemerkt:  „Schfiffle  (Nat.Oek.  [1860]  S.  140  ff.) 
redet  voto  dem  allgemeinen  Vorkommen  des  Ueb'erschuss- ,  d.  h.  Rente- 
liclors.**  Dagegen  stimmt  mir  bei  M  an  g o  1  d  t,  Grundriss  der  Volkswirth- 
schafkf  lehre  1863. 
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mistigen  Willen  der  einzelnen  Menschen «  welche  dem  Volke  angehören. 
Der  Arbeiter  giebt  seinen  Arbeitseffekt,  wem  er  will,  dessgleichen  der  Leih- 
kapitalist  sein  Leihkapital,  auf  dessen  'eigene  Anwendung  er  verzichtet. 
Der  Unternehmer  kann  sowohl  der  Korn-  als  der  Schnnpftabakserzeugnug 
sich  zuwenden ;  dieselben  Arbeitskrfilte  und  dieselben  Kapitalien  können  Ton 
einem  Unternehmer  in. Leder,  von  dem  andern  in  Tuch  umgewandelt,  und 
so  Tom  Einen  nach  Amerika,  vom  Andern  nach  Hinterasien  in  Umlauf  ge- 
bracht werden. 

„Die  Volkswirthschaft  (im  engem  Sinne  des  pnvatwirthschafUichen 
Systems  der  bürgerlichen  Geselbchaft)  ist  nicht  wie  der  Staat  (die  Rechts- 
gesellschaft des  Volkes)  von  einem  einzigen  oder  wenigen  beherrschenden 
Mittelpunkten  aus  geleitet.  Jejer  Einzelne  macht  sich  in  der  Volkswirth- 
schaft selbst  tum  Mittelpunkt,  wirkt  tiglich  anf  eigene  Faust  für  sich  und 
fftr  Andere. 

„Und  warum  gleichwohl  kein  Chaos,  keine  Verwirrung, 
kein  babylonischer  Thurmban  auf  diesem  Gebiete'?  Welche  unsichtbare,  all- 
gegenwftrtige  Kraft  leitet  diese  Millionen  Willen  und  Ghterelemente  auf 
diejenigen  Erzeugungen  und  in  diejenigen  Circulationskanflle,  durch  welche 
und  zwar  in  wirthschaftlichster  Weise,  der  so  mannigjEiltige  und  wechsel- 
volle Bedarf  der  ganzen  menschlichen  Gesellschaft  quantitativ  nnd  qualitativ 
jederzeit  befriedigt  vrird? 

„Diese  in  den  wirth's  ckaft  end^en  Menschen  allge- 
genwärtige Kraft  ist  das  Streben  nachdem  höchsten 
Gewinn  (Rente)  und  die  Furcht^vor  der  E  i  n  b  u  s  s  e.  Gewinnstreben 
und  Verlustgefahr  bewirken  in  dem  wirthschaftlichen  Thun  und  Lassen  der 
Menschen  die  dem  jeweiligen  GAterbedarf  der  menschlichen  Gesellschaft  ent- 
sprechendste, wirtfaschaftlich^te  Klassifikation  und  Combination  der  Arbeits- 
leistungen und  Vermögensnutzungen.  Wer  die  Bedürfnisse  der  Nebenmenschen 
am  besten  berechnet,  wird  für  sein  Ausgebot  die  höchsten  Preise  erzielen; 
wer  der  richtig  vorausberechneten  Nachfrage  der  Gesellschaft  die  wohl- 
feilst producirten  Güter  entgegenzubringen  vermag,  vrird  den  Absatz  an 
sich  ziehen. 

„So  ist  es  die  Goncurrenz  um  die  höchsten  Gewinne,  welche  die  wirth- 
schaftlichste  Befriedigung  der  jeweiligen  Bedürfnisse  nach  Ar^  und  Um- 
fang jederzeit  bewirkt,  und  es  ist  ebenso  die  Furcht  vor  Verlust,  was 
regelmässig  den  Wegtritt  von  solchen  Gütererzeugungen  herbeiführl,  welche 
keiner  Werthschfitzung  mehr  begegnen  und  die  Anschaffbngskosten  nicht 
decken  würden.  - 

Offenbar  wird  derjenige  die  grössten  Gewinne  machen,  welcher  dieselbe 
Güterarl  am  wohlfeilsten  herstellt  und  darbietet.  Verlangt  z.  B.  eine  Stadt 
wöchentlich  1000  Centner  Korn,  und  A  kann  500  Ctr..  zu  "/s  Thaler,  B  nur 
zu  1  Thaler  liefern,  so  wird  zwar  der  Preis  aller  1000  Centner  1  Thaler 
sein,  A  jedoch  macht  in  Folge  seiner  niedrigem  Aüschaffungskosten  an 
jedem  Centner  Koro  Vi  Thaler  Extragewinn ,  einen  Extragevrinn,  welcher 
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ihnlicli  ftberall  wiederkehrt  ond  von  der  Nationalökonomie  in  besonderem 
Sinn  Bente  genannt  wird. 

„Dieser  Eztragewinn  ist  das  Reizmittel,  die  niedrigsten  Kosten 
einer  GOterart  aufznspAren,  nnd  indem  dieser  Reiz  fiberall  wirkt,  veranlasst 
er  die  wirthschafUichste  Versorgung  der  menschlichen  Gesellschaft  mit  jeder 
Gfltergattang.  Die  Concurrenz  am  die  Rente  (ausserordentlichen  Gewinn) 
ist  es,  was  -immer  nnd  überall  in  dem  auf  freiem  Tausch  bernhenden 
Gftterleben  den  Geist  der  Wirthschafilichkeit  allen  Theilnehmem  des  ge- 
sellschaftlichen Gfiterrersorgungssystems  anfndthigt.  Die  Rente,  der  ausser- 
ordentliche Gewinn  ist  die  Primie  der  wirthschaftlichsten,  regelmfissigen, 
rechtzeitigen  und  harmonischen  Versorgung  der  bflrgerlichen  Gesellschaft 
in  ihren  nach  Art  und  Umfang  wechselndep  Bedürfnissen.  Der  Verlust  ist 
die  Strafe  des  Gegentheils.  Die  Rente  ist  ein  kleiner  Preis,  welchen 
die  Gesellschaft,  für  einen  grossen  Gesammtrortheil  zahlt.  Dieser  Vortheil 
konnte  entfernt  nicht  ebenso  und  nicht  so  wohlfeil  erreicht  werden ,  wenn 
eine  Öffentliche  Regulirung  der  Güter  -  Produktion  nnd  Circulation  statt- 
finde. 

„Das  ist  die  Bedeutung  der  Lehre  von  der  Rente,  welche  bisher  von 
der  Nationalökonomie  mehr,  geahnt  als  klar  erkannt  worden  ist.  Die  vnch- 
tigste  Art*  der  Rente  ist  die  Grundrente.'' 

S.  185  ff. :  „Wie  die  Persönlichkeit,'  so  ist  das  Gütervermögen  —  mittelst 
des  Arbeitsvermögens  nnd  des  aus  dem  Arbeitsvermögen  ausströmenden  Ka- 
pitalvermögens —  im  ewigen  Fluss  des  Werdens,  Vergehens  und  Wieder- 
entstehens ;  da  ist  kein  Aufenthalt,  ein  Ring  Ifiuft  in  den  andern  zur  end- 
losen Kette  über.  Die  Reproduktion  ist  der  Process,  in  welchem  die  Welt 
Äusserer  Mittel  in  ihrer  Zweckmissigkeit  sich  stets  von  Neuem  dem  sich 
verändernden  persönlichen  Leben  anpasst,  nach  den  Zustanden  nnd  Bedürf- 
nissen des  letzteren  sich  gestaltet.  Durch  die  Reproduktion  vollzieht  sich 
daher  auch  der  Einiluss  des  persönlichen  Lebens  auf  die  Süssere  Güterwelt, 
wie  sich  die  verluderte  Seelenstimmnng  auf  .das  Antliz  reflectirt« 

„Dieser  Kreislanf  vqn  Gonsnmtion  und  Reproduction  des  Vermögens 
der  bfirgerlichen  Gesellschaft  ist  von  dem  allgemeinen  Gesetze  der  Wirth- 
schaftlichkeit  beherrscht,  nfimlich  von  dem  Grundsatz,  einen  möglichst  hohen 
Wertb  um  möglichst  geringe- Opfer  zu  reproduciren. 

„Wirthschaftlicher.. Weise  muss  die  Bewegung  der  Reproduktion  den- 
jenigen Güterarten  zuströmen,  *  deren  Werth  den  Werth  der  Opfer  an  Ar- 
beit und  Kapital  am  meisten  übersteigt,  und  sie  ihuss  da  stocken,  wo  der 
Werth  der  neuen  Erzeugnisse  die  Opfer  an  Arbeit  und  Kapital  nicht  mehr 
deckt.     • 

„So  ist  der  Werth  wirklich  der  Regulator  der  Reproduktion.  Je  werth- 
voUer  ein  Gut  ist,  desto  mehr  vnrd  sich  innerhalb  der  beharrlichen  Erneuerung 
des  Volksvermögens  die  Reproduktion  deiliselben  zuwenden ;  wie  im  Körper 
die  Bildungskrifte  dem  bedrohtesten  und-  nothleideüden  Punkte,  so  strömen 
in  der  Volkswirthschaft  die  ProduktivkriKfte  der  werthvollsten  -Gfiterart  zu. 
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Dag  bebarrliche  Streben  der  geaelU cbafUichen  Güterbildnng  isl  daher :  einer* 
BeilB  im  Geldwerth  des  Produktes  (seinem  Marktpreis)  den  grössten Ueher* 
schnss  ober  die  Produktionskosten  zu  erreicben,  und  —  andererseits 
mit  der  Erzeugung  nicht  aufzuhören,  so  lange  die  reproduktive  Verwendnnf 
von  Arbeiten  und  Kapitalnutznngen  mehr  Werth  ergiebt,  als  in  ihrer  Auf- 
opferung und  Umformung  abgeht. 

„Das  nach  dem  Visir  des  Werthes  bestimmte,  noth wendige  nnd  stets 
vorhandene  Streben  nach  WerthAberschAssen  vollzieht  sich  also  in  doppelter 
Richtung  in  einer  absteigenden  und  in  einer  anÜBteigenden,  wie  in  Ebbe 
nnd  Flttth.  Und  beiden  Richtungen  wohnt  als  treibende  Kraft  lediglich  die 
Wirtbschaftlichkeit  inne. 

9I)  Die  absenkende  Richtung  der  Produktivitit  ist  das  Vermehren  der 
Angebotsmasse  bis  znm  Nullpunkt  des  -^erthaberschusses,  zum  Niveau  der 
Produktionskosten :.  Diese  Richtung  kann  nie  aufhören,  weil,  es  ein  Wider- 
spruch wire,  produktive  Kräfte,  aus  denen  ein  Gut  von  höherem  Werth  her- 
vorgehen kann,  nicht  so  lange  der  Massenvermehrung  des  letzteren  im  Wege 
der  reproduktiven  umformenden  Anwendung  zuzufahren,  bis  die  Ausgleichnng 
der  Werthe  erfdgt  ist 

„Dieses  Gesetz  der  absteigenden  Richtung  nennen  wir  das  Gesetz  des 
natOrlichen  Werthes.  Es  reprisentirt  die  eine  Seite  im  Hergang  der  Pro- 
duktion, die  Seite,  vermöge  welcher  die  Reproduktion  der  werthvoUen 
Gegenstinde  für  den  Gebrauch  verallgemeinert  wird  durch  Preiserniedrigongt 
gleichsam  die  demokratisch^  Richtung  der  Wertherzeugung. 

«2)  Die  andere  Seite  des  Ueberschussstrebens  ist  es,  die  Produktionen 
herauszufinden^  welche  höhere  UeberschAsse  (Renten)  geben:  das  Gesetz 
des  höchsten  Ueberschusses,  gleichsam  die  aristokratische  Richtung,  welche 
das  Besondere  herausfindet,  zuerst  auf  das  Bedflrfniss  der  Wenigeren  spekulirt, 
und  durch  hohe  UeberschAsse  Dengenigen ,  der  die  4iöchsten  Werthpunkte, 
die  ergiebigsten  Prodtaktionen  findet,  die  Mitlei  besondern  Genusses,  freier 
höherer  BedArfnissbefriedignng  und  der  Kapitalbildung  gewihrt. 

„Jene  Richtung  vollzieht  sich  durch  den  Fleiss,  die  Emsigkeit,  die 
durchschnittliche  WirthschafUtAchtigkeit,  —  diese  durch  das  wirthschafUiche 
Genie,  den  Scharfsinn,  GlAck,  mittelst  der  durch  Naturanlage  oder  Bildung 
vorhandenen  besondem  Begabung,  durch  deren  Vorangehen  allein  dieKultur- 
forUchritte  zum  Gemeingut  werden  können  (§.  7) ;  die  Mittel  dieses  Fort- 
schrittes fliessen  auch  znerst  den  Begabteren  zu  in  der  Erreichung  der 
höchsten  UeberschAsse. 

„Die  Rente  int  so  diePrimie  der  im  Interesse  der 
ganzen  Gesellschaft  eingeschlagenen  WirthBChaftUchsten 
Richtung. 

„Die  absteigende  und  die  aufsteigende  Richtung  rufen  mit  Notbwendig- 
keit  einander  hervor.  Einzelne  gehen  voran  und  erreichen  die  höchste  Spitze 
des  Gewinnes,  die  Masse  folgt  nach  u|id  stumpft  sie  schnell  zum  natArlichen 
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Preis  (der  Kosten,  einschliesslich  durchschnittlichen  Unternehmergewinns,  s. 
§98)  herab,  und  alsbald  beginnt  dieselbe  Produktionsrichtung  nach  neuen  Höhe- 
punkten. Der  Prozess  ist  dem  Gewelle  des  Meeres  Tergleichbar :  die  Hasse  der 
Welle  sinkt  durch  sich  selbst  stets  aurfick,  um  nftchstens  au  neuer  Höhe  au 
treiben.  So  bedingen  sich  also  thauftchlich  beide  Richtungen:  die  eine  fftr 
die  Verwohlfeilerang  sorgende,  Ton  der  breiten  Hasse  der  Erzeuger  be» 
werkstelligte  und  den  gemeinen  Lebensunterhalt  versorgende,  —  die  andere 
au  dem  höchsten  Erfolg  durch  Glflck  und  Tfichtigkeit  ausgebeutet,  den 
Culturfortschntt  tragend,  die  Mittel  der  höheren  Gesittung  gebend. 

„Man  hat  das  Wesen  ^er  zweiten  Richtung,  der  Richtung  des  höchsten 
Veberschusses,  meist  nur  bei  der  Grundrente  erkannt,  jenem  Ueberschuss, 
der  aus  dem  Besitz  und  der  Ausbeutung  vorzflglich  ergiebiger,  sogen,  na* 
tflrlicher  Produktivfaktoren  kommt.'' 

„Allerdings  ist  sie  hier  am  sinnenCilligsten  und  atetigsten,  sie  ist  aber 
and  muss  tberall  yarlnmden  sein.  Auf  Zufall,  GlAck,  natOrllcher  Geistes- 
begabung, „Conjunkturen*',  Funden  und  Brinduttgen  beruhend,  sind  in  allen 
Zweigen  des  Erwerbslebens  stets  Ueberschflsse  vorhanden,  welche  im  Wesen 
mit  dem  Grundrentenverhiltnias  fibereinstimmen.  Es  beruht  auf  diesen  Ueber- 
schfissen  der  Wechsel  in  der  Vermögenavertheilung,  ja  Wesentlich  der  regel- 
mässige, dauernde  Fortschritt  der  höheren  Gesittung« 

„Sowohl  das  Zurflcktreiben  des  Preises  gegen  das  Niveau  der  Pro- 
duktionskosten als  die  Aufsuchung  von  Rente  gebenden  Preisen  durch  Spe- 
kulation sind  Aeusserungen  der  WirthsehafUichkeit,  Wirkungen  der  privat- 
vrirthschaflltchen  Werthberechnung  im  gesellschaftlichen  Tauschsystem.  Der 
Werth  offenbart  sich  hier  in  beiden  Tendenzen  als  Regulator  der  ökono- 
mischen Gesammtbewegung,  als  Ordner  der  freien  Einzeinkrifte  im  privat- 
wirthschafllichen.  System  der  bfirgerliohen  Gesellschaft;  in  ihm  wird  die 
wirthschafUiche  Bodeutung  der  Güter  durch  die  Sohitaung  (Werthberechnung) 
zum  Bewusstsein  gebracht  und  der  Anreiz  gegeben,  die  werthvoNlten,  weil 
am  beschrinktesten  vorhandenen  Gegenstinde  und  Verhältnisse  zu  vermehren, 
die  mangelhaft  vorhandenen  Voraussetzungen  und  Bedingnisse  des  gesammten 
Gflterlebens  zu  ergänzen  und  zu  verbessern.  Auf  den  Werth  als  Barometer 
aller  wirthschaftlichen  Entwipkelung  sieht  der  Erzeuger  einer  jeden  Waare, 
anf  ihn  die  ihrer  Ausbildung  zustrebende  Arbeitskraft  des  Jflnglings ,  der? 
bei  der  Berufswahl  den  kttnftigen  Werth  seiner  Arbeitsleistung  einer  Wahr- 
scheinlichkeitsrechnung, unterwirft,  —  auf  ihn  der  Kaufmann,  indem  er  die 
bedfirfti^ten  Punkte  auftucht  und  dahin  das  Streben  bei  Weiterentwickelung 
der  Prouuktion  lenkt.' 

„Diese  harmonische  Beherrschung  des  privatwirthschafUichen  Systems  der 
bflrgerlichen  Gesellschaft  durch  den  Werth  ist  deshalb  möglich,  weil  das 
Wirthschaftswesen  keine  festgegossene  Ordnung  von  Kräften  ist,  kein 
todtes  Gleichgewichtssystem,  sondern  eine  lebendige,  stets  in  der  Ent- 
vrickelung  begriffene  reproduktive  Welt,  welchö  jeden  Augenblick  in  millionen- 
fach verschiedener  Weise  ihren  Produktionsorganismus  neu  combiniren  kann, 
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ans  der  Tiefe  millionenfacher  menichlicher  Anlagen  nnd  ans  dem  Reiche 
der  äusseren  umgebenden  Verhfiltnisse  auf  gegebenen  Anstoss  alle  jeweilig 
erforderlichen,  zuvor  gebundenen  Krifte  zu  lösen  vermag. 

S.  192f.;  „Die  Gunsl  der  Rente  ruhtinverschiedenen  Verhfiltnis- 
sen:  im  Glück  des  Fundes  der  Absatz-  und  Bexugsquellen,  der  Wahl  der 
Einkaufszeit,  oder  im  Unterschied  der  Wirksamkeit  derProduktivkr&fte,  der 
Lage  nach  Himmelsgegend  und  Markt,  so  im  Gebiet  der  LandwirthschafI 
und  des  HfiuservcrmAgens  (Grundrente,  Hfluserrente) ,  oder  in  der  persön- 
lichen Geschicklichkeit,  beruhe  diese  auf  virtuoser  Ausbildung  oder  seltener 
Naturbegabung  (meist  untrennbar  auf  beiden ,  so  die  Ueberschflsse  ausge- 
zeichneter Künstler  und  Gelehrten),  in  der  „Konjunktur",  in  Fabrikations- 
und Gescbifts-Geheimnissen  und  Handwerksvortheilen  beim  Industriellen, 
Grosshändler  und  Handwerker. 

„Ueberall  und  immer  sind  solche  Faktoren  differirovder  Erzeugungskosten, 
besonders  günstiger  Lohn-  und  Zinsbildung,  günstiger  Bildung  des  Kurs- 
werthes  von  Forderungen  vorhanden,  entweder  dauernd  auf  demselben  Objekt 
ruhend,  oder  nach  Gegenstand,  Mittel,  Person  und  Zeit  wechselnd. 

„Man  kann  mit  vollem  Recht  sagen,  dass  tiglich-  besondere  Produktions- 
kostendifferenzen und  daher  Uebers^üsse,  grundrenteihnliche  Verhältnisse 
vorkommen.  Es  ist  dies  eben  die  beharrliche  Tendenz  nach  dem  höchsten 
Ueberscbusse ,  —  die  eine  nothwendig  infmer  und  überall  wirksame  Seite 
der  praktischen  Richtungsbestimmung  der  Produktion.* 

Seite  194:  „Ihr  volks  wirthschaftlieher  Charakter.  Man  hat 
das  Wesen  der  Rente  damit  bezeichnet,  dass  sie  kein  Bestandtheil  von  Pro- 
duktionskosten sei,  nicht  hohe  Preise  mache,  sondern  aus  hohen  Preisen 
folge,  dass  sie  unentgeltlich  bezogenes  Eihkommen  darstelle. 

„Diese  Bemerkung  erschöpft  den  Charakter  der  Rente  nicht.  Sie  ist 

^a)  Vergeltung  der  wiJthschaftlichsten  Appropriation, 
der  Ausaenwelt  (der  Geltendmachung  der  niedrigsten  Produktions- 
kosten, so  in  der  Grundrente  und  vielfach  im  besonder»  hohen  Untemehmer- 
gewinn,  Untemehmerrente,  Crewinnrente).  Für  den  Handel,  priroiirt  sie 
die  Aneignung  der  Produktionsvortheile  fremder  Lfindef  und  Cregenden. 
Sie  ist 

f  „b)  Vergeltung  der  wirthschafUichsten  Klassifikation  der  A  r  b  e  i  t  s- 
krftfte,  indem  derjenige,  welcher  seine  Arbeitskraft  am  besten  Platz 
verwerthet  oder  durch  die  virtuoseste  Arbeitskraft,,  diese  von  Nnur  be- 
sitzend und  sie  ausbildend,  die  Bedürfhisse  Anderer  mit  gleicher  Anstrengung 
besser  befriedigt,  besonders  hohen  Lohn  (Lohnrente,  Arbeitsrehte)  be- 
zieht; sie  ist 

„c)  V er  geltnng  der  wirthschafUichsten  Klassifikation  der  Leih kapi- 
t  a  1  i  e  n ,  indem  sie  Demjenigen,  welcher  Kreditwerihe  am  richtigsten  taxirt, 
besonders  hohes  Einkommen  durch  Zins  (Rente  im  Zins)  und  am  Kurswerth 
giebt  (Leihrente);  sie  ist  weiter 
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.„d)  Vergeltung  besonderer  vom  Staate  geschützter  Erfindongstbitig^ 
keit  (Rente  aas  Patenten,  Autorrechten);   sie  ist  namentlich 

„e)  Vergeltung  der  Aufsuchung  der  produktivsten  fixen  Kapitalien, 
insbes.  von  Grund  und  Boden,  indem  der  Aneigner  der  produktivsten  Grund- 
stücke, der  besten  Lagen  ein  besonderes  Einkommen  besieht,  sei  es  in 
Kompreisen,  welche  den  Kostersatz  weit  übersteigen,  sei  es  in  hohem 
Pacht-  and  Miethzins. 

„Bei  allen  einzelnen  Arten  von  Renten  tritt  ihr  allgemeiner  Cha- 
rakter, Prfimi^  der  wirthschaftlichsten  Versorgung  und 
Voraasberechnung  der  gesellschaftlichen  Bedürfnisse  zu 
'sein,  gleichmissig  hervor. 

„Demgemiss  quellen  Rentenbezüge  aus  jedem  wirth- 
schaftlichen  Fortschritt  für  Diejenigen  hervor*,  welche 
diesen  Fortschritt  vollziehen,  und  Rentenvernichtungen 
für  Diejenigen,  welche  sich  überholen  lassen. 

„Weit  entfernt,  ein  hassenswerthes  Mvilegium  zu  sein,  hat  die  Rente 
in  allen  ihren  Formen  die  höchst  wohlthätige  und  wirthschaflliche  Folge 
wohlfeilster,  regelmissigsle r ,  nach  Art,  Ort  und  Zeit  des  Bedürfens  voll- 
kommenster Versorgung  der  menschlichen  Gesellschalt  Sie  ist  eine  National- 
belohnung,  ge^jecht  an  sich,  gerecht  in  ihrer  Austheilung,  da 
sie  den  wirthschafUichen  Verdiensten  sicher  in  den  Schoss  fftllt.  An- 
fechtbar ist  nur  die  künstliche  Rentenbildung  und  ihre 
dauernde  Fizirung  z.  B.  durch  Schutzzölle,  Erwe^bsprivilegien,  Aemterbe- 
günstigung.  Sonst  stampft  sich  die  Rente  durch  die  Conkurrenz  selbst  ab, 
wie  die  hochgetriebene  WeUe  durch  ihr  eigenes  Gewicht. 

„Viele  Renten  sind  nicht  dauernd,  s.  B.  die  Rente  im  Handelsgewinn 
aus  guter  Spekulation.  Andere,  s.  B.  die  Renten  der  Virtuosität,  dauern 
zwar  leicht  auf  Lebenszeit,  sind  aber,  wenn  sie  sich  nicht  in  Sachgütem 
oder  Rechten  fiziren  (Gemfilde,  ausgezeichnete  literarische  Produktionen, 
Patente),  nicht  übertragbar.  Die  übertragbaren  Renten  sind  kapitalisirbar 
und  erscheinen  z.  B.  im  Preis  der  Firma,  im  Kapitalwerth'des  Patentes,  Autor- 
rechtes, im  Kapitalwerthe  vorzüglicher  fixer  Kapitalien. 

Aus  dem  Vorstehenden  erhellt  der  Character  des  Extra- 
einkommens,  welches  ich  im  spezifischen,  nur  etwas  verall- 
gemeinerten Sinn  des  längst  eingebürgerten  Grundrentenbegrifies, 
Rente  schlechthin  benannt  habe.  Innerhalb  des  tauschwirthschaft- 
liehen  Systems  der  menschlichen  Gesellschaft  allgemein  auftretend 
repräsentirt  die  Rentenfunction  ein  allgemein  wirkendes  natür- 
liches Patentsystem^),  einen Scbuz  des  »geistigen Eigenthums,'' 


1)  Der  geniale  Blick  Rosphers,    welcher  .meinen  Rentenbegriff 
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eine  Auszeichnung  aUer  ökonomischen  Verdienste  am  die  bürger- 
liche Gesellschaft.  Gerecht  als  Prämie,  bewundernswerth  als  Er- 
scheinung der  Gerechtigkeit  im  sozialökonomischen  System,  all- 
gemein, insofeme  sie  in  einzelnen  Einkommen  aller  drei  sonstigen 
Einkommenskategorien,  im  Zins-  uud  Lohn-,  hauptsächlich  aber  im 
Unternehmereinkommen  Einzelner  auftritt,  —  ist  sie  auch  in  ihren 
sozialökonomischen  Folgen  bedeutsam. 

Sie  giebt  einerseits  die  Mittel  zur  Bildung  neuer. Kapital- 
vermögen *)  und  legt  den  Grund  zu  einer  edleren  Consumtion,  — 
ist  demnach  im  besten  Sinne  des  Wortes  aristokratisch  auf 
Seiten  des  Urhebers:  sowohl  nach  dem  Ursprünge^) 
aus  hervorragendem  ökonomischen  Verdienst  und  TaFent,  als  in 
den  Folgen  der  Bereichergng  und  der  Genussfaähigkeit. 

Andererseits  wirkt  die  fienten Funktion  im  besten  Sinne 
demokratisch;  denn  sie  ist  eine  massige  Prämie  für  das  Ver- 
dienst richtiger  und  rechtzeitiger  Versorgung  der  ganzen  Gesell- 
schafl,  namentlich  aber  gerechtFertigt  als  Lohn,  welcher  Denjenigen 
in  den  Schoss  Fällt,  welche  ökonomische  Verbesserungen,  bald 
ein  Gemeingut  des  gesellschaftlichen  Wirthschaftssystems,  ein- 
fahren. Demokratisch  ist  hier  die  Wirkung,  soFeme  die  re- 
gelmässige Folge  der  Rente  in  allen  ihren  Formen  darin  be- 
steht, den  ökonomischen  Fortschritt  n a c h  einem  kurzen 
Uebergangsstadijam  durch  die  nachdrängende  Concurrenz 
zum  Gemeingut. zu  machen;  denn  nur  bis  Andere  um  den 
höheren  Gewinn  vollständig  concurriren,  erhält  sich  das  bevorzugte 
Renteneinkommen.  Die  Folge  der  im  Uebergangsstadium  den  Ur- 
hebern des  Fortschrittes  und  der  Wirthschaftlichkeit  bezahlten 
Prämie,  welche  als  Reizmittel  erster  Verbesserungen  wirkt,  ist 
also  eine  länger  oder  kürzer  dauernde  Oekonomie  zu  Gunsten  der 
ganzen  bürgerlichen  Gesellschaft;,  selbsTwo  die  Rente  dauert, 


kaum  erw&hnt,  kommt  gelege  ntlich  auf  ein  „natarliches  Patentsystem^ 
der  Volkswir^hschaft  su  sprechen,  jedoch  nicht  bei  der  Lehre  von  der 
Grundrente,  sondern  bei  der  Lehre  von  den  Kosten.  Auch  giebt  er  dem  Ge- 
danken gar  keine  weitere  Folge  für  das  System.  Ich  bin  auf  die  erwähnte 
Stelle  Roschers   erst  in  neuester  Zeit  aufmerksam  geworden. 

2)  Mein  „gesellsch.  System  etc.<<  §.  106. 

3)  Mein  ,ges.  System  etc.^  {.  95: 
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kommt  sie  der  Gesammtheit  zu  gut.  Ohne  die  Unternehmerrenle, 
die  Bodenrente,  Lohn-  und  Talenirente,  Leihkapitah*ente  a.  s  w. 
würden  die  Einzelnen  nicht  darauf  hingeleitel,  jeder  Zeit  die 
dem  sozialen  Bedarf  quantitativ  und  qualitativ  entsprechendste  Pro- 
duktion zu  wählen,  Grund  und  Boden,  bewegliche  Kapitalien  und 
ArbeitskrAfle  so  auszubilden,  da^s  so  wohlfeil  als  möglich  pro- 
ducirt'wird.  Ohne  sie  würden  nicht  die  besten  Talente  ihrem 
eigentlichen  Berufe  zuströmen,  noch  sieb  für  ihren  Beruf  und  für 
die  qualifioirtesle  Befriedigung  einer  bestimmten  Bedfirfnissgattung 
befonders  emsig  ausbilden.  Es  würden  die  Arbeitskrftfte  nicht  auf 
die  PlAtze  ihrer  produktivsten  Verwerthung  gerückt  werden ,  die 
Kreditwerthe  würden  keine  scharfsichtige  Speculation  anregen. 

.  Die  ausserordentlichen  Einkommen  und  Erträge,  welche  in 
dem  grossen  Prozess  der  sozialen  EinkommensvertheHung  als  Lohn, 
Sias-  und  Unternehmerrente  Tegelmftssig  abfallen,  tragen  also 
wirklich  dazu  bei,  alle  Fortschritte  zum  Gemeingut  und  die  gesell- 
schafUiehe  Gesammtversorgung  wohlfeiler  zu  machen,  als  sie  ohne 
den  Reiz  dieser  natürlichen  Prämie  zu  stehen  kommen  würde. 
Die  sozialökonomische  Funktion  der  Rente  zeigt  sich  als  eine  gross- 
artige Tolkswirthschaflliche  Harmonie,  als  eine  emhiente  Quelle  allge- 
meiner Ersparungen  in  der  Bedürfnissbefriedigung  der  bürgerlichen 
Ges^lschaft 

In  der  beweglichen  Falte  der  Rente,  in  dem  Spielraum  zwi- 
schen hoben  Marktpreisen  und  verhiltnissmftssig  niedrigen  Kosten 
liegt  die  Bürgschaft  und  der  Regulator  alles  sozialökonomischen 
Fortschrittes,  soweit  letzterer  in  der  tauschwirthschaftlichen  HftIFtedes 
ökonomischen  Gesammtsystems  der  Gesellschaft  von  statten  geht. 

V. 

•     Zur  DognfbugesclLicIite  der  Bentenlelire. 

Vorstehende  Renten  lehre  ist  eine  von  mir  aufgestellte 
Theorie. 

Röscher  hat  diese  Theorie  noch  nicht,  obwohl  er  mit  dem 
ihm  eigenen  genialen  Blick  (L,  §.  108)  gelegentlich,  aber 
ohne  den  Gedanken  weiter  zu  benutzen  oder  auch  nur  meine 
Rententheorie  ausführlicher  zu  erwähnen,  von  einem  in  der  Volks- 
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wirthschaft wirkenden  natürlichen  Patentsystem^)  spricht 

Dass  obige  Theorie  gleichwohl  nicht  fehlgegriffen  hat,  dafür 
bürgt  mir  die  Beobachtung,  welche  ich  anlässlich  spezieller  und 
neuester  dogmengeschichtlicher  Studien  gemacht  habe, 
dass  gleich  Röscher  die  bedeutendsten  Oekonomisten  in  der  Richtung 
dieser  Theorie  getastet  haben.  Ein  kurzer  dogmengeschichtlicher 
Rückblick  mag  mir  desshalb  zur  Befestigung  dieser  Theorie  und 
als  Mittel  zur  Wahrung  der  Priorität  gestattet  sein. 

•  Schon  bei  dem  feinen  und  selbstständigen  deutschen  Oeko- 
nomisten Hufeland')  wird  die  Rentenerscheinung  nicht  blos 
als  Grundrente  auf  ausgezeichnete  natürliche  Produktivkräfte, 
sondern  auch  als  Talentrente  auf  ausgezeichnete  Arbeitskräfte  zu- 
rückgeführt. Allein  die  Prämienfunktion  der  Rente  wird  nicht  er- 
läutert, der  Gedanke  überhaupt  nicht  weiter  verfolgt. 

Ihm  wohl  ist  K.  S.  Zachigiä,  mit  ähnlichen  Ansichten  n«cb> 
gegangen.  Der  Begründung  des  Autorrechtes  (4.  Bd.,  S.  185) 
weiss  Zachariä  diesen  .weiteren  Rentenbegriff  (Urhetorrente 
YU.,  p.  62)  nicht  dienstbar  zu  machen. 

Ricardo,  princ,  eh.  2  sagt:  »Ist  die  Rente  ein  VoHheil, 
so  ist  zu  wünschen,  dass  mit  jedem  Jahr  die  neugefertigten  Ma- 
schinen weniger  wirken  als  die  alten."  Dem  skeptischen  Renten- 
hass  Ricardo's  liegt  hier  (a  contrario)  die  Ahnung  des  Riiittigen 
zu  Grunde. 

J.  B.  S ay,  cours  prat.  IV.,  eh. 20,  bemerkt,  jedoch  nur  iniißS' 
lieh  der  Patente,  schon  vor  Röscher:  »Die  Natur  der  w>lks- 
wirthschaftlichen  Gesetze  hat  Arkwright  eine  Prämie  von  24  Mill.  Fr. 
für  seine  Spinnmaschine  gegeben,  während  Napoleon  für  eine 
Flachsspinnmaschine  eine  Million  aussetzte.''  Es'^ien  höchstens 
Patente  von  kurzer  Dauer  nöthig.  »Man  kann  dem,  der  ein  Schloss 
öffnet,  wohl*  den  ersten ,  aber  nicht  den  alleinigen  Eingang  ver- 
schaffen" (1.  cit.  eh.  21). 

Malthus,  princ.  I,  eh.  3,  sect.  9  äussert:  »Grundrenten 
entstehen  mit  dem  Fortschritt  (der  Industrie)  und  gehen  mit  deren 
Rückschritt  zurück.    Es  scbmnt,  dass  jede  Art  von  Verbesserung, 


1)  I.,  S.  108. 

2)  Neue  Grundlegnng  (i.  Th.  1807,  2.  Th.  1813). 
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welche  irgendwo  in  Ackerbau,  Gewerbe   and  Handel    vor   sich 
gieng  and  ein  Land  bereicherte,  die  Rente  za  steigern  strebt.* 

Viel  weiter  ist  schon  der  Blick  S  t  o  r ch 's  anf  diesem  Gebiete. 
In  seinem  grossen  Werke  (V,  47,  tbeorie  de  la  civilis.  I,  eh.  6) 
spricht  er  von  einer  ^ente  des  ialenU  ou  des  qualMs  morales'^ 
in  den  Löhnen ,  and  discutirt  (IV,  198  ff.  1.  ThI.  8.  B.  3.  K.) 
die  Analogie  and  den  Gegensaz  des  Bodenmonopols  and  des 
Monopols  des  Gewerbsgeheimnisses  in  der  beachtenswerthen, 
onten  näher  berttcksichtigten  Weise. 

Canard  parallelisirt  die  rente  fandhre  mit  der  renie  mo- 
biliire  und  r.  industrielle. 

Aoch  Sisnio.ndi  hat  Anklänge  (noav.  princ.  m.  eh.  12), 
indem  er  in  der  Brörtemng  der  Grandrente  die  Wirkung  der 
sflcalfiren  Verbesserangen  des  Bodenkapitals  beachtet. 

Hermann,  staatsw.  Untersach.  (S.  292)  spricht  von  ,»emem 
Sj^l  bald  dem  Einen,  bald  dem  Anderen  günstiger  Umstände, 
welches  Leben  and  Bewegung  in  der  VolkswirthschafI  erhält." 

Sehr  nahe  tritt  dem  Kerne  der  Sache  der  geist-  und  charak- 
tervolle Proudhon,  Contradictions  (1846> H,  263—272 :  ohne 
Rente  keine  Bodenverbesserang,  ohne Eigenthum  keine 
Rente  (265).  Der  oft  als  Faullenzer  und  Schwelger  missachtete 
Rentier  ist  nach  Proudhon  der  »gardien  des  ^onamies  sociales.« 
Die  Rente  heisst  ein  »Honorar*  des  Eigenthümers,  und  »la  plus 
grande  (?)  majoritä  des  rentes  est  employäe  k  des  noueeües 
ej^loitations.«  Alldn  diese  positiven  Lichtgedanken  gehen  in  der 
sooialdemokratischen  Kritik  und  in  der  bekannten  unruhigen  Dis- 
cussion  und  negativen  Antithese  bei  Proudhon  selbst  unter  ^). 

In  der  Discussion  französischer  Fachjopmale  (vgl.  J.  des 
Econ.  1852 — 1854)  wirkt  zwar  der  Gedanke^  dass  das  Extra- 
einkommen der  Rente  eine  Belohnung  des  ökonomischen  Fort- 
schrittes sei,  fort,  jedoch  nur  als  Argument  für  die  Bodenrente. 
Als  ein  systematisch  durchgeführtes  Prinzip  gewinnt  er 
kerne  Gestab  und  keinen  Eingang  in  der  Litteratur.  Man  sehe 
irgend  eines  der  französischen  Compendien  .  der  lezten  20  Jahre 


1)  Der  mit  Proudhoii  geistverwandle  deutsche  Schriftsteller  Rodber- 
tns  (3.  sodaler  Brief  Ober  Grundrente,  1851)  ignorirt  das  specifische  Wesen 
der  Rente  ganx  (p.  96.  143.  15a  226). 

ZeitAchr.  f.  Staatsw.  1867.  I.  Heft.  12 
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nach,  ob  es  dem  Gedanken  Bingang  verechaflfl  hat;  hier  ist  die 
Ahnung  der  allgemeinen  Bedeutung  der  Rentenfunction  immer 
noch  nicht  heller,  als  bei  den  Physiokraten,  wetobe  in  der 
Rechtfertigung  des  pradmt  nei  der  Grundeigenthümer  s^I^on  An- 
kMnge  an  das  Aiehtige  zeigten. 

Gerade  Wolkoff,  dessen  otm$cuk$  «tir  la  rtmie  fenciäi^e 
1854  ^)  neuerdings  ^meiner  Sententfieorie  parallelisirt  worden  sind, 
—  die  y,leoiure$^  Tön  Wolkoff  datiren  ton  1861,  und  «nd  nicht 
vor  der  ersten  Auflage  meiner  Nationalökonomie  erschienen,  die 
opusoules  lernte  ich  erat  vor  faurzer  Zeit  kennen,  —  sucht  den 
seit  Proudhon  hinsichtlich  der  Gru^4trsnte  sich  iwrbfoiten- 
den  und  schon  bei  Say  raaolrefienden  Gedanken  einer  Prämie 
zurückzudrängen,  indem  sein  Augenmerk  sowohl  in  den 
opuscule9  ab  in  den  kcHtre$  ganz  darauf  gerichtet  ist,  die  Grand- 
rente als  Naturmonop-ol,  als. Folge  privilegirlen  Besises  der 
Standortseigenschaft  (»eiNipfaüejneiil«)  nachzuweisen!  In  diesem 
Streben  wird  auch  (lectures  p.  112£)  der  Untemehmergewinn 
auf  Lohn  höherer  Arbeit  und  auf  ein  durch  Versiöherungisanstalten 
nicht  abzuwendendes  Risico  znrückgeßihrt,  nur  um  das  Rentenele- 
ment  vieler  IMtemehmergewinne  verschwinden  zu  lassen. 

Wolkoff  scheidet  atlerdiags  aus  der  Grundrente  selbst 
einen  transitorischen,  der  Daoernach  zn  beachränkeaden  Bestand- 
theil  als  Prämie  aus  und  nennt  ihn  an  einer  Stelle  prime  de 
capaciU  ou  dHnjUiaikte  du  prcfin^tre  (op.  p.  24).  Die  Rente 
als  Prämie  der  Capainiät  tritt  abor  bei  Wolkoff  ttberall  aof, 
nicht  um  das  natttrfieke  Patenta3fi8tem  der  Rentenfunction 
ins  Licht  zu  sezen,  sondern  lediglieh  um  zu  sagen,  dass  die 
eigentliche,  aus  der  dauernden  Bodenqnaiilftt,  der  Bodenlage, 
der  Standorts qualilftt  (emplaoement)  quellende  Bodenrente  4la 
eine  Prämie  sich  gerade  nicht  vertheidigen  lasse,  wihrend  die 
erste  Auflage  meines  fiuches  die  aristokratische 
Prämienfunction  als  solche  In  den  Vordergrund . gerückt, 
die  Rentenfunction  ans  der  Einkommenslefare  losge- 
schält, verallgemeinert,  auch  in  Gestalt  der  Bodenrenle 
vertheidigt  und  als  eine  regulative  Grund- 
kraft  im  s ocialökonomischenSystem,  zwischen  der 
1)  Eine  Sammluiig  Kerftreoter,'lKf«iner  ÜkdMsetQbor  Bodeiuttnla. 
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Pretelehre  und  d«r  Lehre  von  den  UnlerneluDungen ,  zur  Dar- 
slelluog  gebracht  hat 

Wolkoff's  ganzes  Strebes  geht  vidadebr  dahin,  eine  reine 
Bodenrente  als  »Uebertragung  von  Vermögen  aus  den  Händen  der 
Consvmenten  in  diejenigen  der  GfondeigenttiüBAer*  (L  c.  p.  41) 
als  »Bezahbing  nicht  für  einen  socialen  Vortheil"  (p.  ,43),  als 
»ein  permanentes  Vermögensdepiacement* ,  als  fjmne$  sociales^ 
nachiuweisen  nnd  dadurch  die  Forderung  eines  in  Steuer- 
form stattfindenden  Einzuges  der  Bodenrente  zu 
Gunsten  der  Gesammtheit  zu  beenden,  freilich  ohne  die  steuer- 
technische Ausfbhrbarkeil  dieser  llesaregel  irgendwie  genau  und 
besser  als  Proudhon  (!•  c.)  anzudeuten.  In  den  heiMreM  führt  ihn 
dann  v.  ThQnen  auf  «ädere  Seilen  speeiell  der  Bodenrenten- 
lehre, welche  mit  der  allgemeinen  Rentenfunction  nichts  zu  tbun 
haben.  Bei  den  Angriffen  auf  die  Bodenrente  anerkennt  Wolkoff 
wohl  den  filteren  Gedanken,  wie  wir  ihn  9bnxfi  bei  Hufeland, 
Storch,  Say,  Zacharift,  Proudhon  finden,  dass  nfimlich 
Prftmien  des  Fortschriltcs  in  der  Indastrie  and  fikr  Talente  vor- 
kommen mOssen ;  er  spricht  dabei  geradezu  wie  Say,  von  einer 
vMiable  prime  d*eneauragßmmi^  qm  se  peut  manquer  en 
imäusirie  sans  arrUer  Idi  ptogris  (p.  66).  Allein  auch  da  ge- 
langt er  nicht  tkber'  ein  stark  auftragendes  Contrastiren  bmaus, 
indem  er  an  kektor  Stelle  ttber  Say,  Storch  undProudhon 
binausgreUt,  vidmehr  die  anderen  Extraekikommen ,  in  Form 
flusserordenüicher' Löhne  und  Kapitalgewinne,  als  rasch  vor- 
Qbergehend'bei Seite  sezt  So  pofemisirt  er  (p.  124)  gegen 
P  a  i  1 1  o  ^e  t ,  welcher  in  einer  Sizung  dar  Pariser  Oeconomisten- 
geseüschafl  (18&2)  die  Rente  »la  rdcompense  du  progris  et  de 
rinitiative"  genannt  habe;  die  B<)denreDte,  sagt  Wolkoff,  sei 
pimpdrissable«.  AehnKch  verhttit  er  sich  (p.  134  ff.)  gegen  eine 
Aeusserung  einend  Herrn  B  o  u  t  o  w  s  k  i ,  welcher  von  einem  all- 
gemein vorkommenden  «boni^  spreche;  die  anderweitigen  „bonis*, 
sagt  Wolkoff,  seien  die  Folge  des  Eintretens  neuer  Reicbthümer, 
die  Grundrente  .dagegen  sei  ein  blosses  »deplac^ment«  von  'Ver- 
mögen, ein  „bcmt.d  propos  d*une  diminuHon  de  la  richesse.^ 
Ja,  er  nennt  es  „langweilig",  die  von  der  Bodenrente  ab- 
weichenden transitörischen  Prämien  auch  nur  aufzuzählen;  seine 

12* 


Digitized  by 


Google 


180  ^i®  ausschlieflsendeo  „Verhfitnisse". 

Worte  (p.  152)  lauten:  y,le$  migcUitis,  q*on  met  en  ligne  aotc  la 
renies  (seil. fonciöre)  et,  qu*ü  devient  fatiguant  d^inumh^tr,  ne 
$aiU  pa»  dues  ä  wie  peine  sociale,^    Aehnlich  Rodbertus  1.  c.  p.  20. 

Damit  ist  klar  bezeichnet,  wie  es  bei  allen  diesen  Argumenten 
von  der  einen  wie  von  der  andern  Seite  (vgL  das  Joum.  des 
Econ.  1852 — 64)  durchaus  nich't  um  die  firuirung 
der  allgemeinen  Rentenfunction  für  das  System 
der  Nationalökonomie,  sondern  um  einzelne  Argumente 
fär  und  wider  die  Berechtigung  eben  nur  der  Bodenrente  sich 
gehandelt  hat 

Wölk  off  speziell  kommt  immer  wieder  hinsichtlich  seiner 
eigentlichen  j^reiUe  fonciire^  — •  aus  nfondt  imp6r%s$äH^e$^  oder 
aus  dem  ^emplacement^,  auf  welches  in  den  kdures  von  1861, 
unter  dem  Einfluss  der  Thttnenschen  Hypothesen  Ober  die  Bedeli* 
tung  der  Markt  la>ge,  die  Ricardo'schen  Jonds  impärissables*  ein- 
schrumpfen, —  auf  das  nqmov  yfevdog  zurück,  dass  die  Grund- 
rente Geschenk  der  Natur  sei,  während  sie  Prämie  der  persön- 
lichen WirthschafUichkeit  ist,  welche  unter  Anderem  auch  den 
Boden  zum  Object  hat  und  in  Beziehung  auf  den  Boden  statt- 
finden muss.  Dieses  ngmw  ^evSog^  welches  mit  der  Ausschlies- 
sung der  Kapitaleigenschaft  flir  den  Boden  zusammenhängt,  werden 
wir  unten  zurückweisen.  Weder  das  Moment  fler  D  a  u  e  r  h  a  f  t  i  g- 
k  e  i  t,  welches  schon  nach  S  t  o  r  c'h's  Beobachtungen  der  Boden- 
rente eignet,  noch  die  von  Wölk  off,  neuerlich  von  Coumot  ^) 
hervorgehobene  Thatsache,  dais  das  Wachsen  der  Bodenrente  mit 
steigenden  Preisen  ^rbunden  ist,  begründet  eine  prinzipiell 
verschiedene  Auffassung  der  Bodenrente  dem  gegenüber,  was 
wir  allgemein  die  socialökonomische  PrämienfuncUon  der  Rente 
genannt  haben;  der  nächste  Abschnitt  wird  diess  zeigen. 

In  der  That  haben  denn  auch,  trotz  Wolkoff's  opmecules^ 
bedeutende  neuere  Nationalökonomen ,  Röscher*),  Mill') 
die  Rentenlehre   weder  in  meiner  Verallgemeinerung 


1}  Theorie  de  la  richesie  p.\li9  ff. 

2}  S.  oben.  Trotz  aeiner  stannenswerthen  dogmengeacliiclitlickeik 
KenntniMe  hat  Röscher  das  polemische  Material  der  G rn n d rentenfrage 
nicht  Eur  Ausbildung  obiger  Theorie  benfiil. 

3)  m^  eh.  5. 
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md  theilweisenLosschälung  von  derEinkommenslehre, 
noch  in  meiner  systematischen  AafTassung  einer  nothwendigen 
sodalökonomischen  Function  der  Rente,  behandelt. 

Das  unbefangene  dogmengeschichtliche  Urtheil  wird  sagen: 
die  Rentenfonction  ist  zwar  beilftofig,  and  gerade  von  den 
genialsten  Geistern  ons^er  Wissenschaft  geahnt  worden.  Allein 
die  das  ganze  tauschwirthschaftliche  System  der  btirgerlichen 
Gesellschaft  durchdringende,  allgemeine  und  regulative  Wirk- 
samkeit der  Rentenfunction  wurde  nicht  systematisch  und  Uar 
herausgestellt  Jene  Gedanken,  schon  seit  den  Physiokraten  in 
der  Luft  schwebend,  blieben  gleichwohl  durch  die  herkömmliche 
Versezung  der  ganzen  Lehre  von  der  Grundrente  und  nur  von 
der  Grundrente  in  die  Bin  kommen  sichre,  durch  die  Aus- 
scheidung des  Bodens  vom  Kapitalbegriff,  endlich  durch  die  Verwen- 
dung zp  Angriffs-  oder  Vertheidigungswaffen  fegen  und  ftlr  das 
G  r  u  n  d  eigenthum  und  gegen  aristokratisches  Grundrenteein- 
kommen gebunden  und  ohne  Frucht  ftkr  die  theoretisch-systema- 
tische Nationalökonomie. 

Ein  origineller  Denker,  wie  C  a  r  e  y ,  (ür  welchen  die  allge- 
meine Rentenfunction,  nach  eigener  Theorie  in  der  Falte 
iQwischen  der  Preisbestimmung  nach  den  Productions-  unct  der- 
jenigen nach  den  Reproductionskosten^,  zu  finden  gewesen  wäre, 
hat  die  Entdeckung  nicht  gemacht,  weil  er  als  Yankee  in  der 
Retaction  gegen  die-  stockenglische  Nationalökonomie  der  R  i  c  a  rd  o 
und  Malthus  und  gegen  deren  Grundrentenlehro  über  das  Ziel 
überhaupt  hinausschiesst  und  jede  specifische  Grundrentenerschei- 
nung auf  die  bekannte  Weise  in  Abrede  stellt  ^).  B  a  s  t  i  a  t 
aber  schmiedete  den  einseitigen  Carey*schen  Gedanken  zur  Waffe 
gegen  den  Socialismus,  gegen  wetehen  Bastiat  als  Vertheidiger  der 
liberalen  ökonomischen  GeseUscIiaftsordnung  sich  überall  in  die 
Bresche  stdlte.  J.  Stuart  Hill  (B.  DI,  eh.  5,  $.  4)  macht  zwar 
mit  Rücksicht  auf  Patente,  ausserordenUicbe  Talente  die  Bemerkung, 
dass  »FMIe  eines  der  Bodenrente  analogen  Bxtrakapitalgewinnes 
häufiger  vorkommen,  als  man  gewöhnlich  annehme;*  allein, 
indem    er   diese  Extragewinne    als   nicht    dauernd  bezeichnet, 


1)  S.  mein  ggefellsch.  System^  n.  s.  w.  $  lOf. 
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lässt  aock  er  diese  Beobacblang  auf  rioh  benAeo,  wie  die  Andem. 
Im  Wesenllichen  ist  seh  Boisguiileberl,  dem  gros* 
sen  NationalökoiHmieii  Frankreichs  unter  Ludwig  XIV.  ein  Fort* 
schritt  in  der  Brkenntniss  der  Renten  function  nicht  gemacht 
worden.  Er  hatte  zu  beweisen  gesucht^  was  nachmals  diePhysio- 
kraten  nachdrücklich  betonten,  dass  hohe  Oetreidepreise  ZeidieQ 
einer  hohen  wirthschaftlichen  Ctiltur  seien«  Bei  diasär 
Gelegenheit  entwickelt  er  aHe  wesentlichen  Elemente  der  nadi- 
maligen  Ricardo'schen  Grundrentenlehre  ^).  Allein  zur  Erfos- 
sung  des  innersten  Wesens  und  der  Allgemehibeit  der  Renten- 
function  hat  es  Boisguillebert  nicht  gebracht.  Diejenigen,  welche 
am  meisten,  aber  nur  gelegentKch  ttber  ihn  hinaussohritten,  sind 
Saf,  Storch,  Proudhon;  Say  leckt  insbesondere  auch  im 
iraiU  iTiconamie  p^OMque  gegen  den  8tac6el  der  einseitigen 
Grund rentenlefare  der  Engländer,  ohne  jedoch  seine  Opposition 
theoretisch  weiter  zu  ihhren  *). 

VI. 

Die  der  BentenAmction  InnewoliiLenden  Grenzen. 

Die  freiwirkende  Rentenftinction  hat  ihre  inneren  Grenzen. 
Sie  bewirkt  im  Allgemeinen  nur  ein  Torttbergehendes 
Extraeinkommen. 

Der  glücklich  conibinirende  Unternehmer,  welcher  durch  Tor- 
zügliche  Berechnung  der  »ConjnncUiren*  sich  das  Verdienst  wirth- 
schaftlichster,  rechtzeitiger,  quantitativ  und  qualitativ  angemessener 
Versorgung  der  bürgerliche»!  GescMschafl  erwirbt,  bezieht  eben 
nur  aus  dieser  Einen  Conjunctwr  und  über  die  Dauer  der  leztereir 
seinen  überdurchschnittlichen  Unternehmergewinn.  Die  meisten 
der  gewöhnlichen  Unternehmerrenten  sind  von  kurzer  Dauer. 
Neue  Conjuncturen  müssen  berechnet  und  glücklich  geftmden 
werden,  um  neue  Renten  zu  ziehen. 

Aber  auch  die  Renten,  wetehe  den  Urhebern  ökonomi- 
scher Neuerungen  und   dem   ausgezeichüeten   Talente  zufallen, 


1)  Z.  B.  Trtit«  def  grainS|  ed.  Daire,  3.  Abth.  4.  Kap. 

2)  n,  eh.  1,  §  1. 
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smd  Iraniitoiigclt  LedigUcb  die  PrioriUI  der  Aosbeutong 
«d  i%8  an  die  EaldeckiMig  sieh  anknüpfende  Menommd  siclieni 
eine be vorzngle  vorttbergehenda  Aasbealwg^  bisdasGeheimniss 
oienbar  oder  verratbea  wird  and  die  Gencurrenten  gleiche  Quali. 
tat  I«  glei^beni  Preise,  oder  mit  einer  auf  dem  llarkl  auch  das 
Renoromö  des  eri^n  Erfinders  anfwriegcaaden  Preiseroiedrigung 
aossnbieten  wissen^  oder  bis  eia  neck  bedeutenderer  Fortschritt  die 
bisherigen  Neoenuigen  ttberiiolt.  Wie  jagt  doch  gegenwärtig 
etne  Erfindung  die  andere  in  der  Photographie,  in  den  Schiess- 
gewehren, in  den  Spinn>>  und  Webmaschinen,  ia  der  Formgebung 
flir  die  Kteidttüg,  u,  s.  w«! 

Die  RentanÄinctioa  ist  thatsftchlich  und  aach  ihrer  innersten 
Bestiaunung  eine  vorübergehend  wiricende:  sie  soll  so 
stark  sein  und  ist  es  in  der  Regal,  um  zur  wirthsohaftlichen 
Beherrschung  der  Conjnnctuven  und  zur  grösstca  Regsamkeit  des 
Bnideekeas  und Brfindeas  anturegeo«  aber  auch  so  beschränkt 
und  vorübergehend,  om  jedes  Verdienst  zum  allgemeinen 
Nuaen  und  jeden  Fortschritt  bald  aum  Gemeiagut  werden  zu 
lassen. 

Das  leztere  ist  um  so  wttnschenswerther,  je  mehr  in  der 
neuen  Produktion  das  geistige  Element'  vorwiegt,  je  mehr  es  all- 
gemein zündende  und  belebende  Ideea  zu  verkörpern  gilt. 

Die  Rentenfuoction  .vereinigt  so  nach  ihrem  innersten  Wesen 
den  8 üb jectiv  aristokratischen  Charakter  nach  Ursprung  und 
nach  den  Folgen  flu*  den  Rentenbeae|ier  und  demokratische 
WiAimgflIr  das  ökonomische  Gerne  i-nwesen;  sie  ist  gemein- 
nttzig,  indem  sje  das  Verdienst  prämiirt  Ihre  Bestimmung 
ist  es,  vorübergebend  zu  sein,,  und  die  grosse,  wahrhaft 
sociale  Regel  der  Frdheit  der  Concurrenz  sorgt  daftir,  dass 
rie  vorübergehend  wirkt,  Arkwright  wusste  lange  Zeit  seine 
Spinnmaschine  so  zu  verwerthen ,  dass  er  jede  Woche  für  500 
L.  St.  eine  Quantität  Garn  verkaufte^  deren  Herstellung  ihn  nur 
100  L,  SU  kostete»  Er  wurde  Millionär.  Sein  Gewinn  war  sehr 
gross,  aber  transitorisch,  und  der  Gewinn  flir  alle  Con- 
sumenten  von  BaumwoUgam  und  Cotonaden  in  der  ganzen  Welt 
ein  unendlich  grösserer. 

Die  Rentenfunction  als  transitorisches  Exiraeinkommen 
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ist  eben  die  wahre,  lebendige,  fruchtbare  Synthese  des 
Gegensazes  von  Monopol  und  vonConcurrenz,  eines  Gegen- 
sazes,  welchen  z.  B.  Proudhon  sowohl  in  der  Thesis  als  in  der 
Antithesis  vojrtreflflich  zu  charakterisiren ,  aber  schliesslich  nicht 
zu  versöhnen  verstanden  hat,  indem  er  über  die  allgemeine 
und  eigenste  Bedeutung  der  Rente  nicht  klar  wurde. 

Proudhon  sagt  0  vom  Monopol^  dem  Princip  der  be- 
vorzugten Untemehmerwelt  nach  seiner  Sprechweise,  Folgendes: 
»Ein  Monopol  ist  der  Ausdruck  der  siegreichen  Freiheit,  der 
Kampfpreis,  die  Glorification  des  Genie's*  (I,  p.  238).  »Alle 
Weiterentwicklung  muss  durch  den  Anlauf  individueller  Bnergie 
vorsichgehen.  Die  Masse  ist  trag."  »Es  wäre  aber  Phantasterei, 
zu  erwarten,  dass  sich  individuelle  Capacitäten  umsonst  bemfihen, 
(travaillent  pour  le  rot  de  Pnuse).*  Die  Existenz  von  bahn- 
brechenden Individuen,  welche  »monopoleurs*  werden,  sei  mit 
der  Natur  des  Menschen  gegeben.  »An  unserem  Körper  und  an 
unserem  Geist  ist  alles  Sj>ecialitftt'und  Eigen  (proprietä)* ; 
y^rhumaniU  Üani  individualisie  dans  sa  pluraliti,  Fhomme 
devient  fatiUement  manopoleur^.  Es  wird  sogar  als  Vorzug  des 
Monopols  gerühmt,  dass  »ohne  diesen  Antagonisten  der  Concurrenz 
die  Menschheit  nie  aus  dem  Urwald  herausgekommen  wäre*. 
Aber  trotz  dieser  Erkenntniss  bleibt  schliesslich  in  Pfoudhon's 
Augen  das  Kapital,  das  er  mit  dem  Monopol  identificirt,  eine  an 
den  Arbeitern  "verObte  Erpressung. 

Andererseits  heisst  bei  dems-elben  Proudhon^  die 
freie  Concurrenz  ein  Bttrgerj^rieg,  ein  y^rigim»  de  la  force^, 
und .  unmittelbar  darauf  eine  Noth wendigkeit,  ohne  welche 
es  keine  wohlfeile  Massenbefriedigung  gebe,  ein  »ökonomisches 
Grundgesez,  welchem  sich  alle  socialistischen  Utopieen  nicht  ent- 
winden werden«,  »eine  Lebenskraft  des  Gemeinwesens«,  der 
»Ausdruck  der  socialen  Spontaneität,  das  Emblem  der  Demokratie 
und  der  Gleichheit«. 

Die  Synthese  dieses  Gegensazes  ist  eben  die  Rente  als 
zwar  in  jedem  Gebiet  der  Socialökonomie  stets  vorhandene,  aber 


i)  Contrad.  äcon.  eh.  6. 
9)  1.  cit.  eh.  8. 
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im  Einzelnen  vorübergehende  Function.  Die  Vermittlung  des 
Fortschrittes  mit  dem  Massengenuss ,  der  Prftmiirung  des  Ver- 
dienstes mit  der  Wohlfeilheit  des  Massengenusses,  der  Lohnge- 
rechtigkeit gegen  das  Individuum  mit  der  Bildungspropaganda,  der 
Energie  und  der  Talente  mit  dem  gemeinen  Nuzen  —  steckt  jeder 
Zeit  in  jenen  wechselnden,  anschwellenden  und  wieder  sich  ver- 
flachenden Falten  oder  Differenzen  hoher  Preise  und  geringer  Kosten, 
in  dem  Spielraum  der  nur  allmfiligen  Ermfissigung  der  Renten 
durch  die  den  Preis  zu  den  Produktionskosten  zurückdrängende 
Ck)ncurrenz.  Eben  in  der  Bewegung  dieses  schön  angelegten 
Uhrwerks  zeigt  sich  eine  groissartige  Harmonie :  die  vis  inertiae^ 
die  Unkenntniss,  der  Zeit-  und  Kostenaufwand  des  Nachahmens 
wirken ,  wie  die  Hemmung  im  Uhrwerk  des  socialökonomischen 
Fortschrittes;  allein  sicher  zieht,  durch  viele  oder  durch  wenige 
Pendelschläge  der  Preisbewegung,  das  Gewicht  der  Concurrenz 
den  Rente  gebenden  Preis  zum  Niveau  der  Productionskosten 
nieder.  Und  während  durch  diese  transitorische  Wirkung  der 
Rente  die  angemessene  Prämiirung  des  ökonomischen  Individual- 
verdienstes  um  das  Gemeinwesen  sich  vollzieht,  ist  zugleich  ein 
Zeitraum  zum  weniger  verlustreichen  Ver- 
lassen  alter  Bahnen  fttr  die  Anderen  gegeben. 

Der  transitorische  Charakter  der  Rente  ist 
desshalb  von  grosser  Bedeutung,  weil  er  für  die  durch  Autor- 
rechte ,  Patente  u.  s«  w.  künstlich  ermöglichten  Renten  die- 
jenige Frage  aufs  Allereinfachste  löst,  welche  in  den  bisherigen 
juristischen  und  ökonomischen  Theorien  des  Autorrechtes  unge- 
löst geblieben  ist,  nämlich  die  Beschränkung  der  Zeit- 
di^uer  der  ausscUiessenden  Urheberrechte. 

Vollends  von  einem  ewigen  litterarisch -artistischen  Ei- 
gjsnthum,  einem  ewigen  Erfindungs-,  Marken-  und  Muster- 
eigenthum  kann  gar  nicht  die  Rede  sein,  wenn  der  Autorensohuz 
als  künstliche  Rentenfunction  aufgefasst  wird. 

Die  Begründung  des  Autorenschuzes  na^h  unserer  Theorie  hat 
gar  keine  Schwierigkeit,  die  vom  praktischen  Leben  der  Gesez- 
gebung  aufgenöthigte  Beschränkung  der  Dauer  des  Schuzes  nach- 
zuweisen. Denn  diese  Beschränkung  ist  kein  Abfall  von  der  Idee 
des  Autorrechtes^  keine  Prinzipwidrigkeit,  sondern  eine  prin- 
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zipiell  DothwemBge  Geslaitiuig  des  Autorrechtes  ab  dner 
künstlichen  Rentenermögüchang.  Und  wo  die  Prioritftt  der  ersten 
Aosbeutong  eine  gevQgende  Rente  giebt ,  wie  beiHosterny 
Zeitungsnachrichten  u.  s.  w.,  kann  ttberhaupl  von  Autorenschuz 
(Husterschuz)  gar  nicht  oder  nur  in  beschrttnktem  Masse  die 
Rede  sdn. 

Endlich  die  Basis,  worauf  Juristen  ihr  Autorrecht  aufbauen, 
nftmlich  Vermittlung  der  Gerechtigkeit  gegen  das  Privatverdienst 
mit  den  Interessen  der  ganzen  Gesellschaft,  der  Auterbetohnung 
mit  der  Bildungspropaganda  ^>  ist  für  mich  nicht  ein  wiUkührlicher 
äusserer  Kompromiss  entgegengesezter  legislativer  Prinzipien,  son- 
dern die  innerste,  in  der  Regel  fireiwirkende  Bestimmung  der  Ren- 
tenfunction. 

Die  Frage  bezüglich  der  Autor-  und  der  Patentrechte  ist 
lediglich  die,  ob  es  begründet  sei,  das  sonst  von  sdbst  wiricende 
Gesez  der  freien  Rentenfunction  da,  wo  es  aus  besonderen 
Gründen  thatsftchlich  schwach  wirkt,  künstlich  durch  Monopol- 
rechte von  beschrftnkter  Zeitdauer  zukrftftigen?  Ist  diese 
staatliche  Nachhilfe  überhaupt  begründet,  so  ergiebt  sich  von 
selbst,  dass  die  besondere  Natur  der  einzelnen  Falle  monopolisiren- 
der  Stärkung  der -Rentenfunction  darüber  entscheiden  muss,  wie 
stark,  namentlidi  auf  wie  lange  die  künstlfehe  Rentenermüglichung 
staUzufinden  habe,  mit  anderen  Worten:  Es  kann  nicht  nur  keinen 
ewigen  Schuz,  soqdem  es  kann  auch  nicht  eine  für  alle  Kategorien 
von  Uiheberschuz-Bedürfnisseo  gleiche  Schuz frist  angelegt 
werden.    Der  tkbemachste  Abschnitt  wird  diess  nachweisen. 


1)  Z.  B.  Mandry,  CoinneDlar  san  Mr.  Nachdnicksgosei,  p.  03  ▼•?- 
langt  „Goinddeiii  d«r  iBtoretten  ips  Urhebera  mil  den  InlereMen  der  Ge- 
sammtlidt". 

.  C.  von  Wränge  11  (Vorrede,  p.  11.)  will  die  Anerkemiang  „mög- 
lichsl  vollstftndiger  Verwerthung  litterarischer  Leiftnngen"  „durch  die 
Interessen  der  Gesellfchaft  modlflciren''. 
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vn. 

Xfinstllohe  Besehrankniig  der  natfirliclißii  Renten- 

fnnetioii  von  Staatswegen.    Faktisoh  aussoMiessende  Ennd- 

scbaften ,  Insbesondere  die  anf  Bodenrente  bemhenden 

tanschwerthen  „Verhältnisse", 

Im  Allgemeinen  urird,  wie  der  voitergehende  Abschnitt  nach- 
wies, die  Freiheit  der  Concurrenz  dafOr  sorgen,  die  Rente  in  an- 
gemessenen Grenzen  and  bei  verhAltnissmilssiger  Dauer  za  erhalten. 
Die  freie  Rentenfiinclion  wmi  ihr  Mass  und  ihre  Daaer  dem  ge- 
gebenen Fall  in  tausendfilltiger  Mannigfattigkeil  anpassen,  sobald 
für  rechtliche  und  tbaisichliche  Concnrroitm^licbkeit  durch  Gesez, 
Verwaltung,  Volksbildung,  sociale  und  poHtisehe  Achtung  der  er- 
werbenden Stande,  thunlichst  gesorgt  ist. 

In  besonderen  Fllllen  tber  kann  die  Rente  als  selbst- 
wirkende volkswirtbsohafiliche  Frnidton 

theils  zu  schwach  sein  und  doin  durch  ktlnstliche  gesell- 
schaftliehe Institutkmen  entweder  gestärkt  oder  ersezt 
werden  müssen, 

theils  mag  sie  in  ihrer  freien  Wirkung  unverhttUniss- 
ftiftssig  stark  sein,  entweder  zu  lange  dauern  oder  gar  fort- 
während sich  steigern,  ohne  Ton  der  Concurrenz  auf  landes- 
übliches Lohn-,  Zins-  und  Gewinneinkommen  reducirt  zu  werden, 
und  dann  kann  es  erforderlich  werden,  sie  durch  besondere  ge- 
seUschafUiohe  Institutionen  zu  beschränken,  überha(j|)t  zu  reguliren. 

*Auf  diese  Ausriahmsfälle,  in  welchen  die  Organe  des  Gemein- 
wesens in  künstlich 'beschränkender  oder  in  künstlich  ausdehnen- 
der Weise  die  RenteiAnction  des  iauschwirthschaftlichen  Systems 
der  bürgerlichen  Gesellschaft  reguliren,  wird  man  hingewiesen 
theils  durch  die  oft  angefochtene  Dauerhaftigkeit  der  Grund- 
rente, deren  Beschränkung  sogar  vom  ökonomischen  Libe- 
rriismus  (MiU),  insbesondere  aber  vom  Socialismus  gefordert  worden 
ist,  theils  durch  die  uns  ab  Ausgangspunkt  dienenden  »Verhält- 
nisse* oder  ausschliessenden  Kundschaften.  Diese  lezteren  haben  sich 
ja,  obwohl  scheinbare  Anoqaalieen  innerhalb  des  allgemeinen 
socialdkonomiscben  Systems  des  gegenwärtigen  Zeitalters,  als 


Digitized  by 


Google 


188  Die  ■niiohUetsenden  „VerhfiUniue''. 

künstlich  verifiogerte  Rentenv^ältnisse  zähe  erhalten  nnd 
sind  theil weise  sogar  neugeschaffen  worden. 

Indem  wir  dieses  Gebiet  der  staatlichen  Regulirung  dar  Renten- 
function  betreten,  sei  zuerst  an  die  im  dritten  Abschnitt  gemachte 
Unterscheidung  der  frei  sich  bildenden  und  der  durch  Privi- 
legien gebildeten  ausschliessenden  Kundschaften^)  erinnert,  und 
dann  die  Frage  aufgeworfen:  ob  und  in  wie  weit  die  eine 
oder  die  andere  Gattung  durch  öffentliches  Einschreiten  einzu- 
engen oder  auszudehnen  seL 

Der  hienach  anzustellenden  Analyse  der  einzehien  Fftlle  sind 
einige  allgemeine  Betrachtungen  voranzusenden: 

Die  thatsächlich,  nicht  auch  rechtlich  ausschliessenden 
Kundschaften  und  die  daher  ffiessenden  Renteneinkommen  sind 
für  die  Regel  durch  öffentliche  Einwirkung  weder  auszudehnen, 
noch  zu  beschränken.  Wir  sezen  hid>ei  die  eingewöhnten  Absaz- 
kreise  eines  gewöhnlichen  Geschäftsuntemehmens  voraus. 

Solange  die  Concurrenten  nicht  mindestens  die  gleichen  Vor- 
theile  bieten  können,  bleibt  das  Renteneinkommen  ein  ebenso 
unentbehrliches  Reizmittel,  wie  es  eine  gerechte  Prämie  darstellt, 
und  ist  daher  nicht  künstlich  einzuschränken.  Sobald  aber  die 
Concurrenten  Gleiches  oder  Bessleres  bieten,  kann  eine  Mos  auf 
Einbildung  und  Gewohnheit  beruhende  Absazbevorzugung  eben- 
sowenig von  Dauer  sein,  als  ein  innerer  Grund  vorhanden  ist, 
den  ausschliessenden  Vorzug  künstlich  hinzuhalten. 

Immerhin  mag  aber  dieser  Gmndsaz 

1)  nicht* zu  jeder  Zeit  ebenso  begründet  gewesen 
sein ,  wie  in  der  Gegenwart  mit  ihrer  auch  thatsächlich 
stark  entwickelten,  die  Renten  schnell  abstumpfenden  Concurrenz ; 

2)  könnte  die  ausschliessende Kundschaft  auf  exclusiven 
Natur  gaben  beruhen,  welchen  das  emsigste  Concurrenzstreben 
Nichts  an  die  Seite  zu  sezen  vermag,  —  mit  andern  Worten: 
diQ  »ewige**  Dauer  der  Bodenrente  innerhalb  der  thatsächlich  aus- 
schliessenden aber  nicht  privilegirten  Kundschaft  könnte  immerhin, 
wie  die  Grundrente  überhaupt,  Anfechtung^  unterliegen,  es  kann 
für  sie  eine  künstliche  Abkürzung  in  Frage  kommen; 


t)  Kundschtfl  im  weiteren  Sinne  (Abfchn.  11»  Schloff.) 
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3)  kann  es  Aufgabe  des  Staats  sein,  eine  künstliche  Ab- 
kürzung des  freien  R^nteneinkommens  durch  unlautere  Con- 
currenz  zu  hintertreiben.  Hiebei  sind  bis  jetzt  praktisch  die  Er- 
borgung einer  guten  Firma  und  der  Gebrauch  einer  fremden 
Fabrikmarke  in  Frage  gekommen. 

Beide  erstere  Fälle  künstlicher  Einschränkung  thatsäch- 
lieh  ausschliessender  Kundschaften  sind  Gegenstand  dieses  Abschnitts. 

1)  Der  Fall  eines  thatsächlich  schwachen  Triebes  der 
rechtlich  freien  Concurrenz. 

Das  lebendige  Aufeinanderwirken  concurrirender  wirthschaft- 
.  lieber  Kräfte  in  der  bttrgerlicben  Gesellschaft  setzt  eine  schon 
dichtere  Bevölkerung  und  leichten  Verkehr  voraus.  Diese  Voraus- 
setzungen waren  nicht  immer  und  sind  auch  gegenwärtig  nicht  all- 
gemein gegeben.  Die  angemessen  *^iteche  Nivellirung  der  Renten 
kann  daher  auf  künstliche  Weise  beschleunigt  werden  müssen. 

Auf  diesen  Gesichtspunkt  unter  Anderem  wird  die  theoretische 
Erklärung  der  ^[eschichtlichen  Thatsache  hingeleitet,  dass  in  einer 
Zeit  der  localen  Abschliessung  der  Erwerbskreise,  wo  die  Con- 
currenz noch  nicht  im  Flusse  ist,  feste  Regulirungen  der  Preise 
durch  Herkommen^)  und  durch  Taxen,  durch  städtische  Polizei 
und  durch  Zunftmeister,  stattfindet.  Wären  hier  die  Preise  den 
factischen  Monopolisten  ganz  überlassen,  so  könnten  sie  ihr  that- 
sächlich ausschliessendes  Publikum  aufmiUkürlich  hohe,  mit  dem 
hier  massigen  Verdienste  wirthschaftUcher  Versorgung  des  Publi- 
kums gar  nicht  im  Verhältniss  stehende  Renten  ausbeuten,  ehe  die 
noch  sehr  träge  Conoorrenz  auf  die  Beine  käme.  Zeigen  doch  neuere 
Erfahrungen,  wie  hinsichtlich  der  nothwendigen  Nahrungsmittel  die 
Aufhebung  der  Taxen  selbst  in  verhältnissmässig  grösseren  Städten  *> 
eher  vertheuemd  gewirkt  hat. 

Allein  auch  in  der  Gegenwart  giebt  es  Kundschaften,  in  deren 
Bedienung  eine  Concurrenz  thatsächlich  entweder  nur  sehr  schwer 
aufkommen  kann ,  oder  bald  zum  beiderseitigen  Ruin  der  Conkur- 


1)  Die  woUthätige  Maehl  des  Herkommeiis  in  der  Preubildang  firäberer 
Zeiten  betoni  nachdrflcklich  anoh  J.  St.  Mill. 
3)  Vergl.  t(U>.  Ztfchr.  1866.  MifceUen. 
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renten  führt,  und  daher  miUdsi  »Fusion*^)  gar  leicht  wieder 
beseitigt  wird.  Wir  haben  Eisenbahnen,  Posten,  Gas-  und  Wasser- 
compagnien,  grossstfldtische  Omnibosgesellschaften  genannt.  Sie 
können  die  Grundlage  ausschliessenden  und  dauernden  Rentenein- 
kommens werden,  «o  sehr  sie  auch  durch  hohe  Preise  der  von 
ihnen  beherrschten  Kundschaft  lästig  werden. 

Hier  findet  denn  auch  wirklich  vidfach  ein  öffentliches 
Einschreiten  statt,  sei  es  durch  Subvention  eines  Concurrenten, 
oder  durch  Auferlegung  eines  Maximumlarifs'),  wodurch  die 
Kundschaft  gegen  aUzu  willkttriiche  Festsetzung  der  Preise  durch 
den  factischen  Monopolisten  geschützt  wird,/  oder  durch  die  con- 
cessionsmässig  auferlegte  Pflicht,  nach  Erlangung  eines  gewissen 
übermittelmässigen  Kapitalgewinnsatzes  zu  Tarifermftssigungen  zu 
schreiten ,  oder  durch  die  öffentliche  Regulirung  der  Tarifsätze, 
unter  Zinsengarantie  für  eine  angemessene  Rente  aus  dem  Kapital 
eines  Institutes,  oder  endlich  durch  förmliche  Gestaltung  der  be- 
treffenden Untemehmungea  zu  öffentlichen  Anstalten;  denn  bei 
letzteren  sollte  wenigstens  der  Reiz  möglichst  hoher  Renten, 
die  auf  Kosten  wohlfeiler  Redienung  des  Publikums  gehen,  weg- 
fallen ^)  (Staatseisenbahnen,  Post,  städtische  Gascompagnien,  städ- 
tische Wasserleitungen  u.  s.  w.). 

Diese  Fälle,  wdche  ven  ungeheurer  praktiseher  Wichtigkeit 
für  das  volks-  und  staalsmrf^thsobaftliche  System  sogar  der  aller- 
neuesten  Zeit  sind,  habe  ich  an  dem  typschen  Beispiel  der 
Bisenbahnen,  nach  allen  Seilan  hfn  anderweitig  erörtert^).  An 
dieser  Stelle  kann,  daher  von  einer  näheren  AusfUining  um  so  mehr 
abgesehen  werden,  da  die  Erörterung  der  privilegienmässig  ge- 
schaffenen Kundschaften  —  wozu  Eisenbahnen  etc.  nidit  noth- 
wendig  gehören  —  zunächst  in  Frage  ist.  Solche  Ftile  waren  hier 


1)  lieber  dieses  eigeDthümliche  ökonomische  Phänomen  der  Fusion  i. 
Mftheres  in  meinem  „gesellsch.  System  etc.''  $§.  264  ff. 

2)  Gegen  den  Maximumtarif  für  Eisenbahnen  eifert  merkwürdiger 
Weise  Wo  1  k  o  f f  (opusc.  205  ffj ;  er  will  eine  Transportrente,  und  doch  ist 
diese  „6mnenen%mfosMkU^  wie  dia  GrandreiHe,  und  ihr  OlNrtlieher  Einzug 
durch  minimale  Transportpreise  der  denkbar  cinilohste  Einsug  m  GontlaB 
des  Gemeinwesens. 

3)  Mein  ^gesellsch.  System  etc^  ff.  187.  217.  265  ff. 

4)  1.  c.  SS.  263  ff. 
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nur  der  Volktftndigkeit  wegen  anzufiihren ,  da  sie  in  das  Gebiet 
abnormer  Renienwirknngen  faDen. 

Interessant  für  ans  ist  nur  die  allgemeine  Wahrnehmung,  dass 
ftterall  da,  wo  die  Concnnrenz  als  ökonomische,  allen  Fortschrilt 
bald  zum  Gemeingut  erbebende  Grundkraft  der  freien  tauschwirth- 
schafUichenHlUrte  unseres  soeialökonbrnischen  Systems,  thatsäohlich 
schwach  oder  g^wideB  ist,  soGort  auch  instiacüv  das  Streben 
sich  erhebt,  einer  Besteurong  der  bürgerlichen  Gesellschaft  durch 
dauernd  exclusive  Renten,  die  auf  dem  Wege  hoher  Preise  dauernd 
erzielt  werden  ^),  duroh  Einschreiten  der  öffonthchen  Qpgvifd,  durch ' 
gemeinwflrthscfaaniicbe,  Stadt-  und  staatspolizeiliche,  Organisationen 
entgegenzutreten*).  Dieses  Streben  ist,  so  sehr  es  in  den  ein- 
zelnen Massregeln  fehlgreifen  mag ,  grundsAtzlioh  vom  national- 
ökonomischen Standpunkt  aus  nicht  zu  verwerfen,  da  nur  solche 
Renten,  wekhe  der  Concurrenz  preisgegeben  sind,  Prämien  öko- 
nomischer Gemeinverdienste  insolange  sind,  als  sie  andauern.  Die 
anderen  führen  zur  Unwirthschaft  hoher  Generalkosten  bei  be- 
schränkt bleibendem  Umsatz  '). 

2)  Die  Bodenrente  als  Kern  tbatsäohlich  ansschliessen- 
der  Kundschaften. 

Die  ausschliessende  Beherracbnag  einer  Kundschaft  mag  auf 
dauernden,  die  Kundschaft  anziehenden  Naturvortheilen  be- 
ndien. 

Die  örtlich  Torset^aren  Natifa^ffe  und  Naturkräfte 
werden  freilich  nicht  leicht  Grundlage  einer  ausschliessenden 
Kundschaft  sein.  Bin  ökonomisch  vorzügKcher  Naturgegenstand 
wird  nicht  wohl  allein  in  der  Welt  da  sein;  ist  den  so,  so  werden 
sich  namentlich  bei  wohlfeilem  Transport  —  gleichartige  Gegen- 
stände zu  wirksamer  Concurrenz 'örtlich  herstellen  lassen. 

Es  werden  also  4lk0nomisch  vorzügliche  Naturgegenstände 
unbeweglicher  Art,  Grundstücke, proidia  nisftoa oder  prcpcfia 
urbtma,  se^wilche  zu  thatsäohlich  ausschliessenden  Kundschaften 


1)  Mein  „ges.  Syftem  etc.'*  f.  265  ff. 

2)  Auch  nach  dieser  Seite  findet  die  Thatseche  eine  ErkUrung,  dus 
die  frflheren  Cnltarperioden  mit  weniger  Concurrenx  verhfiltnissmfissig  mehr 
C} «  m  e  i  n  wirlhfehAft  -in  'Familiei'  Oemetnde  ond  Korporation  zeigen  t 

3)  Mein  „get.  Syftem  etc<*  §;  187. 
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hinführen  und  Qn^Uen  von  Renteneinkommen  werden.  Mit  andern 
Worten,  die  aosschliessende  Knndschafl  auf  dieser  Grondlage  ist 
nur  ein  Bodenrentenverhftltniss. 

Die  fOr  ein  Kaufhaus  geeignete  Lage  eines  Grundstockes,  die 
Thatsache,  dass  es  einen  Heilquell  umscMiesst,  eine  schöne  Aus- 
sicht, etwa  zum  Giessbach  oder  Rheinfall,  l>eherrscht  u.  s.  w.,  ist 
es,  was  einem  diese  Natureigenschaflen  benutzenden  Untemdimer 
eine  bevorzugte  Kundschaft  verschaflFt,  gerade  so  wie  ein  durch 
natürliche  Fruchtbarkeit  oder  Lage  ausgezeichnetes  landwirthschaft- 
liebes  Grundstock  bevorzugte  Absatzveftältnisse  hat,  woraus  in 
Folge  geringer  Produktionskosten  bei  höheren  Marktpreisen  die 
Grundrente  quillt 

Die  gewöhnlidie  Dauerhaftigkeit  des  Bxtraeinkommens 
der  Bodenrente  ist  wirklich  die  Veranlassung  gewesen :  einmal  dass 
diese  Rentenform  theoretisch  einseitig  als  einzige  und  haupt- 
siichlicbe  Rentenerscheinung  aufgefasst  wurde,  sodann :  dass  pr  a  k- 
tisch  ihre  Berechtigung  selbst  von  sehr  gemässigten  Sozialisten 
bestritten  wurde. 

Zu  ihrer  Zertrümmerung  sind  verschiedene  Wege  empfohlen 
worden : 

staatliche  Gütergemeinschaft, 

oder  ein  System  allgemeinen  Staatsgrundeigenthums,  so  dass 
der  Staat  in  Form  hoher  Pachtschillinge  aus  den  qualificirten 
Grundstücken  alle  Grundrenten  flir  öffentliche  Zwecke  einziehen 
würde, 

oder  Extragrundbesteuerung. 

Alle  diese  Plane  beruhen  auf  der  Grundanschauung,  dass  das 
Extraeinkommen  der  Grundrente,  sofeme  es  ein  dauerndes  ist, 
eine  verdienstlose  Occupation  der  Allen  zum  Gemeingut  bestimmten 
Naturgaben  sei.  Selbst  der  liberale  Nationalökom  J.  St  MJll, 
Englands  erste  politisch-ökonomische  Wissenschaftsgjösse  in  der 
Gegenwart,  hat,  was  freilich  keinem  NationalöjAnomep  erst  hier 
gesagt  zu  werden  braucht,  in  der  Grundrententheorie  starker  so- 
zialistischer Anwandlungeh  sich  nicht  entschlagen  können.  Sein 
Ergebniss  ist  der  Satz,  dass  Grundrente  und  Rente  ergebendes 
Grundeigenthum  nur  als  Lohn  der  Melioration  sich  rechtfertigen 
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lasse:  the  reasons  ofproperiy  in  land  are  ofUy  taiid  $o  far 
a$  ihe  proprietor  of  land  is  iis.  improver^). 

Die  Frage  der  Berechtigang  der  Bodenrente  ist,  wie  ich 
glaube,  dieselbe,  wie  die  .der  Berechtigung  der  vollcswirthschaft- 
lichen  Rentenfunction  überhaupt 

Entweder  muas  sich  auch  die  Bodenrente  fUr  die  Regel 
als  eine  gerechte  Prämie  desjenigen  Privatverdienstes  rechtfertigen 
lassen ,  welches  den^  geeignetsten  Grund  und  Boden  für  die  auf 
unbewegliche  Kapitale  sich  stützenden  Produktionen  auswählt, 
aufrechterhält  und  zurichtet,  oder  ist  der  Sozialismus  und  Halb- 
sozialismus ^  -mit  seinem  Verlangen  des  öffentlichen  Einzuges  der 
Grundrente,  sei  es  Jn  Form  der  Steuer  oder  des  I)omänenpacht- 
Schillings,  im  Rechte.  v  .  '     , 

Ehe,  versucht  werden  kann,  die.  so  gestellte  l^rage  zu  beant- 
worten, sindjedöch  erst  einige  wiss6nsc|iafUiche  Verbaue  zu  lichten^ 
welche'  das  vorurtheilslose  wissenschaftliche  Herantreten  an  die 
Qrundrentenfrage  erschweren  und  unseres*  Daftarhaliens  zur  Ver- 
schanzung vpn  Irrthümem  dienen.  . 

Die  Grundrente  wird  gewöhnlich  ,  als  Extraeinkommen  aus 
»Naturmonopölen'  angefochten^  Piess  hingt  damit  zusamipen, 
dass  man  die  drei  privat  wirtbscliaftlicken  ttin- 
komqnenflformen  afs        . 

Gi:undrente  —  KapitillpTofit  (Zins-  und  Unter- 
nehaergewinn)')  ^»  Lohn  (Untemehmergewinli)^) 

1)  I.^  p.  269  ff.  Bei  Weiterem,  Mill  nicht  vor 8c6 webendem  Begriff  yon 
„improve",  ist  diess  freilich  gaiis  richtig,  dann  aber  auch,  wie  wir  finden 
werden,  die  Grundrente  in>  Allgemeinen  gerechtfertigt.  — ' Selbst  eine 
Uoiwandlaiig  der  Grandeigenthamer  in  Staattglfinbiger  und  Staat^pensionftre 
liegt  dem  engliachen  Oekonoiiiisten  nicbt  ferne.  Er  sagt^  IL,  eh.  2,  $.  5: 
ihe  stßU  mighl  b$  the  unwersal  U^ilor^  .  . 

.  2)  Hill  1.  c,  Proudhon  L  c,  ]A.  U.  Gdssen  (Entwicklung  der 
Gesetze  des  menschlichen  Verkehrs.  Braunschwi  1854),  welcher  einen  Plan 
entwirft,  binnen  47  Jahren  alles  Gnmdeigenthum  durch  Renfteneinzng  an 
den  Staat  zurflcktnerwerben  tffeid  dann  an  den  Meistbietenden  und  in  meist- 
tragenden Flächenkomplexen  zu  verpachten  (p.  250—273)",  Rodbertus,!.  c. 

3)  So  in  der  englischen  Nationalökonomie,  welche  den  Zins  und  den 
Untemehmergewinn  zusammenfasst 

4)  So  bei   Röscher,   welcher  den  Unternehmergewinn   nur  als  be- 
Zeitschrift £  Staatsw.  1867.  I.  Heft  13 
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den  »drei  Prodaktivracloren*  t 

Natur    —    Kapital    —    Arbeit 
(land)  Ccapüal)  Oobwry 

parallelisirt  hat  ,  ^ 

Ich  halte  die  AaflbMvag  für  irrig,,  dads' irgend  ein  privat- 
wirthschafUicher  ^)  Einkommenszweig  blosWir^ung  derNa- 
tur  ist,  in  welchem  Falle  freilich  seine  Gerechtigkeit  den  zahl- 
reichen Atifechtangen  erliegen   müsste. 

Alles  Einkommen  ist  Vergeitiaig 

1)  entweder  der  Arbeil, 

oder  2)  der  fXit  l^ielong  des  Einkomm^is  sorgenvoll  eing^ 
setzten,  Anderen  zur  Nutzung  überlassenen  Ergebnisse  friähecer 
Arbeit  (des  Cftpitals),  d.h.  auch  eines  Pro<ktktes  der  Persönlich- 
keit, insofeme  sie  qs  früher  erarbeitete,  dennoch  nicht  direct,  oder 
durch  Verttusserung  verwendete  und  nun  einsetzt,  >  ^ 
'  oder  5)  eine  Vergütung  der  ^Einsetzung  der  Person,  so* 
wohl  mit  ihrer  leitenden  Arbeit  oder  wenigstens  mit  den  einem 
besoldeten  Direktor  fremden-  Sorgen  des  GeschäftsdgenthOmers 
und  Actionftrs,  a  1  s.  a  u  c  h  mij  dem  Kapit  alvermögen  ^). 

Als  verschiedene  privatwirthschaftliche  Einkomipens- 
formen  vermag  ich  daher  nur  Lohn ,  Zins  um)  Untemehmerge-^ 
winn  anzusehen.  Alle'drei  sind  id  der  Regel  und  dürfen  gered^ 
Weise  nur  Vergeltung  persd n liehe f  Leistungen  sein^  die  an 
Arbeit  (gegen  Lohn)  oder  an  verkörperter  Arbeit  (gegen  Zins) 
oder  an  beiden  zugleich  (gegen  Uatemehmer^ewinn)  in  das  tausch- 
wirthschaftliche  System  der  mensclilichen  Gesellschaft  eingeworfen 
woMen  sind.  Der  ünternehmergewinn  ist  ebenso  Vergeltung.der 
Bewirtbschaftung  des  Bodenkapitals,  wie  des-  beweglichen  Kapi- 
tals, es  gie^t  lahd«*   wie  gewerbswirthschaftlichen  Kapitalprofit. 

Im'  Einzelnen  können  aber  ganz  amsgezeichnete,  zum  Theil 
den  Ökonomischen  Fortsehritt  der  ganzen  Menschheit  einleitende, 
den  sozialen  Bedarf  quantitativ,  und.  qualitativ  ganz  ausgezeichiret 
berechnende,  in  beiderlei  Hinsicht  daher  besonders  verdiente  und 


sondere  l.ohnarl  aneckennen  will. 

1)  Ich  rede  überallVon  {H-iv'atwirthschaftlioh  im  Gegensau  su  gemein- 
wirthsohaftlich  (Besteuerung);  ' 

2\  Vergl.  m.  „ges.  Sjrttem  •t^''  §§.  158.  160. 
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hßsoniers  gesuchte,  folgerichlig  ausserordentlich  be- 
zahlte Leistungen  an  dienender  Arbeit  oder  an  L e i h ka- 
pital (d  i  e  n  e  n  d  e  m,  Kapital)  oder  an  combinirter  Einsetzung  selbst- 
ständigen Arbeits-  und  ^elbstbetriebenen  Kapitalvermögens 
Cselbststäiidiger  Arbeit  und  selbstwUgenden  Kapitajs)  in  Wirksam- 
keit stehen,  und  diese  emprangen  dann  eben  dadurch,  dass  sie 
Besonderes  leisten,  besonders  gesucht  und  folgerichtig  ausseror- 
dentlich befahlt  sind,  eine  Extra  Vergeltung. 

Innerhalb  jeder  allgemeinen  privatwirthschaftlichen  Ein- 
kommensform  kann  im  einseinen  Fall,  — muirs  aber  nicht  — 
ejne  Rente,  auftreten,  und  zwar  sowohl  im  Lohn  (Lohnrente), 
als  im  Zins  (Leihrente),  als  im  Gewinn  (Untemehmerrente). 

Dieses  Extraeinkommen  wird,  wie  die  Einkommensver- 
theihing  Oberhaupt,  durch  Tausph  und  Marktpreis  vermittelt.  Der 
Preis  gesuchter  Produkte  wiir  besonders  hoch,  oder  die  Kosten 
der  Produktion  oder  des  Einkaufes  waren  besonders  niedrig;  jene 
Falte  der  Differeifz  des  Marktpreises  und  der  Kosten,  worin  die 
Rente  nistet,  wurde  also  weiter,  als  «gewöhnlich, .  und  gestattete 
nicht  blos  Ersatz  der  UnterhaUs)(0s^n,  gewöhnliche  Verzinsung 
und  durchschnittlicbQh  Unternehmergewiftn,  sondern  ein 
Mehr,  nämlich  die  Rente.  Dieser  Rentenprozess  vollzieht  sich,  ob 
jene  Differenz  r^in  auf  persbnfichem  Arbeits^,  Unternehmer-  und 
Spekülationstalent  beruhe-  oder  ob  sie  die  Folge  der^  wirthschaft- 
licilsten  'Auswahl,  rechtzeitigen  Erwerbung  und  conjunkturgemäs- 
sen  Betriebsweise  von  beweglichem  Kapital  oder  von  Grund- 
stöcken^ isei. 

Es  ist  freilich  nicht  blos  einseilig,  die  Rente  nur  als  Boden-; 
rente  anzuerkennen,  ebenso  einseitig  .ist  es,  die  Bodenrente 
mit  dem .  Kapitalprofit  schlechthin  Zusammenzuwerfen,  statt  sie  als 
mögliches  Element .  in  Miethen ,  Pachts^hillingen  und  Unter- 
nehmergewinneö  anfzufassfen.  Diess  ist  bei  X  G.  HoFfmann 
der  Fall,  welcher  ausdrücklich')  bemerkt:  Bei  allgemeiner  Be- 
wirthschaftung '  eigenen  Bodens  hätte  der  Begriff  der  Bodenrente 
gar  ittcht   entstehen    können.    Trotz    sehr    schöner  Anläufe  zur 


1)  üeber  die  wahre  Natar   der  Renten  aas  Boden-  und  Kapitaleigen- 
thnm,  kl.  Schriften  S.  986  ff. 

13* 
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Rechtfertigung  der  Bodenrente  gelangt  desshalb  Ho  ff  mann  auch 
nicht   zu  einer   im  Wesen    der    allgemeinen  Rentenfunktion  ge-. 
haltenen  massvolien  Verlheidigung  des  Grundeigentfaums,  son- 
dern wirft    sich  in  ungelösten  Antithesen  zwischen  Berechtigung 
und  Verpflichtung  des  Grundefgenthums  umher. 

Die  Rente  ist  nicht  das  Correiat  des  Naturfac- 
tors  der  Produktion,  sondern  ein  möglicher  ausserordent- 
licher Bestandtheil  jeder  der  drei  Einkommensformen  als  Vergel- 
tung ausserordentlicher  persönlicher  Leistungen, 
sei  es  in  Beziehung  auf  dienende  Arbeit,  oder  auf  dienendes  Ka- 
pital, oder  auf  herrschende  Arbeit  und  selbstbetriei^enes  Kapital- 
vermögen. Sie  tritt  naiurgemäss,  in  der  Regel  auch  thaisttchlich 
und  gerechter  Weise, .  als  Extraeinkommen  innerhalb  des  Lohif- 
Zins-  und  Gewinneinlkommei^  der  im  sozialökonomischen  System 
sich  »besonders  verdient*  machenden  Lohnarbeiter,  Leihkapitalisten 
oder  Unternehmer  hervor.  ^  • 

Auch  die  Grundrente  ist  nicht,  darf  wenigstens  ge- 
rechter Weise,  nicht  blosse  Folge  eines  Naturmonopols  sein.  Nur 
als  Prämie  der  Wahl,  Zurichtung  und  Bewahrung  ausgezeichneten 
Immobiliarkapttals,  der  ökonomisch  fiir.die  bürgerliche  Gesellschaft 
zu  gegebener  Zeit  taugUchsien  Grundstücke,  ist  sie  gerechtfertigt 
und  tritt  sie  in  der  Q^gel  auch  thatsftchlich  in  Lflndern  auf,  wo 
keine  unnatürliche  Gesetzgebung  ihre  Wirkung  verunstaltet  und 
ungerecht  macht.  .  ^ 

Oiess  wäre  gewiss  viel  unbestrittener,  wenn  man  nicht  ge- 
wöhnt wäre,  den  zur  Produktion  durch  menschliches  Zuthunoccn- 
pirten  und  zugerichteten  Grundstücken  -^  und  andere  loimobilien 
giebt  es  ö  k o n  am  i  sc h  nicht  —  die  .  Kapital eigenschaft 
abzusprechen: 

Hätte  man  diess  nicht  gethan,  so  würde  die. Bodenrente  ent- 
weder rein  als  Leihrente  aus  Pachtkapital  und  Hiethlokaleh 
oder  vermischt  als  Bestandtheil  der  Unternehmerrente  her- 
vorgetreten sein,  —  ^ 

d  ort  als  Prämie  für  die  Zurichtung  und  Erhaltung  ausgezeich- 
neter Immobiliarkapitalien  (praedia  rusiica  u.  praedia  urbana)f 
wofür  vielleicht  viele  Sorgen  durch  Familiengenerationen  hindurch 
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getragen  worden  sind,  und  die  vielleicht  ihre  ausgezeichnete  Lage 
zum  Markt  der  Berechnung  und  der  M 1 1  s  c  h  af  f  u  n  g  von  Märk- 
ten an  diesem  Ort  Seitens  der  Grundrentner,  verdanken  — 

hier  als  Prämie  des^  selbstthätigen  Betriebs  mit  so  ausgezeich- 
netem Immobiliarkapital. 

Die  Behauptung,  dass  die  Haltung  solcher  PachtgQter  und 
selbstbewirthschafleter  Grundstücke  die  Rentenprämie  werth  sein 
könne  und  in  der  Regel  werth  sein  werde,  ist  hier  vorläufig 
freilich  mehr  Postulat,  wird  aber  unten  des  Näheren  belegt 
werden. 

Zunächst  haben  wir  uns  mit  der  für  die  Lösung  sehr  prak- 
tischen Vorfrage  ^zu  beschäfligen ,  ob  nicht  die  Ausweisung  des 
wirthschaftlich  benutzten  Bodens  aus  dem  Reiche  des  Kapitals 
gerade  desshalb  besonders  verfehlt  sei,  weil  dieselbe  in  irrige  Auffas- 
sungen hinsichtlich  der  Rentenlehre  hineintreibt. 

In  der  That,  diese  Frage  ist  zu  bejahen.  Nach  unbefangen- 
ster wiederholter  Prüfung  kann  ich  mich  nicht  von  der  Richtig- 
keit der  auch  geg?fh  mich  gerichteten  Polemik  Röscher sO 
überzeugen, ;  welcher  gegen  die  binftigung  der  Grundstücke  in 
die  Reihe  der  Kapitalien  im  natiodalökonomischen  Sinne,  eifert. 

Das,  was  den  Boden  von  andern  Kapitalien  spezifiseh  unter- 
scheidet, ist  ja  nicht  diess,  dass  in  ihm  die  Natur  wirkt  In  der 
Baumwolle,  die  in  der  Spindeldrobung  begriffen  ist,  wirken  auch 
nutzbare  Naiurkräße,  im  Holz  desgleichen,  selbst  in  der  per- 
sönlichen Arbeitsleistung;  in  das  Seg^l  des  eindn  Schiffes 
bläst  ein.  günstigerer  Wind ,  als  io  dasjenige  des  andern.  Das 
Unterscheidende  ist,*  dass  Ginndstttcke  unbeweglich  sind. 
Als  unbeitegirehes  Kapital  sind  sie  dem  beweglichen  Kapital 
gegenüberzustellen,  nicht  als  Naturgegenstand  den  Kapitalgegen- 
sländen^. 

Dieser  Charakter  der  Unbeweglichkeit  bewirkt  alle  spezi- 
fischen Eigenschaften  des  Bodens  in  rolkswirthschaftlicher 
Beziehung :  indem  dieses  Charakters  wegen  die  Grundstücke  nicht 


1)  I ,  §.  4%  Anm.  1. 

3)  Ran  L,  §.  51,  nennt  Kapital  „einen  irgendwie  futaromangehdrigen 
Vorrath  beweglicher  Erwerbsmittel**. 
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örtlich  concenirrrt  und  vermehrt  werden  können,  kann  die  Boden- 
wirthschaft  nicht  concentrirt  sein  (Land  und  Stadt),  müssen  die 
Produktionen  sich  so  lagern,  dass  liie  am  wenigsten  Boden  for- 
dernden in  der  Stadt  betrieben  werden,  —  und  ergeben  sieh  an- 
dere dergleichen  Wirkungen,  welche  aus  y.  Thünens  Hypothesen 
sich  so  klar  nachweisen  lassen. 

Auch  auf  Art  und  Mass  der  Rentebildung  selbst  wirkt 
diese  Unbeweglichkeit  ein,  indem  beweglichen  Kapitalien  von  aus- 
gezeichneter Qualitttt  viel  leichter  andere  von  gleicher  Qualität-  in 
Concurrenz  an  die  Seite  gestellt  werden  können.  Allein  auch  diess 
begründet  nur  die  Nothwendigk^it  einer  besondere!  n  Betonuiig 
und  den  besonderen  Berechtigungsnachweis  für  die  Landrente. 
Dieser  Nachweis  wird  leicht  zu  führen  sein,  da— rum  die  Haupt- 
punkte schon  anzudeuten  —  die  Existenz  der  Bodenrente 
die  wirthschaftlichste  Benützung  der  Immobilien,  die  wirtHschaft- 
liebste  Lagerung  der  Zonen  um  die  Verzehrungsmittelpankte',  den 
höchsten  Grad  der  Entwicklung  deS  Transportwesens  anreizt,  in 
abstossender  Weise  zur  Colonisation  und  Auswanderung  nöthigi, 
jeden  bal)ylonischaQ  Thurmbau  0  ökonomischer  Art  verhindert,  Mi 
Einem  Wort  die  Folgen  der  Unbeweglichkeii  des  Bo- 
denkapitals ökonomisch  zu  bekfimpieiinötbigt.  Es  ergiebt 
sich  aber  nicht  die  Noth  wendigkeit,  die  wirthschaftlicfi  benützten 
Grundstücke,  deren  nutzbare  Qe^tandtheile  gleich  allem  Kapital 
werdende  Genussgüter  darstellen  und  hienach  Qnter  den  national- 
ökonomischen  Kapitalbegriff  fallen ,  aus  der  Kategorie  der  Kapi- 
talien hinauszuw)3rfen  und  hiedurcb  dem  Kapitalbegriff,  der  doch 
wie  alle  wirthschaftlichen  Kategorien  ethisch,  teleologisch, 
determinirt  sein  muss»  ein  gianz  fremdartiges  Naturmoment, 
nämlich  die  Unbeweglichkeit  der  Kapitalsubstanz,  zum  Markstein  zu 
geben?). 

1)  Dieser  Gedanke  ift  schon  anfedeutet  bei  Hoff  mann,  1.  c,  S.  587; 
freilich  beklagt  Aoifhiann  die^e  Abstossung. 

2)  Sogar  Rodbertns  rftgl,  1.  or^  p.  162>  rQ^  anderem  Standpunkt 
ans,  Ewei  Fehler  der  Nationalokonomen :  1)  dass  sie  fflr  die  Landwirth- 
Schaft  drei  Einkommensformen  (Landrente,  Cohn  und  Kapitalgewinn), 
ffir  Industrie  und  Handel  nur  zwei  (die  beiden  letiteren)  aufstellen;  /2)  dass 
sie  eine  natürliche  Thatsache  ftkr  eine  wirthachaftliohe 
halten. 
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Hienach  schdnt  es  uns  darciiaiis  veifebU,  und  dieser  Fehler 
Yon  ^osser  Tragweite  namentlich  Tür  die  Binkommenslehre,  wenn 
Rauund  Röscher  Boden  (engl,  land)  neben  Arbeit,  Kapital 
imd  Natur  als  vierten  Prodaktiyractor  aufstellen,  oder  den  Boden 
mit  dem  IfatnrTaetor  zusammenfallen  lassen.  Ich  spreche  diess  den 
genannten  Namen  gegenül^r  nur  nach  wiederholter  Prüfung  mei- 
ner eigenen  Meinung  aus. 

Anch  erscheint  es  als  ein  sehr  unbefriedigender  Ausweg,  mit 
Röscher  und  Wolkoff  ^)  am  Boden  lillein  das  ursprQngliche 
natürliche  Element  und  die  künstlich  gestalteten  Bestandtheile  aus-' 
einanderznhallen ,  jene  als  »unerschöpOiche*,  diese  als  »erschöpf- 
liche%  Natudoraft  zu  bezeichnen. 

Woll^off  z.  B.,  welcher  unter  Thttnen'schem  Binfluss  in 
seinen  ledureM  die  Rente  auf  die  blosse  Standortseigenschaft 
(emplat^eni)  ')  als  dauerhafte ,  unzerstörbare  Bodeneigenscbaft 
zurückfuhrt,  nennt  Meliorationen,  eiilgepflügten  Dünger,  sogar 
erschöpflidie'  Goldseifen  (plaeerg}^  er^höpfliche  Steinbrüche 
Kapital,  den  ursprünglichen  Boden  selbst  aber  nicht:  „Ce  n't$t 
gue  ebmme  emftlacement  des  industritß,  que  la  sur^ 
face  du  ghbe.  esi  im  mojfem  de  production  diiünci  des  dßum 
amiresy  du  travail  ei  du  capUal,  Sous  le  roppori  des  forces  et 
des  biens  de  la  untere  M  n*g  a  aucune  distiHoHoA  d  faire  enire 
la  ierre,  le  ira»aileile  oapital;  t^us  ces  trois  moyens  depro^ 
ducHons  sont  accompagnis  au  pourvüs  de  ces  forces  et  de  ces 
biens.  II  selraU  mifnejuste  de  JÜe,  que  chacun  des  trois  moyens 
de  production,  n*est  aüire  chose  que  raction  collective  des 
diverses  fof  ces  de  la  naiure  .dirigies  par  la  v  o^ 
lontä  de  Vk  0  mme^.  JBff  ist. unbegreiflich,  wie  Wolkoff, 
nachdem  er,  wenn  auch  nar  schüchtern,  den  in  den  letztgenannten 
Worten  (lect,  p.  163)  ausgesprochenen  ganz  wahren  Gedanken 
einmal  gehabt,  ihn  nicht  zur  Berichtigung  seiner  Lehre  yer- 
wendet  bat 


1)  Wölk  off >i(i«t  in  temeo  immres  (p.  183— 151)  an  einer  ßlr  die 
Grondrentenlehre  fntnlea  Unbestimmtheit  def  Kapitatbegriffes. 

2)  In  den^fpfiteren  Auflagen  legi  aach  ftotcber  auf  die  nTrag«^ 
fibigkeil'*  (dai  eanplacement  WolkoflTt)  ein  gaqe  beaonderef  Gewicbt  da, 
wa  er  den  Boden  alf  Natnrfiiotor  erOrtert  (I.,  f.  35). 
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Sieht  er  denn  nicht,  dass  auch  sein  ^emphcemeni^^  die  Lage, 
Standortsqaalitfit,  als  unveräusserliche  Matureinfensehaft 

entweder  noch  ganz  ausserhalb  aUer  ökonomischen  Be- 
ziehungen steht  und  dann  ein  »freies*  •  Gut  ist,  wie  manch  aufge- 
zeichneter Urwaldboden,  oder  in  den  sozialökonomischen  Prozess 
hineingezogen  zum  ökonomischen  Erzeugnissauch  des  auswttUenden, 
s^ekulirenden,  colonisirenden,  die  Territoriideatwicklung  beding^- 
den  menschlichen  Willens  wird  ?  Unzerstörbar  ist  freihch  Lage  und 
Standort  ^).  Nicht  ewig  und  unzerstörbar  ist  jedoch  die  Art  der  öfco^ 
nomischen  Verwerthung.  Letzteres  wird  weiter  unten  bis  ins  Eui- 
zelne  nachgewiesen  wordeq;  schon  hier  aber  dürfen  wir  fest- 
halten, dass  nicht  einmal  das  Moment  der  Lage  ökonomisch 
betrachtet  »unzerstörbar",  dass  es  als  Einkommensquelle 
(Kapital)  dem  menschlichen  Willen  un4  den  WechselfUlen  des 
sozialökonomischen  Prozesses  nicht  entrückt  ist  Der  letzte  Schlupf- 
winkel, in  welchen  W  o  1  k  o  f  f  in  den  ledures  die  exceptionelle 
Rentenqualifikätion  des  Bodens-geflüchtet  hat,  ist  nicht  hallbar,  -*- 
und  dann  auch  nicht  die  Exemtion  des  ökonomisch  benutzten  Bo- 
dens vom  KapUalb^griff. 

So  erscheint  uns .  die  richtige  Auflassung  in  den  Sätzen  zu 
liegen : 

1)  Boden,  als  noch  Allen  ohne  besonderes  Zuthim  offene 
Nutzungsquelle  ist  freies  Gut:  Prairie,  Urwald,  offene 
Fischereiplätze. 

2)  Vom  ersten  Arbeits-  ufid  Kapitalaufwand  an  ist  aller  Boden 
fixes  Kapital, 

3)  jedoch  von  besonderer,  dauerhafter,  unbeweglicher 
und  daher  im  Raum  unconcentrirb^rer  Qualität,  daher  u.  A.  Quelle 
örtlicher,  unvertilgbarer  Renten.    Die  Eigenschaften,   die  er  ab 


1)  Schon  J.  6.  Hofmann  (kl.  ScbrUlen,  S.  577)  fiusseii:  „Der 
Raam  ist  zwar  bleibend ; -aber  die  VenhiUniMe,  worauf  seine  NutEong  be- 
ruht, sind  in  hohem  Grade  wandelbar.  Das  gelobte  Land  ist  cur  kahlen 
Einöde  geworden  und  am  Missouri  trigt^  ein  Boden  kostbare  Kanfinannsgfltei, . 
der  vor  dreissig  Jahren  wAste  Steppe  war. . .  Ein  wesentlicher  tJnlersohied 
swischen  Renten  ans  Boden. nnd  ans  Kapital  wird  nur  dadnioh  b^grflndet, 
dass  in  Beziehung  auf  d^  Ort  der  Benutsnng  der  Boden  njibe dingt 
nnbe weglich,  das  Kapital  bedingt  bewegUoh  ist.^ 
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besondere  Art  fixen  Kapitals  hat,  erklären  (s.  u.)  alle  seine 
speziflscben  sozialökonomischen  Wirkungen. 

Vielleicht  ist  es  nicht  mehr  mdglioh,  den  Sprachgebrauch  zu 
ändern  ^),  welcher  unter  Kapital  schlechthin  bewegliches  oder  be- 
weglich gewesenes^  Kapital  versteht.  Vergessen  darf  man 
gleichwohl  nie,  dass  der  teleologische  Begriff  des  Kapitals,  Mittel  der 
Produktion  und  keimendes,  noch  unfertiges  Genussvermögen  zu  sein, 
auf  die  Kräfte  und  einen  grossen  Theil .  der  StoSe  des  Bodens  mit  so 
viel  Recht  Anwendung  findet,  als  auf  Fabrikgebäude,  Maschinen, 
Fahrzeuge  und  andere  Formen  des  stehenden  Kapitals.  Und  es 
ist  nicht  ein  Streit  um  die  richtige  Nomenclatur,  sondern  ein  Inter- 
esse der  richtigen  Auffassung  der  volkswirtbschafllichen  Renten- 
funetipn,  und  der  Begrenzung  wie  Rechtfertigung  der  Grund- 
rente insbesondere,  was  hiebei  in  Frage  steht  Fasst  man  die 
Grundstücke  als  Objecto  wirthschaftlichster  Auswahl,  Melioration, 
Erhaltung,  eines  oft  lange  dauernden  ^isiko's,  das  der  Besitz  der 
städtischen*  und  ländlichen  Grundstücke  mit  sich  bringt  ^),  —  er- 
kennt man  sie  als  Interessen,  welche  durch  wirthschaflliche  För- 
derung bestimmter  Lokalitäten  und  Gegenden  gesctiaffen  sind 
und  aufrecht  erhalten  werden  (nOssen,  welche  grosse,  der  Gd^ 
sammtentwicklung  förderliche  Bemühungen  anregen  und  fort- 
laufend reg  erhalten,  so  wird  man  bald  davon  abstehen,  die 
pmndrente  lediglich  als  Folge  eines  p e  rs  ö  n  lieh  unverdienten  und 
verdienstlosen  Naturmonopols  zu  verrufen. 

Ebenso  wie  die  ausgezeichneten  äusseren  Naturgaben  be- 
schränkt vorhanden  «ind,  sind  es  auch  die  persönlichen.  Un- 
gerecht, wie  die  Bodenrente,  könnte  dann  auch  die  Talent*  oder 
Lohn-  oder,  soweit  Extraeinkommen  des  Unternehmers  auf  seinen 


1)  Dem  f«#fi#  iifrmmu»  habe  ich  mich  «ach  in  meinem  „gesellsch.  Sy- 
stem etc."  vorldufig  unterworfen,  indem  ich  ftkr  bewegliches  Kapital  das 
Wort  Kapital  achlechthin  vielfach  gebrauche.    Aehnlich  Hoffmann  1.  c. 

2)  M^liorationskapitale,  werden  von  Thflnen,  Wolkoff, 
Roftchier,  bald  zun^ Kapital.gerechnet ,' bkld  als  den  „fonds  impöriflsables" 
der  Natur  sngeMMchsen  betrachtet.  ^Anders  L.  Siiy,  sodann  Hermann, 
p.  48—50,  Carey.  ^ 

3)  Man  denke  an  Kriege^  an  das  im  19.  Jahrhundert  hfiuflg  gewordene 
Aufhören  von  Residenten,  an  die  Grundrenten  der  Stadt  Wien,  wenn 
Oeaterreich  anseiminderflale ! 
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persönlichen  Eigenscbaflen  beruht,  die  Untemehmerrente  sein. 
Auch  diese  Rentenphänomene  wären  ein  unverdientes  Naturmonppol. 
Ein  Pbrenolog  könnte  auch  die  Talentrente  als  N  a  t  n  r  monopol 
demonstriren !  Ein  Siephenson  und  ein  Oöthe  hätten  ihre  Talent- 
rente,  ihr  ausserordentliches  Einkommen,  gerechter  Weise  ab* 
treten  müssen  und  zwar  um  so  mehr,  je  mehr  ihre  geniale  An- 
lage, und  je  weniger  die  Thätigkeit  der  Ausbildung  dieser  Aidage, 
als  Ursaohe  ihres  ausserordentlichen  Einkommens  anzusehen  war. 

Damit  die  bOrgerlicbe  Gesellschaft  immer  vollkommener  und  öko- 
nomischer (mit  immer  geringeren  persönlichen  und  sachlichen  Opfern) 
versorgt  werde,  ist  die  Wahl,  Ergreifung,  Ausbildung,  Erhaltung  und 
Combination  der  besten  unpersönlichen  und  persönlichen  Produktiv- 
kräfte nöthig^  ausgezeichneter  Grundstücke,  wie  ausgezeichneter 
Capacitäten.  Dass  diess  erfolge,  bewirkt  die  Rente  in  allen  ihren 
Formen,  auch  in  derjenigen  der  Grundrente.  Weil  di^  Renten- 
function  diess  bewirkt,  ist  sie  berechtigt,  wenn  vielleicht  auch 
nicht  immer  verhältnissmässig,  und  sie  ist  insoweit  als  Bodenrente 
(Immobiliarkapitalrente)  geradeso  wie  als  Lohn-  und  Untemehmer- 
rente Prämie  persönlicher  ökonomischer  Verdienste  um  die  bOr^ 
gerliche  Gesellschaft,  nicht  Naturmonopoleinkommen.  Sie  ist  die 
Folge  einer  grösseren  Leistung- für  Alle  und  daher  ^ne  grössere 
Portion  bei  der  nationalen  Einkommen^vertheilung. 

Das  Besondere  der  Bodenrente  kalin  nur 'diess  sein,  dasi 
sie  persönliche  WirthschafUichkeit  in.Bezug  auf  eine 
unbewegliche  Naturkraft prämiirt,. deren  wirthschaftlichste 
Beherrschung  dem  Mass  und  der  Dauer,  nicht  aber  dem  Wesen 
nach,  zu  eigenthümlichen  Rentenverhältnissen  hinfahrt. 

Hiemift  haben  wir  Jie  Vorerörterungen  gepSogen,  die  wir  mit 
der  Bemerkung  im  Auge  hatten,  es  seien  erst  einige  Verhaue  zu 
lichten,  welche  die  unbefangene  Auffassung  der  Grondrententheorie 
erschweren. 

Nunmehr  kann  erst  die  Frage  erledigt  werdcni :  ob  die  B  t)  d  e  ti- 
rente  als  besondere  species  der  allgemeinen  Rentenfunktion, 
als  welche  sie  auch  gewissen  thatsfichlich  ausschlies- 
senden  Kundschaften  zu. Grunde  liegt,  eine unverhältniss- 
massig  starke  Wirkung  der  allgemeinen  Rentenfunktion  darstelle, 


Digitized  by 


Gqogle 


Die  anischlteflsenden  „VerhiltiiiMe".  203 

-^it  andern  Worten :  ob  die  Bodenrente  nach  dem  Verlangen  aller 
Nuancen  des  Sözialismos  und  der  Sozialdemokratie  eine  Ein- 
schränkung durch  öffentliche  Einwirkung  bedürfe  ? 

Es  sind,  soweit  <iem  Verfasser  dieser  Abhandlung  gegenwftrtig 
Ist,  hauptsächlich  vier,  freilich  nicht  immer  scharf  auseinanderge- 
halten^ Momente  ^)  gewesen,  worauf  sich  die  Angriffe  gegen  die 
Grundrente  gestützt  haben: 

a)  dasR  die  Bodenrente    nicht  auf  persönlichem  Ver- 
dienst,   sondern    auf  Occnpation  von    Naturmonopolen 
beruhe, 
'   /})  dass  sie  dauernd,  sei,   was  allerdings  gegen   den  sonst 
tdmporären  Charakter  der  (vom  Sozialismus  mehr  geahnten) 
volkswirthschafUichen   Function   der  Rente  zu  Verstössen 
scheint, 
y)  dass  sie  mit  der  alfgemeinen  wirthschafllichen  Entwicklung 
sicher  zunehme,  dem  Monopolisten  so  ze  sagen  unter  der 
Hand  wachse, 
9)  dass*  sie  mit  zunehmenden  Lebensmittelpreisen  parallel 
gebe,  und  daher  eine  „petne  «ocio/e^  ')   für  die  bürger- 
4tche  Gesellschaft  darstelle. 
Gegen  die  allgemeine  Rentenfunction  nach  unserer  Auffassung 
würden  allerdings  diese  vier  Momente  sämmtlich  Verstössen,  wenn 
sie  wirklich  zutreffen  würden.  Thatsächlich  ist  aber  das  Letztere 
für  die  Maj^    der  Bodenrenten,  wie  ich  mich    überzeugt   habe, 
nicht  dei^  Fall. 


1)  Es  ist  am  Platze,  hier  der  interessanten  Parallele  zu  gedenken, 
welche  schon  Storch  (B.  YIIL,  eh.  3)  zwischen  der  Bodenrente  und 
aatserordentlichem  -Ge we r bsgewiAne  gezogen  hat.  Ihr  Ergebniss  ist 
karz  daa  folgende:  Das  Monopol  der  Fabriken  durch  Gewerbsgeheimnisse 
ist  einteniportrei,  das  Bodenmonopol  dauerhaft;  Fabrikmonopole  geben 
grössere  Profite,  es  stehen  aber  anch  grössere  Verlustchancen  gegenüber. 
Der  Gewinh  der  enteren  Art  wird  nicht  (?)  kapitalisirt  Obertragen 
und  vererbt,  wie  das  Bodenmonopol,  welches .fth*  die  meisten  Eigen- 
thümer  durch  Kauf  und  Erbschaft  zur  blossen  Kapitalrente  geworden  ist; 
der  Bodenmonopolgewüm  wird  nieht  vom  Unternehmer  (Farmer),  sondern 
Tom  Pachtherm  belogen,  dieser  aber  sammelt  bei  seiner  Art  zu  leben,  nicht 
io  stark  Kapital  an,  wie  der  Gewerbsunternehraer.  > 

2)  Woikof,  Aehnlich  neuerdings  Cournot  in  seiner  ihdorie  de  U 
riehssMe. 
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Zu  <x:  Dass  die  Grundrente  nicht  im  Attgemeinen  ^ 
blosse  Folge  eines  ausgezeichneten  natürlichen  Produktivfaotors 
erscheint,  ist  in  den  soeben  gepflogenen  Vorerörterungen  bereits 
nachgewiesen.  Selbst  ein  Sozialdemokrat,  wie.  Proudho  n,  hat 
diess  anerkannt,  und  Wölk  off,  in  seinem  Bestreben  die  nach- 
haltige Grundrente  als  sozialökonomisch  unberechtigt  nachzuweisen, 
rftumt  ein,  dass  man  die  Grundrente  so  lange  als  „6ofit^  ge- 
statte, bis  ihr  Betrag  sich  zum  Belauf  des  Meliorationskapitals  ge- 
steigert habe;  er  will  die  Grundrente  insolange  nnconfiscirt  fort- 
bestehen lassen^  bis  durch  die  kapitalisirte  reine  Grundrente  das 
in  die  Grundstücke  gesteckte  Kapital  amortisirt  wttre^).  So  ist 
dann  selbst  von  stark  und  mild  sozialdemokratischen  Schriflstellem 
wenigstens  ein  Theil  der  Grundrenten  als  transitorische  Prttmie 
Desjenigen  anerkannt,  welcher  das  vorzüglich  qualificirte  Grund- 
stück in  den  wirthschaftlichen  Verkehr  zum  Vortheil  der  Gesammt- 
heit  hereingezogen,  vielleicht  auch  meliorirt  hat  Die  Grundrente 
ist  insoweit  offenbar  als  persönliches  und  persönlicher 
»Verdienst**  in  Beziehung  auf  ökonomische  Erfassung  natürlicher 
Produktivfactoren,  nicht  als  Naturmonopoleinkommen,  von  Schrift- 
stellern bezeichnet,  welche  keiner  Vorliebe  für  aristokratisch  be- 
vorzugende Einkommensquellen  verdächtig  erscheinen  können. 

Vernriag  man  ihnen  nachzuweisen,  dass  dauernd,  wie  die 
Rente  meist  ist,  auch  der  persönliche  wirthschaftliche  Einsaz  des 
Eigenlhümers  —  bei  normalem  Recht  über  den  lotmobilienver- 
kehr  -^  sich  darstellt,  so  wird  man  die  Illusionen  der'  PiHiudhon- 
Wolkoff^soben  Angriffe  widerlegt  haben. 

Dieser  Nachweis,  welcher  die  Angriffismomente  ß  und  y 
betriin,  lüsst  sich  führen  an  einem  Beispiel  aus  den  Vereinigten 
Staaten,    wekhe   die  Erscheinungen  der  europftiscben  Volks- 


1)  Diese  Unterscheidnng  fiadet  "Ikh  sogleich  im  Eingang  der  wruiischlen 
Aufsfitze  Wolkoffs,  p.  24  ff.  Er  unterscheidet  im  Bodenertrag  den  e/fiBt 
d^une  iiffieuüe  natursiU  ie  Im  eimeurrmM  nnd  den  Effect  geschickter  An- 
wendung von  Arbeit  nnd  von  eapUaux  piriiMmkUt,  Lezteren  bezeichnet 
er  und  begrenzt  er  als  ^awwrHtttmmU  omc  inüMt  du  empiiai  ineorpor^  ä 
Im  terre.^  Opusc.  p.  151  wird  nur  der  erstere  Theil  als  „imin$m9nt  impo-  • 
4fobU^  der  Extrabesteurnng  empfohlen. 
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wirthschafl  in  groteskem  Massßtab  and  in  dampfschneller'Entfaltung 
aufweisen.  ^^ 

Um  die  Ueberlandeisenbahn  aus  dem  Mississippitbal 
nach  Californien  zu  Stande  zu  bringen,  ist  den  betreffenden 
Bisenbahngesellschaflen  das  Land  rechte  und  links  von  der  Linie 
auf  eine  gewisse  Strecke  zugewiesen  worden.  Es  besteht  alle 
WahrscheinKchkeil,  dftss  ilie  Ansiedlungen  nach  Norden  und  Süden 
von  der  Territorialstammlinie  der  Ueberlandbabn  ausgehen  und 
fortschreiten  werden.  Die  Grundrente,  die  hier  durch  die  Eisen- 
bahn entstehen  wird,  ist  selbst  schon  der  Preis  und  das  Reiz- 
mittel fUr  das  Zustandekommen  des  grossen  Werkes  gewesen. 
Di^  Gesellschaften  werden,  sobald  dort  die  Bodenrente  massige 
Beträge  erreicht,  diese  lezteren  kapitalisirt  im  gestiegenen  Boden- 
wertb  der  zugewiesenen  Landflächen  verkaufen. 

Zu'/S  und  )/):  Wahrscheinlich  werden  viele  Grundrenten, 
welche  an  der  bezeichneten  Stanimlinie  astartig  hervorwachsen 
werden,. dauernd  sein  und  sogar  immer  mehr  sich  steigern. 

Allein  im  Einzelnen  ist'k^in  Cotonist  sicher,  ob  das  Terri- 
torium, das  er  erwirbt,' ob '^(jieser  oder  jener  Punkt,  binnen  wel- 
cher Zeit  und  in  welchem  Grade  derselbe,  Quellpunkt  einer  dauern- 
den und  steigenden  Rente  werden  wird. 

.  Zahllose  Copjjuncturen  können  sowohl  störend  als  fördernd 
eingreifen..  Es  mag  eine  zweite  oder  dritte  Ueberiandlinie  ent- 
stehen, ehe  die  zweite  und  jdritte  Generation  verlebt  ist  Dann 
werden  zwei  neue  Colontsationskeile  durchgetrieben  werden  und 
die  schnelle  Er^tarkung  der  ersten  Colonisationsstammlinie  und 
das  Hervorquellen  von  Bodenrenten  an  derselben  verzögern.  Neue 
Entdeckungen  von  Bodenschäzen ,  günstige  Preisconjuncturen  für 
Produkte,  ivelche  an  andern  Punkten  derselben  Linie  günstigere 
Prodnktions-  und  Absazbedingungen  darbieten,  mögen  erst  später 
giimacht  werden  und  eintreten  u.  s.  w.  Allen  diesen  Möglich- 
keiten der  Enttäuschung  sind  diejenigen  ausgesezt,  welche  eben 
durch  Colonisation  den  bisher  unwirthlichen  und  unwirthschaftli- 
cfaen  JSoden  zu  Produktionsmitteln,  zu  unbeweglichem  Kapital 
machen. 

Die  Folge  ist  nun:  dass^  von  allem  Anfapg  an  die  Punkte 
aufgesucht  werden,  wo  wahrscheinlich  am  schnellsten  eine  starke 
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Grundrente  und  ein  hober  BodenwerHi  sich  einstellen  wird,  mit 
andern  Worten,  deren  Occupation  am  wirthscbafUichsten  Ist. 

Wir  dürfen  eigentlich  nicht  sagen:  sich  einstellen  wird; 
denn  die  Colonisten ,  welche .  einma)  an  einem  Punkt  ihr  Kapital 
fixirt  haben,  werden  selbst  aufs  Emsigste  daran  arbejiteD, 
dass  dieser  Boden  die  höchste  Rente  erlange :  durch  Abzweigung 
von  Seitenbahnen  und  Strassen,  Errichtung  und  Anschluss  ^on 
Schifffahrtslinien,  Gründung  von  Stddten  und  Anstalten,  welche 
dem  Wachsthuin  der  Stadtembryos. günstig  sind,  durch  Geltend- 
machung der  natürlichen  Vt)rzüge  ihrer  Niederlassungen,  düfch 
Ausstattung  mit  der  Anziehungskraft  guter  socialer  Einrieb* 
tungen,  —  so  dass,  wenn  auch  nicht  ausnahmslos,^  die  vorzüg- 
lichsten Plätze  gewählt  und  anziehend  gestaltet  werden. 

Und  nicht  blos  diess :  das  Steigen  der  Grundrente  am  Einem 
Orte  wird  viele  Produktivkräfte  an  andere  Orte  ahslossen,  wo 
bei  vorläufiger  Nullität  oder  Niedrigkeit  der  Grundrente  gewisse 
Arten  wirthschafUichen  Lebens  besser  gedeihen  können.  Nicht 
blos  die  höchste Wirthschaftlichkeit  der  Colonisation 
an  sich,  sondern  auch  grosse  6 Ijä ich mässigkeit  und 
Ifannigf altigkeit  in  Ansezung  colonisatori- 
scher  Mittelpunkte  und  eine  wetteifernde  Ent- 
wicklung derselben  ist  hier  die  Wirkung,  der  Grundrenten- 
function.  Diese  erweist  sich  als  eine  grossarlige,  harmonisch  be- 
liebende und  zeugende  Kraft;  nicht  blos  als  Lohn  für  »das  Ge- 
schäft der  Pachtkontrole*,  wie  man  früher  ahnte,,  sondern  in  einer 
viel  grossartigeren  Bestimmung  rechtfertigt  sie  sich. 

Diese  an  amerikanischen  Zuständen  nachgewiesene  Grund- 
rentenwirkung lebt  und  schafft  nicht  blos  im  ejrsten 
Anfang  und  Henscbeualter,  sondern  fortlaufend  und 
wlUirend  der  Steigerung  der  Onmdrente  selbst.  Fortlaufend 
und  in  ihrer  Steigerung  wirkt  die  Bodenrente  als  Prämie  und  Reiz- 
mittel der  Wirthschaftlichkeit  in  Bezug  auf  Wahl  und  Entwicklung 
des  unbeweglichen  Kapitals;  auch  da  ist  sie  eine  die  Centrali- 
sation  abstossende  und  die  Filifttion  (Colonisation,  Auswanderung, 
Bildung  neuer  Stadttheile,  Erschliessung  und  dichtere  Besiedlung 
abgelegener  Gegenden  u.  s.  w.)    anregende,   das   Interesse  der 
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Ortlichen  BAtwicUang  erweckende  ökonomische  Ordanngskraft  der 
bürgerlichen  Gesellschaft 

Auch  zeigt  sich,  dass  das  Grundrenten  Interesse,  einmal 
im  Keim  angelegt,  keineswegs  ein  auf  das  Faulbett  gelegtes  Ein- 
kommen ist. 

Die  Concurrenz  kann  es  schwächen,  neue  Transport- 
anstalten können  es  stürzen.  Man  denke  an  die  von  den  Eisen- 
bahnen irernichteten  Wirthshausrenten  den  alten  Chausseen  entlang! 

Rtthrigere  Gmndrenteninteressenieo  anderer  Orte,  Gegenden, 
Stadttheile,  Bergwerks-  und  Ackerbaudistrikte  könne%  alte  Renten 
schmilem  und  fast  vernichten. 

Neue  ConsteUationen  im  Handel  und  neue  Culturen  in  der 
Landwirthsohaft  wollen  fortlaufend  beachtet  sein ;  die  zu  ihrer 
wirtbschaniichsten  Erledigung  tauglichsten  Grundstficke  müssen 
recbizeilig  ausgewählt,  mcdiorirt,  also  unter  neuen  Voraussezungen 
auf  die  höchste  Grundrente  immer  wieder  neu  gebracht  werden, 
wenn  die  bürgerliche  Gesellschaft  im  Wechsel  der  Conjuncturen 
immer  aufs  best  Mögliche  versorgt  sein  soll. 

Was  sich  an  Einem  Beispiel,  in  einem  rasch  aufblühenden 
und  den  europäischen  sücularen  Culturprozess  in  Jahr- 
zehnten abwickelnden  Lande  beobachten  Iflsst,  gilt  von  der  D^uer 
und  Steigerung  der  Grundrente  überhaupt. 
^  Von  ewiger  Dauer  ist  überhaupt  keine  Rede.  Der  wüste 
Platz  von  Ninive  und  von  Memphis  war  einst  von  intensivstem 
Bofttenwerth ;  Stadttheile,  Bauplätze  u.  s.  w.  sehen  in  Jahrzehnten 
ihren  Rentenwerih  starken  Schwankungen  unterworfen.  Dauer- 
hafter mögen  Grundrenten  sein,  sie  sind  auch  dauernder  ge- 
fährdet. 

Aiich  in  ihrer  Dauerhaftigkeit  und  in  ihrer  Steigerung  ist, 
sagten  wir,  die  Bodenrente  ein  Reizmittel  und  Produkt  und  eine 
Prämie  der  Wirthschaftlichkeit,  nach  beiden  Richtungen  eine 
ebenso  gerechte  als  wohlthätige  Function.  In  dem  Masse,  als 
die  Rente  aus  beweglichen  Kapitalarten  vergänglicher  ist,  unter- 
liegi  das  unbewegliche  Bodenk^pital  grösserem  und  längerem 
Bkicoj  wenn  die  Grundrente  siAkt,  einer  grösseren  Gefahr  unaus- 
weichlicher Sebmälerung  und  langsamen  Hinsiechens  durch  die 
EnlWickluag   rivalisirender   Lokalitäten    (Stadttheile,    Provinzen, 
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Länder).  Und  gerade  in  hoch  entwickelten  Ländern  und  Si&dleii 
sichert  ihre  Höhe  zwei  gleich  nothwendige  und  grundwesentUche 
Functionen  der  socialen  Wirthschaftlichkeit,  nämlich 

einerseits  die  wirihschaftlichste  Benüzung  des 
den  Mittelpunkt  bildenden  Areals, 

andererseits  die  möglichste  decen^tralisirende 
Abstossung  der  Produktivkräfte  aus  Oertlichkeiten,  die  schon 
an  Hypertrophie  leiden. 

In  beiderlei  Hinsichten  wirkt  die  hohe  Grundrente  als  kräftiger 
ökonomisch^  Zügel  und  als  starke  ExpansivkrafL 

In  Gebieten  dichtester  Bevölkerung  ist  sie  v  häufigem  Wechsel 
im  Kleinen,  jähem  und  unwiederbringlichem  Verluste  in  besonderen 
FMIen  ausgesezt,  so  dass  das  Kapital  trotz  der  angeblich  steigen- 
den Renten  die  mobile  Anlage  weit  mehr  sucht  als  die  immobUei 
Von  Boden  geschenken  kann,  zumal  in  d  e  n  Zeiten  nicht  die  Bede 
sein,  wo  Eisenbahnen  und  Städte  fast  improvisirt  werden,  Indu- 
strieen  ungeahnt  schnell  aufblühen  und  ohne  heroische  Anstren- 
gungen der  lokalen  Gemeinwesen  und  Grundbesitzer  auch  leicht 
verblühen  können,  wo  die^Landwirthschaft  Speculation  wird,.jezt 
auf  Kohl  zu  betreiben  ist,  übers  Jahr  auf  Vieh  zu  züchten  hat, 
jezt  nur  mit  dieser^  nächstens  nur  mit  jener  unter  den  immer 
rascher  wechselnden  und  mannigfaltigen  Betriebsweisen  des  Bot 
dens  prosperiren  kann.  Die  Grundrente  ist  daher  auch  da,  wo. 
sie  dauert  und  s  t  e  i  g  t  ^  in  der  Regel  nicht  ein  privilegirtes, 
persönlich  verdienstloses  Naturmonopoleinkommen,  sondern. etne 
unentbehrliche  Prämie  und  als  solche  eine  onentb^rliche  social*', 
ökonomische  Ordnungskraft  Sie  wurd  gewiss  in  weit  mehr  Fällen 
gerechter  Lohn  ökonomisch  schöpferischer  Persönlichkeiten,  als 
sie  blosser  Glückszufall  ist. 

Sie  ist  unverdientes  Einkommen  namentlich  nicht  auf  hö- 
heren Kulturstufen,  wo  $ie  doch  allein  wegen  mangelnden  Bo- 
dens angefochten  sein  wird;  selbst  Thünen  sagt  (L,  353),  dass 
die  Melioralions-Ltindrenten  Verdienst  des  Kapitals  seien. 

Diejenigen,  welche,  wie  Gossen,  eine  Ablösung  aUer 
Bodenrenten  und  hernach  ein  allg'emeines  staatliches  Gruüdpaoht^ 
System  an  Stelle  der  von  der  Grundrente  regülirte;!  privatwirth- 
schaftlichen  Bodenbenüzung  empfohlen  haben,  sind  auch  die  ent- 
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femtesfe  Attdevtung  Aber  die  dön  GruHdrentenrei^  und  die  Gnind- 
rentenprfiinie  snrrogirenden,  die  Kolonisatioit  and  Lokallcoltur  des 
Territoriutns  verborgenden  Kräfte  höchster  socialer  Wirlhschaft- 
MeÜDeil  sehaMig  geblieben,  oder  haben  sie,  wie  unten  gegen 
Gossen  hervorgehoben  werden  wird,  in  versteclcter  Form  durch 
HinterlbSren  eine  abgeschwächte  Grundrentenfnnction  wieder  ein- 
geschmuggelt 

WOrde,  mm ,  weräi  de^  Statt  alle  Renten  einzöge ,  nicht 
eine  grövstf e  UnwlrthschaftUchlceit  in  der  Bedenbenäsung,  in  der 
jdt£igeli  bodenwirthschtflÜGben  Zonesahgrensong  ^)  zu  gewärtigen 
haben,  wftrde  hiedurch  die  Sieüerericidilennig  ab  Folge  öffentlichen 
Renteneinzugs  nicht  mindestens  aufgewogen  werden? 

Wir  tragen  nicht  das  geringste  Dedenicen,  diese  Frage  auf 
im  fleslimMeste  zu  bejahen. 

'  Allerdings  sdieinen  ausnahmsweise  Fälle  vorhanden  zu  sein, 
in  welchen  dte  Dauer  und  iti  Steigen  der  Grundrente  die  ange- 
messenen Grenzen  der  Kentenfinction  flberscbreitet. 

Ich  glaube,  dals  jliesB  hinsiobtlich  viefen  fideicommissariscb 
dauernd  geschlossenen  Gross grundbesizes  der  FalF  ist 
Felder  und  Wälder  wachsen  hier  dauernd  in  eine  steigende  — 
wenn  gleich  nicht  iA  die  höchste  mögliche  — 
ReiMe  Wnein,  ohne  dass  der  C^genthttmer  irgend  Etwas  dazu  thut, 
und  ohne  dass  der  Boden  di^  beste  wirthschafUidie  Benüzung 
zum  Fremmen  der  Gesammtheit  und  zu  intensiver  Lokalcultur 
eriangt 

Man  braucht  dabei  nieht  einiaal  an  so  abschreckende  Bei- 
spele  zu  denken,  wie  sie  Sismondi  fQr  die  römische  Campagna 
benehrieben  hat 

Durch  die   dauernde  fideicommissarisehe  Fessel  wird    viel 


1)  Industrie  in  deA  SUtdien  —  9ar  leichtv^Cgfingliche  nnd  wenig  Boden 
häschentf^  Boden-  und  Vi6bprödukte  in  der  Ifihe  der  Städte  (Mifch-  und 
GttMf ewifthschaft) ,  —  Hdcprodnkäon  so  weit  ausfen,  als  es  Transport- 
Y^iMltniMe  emöglidieii,  —  KAnei^rodnktion,  dann  WeidewirtlisehafI  nnd 
aoasangende  Handebpflanzen ,  welche  viel  Düngerzusas  aus  einer  weide- 
wirthschaftlicl^en  Zone  bedürfen.  Diess  fasst  Wolkoff  in  den  lectures  sehr 
gut  auf,  und  wird  doch  mit  seinem  catpiil  mortuum  des  social  istischen 
R^ntenangritfies,   mit  dem  imitlaemnmt^  nicht  fertig! 

Zeitschr.  f.  Staatsw.  1867.    I.  Heft.  14 
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Grund  und  Boden  jener  höchsten  wirihschaftlichen  Entwicklujq; 
durch  Concurrenz  enisogen,  wozu  die  Grundrente  in  normaler 
Function  reizt,  und  wenn  hiebei  die  höchsten  möglichen  Grund- 
renten ausbleiben,  so  ist  der  geringere  dennoch  stattfindende 
Grad  dauernder  Steigerung  des  Grundrenteneinkommens  in  der 
Hauptsache  dem  allgemeinen  wirthschaftlichen  Wachsthum  und 
Fortschritt  des  ganzen  Volkes,  nicht  dem  Grundeigenthümer 
zu  verdanken.  Diess  sind  eben  jene  Latifundien ,  v  für  welche 
uns  in  concreto  Mill's  Anfechtung  der  Grundrente  nicht 
unbegründet  und  ihre  nationalökonomisch  zweifelhafte  Berech- 
tigung auf  die  Dauer  auch  politisch  nicht,  hdtbar  er- 
scheinen will. 

Es  kann  daher  die  Frage  aufgeworfen  werden,  -^  im  Zu- 
sammenhange unserer  Untersuchungen  ist  sie  nicht  zu  t>eanl- 
werten, . —  ob  nicht  der  gebundene  Grundbesiz,  abgesehen  von 
den  bekannten  anderen  Gründe;!  gegen  denselben,  schon  wegen 
seiner  Störung  der  die  Concurrenz,  Theilbarkeitund  VerQüsserlichkeit 
voraussezenden  natürlichen  und  an  sich  tief  berechtigten  Gtund- 
rentenfunction  zu  beseitigen  sei?  Ob  das  Einkommen  aus  sol- 
chem Grundbesize  nicht  wenigstens  einer  Progressivbe- 
steuerungf  zu  unterwerfen  wäre,  um  die  unverdienten  Antheile, 
welche  der  erbliche  Grundbesitz  in  Form  solcher  Grundrenten  aua 
der  nationalen  Einkommensmasse  schöpft,  zu  öffentlichen  Zwecken 
zurückzuholen? 

Mir  scheint  Überhaupt  die  Idee  der  Progressiveinkom- 
mensbesteuerung  mit  Rücksicht  auf  das  R e n t e n einkommen, 
welches  in  der  Regel  einen  wachsenden  Bestandtheil  des 
steigenden  Lohn-,  Zins-  (Pacht-)  und  Untemehmereinkommens 
ausmachen  dürfte,  noch  nicht  triftig  widerlegt  zu  sein,  zumal 
da  immerhin  theilweise  in  Renten  ein  Coefficient  des  Zu- 
falles, des  Glückes,  des  Fundes,  der  Naturbegabung  Uegt,  dessen 
Benüzung  nicht  reines  Verdienst  des  glücklichen  Rentners  ist. 
Bei  der  Grundrente  aus  geschlossenem  und  erblichem  Grossgrund- 
besiz  scheint  mir  jener.  Coefficient  der  unläugbar  überwiegende 
zu  sein.  Bei  der  Talent-  und  Untemehmerrente  wiegt  persön- 
liches Verdienst  vor,  und  zerfallt  die  Rente  mit  der  Person,  ja 
mit  einem  gewissen  Alter  der  Person.    Die  Progressivbesteuerung 
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wftre  bei  lezteren  Rentenarten  immerbin  weit  weniger  anwendbar. 
Docb  gehört  die  nähere  Untersuchung  dieser  Steuerfrage  nicht  an 
diesen  Plaz. 

Aehnlich,  wie  durch  die  fideikommissarlschc  Gebundenheit  von 
Grpndeigenthum 9  konnte  früher  durch  den  Plurzwang  und 
durcb  die  Belassung  von  Gemeinbeiten  die  natürliche  und 
berechtigte  Grundrentenfunktion  gestört  sein.  Was  Rodbert^s 
in  einem  andern  Zusammenhang  an  Kirch  mann  schreibt^), 
passt  auch  bieher:  »In  allen  Lfindem  Europas  war  ein  grosser 
Theil  gerade  des  fruchtbarsten  Bodens  dem  Anbau  entzogen  und 
es  hat  Jahrhunderte  des  landwirthschaftlichen  Fortschrittes  bedurft, 
um  nach  und  nach  diese  Blande  zu  sprengen.  Sie  wissen,  wie  bei 
uns  erst  in  unseren  Tagen  der  Knoten,  ich  möchte  sagen  mit  Ge- 
walt, durch  die  Gem&inheitstheilungen  durchgehauen  und 
auf  diese  Weise  oft  erst  heute  der  Anbau  gerade  des  frucht- 
barsten Bodens  möglich  wird. , .  Wir  können  namentlich  in  un- 
serem Vaterlande  noch  lange  nicht  die  Zeit  absehen,  wo  alle  diese 
Hindernisse  geschwunden  sein  werden  und  die  menschliche  Kraft 
die  Natur,  und  die  Vernunft  die  Geschichte  korrigirt  haben  wird.* 
Eine  mangelhafle  Gesetzgebung  hinsi(;htlich  der  Verkopplung 
und  F  e  1  d  w  6  g  r  e  g  u  I  i  r  u  n  g  auf  der  einen,  tflppisches  Ein- 
greifen der  Land  wirthschäftspolizei*)  auf  der  andern 
Seite,  ergeben  ebenfalls  Störungen  der  natürlichen  Grundrenten- 
funktion. Thünen')  bat  sehr  nachdrücklich  auf  die  unsinnigen 
Hemmnisse  aufmerksam  gemacht,  welche  dem  Trieb  der  höchsten 
Grundrente  zu  richtigeir  Arfondirung  der  Grundstücke  gegen  das 
Gehöft  entgegenstehen ,  namentlich  auf  die  nachtheilige  Wirkung 
der  L  i  e  g  e  n  schaflsaccisen  in  dieserBeziehung.  Manches  Grund- 
stück giebt  in  Folge  Schlechter  Lage  zum  Hof  Einbusse,  welche 
nur  desshalb  nicht  benlerkt  wird,  weil  sie  durch  hohe  Renten 
anderer  Grundstücke  gedeckt  wird ^).  Freie  Bewegung 
in  Theilung,  Abgrenzung  und  Neuverbindung  der  richtigen  Boden- 


1)  3  Br.,  p.  210.  243.,  vergl.  ThOneii,  I.,  lOä  ff. 
9)  Vergl.  Rodbef  tilg,  1.*  c,  p.  230. 

3)  hol.  Staat,  I.,  106  ff. 

4)  T  ha  neu   hat   die  Bi^gebniste  ieiner.diefsfAlligen  Untersnchiingen 
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betriebsgrössen  erscheint  gerade  nach  den  ErgebfUflsen  der 
Thünen*schen  Forschungen  nöthig;  haben  doch  ihm  xufolge,  was 
auch  Leonce  de  Lavergne  in  seiner  iconomie  rmrale  fOr.  England 
bestätigt,  die  Bodenbetriebseinheiteq  mit  sQfiehm^nder  Intensität 
der  Kultur  eine  Tendenz  der  Yerkleinening. 

Die  erbliche  Grundaristokratie  und  andere  FamiHe n,  welcha 
theilweise  unverdientes  Gilindrenteneinkoounen  b^siehen,  könnepi 
diese  Bevorzugung  d<[r  Geiammthdt  erstatten,  indem  sie  eingedenk 
des  noblesse  oblige  defi  Öffentlichen  Interessen  dienen.  Auch 
Hoffmann  kommt  in  der  fiogefilbrtmi  Sphrift  schliesslich  äff 
diese  aUe  Verthejdigung  des  bevorzngten  Grundreqteeinkommens 
zurück.  AUein  eiiie  Pflicht,  welcher  keine  Nöthigung  entspricht, 
wird  häufig  nicht  erfüllt  Und  wenn  nicht  bloss  Sozialdemokraten, 
wie  R  0  d  b  e  r  t  u  s  (z.  B.  p.  H2),  sondern  Hill  und  selbst 
T  h  ü  n  e  n  (L^  349  ffl,  namentlicb  U.,  64  S.  188  AT.)  von  ge- 
wissen verdienstlosen  Bodenrenten  geringschätzig  sprechen,  so' 
wird  das  Grundeigfmtbnm  nicbt  a  1 1  e  hier  erwähnten  Angriffe  als 
gänzlich  unberechtigt  beseitigen  können.    Im  Ackerbaoproletariat 

in  folgender  Tabelle  dar^eaftellt:  Die- L andren te  yon  70,000  mecklenr 
bnrgiscben  Quadratruthen  Ackerland  betrilgt,  je  nachdem  100  Quadrat- 
rathen  10,  9,  S,  7,  6  Bert.  Scheffel  (10,  9,  8,  7,  6  „Kömer'')  tragen, 
—  in  Thalem  G : 

b|»  dqm  Kornerertrag  von 
10  K.        9  K.        8.  K.        7  K.        6  K.    . 
0  Entfernung  1187  875  763  551        339 

210  DR.  ;  954       •  760  576  372        178 

420    „  „  72T1  545  379  193  17 

443    „  „  -  -  ^   -_       ,      0 

630    „  „  4W.         330  172        '  14 

646    „  „  -  -     .       -,  0 

813    .  „  -  .-.  0 

840    „  „  255  115 

952    .  „  -  0 

tWO    n  n  32 

1070    „  „     •         0 

Mit  jeden  210  Onadratruthen  nimmt  aaf  70,000  Quadratruthen  die  Land- 
rente ab  um  233  215  197  J79        161  Tb. 

Man  siebt  bieraus ,  wie  die  Lage  gegeii  den  Hof  ein  entf cbeidendes 
6konomlscbe8  Gewicht  bat,  und  welche  Bedeutung  eine  für  tUe  einiel'nen 
GrnndsUkcke  durohgemMe  BuchbaUnng  g«winnea  mu/i«. 
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werden  stets  wieder  Gedanken  rege  werden,  wie  diejenigen  des 
irischen  Flacbgedicbtes  beiRodbertus^): 

Der  Herr  sorgt,  dass  sieb  Hirsch  und  Ochs  — 

Das  heisst,  dass  ihn  sein  Bauer  mäsle, 

Statt  auszutroclmen  seine  Boggs  — 

Ihr  kßuni  sie  ja,  Irlands  Moräste!  — 

Er  lässt  den  Boden  nutzlps  ruhn, 

Drauf  Halm  an  Halm  sich  wiegen  tonnte, 

Er  Ittsst  ihn  schnöd  dem  Wasserhuhn, 
.  Dem  Kibitz  und  der  wilden  Ente 

Ja  doch,  bei  Gottes  Fluche  —  Sumpf 

Und  Wildniss.  vier  Millionen  Aecker!  -i-- 
Die  schlechte  Wirklichkeit  ist  eben  nicht  überwunden  mit 
einem  kategorischen  Imperatjv,  wie  ihn  J.  G.  Ho  ff  mann  aus* 
spricht :  »Der  Rentner,  welcher  viel  empfüngt,  erhält  damit  auch 
die  Verpflichtung,  viel  in  freier  thätigkeit  zu  leisten*  (p.  560). 
Bei  grundsätzlicher  Rechtfertigung  der  Bodenrente  verschliessen 
wir  also  unser  Auge  doch  nicht  gegen  Ungerechtigkeiten  in  dieser 
Art  von  Einkommen  und  gegen  krankhafte  Hissbildungen  der 
Funktion  der  B  o  d  e  n  rente.  Noch  weniger  sei  behauptet,  dass 
der  durchschnittliche  Kapit,aiprofit  im  Landbau'), 
welcher,  abgesehen  von  etwaigem  Extraeinkommen  der  Rente,  aus 
dem  unbeweglichen  Kapital  anfällt,^  stets  das  Ergebniss  einer 
gerechten  Einkommensvertheilung  sei.  Auch  hier,  wie  beim  Ver<- 
hältniss  von  Lohn  und  KapitalproGt  in  der  Industrie,  sind. weitere 
Verbesserungen  nöthig,  so  gross  die  Fortschritte  sind,  welche  seit 
der  Sklaverei  und  Leibeigenschaft  bereits  stattgefunden  haben. 
Das  allgemeine  Verhältniss  von  kapital  und  Arbeit,  sei  es 
in  der  Landwirthschaft ,  sei  es  in  der  Industrie,  zu  erörtern,  ist 
jedoch  nicht  Aufgabe  dioser  Abhandlung. 

Auch  nach  anderen  Richtungen,  nicht  Mos  agrarpolitisch,  hat 
der  Staat  den  Ausgleiohungsproz^ss  gegen  bevorzugte  Grundrenten 
zu  stüzen.  .  Suche  er  durch  eine  in  gemeinwirthschafUichem  Geist 
aufgefasste,  bahnbrechende  Volkswirtbschaftspolitik  hinsichtlich  der 


1)  1,  c  J.,  20S  f. 

t)  „CbmaAraate"  bei  Heffmana  \uki  lodbertof  L  e. 
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Transportmittel  alle  Landestheile  zur  EntwicUong  zir 
bringen,  Lokalbahnen  und  Strassen  zu  fördern,  die  Post  als  öffent- 
liches Institut  im  eminenten  Sinn  des  Wortes  auszubilden  und  durch 
diese  und  andere  Mittel  alle  Ökonomisch  vorzüglichen  Gegenden 
in  Concurrenz  um  die  Grundrente  treten  zu  lassen. 

Ausnahmsweise  können  natürliche  Quellen  von  besonderem 
Einkommen  sogar  als  öffentliche,  allgemeiner  Benflzung  offen- 
gelassene Güter  behandelt  werden ,  -wenn  ihre  wirthschafllich 
beste  Verwerthung  keine  Privätpflege  verlangt  und  ihre  sub- 
stantielle Erhaltung  von  öffentlicher  Einwirkung  abhängig  ist; 
z.  B.  See-  und  Flussfischereiplätze,  welche  naturgemäss  res 
communes  omnium  bleiben  und  durch  zahlreiche  neue  Fi- 
schereigeseze,  z.  B.  in  England  und  Frankreich,  neuestens  gehegl 
werden. 

Manche  staatswirthschaftliche  Einrichtungen  scheinen  mhr 
in  ihrem  Einfluss  auf  die  socialökonomische  Function  der 
Rente  und  unter  dem  Gesichtspunkt  einer  gerechten  Na- 
tionaleinkommensvertheilung  noch  nicht  genügend  gewürdigt 
zu  sein. 

Das  Ergebniss  der  Untersuchungen  über  die  Bodenrente, 
—  welche  den  Tausch werth  mancher  thatsächlich  ausschlies- 
sender  Absatzvefhältnisse  bewirkt,  —  besteht,  bezüglich  der  Ein- 
wendungen ß  und  y,  in  Folgendem : 

Die  Bodenrente  ist  bei  normalem  Agrarrecht  auch  In  ihrer 
relativen  Dauerhaftigkeit  und  im  Steigen  nicht  ein  von 
selbst  wachsendes  und  zufällig  in  den  Schoss  fallendes  Ein- 
kommen, sondern  in  dieser  Dauerhaftigkeit  der  fortlaufende  und 
fortlaufend  bestrittene  Siegespreis  eines  fortdauernden  Wettlaufes 
vnrthschaftlichster  Wahl  und  Localentwicklung  des  Territoriums. 
Viele  Verluste  in  der  Spekulation  mit  Immobilien,  und  gar 
viele  ausserordentliche^  Kosten  und  Sorgen  im  seculären  Eigen- 
thum  unbeweglichen  Vermögens  stehen  ihr  gegenüber.  Sie  ver- 
hält sich  zur  commerciellen  Rente,  wie  das  fixe 
Bodenkapital  zum  flüssigen  Handelskapital;  jenes 
bedarf  eines  anhaltenden  Rentenstimulus. 

Die  dauernde  ,^refile/i>iid^e^iflt  eine  stete  Erneuerung 
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jener  vorübergehenden  y^biii^ßces^j  welche  selbst  von  Proodhon 
and  von  -  Wölk  off  anerkannt  sind.  Beide  wfiren  gar  nicht  za 
trennen ;  denn  die  binifices  o$cilliren,  wenn  das  Bild  erlaubt  ist, 
beharrlich  in  den  dauernden  Rentensatz  hinein.  Alle  Pläne  einer 
Einziehung  der  Bodenrente  müssen  schon  desshalb  unausführbar 
und,  verglichen  mit  den  steuerfrei  belassenen  Renten,  ungerecht 
erscheinen.  Vollends  würde  ein  Padhtsystem,  wie  es  Gossen 
vorschlägt,  nur  nachtheilig  wirken  oder  illusorisch  sein.  Entweder 
würde  der  Staat  die  Rente,  welche  der  Domänenpächter  durch 
besonderes  Geschick  der  Pachtgüterauswaht  ins  Auge  gefasst  hätte, 
schon  von  Anfang  im  besonders  hohen  Pachtschilling  wegnehmen, 
also  das  Reizmittel  der  besten  Pachtauswahl  tödten,  oder  aber 
würde,  wenn  der  Pachtschilling  nicht  entsprechend  hoch  wäre, 
die  Landrente  fortbestehen,  und  nur  die  Vorzüge  des  Grund- 
eigenthnms  in  Beziehung  auf  die  Melioration  durch  die  der 
Landwirthschaft  nöthigen  langwierigen  Kapitalfixirungen,  würden 
wegg'efallen  sein! 

Begründet  der  Charakter  der  Dauerhaftigkeit  keine  Kon- 
fiskation gerade  der  Bodenrente,  so  kann  eine  solche  noch 
weniger  desshalb  gerechtfertigt  sein,  weil  die  Bodenrente 
angeblich  >on  grösserem  Betrage  ist,  als~  die  übrigen 
Renteneinkommen. 

Eine  Menge  beweglicher  Kapitalien  sind  Frucht  ersparter  In- 
dustrie-, Commerciat-  und  Arbeitsrenten.  Diese  Renten,  obwohl 
sie  an  sich  vorübergehend  waren,  dauern  nicht  blos  im  Zinse  des 
aus  ihnen  stammenden  Kapitals  fort,  wie  der  Zins  einer  kapitalisirten 
Bodenrente  fortdauert,  sondern  auch  die  Summe  jener  jederzeit 
vorhandenen,  wenn  auch  individuell  wechselnden  Henten,  welche 
auf  Talent,  Bildung,  Verdienst,  vorzüglicher  Anlage  beweglichen 
Kapitals  beruhen,  ist  bei  allem  raschen  Wechsel  der  einzelnen 
Bestandtheile,  im  Ganzen  andauernd ,  gross  und  we- 
nigstens absolut  wachsend.  Welche  grosse  Vermögen  wer- 
den alljährlich  in  Handel  und  Industrie  gemacbtl  Sie  müssten 
auch  der  Extrabesteurnng  unterzogen  werden,  sobald  sie 
in  ihrem  Gnindcharakter  mit  der  Grundrente  überein- 
stimmen. 

Auch  der  Betrag^  der   einzelnen   Portionen  wird  bei  der 
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Gnindrente  nicht  grösser  sein.  Sobald  der  Verkehr  in  Gmndeigen- 
thum  Trei  ist  und  Viele  je  eine  kleine  Rentenproportion 
erbalten,  verliert  das  Phänomen  der  Gnindrente  unter  dem  Ge- 
sichtspunkt der  nationalen  Einkommensvertheilung  die  Zügo 
angeblicher  Ungerechtigkeit  noch  mehr.  Ist  doch-  die  Land- 
wirthschafl  zum  Grossbetrieb  keineswegs  mehr  geneigt,  als 
es  das  Anwendungsgebiet  des  beweglichen  Kapitals,  das 
Erscheinungsgebiet  der  commerciell-industriellen  Unternehmer- 
rente  ist 

Zu  d)  Der  vierte  unter  den  angeführten  sozialistischen  An- 
klagepunkten gegen  die  Bodenrente  ist  eigentlich  nur  eine  Variation 
der  Ricardo'söhen  Charakteristik  der  Bodenrente. 

Es  ist  allerdings  wahr,  dass  das  Steigen  der  Bodenrente  häufig 
die  Folge  steigender  Nahrungsmittelpreise  ist  ^).  Allein  sie 
vertheuert  diese  nicht  nur  nicht,  sondern  ihr  Steigen  ermöglicht 
als  wachsender  Anreiz  grösster  Wirthsch^ftlichkeit  in  der  Bodep- 
benutzung  und  als  eine  die  Üebervölkerung  rechtzeitig'  ab* 
s  1 0  s  s  e  n  d  e ,  die  Kdmeinfuhr  aber  anziehende  Regulativkraft,  eine 
Steigerung  der  ürtlichen  Bevölkerung  und  legt  einen  Henunschuh 
gegen  proletarische  Üebervölkerung  ein.  Die  landwirth^haft- 
liche  Grundrente  erzielt,  indem  sie  für  vermehrte  Nah- 
rungsbedürffiisse  die  im  Allgemeinen  schwierigere  Befriedigung  zu 
den  möglichst  wohlfeilen  Kosten  bewirkt,  indirekt  auch  wohl- 
feilere Preise.  Das  Verdienst,  den  dem  Menschen  mit  steigender 
Sprödigkeit  entgegentretenden  Naturfactor  wirthschafUichst  zu  be- 
herrschen, ist  um  nichts  geringer  und  entbehrlicher,  als  das  ent- 
gegengesetzte, die  steigerungsRihigen  Produktivkräfte  Arbeit  und 
bewegliches  Kapital  immer  ergiebiger  zu  machen.  Daserstere 
erleichtert  die  Lage  der  bürgerlichen  Gesellschaft  nicht  weniger, 
indem  es  die  steigende  Vertheurung  der  Lebensmittelpreise  zügelt 
und  colonisatorische  Impulse  ertheilt,  als  es  die  mit  Reotenein- 
kommen  prämiirten    technischen  Fortschritte    in  der  Anwendung 


1)  Jedoch  Bicht  immer,  da  das  Steigen  der  Rente 'vom  Sinken 
der  Kosten  ebenfo,  wie  vom  Steigen  der  Preiaa  kairflhren  kann  und 
hfiufig  herrflhrt ,  siehe  Rodbertus,  238  iL  Mein  „gesellschaftHob^f 
System  eto.'*  %,  XO^ 
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▼Ott  Arbeü  ond  beweglichem  Kal)üal  darcb  Preisverwohl- 
feilerang  ihnn.  Die  Grondrente  ist  nicht  f^graiuiti  des 
agemts  naiurek*^j  wie  Wölk  off  sagl,  sondern  Vergeltung  für 
<tte  Aneignung  der  Bodenkräfte,  in  welchen  die  Natar  am  meisten 
»grftiuit^'*  zeigt;  ihre  Wirkung  ist,  dass  ein  grösseres  Mass 
anderweitiger  oneroser  Arbeit  in  Versorgung  der  menschlichen 
Ctesellschaft  erspart  wird. 

Nichts  ist  unwahrer,  als  die  Behauptung,  dfiss  die  Grundrente 
als  häufige  Begleiterin  steigender  Nahrungsmittelpreise  eine  »peine 
sociale"  zu  Gunsten  einiger  Monopolisten  sei.  In  derartigen  Be- 
hauptungen kommt  die  seit  Ricardo  vorne  hinausgeworfene  Irrlehre, 
wonach  die  Grundrente  Ursache  der  hohen  Preise  sei,  zur  Hinter- 
tbfire  wieder  herein ;  sie  sind  die  Rückkehr  zu  einem  alten 
Irrthum.  ^ 

WamiB  doch  will  man  gerade  in  der  Volkswirthschaß  das 
Grundwesen  alles  menscUicben  Lebens,  dasnothwendige  Zusammen- 
wirken und  Gegeneinanderwirken  eines  begrenzten  und  beschränkten 
natürlicheo  und  eines  freien  und  sich  fortentwickelnden  gei- 
stigen Factors,  warum  die  tiefe  Bedeutung  und  natürliche  Be- 
rechtigung inverser  Bewegung  der  Bodenrenten  und  der  son- 
stigen Rentenfunktionen  nicht  einsehe«,  warum  mcht  zugeben, 
dass  der  Einsatz  für  die  wirtbschaAlichffte  Meisterung  des  natür- 
lichsten Produktivfaklors  ebenso  gut  eine  besondere  Vergeltung 
verdient,  wie  die  wirthschafüichste  Beherrschung  der  Arbeits- 
kräfte und  beweglichen  Kapitalgegenstände  ? 

Und  sind  d^nn  nicht  auch  Viele  der  flüchtigen  Renten,  welche 
dem  Kaufmann  in  den  Schoss  fallen,  mit  Preisvertheurung  ver- 
bunden? Wenn  für  einen  Murillo,  den  der  erste  Verkäufer  um 
10,000  Fr.  abgab,  der  letzte  Kilufer  eine  Million  giebt,  so  trifft 
die  bei  diesem  Geschäft  erzielte  Rente  auch  mit  steigenden  Preisen 
zusammen.  Im  Kleinen  kommt  dasselbe  tausend  Mal  in  Handel 
und  in  Industrie  vor. 

Endlich  soll  zwar  nicht  geläugnet  sein,  dass  die  Bodenrente 
aus  städtischen  uQd  ländlichen  Grundstücken  oft  mehr  einem 
glücklichen  Griff  des  Erwerbers  und  Bewirthschafters,  als 
seiner  Berechnung  zu  Theil  wird.  Der  objektiven  Wirkung 
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nach  ist  auch  dieser  glückliche  Griff  ein  Vortheil  för  die  bürger- 
liche Gesellschaft  und  einer  Prämie  nicht  anwerth.  Wohl  viel 
häufiger  zieht  ein  industrieller  oder  kauFmännischer  Unternehmer 
solche  GlQcksnummem,  als  der  EigenthOmer  von  Immobiliarkapital. 
Ganz  besonders  begründet  der  Unterschied  der  natürlichen  per- 
sönlichen Begabung  häufige  Lohnreiften.  In  keinem 
Erwerbsgebiete  aber  dürfle  das  Glück  der  persönlichen  Begabung 
oder  des  Vermögensbesitzes  die  vorwiegende  QueUe  von 
Renten  sein. 

Somit  verbleibt,  wohin  man  den  Gegenstand  auch  verfolgen 
mag,  als  Ergebniss  der  Untersuchungen  über  Bodenrente  die  Er- 
kenntniss,  dass  die  BodeTirente,  —  im  Allgemeinen,  und 
abgesehen  von  besonderen  ihVe  natürliche  Punktion  störenden  Yer^ 
hältnissen,  —  unanrechtbar  und  wenigstens  einer  direkten  Be- 
grenzung oder  Confiscation  von  Staatswegen  nicht  zu  unter- 
ziehen ist 

Damit  ist  aber  die  Frage,  welche  zu  diesen  Untersuchungen 
hinführte: 

ob  die  auf  Bodenrente  sich  stützenden,  that sächlich 
ausschliessenden  Kundschaften  einer  Einschränkung 
durch  öffentliche  Einwirkung  zu  unterziehen  seien, 

bereits  in  verneinendem  Sinne  entschieden. 
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Zur  Ennnening  an  Jobann  Georg  Büscb. 


Von  WiUielm  Bosoher. 


Im  Jahre  1867  Iftufl  gerade  ein  Jahrhundert  ab,  seit  der  ausge- 
zeichnete Nationalökonom  Johann  Georg  Busch  zu  Hamburg  seine  Han- 
dels-Akademie gründete.  Es  war  eine  der  ersten  Anstalten  dieser  Art 
in  Europa  0,  von  Busch,  nachmals  unter  Mitwirkung  des  Geographen 
und  Historikers  Ebeling,  musterhaft  geleitet,  daher  sich  auch  unter 
den  ^a  860  Zöglingen,  welche  aus  ihr  hervorgingen,  Eaufleute 
und  Cameralisten,  80  Engländer,  30  Russen  etc.  befanden.  Die 
säculare  Wiederkehr  ihres  .Gründungstages  scheint  demnach  keine 
unpassende  Gelegenheit,  das  Andenken  an  ihren  ehrwürdigen 
Gründer  aufzufrischen. 

I. 

Von  Büsch*s  äusseren  Lebensverhältnissen,  die  ganz 
den  Charakter  eines  deutschen  Gelehrten-Stilllebens,  obschon  auf 
einem  eigenthümlichen  Boden,  tragen,  nur  ganz  Weniges.  Er 
war  geboren  am  3.  Januar  1728,  Sohn  des  Pfarrers  in  dem  lüne- 
burgischen Dorfe  AIlen-Meding,  zog  aber  schon  als^  dreijähriger 
Knabe  nach  Hamburg,  wohin  sein  Vater  als  Prediger  berufen 
wurde.  In  dieser  Stadt  hat  er  dann  sein  ganzes  ferneres  Leben 
zugebracht,  mit  Ausnahme  seiner  Studienjahre  zu  Göttingen  und 
einiger  wenigen  grösseren  Reisen;  hier  ist  er  auch  am  6.  Au- 

1)  Nicht  gerade,  wie  man  gewöhnlich  behauptet,  die  allererste :  denn 
Fombal,  der  far  so  viele  Dinge  (s.  B.  auch  fflr  die  Gewerbeansstellungen) 
Erfinder  war,  hatte  in  Portugal  bereits  1759  eine  Handelsschule  gestiltel| 
die  1775  gegen  200  Zöglinge  öffentlich  prüfen  konnte. 

Zeitschr.  f.  Staattw.  1867.  U.  Heft.  15 


Digitized  by 


Google 


220  ^^i*  EriDnening 

gust  1800  gestorben.  Als  Candidat  der  Theologie  (seit  1751) 
lebte  er  vom  Privatanterricbt ,  wurde  aber  1756  zum  Professor 
der  Mathematik  am  akademischen  Gymnasium  ernannt«..  Dieses 
Amt,  welches  er  bis  an  seinen  Tod  bekleidete,  nahm  ihn  jedoch 
nicht  so  sehr  in  Anspruch,  dass  er  nicht  den  grössten  Theil  sei- 
ner Zeit  anderen  Geschäften  widmen  konnte :  wiederum  dem  P^- 
vatunterricht,  zumal  an  der  Hundelsakademie ;  sodann  einer  war- 
men Theilnahme  an  den  Hamburger  Localinteressen  im  weitesten 
Sinne  des  Wortes ;  endlich  einer  sehr  ausgedehnten  schriftstelleri- 
schen Thätigkeit.  —  Büsch's  Charakter  als  Mensch,  Hausvater 
und  Bürger  wird  allgemein  gerühmt;  namentlich  seine  Uneigen- 
nützigkeit,  Bescheidenheit,  DiensUertigkeit  und  Gastfreundlichkeit, 
sein  Freimuth,  sein  rastloser  FJeiss,  den  selbst  schwere  Kränk- 
lichkeit nicht  lähmen  konnte. 

Die  überaus  zahlreichen  Schriften  Büsch's  0  lassen  sich  am 
besten  in  drei  Gruppen  ordnen.  1)  Mathematische,  welche  der 
Wissenschaft  unserer  Tage  wenig  imponiren  mögen,  aber  für  den 
Standpunkt  deutscher  Mathematik  in  der  zweiten  Hälfie  des  18. 
Jahrhunderts  wegen  ihres  praktischen  Sinnes  und  ihrer  wüfdigen 
Popularität  alles  Lob  verdienen.  Am  wichtigsten  hierunter  ist 
der  »Versuch  einer  Mathematik  zum  Nutzen  und  Vergnügen  des 
bürgerlichen  Lebens",  wovon  der  L  Theil  (1773)  die  reine  Ma- 
thematik, der.  IL  (1791)  die  Hydrostatik  und  Hydraulik,  der  ID. 
in  zwei  Bänden  (1793  und  96)  die  bürgerliche  und  Wasserbtu- 
kunst  enthält  2)  Hfötmsche  Schriften,  wovon  ausser  seinem 
Entwurf  emer  Geschichte  der  Hansa,  seiner  Geschichte  des  Weeb* 
seirechtes  (1770) ,  seJiner  GescUchte  d^  Hamb«rp$chen  Hasd« 
lung  (1797),  ganz  besonders  sein  chronikartiger  »Entwurf  einer 
Geschichte  der  meiiwürdigsten  Welthandel  neuerer  Zeil«  (1781) 
hervorzuheben  ist  3)  Auf  Grund  didser  zweifachen,  sowohl  mee- 
thematischen  als  •geschichtlichen  Gruppe  baut  sich  min  gleich* 
sam  auf  die  dritte  und  vornehmste  Gruppe  seiner  Schriften,'  die 

1)  Von  ihm  selbst  anf^sählt  und  beurtheilt  in  seiner  Selbstbiographie : 
Werke  XV,  S.  341  ff.  Wenn  ich  im  Kachfolgenden  BOsch's  Werke  citire, 
so  ist  damit  die  in  16  Binden  erschienene»  aber  keineswegs  vollstindiga 
Sammlang  gemeint,  die  unter  den  Titel :  Johann  Georg  Bösch's  a<mifilliche 
Schriften  in  Wien  bei  Baner  1813-^18  ertchien^ 
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JurtidelswiidseiisobiifUicbe,  üe  einerseits  herabreidit  bis  in  die 
yolkswirUiscbafUtcben  Grundlagen  alles  Handels,  andererseits  bin- 
aof  in  die  völlierrechtlichen  Streitiglieiten  der  acatesten  Handels- 
Politik. '  Hieber  geboren  die  »Kleinen  Scbriften  über  die  Hand- 
lang* (1772),  die  »Abhandlung  vom  Geldumlauf  in  anbaltender 
Rücksiebt  auf  Staatswiilbschail  und  Handlung*  (U,  1780),  die  mit 
Ebeling  zusammen  seit  1784  bis  1797  herausgegebene  Handlungs- 
bibliothek, die  »theoretisch-praktische  Darstellung  der  Handlung 
in  ihren  mannigfaltigen  Geschäften«  (H,  1792),  endlich  die  tiefer 
unten  zu  erwähnenden  völkerrechtlichen  Arbeiten. 

Wie  Busch  sich  durchweg  als  vielseitig  gebildeter,  erfahre- 
ner, billig  denkender  Mann  zeigt,  jeder  doctrinären  Einseitigkeit 
und  jeder  praktischen  Uebertreibung  abhold,  so  entsprechen  dem 
auch  seine  politischen  Ansichten.  Er  schwärmt  für  nichts 
Politisches.  '  Die  englische  Verfassung,  so  sehr  sie  von  den  ersten 
Staatsgelebrten  auch  des  Auslandes  bewundert  wurde,  sieht  er 
»auf  dem  Wege,  wo  nicht  in  Anarchie,  doch  in  eine  Oligarchie 
tu  verfallen,  so  arg  dieselbe  Schweden  und  Polen  je  erfahren 
haben.*  Aber  auch  an  der  Verfassung  des  jungen  Nordamerikas 
bewundert  er  hauptsächlich  nur,  wie  sich  so  viele  getrennte  Völ- 
ker in  ihr  verbunden  haben,  ohne  »dass  ein  Theil  etwas  Wesent- 
liches aufgeopfert  zu  haben  sich  beklagen  kann.*  Die  Harobur- 
giscbe  Verfassung  seit  1712  nennt  er  »die  vielleicht  für  jede  Re- 
publik wünschenswürdigste.*  So  sehr  er  die  Ausschweifungen 
der  französischen  Revolution  verabscheut,  so  hält  er  die  Pillnitzer 
Convention  doch  offenbar  für  eine  Thorheit,  sofeme  den  deutschen 
Grossmächten  die  Schwächung  des  eroberungslustigen  französi- 
schen Thrones  nur  habe  nützlich  sein  können.  Andererseits  klingt 
es  doch  äusserst  spiessbürgerlich,  wenn  er  sich  in  der  Vorrede 
M  seinen  Welthändeln  förmlich  entschuldigt,  die  Titel  so  mancher 
grossen  Männer  weggelassen  zu  haben;  man  soOte  dies  nicht 
durch  Ansteckung  von  dem  französischen  Demokratismus  erklä- 
ren. Ebenso  charakteristisch  ist  die  Zufriedenheit,  womit  er  in 
der  ersten  Auflage  seiner  Lehre  vom  Geldumlauf  den  Vorzug  des 
Adels  im  Staatsdienste  ganz  unbedenklich  und  natürlich  findet 
OIV,  43):  eine  Ansiebt,  jlie  20  Jahre  später  in  der  zweiten  Auf- 
lage (IV9  47)   durch  Mb  Erfahrungen  der  fran^siscben  Rev6la^ 
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tion  doch  ziemlich  modificirt  orscheiBt  Er  hatte  jedoch  äAoik 
früher,  wenn  von  dem  Städtewesen  des  Hitteialters  die  Rede  war, 
einen  würdigen  Bürgerstobs  auf  dessen  Grösse  geäussert  0* 

n. 

Busch  hat  noch  lange  nach  seinem  Tode  bei  den  Sachver- 
ständigen Deutschlands  grosse  Anerkennung  gefunden.  So 
nennt  ihn  Hüllmann :  »ungeachtet  der  SchwerfdUigkeit  seiner  Dar- 
stellung doch  fast  einzig"  in  Deutschland,  während  Schlosser^ 
Springer,  Struensee,  keineswegs  würdig  seien,  gewissen  allbe- 
kannten ausländischen  Namen  zur  Seite  zu  stehen  (Vorrede  zu 
Kraus  Staatswirthschaft,  Bd.  V.).  Auch  Lueder  wirft  Garve  vor, 
in  seiner  Uebersetzung  von  Ad.  Smith  »unsem  grössten  politischen 
Schriftsteller,  den  ehrwürdigen  Busch*"  nicht  erwähnt  zu  haben 
(Vorrede  zur  Nationalindustrie  und  Staatswirthschaft,  Bd.  X).  In 
seiner  tadelsüchtigen  Kritik  der  Statistik  und  Politik,  S.  286  ff., 
rechnet  er  selbst  freilich  Busch  zu  Denen,  die  nicht  recht  wissen, 
was  sie  wollen,,  oder  nicht  recht  wollen,  was  sie  wissen :  indem 
er  z.  B.  das  Mercantilsystem  verwerfe,  aber  doch  nicht  ganz  u.  s.  w. 
Aber  noch  1820  nennt  er  ihn  ,»den  ersten  unserer  staatswirth- 
schaftlichen  Schriftsteller*  (Nationalökonomie,  S.  33). 

Busch  verdankt  dies  zum  Theil  der  unstreitigen  Origina- 
lität seiner  Schriften.  Es  ist  doch  nicht  allzusehr  übertrieben, 
wenn  er  meint,  im  Bankwesen  habe  er  gar  keinen  Vorgänger, 
auch  in  der  Handelslehre ,  wenigstens  in  Deutschland  keinen 
(Werke  I,  S.  35).  ^  Während  die  meisten  gleichzeitigen  deutschen 
Nationalökonomen  Systeme  und  Lehrbücher  schrieben,  jeder  das 
seinige  auf  die  seiner  Vorgänger  aufbauend,  fast  nur  die  Staats- 
thätigkeit  gegenüber  der  Volkswirthschaft  behandelnd,  obgleich 
insgemein  durchaus  nicht  in  staatsmännischcr  Weise,  recht  eigent- 
lich elfte  Literatenliteratur:  ist  die  Mehrzahl  von  Büsch's  Arbeiten 
wesentlich  monographischer  Art,  auf  die  Sachen  selbst  eingehend 
und  viel  mehr  auf  eigene  Erfahrung,  Beobachtung,  persönliche  Er- 
kundigung und  Reisen  gestützt,   als  auf  Bücherstudium.    Büscb 

1)  Vergt.  in   der   III.  Auflage  des  Grundrisses   einer   Geschichte   der 
mtrkwardigsten  Weltbändel  neuerer  Zell ,  S.  390.  492.  364.  52$.  6.  187.. 
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ätirt  seine  eigenen  Schriften  sehr  oft,  aber  anch  fast  nur  diese^ 
was  zum  Theil  mit  smper  Augenschwäche  zusammenhängt,  die 
ihn  meist  zum  Yorlesenhören  und  Dictiren  nOthigte.  In  der  Vor- 
rede zu  seiner  Darsteilnng  der  Btotdlung  (Werke  I,  S.  23)  rühmt 
er  sich,  dass  er,  nm  kein  ähnliches  Buch  aoszoschreiben ,  seit 
hnger  Zeit  keines  gelesen  habe.  Das  grosse  Bach,  das  er  s(a- 
dirte,  sei  die  Hamburger  Börse. 

Die  meisten  Bemerkungen  Büsch's,  die  immer  von  eigenem 
Nachdenken  zeugen,  sind  der  klaren  Uebersicht  wegen  nach  Zif- 
fern in  1)  2)  3)  etc.  abgetheilt,  obschon  sie  nichts  weniger  sind, 
als  Glieder  -  einer  systematii^chen  Kette«  Auch  im  Definiren  ist 
er  durchaus  nicht  stark;  wie  er  z.  B.  in  seiner  Darstellung  der 
Handlung,  §.  1  sagt:  »Handeln  heisst  einen  uns  selbst  entbehr« 
liehen  Vorrath  von  Natur-  oder  Kunsiproducten,  oder  von  beiden, 
ansehaifen,  und  Anderen  mit  Vorlheil,  oder  auch  den  Umständen 
nach  mit  Verlust  wieder  abtreten.*  Busch  will  ga/  nicht  ein- 
mal Systematiker  sein.  Schon  in  der  ersten  Vorrede  seiner 
Abhandlung  vom  Geldumlauf  wird  sehr  gewarnt  gegen  voreiliges 
und  unpraktisches  SysfSmmachen  (Werke  IX,  S.  17).  Einige 
Geringschätzung  der  blossen  Theorie,  gegenüber  der  Praxis,  trägt 
er  gerne  zur  Schau,  wie  er  denn  z.B.  recht  geflissentlich  die  Wirk* 
samkeit  verständiger  Regenten  hoch  über  die  von  Bücherschrei- 
bem  stellt  (a. «.  0.  S.  VhO*  Wenn  er  gut  den  Unterschied  er- 
örtert,2^ischen  dem  positiven  Juristen,  der  genug  hat,  sobald  er 
^n  legal  entstandenes  Gesetz  findet,  und  dem  Philosophen,  der 
nach  Gründen  fragt,  wesshalb  verschiedene  Gesetzgeber  auf  den- 
selben Gedanken  gekommen  sind  (Werke  III,  S.  21),  so  rechnet 
er  sich  selbst  natürlich  in  die  letzte  Kategorie.  Allein  im  Ernste 
hat  er  doch  unendlich  viel  mehr  vom  Praktiker,  Historiker,  ja 
vom  Juristen,  als  vom  Philosophen  gehabt. 

In  seiner  lehrreichen  Selbstbiographie  (»über  den  Gang  mei- 
nes Geistes  und  maller  Thätiffkeit«)  1794  Jiebt  Busch  nament- 
lich hervor,  dass  er  während  Hiner  Jugend  sehr  blöde  gewesen 
und  spät  erst  gereift  sei.  In  jungen  Jahren  war  sein  Hauptstudium 
Geschichte,  sein  männlicher  Beruf  Mathematik.  Auf  Handdswlssen- 
schaft  und  Staatswirthschaft  legte  er  sich  producliv  erst,  seit  Grün- 
dung der  Hamburger  Handelsakademie  1767.   Früher  hatte  er  sich 
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theoretisch  besonders  an  Montesquieu  gehalten»  seitdem  ah  Steü'» 
art  (Werke  XV,  S.  322).  Non  ist  Stettart  ohne  Zweifel  eis 
grosser  Nationalökonom,  und  durch  die  allerdings  noch  bedeaten-t 
dere  Grösse  Adam  Smith 's  ^  sowie  insbesondere  durch  die  klas^ 
sisch  schöne  Form  des  letstern  t&r  die  Nachwelt  ¥iel  mehr  m 
Schatten  gestellt,  als  er  wirklich  verdirat  Schon  BAsiti  erkennt 
dies  an.  Wenn  Busch  Oberhaupt  bei  aller  Biederkdt  imd  alt- 
Täterischen  Liebenswürdigkeit  seiner  Person  gegen  literarische 
Fachgenossen  leicht  etwas  kritUich  und  verdriesslich  auftritt^), 
so  zeigt  sich  das  gegen  Steuart  am  wenigsten,  am  meisten  aber 
gegen  Ad.  SmiUi.  Eine  gewisse  Bitterkeit  gegen  diesen,  den  er 
im  grossen  Publikum  weit  flberschätst  glaubt,  ein  gewisser,  halb 
ironischer  Stolz  auf  seine  eigene  Demuth  blickt  in  der  ersten 
Auflage  der  Schrift  vom  Geldumlaufe  (1780)  beinahe  jedesmal 
durch,  wenn  er  ihn  erwlAnt  Die  zweite  Auflage  (1800)  nimmt 
von  Ad.  Smith  doch  viel  mehr  Notiz,  als  die  erste;  man  sieht, 
der  Mann  ist  mitUerweile  für  Busch  gewacBsen.  Aber  noch  im*< 
mer  reibt  er  sich  gern  an-  ihm.  So  wirft  er  ihm  Ibingel  an  Ge- 
lehrsamkeit vor  (W^N'ke  X,  S.  465),  Uitgenauigkeit  in  Angaben 
tiber  das  Amsterdamer  Bankwesen  (X,  S.  472),  bconsequens 
in  Beurtheilung  der  englischen  SchiffTahrtsaote  (X,  8.  470),  fan^ 
pietät  gegen  Steuart  (X,  S.  473),  Unklarheit  wenigstens  da,  wo 
seine  Beschreibung  englischer  Finanzoperationen  von  continen* 
talen  Lesern  benutzt  werden  soll  (IX,  S.  535),  Bequen\iicbkdt, 
die  ihn  z.  B.  gehindert  habe,  sein  »lehrreiches*  Kapitel  über  die 
Kolonien  mit  den  durch  Nordamerikas  wirklichen  Abfall  noA* 
wendigen  Nachträgen  zu  versehen  (X,  S.  554).  Auch  Smith's 
Uebersetzern  wird  gerne  ein  Fehler  nadigewiesen  (IX,  S.  96)* 


in. 

Das  Buch  vom  GeldumlatUist  nac& 'ftfts/ch's  eigener  An- 
sicht uitstreitig  sein  wissenschaftliches  Hauptwerk.  Es  enthfilt 
wirklich  eine  Menge  ttichtiger  Ausf&hrüngen:  zum  Theil  nach 
Steuart,  wie  z.  B.  die  geschichtliche  Erklärung  der  Leibeigenschaft 

1)  Vergl.  B.  B.  Werke  IX, 'S.  ZXH  iL 
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etc«^)  alg  Vorstufe  detf  Geidomlaufes  (Eifiteitang,  §.  6),  dieBe- 
üorkangen  über  den  Einflass,  welchen  die  Intensität  «des  Ange- 
bots^ auf  den  Preis,  der  Waaren  übt  (H,  22)  etc;  zum  Theil 
aber  auch  eigener.  So  z.  B.  der  Plan,  durch  eine  Combi- 
Bfetion  von  Geld  und  Getreide  nach  langjährigem  Durchschnitts- 
preise möglichst  unwandelbare  Werthgrössen  fttr  Renten  etc. 
festzusetzen  (VI,  3.  10).  Um  so  auffallender  ist  es,  wie 
die  fabdfaaften  Vorstellungen  älterer  Gelehrten,  z.B.  Montesquieu's 
und  sogar  Steuart's,  von  der  Makuta  der  Neger,  als  einer  auf  gar 
nichts  Realem  beruhenden  Mealmünze^  für  Busch  nichts  Anstössi- 
ges  haben  (Ol,  106). 

Indien  hängt  gerade  dies  mit  Büsoh's  vornehmstem  Irrthume 
zusammen :  seiner  merkwürdigen  Ueberschät^ung^des  Geld« 
001*1  aufs,  4m  sich  schon  in  der  Wahl  des  Tfteb  für  sein  Haupt« 
werk  äussert.  Denn  die  »Abhandfaing  vom  GeMumlauf"  umspannt 
in  Ausführungen  oder  wenigstens  Andeutungen  den  ganzen  volks- 
wirthsdiafllichen  Ideenkrefs  Büsch's.  Die  »Rftcksidit  auf  den  Geld- 
umlauf inuss  die  Grondlage  aller  guten  Staalswnrthschafl  bilden'^ 
(Werke  IX,  S.  21).  Er  ist  viel  vrichtiger,  «Is  die  von  Adam 
South  so  sehr  hervorgehobene  Arbeitstheflung.  Büseh  wundert 
sieb  geradezu,  dass  Smith  am  Eingange  seines  Werkes  fast  »ge* 
flissetttlich**  übersehen  habe,  wie  es  doch  ebeo  statt  aller  Bere- 
dong  »der  mächtige  Reiz  des  Geldes*  ist^  wodurch  in  der  Regel 
die  ArbeitstheUung  veranlasst  wird.  „Mein  Buch  möchte,  ganz  un* 
nütz  geblieben  sein,  wenn  Smith  in  diesen  Gtmg  der  Ideen  hin- 
eingerathen  und  sie  standhaft  -befolgt  hätte."  ,  CAbh.  v.  Geldum- 
lauf I,  29.).  Ueberall,  wo  andere  Nationalökooomen  von  Arbeits- 
theUung reden,  spricht  Büseh  von  Geldumlauf:  so  z.  B.  wenn  er 
nachweiset,  dass  die  inländische  £irculati)|p  viel  wichtiger,  sicherer 
eto.  ist,  als  die  ausländische  (VI,  2,  7).  Wenn  zehn  Personen 
mit  einander  verkehrt,  so  denkt  Bftsch  äusserst  wenig'  an  ihre 
Bedürfnisse  oder  Producte,  sondern  fast- nur  an  das  Geld,  wel- 
ches ihnen  bei  deren  Vermitlelung  durch  die  Hände  läuft  (I,  26). 
Ueber  «die  Production  liebt  er  nicht  bloss  hinwegzusehen,  sondern 


1)  So  erkennt  BflMh  anch  $tbx  gul,  waram  Linder  mit  Leibeifentchafl 
•olhäoBg  KoiiBlindeff  »fnd  (Werke  n,  a  17). 
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er  verschmäht  es  oft  geradezu,  bei  Brkiftrdng  der  wkUischdl- 
lichen  Vorgänge  nnr  an  sie  sa  denk«i.  So  nennt  er  z.  B.  ach 
selbst,  ungeachtet  der  vielen  Arbeit,  womit  er  sein  Auskommen 
verdiene,  zunächst  einen  »btossen  Kostgänger  des  Staates.  Wem 
ich  und  meine  Familie  nicht  existirten,  so  wttrde  kein  Mensch 
auf  dem  Erdboden  dabei  leiden.*  Sowie  er  aber  seine  Eiunahme 
wieder  ausgiebt,  so  veranlasst  er  dadurch  Arbeiten  bis  zum  Be* 
laure  des  Gddwerthes,  den  er  verausgabt  »Dann  bewirkt  alles 
Geld,  welches  ich  zu  meinem  Auskommen  geniesse,  wieder  ebenso 
viel  Auskommen  unter  meinen  Mitmenschen*  (VI,  3,  14).  Aehn- 
lieh  U,  31.  51,  h 

Daher  meint  er  sogar  in  seiner  Bekämpfung  der  Araie- 
Montesquieu'schen  Lehre  vom  steten  Gleichgewichte  der  Gekl-  ud 
Waarenmenge,  dass  vermehrte  Thätigkeit  der  Menschen  immer 
die  Waarenpreise  steigern  müsse  (II,  40  ff.).  Die  Vermebrong 
der  Geldmenge  hat  nur  insorem  Einfluss  auf  den  Preis  der  Waaren, 
als  sie  eine  lebhafte  Girculation  erleichtert  (II,  59).  Die  Ursache 
des  seit  Jahrhunderten  gestiegenen  Geldpreises  der  Waaren  findet 
Bosch  in  den  vielen  Theuerungen  auf  Seite  der  Waaren  selbst, 
wo  dann  hernach  die  Preise  jedesmal  nicht  vOUig  entsprechend 
wieder  gesunken  seien  (II,  57).  Es  soll  sogar  efane  wichtige 
Entdeckung  sein,  dass  der  Preis  der  Lebensbedürfnisse  immer  in 
geringerem  Grade  steigen  müsse,  als  die  Geldmenge  vermdirt 
worden  (II,  50  ff.). 

Büsch's  Definition  vom  »Total  des  Auskommens  im  Volke* 
G,  35.  m,  3.  48),  dass  es  nicht  von  der  Landesgrösse,  Bevöl- 
kerungszahl oder  Geldmenge  bestimmt  wird,  sondern  einerseits 
aus  der  Masse  der  von  der  producirenden  VolksUasse  selbst  ver- 
zehrten Bedürfnisse,  an()ßrerseits  aus  der  Summe  des  Lohnes 
aller  im  Volke  verrichteten  Dienste  besteht,  würde  sehr  gut  sein, 
ja  über  Ad.  Smith  hinausgehen.  Sie  wird  aber  lückenhaft,  weU 
Busch,  ohne  Physiokrat  zu  sein  ^),  das  Wort  »producirende  Klasse* 


1)  Vergl.  seinen  Spott  aber  die  Syttemmadierei  der  Phyiiokraten :  VI, 
6.  10  ff.«  diete  „itaatawirtiischaffclichen  Trfiamer*',  wie  .er  sie  anderswo 
nennt.  Aber  wenn  er  s.  B.  von  der  Grinse  der  Prodnctionsmögl  ichkeil 
redel,  findel  er  sfe  da,  wo  der  Ackerbau  nicht  mehr  im  Stande  ist,  die 
BedOrfnisse  und  BeschAftigungsmalUrialien  xn  Termekren  (III»  7). 
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4oA  einbettig  avf  die  LahdwiHhe  bezieht  (I,  31.  IV,  31).  So 
wird  denn  geradezu  das  Volkseinkommen  gleich  der  Summe 
des  Geldlohnes  aller  Tür  Andere  verrichteten  Dienste  und  Arbeiten 
gesetzt  (I,  21);  nnd  der  hohe  Preis  der  Grundstücke,  z.  B.  in 
der  Nahe  von  London,  gilt  Bdsch  Tür  einen  wirklichen  Zuwachs 
des  VolksTermögens  (IH,  20).  Er  betont  allerdings ,  beim  Um- 
bore  komme  es  nicht  an  auf  das  blosse  Umzfthlen  des  Geldes  von 
einer  Emi  in  die  andere,  sondern  nur  auf  dasjenige  Umzdhien, 
welches  zur  Ablehnung  nützlicher  Geschäfte  vorgenommen  wird 
Cn,  55).  Er  zeigt,  wie  der  Umlauf  bei  wachsender  Geldmenge 
stehen  bleiben,  oder  bei  gleich  bleibender  Geldmenge  wachsen 
kann :  jenes  am  Beispiele  von  Spanien,  dieses  am  Beispiele  von 
England  (Hl,  30).  AHein,  wenn  es^  ein  Lieblingsausdruck  von 
ihm  ist,  die  »Zauberkraft  des  Geldes,*  so  will  er  damit  doch  weit 
mehr  besagen,  als  die  (übcigen&  wohlgelungene)  Schilderung  des 
Nutzens  rechtfertigt,  welcher  duifoh  Einführung  des  Geldes  für 
Arbeitsamkeit,  Sparsamkeit,  Arbeitstheilung  etc.  gestiftet  worden 
0,  11  ff.  36.  IV,  54). 

Für  eine  sehr  wichtige  Entdeckung  httItBttseh  die  Zwei- 
beil d^  Arbeiten ,  welche  das  GeM  regelmissig  hervorrure :  erst 
Arbeil  des  Landmannes,  um  das  Geld  zu  erwerben,. m^  dem  er 
seine  Nebenbedflrfnisse  kauft;  sodann  zweite  Arbeit ,  um  dieses 
Geld  zorückzuverdienen  (1, 82  ff.  lU,  96 ;  schon  Vorrede  S.  XXXV). 
Auch  wo  er  die  Vorzüge  der  Geldsteuem  vor  den  Staatsnatural- 
diensten  auseinandersetzt,  spielen  wiederum  diese  zweierlei  Ar- 
beiten ihre  Rolle  (III,  45).  Dagegen  ist  es  merkwürdig,  wie 
gut  er  drei  wirkliche  Entdeckungen  ahnt,  deren  Vollendung  später 
drei  andere  Forscher  unsterblich  gemacht  hat.  Busch  ahnt  sie, 
wird  aber  von  der  Entwicfcelung  seiner  Keimes  hauptsächlich  ab- 
gehalten durch  seine  unglückliche  Gewohnheit,  Über  die  tiefSren, 
wesentlicheren  Vorgänge  der  Wirthsehaft  hinwegzusehen  und  nur 
den  von  ihnen  veranlassten  GeMumlauf  ins  Auge  zu  fassen. 

So  ist  er  unverkennbar  sowohl  dem  Rioardo'schen  Ge- 
setze der  Grundrente  (11,  38),  wie  dem  v.  Thünen  'sehen  Gesetze 
der  Ackerbausysteme  auf  der  Spur  (II,  37.  1).  In  der  letzten 
Beziehung  hat  Busch  ganz  richtig  wahrgenommen,  dass  sich  die 
nächste  Umgegend  einer  grossen  Stadt  vornehmlich  mit  Produc-» 
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tioii  von  Heu,  Gras  und  Hafer  su  beadiAftigi^  pfl^  Dies  er- 
Hlärt  er  aber  nicht  aus  dem  sachlidien  Bedarfe  der  Stadt  an  soi* 
eben  schwer  transportabfen  Gfilern,  sondern  calcolatorisch  aus 
der  Nolbwendigkeit,  dass  der  stadtnahe  Landwirth  von  einer  ge- 
gebenen Geldeinnahme  so  wenig  wie  mögUefa  für  gemiethete  Ar- 
beit aufwende.  (Der  wahre  Grond  kann  das  oomdgltch  sein,  wie 
ja  der  Gartenbau  in  der  Nähe  fast  jeder  grossen  Stadt  beweiset) 
—  Ebenso  nahe  steht  Busch  der  von  Malthus  gewoBneneD 
Einsicht,  dass  nur  eine  Vermehrung  der  Bedürftiisse,  samal  bei 
Landleuten,  zu  einer  nachhaltigen  Vermehrung  der  Production 
führen  kann  (UI,  11  ff.).  England  z.  B.  würde  leichter  Amtfika, 
Holland  leichter  seihe  Fischerei  verlieren  können,  als  seine  Rein- 
lichkeit (III,  13).  Indessen  kommt  es  aueh  hi^,  da  Busch  statt 
Production  Umlauf  sagt,  bald  zu  den  wunderüchsteo  Folgeruögcii. 
Wird  z.  B.  ein  Minister  unmäsmg  besoldet,  so  leben  von  seiner  Aus- 
gabe viele  Menschen,  die  sonst  keine»  Unterhalt  gehabt  hatten 
(IV,  32.  36).  Selbst  die  Armen,  die  bei  der  Verzehrung  von 
Naturalalmosen  rein  unnütze  Mitglieder  der  menschlichen  Gesell- 
schaft sein  würden,  sind  nützliche  Beförderer  d^  Umlaufes,  wenn 
sie  Geldalmosen  verausgaben  (IV,  32).  Aehnlieh  die  Soldaten, 
die  eben  4^shalb  eine  Vermehrung  selbst  der  bürgerlichen  Volks- 
zahl und  Tlahrung  bewirken  können  (IV,  39).  Das  preussiscbe 
Heer  z.  B.  von  200,000  Mann  hat  durch  seinen  Bedarf  nament- 
lich den  preussischen  Landbau  sehr  gefördert  (U,  19). 

Wie  dies  mit  eitler  Lieblingsansicht  der  damaligen  Regie- 
rungen, z.  B.  Friedrich's  M.,  übereinstimmt,  so  erinnert  es  an 
Sonnenfels,  den  Nationalökonomen  Joseph's  H.  und  schon  Maria 
Theresia's,  wenn  Büschd,  ie  Gunst  der  Handelsbilanz  danach  schätzt, 
ob  viel  oder  wenig  Menschen  daran  gearbeitet  und  verdient  haben 
(V,  12).  Und  dMl  hangt  alles  dies  mit  den  eigensten  Gnmd^ 
principien  Büsch's  auf  das  Einleuchtendste  zusammen.  Das  Grund- 
princip  selbst  aber,  dielJeberschatzung  des  Umlaufes,  lässt  offen-' 
bar  den  tiefern  Kern,  das  Wesentliche  der  Sache  hinter  der 
äussern,  kaufmännischen  Schale  zurücktreten.  Zum  Theil  ist  dies 
eine  Folge  von  allerlei  Reminiscenzen  des  MercanUlsystems^ 
die  Busch  noch  ankleben ;  zum  Theil  gewiss  von  der  Eigendiüm- 
lichkeit  seines  Wohnortes,  eines  kleinen  Staates,  der  wenig  Acker«. 
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hm,  liidit  tiel  Udoslrie,  aber  dnen.sehr  giossenVm^l  besass. 
Ganz  besonders  deutlich  erkennt  man  iien  EinQus^Ples  Hatnbilr^ 
gischen  Bodens,  wo  Busch  das  von  ferne  her  eingeführte  Korn 
der  VolkswirthschafI  nOtdidier  nennt,  als  das  von  nahe  her,  weil 
bei  jenen  eine    grössere  MenschenzaU  ihren   Verdienst   finde 

Ifinsiohtlich  des  Begriffes  Kapital  macht  Bosch  einen 
sehr  auflUienden  Rackschritt  gegen  Ad.  Smith  (III,  36),  sofern 
ihm  das  Geld  dabei  wieder  mehr  ab  billig  im  Kopfe  spukt  Er 
nemit  darum  die  Sammlung  eines  Staatsschatzes  ein  Mittel,  den 
Zinsfuss  auf  einer  dem  St«^  beliebigen  Höhe  zu  hdten  (V,  U). 
Hiermit  hangt  es  zusammen,  dass  Staatsschulden  ein  Zuwachs 
des  Volksvermögens  sein  sotten,  freilich  nur  innerhalb  gewisser, 
ven  Bosch  sehr  dunkel  bezeichneter  Grftnzen  (HI,  35).  In- 
conseqoenter  Weise  will  er  d«5selbenK)n  Privatschulden,  selbst 
Pfandbriden,  nichi  gelteQ  lassen  (111,43).  Wenn  er  leugnet, 
dass  ein  Wechsel  die  Umlau&mittd  vermetnre.  (VI,  1.  13),  so 
Hegt  dem  aberiMds  seine  Vermischung  von  Kapital  und  Geld  zu 
Grunde:  indem  "allerdings  der  Wechsel  kein  neues  Kapital  bildet. 
Dass  Olnigens  noch  Bttsch  Siaatspapiere,  die  auf  den  Inhaber  lau* 
ten,  eigentlich  für.  unpraktisch  hielV<VI,  1.  13),  ist  ein  ebenso. 
merinvQrdiger  Beleg  von  Kurzsicfatigkeit ,  wie  es  von  Scharfblick 
zeugt,  dass  er  voraussagt,  England  werde  seine  gewaltige  Staats^ 
schuld  woU  niemals  heinuBahlen  (VI,  4.  22). 


rv. 

Wdches«  grosse  Verdienst  sich  Bosch  um  die  sogenannte 
Iandelswissenschaf4  im  engem  Sinne,  d.  h.  Privatökono* 
mik  des  Handels  erworben  hat,  nicht  bloss  durch  Gründung  und 
fast  dreissigjährige  Leitung  der  Hamburger  Handelsakademie,  sondern 
mehr  no'bh  durch  seine  vielen  Schriften,  wird  man  am  besten  er- 
messen, wenn  man  z.  B.  Marperger's  zahllose  Werke  mit  Büsch's 
»theoretiseh-praktiBoher  Darstdhing  der  Handlung*  vergleicht.  Wie 
anzj^jj^  Uar  und  echt  praktisch  ist  die  letztere  geschrieben! 
yimSmrdef  m  seuer-Zeit  doch  höchst  angesehene  Marperger, 
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dra  z.  B.  i^h  1748  die  l^pipziger  Ökonomischeil  Samlnhingeii 
(V,  S.  54  5^^  fast  den  einzigen  deutschen  Handelssdiriftsteller 
nennen,  in  seinen  d>enso  breiten,  wie  stoffarmen  Excerptensamm« 
Inngen  so  geistlos  verfahrt,  dass  er  z.  B.  in  die  Schrift  »Erstes 
Hundert  gelehrter  Kaofleute*  (1717)  selbst  Mftnoer  wie  Selon, 
Thaies,  Sokrates,  Piaton,  JWahomet  aufgenommen  hat.  Die  pftda« 
gogisch  so  bedeatsame  Thatsache,  dass  ein  guter  Gymnasitlunter- 
rieht  nicht  blo^  ftirdie  sogenannten  wissenschaftlichen  Benife,  son- 
dern selbst  für  die  praktische  Leitung  eines  grossen  landwirth- 
schaftlichen  oder  technischen  Unternehmens  die  beste  Yotschole 
bildet,  eine  Thalsache,  wozu  Liebig  im  chemischen  Laboratorium 
so  schöne  Analoga  beobachtet  hat:  findet  sich  auch  in  der  kauf* 
mftnnischen  "Welt  bestätigt,  und  BOsch's  eigene  Erfolge,  soin^hl 
als  Schriflsteller  wie  als  Lehrer,  denen  man  nie  gewagt. hat,  das 
Praktische  abzusprechen»  'deuten  auf  etwas  Aehnliches  hia 

Dass  wir  gegenwärtig  statt  comtnerce  d'icoMmie  den  so  viel 
passendem  Ausdruck:  Zwischenhandel  gebrauchen,  hat  Bosch 
zuerst  in  seinen  »Kleinen  Schriften  über  die  Handlung**  (1772) 
durchgesetzt*  Auch  der  heutige  Sinn  der  Wörter  *Activ-  'und  Pas- 
sivhandel  für  den  Handelsbetrieb  eines  Volkes  auf  eigene  oder 
fremde  Gefahr,  mit  eigenem  oder  fremdem  Kagital  etc.  rflhrt  von 
Busch  her,  welcher  daneben  noch^  Verkauf-  und  Kaufbandel,  Ge* 
winn-  und  Verlustbandel  unterscheidet  (Werke  XIV,   S.  62.  67). 

Seine  Theorie  der  Hanjdelscompagnien  (Werke  XIV) 
ist  Allem,  was  in  Deutschland  bis  dabin  über  diesen  Gegenstand 
erschienen  war,  bei  Weitem  überlegen,  obschon  sie  rein  wissen- 
schaftlich gegen  iUe  Engländer  von  Josiah  Child  bis  Ad.  Smith 
keinen  Fortschritt  darstellt.  Er  billigt  solche  .Compagnien  nur 
da,  wo  es  an  Einzelvermögen  oder  auch  an  Mulh  j^r  Einzelka- 
pitalisten im  erforderlichen  Cirade  noch,  fehlte  (S.  274).  Colberl 
habe  die  seimgen  eigentlich  nur  gestiftet,  um  seinem.  Könige  (t^ 
her  etwas  Präsentables  vorzeigen  zu  können  (S.  288).  Unter 
vier  Compagnien  sind  wenigstens  drei  gescheitert  (S.  SOI).  In 
der  Geschichte  der  englisch-ostindischen  ist  Bosch  entschieden 
auf  Sir  Philip  Francis  Seite  und  gegen  das  Aussaugesystem  der 
Cliveetc,  wobei  seine  mercantilistischen  Nachklänge  und  sein 
allgemeiner  Widerwille  gegen  England  zusammenwirken  (&  341). 
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AUe  MoQopoUe&y  sowie  alle  Regierungsgescbäfte  einer  Handels- 
compagnie  verwirft  er  unbedingt  (S.  381«  386). 

Er  gebürt  auch  zu  den  frübeatem  Kennem  jener  Volkswirth- 
achaftskrankheit,  die  mit  dem  Namen  Handelskrise  bezeich^ 
net  wird.  Dieses  tbnn  nicbt  bloss  ^feine  Aofeätze  Ober  die  Ham- 
burger Krisen  von  1763  und  1799  dar,  sondern  mebr  noch  seine 
einsicblsvoUe  Wanrang  1783  vor  UeberraUung  des  neueröffneten 
Marktes  in  Nordamerika,  wobei  echt  praktische  Bemerkungen  über 
die  Natur  des  Handels  mit  jenem  Lande  im  Allgemeinen  vorkom- 
men CWerke  XUI,  S.  33).  So  hat  sich  z.  B.  seine  Vermuthung 
vollkommen  bewahrt,  dass  die  Vereinigten  Staaten  es  noch  lange 
zu  keiner  Navigationsaete  im  englischen  Sinne  des  Wortes  bringen 
worden  (S.  87),      . 

Auch  seine  übrigen  Yoraussagungen  von  Nordamerikas  Zu* 
kunft  sind  grossentbeUs  merkwürdig  eingetroffen.  So  z.  B.  dass 
die  Vereinigten  Staaten  von  eigenllichem  Eroberungs^eiste  noch 
lange  frei,  bleiben  werden;  (kss  sie  aber  alle  Aussieht  haben,  vor 
Ablauf  eines  Jahrhunderts  eW  gewaltiges  Industrieland  zu  wer- 
den :  eine  Aussicht,  die  Europa  jedoch  nicht  nothwendig  zu  fQrch- 
ten  brauche,  da  ijeder  Anwacbls  des  Menschengeschlechtes  das 
Total  der  wechselseitigen  Beschäftigungen  vermehrt  und  neues 
Auskommen,  neue  Geschäfte  überall  in  der  polizirten  Welt  ent- 
stehen macht,  wenn  er  gleich  die  alten  in  einen  nicht  leicht  ge- 
nau vorhergesehenen  Gang  bringt*"  (Werke  X,  S.  553  ff.). 

Dagegen  sind  Büscb's  früher  so  berühmte  Schriften  über  M  ü  n  z- 
und  Bankwesen  weit  mehr  technisch  und  privatökonomisch,  als 
volkswirthschafllich.  Zwar  hält  er  sich  in  Bankfragen  eigentlich 
für  den  frühesten  bedeutenden  Specialisten;  wie  denn  z.  B.  »der 
grosse  Staatsmann**  von  Fritsch  sein  Buch  einen  wahren  Kate- 
chismus über  die  Banken  genannt  habe  <Werke  VI,  S.  127). 
Sehr  gut  erkennt  Busch,  dass  nicht  jeder  Nutzen,  den  eine  Bank 
in  dem  einen  Lande  gestiftet  hat,  nun  auch  auf  jedes  andere 
Land  übertragen  werden  könne  (VI,  iS.  102).  Ebenso  die  Gränze, 
bis  zu  welcher  die  Cursschwankung  der  Banknoten  den  Actionären 
einer  Zettelbank  vortheilhaft  sein  kann  (VI,  S.  89).  Im  Ganzen  je- 
doch ist  er  über  das  Wesen  der  Zettelbanken  doch  sehr  wenig 
klar.    In  seiner  MOnzpolitik  ftillt  es  auf^   dass  er  die  leichten 
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MQfizf&8se,  zamal  bei»  Sebeidefeide,  so  iebr  etapCehH^  mn  den 
Fabrikanten  die  Concarrem  mii  dem  Aaslaiide  z«  erlekhtem 
(Werken,  S.47.  Vom GeMiiolhiir  VI,  1.  17).  Fabriken  mt  vid 
stehendem  Kapital,  wie  man  beotzotage  ea  aeBiit,  baben  swar 
wenig  Vortheil  davon ;  deatoamebr  aber  Fabriken  mit  Tiei  hoh 
laofendem  Kapital  (Werke  VII,  S.  3!2  ff.).  BOach  moaagarnichl 
bemerkt  baben,  daaa  der  Ton  ibm  gewflnachle  Vortheil  der  Fth 
brikanten  grösstentheila  aaf  Kosten  ihrer  Arbeiter  ^eben  wfirde. 
Die  za  seiner  Zeit  bestehende  Versobiedenheit  der  Mfinzfilsae 
in  Deutschland  scheint  ihm  »wohl  niemals**  wieder  airfzuheben 
(Werke  VI,  S.  893).  Hegewisch's  Vorschlage,  in  ganz  Emropa 
einen  gemeinsamen  Mttoizfiiss,  wenigstens  för  GoM,  einznfftbren, 
den  Hegewiscb  selbst  mit  einer  Empfeblong  des  ewigen  Friedens 
verglichen  hatte,  setzt  Bosch  nicht  bk>ss  die  grossen  Schvrierig- 
keiten  der  Verwirklichnng  entgegen,  sondern  aniBrilender  WeiM 
auch,  dass  wenig  damit  gewonnen  sein  würde  (Werke  VB, 
S.  135  IE). 

V* 

Zq  den  wichtigsten  Seiten  von  BQsch's  Leben  gehOrt  seine 
enge,  bis  zum  Tode  währende  Verbindung  mit  Hamburg  und 
seine  daraus  hervorgehende  literarische  Vertretung  Ham- 
burgischer Interessen.  Vertreten  bat  er  diese  lediglich 
aus  Ueberzeugung,  ohne  im  Mindesten  durch  ein  Amt  dazu  ver- 
pflichtet zu  sein.  Vielmehr  schildert 'er  mit  Recht  sein  Naturell 
als  ein  solches,  das  ihm  nuthig  mache,  selbst  fremden  Staaten 
ebenso  unparteilich  und  seiner  tiefsten  Ueberzeugung  gemäss  Rath 
zu  erlheilen,  wie  seinen  eigenen  Landsleuten  (Werke  H,  S.  197). 
So  hat  er  sich  mit  wärmstem  Eifer  der  Hamburgischen  Local- 
interessen  angenommen,  namentlich  durch  seine  Hitarbeit  an  der 
Wochenschrift  der  Addresscomptoif-Nachrichten,  worin  er  die  öffent- 
liche Meinung  auf  das  Vielseitigste  anzuregen  und  zu  leiten  wusste^). 
Er  war  der  erste  Vorsteher  der  1765  gestifteten  Gesellschaft  zur 
Beförderung  der  Künste  und  nützlichen  Gewerbe,  die  u.  A.  eine 
SchiOTahrtsschule,  eine  Handwerksschule,  eine  Rettungsanstalt  für 

1)  Aebatich  J.  Mm'f  Betheiligaag  am  OfaabrQeker  lateBigeubUtle. 
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Edninkeoe  etc.  im  Leben  rief.  An  4er  Verbessenmg  der  Ar- 
oen-  und  Krankenpflege,  dieHambnrf  gegen  Sehlass  des  18.  Jal\(- 
hnniterla  zu  emem  klassischen  Orte  fOr  diesen  Zweig  der  Volks^ 
wirtbscliafl  ernob,  hatte  Bflsd^  sehr  wesenllichen  Theil;  ebenso 
an  der  Yerbesstfiuig  des  Hamburgischen  Feuer-Assecuranz« 
"Wesens  und  an  der  Grttndmg  des  laMnobiliai^Greditvereins  (1782). 
Wir  denken  hier  jedoch  aosschliesslicb  an  seine  Vertretang  der* 
jenigen  Hamburgischeii  Inl«ressen,  welche  mit  Hamburgs  grosser 
{Stellung  zu  Deutschland  und  dem  Amiande  zusammenhüngen.  In- 
sofern bUden  seine  Schrinen  eine  wesentliche  Ergänzung  dessen, 
was  Sonnenfels,  Struensee  u.  Av  JPn  Standpunkt  der  grossen 
deutschen  Monarchien^  X  Mds«r'  vom  Standpunkte  des  mittelstaat- 
Uchen  deutschen  Binnenlandes  .gebragBt  haben :  eine  Ei^nzung, 
die  ganz  4lem  p9raliel  läuft,  was  in  der  Praxis  Hamburg  und  dber- 
baupt  die  Hansestädte  für  Deutschland  gewesen  sind,  und  zum 
Theil  poch  lange  bleiben  werden. 

Schon  die  Geschichte  der  HMibungisehen  Handlung  fiingt  mit 
Betrachtungen  über  den  Neid  an ,  welche  Hamburgs  Grösse  er- 
regt, ^egen  diesen  IS&i  sucht  Busch  nun  seine  Stadt  zu  ver- 
theidigea,  indem  er  zeigt,  dass  ihr  Vortbeil  durchaus  kein  Nach- 
theil für  das  übrige  Deutschland  sein  müsse.  So  lange  Hamburg 
ein  mehr  oder  minder  selbständiger  Stftji^ist,  wird  sein*  Handel 
immer  vorz^igsweise  Zwischenhandel  sein.  Diesen  Zwischen- 
handel- der  Honsealen  vertritt  Busch  sehr  geschickt  gegen  die 
Angriffe  J.  Möser's  (Werke  XID,  S.  138),  wobei  es  nur  auffal- 
lend ist,  wie  derftelbe  Mann  den  geschichtlichen  Nutzen  der  Sta- 
pelrechte auf  niederer  Kulturstufe  so  wenig  begreift  <XIII,  S.  117), 
Busch  weist  aber  nach,  dass  der  von  den  Hamburgern  vermittelte 
Handel  ohne  ihre  Vermiltehmg  zum  Theil  ebenso  wenig'  exisliren 
würde,  wie  z.  B.  wenn  die  Grossstadt  London  nicht  vorhanden 
wäre,  die  jetzt  in  London  lebenden  Menschen  dann  in  anderen 
Theilea  Englands  lebten  (XIV,  S.  178).  Auch  im  Einzelnen  Ist 
es  z.  B.  vom  grössten  Nutzen  für  die  Manufacturen,  wenn  sie 
sich  der  Kaufleute  als  Zwisehenband  bedienen ;  namentlich  wird 
schlechte  Waare  auf  diese  Weise  am  wirksamsten  verhütet  (XIV, 
S.  121).  Busch  ahnt  das  Naturgesetz,  dass  es  auf  mittlerer  Kul- 
tnrkufe.  eine  Menge  von    massigen  Handelsplätzen   giebt|  die 
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sich  dann  später  zo  wenigen  grossen  coneentriren  (XHI^^S.  180>. 
In  der  Schrift  über  die  HamborgischenZackersiedereien  (1790),  die 
¥iel  Gutes  über  den  natürlichen  Standort^des  Gewer- 
bes enthält,  wird  hauptsächlich  der  Gedanke  entwickelt,  dass  ^ 
für  Deutschland  selbst  unvortheilhaft  sei,  im  Innern  des  Landes 
eine  Zuckerindustrie  zu  erkünsteln.  Friedrich  dem  Grossen  wird 
in  dieser  Hinsicht  viel  unpractischer  Doctrinalismas  vorgeworfen. 
Vom  Zucker  bezogene  Finanzzölle  ohne  Scfautzzweck  würden  un- 
gleich mehr  eingebracht  haben  (Werke  XII,  S.  383.  363).  Also 
auch  diese  Industrie  sei  den  Hamburgern  ucht  zu  beneiden  (vr^ 
Abb.  V.  Geldumlauf  V,  26). 

Dies  führt  allgemeiner  auf  die  Stellang,  welche  Busch  den 
Mercantil-  und  Schutzsysteme  gegenüber  einnünmL 
Er  ist  bei  Weitem  freifaändlerischer,  als  die  Mehrzahl  seiner  deoi- 
sehen  Vorgänger.  So  macht  ^r  gegen  Justi  Fälle  geltend,  wo 
der  Staat  vernünftiger  Weise  keine  Industrie  pflanzen  darf,  son- 
dern sich  mit  Rohproduction  begnügen  muss  (Werke  XUI,  S.  98). 
So  zeigt  er  auch  gegen  das  Mercantilsystem  im  Allgemeinen, 
dass  die  von  treibbausartigen  Gewerben  ernährten  Menschen  im- 
m?r  uni&f  Kosten  des  ganzen  Volkes  leben,  und  zwar  in  der  Regel 
kostspieliger,  als  wenn  sie  anderswie  beschänigt  wären  (IV,  S.  83). 
Allein  Busch  ist  doch  keiiieswegs  ein  so  unbedingter  Freihändler, 
um  gegen  die  Grösse  der  im  Lande  befindlichen  Geldmenge  voll« 
kommen  gleichgültig  zu  sein,  wie^s  freilich  ein  praktischer  Kenner 
des.Handels  nie  sein  wird  ^).  Namentlich  werde  in  Kriegen  das  geld- 
reichere Land  bedeutende  Vortheile  haben  (Abb.  v.  Geldumlauf 
V,  14).  Ja,  es  klingt  beinahe  mercantilistisch ,  wie  Altitalien 
durch  die  römischen  Erpressungen  reich,  durch  den  römischen 
Handel  wieder  arm  geworden  sein  soll  (Werke  H,  S.  5).  Auch 
wird  direct  gegen  Ad.  Smith  hervorgehoben,  dass  ja  die  von  eine« 
Volke  für  andere  zu  leistende  Arbeit  keine  unüberschreitbare 
Gfftnze  hat  (Abb.  v.  Geldumlauf  V,  15).  Schutzzölle  sind  zu- 
nächst für  den  allgemeinen  Handel  störend.  Haben  sie  aber  das 
einzelne  Volk,  welches  sie  einführt,  wirklich  gehoben,  so  nützen 
sie  schliesslich  dem  aUgemeinen  Handel  wieder  (V,  19).    So  ist 

r 

t)  £r  ist  insofeme  viel  praktischer,  als  Reimanis:  s.  mit.  Kap.  YL 
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Busch  versiftndig  gemg^  einsusehen,  dass  Hambargä  Zwischen- 
handel jetzt  ungeachtet  der  preussischen  Sperren  mehr  mitPreossen 
zo  thun  und  mehr  von  demselben  zu  verdienen  hat,  als  in  dem 
firühern  ungesperrten,  aber  dürftigen  Zustande  Preussens  (Werke 
Vm,  S.  88).  Uebrigens  lehrt  schon  Bfisch,  gerade  wie  später 
X  B.  Say,  dass  die  ordinären  Waarien  beim  Gewerbeschutze  wich- 
tiger sind,  als  die  Luxusartikel  (II;  S.  67). 

Wie  Busch  zur  Aufhebung  des  StranSrechtes  in  Schleswig- 
Holstein  nicht  unwesenUich  beigetragen  hat  (I,  S.  31),  so  hat 
er  einen  wichtigen  TheU  seiner  Lebensarbeit  zur  Bekämpfung 
des  Hissbrauchs  englischer  Seeherrschaftangewen- 
det  Schon  der  Aufsatz  über  Handelsneid  richtet  sich  gegen 
England :  er  weist  die  wahren  Ursachen  von  Englands  Grösse  auf, 
prophezeit  aber  z.  B.  von  der  englischen  Schifffahrtsacte  »viel- 
leicht die  künftige«  Aufhebung  (XII,  S.  282).  Am  wichtigsten 
ist  in  dieser  Hinsicht  Bttsch's  Schrift :  »Ueber  die  durch  den  jetzi- 
geti  Krieg  veranlasste  Zerrüttung  des  Seehandels  und  deren,  ins- 
besondere für  den  deutschen  Handel  zu  befürchtenden  bösen  VoV- 
gen«  (1793),  mit  einem  Nachtrage  (1794)0*  Eben  dahin  ge- 
hört sein  Gutachten  über  die  1797  von  der  hannoverischen  Re- 
gierung vorgenommene  Confiscation  eines  nach  Frankreich  be- 
stimmten Hamburger  Komschifies,  welche  Schrift  namentlich  den 
Mitgliedern  des  Reichstages  vorgelegt  wurde.  Femer  die  Abhand- 
lung: Dk  droit  des  gens  maritime  considM  comme  Fobjet  d'un 
trait^  de  commerce  ä  annexer  ä  celui  de  pacification  entre  la 
France  et  FÄllemagne  (1796),  wodurch  er  auf  die  Baseler  Frie- 
densconferenzen  einzuwirken  suchte.  Man  sollte  denken,  dass 
ge|:ade  solche  traurige  Erfahrungen  über  den  wahren  Charakter 
hanseatischer  Yogelfreiheit  Busch  zu  der  Sehnsucht  nach  einem 
kräftigem  Zusammenhalten  deutscher  Nation  hätten  führen  müssen. 
Gänzlich  ferne  steht  er  solchen  Gedanken  auch  nicht  Selbst  Eng- 
land, meint  er,  würde  bald  arm  werden,  Talls  man  es  wieder  in 
seine  mittelalterliche  Heptarchie  zerstückeln  wollte  (XIII,  S.  156). 
Allein  die  Ausführung  eines  ähnlichen  Ideals  für  das  damalige 

1)  Die  zweite  völlig  umgearbeitete  Auflage  erschien  1800  unter  dem 
Titel:  ^^Ueber  das  Bestreben  der  Völker  neuerer  Zeit,  einander  in  ihrem 
Seehandel  recht  wehe  su  thnn.'^ 

-Zeitichrift  t  Stauttaw.  1867.  U.  Heft.  16 


Digitized  by 


Google 


236  ^^^  ErinAerang 

DeatscMaod  mOglidi  m  glattben,  fiel  dem  praktischen  jHtRne  nichi 
ein.  Sehr  merkwürdig  und  vollkommen  eingetroffen  ist  die  Weis- 
sagung, dass  nicht  Könige  aiid  deren  Hinister,  sondern  eine 
seemächtige  Republik  Europa  zu  einem  brauchbaren  Seerechte 
veAelfen  wird  (XV,  S.  105). 

Bis  dahin  ist  Bisch  Apologet  derjenigen  schon  bestehenden 
Einriebtungen,  welche,  an  sich  unvollkommen  genug,  den  trao- 
rig^n  Zustand  von  Deutschland  wenigstens  erträglich  zn  machen 
geeignet  waren.  Sein  Grundgedanke  hiebei  ist,  die  deutschen 
Kaufleute  verdienen  grosses  Lob,  weil  sie  unter  solchen  Verfatil- 
nissen  doch  noch  so  viel  geleistet  (Xttl,  S.  156).  So  rechtfer- 
tigt Busch  sein  Streben,  dem  Rastadter  Gongresse  gegenttber  die 
Neutralität  und  Fr  eil^a  Ten  Stellung  der  Hansestädte  zu  ver- 
theidigen,  hauptsächlich  damit,  wie  ja  Deutschland  als  Ganzes  zum 
Schutze  seines  Seehandels  auch  gar  nichts  thut  (XV,  S.  17). 
£r  zeigt ,  und  unter  damaligen  Verhältnissen  gewiss  mit  Recht, 
dass  Hamburg,  um  seine  Bedeutung  als  Bankplatz  etc.  zu  eritalten, 
von  fttrstlicher  Laune  ganz  unabhängig  sein  mOsse  (XV,  S.  19). 
Ueberhaupt  meint  er,  wollte  ein  kluger  Rathgeber  einem  Staate 
die  Gründung  änes  grossen  Bandels^atzes  empfehlen,  so  mOsste 
er,  um  das  Ziel  sicher  zu  err^chen,  ungefilhr  eben  solche  ßn- 
richUingen  vorschlagen,  wie  sie  jetzt  in  Hamburg  wirklich  be^ 
stehen  (XV,  S.  27  ff.)^). 

VI. 

Mit  Busch  geistig  nahe  verwandt,  und  desshalb  wohl  geeig- 
net zur  Ergänzung  des  vorstehenden  Bikles,  ist  sein  Mitbtirger 
ilohann  Albert  Heinrich  Reimarus,  geboren  zu  Ham- 
burg 1729.'),  gestorben  1814  unmittelbar  vor  der  Rückkehr  in 
4ie  von  der  Franzosenherrschaft  wieder  befreite  Vaterstadt.  Zwar 
die  historisch  wichtigste  Handhmg  des  jungem  Reimarus  betrifft 

1)  Nach  dem  Vorsleheiideii  ist  es  doch  mindestens  s^hr  Kweifelhaft, 
ob  Bftsch,  wenn  er  heutxutage  noch  lebte,  sich  für  die  Fortdauer  YOn  bam- 
bnrgs  Freihafenstellung  gegenfiber  dem  Zollverein  erklären  wttrde. 

2)  Es  ist  ein  schönes  Beispiel  von  Familienerblichkeit  ansgeieicfanetor 
Eigenschaften^  dass  R.  der  Sohn  des  trelHichen  Hermann  Samuel  R.  war, 
der  Tochtersohn  des  Philologen  Job.  Alb.  Fabricias  und  selbst  wieder 
durch  die  weibliche  Linie  Stammvater  der  Sievekings.  Vrgl.  seine  sn  Ham- 
burg 1814  eraohienene  Selbstbiographie, 
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das-  Gebiet  der  Religionsgeschiclite ,  nämtich  seine  Ausarbeitung 
der  durch  Lessing  Iso  berühmt  gewordenene  Wolfenbütteler  Frag- 
mente. Als  Arzt  hat  er  sich  namenUich  «durch  Verbreitung  der 
Blatternimpfung,  sowie  durch  Anwendung  der  Belladonna  bei  Slaär- 
Operationen  verdient  gemacht.  Für  uns  jedoch  ist  am  wichtig- 
sten seine  schriftstellerische  Thätigkeit  als  Nationalökpnom ,  die 
sich  im  Wesentlichen  auf  zwei,  eng  unter  einander  zusammen- 
hängende Grundgedanken  zurückführen  lässt:  Empfehlung  der 
Verkehrs  fr  eiheit  im  Allgemeinen,  Vertheidigung  der  Ham- 
burgischen Handelseigenthümlichkeit  insbesondere. 

Er .  wendet  hierbei  durchweg  eine  eigenthümüche  Methode 
an,  die  sich  auf  dem  Titel  seiner  wichtigsten  ßchrifien  mit  den 
Worten  charakterisirt :  »Aus  der  Natur  und  Geschichte."  Zwar 
ist  er  sehr  davon  durchdrungen,  dass  man  »nicht  Alles  für  wahr 
und  nützlich  annehmen  darf,  was  der  Geschichte  nach  für  wahr 
und  nützlich  gehalten  ist*  ^).  Allein  das  Selbsterlebte,  diese  klarste 
und  sicherste  aller  Geschichten,  kommt  doch  bei  ihm  neben  der 
bloss  rationalen  Auffassung  der  »Naiur  der  Sache*  viel  mehr  zur 
Geltung,  als  man  bei  dem  berühmten  Rationalisten  vermuthen 
sollte. 

Reimarus  gehörte  seiner  Geburt,  seiner  Erziehung  und  sei- 
nem ganzen  Leben  nach  zu  Hamburg,  also  schon  damals  einem 
grossen  Freihafenplatze,  der  mit  seinem  Kosmopolitismus  einen 
grellen  Gegensatz  biMete  zu  den  Sperrsystemen  des  deutschen 
Binnenlandes.  Er  hatte  von  1753  bis  57  in  Leyden,  Edinburg, 
London  und  wieder  Leyden  studiert  Holland  war  damals  unstreitig 
das  Land,  wo  man  der  Handelsfreiheit  verhiltnissmissig  am  nich* 
sten  gekommen  war.  In  England  scheinen  besonders  Hume*s 
Schriften  mit  ihrer  grossartigen  Kritik  des  MercantUsystems  Ein- 
druck auf  ihn  gemacht  zu  haben '). 


1)  Beantwortung  des  Beitraget  elc,  S.  8. 

3}  Vergl.  die  zahlreichen  Citate  aas  Hume  in  der  Schrift:  „Handionga- 
gmndsfitze  sur  wahren  Aufnahme  der  Länder  und  zur  Beförderung  der 
Gl&ckseligkeit  ihrer  Einwohner,  aus  der  Natur  und  Geschichte  untersucht/ 
1768.  Uebrigens  ist  er  durchaus  kein  unkritischer  Nachbeter  Hume's.  Ad. 
Smith's  grosses  Werk  findet  sich  in  den  späteren  Schriften  von  Reimarus 
einigemal   angeführt;    die  ..GrOndlichkeit  seines  Urtheils*"    wird    gerühmt 

16  • 
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Alles  dies  bestätigt  schon  die  erste  volkswirthschafUiche  Ar- 
beit von  Reimarus,  seine  bloss  60  Seiten  starken,  aber  schwer 
wiegenden  »Handlung^undsätze^ ,  sowie  deren  Fortsetzung,  die 
1772  unter  dem  Titel:  »Beantwortung  des  Beitrags  zur  Berath- 
schlagung  über  die  Handlungsgnindsätze*'  erschien  ^).  —  Hier  wer- 
den alle  Grundansichten  des  Mercantilsyste ms  wider- 
legt. Nicht  das  Geld  ist  die  Hauptsache  zur  »Nahrung,**  sondern 
der  wechselseitige  Austausch  von  Diensten,  wodurch  die  Menschen 
ihre  Bedürfnisse  befriedigen.  Ohne  diesen  Austausch  würden  sie 
arm  und  roh  bleiben.  Daher  gewinnt  di^  Nahrung  hauptsächlich 
durch  Freiheit.  Das  Geld  ist  nur  eine  Mittelwaare,  ein  Schätzungs- 
zeichen; es  macht,  nur  insofern  reich,  als  es  den  Verkehr  erleich- 
tert. Reimarus  verwirft  demnach  jeden  Versuch,  es  künstlich  im 
Lande  festzuhalten,  Alles  selbst  zu  produciren,  Fabriken  tfeibhans- 
artig  zu  fördern,  die  Ausfuhr  der  Rohstoffe  zu  erschweren,  alle 
Zwischenhände  zu  ersparen,  nur  mit  eigenen  Schiffen  zu  fahren, 
von  Staatswegen  Handel  oder  Gewerbe  zu  treiben.  Er  meint  ge- 
radezu, Rohstoffe  haben  einen  viel  mehr  gesicherten  Absatz,  auch 
sei  ihre  Froduction  der  Volkssittlichkeit  viel  günstiger,  als  Fabri- 
ken; daher  man  die  letzteren  gerne  den  unfruchtbaren  und  dicht- 
bevölkerten Ländern  gönnen  sollte  (Handlunffsgrundsätze^  S.  39  f.). 
Dabei  ist  er  jedoch  keineswegs  Pliysiokrat:  wie  man  ja 
gewiss  den  Bleigiesser  nicht  den  vornehmsten  Verfertiger  einer 
Uhr  nennen  werde,  obschon  das  Bleigewicht  unstreitig  die  erste 
Bewegung  des  Uhrwerkes  veranlasst  (S.  46).  An  Büsch's  Ueber- 
Schätzung  des  Geldumlaufes  erinnert  es,  wenn  Rehnarus  (S.  25) 
sagt :  nicht  der  Reichthum,  den  wir  selbst  besitzen,  sondern  der- 
jenige, den  ein  Fremder  hat,  spornt  zu  Fleiss,  Künsten  und  Er- 
findungen an. 

Vom  Handel  zwischen  ganzen  Völkern  gilt  durchaus  das 
Nämliche,  wie  von  der  Nahrung  zwischen  den  Einzelnen.  Die 
Handlung  besteht  in  einem  Tausche,  welcher  Freiheit,  Wettlauf 


(Freiheit  des  GetreidehandeU,  S.  86).  Allein  man  sieht  deutlich,  es  sind 
mehr  Bestärkungen  seiner  eigenen,  bereits  fertigen  Ansicht,  als  neue  An- 
regungen^ die  er  Smith  verdankt. 

1)  Gegen  die  anonyme  Schrift:  „Beitrag  xur  Berathschlagnng  über  di^ 
Btndlangsgrimdsitxe  etc.**  (Cosmopolis  1771). 
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und  Gleidigfewicht  erfordert,  und  alle  Völker  durch  Auswechse- 
lung ihrer  Bequemlichkeiten  glücklich  machen  kann.  Dies  ist  auch 
der  allgemeinen  Menschenliebe,  dem  Zusammenhange  der  Welt 
und  dem  Zwecke  des  Schöpfers  gemäss,  dessen  Einrichtung  es 
ist,  dass  die  Glückseligkeit  des  £inen  mit  der  Glückseligkeit  des 
Andern  verknüpft  ist^  (S.  54).  Den  auswärtigen  Handel  sieht 
Reimarus  im  Ganzen  für  wichtiger  an,  als  den  inländischen  (S.  34). 
Hit  Wärme  spricht  er  für  die  Zwischenhändler  (S.  43).  Der 
Weg,  aus  dem  bisherigen  bellum  omnium  contra  omnes  des  Han- 
delsneides herauszukommen,  zeigen  die  Handelsverträge.  Gegen 
Krieg  und  Eroberung  ist  Reimarus  sehr  (S.  11);  zugleich  aber 
vertheidigt  er  die  Freunde  der  Handelsfreiheit  auf  das  Entschiedenste 
gegen  den  Vorwurf,  Partisane  des  Auslandes  zu  sein  (Beant- 
wortung, S.  48). 

Derselben  Richtung  dienen  Reimams  übrige  Schriften.  Sein 
Büchlein:  »Die ^wichtige  Frage  von  der  freien  Aus-  und  Einfuhr 
des  Getreides,  nach  der  Natur  und  Geschichte  untersucht* 
(1771),  in  neuerer  ansehnlich  vermehrter  Ausgabe  1790  erschie- 
nen unter  dem  Titel :  »Die  Freiheit  des  Getreidehandels  nach  der 
Natur  und  Geschichte  erwogen,**  ist  eine  der  unumwundensten 
Vertheidigungen  des  Freihandels  auf  einem  Gebiete,  wo  die  poli- 
zeiliche Bevormundung  besonders  lange  populär  zu  bleiben  pflegt 
Hier  hatte  aber  die  oft  erprobte,  auf  dem  Handel  beruhende  Sicher- 
heit Hamburgs  vor  jeder  wirklichen  Hungersnoth  zu  klar  gespro- 
chen, als  dass  ein  Mann  wie  Reimarus  sich  darüber  täuschen 
konnte«  Darum  verwirft  er  auch  die  Beschränkung,  die  noch 
Quesnay  gebilligt,  dass  die  Kornausfuhr,  sowie  eine  bestimmte 
Preishöhe  eingetreten,  gesetzlich  verboten  sein  solle.  Er  nennt 
es  überhaupt  nothwendig,  bei  einer  Revision  der  Menschen-  und 
Gesellschaftsrechte  ernstlich  zu  prüfen,  wie  weit  der  Staat  mit 
seinen  Ansprüchen  an  die  Einzelnen  gehen  dürfe,  um  nicht  statt 
der  gehofRen  Sicherheit  nur  eine  begünstigte  Gewaltthätigkeit  zu 
bringen  (Freiheit  des  Getreidehandels,  S.  6).  Doch  ist  er  bei  dem 
Allem  nicht  so  doctrinär,  die  Staatshülfe  schlechthin  zu  verwerfen. 
Vielmehr  werden  Staats-Kornmagazine  überall  da  empfohlen,  wo 
der  Privatkornhandel  noch  nicht  reif  ist,  zumal  wenn  die  politische 
oder  geographische  Stellung  des  Landes  zum  Auslande  die  Ge- 
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fohr'  eine»  Kotnmängelß  vergrössert.  Aber  stets  mnss  die  Staats- 
bülfe  darauf  berechnet  sein,  den  Privathandel  nicht .  zn  henimeo, 
sondern  aufsmmuntem.  Das  Staatsmagazin  soll  desshalb  unter 
dem  Marktpreise  nur  in  ganz  kleinen  Quantitäten  und  nur  an 
Arme  verkaufen;  es  soll  seinen  Vorrath  aus  der  Fremde  nicht 
unmittelbar,  sondern  nur  durch  Kaufleute  beziehen  etc.  Alles  nacb 
dem  Vorbilde  Hamburgischer  Praxis! 

Gegen  die  Zünfte  und  zunftähnlichen  Handwerkerverbin- 
düngen,  welche  die  Freiheit  der  übrigen  Mitbürger  beeinträclili- 
gen,  hat  Reimarus  oft  geeifert^),  wie  er  denn  namentlich  1788 
eine  von  der  Göttinger  Societät  der  Wissenschaften  mit  dem  Ac- 
cessit  gekrönte  Preisschrift  für  Aufhebung  der  Fleischtaxen  ver- 
fasste  *).  Selbst  der  ärztliche  Beruf  sollte  völliger  Gewerbefrei- 
heit geniessen.  Die  Gefahren  der  Quacksalberei  verkannte  Rei- 
marus nicht ;  indessen  wer  sich  ihr  anvertrauen  will,  dem  geschieht 
kein  Unrecht,  und  der  Versuch  wird  zum  gemeinen  Besten,  ge- 
macht. Denn  vorgefasste  Meinungen  und  Lehrsätze  haben  den 
Fortschritt  der  Kunst  oft  gehindert ,  während  fast  alle  besonders 
kräftigen  Mittel  durch  Zufall  und  von  Unwissenden  erfundei^  wor- 
den sind'). 

Echt  Hamburgisch  ist  Reimarus  Widerwille  gegen  die 
militärische  Conscription  mit  Loosung,  die  er  aus  dem  Gesichts- 
punkte der  Arbeitstheilmig  bekämpft*).  Dessgleichen  die  Abnei- 
gung, die  er  gegen  alle  hohen  Zölle  und  Accisen  äussert,  statt 
deren  eine  Vermögenssteuer  von  ähnlichem  Ertrage  viel  weniger 
drückend  sein  virürde  (Handlungsgrundsätze,  S.  49  ff.).  Aber 
ebenso  echt  Hamburgisch  im  besten  Sinne  des  Viertes  und  sehr 
an  die  völkerrechtlichen  Arbeiten  von  Busch  erinnernd  seine  Be- 
schw^rdeschriften  über  die  Napoleonische  Handelssperre,  unter  der 
gerade  Hamburg  so  furchtbar  litt:  „Der  Kaufmann^  (1808)  und 

1)  Lebensbeschreibung,  S.  59. 

2)  Abgedruckt  im  itannoYer'schen  Magatin  1788,  Stück  16. 

3)  Untersuchung  der  vermeinten  Nothwendigkeit  eines  autorisirten  Col- 
legU  medid  und  einer  medicinischen  Zwangsordnung  (1781). 

4)  Ueber  die  Auswahl  cum  Soldatenstande  in  Archenholz  Minerfa, 
Dec.  1809  und  Jan.  1810. 
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»Klagen    der  Völker  des  Conlinents,  die  Handelssperre  betref- 
fend« C1809)*). 

Ueberall  blickt  in  Reimarus  Werken  der  Grundsatz  durch, 
welchen  er  in  der  Vorrede  zu  seinen  beiden  Schriften  über  den 
Komhandel  ausgesprochen  hat  »Selbst  habe  ich  keinen  Eigen* 
nutz  im  Handel.  Ich  finde  aber  ein  Vergnügen  daran,  die  Ord- 
nung in  der  Welt  und  die  Kette  der  menschlichen  Gesellschaft 
zu  betrachten,  und  mich  als  ein  Hitglied  dieser  Kette  anmsehen.« 


1)  Beide  Schriften  von  Villen  sofort   ins  FranzAsische  fibersetzt,  die 
sweata  nicht  ohne  Anfachtang  von  Saiten  dar  frana^taischan  PoliaaL 
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Wie  ist  die  aUgemeine  Wehrpflicht  znnä(^t  in 
Sftddentschland  einzuführen, 

wenn  sie  einerseits  die  Friedensleistnngen  des  Volkes  nicht 
in  sehr  in  beeinträchtigen,  andererseits  seine  Kriegs- 
leistnngen  lor  höchsten  Entwicklang  bringen  sollt 

Ein  Vorschlag  von  einem,  deutschen  Offisier  mit  Zugrandelegnng  der 
wflrttembergischen  Territorial-Eintheilang  als  BeispieL 

Die  Vortheile,  welche  die  allgemeine  Wehrpflicht  einem  Volke 
bietet,  welches  sie  richtig  anzuwenden  versteht,  sind  in 
neuerer  Zeit  so  vidfach  besprochen  worden,  dass  wir  füglich  unter- 
lassen können,  uns  des  Weiteren  darüber  zu  verbreiten. 

Dass  jeder  Staatsbürger  die  Pflicht  hat,  zum  Schutze  des 
Vaterlandes  beizutragen,  ist  in  der  Theorie  ein  längst  anerkann- 
ter Grundsatz;  vor  der  Anwendung  demselben  aber  sperrte  man 
sich  trotz  aller  Mahnungen  der  ^ Presse,  welche  in  Hunderten 
von  Aeusserungen  über  allgemeine  Volksbewaffnung,  über  Er- 
ziehung des  Volkes  zur  WehrhaTtigkeit,  über 
die  Vortheile  derselben  in  Betreff  der  sitt- 
lichen Hebung  des  Volkes,  des  erhöhten  Schutzes 
gegen  Aussen,  der  freiheitlichen  Entwicklung 
nach  Innen  u.  s.  w.  an  Völkar  und  Regierungen  gerich- 
tet wurden;  man  sperrte  sich  trotzdem,  dass  die  statistischen 
Nachweise  in  erschreckenden  Zahlen  beweisen,  wie  durch  die 
Arbeit  in  den  Fabriken,  durch  die  erhöhten  geistigen  Anforde- 
rungen der  Zeit,  welche  der  Körper-Entwicklung  hemmend  in  den 
Weg  treten,  eine  Verkrüppelung  der  Männer  eintritt,  welche  nur 
in  körperliehen  Uebungen  ein  Gegengewicht  finden  könnte.  Es 
ist  eine  Frage,  ob  nicht  alle  diese  Erörterungen  spurlos  vorüber 
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gegangen  wfiren,  wenn  nicht  das  Jahr  1866  mit  seinen  bedeu- 
tnngsvoUen  Ereignissen  die  Nothwendigkeit  der  Einführung  der 
allgemeinen  Wehrpflicht  ad  oculos  demonstrirt  hätte. 

Jetzt,  nachdem  man  Ober  das  ob?  allgemein  im  Klaren  ist, 
handelt  es  sich  vorzugsweise  om  das  wie?  Die  Zeiten  ändern 
sich.  Wer  früher  von  allgemeiner  Wehrpflicht  sprach,  den  hielt 
man  in  gewissen  Kreisen  zum  mindesten  für  einen  Idealisten,  jetzt 
ist  die  »allgemeine  Wehrpflicht*  nach  oben  und  unten  ein  beliebtes 
Schlagwort  geworden.  Es  wird  aber  in  seiner  Allgemeinheit  so  lange 
eine  inhaltlose  Phrase  bleiben,  bis  der  Begriff  durch  die  Art  der 
Ausflihrung  völlig  geklärt  ist. 

Nach  unsern  Anschauungen  muss  diese  Ausführung  den  Be- 
dingungen der  Gleichberechtigung  und  Gleichverpflichtung  de^ 
Volkes  zur  Kriegs-  wie  zur  Friedensthätigkeit  entsprechen  und 
beiden  Thätigkeiten  wohlbegründete  Rechnung  tragen. 

Aufgabe  jedes  Volkes  ist  es  daher,  dieEinrich- 
tungen  für  den  Krieg  so  zu  treffen,  dass  sie  im 
Frieden  möglichst  wenig  drückend  werden,  im  Ernst- 
fall aber  am  meisten  Aussicht  auf  einen  günstigen 
Erfolg  gewähren. 

Gegen  Gewalt  hilft  überall  nur  Wehrfähigkeit.  Eine  tüchtige 
Wehrfthigkeit  karni  hergestellt  werden,  ohne,  wie  dies  in  Preussen 
—  dem  ausgesprochenen  Willen  der  Nation  entgegen  —  geschieht, 
eine  dreijährige  Präsenz  einzuführen,  wenn«  man  nur  die  richti- 
gen Mittel  anwendet,  welche  die  Wehrfähigkeit  zu  ihrer  höchsten 
Entwicklung  bringen.  Nicht  grosse  Staaten  allein  können,  wie 
man  bisweilen  behaupten  hört,  sich  wehrbar  machen;  die  Ge- 
schichte hat  längst  das  Gegentheil  gerade  an  demjenigen  Staate 
bewiesen,  welcher  nunmehr  —  nachdem  er  in  Folge  seiner  Wehr- 
tflchtigkeit  aus  der  Mark  Brandenburg  sich  zu  einer  europäischen 
Grossmacht  heraufgeschwungen  und  seine  starke  Macht  im  letzten 
Jahre  durch  Vernichtung  der  Regierungen  einzelner  deutscher 
Völkerschanen  abermals  vergrössert  hat  —  den  grösseren  Theil 
des  deutschen  Volkes  in  sich  fasst.  Es  wird  ein  kleinerer  Staat 
ja  überdies  für  sich  allein  nie  einen  Krieg  führen.  Je  tüchtiger 
seine  Wehrverfassung  ist,  desto  willkommener  wird  er  als  Bun- 
desgenosse, und  desto  eher  wird  er  Bundesgenossen  zu  erwerben 
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fähig  seiB.  Aach  hieför  giebt  wiederwn  Prettssen  —  aogar  troto^ 
dem,  dass  es  kein  kleine  Staat  ist  —  ein  treffendes  Beispiel; 
denn  wir  wissen  ja  alle,  dass  sich  Preossen  an  Italien  einen  Ben- 
desgenossen  zu  erwerben  wusste,  welcher  einen  guten  —  qnali* 
tativ  betrachtet  den  besten  —  Tbeil  der  österreichischen  Armee 
Preussen  gegenüber  lahm  legte. 

Ganz  abgesehen  davon,  dass  es  für  jedes  lebensfthige  Volk 
eine  sittliche  Forderung  sein  moss,  sich  selbst  zu  verthetdigea  — 
ein  Grundsatz,  welcher  jetzt  sogar  bei  dem  durch  seine  Lage 
schon  gedeckten  England  zur  Geltung  zu  kommen  beginnt  — 
ganz  abgesehen  davon,  dass  ein  Volk  durch  Waffenübung  frisch 
erhalten  wird,  bringt  die  allgemeine  Wehrpflicht  —  richtig  an- 
gewendet —  auch  materielle  Vortheife,  wetehe,  wenn  auch 
vielleicht  nicht  in  starker  Verminderung  des  Budgets,  so  doch  in 
volkswirthschafUichen  Gewinnen  resuUiren. 

In  Verwechslung  von  Grund  und  Folge  hü\  freilich  der  Phi- 
lister, welcher  nicht  einsieht,  dass  sein  eigenes  Interesse  mit  dem 
Selbstbestimmungsrechte  seines  Volkes  auTs  Engste  zusammen- 
hängt, nicht  den  Krieg  allein,  sondern  auch  das  Heer  für  ein 
nothwendiges  Uebel,  und  kümmert  sich  desshalb  möglichst  wenig 
um  dessen  Einrichtungen,  natürlich  so  lange  ihm  das  Wasser  nicht 
bis  an  den  Hals  geht;  ist  das  aber  einmal  der  Fall,  so  lässt  er 
sich  über  die  »mangelhaften  Ueeres-Einrichtungen"  in  einer  Weise 
aus,  dass  man  glauben  könnte ,  er  habe  sich  sein  Lebenlang  da- 
für interessirt.  Zu  jeder  Wehremrichtung  ist  Opferwilligkeit  nöthig, 
wenn  sie  eine  tüchtige  werden  -soll;  in  gewisser  Beziehung  ist 
sie  bei  allgemeiner  Wehrpflicht  noch  mehr  erforderlich,  als  bei 
dem  bisherigen  System,  wo  es  sich  meist  —  wenigstens  für  den 
Gebildeten  und  Besitzenden  —  nur  um  die  Geldopfer  der  Stell- 
vertretung gehandelt  hat.  Opfer  müssen  von  jedem  Volk  gebracht 
werden,  das  nicht  wehrk>s  einem  ausbrechenden  Kriege  entgegen- 
sehen will,  nach  dem  alten  Sprichwort :  si  vis  pacem,  para  bellum, 
d.  h.  auf  unsere  Vm^hfiUnisse  angewendet:  »Wenn  Du  mcht  ver- 
gewaltigt werden  willst,  so  Mff*  tüchtige  |[riegsvorkehrungen.* 
Diese  können  aber  tüchtig  sein,  ohne  dass  darum  der  Produktions- 
thätigkeit  des  Volkes  empfindlicher  Nachtbeil  erwuchst  Kriegs- 
und  Friedens-Thätigkeit  werden  ewig  GegensAtze  bleiben,  es  han* 
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ddl  sich  nur  dämm,  diese  Gegensätze  vorn  Vortheile  der  Staats- 
angehörigen auszugleichen.  Je  weniger  die  Kriegsthfttigkeit  stö« 
rend  in  die  Friedensthfttigkeit  eingreift,  desto  besser  wird  sich 
die  gesammte  Bevölkerung  dabei  befinden.  Dieses  Wohlbe- 
finden wird  sich  aber  nur  insoweit  rechtfertigen 
lassen,  als  dadurch  die  Kriegsthfttigkeit  nicht  be- 
einträchtigt wird.  Bei  richtiger  Anwendung  der  allgemeinen 
Wehrpflicht  wird  sich  der  Bflrger  an  seine  doppelte  Bestimmung 
im  Staate  gewöhnen ;  es  wird  sich  bei  ihm  eine  Liebe  auch  fUr 
den  kriegerischen  Theil  seiner  Thätij^eit  entwickeln.  Eine  rttck- 
sichtstose  Nichtachtung  der  Friedensthätigkeit  dagegen  wird  dem 
Institute  der  allgemeinen  Wehrpflicht  den  Charakter  der  Unpopu- 
larität  verieihen,  und  ein  chronisches  Leiden  schon  bei  der  Ge- 
burt in  (hs  Kind  legen.  Als  Preussen  die  allgemeii^e  Wehrpflicht 
einfahrte,  gmg  man  von  der  2()jtthrigen  zur  3jthrigen  Dienstzeit 
über  und  war  somit  im  Stande,  sie  von  vornherein  zu  einem  po- 
pulären Gedanken  zu  stempeln.  Das  sind  aber  über  50  Jahre. 
Seitdem  hat  sich  sowohl  die  Friedensthätigkeit  zu  einer  Höhe 
entwickelt,  wie  sie,  damals  kaum  geahnt  wurde,  es  hat  sich  aber 
auf  der  anderen  Seite  auch  die  Bildungsfiähigkeit  des  deutschen 
Volkes  seit'  50  Jahren  so  gehoben,  dass  ohne  Beeinträchtigung 
der  Tüchtigkeit  der  Armee  ehie  bedeutende  Herabsetzung  der  rein 
militärischen  Uebungszeit  möglich  und  dadurch  das  Institut  der 
allgemeinen  Wehrpflicht  mit  miOtärischer  Jugenderziehung  populär 
gemacht  werden  könnte. 

Krieg  und  Frieden  sind  —  obg^ich  Gegensätze  —  dennoch 
eng  mit  einander  verbundene  Zustände  im  Leben  der  Völker.  Die 
Einrichtungen  des  einen  auf  Kosten  des  andern  vernachlässigen, 
heisst  schlecht  regieren.  Die  richtige  Grenzlinie  finden,  und  beiden 
eine  gedeihliche  Entwicklung  bereiten,  heisst  staatsmännisch  handeln. 

Bei  FeststeUung  der  Kriegsthätigkeit  muss  demnach  leitender 
Grundsatz  sein: 

Möglichst  wenig  Aufwand  an  Produktionskraft 
und  dennocli  möglichste  Wehrfähigkeit,  möglichste 
Tüchtigkeit  des  Heeres. 

Von  diesen  Grundsätzen  ausgehend ,  soll  nun  die  Frage  be- 
antwortet werden: 
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Wie  wird  die  aUgemeine  Wehrpflicht  in  SOddeutscbland  am 
besten  ausgeführt? 

Um  diess  an  einem  Beispiele  anschaulich  zu  machen,  haben 
wir  die  wörttembergischen  Verhältnisse  zur  Grundlage  genommen. 

Das  schweizerische  Milizsystem  enthält  zwar  manche  Vorbe- 
dingungen für  die  gestellten  Anforderungen,  aber  in  seiner  Aus- 
führung sind  Mängel  vorhanden,  und  können  Verbesserungen  ein- 
geführt werden,  welche  jetzt,  bei  Neuorganisation  des  Webrsy- 
stems  nicht  ausser  Augen  gelassen  werden  dürfen. 

Dennoch  halten  wir  die  Grundsätze  des  Schweizersystems 
ftlr  ganz  entschieden  zeitgemässer  und  zweckentsprechender,  als 
die  des  preussischen. 

In  der  Schweiz  ist  die  allgemeine  Wehrpflicht,  wenigstens 
beinahe,  zur  Thatsache  geworden,  während  sich  in  Preussen  der 
einzelne  Militärpflichtige  noch  durch  die  Loesnummer,  wenn  auch 
nicht  von  der  Verpflichtung  zum  Kriegsdienste,  so  doch  von  der 
Betheiligung  an  der  allgemeinen  Ausbildung  frei  machen  kann. 
Wäre  die  allgemeine  Wehrpflicht  in  Preussen  hergestellt,  so  müsste 
es  jetzt  nach  den  Annexionen  zum  Mindesten  eine  Million  Soldaten 
allein  für  die  Linie  stellen  können.  Bei  dreijähriger  Präsenzzeit 
wäre  es  also  genöthigt,  500,000  Mann  ununterbrochen  präsent 
zu  halten.  Wohin  es  bei  solcher  Präsenzzeit  mit  dem  Wohlstand 
des  Volkes  kommen  müsste,  ist  leicht  zu  übersehen,  wenn  man 
auf  einen  Mann  an  Verpflegung,  Unterkunft,  Kleidung,  Bewaff- 
nung und  Sold,  sowie  an  verloren  gegangenen  Einnahmen  in  Folge 
seiner  Produktionslosigkeit  in  einem  Jahre  durchschnittlich  nur 
500  fl*  berechnet,  250  Millionen  per  Jahr!  Hienach  ist  allgemeine 
Wehrpflicht  mit  dreijähriger  Präsenz  einfach  unausführbar,  und 
es  geht  daraus- hervor,  dass  diese  Wehrpflicht  in  Preussen  zwar 
grundsätzlich  ausgesprochen , .  aber  nicht  ausgeführt  ist  (Die 
wenigen  Procente  von  Mannschaft,  wdche  statt  dreijähriger  nur 
einjährige  Dienstzeit  haben,  können  kaum  in  Betracht  kommen.) 
Durch  die  eingeführte  Art  der  Aufstellung  ist  zwar  allerdings  in 
Preussen  ein  weit  grösseres  Heer  geschaffen,  als  dies  in  andern 
Staaten  mit  Loosziehung  und  Stellvertretung  möglich  ist,  auch 
ist  durch  die  Art  der  Einrichtung  das  Heer  qualitativ  in  vielen 
Punkten  stärker,  das  muss  anerkannt  werden,  jtber  im  Gefolge 
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dieser  BinrichtuDgen  steckt  ein  böser  Keim,  welcher  grossge- 
zogen ,  dem  deutschen  Volke  auf  Jahrhunderte  verderblich  wer- 
den muss. 

Wir  sind  allerdings  flQr  einzelne  Faktoren  der  preussisqhen 
Heeres-Einrichtungen  gegenüber  denen  der  Schweiz,  wie  z.  B. 
Beschaffung  tOchtiger  Offiziere  und  Unteroffiziere,  erhöhte  Aus- 
bildung der  Mannschaft,  sehr  eingenommen,  weil  wir  uns  ohne 
diese  Faktoren  ein  tüchtiges  Heer  nicht  denken  können.  Sie 
sollen  aber  nicht  durch  totale  Rücksichtslosigkeit  gegen  di&  finan- 
ziellen und  volkswirthschafUichen  Verhältnisse,  sondern  möglichst 
unbeschadet  derselben  hergestellt  werden. 

In  Preussen  fehlt  es  an  der  richtigen  Ausgleichung  der  In- 
teressen des  Volkes  und  der  Armee.  Lassen  wir  uns  doch  ja 
nicht  durch  den  Siegesrausch,  von-  wdchem  das  Volk  betäubt 
wurde,  blenden,  es  herrscht  jetzt  Einseitigkeit,  und  wenn  die  Wirk- 
lichkeit zum  Bewusstsein  kommen  wird,  so  wird  auch  der  Con- 
flikt  zwischen  Volk  und  Regierung  heftiger  als  je  entbrennen. 
Einrichtungen,  welche  dem  eigentlichen  Berufe  des  Bürgers,  seiner 
Friedensthätigkeit ,  so  direkt  entgegenstehen,  können  von  einem 
'  Volke,  welches  einer  freiheitlichen  Entwicklung  entgegengehen  soU, 
auf  die  Dauer  nicht  ertragen  werden. 

Eine  ganz  andere  Garantie  bietet  in  dieser  Beziehung  das 
System  der  militärischen  Jugenderziehung  mit 
kurzer  Präsenz  zeit,  eine  Garantie  für  Volk  und  Regie- 
rung zugleich,  und  mehr  noch  als  für  bliese,  f&r  den  allgemeinen 
Völkerfrieden. 

Der  Frieden  ist  es  ja,  zu  dessen  Erhaltung  die  Heere  auf- 
gestellt werden. 

Das  obige  System  schont  die  Produktionskraft  des  Bürgers 
und  macht  den  Staat  reicher/  so  dass  er  mehr  Mittel  zur  Volks- 
erziehung gewinnt  und  ebendadureh  dem  Heere  wieder  bessere 
Kräfte  schafft. 

Wenn  wir  einzelnen  Zügen  des  Schweizersystems  das  Wort 
reden,  so  soll  diess  nicht  in  gleicher  Weise  der  ganzen  Ausführung 
gelten,  denn  diese  lässt  vieles  zu  wünschen  übrig,  haben  win  ja 
doch  selbst  von  Sehweizem ,  von  tüchtigen  und  sachverständigen 
Männern  ausführen  hören,  an  welchen  Mängefai  die  Einrichtungen 
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leiden,  und  welche  Verbesserungen  ndthig  seien.    Wir  verweisen 
in  dieser  Beziehung  auf  die  bekannte  Broschüre : 

»lieber  Verbesserungen  und  Ersparnisse  im  eidgenössischen 
Wehrwesen.  Bericht  an  die  bundesräthliche  Erspamisskommission 
von  Nationalrath  Stftmpfli.'' 

Bei  der  Aenderung,  welche  in  nächster  Zeit  unserm  süd- 
deutschen Wehrwesen  in  Aussicht  steht,  ist  es  gewiss  ge- 
rechtfertigt ,  dieser  wichtigsten  aller  Fragen ,  welche  jetzt  einer 
Entscheidung  möglicherweise  ftkr  eine  Reihe  von  Jahren  entge- 
gengeht, die  vollste  Aufinerksamkeit  und  Theihwhme  zuzuwenden. 

Um  bei  der  Art  der^AusfÜhrung  stets  einen  Wegweiser  an 
der  Hand-' zu  haben,  stellen  wir  folgende  Punkte  fest: 

I.  Um  die  Produktionskraft  möglichst  zu  schonen, 
muss  die  nöthige  militärische  Binftbnng  am Eeimaths-, 
beziehungsweise  Aufenthaltsort  der  Pflichtigen  stattfin- 
den, so  dass  sie  den  grt^sseren  Theil  ihrerZeitder 
Friedensthätigkeit  widmen  können. 

n.  Die  nöthige  militftriiehe  Angewöhnung,  welche  in 
den  stehenden  Heeren  durch  mehr  oder  weniger 
lange  dauernde  Präsenz  in  den  Kasernen  erziel! 
wird,  ist  künftighin  durch  mflittriscbe  Jugenderziehung 
zu  bewerkstelligen. 

in.  Den  Grundstock,  an  welchen  sich  dieHann- 
Schaft  anschliesst,  bilden  die  Kadres,  daher  Be- 
sohaflhng  tftohtiger  Ottziere  und  Unteroffiziere. 

IV.  Aufstellung  tftchtiger  Spezialwaffen. 

Gerade  diese  4  Punkte  sind  die  schwache  Seite  des  Schwei- 
zersystems. 

ad.  I.  Was  den  ersten  Punkt  anbelangt,  so  halten  wir  eind 
Einberufung  in  die  Kaserne  zum  Zwecke  der  Binrückung,  wie  in 
Folgendem  dargelegt  werden  s(rfl,  ßlr  durchaus  ttberflüssig. 

Die  Friedenseinrichtungen  müssen  den  Kriegszweck  stets  im 
Auge  behalten.  Je  näher  sie  der  Wirklichkeit  des  Krieges  treten, 
desto  besser  sind  sie.  Im  Felde  gibt  es  ztur  Unterkunft  der  Trup- 
pen nur  Quartier,  Lager  und  Bivouac  Abo:  Ehiübung  in  den 
kleinen  Abtheilungen  am  Aufenthaltsorte  der  Pffidhtigen,  und,  sth 
bald  die  Einübung  in  grösseren   Truppenkörpern 
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211  geschehen  hat:  Beziehiiflg  von  Lagern  oder  Quar- 
tieren. Hienach  müsste  sich  die  Eintheilang  der  ganzen  Wehr- 
macht an  die  Bezirks-  and  Gemeinde-Bintheihing  anschliessend  und 
würde  sich  dieselbe  nach  Tabelle  I.  (s.  am  Schlüsse)  ergeben. 

Die  Zahl  der  Pflichtigen  jedes  Oberamts  ist  in  runder  Summe 
nach  einer  Darchschntttsberecbnung  der  letzten  5  Jahre  ange- 
nommen. Von  den  Pflichtigen  sind  nach  statistischen  Erhe- 
bungen im  Maximum  lO^/o.  »unbedingt  untüchtig.''  Von  dem 
Reste  wttren  nach  den  bisherigen  Grundsätzen  weitere  45  ^/o  »be- 
dingt untüchtig."  Wir  müssen  ji^doch  diese  subtilen  Untüchtig- 
keits-ErUttmngen  nach  dem  Ausspruche  sachverstilndiger  Aerzte 
für  Obertrieben  erUftren,  und  könne»  desshalb,  wie  schon  mehr- 
fach anderwärts  nachgewiesen  wurde,  als  Maximum  nht  40^/o  an- 
nehmen. Von  letzteren  sind  aber  lO^/o  noch  vollkommen  arbeits- 
fähig und  können  theils  zu  besonderen  Dienstleistungen,  z.  B. 
Train,  Laboriren,  Schneiderei,  Bedienung  der  Offiziere,  Kranken- 
wärter etc. ,  fteüs  zur  Einreihung  ins  IL  Aufgebot  verwendet 
werden. 

Die  Kriege  werden  gegenwärtig  mögichst  kurz,  aber  mit 
n^gKchst  starken  Truppenmassen  gefUirt.  Das  L  Aufgebot 
muss  desshalb  qualitativ  und  quantitativ  möglichst 
stark  sein. 

Das  IL  Aufgebot  hätte  die  Reserve  für  das  L  zu  biMen. 
Seine  Aufstellung  muss  tiberdiess  im  Kriegsfalle  leicht  zu  bewerk* 
stelligen  sein. 

Das  m.  Aufgebot  nur  für  NothfilUe. 

Wir  würden  demgemäss  die  Wehrmacht  in  3  Aufgebote 
theiten : 

'L  Aufg^ot:  CAoszug,  Operationsannee,  active  Armee  etc») 
vom  21.  bis  zum  28.  Lebensjahr  —  8  Jahre.  (Ohne  Be- 
schränkung der  Heirath  und  Auswanderung,  es  sei 
denn  nach  ausgesprochener  Kriegsbereitschaft.) 

IL  Aufgebot:  (Reserve,  Landwehr  etc.)  vom  29.  bis  zum 
38.  Lebenslahre  —  10  Jahre, 

Die  Jahrgänge  werden  nach  Bedürfniss  entweder  einzeki 
eioberaüDn  and  cur  Ergänzung  des  L  Aufgebots  verwendet,  oder 
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werden  dieselben  zu  einem  zweiten  Armeekorps  zusammen- 
gestossen. 

In  dieses  Auigel)Ot  gehen  ausserdem  noch  aber;  die  Ver- 
heiratheten  und  die  L  Klasse  der  »bedingt  Tüchtigen*  des 
I.  Aufgebots. 

m.  Aufgebot:  (Landsturm)  vom  3&  bis  50.  Leben^ahre  — 
13  Jahre. 

(Wird  nur  in.Nothfällen  aufgestellt.  Im  Arsenale  sind  jedoch 
die  WaflTen  nach  und  nach  auch  für  dieses  Aufgebot  bereit 
zu  halten.) 

Was  das  I.  Aufgebot  anbelangt,  so  geht  die  Stärke  und  all- 
gemeine Eintheilung  der  Mannschaft  desselben  aus  Tabelle  I.  her- 
vor. Die  Stärke  der  Kompagnien  würde  je  nach  der. Stärke  des 
Bezirks  zwischen  100  und  160  Mann  schwanken,  durchscbnittlidi 
also  130  Mann  betragen*  Wo  ein  Bezirk  sehr  stark  ist,  werden 
2  Bataillone  formirt.  Damit  die  Kompagnien  möglichst  gleich  stark 
werden,  können  Bataillone  zu  5  oder  6  Kompagnien  formirt 
werden. 

Das  n.  Aufgebot  wird  ganz  in  derselben  Art  eingelheilt,  um 
im  Falle  einer  ausnahmsweisen  Landesvertheidigung  als  beson- 
i|eres  Armeekorps  verwendet  werden  zu  können. 

Im  Allgemeinen  wird  jedoch  dieses  II.  Angebot  nur  die  Re* 
serve  des  I.  Aufgebots  sein,  so  zwar,  dass  zur  Ergänzung  des- 
selben die  Jahrgänge  einzeln  aufgefordert  werden. 

Das  III.  Aufgebot  wird  nur  in  ausserordentlichen  Fällen  auf- 
gestellt werden  können.  Wenn  jedoch  Waffen  und  ausgebildete 
Mannschaft  auch  für  dieses  Aufgebot  vorhanden  sind ,  sa  wird  in 
Fällen  äusserster  Nothwehr  über  eine  Truppe  zu  verfügen  seiU} 
mit  welcher,  da  sie  bewaffnet  und  exercirt  ist,  mehr  geleistet 
werden  kann,  als  wenn  diese  Faktoren  fehlen. 

Wenn  wir  die  quantitative  Stärke  hiemit  im  Allgemeinen  fest- 
gestellt haben,  so  handelt  es  sich  weiter  um  die  qnalitaüTe 
Stärke,  um  die  Leistangsfithigkeit. 

Welche  Eigenschaften  muss  ein  Heer  haben, 
wenn  es  den  höchsten  Anforderungenan  seine 
Brauchbark  ei  tentspr  ecken  soll?  Das  ist  die  Frage, 
deren  Beantwortung  uns  von  selbst  auf  diejenigen  Faktoren  führt, 
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welche  wir  anzustreben  haben.    Die  Vorbedingangen,  onter  wel- 
chen ein  Heer  leistungsfähig  werden  wird,  sind  folgende: 

1)  Kriegerische  Eigenschaften  im  Volke.  (Wo  sie  «nicht  an- 
geboren und  im  Leben  des  Volkes  begründet  sind,  mOssen  sie 
anerzogen  werden.) 

2)  Patriotischer  Geist  im  Heere. 

Das  Heer  muss  volksthümlich  sein.  Der  Borger  muss  das 
BewQsstsein  haben,  dass  mit  dem  Heere  etwas  Tflchtiges  geleistet 
werden  kann,  der  Soldat  muss  übenseugt  sein,  dass  mit  dem 
Heere  nur  vateriändische  Zwecke  verfolgt  werden. 

3)  Intelligenz.  (Dass  solcfie  in  ganz  anderer  Weise  ver- 
treten s^ein  wird,  wo  jeder  ohne  Unterschied  des  Bildungs-  und 
Besitzgrades  wehrpflichtig  ist,  ab  da,  wo  Stellvertretung -«tatt- 
fiodet,  ist  selbstverständlich.) 

Gerade  in  diese  Aenderung  muss  man  .sich  recht  hinein- 
denken, um  sodann  auch  zu  erkennen ,  um  wie  viel  leichter  die 
Beschafl'ung  der  niederen  Chargen  sein  wird,  als  bisher. 

4)  Zweckmässige  Art  der  Offiziers-  und  UnterofBziersbe- 
schaffung  und  Ausbildung. 

5)  Tüchtiger  Oberbefehl 

6)  Kriegserfahrung  —  oder  da  solche  nicht  immer  möglich  — 
tüchtige  Ausbildung. 

7)  Zweckentsprechendes,  nach  den  erprobtesten  Mustern  auf- 
gestelltes Material. 

8)  Zweckentsprechende  Verpflegung,  Verrechnung,  Verwal- 
tung, Gesundheitspflege,  Gerichtsverfassung,  Kleidung,  Bepackung, 
Invalidirung,  etc. 

Hienach  wäre  die  Frage:  Auf  welche  Art  stellen  wir  unter 
fortwährender  Rücksichtnahme  auf  die  Friedensthätigkeit  die  obigen 
Faktoren  am  vollkommensten  her? 

Einige  der  aufgestellten  Punkte  hängen  so  enge  mit  den 
übrigen  staatlichen  Verhältnissen  zusammen  ,^  dass  uns  eine  Er- 
örterung derselben  für  die  vorliegende  Aufgabe  zu  weit  f&hren 
würde.  Patriotischer  Geist  und  Intelligenz  bei  der  Mannschaft 
stehen  mit  der  politischen  Bildung  und  dem  Unterrichtswesen  eines 
Volkes  in  engster  Beziehung.  Das  Verlangen  nach  einer  tüchti- 
gen Armee  lässt  sich  in  unsern  Tagen  nicht  mehr  trennen  vom 
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Verlangen  nach  freien  staatlichen  Einrichtungen   und   nach   mdg- 
lichster  Hebung  des  Volksunterrichts. 

Was  den  5.  Punkt  anbelangt,  so  wird  ein  tachliger  Ober- 
befehl immer  mehr  oder  weniger  zu  finden  sein,  wo  sich  der 
Höchsikommandirende  auf  die  übrigen  Faktoren  stützen  kann,  wo 
er  selbst  mit  seinem  ganzen  Wesen  in  ihnen  wurzelt,  und  wo  die 
Politik  des  Staates  im  Einklänge  mit  der  Kriegsführung  steht  Wo 
freilich  Unentscbiedenheit  in  der  Politik  ist,  kann  von  einer  ent- 
schiedenen Kriegsführung  keine  Rede  sein. 

Vergleicht  man  die  aufgestellten  Faktoren  mit  den  bisherigen 
Einrichtungen,  so  wird  man  nnden,  dass  die  bisherigen  Mittel 
viel  zu  gering  waren,  um  etwas  Tüchtiges  zu  leisten,  oder  bess^ 
gesagt,  dass  trotz  aller  aufgewandten  Mittel  in  Folge  des  Systems 
eben  dennoch  nichts  geleistet  werden  konnte.  Dafür  braueben 
wir  solchen-  Lesern,  welche  eine  Einsicht  in  die  bisherigen  mili- 
tärischen Verhältnisse  haben ,  gewiss  keine  weitem  Beweise  zu ' 
liefern.  Es  wird  aber  auch  sonst  Jedermann  einsehen^  dass  man 
einen  Mann,  welcher  noch  nie  in  seinem  Leben  ein  Gewehr  in 
der  Hand  gehabt,  noch  nie  irgend  einer  körperlichen  Uebung  ob- 
gelegen, noch  sich  an  eine  gewisse  Ordnung,  Aufmerksamkeit 
und  schnelle  Folgsamkeit  gewöhnt  hat,  in  1V>  Jahren  so  auszu- 
bilden vermöge,  dass  man  von  ihm  sagen  könne,  er  sei  ein  ge- 
wandter Soldat. 

Wenn  man  vollends  in  Rechnung  nimmt,  dass  von  365  Tagen 
im  Jahre  in  Folge  des  überflüssigen  Gamisons-  etc^  Dienstes  und  in 
Folge  des  mit  dem  Kasemenleben  verknüpften  Arbeitsdienstes  in 
Küche,  Kaserne,  Rüstkammer,  Zimmer  etc.  nur  140  eigentlicbe 
Uebungstage  auf  den  einzelnen  Mann  fallen,  so  findet  man ,  dass 
in  dieser  Zeit  nicht  einmal  ein  tüchtiger  Turner,  Schwimmer  und 
Fechter  herangezogen  werden  kann.  Wir  wissen  wohl,  dass  bei 
der  bisherigen  Ausbildungsart  manches  Unnötfaige  betrieben  wurde, 
aber  wir  wissen  auch,  dass  beim  Mangel  an  jedweder  Vorbildimg 
in  einem  bis  zwei  Jahren  kein  tüchtiger  Soldat  gezogen  werden 
kann.  Um  tüchtige  Unteroffiziere  und  Soldaten  zu  erhalten,  hfitle 
die  Präsenz  und  Bezahlung  zugleich  um  ein  ganz  Bedeutendes 
erhöht  werden  müssen,  was  volkswirthschaftHch  und  finanziell  mit 
den  grösiten  Opfern  verknüpft  gewesen  wäre,  und  wobei  dann 
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noch  daBohin  von  keiner  eigentlichen  Intelligenz,  sondern  nur  von 
einer  guten  Dressur  hfitte  die  Rede  sein  können,  und  quantitativ 
gar  keine  Vortheiie  gewonnmi  worden  wären.  Jetzt  aber,  nach- 
dem die  Wahl  der  allgemeinen  Wehrpflicht  ein  anerkannter 
Standpunkt  ist,  dürfte  es  ins  Reich  der  Unmöglichkeit  gehören, 
Präsenzzeit,  Zahl  und  Bezahlung  zugleich  zu  erhöhen. 

Es  ist  also  ein  System  zu  wählen,  welches  die  durch  eine 
lange  Präsenzzeit  wirklich  oder  vorgeblich  zu  erreichenden  Re- 
sultate ersetzt,  beziehungsweise  erhöht.  Ein  solches  System  ist 
gegeben  in  der  Erzidiung  des  Voftes  zur  WdirhafUgkeit  von 
Jugend  auf. 

Die  Frage  der  militärischen  Jugenderziehung 
hat  schon  länger  nicht  nur  die  Presse  —  voran  die  leider 
eingegangene  deutsche  Wehrzeitung  —  nicht  .nur  patriotisch  ge- 
sinnte Offiziere  in  allen  Gauen  Deutschlands,  sondern  auch  aner- 
kannte Pädagogen  beschäftigt.  Alle  sind  gleichmässig  auf  das 
Resultat  gekommen :   Erziehung  des  Volkes  zur  Wehrhaftigkeit 

Wenn  man  als  einen  der  wichtigsten  Faktoren  für  eine  tüch- 
tige Armee,  wie  wir  es  gethan,  die  kriegerischen  Eigenschaften 
des  «Volkes  betrachtet ,  so  stellen  sich  bei  der  Anwendung  auf 
4insere  Verhältnisse  die  Fragen  aufi 

1)  Welches  sind  diese  Eigenschaften? 

2)  Wie  viele  oder  wie  wenige  davon  sind  in  unserem  Volke 
vorhanden?  und 

3)  Wie  können  dieseften,  wo  sie  nicht  vorhanden  sind,  ge- 
wonnen werden? 

Kriegerische  Eigenschaften  sind:  Frischer  Mnth,  entsehk>s- 
sener  Sinn,  Ausdauer  bei  Entbehrungen,  Strapazen  und  Märschen, 
körperliche  Gewandtheit,  besonders  im  Laufen,  Schiessen,  Schwim- 
men, Reiten,  Fechten,  Lastentragen  etc.,  Orientirungssinn ,  Dis- 
ciplin,  Hässigkeit,  Ehrliebe,  Begeisterungsfkhigkeit. 

Sind  diese  Eigenschaften  bei  unserem  Volke  vorhanden? 

Wenn  wir  nach  demjenigen  TheUe  unseres  süddeutschen 
Volkes  urtheilen  wollten ,  welcher  bis  jetzt  in  der  Armee  ver- 
treten war,  so  müssten  wir  leider  sagen,  dass  nur  wenige ,  und 
«och  diese  nur  in  untergeordnetem  Maasse,  vorhanden  sind.  Ge« 
rtde  dieser  Umstand  hat  Veranlassung  und   eine   vermeintliche 
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Berechtigung  gegeben,  eine  lange  Prftsenzzeit  zo  verlangen;  bei 
richtiger  Würdigung  der  Bedürfnisse  fiir  Krieg  und  Frieden  hfitte 
aber  dieser  Umstand  vielmehr  dazu  Veranlassung  geben  sollen, 
dem  Rufe  nach  Anerziehung  dieser  Eigenschaften  durch  die 
Schule  Gerechtigkeit  widerfahren  zu  lassen. 

Bei  der  in  Aussicht  genommenen  allgemeinen  Wehrpflicht 
glauben  wir  zwar,  dass  einzelne  der  angeführten  kriegerischen  Eigen- 
schaften mehr  vertreten  sein  werden,  weil  sie  inderGesammtheitdes 
Volkes  eher  zu  finden  sind,  als  in  demjenigen  Theile,  aus  welchem 
bisher  die  Regimenter  gebildet  wurden,  aber  dennoch  sind  wir 
nicht  von  einem  besonders  starken  Glauben  an  diese  Eigenschaf- 
ten beseelt,  so  lange  sie  höchstens  im  Keime  vorhanden  sind. 
Um  so  mehr  ist  das  Verlangen  gerechtfertigt,  die  schlafenden 
Keime  zu  wecken. 

Muth  ist  bei  pnserem  süddeutschen  Volke  vorhanden,  er  whrd 
nur  nicht  an  den  rechten  Mann  gebracht.  Die  bekannte  Rauflust 
ist  die  schlimme  Kehrseite  desselben.  Körperkraft  ist  nicht  minder 
vorhanden,  sie  wird  nur  nicht  zur  Gewandtheit  ausgebildet,  so 
dass  sie  für  soldatische  Zwecke  brauchbar  wird.  Das  allgemeine 
Turnen  wird  Vieles  in  dieser  Richtung  leisten.  Ausdauer  bei 
Entbehrungen  und  Märschen  kann  durch  Uebung  bedeutend  er- 
höht werden,  Ordnungssinn  und  Genügsamkeit  werden  durch  Dis- 
ciplin  von  Jugend  auf  geweckt,  Ehrliebe  kommt  mit  der  sich  stei- 
gernden Bildung  und  insbesondere  mit  dem  Bewusstsein  der  Lei- 
stungsfähigkeit, welches  auch  eine  äusserlich  bessere  Hallung  geben 
wird.  Je  mehr  die  Nothwendigkeit  einer  tüchtigen  Ordnung  zum 
eigenen  Bewusstsein  kommt,  desto  grösser  wird  die  Leistungs- 
fähigkeit Mit  letzterer  kommt  Vertrauen  zu  sich  selbst ,  Ent- 
schlossenheit, Begeisterung. 

Hebung  der  kriegerischen  Eigenschaften  durch  Jugenderzie- 
hung wftre  dei^nach  eines  der  Hauptmittel,  um  eine  tüchtige  Wehr- 
kraft für  Süddeutschland  herzustellen. 

Wie  soll  diese  Jugenderziehung  bewerk- 
stelligt werden? 

Es  ist  diese  Frage  von  bewährten  Pädagogen  und  Turn- 
lehrern —'  in  neuester  Zeit  von  Oberstudienrath  Klump  und  Pro- 
fessor Jäger  —  mit  solcher  Sachkenntniss  von  dem  einen  erör- 


Digitized  by 


Google 


Elnftlhrnng  der  allgemeinen  Wehrpflicht  in  Sflddenlfchliind.      255 

terl,  von  dem  andern  tur  Anwendung  gebracht  worden,  dass 
wir  in  Betreff  des  Unterrichts  an  den  Schoten  bis  zom  14.  and 
f&r  die  höheren  Schulen  bis  zum  18.  Lebensjahr  nichts  Besseres 
▼orzoschlagen  wüssten.  Für  den  Unterricht  nach  dem  14.  Le- 
bensjahr für  diejenigen  Jünglinge,  welche  von  da  an  keine  Schule 
mehr  besuchen,  glauben  wir  dadurch  ein  zwecicentsprechendes 
und  billiges  System  aufzustellen,  wenn  wir  ihre  Ausbildung  durch 
die  Unteroffiziere  des  I.  Aufgebots ,  wie  unten  näher  auseinander 
gesetzt  werden  soll,  vornehmen  lassen.  Nur  kurz  glauben  wir 
der  Vollständigkeit  wegen  die  Grundzüge  der  militärischen 
Ausbildung  der  Jugend  bis  zum  14.  Lebensjahre  anführen  zu 
sollen: 

Die  Turnübungen  in  sfimmtlichen  Schulen  sind  für  die  Kna* 
ben  vom  10.  bis  14.  Lebensjahr  ein  obligatorisches  Schulfach  und 
künftighin  in  den  Stundenplan  mit  3  bis  4  wöchentlichen  Stunden 
aufzunehmen.  Als  Lehrer  bei  den  Uebungen  der  Volksschulen 
werden  die  in  den  Lehrerseminarien  zu  Turnlehrern  auszubilden- 
den Jünglinge,. oder  an  hohem  Schulen  die  besonders  aufgestell- 
ten Turnlehrer  verwendet. 

Der  Unterricht,  welcher  sich,  wo  es  nur  immer  sein  kann, 
an  die  militärischen  Exerzir-  etc.  Reglements  etc.  anschliesst,  wird 
nach  Anleitung  einer  besondero  »Tumschule*  ertheilt  und  zerflUlt 
in  2  Abtheilungen: 

L  Abtheilung :  Die  Vorübungen,  Ordnungs-  und  Gelenkübun- 
gen, sowie  Sammelübungen  vom  10.  bis  12.  Jahre. 

n.  Abtheilung:  Rep^tion  der  letzteren  und:  Laufen,  Sprin- 
gen, Ringen,  Balanciren,  Klettern,  Reck-  und  Barren-Uebungen, 
(einzelne  dersdben  mit  Belastung)  vom   13.  bis  14.  Lebensjahr. 

Nach  dieser  kurzen  Uebersicht  der  Schulübungen  geben  wir 
nun  die  Grundzüge  der  Jugendübungen,  wie  vrir  sie  vom  15.  bis 
20.  Lebensjahr  für  nöthig  halten.  Dieselben  würden  in  2  Ab- 
theilungen zerfallen  und  am  jeweiligen  Aufenthaltsort  der  Pflich- 
tigen stattfinden. 

L  Vorsohule. 

Dieselbe  umfasst  die  Altersklasse  vom  15.,  16.  und  17.  Le- 
bensjahr.   * 
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Daner  vom  10.  Mftrz  bis  10.  August 

Unterrichtsstunden  an  2  Abenden  in  der  Woche  je  1  Ihi 
2  Stunden.  (Hiebei  sind  solche  Abende  zu  wfthlen,  welche  filr 
die  Rekmtenschule  (s.  u.)  ausfallen.) 

Die  Uebungen  der  Vorschule  geschehen  ohne  Gewehr  und 
umfassen : 

Turnen  nach  einer  besonderen  Vorschrift  als  Hauplübung. 
Sodann  Bajonnetfechten.  (Fechtgewehre  nach  Muster  von  den 
Gemeinden  zu  beschaffen.) 

Soldatenschule,  Uebungen  ohne  Gewehr. 

Abstandschätzen.  Sammelabungen.  Kldnere  Märsche  in  ver- 
schiedenen Formationen. 

Zu  Lehrern  der  Vorschule  werden  die  Unteroffiziere  der  be- 
treffenden Gemeinde  verwendet,  in  abwechslungsweisem  Turnus 
nach  den  Anordnungen  der  Kompagniekommandanten. 

Denselben^  wird  eine  entsprechende  Anzahl  von  Vortumem 
aus  der  Mitte  der  Schule  an  die  Hand  gegeben. 

Der  Kompagniekommandant  entwirft  unter  Oberleitung  des 
Bataillonskommandanten  einen  Unterrichtsplan  f&r  die  drei  Jahr- 
gänge, so  dass  der  erste  am  10.  März  beginnen,  der  zweite  am 
10.  April  dazu  stossen  und  der  dritte  am  10.  Hai  zu  den  Übrigen 
eintreten  würde,  so  dass  jeder  eine  vierwöchentliche  Uebung  vor 
dem  älteren  Jahrgang  voraus  hätte,  und  alle  drei  Jahrgänge  vom 
10.  Hai  bis  10.  August  zur  Uebung  vereinigt  wären. 

Die  Uebungsplätze  sind  von  der  Gemeinde  •  zu  beschaffen ; 
es  können  aber  auch  mehrere  nahe  beieinander  liegende  Gemein- 
den einen  gemeinsamen  Uebungsplatz  haben. 

Bei  ungünstiger  Witterung  sind  die  Uebungen  in  einem  ein- 
fachen Lokale,  Scheuer,  Schopf,  Saale  etc.,  welches  ton  der  oder 
den  Gemeinden  zu  beschaffen^  wäre,  vorzunehmen. 

Ein  solches  Lokal  ist  überall  ohne  erhebliche  Kosten  aufzu- 
bringen. Kleidung  ist  freigestellt.  Eine  gleichmässige  Kleidung 
wäre  erwünscht,  muss  aber  den  Einzelnen  überlassen  werden. 
An  den  Uebungen  der  Vorschule  sich  zu  betheiligen,  ist  bei  Strafe 
jeder  Angehörige  der  betreffenden  Jahrgänge  verpflichtet,  mit 
Ausnahme  derjenigen,  welche  ein  von  zwei  Aerzten  ausgestelltes 
Untüchtigkeits-Zeugniss  beibringen. 
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Eine  Lbte  der  PflichUgen  ist  vom  Ortsvorstande  dem  Kom- 
pagniekommandanten zu  übergeben.  Die  Ortsabwesenden  sind 
von  dem  Ortsvorsteher  der  Heimathgemeinde  an  jenen  des  je- 
weiligen Aufenthaltsortes  zo  ttbergeben. 

Beim  Austritt  aus  der  Vorschule  wird  jedem  Abgehenden  ein 
Zeugniss  über  Führung  und  Leistungsfähigkeit  ausgestellt,  welches 
er  beim  Eintritt  in  die  Armeeschule  vorzuzeigen  hat;  wer  kein 
solches  Zeugniss  aufweisen  kann,  hat  einen  vollen  Jahrgang  in 
der  Divisionsschule  (s.  u.)  präsent  zu  bleibeh. 

Bei  besonderen  Vergehen  gegen  die  Ordnung,  bei  Unfolg- 
samkeit  gegen  die  Lehrer  (Unteroffiziere)  können  durch  den  Kom- 
pagniekommandanten Strafen  verhängt  werden.  Die  Kompetenz 
desselben  wäre  besonders  festzusetzen. 

n.  Bekmtensohule. 

Dieselbe  umfasst  die  Alterskiaasen  des  18.,  19.  und  20. 
Lebensjahres. 

Dauer  vom  10.  März  bis  10.  August. 

Bis  hieher  war  das  Turnen  der  Hauptgegenstand.  Von  jetzt 
an  sind  es  die  Wehrübungen  mit  Waffen,  ohne  Abs  Turnen  jedoch 
auszuschliessen. 

Mit  dem  Eintritt  in  den  ersten  Jahrgang  erhält  der  Jüng- 
ling unter  feierlichem  öffentlichem  Akte  vor  der  Gemeinde  mit 
dner  Vorstellung  der  Bedeutung  dieser  Feierlichkeit  durch  den 
Ortsgeistlichen,  das  Gewehr. 

Unterrichtsstunden :  an  zwd  Abenden  oder  Morgen  der  Woche, 
welche  nicht  zcfgleich  Uebungsstunden  der  i Vorschule  sind,  je 
1  bis  2  Stunden. 

Ausserdem  an  den  Samstag-,  Sonntag-  und  Feierta|[-Nach> 
mittagen  4 — jBstündige  Uebungen. 

Turnen,  Bajonnetfechten ,  Soldatenschule,  sämmtliche  Ab- 
schnitte, sodann  Kompagnieschule,  Plänkeln,  Zielen  und  Abstand- 
schätzen, Sammelübungen,  Scheibenschiessen  (Schiessplätze  von 
mehreren  Gemeinden  gemeinschaftlich  hergestellt,  womöglich  in 
einem  Gemeindebezirk  einer),  Feiddienstübungen  in  den  Kompag- 
ineo,  Instruktionen  über  Gewehr,  innem  Dienst,  Wachformen  etc. 

In  jedem  Kursus  4 — 6  grössere  Beisemärsche. 
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Die  Lehrer  der  Rekrutenschale  sind  die  OfDziere  und  Unter- 
offiziere der  betreffenden  Gemeinde,  in  abwechslungsweisem  Tor- 
nus.  Der  Kompagniekommandant  leitet  die  Uebungen  unter  Ober- 
aufsicht des  BataHionskommandanten,  nach  einem  f&r  die  Rekm- 
tenschule  gegebenen,  allgemein  gehaltenen  Lehrplan  und  mit  be- 
sonderer Rflcksichtnahme  auf  die  Verhfiltnisse  des  Bezirks. 

Zu  den  Uebungen  in  der  Kompagnie  vom  IL  Mai  an  werden 
die  Ortschaften  nach  der  Eintheilung,^wie  sie  für  die  Armee  mass- 
gebend sind  (Tabelle  L  und  n.)>  am  Samstag,  Sonn-  und  Feier- 
tag, Nachmittags,  zusammenstossen. 

Für  je  12  Mann  wird  ein  Vorturner  (Gefreiter)  gewählt, 
welcher  den  Dienst  des  Unteroffiziers  versieht,  und  welchem  wie 
einem  Lehrer  Gehorsam  zu  leisten  ist 

Die  Rekrutenschule  zerfällt  in  3  Perioden. 

L  Periode  vom  10.  März  bis  10.  April  (Theilnehmer  die  Al- 
tersklasse von  18  Lebensjahren). 

n*  Periode  vom  11.  April  bis  10.  Mai  (Theihiehmer  die  Al- 
tersklasse vom  18.  und  19.  Lebensjahr). 

in.  Periode  vom  11.  Mai  bis  10.  August  (Theilnehmer  sämmt- 
liche  3  Altoi^Uassen  vom  18.,  19.  und  20.  Lebensjahr). 

Die  Uebungsplätze  sind  die  der  Vorschule. 

An  der  Rekrutenschule  haben  sich  sämmtliche  Angehörige 
der  drei  AUerklassen  zu  betheiligen,  mit  Ausnahme  derjenigen, 
welche  ein  von  2  Aerzten  unterschriebenes  Untüchtigkeits-Zeug- 
niss  beibringen. 

Beim  Austritt  aus  der  Rekrutenschule  werden,  wie  bei  der 
Vorschule,  Zeugnisse  ausgestellt  Die  Zeugnisse  sind  beim  Ein- 
tritt in  die  Armeeschule  vorzuweisen.  Wer  ein  sokhes  nichl 
beizubringen  vermag,  hat  ein  volles  Jahr  in  der  Divisionsschule 
(s«  u.)  präsent  zu  sein. 

Vom  Nichterscheinen  bei  einer  Uebung  entschuldigt  nur 
Krankheit.  Der  Entschuldigte  darf  bei  Strafe  24  Stunden  lang 
das  Haus  nicht  verlassen. 

Die  Entschuldigungen  werden  in  besondere  Listen  eingetra- 
gen. Bei  mehr  als  6  Entschuldigungen  während  eines  Jahres- 
kurses ist  die  nächste  Periode  vom  10.  März  wieder  üditzumachen. 
Der  gleiche  Fall  tritt  ein  bei  einer  länger  als  6  Wochen  dauem- 
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den  Krankheit,  Haben  die  Entschuldigungen  oder  die  Krankheit 
im  letzten  Jahre  der  Rekrutenschule  stattgefunden,  so  ist,  wenn 
dem  Betreffenden  sonst  kein  ganz  gutes  Zeugniss  über  Führung 
und  Leistungsfähigkeit  zur  Seite  steht,  ein  weiteres  Jahr  in  der 
Armeeschule  mitzumachen. 

Ein  Entgegenhandeln  gegen  diese  Bestimmungen,  insbesondere 
unentschuldigtes  Wegbleiben  von  den  Uebungen,  zu  .spfttes  Er- 
scheinen bei  denselben,  unanständiges  Benehmen  dabei.  Erschei- 
nen in  trunkenem  Zustande,  ungebührliche  Aeusserungen  gegen 
die  Lehrer,  unstatthaftes  Benehmen  gegen  Kameraden,  Vernach- 
lässigung seiner  Armatur  etc.  ist  mit  strenger  Consequenz  zu 
bestrafen. 

Die*  Strafen  bestehen  bei  minderwichtigen  Uebertretungen  in 
Verweisen,  bei  gröberen  Vergehungen  in  Arreststrafen  durch  den 
Kompagniekommandanten  bis  zu  4  Tagen  Arrest  IL  Grad  (bei 
Wasser  und  Brod),  durch  den  Bataillonskommandanten  bis  zu 
16  Tagen  solchen  Arrests;  im  Uebrigen  bleiben  selbstverständ- 
lich die  bürgerlichen  Strafgesetze  massgebend. 

Gewehre,  Patrontaschen,  Bajonnetscheiden  (Seitengewehre 
keine  getragen)  werden  vom  Staate  abgegeben«  Munition  je  nach 
den  Einrichtungen  ebenfalls.  Wird  die  Bereitung  der  Munition 
der  freien  Concurrenz  in  der  Fabrikation  anheimgestellt,  wie  es 
wohl  das  Zweckmässigste  sein  wird,  so  haben  die  Gemeinden  die 
betreffende  Munition  zu  kaufen ;  die  blinde  zu  den  Uebungen  kann 
frei  angefertigt  werden. 

Die  Kleidung  muss  den  Einzelnen  überlassen  werden,  und 
wird  nur  der  Wunsch  ausgesprochen,  dass  von  solchen,  welchen 
dies  möglich  ist,  Kleidungen  nach  dem  Schnitte  der  Armee  ge- 
tragen werden  sollten. 

Jeder  Rekrute  hat  jedoch  in  geordnetem  reinlichem  Anzüge 
bei  den  Uebungen  zu  erscheinen. 

Während  der  Uebungszeit  sind  die  Gewehre  im  Besitze  der 
betreffenden  Mannschaft.  (Das  Reinigen  derselben  findet  bis  zu 
eriangter  Uebung  gemeinschaftlich  in  dem  von  der  Gemeinde  be- 
stimmten Instruktionslokale  statt.) 

Mit  dem  Schlüsse  der  Rekrutenschule  werden  sie   von  dem 
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Kompagniekommandanten  abgeDommen  and  in  einem  besonderen 
Magazin  unter  seiner  Verantwortung , aufbewahrt 

Sehen  wir  uns  nun  nach  den  Resultaten  des  bisher  darge- 
legten Systems  um,  so  finden  wir,  was  die  Ausbildung  an- 
belangt 

1)  bei  der  Knabenschule: 
in  5  Jahren  in  runder  Summe  800  Uebungsstunden ,  was   einer 
Prftsenzzeit  von  einem  Jahre  (mit  140  Uebungstagen ,   wie  wir 
oben  auseinandersetzten)  gleichkommt; 

^)  bei  der  Vorschule 
haben  wir  im  15.  Lebensjahre 

vom  10.  März  bis  10.  August 

3—4  Stunden  wöchentlich 70  Stunden, 

im  16.  Lebensjahre 

vom  11.  April  bis  10  August     ....      60       » 
im  17.  Lebensjfllire 

vom  11.  Mai  bis  10.  August      ....      40       » 

Zusammen    160  Stunden, 
was  einer  Präsenz  von  2  Monaten  gleichkommt; 

3)  bei  der  Rekrutenschule: 
im  18.  Lebensjahre 

vom  10.  März  bis  10.  August 
14  Stunden  wöchentlich  —  rund  —  .    .    «    280  Stunden, 
im  19.  Lebensjahre 

vom  11.  April  bis  10.  August 

14  Stunden  wöchentlich 220      » 

im  20.  Lebensjahre 

vom  11.  Mai  bis  10.  August 160      » 

Zusammen    660  Stunden, 
was  einer  Präsenzzeit  von  8  Monaten  gleichkommt   Die  gesammte 
bisherige  Ausbildungszeit  würde  demnach  eine  Präsenzzeit  von 
1  Jähr  und  10  Monaten  repräsentiren. 

Es  braucht  jedoch  nicht  darauf  aufmerksam  gemacht  zu  werden, 
um  wie  viel  intensiver  eine  solche  durch  eine  Reihe  von  Jugend* 
jähren,  als  eine  erst  in  späteren  Jahren  in  einem  kurzen  Zeit- 
raum vollzogene  Ausbildung  ist;  das  eine  in  Fleisch  und  Blut 
übergegangen,  das  andere  nach  wenigen  Jahren  vergessen. 
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In  Gemeinden,  welche  die  Mittel  haben,  nach  and  nach  be- 
sondere Lokale  für  den  Unterricht  herzustellen,  können  auch  in 
den  Monaten  November  bis  Februar  Uebangen  im  Turnen  etc. 
abgehalten  werden. 

Was  die  Störung  der  Friedensthätigkeit  und  den  Verbrauch 
von  Produktionskrafl  anbelangt,  so  kann,  bei  der  ersten  Hdlfte 
der  Betheiligten  hievon  noch  gar  nicht  gesprochen  werden,  bei 
der  zweiten  Hälfte  ist  diese  Störung  jedoch  verschwindend  klein. 
Die  meisten  Arbeitstage  gehören  dem  Betreffenden  ganz  und  von 
den  übrigen  hat  er  nur  einige  Abende  in  der 'Woche  und  die 
Samstag  Nachmittage  seiner  Arbeit  entzogen,  und  auch  dieses 
Opfer  findet  nur  wahrend  des  3.  Theils  des  Jahres  statt. 

Der  Einwurf,  die  Arbeitgeber  würden  solche  Störung  in  ihrer 
Arbeitszeit  schwer  überwinden,  füllt  nur  so  lange  ins  Gewicht, 
als  das  Institut  noch  nicht  in  das  ganze  Leben  des  Volkes  ein- 
gedrungen ist;  sobald  dasselbe  populär  geworden,  und  überdies 
durch  Gesetze  geregelt  ist,  wird  dieser  Einwurf  nirgends  mehr 
zu  hören  sein. 

Was  die  Kosten  anbelangt,  so  reduciren  sich  dieselben  für 
dcD  Staat  auf  Beischaffung  von  ungefähr  30,000  Gewehren  mit 
Zubehör  (wobei  jedoch  zu  berücksichtigen  wäre ,  dass  stets  die 
in  Folge  von  Aenderungen  abgängigen  Gewehre  benützt  werden 
könnten),  femer  auf  einige  Ausgaben  der  Gemeinden,  welche 
jedoch  mit  einem  für  allemal  abgethan  wären ,  und  auf  einige 
wenige  Kreuzer  für  den  Einzelnen  bei  grösseren  Uebungen  im 
Verlaufe  des  Jahres.  — 

Ausser  der  gewöhnlichen  Vor-  und  Rekrutenschule  wäre  an 
den  höheren  Lehranstalten  eine  Schule  zur  Heranbildung  von 
Unteroffizieren  und  Zugskommandanten  43inzuführen. 

Die  Erstehung  einer  Prüfung  der  Theilnähmer  würde  im 
Frieden  zur  Uebemahme  von  Unteroffiziers-  eventuell  Zugskom- 
mandantenstellen während  der  betreffenden  Armeeschule  mit  dem 
damit  verbundenen  Gehalte,  im  Felde  aber  unter  Umständen  zur 
Uebemahme  von  Kompagniekommandantenstellen  berechtigen. 

Nähere  Erörterung  verlangt 

die  Beschaffung  der  Chargen. 
I.  Aufgebot 
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Die  Zweifel  Ober  die  Frage ,  ob  für  solch*  grosse  Trappen- 
massen,  wie  wir  sie  nach  unserer  Tabelle  bekommen  wQrden, 
intelligente  und  zugleich  militärisch  ausgebildete  Führer  beschafft 
werden  können,  welche  überdies  die  nöthige  Autorität  über  ihre 
Untergebenen  besitzen,  hat  schon  Manche  von  der  Anerkennung  der 
Leistungsfähigkeit  einer  Truppe  abgebracht,  welche  diese  Einrichtung 
mit  der  Miliztruppe  gemein  hat.  Ein  Grund  daf&r  mag  im  Namen  liegen, 
da  Miliztruppe  für  Manchen  gleichbedeutend  mit  einer  schlecht 
ausgebildeten  und  indiscipUnirten  Truppe  ist.  Wir  aber  sind  der 
festen  Ueberzeugung ,  dass  eine  gute  Miliztruppe  weit  mehr 
leisten  wird,  als  die  gezwungenen  Soldaten  der  stehenden  Heere, 
und  dass  bei  tüchtiger  Jugenderziehung  die  Beschaffung  und  Aus* 
bildurig  der  Chargen  nicht  mit  den  Schwierigkeiten  verknüpft  ist, 
wie  man  sie  gewöhnlich  darstellt. 

Bevor  wir  die  uns  vorschwebende  Beschaffungs-  und  Aus- 
bildungsart  näher  darthun,  dürfte  es  nöthig  werden,  vorher  einen 
Blick  auf  unsere  Tabelle  I.  zu  werfen. 

Nach  einer  fünfjährigen  Durchschniltsberechnung  stellt  sich 
in  Württemberg  die  Zahl  der  alljährlich  in's  21.  Lebensjahr  tre- 
tenden männlichen  Bevölkerung  rund  auf  17,100  Mann.  Hievon 
sind  nach  statistischen  Erhebungen  als  Maximum  lO^/o  körperlich 
oder  geistig  unbrauchbar  —  «Unbedingt  untüchtig." 

Wir  glauben  mit  dieser  Summe  sehr  hoch  gegriffen  zu  haben, 
da  in  Preussen  nach  einer  23jährigen  Durchschnittsberechnung 
nicht  ganz  7^/o  angenommen  werden.  Wir  wollen  jedoch,  um 
ganz  sicher  zu  gehen,  die  Abzüge  überall  lieber  zu  stark  als  zu 
schwach  annehmen.  Es  bleiben  hienach  15,400  Mann  übrig. 
Ziehen  wir  hievon  40 ^/o  solcher  ab,  welche  zwar  meist  noch 
arbeitsfähig,  aber  zum  Militärdienste  nur  »bedingt  tüchtig"  sind, 
so  stellt  «ich  die  Summe  von  9200  Mann  heraus. 

Da  für  verschiedene  Dienstleistungen  in  der  Armee  ein  Theil 
dieser  »Bedingt  Tüchtigen"  noch  ganz  brauchbar  ist,  so  wären 
dieselben  in  zwei  Klassen  einzutheilen.  Die  erste  Klasse  würde 
zum  Festungsdienst  oder  zu  Arbeiten,  kurz  zu  allen  Dienst- 
leistungen benützt,  wozu  sie  brauchbar  sind;  die  andere  Klasse 
wäre  in  das  dritte  Aufgebot  zu  stellen.    Die  erste  Klasse  würde 
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«igenkfar  10%  betragen  und  in  8  Dienstjahren   sich  auf  unge- 
flhr  5000  Mann  belaufen. 

Zu  den  Spezialwaffen  wurden  15%  abgezogen.  Die  Gründe 
dieser  Annahme  sind  unten  entwickelt. 

Nach  Abzug  all*  dieser  Summen  bleiben  in  einem  Jahrgang 
7890  tüchtige  Hftnner  für  die  Infanterie  übrig ,  thut  in  8  Jahr- 
gingen 63,100  Mann. 

Rechnet  man  hievon  wahrend  der  Dienstzeit  noch  einen  Ab- 
gang von  20%  an  Untauglichen ,  Gestorbenen,  Verheiratheten, 
Ausgewanderten,  so  bleiben  übrig  in  runder  Summe 

50,000  Mann  Infanterie 
im  I.  Aufgebot. 

Desertionen  gibt  es  im  Frieden  keine.  Wer  voja  der  Ar- 
meeschttle  ungerechtfertigt  wegbleibt,  wird  im  Disciplinarweg  mit 
Geld  oder  Arrest  bestraft  und  hat  in  der  Divisionsschule  j6  nach 
Umstanden  Va — 2  Jahre  präsent  zu  bleiben.  In  Wiederholungs- 
fallen tritt  verschärfte  Strafe  ein.  Wer  seinen  Aufenthaltsort 
wahrend  der  Armeeschule  verändert,  hat  vorher  Anzeige  sowohl 
an  seine  Ortsbehörde,  als--«n  sein  Kompagniekommando  zu  machen, 
damit  das  Erforderliche  an  seinem  künftigen  Aufenthaltsorte  ein- 
geleitet werden  kann. 

Die  Unterlassung  solcher  Anzeige  zieht  Strafe  nach  sich. 

Da  die  Dienstzeit  in  Betreff  der  Heirath,  des  Aufenthalls  im 
Ausland,  der  Auswanderung  etc.  im  Frieden  künftighin  nirgends 
mehr  ein  Hindemiss  bieten  würde,  so  kommt  es  im  Frieden  auch 
gar  nicht  darauf  an ,  wann  diese  Dienstzeit  zu  Ende  geht.  Im 
Kriegsfall  aber  richtet  sich  das  Ende  der  Dienstzeit  bekanntlich 
immer  nach  dem  Bedarf,  so  dass  hier  von  einer  festen  Dienst- 
Eelt  gar  nicht  gesprochen  werden  kann. 

Bei  der  Annidime  von  8  Dienstjabren  sind  wir  einfach  von 
dem  Grundsatze  ausgegangen:  Ein  möglichst  starkes  Operations- 
heer, doch  nicht  so  stark,  dass  die  Beschaffung  der  Kaders  mit 
zu  grossem  Kostenaufwand  verknüpft  wäre,  ein  Operationsheer, 
bei  wetehem  die  Stärke  der  kleinsten  Einheiten  im  zweckdien- 
lichsten Verhältniss  zu  der  Territorial-Eintheilung  steht.  Hätten 
wir  z.  B.  blos  6  Dienstjahre  angenommen,  so  wären  die  Kom- 
pagnien zu  schwach  geworden,  und  das  Verhältniss,  nach  wel* 
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ehern  jeder  Oberamisbezirk  ein  Bataillon  bilden  kann,  wflre  so- 
dann verloren  gegangen.  Wir  halten  aber  eine  möglichste  Har- 
monie der  politischen  Eintheilung  mit  der  militärischen  —  ganz 
abgesehen  von  der  Einfachheit  and  dem  geringen  Aufwand  —  flir 
einen  ganz  bedeutenden  Hebel,  um  den  Patriotismus  und  die  Ehr- 
liebe zu  erhöhen  und  eine  möglichst  schnelle  Sammlung  zu  be- 
werkstelligen. Käme  aber  je  der  Fall  vor,  dass  statt  eines  Heeres 
von  60,000  Mann  nur  ein  solches  von  30,000  Mann  nöthig  würde, 
so  könnte  man,  um  nicht  einzelnen  Bezirken  ihre  ganze  wehr- 
pflichtige Mannschaft  I.  Aufgebots  zu  nehmen  und  sie  andern 
zu  belassen,  ohne  Anstand  Hus  jedem  Oberamtsbezirk  Haibbatail- 
lone  formiren,  welche  aus  den  4  jüngsten  Altersklassen  zusammen- 
gesetzt wfiren. 

Bei  der  aufgestellten  Art  des  Anschlusses  an  die  Territorial- 
Eintheilung  werden  die  Kompagnien  eine  durchschnittliche  Stärke 
von  130  Mann  erreichen,  eine  Stärke,  welche  bei  dem  Kader- 
system, wie  wir  solches  im  Auge  haben,  gerade  noch  hinreichend 
wäre,  um  eine  Abtheilung  zu  biMen,  deren  Leitung  ohne  Schwie- 
rigkeit von  Kompagniekommandanten,  -wie  wir  sie  unten  näh«r 
beschreiben,  vollzogen  werden  könnte. 

Da  im  Kriege  dem  Kriegsministerium  das  Recht  eingeräumt 
werden  muss,  auch  die  ersten  Jahrgänge  der  Reserve,  wenn  es 
nolh  thut,  verwenden  zu  können,  so  könnte  die  Armee  in  be- 
sonderen Fällen  auf  70 — 80,000  Mann  gebracht  werden. 

Es  könnte  demnach  Württemberg  je  nach  den  Umständen 
über  30,  60  oder  80,000  Mann  verfügen,  und  hätte  dabei  imaier 
noch  über  eine  Reserve  von  20 — 60,000  Mann  zu  disponiren, 
wobei  das  HI.  Aufgebot  ganz  unberücksichtigt  bleibt 

Wir  gehen  überhaupt  von  dem  Grundsatze  aus,  dass,  wenn 
einmal  die  allgemeine  militärische  Jugenderziehung,  sowie  die 
allgemeine  Wehrpflicht  durch  und  durch  zur  Ausführung  gekom- 
men ist,  es  dann  keine  scharfe  Abgränzungen  von  Lebens- 
perioden, innerhalb  welcher  sich  die  Pflichten  steigern  oder  ver- 
ringern, mehr  geben  kann,  sondern  dass  dann  einzig  und  allein 
nach  Jahrgängen  entschieden  wird,  unter  steter  Berücksichtigung 
des  Bedürfnisses  und  der  Möglicbkeit  der  Ausrüstung,  Bewaffnung, 
Führung,  Bezahlung  etc. 
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Wenn  wir  als  Bandesslant  verpflichtet  werden,  einen  aus- 
wärtigen Krieg  mitzoführen ,  so  werden  wir  für  gewöhnlich  die 
sogenannte  Operations- Armee  aufzustellen  haben,  welche  also 
stets  vollständig  ausgerüstet  und  ausgebildet  sein  muss.  Führen 
wir  aber  -^  und  das  wird  bei  jedem  Lande,  welches  dem  Volks- 
wehrsysteme huldigt,  das  Gewöhnliche  sein  —  einen  Yertheidi- 
gungskrieg,  dann  werden  so  viele  Jahrgänge  beigezogen,  als  nur 
immer  bewaffnet,  geführt  und  bezahlt  werden  können. 

Bei  unserem  Systeme  sind  alle  tücfat%en  Männer  militärisch 
ausgebildet;  e^  handelt  sich  also  nur  darum,  möglichst  viele 
Waffen  anzuschaffen  und  möglichst  viele  Füh-. 
rer  auszubilden. 

Wir  dürfen  uns  aber  dabei  ja  nicht  täuschen  und  glauben, 
dftss,  weil  ein  Staat  möglicherweise  200,000  ausgebildete  Männer 
haben  kann,  er  desshalb  auch  eine  ebenso  starke  Armee  aufzu- 
stellen im  Stande  sein  werde.  Es  gibt  hier  einen  kategorischen 
Imperativ,  wekher  neben  vielen  anderen  Dingen,  besonders  auch 
in  der  AnschaSvng  tüchtiger  Chargen,  in  der  Verpflegung,  den 
finanziellen  Kräften  etc.  seinen  Grund  hat. 

Wo  die  Grenzlinie  ist ,  kann  zum  Voraus  gar  nicht  bestimmt 
vrerden.  Es  hängt  dies  ganz  von  der  Art  des  Krieges  ab.  Bei 
einem  Kriege,  wo  die  ganze  Existenz  des  Volkes,  seine  mate- 
riellen und  geistigen  Güter  auf  dem  Spiele  stehen ,  wo  die  aller- 
grössten  Anstrengungen  im  und  durch  den  Willen  des  Volkes 
gemacht  werden,  wo  das  ganze  V<rik  einstimmig  zu  jeder  Art  von 
Opfern  bereit  ist,  da  nur  könnte  die  Aufstellung  einer  Armee  bis  zu 
200,000  Mann  möglich  werden.  Wir  können  uns  aber  über  ausser- 
ordentUcbe  Fälle  in  keine  weiteren  Untersuchungen  einlassen,  es 
genügt,  darzuthun,  dass  durch  die  allgemeine  A'usbildung, 
durch  Beschaffung  möglichst  vieler  Waffen  und 
Führer  Vorbedingungen  flir  solche  ausserordentliche  Fälle  ge- 
geben sind. 

Wir  kehren  zu  deijenigen  Armee  zurück,  welche  wir  ohne 
zu  grossen  Kostenaufwand  für  aHe  Fälle  aufzustellen  für  nöthig 
halten.    Es  ist  dies  das  L  Aufgebot. 

Wir  haben  im  L  Aufgebot  eine  Infanteriestärke  von  50,000  Mijnn ; 
hiezu  Reiterei,  Artillerie,  Pionniere,  Train,  zusammen  nach  der 
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Leistungsfiihigkeit  des  Landes  urigeflhr  10,000  Mann,  also  so- 
sammen  eine  Armee  von  60,000  Mann.  Was  die  Spezialwaffen 
anbelangt,  so  wird  von  der  Art  ihrer  Beschaffung  später  die  Rede 
sein ;  nur  soviel  sei  hier  bemerkt :  Wo  wenig  Pferde  vorhanden, 
oder  die  Beschaffung  derselben  mit  bedeutendem  Kostenaufwand 
verkntlpft  ist,  da  hat  man  sich  einfach  nach  der  Decke  zu  strecken 
und  stellt  also  nur  das  Minimum  des  Bedarfes  her.  Württemberg 
hat  in  4  Reiterregimentern  und  einer  Feldjfigerschwadron  eine 
Stftrke  an  Reiterei  von  ungefähr  3000  Mann.  Eine  grössere  An- 
zahl aufzustellen,  halten  wir  —  auch  bei  vierfach  vermehrter 
Infanterie  —  für  nicht  nöthig.  Dagegen  ist  diese  Zahl  auch  das 
Minimum,  welches  nothwendig  noch  «vorhanden  sein  muss« 

Wird  das  System  allgemeiner  Volksbewaffnung  eingeführt, 
so  halten  wir  die  Zeit  nicht  zu  ferne,  dass  es  möglich  sein  whrd, 
die  Ordonnanz-  und  Nachrichten-Reiterei,  später  sogar  die  Ge- 
fechts-Reiterei zu  vermehren,  so  dass  auch  das  II.  Aufgebot  noch 
mit  Reiterei  versehen  werden  könnte,  was  vorerst  unmöglich  ist, 
immerhin  aber  nur  unter  Voraussetzung  der  Einführung  des  Sy- 
stems mit  militärischer  Jugenderziehung  und  kurzer  Präsenzzeit 

Artillerie  hat  Württemberg :  1  Regiment  zu  1  Festungs-  und 
3  Feld-Artilleriebataillone.  Jedes  Fddartillericbataillon  2  Batterien 
k  8  Geschütze,  thut  48  Geschütze. 

Rechnet  man  als  Minimum  2  Geschütze  auf  1000  Mann,  so 
müsste  die  Artillerie  verdoppelt  werden.  Wir  halten  100  Ge- 
schütze für  eine  Armee  von  50,000  Infanteristen  fl&r  durchaus 
nöthig. 

Gehen  wir  nun  an  der  Hand  der  Tabelle  an  die  Zerlegung 
des  Armeekorps,  welches^  durch  das  L  Aufgebot  gebildet  wird, 
so  würden  nach  den  Anforderungen  einer  richtigen  Organisation 
bei  50,000-^60,000  Mann  ungefähr  5  strategische  Einheiten  erster 
Ordnung  herzustellen  sein. 

Rechnen  wir  einen  Theil  der  vorhandenen  Artillerie  als  »Re- 
serve-Artillerie*,  so  hätten  wir  eine  dieser  Einheiten,  und  es 
blieben  für  Infanterie  noch  4  solcher  Einheiten  zu  bilden  übrig. 

Dabei  muss  bemerkt  werden ,  dass  wir  auf  eine  Reserve- 
Reiterei  verzichten,  da  nach  den  besten  militärischen  Autoritäten 
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eine  ReMTve-Reiterei  bei  d&a  Divisionen  von  grösserem  Werthe 
isl,  als  i>eiin  Armeeltorps. 

Die  Eintbeilting  der  Infanterie  sciiliessl  sich  in  Worttemberg 
in  treffender  Weise  an  die  Kreis^Eintbeilung  an,  und  wir  hätten 
vier  Divisionen: 

1  Neckar-,        , 

1  Schwarzwald-, 

1  Jaxt-  and  . 

1  Donao-Division. 

Jede  Division  tbeilt  sich  in  8  Brigaden  mit  Ausnahme  einer 
einzigen,  welche  nur  2  Brigaden  zählt,  da  bei  3  die  einzelnen 
.Unterabtheilungen  zu  schwach  würden.  Jede  Brigade  theilt  sich 
m  5—7  Bataillone,  jedes  Bataillon  in  5 — 6  Kompagniea,  jede 
Kompagnie  in  2  ZQge,  4  Halbzüge,  8  Sektionen. 

Die  Division  hat  dorchschniitUch  12,000  Mann  Infanterie  und 
wird  mit  den  Spezialwaffen,  Stäben  etc.  auf  Maximum  14,000  Mann 
kommen.  Die  Brigade  xählt  durchschniUlich  4000  Mann.  Die 
Stärke  des  Bataillons  richtet  sich  nach  der  Einwohnerzahl  des 
Oberamtsbezirks  und  zählt  als  Minimum  500,  als  Maximum  999  Mann, 
1000  Mann  und  darüber  werden  zu  2  BataiUonen  formirt  Bataillone 
bis  zu  690  Mann  werden  zu  5,  stärkere  zu  6  Kompagnien  formirt 

Es  stellen  sich  bienach  21  Bataillone  zu  5  und  46  Batail- 
kme  zu  6  Kompagnien  heraus.  Im  Ganzen  sind  es  67  Batail- 
kme  mit  381  Kompagnien. 

Hienach  würde  sic|i  das  Bedürfnis»  an  Chargen  ungeßihr 
folgendermassen  herausstellen: 

1   Armeekorpskommandant,    Generallieutenant 

oder  General  der  Infanterie,  zugleich  Inspek- 
teur der  Reiterei  und  Artillerie  5000  fl. 
4  Divisionskommandanten^  Generale                  2  ä  4000  fl. 

2  k  3500  fl. 
11  Brigadekommandanten,  Oberst-Brigadiers        6  k  3000  fl. 

5  k  2500  fl. 
67  Bataillonskommandanten. 

Hiezu  würden  zum  grössten  Theile  die  bisherigen  Hauptleute 
verwendet,  '/s  a  1800  fl.,  V«  1500  fl.  Dieselben  erhielten  Titel 
und  Rang  der  Majore.  * 

Z«itsohr.  f.  Stastow.  1807.    IL  Heft.  18 
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Nach  der  unten  folgfenden  Asseintndereeteong  wdfdeit  üe 
Beireffenden  im  AHer  zwischen  dem  34.  vmA  58.  LeWnsjelire  io 
diese  Slellong  eintreten^  was  ein  grosser  «ewInngegeolAer  dem 
bisherigen  System  w«fe,  wo  */6  der  Stabsofflxiere  dem  Greisai-. 
aller  nahe  sind. 

Der  Wirkungskreis  dieser  jungen  Hftnner  wäre  erweitert  und 
ein  frisches  Interesse  an  dem  Berufe  würde  bftid  eined  andern 
Geist  in  das  Ganze  bringen. 

Bis  hieher  wären  die  Kommandanten  «nssohliessiieh  Offiziere. 
Ganz  andere  Ansprüche  könnten  und  müssten  bei  solchem  Sy- 
steme an  die  Bihiwig  und  Tbütigkeit  der  Offiziere  f  enuH^ht  w^rdei. 

Zu  der  folgenden  Charge  der  Kompagniekommandanten  wftrep 
38 1  Mann  nölhig.  Vs  davon  würden  in  der  Durohgangsperiode 
zum  Stabsoffizier  aus  den  eigentKchen  Offizieren  bestehe    76» 

die  übrigen  305 

würden  eine  ganz  besondere  Kategorie  von  Berufesddtten  bildm, 
und  aus  Männern  aller  Stände,  oder  aus  solchen  ünteroffiaierea, 
welche  eine  genügende.  Vorbildung  i^enossen  und  freiwillig  zum 
Berufssoldaten  übertreten  wollten,  beschafft 

Die  Laufbahn  derselben  würde  weniger  Kostenaufwand  «ts 
die  Offizierslaufbahn  erfordern,  dagegen  auch  nicht  das  Anrecht 
auf  Weiterbeförderung  zum  Bataiflons- Kommandanten  in  sich 
schliessen. 

Die  ersteren  Kompagniekommandanten  (Offiziere)  nü  einer 
Besoldung  von  900  fl.,  die  letzteren  Kompagntekommandantcn  in 
3  Klassen  mit  800,  900,  und  tiaeh  2(]^ähriger  Dienstsdt  mit 
1000  fl. 

Bis  bieher  wären  die  Chargen  Berufe-Soldaten. 

Sämmtliche  Unteroffiziers-Chargen  wären  durch  Wahl  in  fol- 
gender Weise  ohne  Bezahlung  auTzusteHea: 

Jede  Gemeinde  stellt  auf  je  12  Männer,  welche  in  ihr  in 
das  Pflichtige  Alter  von  21  Jahren  eintreten  und  tüchtig  sind, 
nach  vollzogener  erstjähriger  Uebung  (Armeeschule,  s.  h.)  einen 
Obermann  und  auf  50  bi^  80  Mann  je  einen  Feldwebel. 

IMeser  Grundsatz  soll  jedoch  nur  allgemein  aufgestellt  sein, 
tind  es  wird  die  Zahl,  sowie  die  Art  der  anfiEiustdleDden  Uetar- 
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oifiiiere  in  jedem  Bataillon  dorcb  den  Bataillonskoinmandanten  be- 
sonders reguUrt. 

CDer  Balaillonskominandant  isl  der  Vorstand  der  Bezirks- 
Bekrutiningskojamission  und  leitet  überhaopl  das  ganze  Personai- 
wesen  des  Bezirks,  insbesondere  auch  werden  unter  seinem  Vor- 
sitze durch  den  Bezirks-Rekrulirongsrath  diejenigen  Leute  be- 
zeichnet, weiche  sich  zu  den  Spezialwaffen  eignen.) 

Es  wird  verschiedene  hoser  geben,  wefche  bei  oberflttcb- 
lieber  Betrachtung  in  die  Leistungsfähigkeit  solch'   ausgewählter 
Chargen  Zweifel  setzen  werden.    Wer  sich  aber  zum  Bewusst- 
sein  bringt,  dass  jeder  UnterolBzier  eine  militärische  Jugender- 
ziehung durch  eine  Reihe  von  Jahren  genossen,  dass  er  in  den 
meisten  Fällen  früher  Vorturner  gewesen,  dass  er  aus  den  intel- 
ligentesten und  häufig  auch  aus  den  wohlhabendsten  Einwohnern 
der  Gemeinde  ausgewählt  sein  und  desshalb  schon  eine  wahre, 
nicht  blos   eine  gemachte  Autorität  Ober  seine  Mannschaft  be- 
sitzen, dass  er  überdies  durch  eine  besondere  UnterolBziersschufe 
beraagebildet  wird,  der  kann  sich  der  Einsicht  nicht  verschlies- 
sen,  dass  hiedurch  im  Gegentheile  ein  nach  Wissen  und  Können 
weit  besseres  UateroEGzierskorps  geschaffen  wird,  als  das  bisherige. 
Die  Wahl  dieser  Unteroffiziere  würde  an  einem  bestimmten 
Tage    nach     absolvirter  Armeeschule    (etwa    im    Oktober)    im 
ganzen  Lande  in  folgendem  Modus  zu  bewerkstelligen  sein. 

Von  je  12  Mann  jeder  Kompagnie,  wekhe  die  Armeeschule 
absolvirt  haben ,  werden  3  Mann  zur  Wahl  für  die  Kameraden 
durch  eine  besondere  Kommission  in  Vorschhig  gebracht.  Diese 
Kommission  hat  zu  bestehen 

1)  aus  dem  Kompagniekommandanten,  oder  wenn  dieser  nicht 
am  Orte  seinen  Sitz  hat,  aus  dem  ältesten  anwesenden  Unter- 
offizier, 

2)  aus  dem  Orts- Vorstand, 

3)  aus  2  Gemeinderaths-Mitgliedem, 

4)  ans  dem  Lehicr  der  betreffenden  Gemeinde. 

Von  den  drei  vorgescUagenen  ist  einer  dnrch  die  Kameraden 
zu  wählen.  Der  Gewählte  kann  die  Wahl  nicht  ablehnen;  da- 
gegen hat  der  BaUillonskoomandant  das  Recht,  für  den  Fall,  dass 
er  die  Wahl  selbst  oder  die  Art  derselben  für  fehlerhaft  hielte, 
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die  Wahl  lunzastossen.  In  diesem  Falle  ist  ein  anderer  Mann 
ZQ  wdhlen.  An  die  zweite  Wahl  ist  der  Bataillonskommandant 
sodann  gebunden,  ond  hat  den  Betreffenden  zu  ernennen. 

Die  Ernannten  treten  am  1.  November  in  die  Unteroffiziers- 
schule ein,  und  erhalten  daselbst  ihren  Unterricht 

Im  nächsten  Jahre  hfitten  sie  die  Uebungen  der  Vor-  und 
Rekrutenschuie  vom  10.  März  bis  10.  August  als  Lehrer  mitzu- 
machen.   Ueber  ihre  weitere  Ausbildung  siehe  spftter. 


2)  Ausbildung  der  Ifannschaft  und  Chargen. 
Erstes  Aufgebot, 
a)  Mannschaft. 

m.  Armaetctanle. 

Nach  Beendigung  der  Rekrutenschule  tritt  der  Staatsange- 
hörige in  demjenigen  Kalenderjahre,  in  welchem  er  21 ,  bezie- 
hungsweise (s.  h.)  22  Jahre  alt  wird,  in  die  Armeeschule  ein 
und  wird  am  15.  August  im  ganzen  Lande  beeidigt,  eingekleidet 
und  bewaffnet. 

Freiwilliger  Eintritt  vor  diesem  Alter  ist  durch  die  Verhält- 
nisse ausgeschlossen,  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  in  eine 
UnterofBziersschule  eintreten,  um  spfiter  die  Kompagniekomman- 
danten-Prüfung abzulegen. 

Die  Uebungen  der  Armeeschule  finden  nur 
alle  2  Jahre  statt. 

Es  entsteht  daraus  der  Vorthell,  dass  die  Ausbildung  mit 
einer  grösseren  Anzahl  von  Mannschaft  staltfinden  kann  und  l>ei 
kleineren  Gemeinden  nicht  so  viele  Chargen  nöthig  werden. 

Der  Missstand,  dass  2  Jahrgänge  nicht  zu  jeder  Zeit  kriegs- 
bereit ausgebildet  sind,  ist  bei  weitem  nicht  von  dem  störendeta 
Einflüsse,  wie  dies  im  stehenden  Heere  der  Fall  wftre;  denneines- 
theils  sind  immer  noch  6  Jahrgänge  vorhanden,  andemtheils  kann 
die  jüngste  Mannschaft ,  vrelche  bis  zur  KoAipagnieschule  ausge- 
bildet ist,  entweder  noch  vor  ausbrechendem  Kriege  eingeübt, 
oder  wenn  das  nicht  mehr  möglich  ist,  auch  ohne  grosse  Nach- 
thcile  sogleich'  eingereiht  werden,  da  sie  die  Rekrutenschule  ab- 
solvirt  hat 
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Das  dazwischen  liegende  Jahr  ist  fQr  die  Ausbildong  der 
Chargen  zo  verwenden. 

Die  Uebungen  beginiien  im  betreffenden  Jahre  am  16.  Au- 
giisl  und  daoern  bis  15.  Olctober. 

Anmerkung:  Wir  beliftmen  hienach  fOr  8  Jahrgänge  4  Armee- 
acbolen. 

Die  erste  21.,  22.,  die  zweite  23.,  24. ,  die  drilte  25.,  26., 
die  vierte  27.  ond  28.  Lebensjahr. 

I.   Periode: 

vom  16.  August  bis  4.  September, 

in  der  Heimathgemeinde: 

Repetition  des  Tröher  Erlernten. 

Uebungen  in  der  Kompagnie.  Exerzieren,  PIftnkeln,  Sammel- 
Übungen,  Scheibenschiessen,  Putz-  und  Packinstruktionen  etc. 

Theilnehmer:  die  beiden  Jahrgänge  (21.  und  22.)  der  ersten 
Armeeschule  und  die  Unteroffiziere  der  vorhergehenden  Armee- 
schule (23.  und  24.). 

n.  Periode: 
vom  5.  bis  25.  September : 
im  Divisionslager,  an  passendem  Platze  der  Division  zusammen- 
gezogen. 

Uebungen  in  den  Bataillonen,  Brigaden:  Exerzieren,  Feld- 
dienst, Plänkeln,  Sammelübungen,  Scheibenschiessen,  Instruktionen, 
Hirsche  etc.    Die  Spezialwaffen  shid  beigezogen. 

Theilndimer:  Die  erste  Armeeschule  (21.  und  22.)  und  die 
Unterolfiziere  der  vorhergehenden  (23.  und  24.). 

ni.  Periode: 
vom  26.  September  bis  15.  Oktober: 

Grosse  Kriegsübungen  mit  Quartier,  Lager  und  Bivouac. 

Sämmtliche  Branchen,  Lebensmittelfuhrwesen ,  Sanilütskom- 
pagnie,  Marketender  etc.  sind  aufgestellt  Die  Spezialwaffen  be- 
theiligen sich  an  diesen  Uebungen. 

Theilnehmer:  Die  beiden  jüngsten  Armeeschulen  ^21.,  22., 
23.  und  24.),  und  die  Unteroffiziere  der  drei  jüngsten  (23.,  24., 
25.,  26.). 

Zu  den  Uebungen  der  1.  und  2.  Periode  können  Nachbar- 
kompagnien zusammengestossei)  werben. 
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Dm  Sehdibeiisclitessen  findet  besonders  in  solchen  Abthei- 
longen statt,  welche  an  ihrem  Heimathsorte  nnr  Schiessplätze  auf 
kurze  Entfernungen  herstellen  können. 

Für  jeden  Tag,  *an  welchem  der  Soldat  während  der  Armee* 
schale  nicht  in  seinem  Heimathsorte  geflbt  wbd ,  erhält  derselbe 
ausser  seiner  Verpflegung  9  Kreuzer  Löhnung  und  Kleinmonti- 
mngsgeld,  der  Obermann  18  kr.,  der  Feldwebel  24  kr.  Die 
Kommandozulage  der  OiBziere,  der  Kompagniekommandanten  und 
Militärbeamten  wäre  über  diese  Zeit  besonders  zu  reguliren« 
b)  Unteroffiziere: 
Für  den  Unterrteht  der  Obermänner,  Zugskommandanten  und 
Kompagniekommandanten  wird  in  jeder  Diyision  %hie  Schule  er- 
richtet. Die  Leitung  derselben  hat  ein  Brigadekommandant  zu 
übernehmen.  Offiziere  der  Division  sind  als  Lehrer  dabei  zu 
verwenden. 

Diese  UnterofSziersschnle  dauert  f&r  Obermänner  nach  ab* 
solvirter  Armeeschule  2  Monate  (November  und  Dezember).  Im 
nächsten  Jahr,  in  welchem  keine  Armeeschule  stattfindet,  vom 
15.  August  bis  15.  Oktober,  abermals  2  Monate. 

Die  Divisionsschule  bildet  ein  aus  den  betrefTenden  Offizieren, 
Unteroffizieren  und  denjenigen  präsenten' Soldaten  zusammenge- 
setztes ständiges  Bataillon,  welche  versäumten,  die  ?or-  oder 
Rekrutenschule  zu  besuchen,  oder  in  der  Armeeschule,  vermöge 
schlechten  Willens,  geringer  Leistungsfähigkeit  oder  schlechter 
Führung  die  nöthige.  Ausbildung  in  Gewandtheit  oder  Disciplin 
nicht  erlangten. 

Aus  den  bessern    Obermännern  jeder  Kompagnie  würden 
hierauf  die  Feldwebel  (Zugskommandanlen)  durch  den  Brigade- 
kommandänten  ernannt. 
Hienach  hätten  die  Unteroffiziere  folgende  Bildungslaufbabn: 
vom  10.  bis  44.  Jahre  Knabenschule, 
,     15.    ,    17.     ,     Vorschule, 
,    f^.    »    20.     »     Rekmtenschule, 
im  21.,  beziehungsweise  22.  Jahre  Armeeschule 

2  Monate, 
Winterunterricht  des  ersten  Jahres  der  Armee- 

schttle         .        •        «        •        •        «  2      » 
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als  Lehrer  der  Vor-  mi  B^kratensohute^  vom 
10.  liörz  lüis  10.  Aogusl,  abwechskings- 
weise  m  den  Abenden  ^uod  den  betreffen- 
den Nachmittagen  zusammen    ...     1  l^at, 

Somfnemntenricbt  des  zweiten  Jahres  .     2      » 

ds  Lehrer  der  Vor-  und  Rekrutenschule^  Yom 
10.  Mftrz  bis  10.  August,  im  2.  Jahre  ab^ 
wechsiongsweise  an  den  Abenden  ujadNach* 
MltageQ  zosanwoien  .     l      » 

als  Unteroffizier  bei  Einübung  der  zweiten  Ar- 
meeschule        2      » 


Zusammen   10  Monate, 
flonit  8  Monate  mehr  als  die  Mannschaft. 

Z.  B.  wttrde  ein  Mmn^  welcher  im  Jahre  1867  21  Jahre 
alt  wird,  mitzumachen  haben,  vorausgesetzt,  dass  er  zum  Unter- 
offizier bezeichnet  würde,  ausser  der  genossenen  militärischen 
Jigenderziebnng: 

1867  die  erste  Armeeschule  .        .        .        .2  Monate, 
die  Unteroffiziersschute  November    und  De- 
zember     2      Mi 

1868  vom  10*  Mfirz  bis  10.  August  im  Ganzen     1      ^ 
die  Vor-  und  Rekrutenschule  als  Lehrer, 

vom  15.  August  bis  15.  Oktober  .        .        .     ij     » 
(Unteroffiziersschule,  Sommerunterricht> 

1869  vom  10.  MArz  bis  10.  August; 

die  Vor-  und  Rekrutenschule  zusammen  1      , 

vom  15.  August  bis  15.  Oktober  die  Armee- 
schule als   Unteroffizier  (Obermann  oder 

Feldwebel) 2      ^ 

Zusammen  10  Monate. 
1&71  vom  26.  September  bis  15.  Oktober        .    2Q  Tage. 

(als  Unteroffizier  der  zweiten  Armeeschule.) 
Da  alle  2  Jahre  vom  26.  September  bis  15.  Oktober,  20  Tage 
lang,  auch  die  Mannschaft  der  zweitjüngsten  Armeeschule  (d.  h. 
die  Leute  mit  23  und  2i  Jahren)  zu  den  Uebungen  beigezogen 
wird,  so  würden  auch  jlie  Unteroffiziere  der  vorhergebenden  Ar- 
meeschule noch  einmal  20  Uebungstage  erhalten. 
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c)  Kompagniekommandanleii. 

Die  Kompagniekommandanten  bilden  eine  besondere  Klasfe 
der  Chargen  und  werden  weder  zn  den  Offizieren  nocb  m  den 
Unteroffizieren  gerechnet 

^ienach  würden  die  Chargen  im  Allgemeinen  beateheo: 

1)  ao8  Offizieren, 

2)  ao8  Kompagniekommandanten, 

3)  aus  Unteroffizieren. 

Die  Kompagniekommandanten  wtirden  bescbaSl  ond  ausge- 
bildet: 

I.  Kategorie: 
ans  denjenigen    Feldwebeln    oder    Obenisännem,   welche   gote 
Schulen  genossen,  besondere  Brauchbarkeit  an  den  Tag  gelegt 
haben  und  sich  zur  Theilnahme  an  der  Kompagniekoramandimten- 
schule  in  Folge  einer  Prüfung  qualificiren. 

U.  Kategorie: 
aus  Männern  aller  Stände,  wekhe  im  Stande  sind,  eine  VorprO- 
Hing  abzulegen,  gute  Zeugnisse  aufweisen  können,  körperlich 
tüchtig,  nicht  über  25  und  nicht  unter  19  Jahre  alt  sind«  Diese 
Vorprüfung  würde  sich  sowoM  auf  militärische,  als  allgemein 
wissenschaftliche  Fächer  erstrecken.  An  derselben  könnten  sich 
vorzugsweise  solche  junge  Männer  betheiligen,  welche  in  den 
hohem  Schulen  CGymnasien,  Hochschule,  Polytechnikum  etc.)  die 
betreOende  militärische  Vorbildung  genossen  haben  (s.  ob.).  Die 
Bestehung  der  Prüfung  würde  überdies,  wenn  eine  Ernennung 
nicht  im  Wunsche  der  Betreffenden  läge, 

a)  von  den  20tägigen  Uebungen  der  zweiten  Armeeschule 
(23-  und  24jährige)  entbinden; 

b)  zur  Uebernahme  von  Zugs-  und 

c)  bei  Bedarf  im  Kriege  auch  zu  Kompagniekommandanten» 
stellen 

berechtigen. 

Die  Kompagniekommandantenschule  würde  für  die  erste  Ka* 
tegorie  bestehen 

im  ersten  Jahre: 
vom  2.  Januar  Ibis  10.  August  in  militärwissenschafUichem  Un* 
terrichte; 
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Ton  15.  Anglist  bis  15.  Oktdier  in  prd^Uscheni  roilitttriscbem 
Unterricht,  entweder  durch  TheUnahroe  an  der  Unteroffiziersschole, 
oder  an  der  Armeeachnle,  sei  es  ab  Lehrer  oder  als  Interims- 
kompagniekoromandant ; 

vom  1.  November  bis  letzten  Dezember  in  der  Theibiahme 
an  der  Unteroffiziersschule  als  Lehrer ,  oder  in  einem  weiteren 
wissenschaftlichen  Unterricht; 

im  zweiten  Jahre: 
▼em  2.  Januar  bis   10.  August  in  miätArwissensdiafUichem  Un- 
terricht. 

FOr  die  zweite  Kategorie  wäre  der  Unterricht  besonders  ein- 
■«richten  und  verschiedene  Klassen  zu  bilden. 

Nach  Absolvirung  dieser  Schule  wQrde  eine  Prüfung  über  die 
Befftrderung  zum  Kompagniekommandanten,  sowie  über  die  Rei- 
henfolge der  Anstellung  entscheiden. 

Bis  zu  dem  Zeitpunkt,  an  welchem  die  letztere  erfolgt,  ver- 
sehen die  Betreffenden  in  der  Gemeinde,  an  welche  sie  komman- 
dbrt  werden,  den  Dienst  des  Zugskommandanten. 

Während  ihres  Schulbesuches  erhalten  sie  Verpflegung  und  Ldh- 
ming,  wie  sie  die  Feldwebel  wahrend  der  Armeeschule  erhalten. 
Unterkunft  und  Unterricht  frei  Als  Zugskommandanten  beziehen 
ne  eine  Besoldung  von  550  fl.  jährlich. 

Die  Aufnahme  der  Zöglinge  richtet  sich  nach  dem  Bedarf 
an  Stellen.  Durchschnittlich  werden  8—10  ZögUnge  per  Jahr 
an  jeder  Kompagniekommandantenschule  genügen. 

Bin  ausserordentliches  Vorrücken  der  Kompagniekommandan- 
ten zu  Offizieren  (Bataillonskommandanten)  im  i.  Aufgebot  findet 
im  Frieden  nicht  statt,  im  Felde  dagegen  als  Betohnung  für  be- 
sonders ausgezeichnete  Leistungen.  Im  zweiten  Aufgebot  können 
einzelne  Kompagniekommandanten  des  ersten  Aufgebots  als  Batail- 
lonskommandanten bei  eintretendem  Bedarf  verwendet  werden. 

Eiii  Kompagniekommandant  des  ersten  Aufgebots  hatte  dem- 
nach ungefähr  folgende  Bildungslaufbahn: 

1)  Militarisdie  Jugenderziehung  bis  zum  14.  Jahre; 

2)  vom  15.  bis  17.  Vorschule  )  an  einer  gelehrten 
8)     »    18.  bis  19.  Rekrutenschule  )  Schule» 
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wobei  er  mit  der  Verweildang  der  Unteroffidere^  Zogs*  omI  Eom- 
pagnietcommandanten  Tertrant  wtkrde; 

4)  YorprüTung  in  mililtirisehen  und  wtssenschafilicheBFftcheni; 

5)  einen  Tmonaüichen  militär-wissenschaniiolmi  Unterridil; 

6)  die  Armeeschoie  oder  Unteroffiiiersschnle,  an  weloher  er 
2  Monate  als  Lehrer  verwendet  wttrde; 

7)  in  der  ersten  Kategorie  noch  weiter  einen  iweiten  Todo« 
natlichen  militär-wissenscbaflfichen  Unterricht; 

8)  praktische  Versebnng  des  ZugstfommandanteiidiaBstes. 

d)  Ollziere. 
Die  Ernennung  solcher  Mimier  m  Offisierea,    welclie  in 
regelmässiger  Weise  sich  zor  Uebemahnie  der  OiSsierBalellen  (jorn 
Bataillonsisommandanten  aufwärts)  vorbereiten,  ist  an  folgMde  Be- 
dingungen geknöpft: 

1)  Erstehung  der  AufnahmsprOAng  an  die  polytechnische 
Schule  oder  Landesuniversität; 

2)  ein  zweijähriger  Besuch  dieser  Scbtlen; 

3)  eine  Prüfung  zur  Aufnahine  in  die  nit  der  polyteohnischea 
Schule  verbundene  Militärakademie; 

4)  ein  dregflhriger  Kursus  an  dieser  Akadewe; 
6)  Bestehnng  des  Offiziers-Examens. 

Die  Theilnahme  an  letzterem  steht  jedock  jedem  wttrtte»- 
bergischen  Staatsangehörigen ,  welcher  das  25.  Lebenqakr  noch 
nicht  zurückgelegt  hat,  frei,  ohne  dass  die  Punkte  2—4  notlh 
wendigerweise  vorausgegangen  sein  müssen. 

Nach  erstandener  Offiziersprüfung,  durch  welche  zugleich  das 
Dienstalter  festgesetzt  wird,  werden  die  Betr^enden  als-  Lieute- 
nante bei  der  Artillerie  oder  Reiterei  auf  2 — 3  Jahre  mit  dner 
Besoldung  von  700  fl.  eingetheilt,  wobei  ihre  Berittenmaohnag, 
wenn  sie  es  wünschen,  durch  Dienstpferde  stattzufinden  hat 

Nach  Verfluss  dieser  Zeit  werden  sie  als  Kompagniekoaimaa- 
danten  oder  Adjutan^n  (Hauptmänner)  in  der  Infanterie  mit  einer 
Besoldung  von  900  fl.  ernannt  Die  Zahl  der  in  die  Militäraka* 
demie  Aufzunehmenden  wäre  so  zu  bemessen,  dass  sie  nach  un- 
gefähr 6"— 8  Jahren  ihres  Kompagniekommandantendienstes  zu  Ba- 
taillonskommandanten emami  werden  können. 

Damit  die  Weiterbildung  dieser  Offiziere  möglichst  unter- 
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gfOtst  wQnle,  wirem  dieselben  m  den  grdfweren  Südlen  des  Lan- 
des als  Kompagniekommandanten  einzalheiien.  Um  eine  billige 
Aasgleicbung  der  verscfaiedeiien  Waien  faerbeizniifaren ,  würden 
die .  Batteriekoromandanten  der  Artillerie  ond  die  Schwadrons- 
kommandanten  der  Reiterei  in  Gebalt  und  Rang  mit  den  Batail- 
lonskommandanten  der  Inranterie  gleicbgestellt. 

Die  Oberlieatenante  dieser  Waffen  hätten  den  Rang  und  die 
Besoldung  der  Hauptmänner  der  Infanterie,  die  Lieutenante  der 
SpezialWaffen  hätten  ^^3  Jahre  als  faitmnskompagnieboffunan- 
danten  bei  der  Infanterie  Dienste  su  leisten. 

Um  die  militärische  Erfahrung  der  Offiziere  zu  steigern,  wäre 
jedes  Jahr  2 — 3  Offizieren  ein  4 — 6monatlicher  Urlaub  mit  einer 
Staatsnntersttitaung  von  800—1000  tL  m  einen  Kriegssdiauplalz 
oder  zo  Kriegsübungen  eines  Staates  zu  ertheilen. 


Wie  die  Bintbeilung  der  üannschafk  nach  Gemeinden,  und 
die  Aufstellung  der  Unteroffiziere  daselbst  einzurickte»  wäre»  soll 
durch  folgendes  Beispiel  ansckariteh  gemacht  werden  : 

Tabelle  II. 

Der  Oberamtsbezirk  Stuttgart  enthält  26  Gemeinden.  Die- 
sdben  stellen  ein  jährliches  Kontingent  ton  330  in's  21.  Lebens- 
jahr tretender  Pflichtigen. 

Hieven  bleiben  nach  Abzug  der  Untüchtigen  und  der  zu  den 
besondem  Waflfen  zu  Stellenden  151  Mann  übrig. 

Die  Gruppirung  der  Ortschaften  erfolgt  theils  mit  Rücksicht 
auf  die  Stärke,  theils  mit  Rücksicht  auf  die  Lage^  so  dass  in 
jeder  Gruppe  eine  stärkere  Gemeinde  als  Sitz  des  Kompagnie- 
kommandos zu  bezeichnen  wäre. 

Nach  dem  fär  den  Abgang  während  der  Dienstzeit  zu  machen- 
den Abzug  verbleiben  fär  eine  achtjährige  Dienstzeit  968  Mann. 

Diese  968  Mann  werden  in  ein  Bataillon  von  6  Kompagnien 
formirt,  so  dass  eine  Kompagnie  durchschnittlich  162  Mann 
stark  ist 

Da  He  Armeeschnle  nur  alle  2  Jahre  stattfindet,  so  treten 
demnach  t.  B.  im  Jahre  1868  diejenigen  Männer  in  dieselbe  ein, 
welche  im  Jahr  1846  und  1847  geboren  wurden.    Die  Chargen 
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« 

der  ersten  Kompagnie  des  Oberamtsbesirkes  Steltgtrt  wttrdon  sich 
demnach,  wie  folgt,  kompletiren: 

1868.    Feuerbach  !21  Mann,  worunter 

2  Obermfinner,  , 

Degerioch  11  Mann,  womnlar 

1  Obermann, 
Boihnang  9  Mann,  wonmter 
1  Obermann, 
zusammen  4  Obermftnner  und  37  Mann. 
1870  ebenso  4  Obermftnner  und  37  Mann, 
1872       .4  „  «     37      . 

1874       .4  .  .     87      . 

(aus  den  Obermftnnem  wftren  2  Feldwebel  zu  ernennen). 

Diese  vier  Armeeschulen,  1868,  1870,  1872  und  1874,  >ii«- 
den  also  stellen: 

2  Feldwebel,  14  Obermftnner  und  148  Soldaten. 
Eine  Gemeinde  gibt  auf 

6—12  Soldaten  1  Obermann, 
13-*  24        »        2  Obermftnner, 
25—36        ,        8         ,  etc. 

Eine  Gemeinde,  welche  in  2  Jahren  (einer  Armeeschule) 
keine  6  Pflichtige  stellen  kann ,  schickt  die  auszubildende  Mann- 
schaft der  Vor-,  Rekruten-  und  Armeeschule  an  den  Uebungs* 
tagen  zur  nftchsten  Gemeinde  der  Kompagnie,  welche  Aber  einen 
Obermann  zu  verfingen  hat. 

In  deni  angegebenen  Beispiele  sind  6  Obermftnner  Oberzfthlig; 
diese  werden  entweder  zu  besonderen  Armeezweigen  verwendet, 
oder  dienen  sie  als  Ersatz  für  Abgftnge. 

Ein  Obermann  oder  Feldwebel,  welcher  zu  keiner  Armee* 
schule  mehr  einberufen  wird,  kann  sich  um  niedere  Staatsdiener- 
stellen, z.  B.  bei  der  Post,  Eisenbahn,  der  Forst-  und  Steuer- 
schutzwache, melden. 

Verschiedene  neben  einander  liegende  Gemeinden  einer  Kom- 
pagnie, welche  einzeln  f&r  eine  Armeeschule  keine  6  Mann  auf- 
stellen, können  auch  gemeinschaftlich  Itlr  jede  Armeeschule  einen 
Obermann  stellen,  so  dass  z.  B. 
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eioe  Gemeinde,  welche  4  Mann  stellt, 
in  8  Jahren  2  Obermftuner, 

eine  solche,  welche  3  Mann  stellt, 
in  8  Jahren  1  Obermann, 

zwei  solche,  welche  2  Mann  stellen, 
in  8  Jahren  1  Obermann  etc. 
zu  geben  hatten. 

Jedenfalls  ist  es  Sache  des  BataiUonskonimandanten,  hier  den 
billigsten  Aasweg  zu  treffen. 

Die  Divisionsschulen. 

Wenn  wir  bei  50,000  Mann  auf  je  12  Mann  einen  Ober- 
mann rechnen,  erhalten  wir  4160  Obermfinner  in  8  Jahren,  oder 
für  eine  Arroeeschule  1040,  was  bei  4  Divisionen  eine  Stärke 
ton  260  Mann  ausmacht. 

Diese  UnterofGzierssohule  von  260  Mann  wttre  der  Stamm 
in  jeder  Division ;  die  Unteroffiziere  und  Kompagniekommandan- 
ten würden  daselbst  ausgebildet ,  die  Offiziere  der  Division  da- 
selbst abwechslungsweise  als  Lehrer  verwendet,  und  die  Schule, 
wie  oben  schon  berührt,  zu  einem  ständigen  Bataillon  (Lehrba- 
taillon) formirt. 

Zweites  Aufgebot 

Da  die  Verheiratheten  und  ein  Theil  der  bedingt  UntQchtigen 
des  L  Aufgebots  in  das  D.  Obertreten,  so  dürfte  dasselbe  bei 
10  Jahrgängen  die  Stärke  des  L  Aufgebots  von  50,000  Mann 
erreichen. 

Das  zweite  Aufgebot  ist  bestimmt,  als  Reserve  für  das  erste 
SU  dienen. 

Es  tritt  im  Frieden  zu  eigentlichen  Uebungen  nicht  zusammen, 
kann  jedoch,  da  es  ganz  dieselbe  Eintheilung  wie  das  L  Aufge- 
bot hat,  bei  eintretender  Kriegsbereitschaft  *in  besonderen  Fällen 
aufgestellt  werden,  da  die  Mannschaft  ausgebildet  ist,  die  Char- 
gen bereit  gehalten  werden,  und  Waffen  und  Munition  für  das- 
selbe vorhanden  sein  müssen. 

Die  Bereithaltung  der  Chargen  würde  folgendermassen  durch- 
zoDUiren  sein: 

a)  Offiziere: 

Der  UebertriU  der  Offiziere  in  das  IL  Aufgebot  erfolgt 
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1)  bei  venninderter  Dioisttlhigkeit^  wobei  sich  die  Eetref* 
fenden  entweder  selbst  dämm  bewerben,  oder  vom  Kriegsmini- 
sleriam  dorthin  übersetzt  werden; 

2)  bei  Ergreifung  eines  andern  Bemfes. 

Im^  ersten  Falle  verlieft  der  Betreffende  ^/t^i  '^  «weiten 
Fall  %tel  seines  Gehaltes.^ 

Pensionirungen  kommen  im  Frieden  nicht  vor.  Bei  eintre- 
tender Kriegsbereilachaft  werden  nur  4ie  Offiziere  des  IL  Aurge- 
bots, welche  ihren  Dienst  nach  dem  Zeugniss  zweier  Aerzle  in 
Folge  körperlicher  Leiden  nicht  oidur  zu  versehen  vermögen,  nach 
den  besiebenden  Gesetzen  in  4en  Ruhestand  Vßrsetzt.  Die  ent- 
standenen Lücken  werden  durch  Befördeningen  im  IL  Aulgebot 
selbst  ergänzt,  so  zwar,  dass  ein  KompagnicJcommandant  em  Ba- 
taillonskommando, ein  Bataillonskommandant  einBrigadekommanck), 
ein  Oberst-Brigadier  ein  Divisionskommando  erhalten  kann,  ohne 
i6i»s  darum  sein  Rang  oder  sein  früherer  Gehalt  erhöht  zu 
werden  brauchte.  Die  Lücken  bis  zum  Kompagniekommandanten 
einschliesslich  werden  durch  Wahfen  ergünzt,  in  der  Art^  dass 
die  Angehörigen  einer  Kompagnie  ihren  Kkimpagniekommandan- 
ten  zu  wählen  haben. 

Ein  Uebertritt  von  0(fizieren  vom  L  ins  II.  Aufgebot  bei  ein- 
tretender Kriegsbereitschaft  soll  womöglich  nicht  gestattet  und 
daher  schon  im  Frieden  stets  dafür  Sorge  getragen  werden,  dass 
Offiziere  mit  venninderter  Dienstfähigkeit  alsbald  in  das  IL  Auf- 
gebot übertreten. 

b)  ÜBteroffiiiere: 

Durch  die  vom  ersten  in  das  zweite  Aufgebot  mit  ihrem 
Jahrgange  Übertretenden  Unteroffiziere  werden  die  UnterofBziers- 
Chargen  für  das  zweite  Aufgebot  vorhanden  aein;  wo  dies  nicht 
der  Fall  ist,  sind  Ergänaungen  durdi  Wahlen  vorzunehmen. 


.  Die  Ausrüstung  für  das  IL  Aufgebot  für  einen  Kriegsfall  ist 
von  Seite  des  Kriegsministeriums  parat  zu  habeii« 

Die  Kleidung  ist  von  den  Betreffenden, selbst  stets  bereit  zu 
halten;  wo  dies  nicht,  möglich  ist,  haben  die  Geoteinden  enM- 
treten. 

Durch  die  Brigadckonnaadmrten  ^t  an  einem  SonotUge  im 
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Jahr  eine  Musterung  imfiataillon  in  der  vorgescbriebenen  Kleidung, 
jedoch  ohne  Auerüslong^  abzuhalten.  Auf  diese  Musterungen  hin 
sind  von  den  Ortsvorständen  die  Listen  richtig  zu  stellen  und 
durch  die  Kompagnie-  und  Bataillonskommandanten  zusammen 
zu  tragen. 

Die  belreffraden  Wahlen  sind  an  diesen  Tagen  vorzunehmen. 

Die  Gewählten  beziehen  im  Frieden  keine,  bei  Au&tellung 
Mf  4len  Sriegafuss  4ie  ihnen  etalmüssig  zukommende  Besoldung. 


Sie  Spetialwaffsn. 

Wir  haben  in  der  Tabelle  L  15%  der  Tüchtigen  zu  den 
SpezialwafiTen  als  Maximum  angegeben.  Wir  bekämen  hierauf  für 
8  Jahrgänge  eine  Summe  von  11,200  Mann.  Sehen  wir  nun 
zunächst,  wie  viel  wir  auf  50,000  Mann  Infanterie  als  Minimum 
von*jeder  Waffengattung  rechnen  müssen,  und  vergleichen  wir 
sodann  das  Resultat  mit  obiger  Summe. 

Reiterei. 

Wir  haben  oben  schon  kurz  berührt,  dass  die  Zahl  der  Rei- 
terei eines  Landes  sich  vor  Allem  nach  den  Aufstellung^kosten 
und  ip^  gewissen  Zeiten  nach  dem  Pferdestande  des  Landes  zu 
richten  habe. 

In  zweiter  Linie  wäre  sodann  zu  untersuchen,  welchen  Be 
darf  eio  Infanteriekorps  von  50,000  Mann  an  Reiterei  ungefähi 
brauche,  und  was  man  als  nothwendiges  Minimum  anzusehen  habe. 

Die  Reiterei  ist  bei  der  gegenwärtigen  Kriegsführung  vor 
ziglich  zum  Sicherungs-,  Nachrichten-  und  Ordonnanzdienst,  sO' 
dann  als  eigentliche  Gefechts-Reiterei  bei  Ausnützung  eines  Sieges. 
oder  zur  Endentscheidung  nöthig.  Sie  ist  aber  mehr  hindernd 
als  nützlich  in  grossen  Massen  bei  schwierigem  Terrain  und 
schwieriger  Verpflegung. 

bn  Einklänge  mit  diesem  kurzen  Abrisse  von  der  Thätigkeit 
der  Reiterei  nehmen  wir  zum  nöthrgen  Sicherungs-  und  Ordon- 
Aanzdlenste  einer  Division  von  12,000  Mann  Infanterie,  welche 
gewöhnlich  nicht  mehr  als  eine  Brigade  zu  ihrer  Sicherung  ver- 
wandet haben  wird. 
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1)  zum  Sicheningsdiaiste  200  Mann; 

2)  zum  Ordonnanzdienst  bei  den  Stftben  der  Divisioneni  Bri- 
gaden and  Bataillone  180  Mann, 

80  hatten  wir  in  erster  Linie  880  Mann  nOtbig. 

Bei  anstrengendem  Sicherongsdienste  ist  eine  Ablösung  der 
Pferde  nöthig,  und  wir  rechnen  zu  solcher  als  Reserve  wieder 
200  Mann. 

Wir  hatten  demnach  als  Totalsumme  ftlr  eine  Infanterierßi- 
Yision  580  Mann. 

Da  jene  200  Mann  der  Reserve  im  Bedar&falle  zugleich  Ge- 
fechts-Reiterei sein  können,  so  könnte  man  sich  mit  dieser  Zahl 
(in  4  Divisionen  2320  Reiter)  als  fiusserstem  Nothbedarf  begnügen.' 

Württemberg  hat  bis  jetzt  4  Reiter-Regimenter  und  eine 
Feldjäger- Schwadron  mit  zusammen  ungefähr  3000  Pferden. 
Scbliesst  man  an  dieses  Bestehende  an,  so  wäre  die  Errichtung 
eines  Reserve-Regiments  mit  600  und  4  Divisions-Begimentem 
ä  600  mit  2400  Mann,  zusammen  3000  Mann  als  Sicherungs- 
und Ordonnanz-Reiterei  angezeigt  und  der  oben  angegebene  äus- 
serste  Bedarf  wäre  um  680  Mann  überschritten. 

Man  könnte  nun  allerdings  Reserve-Reiterei  bis  zu  2000  Mann 
verlangen  und  auch  die  Reiterei  des  Sicherungs-  und  Ordonnanz- 
dienstes verdoppeln,  ohne  dass  das  Verhältniss  auf  zweckmässige 
Dispositionen  noth wendig  von  üblem  Einfluss  sein  müsste,  es 
könnten  sogar  Fälle  eintreten,  wo  diese  Reiterei  noch  recht  gut 
zu  verwenden  wäre,  aber  um  einzelner  Fälle  willen  hält  ein  Staat, 
welcher  mit  seinen  Mitteln  sparsam  umgehen  will,  ebenso  wenig 
jahrelang  über  seinen  Bedarf  Reiterei ,  als  man  eines  einzelnen 
Falles  halber,  wo  ein  schwerer  Helm  gegen  einen  feindlichen 
Säbelhieb  geschützt  hatte,  viele  Jahrzehnte  hindurch  sich  die  Köpfe 
von  solchen  Helmen  wird  wund  drücken  lassen  wollen.  Wir  f&r 
uns  halten  uns  einfach  an  das  Bedürfniss,  und  diesem  glauben 
wir  vorerst  mit  8000  Mann  Reiterei  zu  entsprechen. 

Mil  der  Zeit  liesse  sich  die  Ausbildung  von  Sicherungs-  und 
Ordonnanz-Reiterei  in  den  Infanterie-Brigaden  oder  Bataillonen 
ohne  zu  grosse  Kosten  bewerkstelligen,  und  dann  könnte  die 
obige  Zahl  auch  noch  um  600 — 1200  Mann  vermehrt  werden. 

Da  in  Folge  der  Jugenderziehung  auch  beim  Reiter  ein  Theil 
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der  miliUlriscben  Aosbildang  als  vollzogen  betrachtet  werden  kann, 
so  glauben  wir,  es  werde  künftighin  mit  1 — 1  V^jAbriger  Präsenz- 
zeit dasselbe  erreicht  werden  können,  was  bisher  mit  zwei-  bis 
dreijähriger. 

Da  der  Reiter  gegenüber  dem  Infanteristen  ein  bedeutend 
grösseres  Opfer  zu  bringen  bat,  so  dürfte  es  billig  sein,  dem- 
selben nur  eine  Cjfihrige  Dienstzeit  im  I.  und  eine  3jährige  Dienst- 
zeit im  n.  Aufgebot  zu  geben,* so'  dass  er  nach  9  Jahren  von 
jeder  Dienstpflicht  entbunden  wäre. 

Es  wären  hienach  jährlich  500  Reiter  in  5  Regimentern  oder 
100  Mann  in  einem  Regimente  auszubilden. 

Für  den  Ort  dieser  Ausbildung  wären  die  vorhandenen  Lo- 
kalitäten massgebend.  Die  ganze  Art  der  Unterkunft,  Löhnung  etc. 
würde  nach  den  bisherigen  Grundsätzen  stattfinden. 

Die  Auswahl  der  Rekruten  hätte  nach  den  Vorschlägen  der 
Bezirks-Rekrutirungskommission  unter  Rücksicht  auf  die  Verhält- 
nisse des  Einzelnen  stattzufinden.    Freiwillige  hätten  den  Vorzug. 

Am  1.  November  jeden  Jahres  tritt  die  Reiterei  ihr  Uebungs- 
jähr  an,  die  Lager-  und  Krtegsübuogen  der  Infanterie  hat  sie  mit- 
zumachen und  wird  sodann  zur  Hälfte  beurlaubt. 

Die  weniger  gute  zweite  Hälfte  bleibt  noch  über  den  Vl^in- 
ter  zur  Einleitung  der  jungen  Mannschaft,  zu  ihrer  weiteren  Aus- 
bildung und  zur  Pflege  der  Pferde  präsent. 

Für  die  Reiterei  wären  folgende  Kommandanten  nöthig: 

1  Reitergeneral.    General  ä  4000  fl. 

5  Regimentskommandanten  im  Range  der  Oberst-Brigadiers, 
3  ä  3000  fl.,  2  ä  2500  fl. 

20  Schwadronskommandanten   im  Range  der  Bataillonskom- 
mandanten 10  ä  1800  fl.,  10  ä  1500  fl. 

40  Zugskommandanten, 

20  im  Hauptmannsrang  ä  900  fl., 
20  Lieutenante  ä  700  fl. 

Das  Reserve-Regiment  hätte  eine  Equitationsschule  für  sämmt- 
liche  Reiter-Regimenter  und  für  die  Artillerie  aufzustellen  und 
gälte  später  bei  Einführung  der  Ordonnanz-  und  Sicherungs-Rei- 
terei als  Stamm  für  die  Unteroffiziersausbildung,  sowie  für  Be- 
schaffung der  gesammten  Ausrüstung  .und  Remontiruag. 

ZeltMhr.  f.  StMUw.  IMT.  II.  Heft  19 
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Die  Unteroffiziere  sind  nur  in  der  Charge  der  Wachtmeister 
Bembsoldaten. 

Nach  12jfthriger  Dienstzeit  können  diese  bei  besonderer 
Brauchbarkeit  zu  Zugskommandanten  mit  dem  Gehalte  der  Infan- 
teriekompagniekommandanten vorrOcken.  Die  Obermänner  werden 
durch  die  Schwadronskommandanten  ernannt  und  haben  nach 
vollendeter  erster  Uebnngszeit  znm  Mindesten  ein  weiteres  Jahr 
als  solche  präsent  zu  bleiben ;  atif  Freiwillige  ist  besonder  Rück- 
sicht zu  nehmen. 

Die  Pferde  sind  im  Frieden  zu  ^/s  als  Uebungspferde,  zu 
'/6  als  Verstellpferde  zu  halten,  d^  Rest  von  '/b  würde  erst  bei 
bevorstehender  Mobilmachung  aufgekauft 

Das  n.  Aufgebot  würde  als  Reserve  für  das  I.  dienen,  und 
wären  aus  demselben  theil weise  die  Ersatzschwadronen  zu  bilden. 

Artillerie. 

Auf  50,000  Mann  Infanterie  wären  nach  dem  früher  Gesagten 
96  Geschütze  (Feldartillerie)  nöthig. 
12  Batterien  ft  8  Geschütze, 

(fahrende  Artillerie). 
2  Regimenter  k  6  Batterien. 
In  der  Division  hätte  man 

a)  für  jede  Brigade  ^/s  Batterie, 

b)  Divisionsreserve    1         » 

also  in  11  Brigaden  5Vs  Batterien, 

und  hl  4  Divisionen  .  4       -     » 

c)  Armee-Reserveartillerie    2V»        » 

Zusammen    12  Batterien. 
Auswahl  der  Rekrüteii  wie  bei  der  Reiterei. 
Präsenz  für  die  Bedienungsmannschaft  vom    15.  April  bis 
15.  Oktober  6  Monate; 

für  die  berittene  Mannschaft: 

vom  1.  November  1 — IV«  Jahre. 
Unterofbstersaufstelhing  analog  der  Reiterei. 
Die  Gesammtzahl  der  Artillerie  würde  rund  6000  Mann  be- 
tragen. 

Dienstzeit  im  L  Aufgebet  6  Jahre,  im  IL  8  Jahre. 
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Jedes  Jahr  wären  daher  1000  Mann  auszubilden. 
Offiziere  wären  nöthig: 

1  Artilleriegeneral  (Generalmajor)  i  4000  fl. 

2  Regimentskommandanten  im  Range    der  Oberst-Brigadiers 

ä  3000  fl. 

12  Batteriekommandanten  (Majore)  im  Range  der  Bataillons- 
kommandanten 6  i  1800  fl.,  6  ä  1500  fl. 

12  Zugskommandanten  im  Range  der  Hauptmänner  i  900  fl. 

12  Zugskommandanten,  Lieutenante  i  700  fl. 

Die  Festungsartillerie  wird  aus  der  I.  Klasse  der  »bedingt 
Untüchtigen*  des  II.  Aufgebots  aufgestellt.  Die  Errichtung  der- 
selben in  Ulm  hängt  von  den  weiteren  EntscUliessnngen  über  die 
Fe^ung  ab. 

Die  Pferde  der  Artillerie  sind  zu  ^/»  Uebungspferde,  zu  '/s 
Verstellpferde,  der  Rest  wird  bei  eintretender  Mobilmachung re- 
montirt 

^  Genietruppen, 

mit  besondern  fiisenbahnkorps ,  Telegraphenkorps,  Wegbau- 
nnd  Brückenkorps  ca.  1000  Mann; 

ein  Bataillon  Pionniere  i  5  Kompagnien  ji  100  Mann,  zu- 
sammen 500  Mann. 

Präsenzzeit  1  Jahr  vom  1.  November  bis  letzten  Oktober 
des  nächsten  Jahres. 

Dienstzeit  6  Jahre  im  I.  Aufgebot,  3  Jahre  im  U. 

Präsent  wären  jedes  Jahr  ca.  85  |Mann. 

Train: 

rechnet  man  3^/o  der  Infanterie:  1500  Mann. 

Präsenzzeit  nach  Bedarf  ca.  1 — 3  Monate. 

Da  dieselbe  jedenfalls  kaum  erheblich  länger  sein  würde,  als 
diejenige  der  Infanterie,  so  müsste  man  hier  8jährige  Dienstzeit 
und  sodann  Uebergang  in*s  II.  Aufgebot  der  Infanterie  rechnen. 

Ein  Theil  der  Trainmannschaft  wäre  den  »Bedingt  Untüch- 
tigen*^ der  L  Klasse  zu  entnehmen. 
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Eine  Zasammenstellung  der  Spezialwäffen  ergiebt: 

Kelterei    3000  Mann, 

Artillerie  6000 

Genie       1000 

Train  1500 
Zasaramen  11,500  Mann; 
es  wäre  hienach  die  obige  von  11/200  Mann  (15^/o)  um  300  Mann 
überschritten.  Wir  haben  jedoch  bei  der  obigen  Hauptberech- 
nong  15%  auf  8  Jahrgänge  angenommen  und  im  Verlaufe  der 
Rechnung  für  9600  Mann  eine  nur  6jährige  Dienstzeit  angenom- 
men. Da  nun  in  obige  Summen  auch  die  Berufs-Chargen  einge- 
rechnet sind,  und  ein  Theil  der  Trainmannschaft  aus  den  »Be- 
dingt Untüchtigen"  genommen  wird,  so  werden  15%  nicht 'aus- 
reichend sein,  und  es  müsste  zu  16  ^/o  gegriffen  werden. 

Sohlnssbemerkiingen. 

Noch  Manches  bleibt  hier  allerdings  unberührt  Das  Besaget 
soll  auch  gar  nichts  anderes  als  eine  Skizze  sein,  um  zu  zeigen, 
wie  sich  das  Ganze  durchführen  Hesse.  Die  Berechnungen  sind 
in  runden  Summen  gegeben ,  können  also  auf  vollkommene  Ge- 
nauigkeit keinen  Anspruch  machen;  nichtsdestoweniger  kommen 
sie  der  Wirklichkeit  so  nahe,  dass  sie  ein  ganz  richtiges  Bild 
im  Allgemeinen  geben. 

Den  obengenannten  Faktoren  für  eine  kriegstüchtige  Armee 
kann  durch  die  gegebene  Ausführung  entsprochen  werden,  wenn 
der  richtige  Geist  in  die  aufgestellten  Formen  hineinkommt.  Die 
Produktionskraft  und  die  finanziellen  Leistungen  sind  nur  in  ge- 
ringe Ansprüche  genommen  und  stehen  zu  dem,  was  dem  bishe- 
rigen System  gegenüber  erreicht  würde,  in  gar  keinem  Verhältniss. 

Das  Material  wäre  stets  nach  den  neuesten  und  erprobtesten 
Mustern  herzustellen.  Besondere  Kommissionen  aus  tüchtigen  Of- 
fizieren je  für  Bewaffnung,  Bekleidung  etc.  zusammengesetzt, 
hätten  ihre  Anträge  oder  Gutachten  an  das  Kriegsministerium  ab- 
zugeben. 

Die  Verpflegung  wäre  bei  der  Hauptmasse  höchst  einfach, 
da  Kasemirung  und  der  gesammte  Bedarf  hiefür  an  Verpflegwig, 
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Betten,  Holz,  Beleuchtang  etc.  wegfiele,  und  ebenso  nnr  wftbrend 
einer  kurzen  Zeit  im  Jahre  eine  Löhnung  zu  berechnen  wttre. 

Dagegen  wttre  aur  die  drei  wöchentlichen  Kriegsübungen 
Alles  aufs  Beste  vorzubereiten  und  während  derselben  Teldrofts- 
sig  in  Ausflihrung  zu  bringen ,  Bivouac  und  Magazins- Verpflegung 
mit  Lebensmittelfohren  zu  öfterem  einzuQben. 

Den  betreffenden  Einrichtungen  müsste  die  grösste  Aufmerk- 
samkeit geschenkt,  und  praktische  Mttnner,  welche  aus  den  hiezu 
tauglichen  Ständen,  z.  B.  aus  der  Kaufmannschaft,  und  wenn  es 
auch  bedingt  Untüchtige  der  L  Klasse  wären,  auszuwählen  wären, 
mit  deren  Handhabung  betraut  werden,  so  dass  die  Austheilungen 
nicht  gar  zu  lange  Zeit  in  Anspruch  nehmen  und  dadurch  eine 
Verschleuderung  der  physischen  Kräfte  herbeif&hren,  welche  durch 
zweckmässige  —  der  Zahl  und  dem  Bedarf  der  kleinem  Abthei- 
lungen entsprechende  ~  Mass-Einheiten ,  Fässer,  Säcke,  Kapseln 
etc.  vermieden  werden  kann. 

Die  Gesundheitspflege  im  Frieden  beschränkt:  sich  auf  die 
Spezial- Waffen,  bei  welchen  tüchtige  Aerzte  aufzustellen  und  zu- 
gleich die  Sanitätszflge  (für  jede  Brigade  1  Zug  im  Felde)  aus- 
zubilden wären ,  und  auf  kurze  Zeit  des  Jahres  (die  6wöchigen 
Uebungen)  auf  die  Infanterie. 

Um  flir  den  Kriegsfall  tüchtige  Aerzte  zu  haben,  werden 
Unteramtsärzte  mit  einer  Besoldung  von  300 — 400  fl.  angestellt; 
dieselben  sind  verpflichtet,  im.  Frieden  die  betreffenden  Visitatio- 
nen nach  Anordnung  des  Bataillonskommandanten  zu  nehmen  und 
aUe  4  Jahre  bei  den  Herbstübungen  Dienste  zu  verrichten,  im 
Kriegsfall  aber  den  Dienst  als  Bataillonsärzte  zu  übernehmen. 

Die  Militärgerichts-Verfassung  im  Frieden  könnte  mit  der 
bürgerlichen  Gerichts- Verfassung  verschmolzen  werden.  Die  Mili- 
tärgerichte im  Felde  wtirden  für  jede  Brigade  ebenso  organisirt, 
wie  die  bürgerlichen  Gerichte  im  Frieden. 

Die  Bekleidung,  aus  einer  Uniform  bestehend,  welche  dem 
bürgerlichen  Kleide  möglichst  gleichkäme,  wäre  in  einer  grossen 
Fabrik,  deren  Arbeiter  aus  der  Zahl  der  bedingt  Untüchtigen  zu 
entnehmen  wären,  herzustellen  und  dem  Pflichtigen  mit  dem  Ein- 
tritt unentgeldUch  zuzustellen,  dagegen  von  ihm  strengstens  zu 
verlangen,  dass  er  im  Kriegsfall  in  einer  gut  erhaltenen  Uniform 
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erackeine;  wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  erbfilt  derselbe  auf  Rech- 
nung der  Gemeinde  aus  der  Fabrik  eine  neue  Uniform. 

Die  Fabrik  gibe  auch  an  Männer  des  IL  Aufgebots ,  an  die 
der  Rekrutenscbule,  kurz  an  Jedermann  Uniformen  gegen  Bezah- 
lung ab;  Die  Uniform  würde  auf  diese  Art  Nationaltracht.  Um 
das  werden  zu  können,  muss  sie  einfach  und  so  zweckmässig 
als  möglich  sein. 

Dem  Zweck  dieser  Abhandlung  würde  es  wenig  entsprechen, 
alle  aufgestellten  Sätze  noch  weitläufig  zu  motiyiren.  Wo  die 
Sache  nicht  ffir  sich  spricht,  nützen  auch  gewöhnlich  solche  Mo- 
tivimngen  nicht  viel. 

Wir  haben  kurz,  nachzuweisen  gesucht,  wie  f&r  die  Grund- 
sätze des  ^  Milizsystems  eine  Ausfuhrung  gefunden  werden  kann, 
welche  zugleich  das  Verlangen  nach  einer  tüchtigen  Armee  be- 
friedigt; die  schwachen  Punkte  des  Schweizersystems  sind  ver- 
mieden; mit  ihnen  haben  wir  uns  vorzugsweise  beschäftigt. 

Allgemeine  militärische  Jugenderziehung  ersetzt  die  lange 
Präsenzzeit,  gibt  soldatischen  Sinn  und  erzieht  kriegerische  Eigen- 
schaften an. 

Für  tüchtige  Chargen  ist  das  Möglichste  geleistet;  ebenso 
für  die  Spezialwaffen.  bi  Beziehung  auf  die  letztem  muss  der 
späteren  Entwicklung  des  Systems  vorbehalten  bleiben,  einen  an- 
dern —  dem  Systeme  mehr  entsprechenden  —  Aufstellungsmodus 
zu  finden. 

Dass  an  Produktionskraft  trotz  der  bedeutend  verstärkten 
Truppenmacht  immer  noch  erspart  würde,  leuchtet  ein ;  aber  auch 
an  finanziellen  Leistungen  würde  nach  einem  allgemeinen  Ueber- 
schlage  das  bisherige  .Budget  nicht  oder  nicht  viel  überschritten 
werden. 

Die  Kosten  der  erstmafa'gen  Beschaffung  von  Waffen  und 
Ausrüstung  etc.,  sowie  die  Einführung  und  Aufstellung  der  Schu- 
len etc.  würden  allerdings  einige  Millionen  Ausgaben  nöthig 
machen,  auch  die  Gemeinden  hätten  anfangs  einige  Opfer  zu 
bringen.  Ist  aber  einmal  das  Ganze  im  Gange,  so  sind  die 
Kosten  im  Verhältniss  zu  dem  erreichten  Zwecke  ganz  nnverhält- 
nissmässig  geringe  und  stehen  vollends  in  gar  keinem  Verhält- 
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niss  ZU  dem  Budget,  wie  es  bei  Einrichtungen  nach  preussischem 
Muster  sieb  ergeben  würde. 

Die  in  gans  Deutschland  nach  dem  preussischen  Systeme 
präsent  zu  haltende  Mannschaft  beträgt  3Q0,000  Mann.  Rechnet 
man  die  verlorene  Produktionsthätigkeit  —  in  Geld  verwandelt  — 
nach  Abzug  seiner  Kost  und  seiner  Löhnung,  auf  nur  1  8.  per 
Mann,  so  gehen  dem  Lande  Iftglicb  300,000  fl.,  alle  10  Tage 
also  3  MiUionen,  oder  in  einem  Jahre  108  Millionen,  in  10  Jahren 
1  Milliarde!!  verloren. 
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Die  ansschliessenden  „Verhältnisse"  mit  besonderer 

Rücksicht  auf  litterarisch- artistisches  Autorrecht, 

Patent-,  Muster-  und  Markenschuz. 


Von  Professor  Dr.  BelüUne. 


vm. 

Die  rechtlich  ansschliessend  gemachten  Enndschaften. 

Die  thatsdchlich  aasschliessenden  Absazverhältnisse  sind 
im  Vorigen  erfedigt.  Die  Erörterung  hat  sich  nan  den  recht- 
lich ansschliessend  gemachten  Kundschaften  zuzuwenden.  Hie- 
bei  berührt  uns  die  rechtliche  Form  der  Erzeugung  der  letzte- 
ren: ob  Privileg-  oder  allgemeines  Urheberrecht,  zu- 
nächst und  vorbehaltlich  einer  späteren  auf  diese  Form  Bezug 
nehmenden  Bemerkung,  nicht. 


Nationalökonoroisch  betrachtet,  ist  die  Ertheilnng  von  dauern- 
den ausschliessenden  Absaz rechten  eine  tiefe  Störung  des  ge- 
wöhnlichen Systems  der  Vergeltung  von  Diensten,  welche  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  geleistet  werden.  Leistungen,  welche 
kaum  einen  gewöhnlichen  Lohn  verdienen,  können  sich  durch  das 
Mittel  des  Alleinverkaufsrechtes  eine  hohe  Vergeltung  anmassen. 
Insbesondere  kann  die  Rente nfunction  eine  ungebührlich  starke 
Wirkung  äussern  und  unverdient  lange  ausgebeutet  werden.  Im 
freien,  der  Concurrenz  preisgegebenen  Tauschverkehr  erhebt  der 
Wettlauf  Vieler  um  das  Extraeinkommen  der  Rente  schnell  den 
Fortschritt  einzelner  Producenten  zum  Gemeingute,  die  beson- 
ders günstigen  Conjuncturen  wenden  sich  bald  zum  allgemei- 
nen Besten,  mit  andern  Worten  der  niedrigste  gesellschafUicb 
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mögliche  Produktionskoslensaz  wird  zam  Gravitationspunkt  schneD 
sinkender  Preise.  Hier  aber  tritt  die  umgekehrte  Wirkung  ein  : 
statt  vorübergehender,  thatsächlich  ausschliessender  Kundschaften 
fixiren  die  Privilegien  und  Monopole  dauernd  exclusive  Kund- 
schaften, und  diesen  ausschliesslich  beherrschten  Abnehmerkreisen 
werden  hohe  Preise  bis  zur  Grenze  ihrer  Zahlungsfähigkeit  auf- 
ejlegt.  Der  Privatvortheil  fortschrittsfeindlicher  Monopolisten  wu- 
chert auf  Kosten  des  consumirenden  Publikums.  Die  auf  künst- 
liche Weise  dauernd  gemachte  Rente  wirkt  nicht  mehr  als  Reia- 
mittel  des  Fortschrittes,  noch  als  gerechter  Lohn  das  Gesammt- 
wohl  fördernder  höchster  Wirthschaftlichkeit ,  sondern  sie  prft- 
miirt  in  dieser  Gestaltung  den  Schleuifrian,  die  Trägheit,  verewig! 
hohe  Preise  und  geringe  ConsumfähigkeiU  Die  natürliche  social- 
ökonomische  Harmonie,  welche  als  Folge  der  freien  Rentenfunc- 
tion  sich  ergibt,  sieht  sich  auf  den  Kopf  gestellt:  statt  dass  der 
zuerst  Rente  gebende  Marktpreis  gegen  den  immer  tiefer  hinab- 
rückenden  Schwerpunkt  des  Kostenpreises  zurückgedrängt  wird, 
erhebt  sich  bei  indolenter  Wirthschaft  dieser  Schwerpunkt  zu  einer 
Höhe,  auf  welcher  Marktpreise  sonst  Rente  geben  würden,  und 
die  Rente  wird  beliebig  vom  Producenten,  oft  sehr  kurzsichtig, 
regulirt.  Die  Consumtion  kann  Sich  bei  hohen  Preisen  nicht  ver- 
allgemeinern ^). 

Die  willkührlich  vom  Staat  geschaffene  Privilegien-  oder 
Monopolrente  ist  somit  theoretisch  und  praktisch  die  Kehrseite 
der  freien,  von  der  Concurrenz  gesttgelten  Renteofunction.  Sie 
prämiirt  den  Schlendrian  und  beförda-t  die  Uawkthschaftfiehkeii; 
sie  vernichtet  sich  in  dem  Rückgang,  den  sie  verbreitet,  esdlicb 
selbst,  da  ja  mit  dem  Grade  und  der.  Duner  des  Misskraiichas 
die  Zahlungsftihigkeit  und  die  Kauflust  für  die  monopolistisdien 
Produkte  ausgeht.  Sie  ist  unhaltbar  und  führt  Diejenigen,  welche 
z.  B.  im  hohen  Kaufpreis  von  Apothd(en  und  Realgewerberech- 
ten ihren  kapitalisirten  Werth  bezahlten,  früher  oder  später 
zu  Vermögensverlusten. 

Die  den  Gewerbsmann  privilegirende  oder  den  Kanfinann 
monopolisirende  «staatliche  Rentenzeugwig  mag  aüerdings  zu  einer 


1)  Nähere  rfachwdrang  f.  m.  Nak-Oek.,  2.  Aufl.,  §.  95  ff. 
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Zeit  erträglicher  gewesen  sein,  als  der  wirthschaftliche  Portschritt 
langsamer  war,  als  durch  das  Herkommen,  sowie  durch  Zunft- 
und  andere  Obrigkeiten  die  Preise  reguUrt  wurden ;  wenigstens 
nur  so  wird  es  ökonomisch  erklärlich,  dass  die  pnvatwirlhschaft- 
liehe  Fixirung  und  Theilung  der  Kundschaften  unter  wenige  Ge- 
nossen im  Mittelalter,  dass  die  Monopole  und  die  Prifileglen  des 
Polizeistaates  lange  als  eine  privat- rechtliche  Gestaltung  dessen, 
was  heute  öffentliches  Gewerberecht  ist,  fortbestehen  konn- 
ten. Für  Zeiten  dagegen  mit  raschem  technischem  Fortschritt, 
schnell  wechselnden  Conjuncturen,  ohne  Einrichtungen,  welche  den 
Missbrauch  ausschliessender  Kundschanen  zu  »Monopolpreisen" 
beschränken  ^),  —  für  solche  Zeiten  ist  jene  künstliche  Beihilfe 
des  Staates  zur  Monopolvergeltung  gewisser,  der  bürgerlichen 
Gesellschaft  geleisteten  Dienste  schwer  erträglich;  denn  sie  führt 
leicht  zu  heilloser  Misswirthschaft.  Der  absolute  Polizeistaat  z.  B. 
hat  hiemit  unsäglich  je  länger  desto  mehr  geschadet,  und  die  Re- 
volution hat  mit  Recht  das  wirthschaftliche  Privileg  und  das  Mo- 
nopol zu  einem  Hauptzielpunkt  ihrer  Angriffe  genommen  und  am 
Gründlichsten,  ohne  Möglichkeit  einer  Restauration  auf  diesem 
Gebiete,  zertrümmert.  Diese  Zertrümmerung  ist  lediglich  ein  Act 
der  Wiederherstellung  der  ökonomischen  Wohlthaten  der  freien, 
natürlichen  Vergeltung  der  Dienste,  ein  Act  der  Gerechtigkeit  ge- 
wesen, und  als  solcher  eine  Quelle  grossartigen  ökonomischen 
Fortschrittes  geworden.  Der  kosmopolitische  Sieg  der  Gewerbe- 
freiheit und  des  Freihandels,  das  Gegenstück  des  Privilegs  und 
des  Monopols,  ist  die  stolzeste  volkswirthschaftspolitische  Signa- 
tur unseres  Zeitalters,  und  als  solche  doch  nur  eine  volle  Inskal- 
lirung  der  natürlichen,  von  der  Concurrenz  gezügelten  Lohn-, 
Gewinn-  und  Rentenfunction  für  die  Oekonomie  der  bürger- 
lichen Gesellschaft.  * 

Gleichwohl  sind  einige  Arten  rechtlich  ausschliessender 
Kundschaften  noch  in  der  Gegenwart  vorhanden,  ja  in  der  Ge- 
genwart erst  vollständig  entwickelt  worden. 


I)  Die  Schwierigkeit  der  Handhabung  von  Polizeitaxen  wächst  mit 
zunehmender  QiMiliMt^Abstufiing  der  Prodacte,  mit  der  Fähigkeit  der  Fäl- 
schung o.  8.  w.    VrgL  Röscher  I,  (.  114. 
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Manche  der  noch  bestehenden  aosschliessenden  Kandschaften 
mögen  allerdings  blosse  Reste  des  alten  Privilegien-  und  Mono- 
polsystems  sein,  und  können  dann  getrost  diesem  in*s  -Grab  nach- 
geworfen werden:  so  diejenigen  Privilegien,  welche  aus  der  Be- 
schränkung der  Zahl  gewisser  Polizeigewerbe,  der  Apotheken» 
Advokaturen,  Hakler  u.  s.  w.  hervorgehen.  Die  Staatsgewalt  könnte 
hier  der  Concurrenz  freien  Spielraum  gewähren,  ohne  desshalb. 
die  nölhigen  Garantien,  z.  B.  die  Garantie  der  Prüfungen  und  der 
Visitationen,  fahren  zu  lassen. 

Andere  Privilegien  und  Monopole  —  die  Singularität  der 
Finanzmonopole  lassen  wir  bei  Seite  —  sind  vielleicht  durch 
die  Naiur  der  Sache  oder  durch  ROcksichten  der  Sicherheit  und 
des  regelmässigen  Dienstes  für  Ortsunkundige  dauernd  nothwendig, 
so  für  die  Fiaker  und  Omnibusse,  für  Bahnhofrestaurateure, 
Packträger,  Fremdenführer  u.  s.  w. ;  nur  eine  beschränkte  Anzahl 
dienender  Kräfte  mag  hier  zugelassen  sein  und  wird  daher  dem 
Publikum  in  einzelnen  Fällen  unnatürlich  überlegen  gegenüber- 
stehen. Oder  beruhen  sie,  wie  theilweise  das  Bisenbahn-  und 
Postmonopol  des  Staates,  auf  der  factischen  Unmöglichkeit  der 
Concurrenz.  In  solchen  Fällen  nniss  der  die  künstliche  Renten- 
zeugung veranlassende  Staat  auch  die  richtige  Begrenzung  ver- 
anlassen: in  Gebührenregulativen,  in  den  von  verschiedenen 
Schweizercantonen  wieder  eingeführten  Taxen  für  Führer,  Saum- 
pferde u.  s.  w.,  in  Fahrtaxen,  taxirten  Karten,  in  Aufstellung  von 
Maximumtarifen  für  öffentlich  regulirte  Bahncompagnien,  oder  durch 
Uebernahme  in  öffentliche  Regie  von  Staat  oder  Gemeinde.  Im 
letztgenannten  Fall  rechnet  man  auf  die  Interesselosigkeit  öffent- 
licher Organe  flir  Extragewinne  aus  ausschliessender  Kundschaft; 
diese  Interesselosigkeit  wird  freilich  nur  da  zu  gewärtigen  sein, 
wo  das,  die  ausschliessende  Kundschaft  aui^achende  Publikum 
mittelst  einer  freien  Staats-  und  Gemeinde- Verfassung  fiscalisches 
Gelüste  nach  künstlichen  Renten  und  nach  Honopolmissbrauch 
überwindet  und  in  periodischer  Verabschiedung  die  Maximumtarife 
beherrscht  ^). 


1)  Für  die  Eisenbthntariffrage  eingeheiider  erörtert  rameiMM  „i9$tlU 
BcbafU.  Syftene«"  %%.  264  ft 
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Der  Monopolpreis,  in  Gestalt  der  Gebühr  und  der  Spor- 
tel,  tritt  beim  Staate  selbst  ein,  soweit -er  directe  Vergeltung  holt, 
weil  die  Vollziehung  seiner  Rechtsaufgabe  eine  ausschliessende 
ist  und  seine  exciusiven  Competenzen  eine  Art  Monopol  inner- 
halb des  Systems  der  socialen  Gesammtbefriedigung  darstellen. 
Diese  staatliehen  Preise  sind  übrigens  ebenfalls  taxirt,  tarifirt^ 
Sportein  jmd  Gebühren  sind  fix  und  werden  im  constitutionellen 
Staat  mit  Recht  der  Verabschiedung  unterworfen. 

Die  bis  jetzt  genannten  Arten  fortdauernder  Monopole  haben 
für  unsere  Untersuchung  das  Interesse  einer  wdtergehenden  Ana- 
lyse nicht.  'Bei  ihnen  tritt  uns  überall  von  selbst  die  Thatsache 
entgegen,  welche  für  unsere  Theorie  allerdmgs  interessant  ist,  dass 
nämlich  das  Gemeinwesen  bei  Zulassung  dieser  ausschliessenden 
concurrenzlosen  Kundschaften  sofort  auch  künstliche  Schranken 
gegen  eine  missbräuchliche  Rentenfunction  aufzurichten  sucht. 
Die  Tax-und  TarifpoHzei  war  ^)  und  ist  ihrem  Wesen  nach 
ein  gemeinwirthschaftliches  Surrogat  der  bei  Mo- 
Qopolrenten  mangelndea,  social  -  dkonomiscben 
Schranke  der  Concurrenz. 

Ausser  den  eben  erörterten  Arten  rechtlich  ausschftssender 
Kundschaft  gibt  es  andere,  welche  eine  Forderung  der 
austheilenden  Gerechtigkeit  sind  und  wenigstens  nach 
heutigen  Verhältnissen  nicht  entbehrt  werden  können,  —  die 
Autorrechte  an  Schrift-  und  Kunstwerken.  Viele 
sehen  auch  das  im  Patent  geschützte  Autorrecht  des  Erfinders, 
ja  sogar  ein  Monopobecht  für  Muster  und  Dessins,  Muster- 
seh  uz  genannt,  als  berechtigt  an.  ' 

Wir  werden  die  innere  ökonomische  Berechtigung  dieser 
Gattung  ausschliessender  Absazrechte  im  Folgenden  zu  unter- 
suchen und  zu  begrenzen  haben,  und  hinsichtlich  der  Schrift-  und 
Kunstwerke  wird  sich  ergeben,  dass  ein  Monopol  auf  Verwerthung 
derselben  durch  die  eigenthümlichen  Voraussezungen  der  p üb li ei- 
st i  s  c  b  e  n  Vervielfältigung  derselben  ausnahmsweise  begründet  ist ; 
ohne  zeitweiliges  Alleinverkaufsrecht  würde  den  Urhebern  das  Ein- 
kommen, welches  sonst  den  Urhebern  ökonomischer  Verdienste, 


1)  Scharf  Irin  diMB  henror  in  B  e  c  h  e  r's  «,politischeiii  Disciirt'^  tob  1673. 

y  Google 
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den  Autoren  im  weiteren  Sinn^  durch  Priorität  der  Aus- 
beutung von  selbst  zufällt,  nicht  zu  Theil  werden,  Andere 
würden  ernten,  was  die  publicistischen  Autoren  oder  die  bezahlenden 
Unternehmer  (»Verleger**)  gesäei  haben.  Die  sonst  hinlänglich  stark 
wirkenden  Functionen  der  freien  socialökonomischen  Vergeltung 
reagiren  in  diesem  singulären  Falle  zu  schwach  und  bedürfen 
einer  künstlichen  Stärkung  'durch  öffentliche  Anordnung;  ohne 
diese  Stärkung  würde  die  austheilende  Gerechtigkeit  verlezt  sein, 
dem  Verdienst  würde  sein  Lohn  und  selbst  der  Kostenersaz,  dem 
Fortschritt  auf  dem  wichtigsten  Pfoductionsgebiete,  dem  der  Ideen- 
bildung, Ideenverarbeitung  und  Ideenverbreitung,  —  würde  der 
Sporn  und  Antrieb,  zum  Nachtheil  des  gesellschaftlichen  Gesammt- 
lebens  selbst,  fehlen. 

Eine  Stärkung  der  freien  DistributiviuHCtionen  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  kann  allerdings  auch  auf  anderem  Wege ,  als 
durch  Monopolschuz,  von  Statten  gehen.  Die  verschiedenen  mög- 
lichen Arten  künstlichen  Ersazes  der  freien  Distribution  werden 
weiter  unten  einzehi  in*s  Auge  gefasst  werden.  Doch  wird  sich 
zeigen,  dass  als  künstliche  Ergänzung  voller  Vergeltung  der 
DienstlUbtungen  der  Autoren  sich  zur  Zeit  am  meisten  ein  tem- 
poräres Monopol  empfiehlt,  wie  es  im  Autorrecht  der  positiven 
Gesezgebungen  bereits  geschaffen  ist.  Ob  zu  jeder  Zeit,  —  ist 
eine  andere  Frage,  wie  sich  zeigen  wird. 

Obgleich  ein  zur  Zeit  noch  unentbehrliches ,  und  obwohl  das 
verhältnissmässig  beste  Mittel  zur  Ergänzung  der  distributiven  Ge- 
rechtigkeit in  der  socialen  Oekonomie,  ist  das  Autorrecht  dennoch 
mit  starken  Spuren  der  im  Eingang  dieses  Abschnittes  hervorge- 
hobenen volkswirthschaftlichen  Nachtheile  des  Monopols  behaftet; 
dies  wird  unten  mehrfach  hervortreten.  Daher  wird  Alles,  was 
ohne  Verlezung  der  distributiven  Gerechtigkeit  gegen  die  Autoren 
zur  Beschränkung  dieses  Monopols  geschehen  kann,  auch  wirk- 
lich vorzukehren  sein.  .  Zeitlich  und  räumlich  ist  der 
Grundsaz  des  Autorschuzes  nicht  extensiv  auszu- 
legen. Ja  d«s  Beste  wäre,  wenn  ohne  Verlezung  der  Gerech- 
tigkeit gegen  die  Autoren,  bei  kommender  Gestaltung  des  Bücher- 
und  des  Kunstmarktes,  das  Monopol  ganz  verschwinden  könnte. 
So  lange  dies  nicht  thunlich^  ist  vorsichtigste  Begrenzung  dessel- 
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ben  ein  Gebot,  welches  idch  aus  der  allgemeinen  ökonomischen 
Kritik  des  Monopols  im  Eingang  dieses  Abschnittes  rechtfertigt. 
Auf  dieses  Gebot  wird  im  Folgenden  gegenüber  extensiv  ans- 
schweifenden  und  in  den  alten  Monopolismus  zurückfallenden 
Theorien  häufig  zurückzugreiren  sein. 

Dies  um  so  mehr,  weil  die  Begrenzung  durch  Taxpreise, 
sonst  das  Surrogat  der  wegfallenden  Concurrenz  in  Hinsicht  auf 
Preisermässigung,  auf  diesem  Gebiete  nicht  wirkt.  Grundsäzlich 
wäre  die  Taxirung  der  Preise  von  Büchern  und  artistischen  Wer- 
ken, welche  Monopolschuz  geniessen,  gerechtfertigt:  die  diesfalls 
in  diesem  Abschnitt  entwickelten  Grundsäze  würden  an  sich  auch 
auf  die  Verlagspreise  anwendbar  sein.  Von  verschiedenen  Seilen 
ist  diese  Taxirung  auch  wirklich  vorgeschlagen  worden  0.  Die 
Ausführung  bietet  aber  die  grössten  Schwierigkeken ,  so  dass  es 
geeigneter  ist,  mehr  auf  angemessene  Bei>rhränkung  des  Mo- 
nopols, als  auf  Regulirong  der  Monopolpreise  das  Absehen  zu 
richten. 

Das  Autorrecht  als  künstliche  Sicherung    der  Lohn-  nnd  der 
Lohn  r  e  n  t  e  n  function. 

Wir  gehen  in  Folgendem  nur  von  der  vermögensrecht- 
lichen Seite^  beziehungsweise  vom  ökonomischen  Interesse  des 
Autorrechtes  aus,  indem  wir  andere  Interessen,  welche  der  Au- 
torschuz  zugleich  deckt,  zwar  nicht  ignoriren*),  aber  doch  in 
zweite  Linie  stellen.  Anerkannter  Maassen  spielt  der  ökonomische 
Werth  des  Autorrechtes  die  erste  Rolle ;  selbst  H  a  r  u  m,  welcher 
trotz  der  Polemik  gegen  die  Theorien  von  N  eu  s  t  e  t  e  I  und 
B 1  u  n  t  s  c  h  I  i  jene  anderweitigen  Beziehungen  der  persönlichen 
Ehre,  des  Namens  der  Autoren  u.  s.  w.  stärker  betont,  als  es 
andere  Neuere,  z.  B.  JoIIy,  gethan  haben,  bezeichnet  die  ver- 


1)  Krug  über  SchrirtsteUerei,  Bachhandel  und  Nachdruck,  p.  4,  77  f. 
R  ö  d  e  r  ,  Rechtsphilosophie  11,  358,  wo  auch  K  I  ü  b  e  r  und  S  c  h  u  1  x  e 
aU  Anhänger  der  Büchertaxe  citirt  sind. 

2)  Vrgl.  oben  Abschn.  I.  .  .         .    l.  <-    " 
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mögensrechUiche  Seite  des   Autorrechtes  als   die  practisch  bei 
Weitem  überragende  and  gewichtigste^), 


Darf  wirklich  das  Vermögensinteresse  am  Autorrecht  als  das 
vorwiegende  anerkannt  werden,  so  geht  man  von  der  Voraus- 
sezung  aus,  d a s s  überhaupt  die  Werke  der  geschttz- 
ten  Autoren  Gegenstände  des  entgeltlichen  Ver- 
kehres sein  dürfen.  Allein  selbst  diess  ist  bestritten ; 
schon  diese  Voraussezung  wird  von  verschiedenen  Gegnern  des 
Autorenschuzes  in  Abrede  gezogen.  Mit  diesem  ersten  allgemeiD 
verneinenden  Einwand  gegen  den  Autorschuz,  mit  der  Verneinung 
der  pekuniären  Entgeltlichkeit  der  »Geistesprodukte",  muss  sich 
daher  unsere  Erörterung  zuerst  auseinandersezen. 

Der  antiken  Anschauung  und  den  Verhältnissen  der  antiken 
Schriflstellerei  entsprach  ohne  Zweifel  die  Forderung  der  Unent- 
geltlichkeit; das  schriftstellerische  Arbeitten  war  ars  libercUü  und 
geschah  von  Reichen  oder  durch  Vermittlung  der  maecenatischen 
Gunst  des  Reichthums.  Allein  auch  die  neuere  Zeit  hat  gegen 
die  Autorprivilegien  dieselbe  Auffassung,  bald  aufrichtig,  bald  un- 
aufrichtig geltend  gemacht,  und  mindestens  sehr  starke  Anklänge 
einer  Richtung,  welchie  die  Autoren  als  »übersinnliche  Freier*  um 
Kunst  und  Wissenschaft  auffasst,  finden  sich  noch  immer.  Carey 
in  seinen  geharnischten  Briefen  an  einen  Senator  gegen  interna- 
tionale Verträge  über  Autorenschuz  zwischen  Amerika  und  Eng- 
land gibt  sehr  stark  die  Ansicht  kund,  dass  das  litterarisch-arti- 
stische  Produciren  seine  Vergeltung  weit  mehr  in  Ruhm  und  Ehre, 
als  in  Geldeinkommen  zu  suchen  habe.  Noch  prägnanter  nimmt 
Proudhon  in  seinen majorats  litteraires  von  1863 diesen  Stand- 
punkt ein ;  nicht  weil  er  Gegner  eines  zeitweiligen  Autorschuzes  wäre, 
sondern  um  die  französischen  Bemühungen  um  Einführung  eitles 
ewigen  Eigenthumsrechtes  zu  bekämpfen,  gelangt  Proudhon  — 
polemisch  übereifrig  wie  immer  —  zu  einer  spiritualistischen  Auf- 
fassung des  Berufes  der  Schöpfer  von  Schriftwerken.  Er  n^nnt 
die  Ausmünzung  des  Schriftstelleramtes  in  Geld  geradezu  Simonie  *), 


1)  Die  öslerreichifche  PrasBgetexfeboiif  p. 
3)  A.  9u  0.  U,  p.  t. 
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vergleicht  die  kftaffiche  Kunst  mit  einer  Dirne  0 ,  klagt  über  den 
mercenarisme  litUraire  der  heutigen  Tranzösischen  Schriftsteller- 
weit,  zieht  eine  Ballettänzerin,  moralisch  gewogen,  den  Verfassern 
der  litterarischen  Confections  de  Paris  vor,  und  entwickelt  schliess- 
lich die  Theorie  efnes  nothwendigen  Gegensazes  käuflich  und 
nicht  käuflich  zu  veräussemder  Produkte  in  der  bürgerlichen 
Gesellschaft :  «Die  materiellen  und  die  unroateriellen  Güter,"  sagt 
er,  »sind  beide  unzweifelhaft  Produkte.  Ihr  Unterschied  be- 
steht aber  darin,  dass  die  Einen  mit  Recht  bezahlt  werden  sollen, 
die  anderen  nicht.  Von  der  Beobachtung  beider  entgeg^gesezter 
Geseze,  der  Käuflichkeit  und  der  Unkäuflichkeit,  hängt  die  mensch- 
liche Würde  und  die  ganze  sociale  Ordnung  ab;  die  Producte, 
welche  den  Kategorien  des  Schönen,  Gerechten  und  Wahren  an- 
gehören, müssen  unentgeltlich  vertheilt  werden.**  Ehe  wir  den 
Autorscjiuz  als  eine  unter  mehreren  möglichen  Formen  der  Ver- 
geltung litterarisch-artistischer  Werke  näher  untersuchen,  ist  An- 
gesichts derartiger  Standpunkte  in  der  That  zuerst  die  Frage  zu 
beantworten,  ob  überhaupt  die  sogenannten  Geistesproducte  zu 
Werthen  des  volkswirthschaftlichen  Verkehrs  gemacht  werden 
dürfen.  Der  Standpunkt  Proudhon  s,  wie  übersinnlich  er  ist,  wur- 
zelt in  vielen  und. nicht  unedlen  Gemüthem,  welche  es  wie  Pro- 
stitution hassen,  wenn  sie  Kunst  und  Wissenschaft  zur  melken- 
*  den  Kuh  gemacht  sehen.  Suchen  wir  hienach ,  uns  zunächst  mit 
diesem  nicht  zu  verachtenden  Standpunkt  auseinanderzusezen. 

Offen  sei  es  gesagt  —  wir  halten  diesen  Standpunkt  Proud- 
hon's  wenigstens  in  so  weit  berechtigt,  dass  ewige  »litterarische 
Majorate**  in  den  Autorenfamilien,  wie  sie,  im  Mannsstamm  erb- 
lich, ein  geistvoller  deutscher  Schriftsteller')  förmlich  vorge- 
schlagen hat,  von  allem  Anfang  an  höchst  bedenklich  erscheinen 
müsste.  Die  Dichter  selbst  reden  wie  Proudhon :  S  c  h  i  1 1  e  r's  »Thei- 
lung  der  Erde**,  gibt  dem  Gedanken  klassischen  Ausdruck,  dass 

1)  II,  $.  5:  Ttrt  qui  8e  fail  vönal,  de  m^me  que  la  femme,    qai  tra- 
fiqoe  de  ses  charmef,  ne  tardera  pas  ä  s'e  dögrader. 

3)  Karl  Sal.  Zacharii,  kril.   Zeitschrift   för  Rechtswissenschaft 
and  Gesesgebmig,  11.  Band  (1839)  S.  225.  —  Die  Idee  des  „litterarischen 
Majorats**  schon  bei  Renouard,  de  droits  d'auteurs  (1838;  I,  p.  469. 
Zeitscbr.  f.  Staatsw.  1867.  U.  Heft  20 
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spirilueller  Arbeit  nicht  Mos  materieller  Lohn  entsprielit  ^).  Blaih 
qui  weist  treffend  nach,  wie  die  Gelehrten  sich  selbst  um 
ihren  Äusseren  Lohn  bringen,  indem  sie  nach  der  spiritaellen 
Vergeltang  der  Ehre  und  des  Lohnes  haschen:  „Sie  begnügen 
sich  mit  einer  Bürgerkrone  und  glauben  sich  bezahlt,  wenn  man 
ihrem  Genie  hat  Gerechtigkeit  widerfahren  lassen.  Ihre  Gross- 
muth  (und  Eitelkeit?)  treibt  sie  an,  zu  ihren  eigenen  Schaden  so 
rasch  wie  möglich  ihre  Kenntnisse  zu  verbreiten.  So  gleichen 
sie  dem  Lichte,  das  Niemand  bezahlt* 

Andererseits  geht  Proudhon  viel  zu  weit.  Der  in  spiri- 
tuellster Weise  schaffende  Autor  bleibt  ein  Wesen  von  Fleisch 
und  Bein,  er  muss,  wie  Beaumarchais  sägt,  365  *Mal  zu  Mittag 
essen,  wie  andere  Menschen.  Er  hat  seine  körperlichen  Bedürf- 
nisse zu  befriedigen,  und  nicht  blos  diese.  Auch  fär  ein,  seiner 
Bildung  entsprechendes  »gebildetes  Leben**  hat  er  einen  aufwand 
zu  machen ;  geistige  Kräfte  sind  nicht  blos  als  producirend,  son^ 
dem  auch  als  Pl'oduct,  als  persönliches  Aequivalent  verzehrter 
äusserer  Güter  anzusehen,  das  Hinausgeben  von  Gedanken  in 
Schriftwerken  an  die  Welt  fordert  ein  »Einkommen"*  von  schon 
vorhandenen  Produkten  und  ihr  Aufgehen  in  die  Person  des 
Schriftstellers.  Luther,  der  das  Spirituelle .  und  das  Materielle 
gesund  zu  verknöpfen  wusste,  schreibt  1525  in  einer  Vorrede: 
»Was  soll  das  sein,  meine  liebe  Druckerherren,  dass  einer  dem- 
andern  so  öflentlich  raubet  und  stiehlet  das  Seine,  seid  Ihr  nun 


1)  Was  (hon?  spricht  Zeos  —  die  Welt  ist  weggegeben, 
Der  Herbst,  die  Jagd,  der  Markt  ist  nicht  mehr  mein, 
Willst  Da  in  meinem  Himmel  mit  mir  leben. 
So  oft  Da  kommst,  er  soll  Dir  offen  sein. 

Gani  Ahnlich  U  h  1  a  n  d  in  dem  Lied :  ,  Auf  einen  verhungerten  Dichter** : 
«Der  Frühling  war  Dein  Leben, 
Die  Blathe  war  Dein  Traum, 
Ein  Anderer  presst  die  Reben, 
Bin  Anderer  leert  den  Baum.* 

uDo  warst  schon  hier  rerklirei, 
Und  wenig  mehr  als  Geist, 
Ifun  bist  Da  heimgekehrel, 
Wo  man  Ambrosia  speist  ** 
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auch  Strassenrfittbar  und  Diebe  geworden  ?*  Weiter  klagt  Luther 
Ober  Liederlichkeit  der  Nachdrücke  und  darüber,  dass  man  ihm 
ein  Manuskript  vor  der  Vollendung  gestohlen  und  gedruckt  habe, 
und  schliesst:  »Es  ist  ja  ein  ungleich  Ding,  dass  wir  Arbeit  und 
Kosten  sollen  darauf  Wenden,  und  Andere  sollen  den  Genuss 
und  wir  den  Schaden  haben*  ^).  Das  »Rechtsbewusstsein  des 
Volkes*,  worauf  Jolly  den  Autorschuz  gründet,  widerstrebt 
wahrhaftig  dem  Leerausgehen  der  .Autoren.  Die  Geltung  und 
Anerkennung  in  der  Wek  ist  wohl  ein  Theil  des  Lohnes  grosser 
Autoren;  man  hat  dies  gegenüber  den  übertreibenden  modemeu 
Monopoltheorien,  nachdrücklich  zu  betonen,  wenn  diese  so  gar  oft 
mit  dem  Erlöschen  des  Erfindungsgeistes  drohen.  Allem  genü- 
gend ist  dieser  spirituelle  Lohn  nicht. 

Die  Autoren  sind  der  Bedürfnissbefriedigung  nicht  enthoben, 
und  müssen  für  dasjenige,  was  sie  in  die  Masse  der  socialöko- 
nomischen  Production  einwerfen,  auch  einen  materiellen  Antheil 
bei  der  nationalen  Einkommensvertheilung  herausziehen. 

Von  dieser  irdischen  Existenzbedingung  kann  sich  der  höchste 
Sonnenflug  des  Genius  nicht  emancipiren.  Es  lässt  sich  streiten, 
ob  die  Vergeltung  in  Form  des  zeitweiligen  Monopols  die  beste 
Art  der  Vergütung  sei,  diese  Frage  haben  wir  demnächst  zu  er- 
ledigen. Dass  überhaupt  eine  pecuniäre  Vergeltung  der  Leistung 
des  Autors  stattfinde,  ist  eine  unentfliehbare  Nothwendigkeit. 
Mindestens  hat  der  Autor  ein  Anrecht,  »Unterhalt  und  Ent- 
schädigung* zu  finden  ^. 

'  Die  zwei  denkbaren  Fälle,  in  welchen  der  Autor  den  direc- 
ten  Anspruch  auf  Vergeltung  seiner  Leistung  aufgeben  könnte: 
nämlich  entweder  eigener  Vermögensbesiz,  welcher  die  litterarisch- 
artistische  Production  wie  ein  unentgeltliches  Ehrenamt  auszu- 
üben gestattet,  und  zweitens  die  S^stentation  durch  Mäce- 
naten  —  diese  beiden  Formen  des  materiellen  Unterhaltes  der 
Autoren  sind  selbst  nur  indirecte  Formen  einer  Vergeltung  der 
Autordienste  Seitens  der  bürgerlichen  Gesellschaft.    Der  reiche 


1)  Hitgetheilt  bei  Harum,  die  öftreic^.  Pressgesexgeb.  S.  47  t 

2)  Selbsl  ProadhoD  sagt  f  chliesf  lieh :  Ce  n^esi  flu$  ici  h  pröiukf 
qui  «#l  vmduy  aehtUf  e'est  V komme,  pri  •#!  sseimru^  indemmisdl 
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Autor  zieht  ein  Zin  seinkommen  aus  der  nationalen  Einkommens- 
vertheilung,  wovon  er  für  seinen  Autorberuf  leben  kann,  und  der 
Autor,  welcher  die  Freigebigkeit  eines  reichen  Litteratur-  oder 
Kunstfreundes  geniesst,  empfslngt  aus  der  Hand  des  letzteren  die 
Vergeltung  der  bürgerlichen  Gesellschaft. 

Diese  indirecten  Formen  der  Vergeltung  sind  jedoch  die 
denkbar  schlechtesten.    Die   bürgerliche  Gesellschaft   würde  bei 
dieser  socialökonomischen  Grundlage  der  Geistesproduction  schlimm 
fahren.    Es  ist  ja  leichter,    dass  ein  Kamel  durch  ein  Nadelöhr 
geht,  als  dass  ein  Reicher   tief  ins  Reich  des  Geistes  eindringt, 
und  Götterfunken  vo  m  Himmel  holt.  Der  grosse  Sohn  der  reichen 
»Frau  Rtlthin"  in  Frankfurt  macht  hievon  eine  seltene  Ausnahme. 
Die  bahnbrechenden   Genies  in  Litteratur,  Kunst,  Wissenschaft, 
Technik,  sind  seif  made  men,  an  deren  Wiege  meist  die  Armulh 
Kostgeberin  ist.     Auch   das.  Maecenatenthum  kann   keinen 
Ersaz  bieten.    Der  Autorgünstling   muss  dem  Privatinteresse  und 
den  Launen  des  Haecenas  dienen,  und  in  diesem  Falle,  wie  im- 
anderen,    wo  nur  Reiche  » Autoren*"  wären,   stünde   es  schlimm 
mit  der  Vertretung  der  Interessen  der  Armen  und  Gedrückten  im 
fortschreitenden  socialen  Culturprocess.    Die  Tüchtigkeit  an  sich, 
nicht  in  ihrer   zußilligen  Verbindung  mit  dem  Reichthum  oder  mit 
der  Gunst  des  Reichthums,   muss  der  fortschreitenden  geistigen 
Bildung  des  Gemeinwesens  gesichert  sein.  Was  auch  die  Maecenas  u. 
Pollio,  Medici,  Ludwig  XIV.,  Lord  Halifax  u.  Lord  Oxford,  Ludwig  L  von 
Bayern  für  Kunst  und  Wissenschaft  gethan  haben,  und  was  Nach- 
eiferer, Könige  oder  Privatleute,  noch  thun  mögen,   es   stünde 
schlimm  um  den  Fortschritt   der  Menschheit,   wenn  die  Autoren 
auf  dieses  Gnadenbrod  angewiesen  blieben,  wenn  sie  nicht  beim 
ganzen  Publikum,  dem  sie  dienen,  unmittelbar  die  Vergeltung  ihrer 
Dienste   holen  könnten.    Macaulay^)   verurtheilt  die  Verwei- 
sung der  Autoren  auf  die  Gunst   der  Grossen   in  folgenden  tref- 
fenden Worten:     »Ich  kann   mir  kein  System   denken,   welches 
sicherer  dazu  führen  würde,  die  Geister,  welche  von  Natur  zum 
Segen  und  zur  Zierde  des  Menschengeschlechtes  geschaffen  sind, 
zum  Scandal  und  zur  Verpestung  der  bürgerlichen  Gesellschaft 


1)  Speeches,  ed.  Taaehn.,  I,  278. 
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dienen  zn  lassen.*  Was  der  Dichter  vom  Loose  der  Kunst  ^)  ge- 
sagt hat^  gilt  noch  mehr  von  denjenigen  Producten,  welche  der 
Eitelkeit  and  den  Vomrtheilen  der  Reichen  und  Mächtigen  der 
Welt  nicht  schmeicheln,  sondern  ihnen  entgegenzutreten  sich  be- 
rufen f&hlen.  Gerade  eine  zu  spiritualistische  Auffassung  veran- 
lasst eine  Knechtung  und  Corruption  des  geistigen  Schaf- 
fens in  der  bürgerlichen  Gesellschaft.  »Grosse  Männer,  sagt 
Dryden,  sind  nicht  Wachskerzen,  dazu  verdammt,  sich  aufzu- 
brauchen, um  die  Welt  zu  erleuchten". 

Hiemach  gehen  wir  von  dem  Satze  aus,  dass  die  Leistungen 
der  Autoren  eine  directe,  den  Unterhalt  des  Autorlebens  minde- 
stens deckende  Vergeltung  Seitens  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
zu  beanspruchen^  haben. 

Der  Autorschuz  wird  demgemäss  wenigstens  nicht  aus  dem  Ge- 
sichtspunkt der  grundsäzlichen  Verwerflichkeit  des  Geldlohnes 
für  Autorwerk  angefochten ,  und  desshalb  auch  nicht  blos  im 
Masse  dürftigen  Unterhaltes  zugewogen  werden  dürfen.  Uebri- 
gens  wird  sich  zeigen,  dass  das  Autorrecht  als  Monopol  nicht 
so  sehr  den  sich  selbst  verewigenden  klassischen  und  welt- 
urogestaltenden  Leistungen,  sondern  mehr  der  gewöhnlichen 
pubiicistischen  Production,  der  Ausmünzung  der  grossen  Geistes- 
funde an  die  ganze  bürgerliche  Gesellschaft,  der  Ausprägung 
dieser  Barren  in  Scheidemünze,  den  Impuls  hinreichender  Lohn-, 
Gewinn-  und  Rentenvergeltung  zu  geben  hat  Es  ist  dazu  ange- 
than,  einem  Industriezweig  spiritueller  Art,  aber  immerhin 
einem  Industriezweig,  die  singulärer  Weise  fehlenden  Voraus- 
sezungen  des  ökonomischen  Erfolges  zu  sichern.  Dies  führt  auf 
die  verschiedenen  möglichen  Formen  der  Vergeltung  der  Auto- 
rendienste. 

Die  Formen  der  Vergeltung  im  ökonomischen  System  der 
bürgerlichen   Gesellschaft  sind   verschiedänartig :    Bezahlung   im 


1)  Keines  Medidieri  Gflte 

Lächelte  der  deutschen  Knust, 
Von  dem  grössten  deutschen  Sohne, 
Von  des  grosseh  Friedrichs  Throne, 
Ging  sie  schutilos,  ungeehrt. 
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freien  TanschTerkefar  der  Sachgüter  und  Dienstleistongen,  —  Ga- 
winn  am  Erlös,  Lohn,  Zins,  —  Ertrag  aas  danemdem  oder 
Torübergehendem  Monopol,  Gewinnbetheiligung  durch  Tantieaseii, 
Vergeltnng  durch  die  Organe  des  Geroeinwesens,  sei  es  dnrch 
fortlaufende  öffentliche  Besoldung  und  Pension  oder  durch  Expro- 
priation oder  durch  einmalige  Nationalbelohnung  oder  durch  Aus- 
Zeichnungen. 

Der  Autorschuz  wählt  den  Weg  der  Vergeltung  durch  Ein* 
räumung  eines  Monopols.  Die  bisherige  Gesezgebung  räumt  dieses 
Monopol  Toribergehend  ein;  dagegen  Terlangen  die  An- 
hänger eines  »litterarisch-artistischen  Eigenthums",  welche  nament- 
lich in  Frankreich  noch  immer  schwärmerisch  auftreten  0  vmd 
leztmals  auf  dem  Brüsseler  Kongress  von  1858  ihre  Sache  mit 
grossem  Eifer  vertreten  haben,  ein  immerwährendes  Monopol 
unter  dem  Titel  der  Ewigkeit  alles  Eigenthumsrechtes. 

Es  erheben  sich  daher  folgende  Fragen:  wesshalb  und  in 
wieweit  ist  eine  ausreichende  Vergeltung  der  Leistungen  der  Au- 
toren  im  Wege  des  gewöhnlichen  freien  Privatverkehrs  nicht 
möglich  ?  Ist  die  Vergeltung  durch  ein  vom  Staat  verliehenes 
Monopol  die  geeignetste  unter  den  verschiedenen  möglichen  Arten 
öffentlicher  Vergeltung?  Ist  ein  zeitweiliges  oder  ein  ewiges 
Monopol  einzuräumen,  wenn  wirklich  die  Monopolverleihung  als 
die  empfehlenswertheste  Vergeltungsweise  aus  umsichtigen  Unter- 
suchungen sich  herausstellen  sollte? 

Um  diese  Fragen  zu  beantworten,  muss  vor  Allem  der  öko- 
nomische Charakter  der  Leistungen,  welche  von  den 
Autoren  in  den  Verkehr  eingeworfen  werden,  festgestellt  und 
untersucht  werden,  wesshalb  die  specifische  Verkehrsnatur 
jener  Leistungen  einen  hinreichenden  Entgelt  im  Wege  der  ge* 
wohnlichen  Vergeltungsweise  des  freien  Tauschverkehrs  ausschliesst 

Der  Schriftoteller,  Künstler,  Componist,  Erfinder  ist  ein  Pro- 


1)  Z.  B.  LaboulapB,  etudss  tur  Im proi^riM  KU.  1858;  *  das  ge- 
meiniame  Werk'  „ifo  Im  propriiti  inMeduOis  fmr  M.  M.  Fr*  Pct«y, 
r.  Mo4e9U^  PaiUoiei  mne  prißee  ie  M.  J.  Siwwn  1859,  —  von  Proadhon 
in  aiiartiger  Kritik  „Komödie  in  drei  Akten  mit  Prolog**  genannt  (Maj. 
Utt.  p.  4). 
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d  ucent  Das  Prodact,  soweit  es  aus  der  Aotorarbdt  allein  her- 
▼orgeht,  als  Manascript,  GemMde,  Sculptur,  Modell  einer  Erfindung, 
ist  auch  Eigenthom  dieses  »geistigen  Producenten* ,  (tlr  welches 
der  gewöhnliche  Eigenthmnsschuz  in  vollem  Masse  einzutreten 
bat  Der  Autor  kann  das  Product,  so  lange  er  es  nicht  entAussert 
bat,  nach  Belieben  beherrschen  oder  auch  wieder  vernichten. 

Die  Schwierigkeiten  der  nationalökonomischen  und  juristischen 
Analyse  des  Autorrechtes  beginnen  erst  von  dem  Punkte  an,  wo 
das  Product  des  Autors  durch  Vervielfältigung  in  4en  all- 
gemeinen Verkehr  eintritt  und  öffentlich  wird,  wo  die 
Gewinnausbeutung  des  Geistes-  und  Kunstproductes  oder  der  Er- 
indung  Airoh  Ausgestaltung  in  viele  zum  Absaz  bestimmte  Exem- 
plare beginnt.  Diese  vervielftltigende  Ausbeutung,  um  sogleich 
einen  Unterschied  beider  Arten  des  Autorschuzes  anzudeuten,  ist 
regelmässige  Absicht  der  schriftstellerischen  Production,  keines- 
wegs ebenso  allgemein  Absicht  der  Kuostproduction,  —  ein  unter- 
schiedliches Verhalten,  aus  welchem  wir  bei  der  besonderen  Be- 
trachtung des  artistischen  Autorrechts  Konsequenzen  zu  ziehen 
haben  werden. 

Bei  den  durch  Vervielfältigung  auszubeutenden  Schöpfungen 
derLitteratoren,  Künstler  und  Erfinder  tritt  die  Autorthtttigkeit  nur 
ab  ein  Element  der  Production  auf.  Der  Autor  ist  inner- 
halb der  arbeitstheiligen  Unternehmung  nur  eines 
von  mehreren  Organen  der  productiven  Gesammtthtttigkeit:  ähnlich 
dem  Dessinateur  einer  Kattundruckerei,  oder  dem  Modelleur  einer 
Maschlnenw^kstätte ,  nach  der  Qualität  der  Leistung  höher,  aber 
nach  dem  Plaz  in  der  ökonomischen  Productivorganisation  nicht 
höher,  als  der  erste  Arbeiter  einer  Industrie-  oder  Handelsunterneh- 
nrang  steht. 

Der  Autor  ist  ein  qualificirter  Lohnarbeiter,  wenn  ein  Anderer, 
Yerieger  genannt,  das  Risico  und  die  Leitung  der  Vervielfiütigung 
der  Autorschöpfung  für  den  Verkehr  übernimmt,  oder  er  ist,  wenn 
er  sein  Product  in  Selbstverlag  und  Selbstausbeutimg  nimmt,  wie 
es  viele  Künstler  und  noch  mehr  Erfinder  thun,  Unternehmer, 
welcher  sich  einen  Theil  der  productiven  Arbeit  selbst  leistet 

Was  also  der  Autor  als  Vergeltung  seiner  Autorleistung  nach 
allgemeinen  socialökonomiscben  Gesezen  beanspruchen  kann,  be- 
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steht  darin,  dass  ihm  der  Lohn  eines  qaaKficirten  Arbeiters  direcl 
oder  indirect  (innerhalb  des  Unternehmergewinns)  zu  Theil  werde. 
Unter  allen  juristischen  Theorien  des  Autorschuzes  ist  diejenige 
Renoaards  die  befriedigendste  und  förderlichste  geworden, 
weil  sie  von  denFaseleien  über  ein  dem  Grundeigenthum  ähnliches 
geistiges  Eigenthomsrecht  abging  und  den  Ansprach  des  Autors 
als  Lohn  charakterisirte :  y,La  place  des  auiewrs,  el  c'est  lä 
teure  gloire^  est  ä  la  Ute  de  ceux,  qui  vivent  en  Sdiongeami 
teurs  travaux  et  teurs  Services  oontre  les  objets  matMels 
dont  d*autres  hammes  avaient  la  propriiti.  U  fami  que  ce 
travail,  comme  taut  autre,  recowe  son  salaire^^'). 

Die  Vergeltung  der  dienenden  Arbeit  durch  Lohn  ist  nun 
bald  eine  die  Kosten  der  Arbeit  oder  den  standesmässigen  Unter- 
halt derselben  deckende,  also  nationalökonomisch  gesprochen  ein 
»natürlicher*  Lohn;  —  bald  bleibt  sie  unter  diesem  Saze  mit 
der  Wirkung,  von  einer  nicht  genügend  vergoltenen  Arbeit* ab- 
zuschrecken, —  bald  enthält  sie  einen  ausserordentlichen  Ueber- 
schuss  über  den  natüriichen  Lohn,  Lohnrente.  Alle  drei 
Möglichkeiten  sind  im  socialökonomischen  System  dem  Ar- 
beiter gegenüber  regelmässig  vorhanden;  auch  in  Be- 
ziehung aufdie  Vergeltung  derAuto  renarbeit  muss 
der  Lohnfunction  der  Spielraum  dieser  dreifachen 
Aeusserung  gegeben  sein. 

Aehnlich  verhält  es  sich  mit  dem  Unternehmergewinn: 
er  ist  bald  durchschnittlich  (natürlicher  Gewuin),  bald  unter- 
durchschnittlich bis  zu  positivem  Veriust, bald  über  durchschnittlich, 
in  letzterem  Falle  eine  Untemehmerrente  bergend  ^. 

Auf  Lohn-,  beziehungsweise  Untemehmerrente,  hat  jeder 
verdienstliche  Producent  als  solcher  Anspruch,  folglich  auch 
jeder  verdienstvolle  Autor,  Verleger  u.  Selbstverleger  (Autor- Verle- 
ger). Freilich  nur  der  v  e  r  d  i  e  n  s  t  v  o  1 1  e  Autor ;  denn  die  Lohn-  und 
Untemehmerrente  ist,  wie  alles  Renteneinkommen,  nicht  im  Lohn- 
und  Gewinneinkommen  jedes  einzekien  Lohnarbeiters  und  Unter- 


1)  1.  c.  I,  460. 

2)  Vergl.  Ab8chn.  IV. 
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nefamers,  sondern  nor  Bestandtheil  im  Lohn  und  Gewinn  ein- 
zelner Lohnarbeiter  und  Untemehoier. 

Der  Aator,  —  ist  er  überhaupt  Prodacent  von  begehrten 
Diensten,  —  hat  ab  geistiger  Mitarbeiter  eines  Brwerbsgeschäfles 
auf  gewöhnlichen  Lohn,  in  besonderen  Fällen  aaf  Lohnrente  An- 
spruch ;  ist  sein  Prodoct  nicht  begehrt,  so  soll  er,  wie  jeder  an- 
dere Prodncenty  durch  ungenügende  Vergeltung  Ton  der  Fortsezung 
der  Production  abgemahnt  werden. 

Wir  verlangen  hienach  für  den  Autor  nur  dasjenige  Mass 
der  Vergeltung,  welches  im  socialökonomischen  System  die  Regel 
bildet. 

Von  diesem  Ausgangspunkte  aus  ist  dann  erst  die  Frage 
aoftttwerfen  und  zu  beantworten:  Kann  sich  für  den  Autor  die 
regehnitssige  Vergeltung  im  Gang  des  gewöhnlichen  Tauschver- 
kehrs ebenso  reaUsiren,  wie  sie  sich  für  einen  Buchhalter,  Commis, 
Zeichner,  Factor,  Procuraführer  ohne  staatliches  Zuthun  realisirt? 

Ist  diess  zu  verneinen,  so  muss  jener  Anspruch  ausserhalb 
der  gewöhnlichen  Formen  der  tausch wirthschafUichen  Vergeltung 
stattinden ,  es  muss  sonstwie  die  Möglichkeit  der  Vergeltung  im 
Nasse  verdienten  Lohneinkommens  und  verdienter  etwaiger  Lohn- 
rente geschaffen  werden.  Bei  der  Wahl  des  Monopolrechtes  als 
Vergeltungsmittels  wird  aber  als  Mass  festzuhalten  sein,  dass  das 
Autorrecht  zeitlich  und  räumlich  in  solchem  Umfang 
eingeräumt  werde,  um  den  Bezug  des  verdienten 
Durchschnittlohnes  und  der  etwaigen  Lohnrente, 
sei  es  in  Form  des  Monopolgewinns  am  Selbstverlag  oder  in 
Form  der  Lohnabfindung  des  Autors,  oder  in  Form  des  Autoran- 
theils  am  Monopolgewinn  des  Verlegers,  zu  ermöglichen. 

Ehe  i¥ir  nun  untersuchen,  ob  und  warum  und  bei  welchen 
Autorleistungen  der  freie  Tauschverkehr  verdienten  Lohn  und 
Lohnrente  nicht  zu  realisiren  gestatte,  sind  einige  Zwischenbe- 
merkungen emzuschieben. 

Die  erste  dieser  Zwischenbemerkungen  wendet 
sich  sogleich  gegen  die  nationalökonomische  und  juristische  Theo- 
rie  des^geistigen  Bigenthums*. 
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# 
Wenn  man  das  berediligte  Vermögensinieresae  des  Antor- 

thums  aur  gerechte  Vergeltung  quaHficirter  Arbeit  begreilzt,  so 
ergiebt  sich,  dass  der  Autor^  ebensowenig  als  rändere  Arbeiter, 
immerwährende  Renten  als  Lohn  beanspruchen  kann.  Was  der 
Autor  als  solcher  verlangen  kann,  ist  Lohn  und  Loharente,  be- 
ziehungsweise Untemehmergewinn  und  Gewinnrente.  Lohn  und 
Gewinn  sind  aber  im  gewöhnlichen  System  der  socialökononischen 
Vergeltung  der  Einzelleistungen  einmalige,  höchstens  in  eine  be- 
schränkte Ratenzahl  aufgdöste  Einkommen,  die  Lohn^  und  Ge- 
winnrenten sind,  wie  wir  gezeigt  haben,  sowohl  potentteU  ab 
Möglichkeit  wie  als  Wirklichkeit  (aktuell)  vorübergehende  Er- 
scheinungen. Hiemit  schon  erweist  sich  die  Analogie  des 
Grundeigenthums  mit  dem  Autorrecht  für  eine  nicht  mit 
Bildern  spielende  nationalökonomische  Analyse  als  unstichbaUig. 
Auch  sonst  hinkt  dieses  ökonomische  Gleichniss  auf  allen 
Füssen.  Gleichwohl  spielt  die  Analogie  des  durch  Arbeit  geschaf- 
fenen ewigen,  d.  h.  ewig  rentirenden  Grundeigenthums  iii  der 
Phantasie  vieler,  insbesondere  französischer  Juristen,  ab^  auch 
in  derjenigen  einiger  moderne  Nationalökonomen  —  wir  nennen 
H^cleod,  Passy,  Max  Wirth  —  eine  grosse  Rolle.  Abb6 
Pluquel,  wenn  wir  recht  wissen,  war  es,  der  diese  Analogie 
zur  Begründung  des  Autorrechtes  zuerst  benflzt  hat  Er  sagt, 
das  Geistesprodukt  sei,  wie  »ein  Grundstück,  ein  Feld,  ein  Haus, 
das  man  bebaut  und  pflegt,  welches  Früchte  trägt,  und  dessen 
Früchte  man  wie  das  Korn  des  Feldes  verkauft*  ^).  Diese  Vor- 
stellung klingt  fast  bei  allen  Verthetdigem'des  litterarisch-artistischen 
Eigenthums  wieder,  bis  zum  Brtoseler  Kongress  über  geistiges 
Eigenthumsrecht  1858  und  bis  auf  das  Wort  Napoleon's  UL:  «Ich 
glaube,  dass  das  geistige  Werk  ein  Eigenthum  sei,  wie  ein  Grund- 
stück, wie  an  Haus  u.  s.  w.*  Passy  und  J.  Simon ^  ge- 
brauchten 1858  dieselbe  Vergleichung,  um'  das  geistige  Eigenthon 
in  der  Pariser  Oekonomistengesellschafl  zu  vertheidigen.  Max 
W  irth  vergleicht  das  geistige  Eigenthum  mit  dem  durch  Abteufiing 
gewonnenen  Bergwerkseigenthum* 


1)  Lettre  ä  an  ami  rar  les  arrdts  da  Conseil,  30.  Aof.  1777. 

2)  Romberg,  congris  de  k  propriM  litt4r«ire,  p.  368.  29%, 
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Keine  Autorität  der  Welt  jedoch  kann  den  nüchternen 
Bück  darüber  täuschen,  dass  der  ökonomische  Vorgang  der  Be- 
gründang des  Gmndeigenthams  und  der  Gmndrente  nicht  zur 
Rechtfertigung  eines  ewigen  iitterarischen  Eigenthumsrechtes  an- 
wendbar ist.  Es  genüge,  die  Bemfting  auf  dieses  Gleichniss  nur 
mit  einigen  der  Einwendungen,  i^eiche  sich  dagegen  erheben,  zu 
widerlegen : 

a)  Das  »litterarisch  -  artistische  Eigenthumsrecht*  ist  auch 
so,  wie  es  seine  Anhänger  auffassen,  nicht  die  aus- 
schliessende  Beherrschung  einer  bestimmten  körperlichen  Sache, 
wie  sie  im  Grundeigenthum  liegt,  sondern  die  ausschliessende 
Beherrschung  eines  Marktes  in  Beziehung  auf  den  Absaz 
der  eine  bestimmte  Idee  verkörpernden  Producte.  Wirth*s  Be- 
hauptung gegen  Nacaulay,  dass  das  S  a  c  h  eigenthum  ein  »Natur- 
gesez*  sei  (1,  345)  beweist  desshalb  noch  gar  Nichts  für  ein 
sogenanntes  «geistiges"  Eigenthum. 

b)  Die  Idee,  welche  den  Kern  der  Autorschöpfung  ausmacht, 
wird  und  bleibt  durch  ihre  Mittheilung  für  die  ausschliessende 
Appropriation  des  Autors  verloren. 

Krause  (Abriss  des  Naturr.)  erkannte  diess  klar. 

Renouard^)  äussert  schon  1838  Dasselbe,  nur  in  der 
Weise  des  scharf  scheidenden  Juristen :  »Ausschliesslichen  Eigen- 
thümem  die  aneignungsfähigen  Gegenstände  zuzutheilen,  —  ist 
noth wendig,  nüzlich  und  gerecht.  Ausschliesslichen 
Eigenthümern  nicht  aneigiAngsfähige  Gegenstände  zutheilen,  heisst 
die  ganze  Menschheit  arm  machen;  darin  liegt  keine  Noth- 
wendigkeit,  weil  das  Privatinteresse  keine  Sorge  der  Be- 
wachung und  Bewahrung  für  solche  Gegenstände  hat,  —  keine 
Tlüzlichkeit,  weil  ihr  Werth  nichts  verliert,  indem 
sie  von  Allen  benüzt  und  ausgebeutet  werden,  — 
wohl  aber  Ungerechtigkeit,  da  jeder  Mensch  auf  die  ohne 
Rechtsverlezung  eines  Andern  aneignungsßlhigen  Dinge  ein  Recht 
hat  Es  ist  eine  unerträgliche  Anmassung,  wenn  Einer  allein  das 
sich  aneignen  will,  was  Jeder  ohne  Beeinträchtigung  des  vollen 
Genusses  durch  Andere   selbst  voll  und  ganz  geniessen  kann.* 


1)  L  c.  447. 
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Diese  Beobachtungen  sind  unbestreitbar  wahr,  und  sie  werden 
auch  nicht  entkräftet  durch  deii  Versuch  Maclead's^),  Du- 
noyer^s')  und  Andrer,  zwischen  reiner  Idee,  Princip,  Wahrheit 
und  der  vom  Autor  vorbildlich  gesckaflenen  individuellen 
Form  der  Idee  zu  unterscheiden,  jene  zwar  zum  Gemeingut, 
diese  dagegen  zum  Inhalt  eines  ^usschliessenden  und  dauernden 
geistigen  Eigenthums  zu  erklären;  denn  erstens  treten  ewige 
Ideen  und  Principien  im  Bewusstsein  der  Menschen  und  in  ihrem 
geistigen  Verkehr  nur  als  individuell  ausgestaltete,  beziehungs- 
weise geformte  »Anschauimgen*'  aur,  der  Name  Idee  (eldog)  kenn- 
zeichnet diess,  und  zweitens  ist  nach  erfolgter  Mittheilung  an  der 
individuellen  Idee  schlechterdings  ein  individuelles  Bigehthum  nicht 
mehr  möglich.  Renouard  nennt  sich  daher  mit  Recht  Anhänger 
des  strengsten  Eigenthums  an  Sachen,  aber  oommuniste  en  faii 
d'idie. 

c)  Einmal  gestaltet,  bleibt  die  Idee  otne  weiteres  2u- 
thun  der  allgemeinen  Weiterbenuzung  erbalten,  während  Grund 
und  Boden  nach  unserer  ausführlichen  Darstellung  in  Abschnitt  VII. 
Gegenstand  stets  sich  erneuernder  Thätigkeit  wird. 

Nur  der  leztgenannte  Umstand  rechtfertigt  aber,  wie  in  dem 
genannten  Abschnitt  nachgewiesen  ist,  das  dauernde  Grundeigen- 
thum  und  den  dauernden  Bezug  der  Grundrente  gegen  die  An- 
fechtungen, welchen  gerade  das  Grundeigenthum 
und  die  Grundrente  in  unserem  Jahrhundert  von  vielen 
Seiten  her  unterworfen  gewes#n  sind. 

Max  Wirth's  Vergleichung ^  der  Beschränkung  des  ideen- 
eigenthums  mit  der  Aufforderung  an  einen  Bergwerksbesizer  dahin 
lautend :  «Lass  nun  einen  Andern  graben"  —  passt  desshalb  nicht, 
weil  das  Geistesprodukt  ein  für  allemal  ans  der  verschlossenen  in 
die  bekannte  Ideenwelt  übergeführt  und  eine  erneute  Bearbeitung 
nicht  erforderlich  ist,  wie  bei  Grundeigenthum.  Aus  demselben 
Grund  ist  die  Widerlegung  der  Denkschrift  der  deutschen 
Schriftstelle rversammlung  (25.   Aug.  1865)   nichtssagend; 


1)  Elements  of  pol.  econ. 

2)  S.  Romberg,  1.  cit.  p.  283. 

3)  Nal.-Oek.  I,  340  if. 
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denn  wenn  es*  hier  heisst,  auch  das  ewige  Couponabsohneiden 
mache  keine  Hühe,  so  ist  erstens  zu  bemerken,  dass  die  CapUal- 
anlage  fortgesezte  Fürsorge  und  Spekulation  erfordert,  und  zwei- 
tens, dass  ewige  Zinsrenten  eine  zweifelhafte  Berechtigung  haben 
und  in  verschiedenen  deutschen  Abiösungsgesezen  wirklich  ver- 
boten sind^). 

Eine  zweiteZwischenbemerkung,  welche  an  dieser 
Stelle  einzuschalten  ist,  betrifft  die  Zusammengehörigkeit 
des  Autor-  und  des  Verlegerinteresses  bei  allen 
Schöpfungen,  welche  durch  Vervielfältigung,  mit  der  Absicht  des 
Gewinnes,  in  den  Verkehr  geworfen  werden;  von  solchen, — 
nicht  von  Manuscripten  für  sich ,  nicht  von  blossen  Modellen  der 
Kunst  und  der  Erfindung ,  —  handelt  es  sich  ja  bei  der  Frage 
des  Autorenschuzes.  Unter  Verlegern  verstehen  wir  hiebei  im 
weiteren  Sinn  die  Unternehmer,  welche  irgend  eine  Schöpfung 
des  Geistes,  Erfindungen  und  Kunstwerke  wie  Schriftwerke,  durch 
Vervielfältigung  mittelst  ihres  Kapitals  ausbeuten ;  hiebei  kann  der 
Autor  selbst  zugleich  Verleger  sein  und  ist.  e$  in  Ausbeutung  von 
Erfindungen  auch  wirklich  sehr  häufig. 

Wo  das  Geistesproduct  durch  Vermittlung  des  Untemehmungs- 
capitals  dem  Publikum  zukommt  und  seine  Verwerthung  vollzieht, 
hat  auch  der  Unternehmer  den  vollbegründeten  Anspruch,  dass  er 
verdienten  Unternehmergewinn  und  Unternehmer- 
rente') beziehen,  könne.  Und  wenn  nach  der  besonderen 
Natur  der  auf  Vervielfältigung  sogenannter  Geisteswerke  aus- 
gehenden Unternehmungen  die  Möglichkeit  des  Unternehmerge- 
winnes und  der  Unternehmerrente  im  ordentlichen  Wege  des  der 
freien  Concurrenz  unterworfenen  freien  Verkehrs  ausgeschlossen 
sein  sollte,  wenn  also  ausserordentlicher  Weise  eine  besondere 
Form  der  Vergeltung,  etwa  das  den  positiven  Autorrechten  jezt  zu 
Grund  liegende  Monopolprinzip,  zur  Anwendung  zu  bringen  wäre,  so 
hat  dieser  Vergeltungsmodus  nicht  blos  Lohn  und 
Lohnrente  des  Autors,  sondern  auch  Gewinn  und 
Gewinnrente  des  Verlagscapitals  zu  ermöglichen. 

1)  Vergl.  auch  Lavergne  Pegallhen,  Geselbch.  Wisaensch. 

2)  lieber  den  ßegriff  der  UBternehmerrente  s.  oben  Abschn.  IV. 
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Das  Motiv  des  Verlegerschiizes  kann  hienach  entweder  ein 
selbstständiges  sein,  aus  einer  eigenthümlichen  Verkehrs- 
stellung der  Verlagsgeschäfte  geschöpft,  oder  kann  es  nur  ate 
auf  den  Verleger  abertragen  betrachtet  werden. 

Die  Uebertragung  des  Schuzes  auf  den  Verleger  ist  be- 
gründet, wenn  nur  hiedurch  das  Verlagscapital in  den  Stand  gesest 
wird,  im  Honorar  den  Autoren  Lohn ,  beziehungsweise  Lohnrente 
auszubezahlen.;  ohne  Verlegemionopol  würden  in  diesem  Falle  die 
Nachdrucker  der  Kosten  des  Autorlohns  ledig,  als  Concurrenten 
würden  sie  in  günstigerer  Lage  sein,  als  der  Originalverleger, 
oder  müsste  der  leztere  den  Autor  unbelohnt  oder  schleehtbelohnt 
stehen  lassen. 

Es  wäre  jedoch  denkbar,  dass  der  Verleger  nach  den  beson- 
deren Verhältnissen  der  Verlegerfunktion  auch  von  sich  aus  schuz- 
bedürftig  wäre.  In  der  That  stehen  ihm  die  Nachdrucker  mit  einem 
schlagfertigen  Apparat  und  mit  der  Fähigkeit  sofortiger  Nach- 
ahmung in  einer  das  ganze  Publikum  versorgenden  AuflageVigrösse 
gegenüber;  die  Nachahmung  anderer  Produkte  ist  im  Altgemeinen 
schwieriger,  der  von  'selbst  gegebene  Spielraum  der  Marktpriorität 
ist  für  die  Originalunternehmer  der  nichtpublicistischen  Production 
ein  grösserer.  Doch  würden  diese  Verhältnisse  den  Gewinn-  und 
Gewinnrentenschuz  für  den  Verleger  schwerlich  rechtfertigen.  Der 
Monopolschuz  für  die  Verleger  ist  und  bleibt  in  der  Hauptsache 
durch  die  Rücksicht  auf  Vergeltung  der  Autorenarbeit  begründet, 
er  ist  hieraus  abgeleitet  Dieses  abgeleitete  Motiv  des  Ver- 
legerschuzes  deckt  jedenfalls  mehr,  als  genügt,  das  etwaige  selbst- 
ständige Anrecht  der  Verlegerindustrie  auf  Monopolschuz.  In 
ersterLinie  ist  somit  der  Verleger  um  des  Autors 
willen  zu  schüzen. 

Die  beliebte  Spaltung  und  Verhezung  zwischen  Kapital  und 
Arbeit  ist  also  auch  hier,  wenigstens  im  Allgemeinen,  nicht 
gerechtfertigt.  Indem  der  publicistische  Verkehr  in  Geistesproducten 
mit  dem  Publikum  in  untrennbarer  Verbindung  der  Autorenarbeit 
mit  dem  Verlegercapital  erfolgt,  sind  auch  hinsichtlich  der  durch 
Monopolschuz  statuirten  singulären  Vergeltungsweise  beiderlei  In- 
teressen solidarisch.  Das  Verlegercapital  nacht ,  wie  alles 
Capital,  den  Zahbneister  der  bürgerUchen  Gesellschaft  gegenüber 
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4er  Arb^  noch  ehe  die  Effecte  der  letzteren  zu  Eriösen  aas  dem 
Absaz  an  das  PnbKkum  sich  gestaltet  haben  ^).  Das  Kapital  geht 
im  Verlagsvertrag  einen  contractus  alew  mit  dem  Autor  ein,  wagt 
bei  vielen  Werken  viel  onit  allen  Herstellungskosten,  jedenfalls 
mit  demjenigen  Kostenbestandtheil ,  welcher  aus  der  Lohnzahlung 
an  den  Autor  erwächst  und  sofeme  ein .  solcher  Kostenbestandtheil 
fest  zu  bezahlen  ist.  Dieser  leztere  Kostenbestandtheil  würde 
dem  Verlagscapital  hiußg  vertoren  gehen,  wenn  die  sofortige  reine 
Nachahmung  statthaft  wftre. 

Ohne  Schoz  des  Autorrechtes  zu  Gunsten  auch  des  Verlegers 
als  Rechtsnachfolgers  des  Autors  würde  also  auch  die  Autorenwelt 
nothleiden. 

Sehr  häuig  wirkt  der  Verleger  Anstoss  gebend  zur  Ent- 
stehung von  gefet^en  Produkten  mit  Er  kennt  das  Publikum, 
sein  Bedörfniss  und  seinen  Geschmack  und  veranlasst  ein  Werk. 
Man  lese  im  Briefwechsel  Schiller*s  und  G6the's,  zu  welch  be- 
deutenden Arbeiten  unserer  ersten  Klassiker  indirect  der  Buch- 
händler Cotta  den  Anstoss  gegeben  hat  Und  insoferne  diess  zu- 
trifft, verdient  der  Verleger  ab  Ökonomischer  Mitschöpfer  einen 
Sehuz;  denn  audi  für  ihn  trifft  die  Berechtigung  zu  einer  Prämie 
ftkr  die  veranlassten  oder  unterstüzten  besten  Werke  zu,  wie  für 
irgend  einen  den  Fortschritt  anbahnenden  Kaufmann.  Die  ver- 
diente Prämie  wttrde  aber  ohne  Autorsch^z  auch  für  den  Verleger 
wegen  sofortiger  Nachahmbarkeit  der  Verlagsartikel  gefährdet  sein. 

Dem  Publikum  gegenüber  und  in  Beziehung  auf  die  singulären 
Gründe  des  singulären  Rechtsinstitutesausschliessender  Verlagsrechte 
stehen  also  Autoren-  und  Verlegerinteressen  solidarisch  da. 

'  Freilich  ist  erst  neuestens  wieder  darüber  geklagt  worden, 
*dass  der  Verleger  den  Autor  theils  zum  Sklaven  des  herrschenden 
Zeitgeschmackes,  theils  zu  seinem  Leibeigenen  mache,  indem  er 
nur  die  marktläufigen  Produkte  verlege  und  die  Früchte  des  Au- 
tttrenschuzes  dem  Urheber  fast  ganz  entziehe.  Diese  Auffassung 
findet  sich  z.  B.  in  der  Arbeit   Wrangell's,  indem   dieselbe 


1)  Vergt   über  dieie  wiehüge  Function  des  Capitab  mein  ^gefelUch. 
System«'  etc.  §§.  18,  44»  48,  87«  107  flfl  §.  130. 
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einigen  nationalökonomischen  Irrlichtern  aus  Carey's  ^^pitel  über 
den  Unterschied  des  Handels  und  des  Verkehrs  nachgeht. 

In  dem  Verhältniss  zwischen  Beiden  ist,  wir  geben  diess 
zu,  sicherlich  nicht  Alles  so  bestellt,  wie  es  bestellt  sein  sollte, 
und  die  Ausbeutung  der  Arbeit  durch  das  Kapital  mag  nirgends 
widerlicher  sein,  als  wo  tüchtige  Geistesarbeit  Ausbeutungsobjekt 
ist.  Geistreich  ist  diess  ausgedrückt  von  Wrangell:  »Es  giebt 
kein  Gebiet,  in  welchem  der  Gegensaz  zwischen  Kapital  und  Arbeit 
ohnmächtiger,  und  zwar  nicht  bloss  in  ökonomischer,  sondern  in 
allen  Beziehungen  ohnmächtiger  wäre,  ab)  in  diesem  die  äussersten 
*Gegensäze  der  Haschinen-  und  der  Gehimthätigkeit  umschliessendeii 
Bereiche*"  ^).  Schäden,  welche  in  dem  heutigen  Verhältnisse  von 
Arbeit  und  Kapital  im  Allgemeinen  noch  obschweben,  müssen  eben 
im  Einzelnen  auch  zwischen  Autoren  und  Verlegern  vorkommenu 

Man  will  von  Seite  des  Verlegers  den  Autoren  Einfluss  auf 
die  Feststellung  des  Preises  versagen.  Praktisch  ausreichende 
Garantieen^  und  Controlen  gegen  Ueberschreitung  der  Zahl  der 
Auflage  sind  nicht  gegeben.  Durch  die  Stipulation  der  Bedingungen 
der  ersten  Auflage  für  alle  folgenden,  obgleich  bei  ferneren  Auf- 
lagen das  bei  der  ersten  rdchlich  berechnete  Risico  nicht  mehr 
oder  nicht  entfernt  so  stark  wiederkehrt,  —  findet  wohl  häufig 
eine  laesio  enormis  der  Autoren  statt. 

Das  sollte  besser  werden.  Für  die  Bei^serung  erwarten  wir 
jedoch  mehr  von  der  Energie  sich  selbst  achtender  Autoren,  welche 
auch  bei  weiteren  Auflagen  ihre  eigenthümlichen  Vertheidigungs- 
waSen  ansezen  können,  von  der  Verbreitung  ökonomischer  Ein- 
sicht unter  der  Schriftstellerwelt,  so  dass  die  sich  so  wofilfeil 
verkaufende  Autoreneitelkeit  ökonomische  Nüchternheit  sich  an- 
eignet, femer  und  am  meisten  von  der  verstärkten  Con- 
currenz  der  wachsenden  Verlagscapitalien  um- 
die  guten  Werke,  von  der  Arbeitstheilung  im  Verlagshandel, 
wodurch  coucurrirende  Verleger  von  Anfang  an  eine  richtigere 
Werthschäzung  über  Bedeutung  und  Zukunft  eines  Produktes  gewin- 
nen. Weniger  hoffe  ich  von  genossenschaftlicher  Litterarproduction 


1)  1.  c.  s.  88. 
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und  den  librairiei  sociaUi  Loois   Blanc's;   aleatorische  Unter- 
nehmongen  eignen  sich  wenig  für  genossenschaftliches  Kapital. 

Bei  aller  Empfindlichkeit  für  die  misslicbe  Lage  mancher  geistigen 
Arbeitskräfte  gegenüber  dem  VerlagskapHal  darf  aber  andrerseits 
die  Ziellosigkeit  vieler  Klagen  gegen  das  Verlagscapilal  nicht  ge- 
Ittognet  werden. 

Das  Risico  an  vielen  Verlagsartikeln  ist  ein  sehr  grosses. 
Die  alleinige  Uebemahme  desselben  durch  das  Verlegerkapital, 
unter  Abfindung  des  Autors  mit  fixem  Lohn  (Honorar),  verlangt  die 
Einrechnung  einer  starken  Risicoprilmie  ^).  Wie  wenige  Autoren 
werden  nicht,  selbst  wenn  sie  vermöglich  genug  sind,  um  warten 
zu  können,  das  sofortige  fixe  Honorar,  welches  hier  wie  überall 
vom  »Kapital*^  gegeben  wird,  der  halbtheitigen  späteren  Gewinnver- 
rechnung mit  dem  Verleger  vorziehen!  Die  Unbeliebtheit  des 
Selbstverhiges  braucht  nur  erwähnt  zu  werden. 

Wenn  sodann  der  Verleger  mit  dem  Geschmack  des 
Publikums  rechnet,  so  unterwirft  er  damit  allerdings  sich  und 
indirect  auch  den  Autor  dem  Dienste  des  Publikums.  Diess  ist 
jedoch  ein  ganz  normales  socialökonomischesVerhältniss,  das  für 
die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  des  Geistes  ebenso  wie  fbr  die 
Befriedigung  der  Bedürfnisse  des  Leibes  gelten  muss.  Auch  der 
originellste  Autor  muss  in  und  mit  seiner  Zeit  leben,  auf  ihren 
Charakter  rqßectiren,  wenn  er  überhaupt  auf  sie  wirken  wilL  Es 
bMbt  ihm,  ist  er  einmal  bekannt ,  Spiehraum  genug ,  die  Zeitge- 
nossen nach  sich  zu  ziehen  ^und  zu  bilden. 

Das  Verlegerkapital  und  sein  Gewinnstreben  bindet  die  Au- 
torenwelt an  das  Publikum.  Diese  Unterwerfung  der  geistigen 
Arbeit  unter  die  Herrschaft  des  socialen  Bedürfnisses  ist  im  All- 
gemeinen unentbehrlich  und  woUthätig.  Im  Einzelnen  freilich 
kann  der  Geschmack  des  Publikums  verfehlt  sein;  er  ist  aber  bei 
sonst  normaler  Culturentwicklung  der  Verbesserung  fähig.  Die 
Verleger  zahlen  auch  diejenigen  geistigen  Kräfte,  welche  der  Ver- 
besserung Bahn  zu  brechen  vermögen.  Und  dann  ist  es,  da  hiezu 


I)  Die  Behauptung  tod  Perthes  (erwfthnt  Ton  Röscher),  das^  im 
Verlagshandel  im  Gänsen  mehr  gewonnen  als  verloren  werde,  bleibe  aU 
sehr  sweifelhaft  dahingestellt. 

ZeitschHft  t  Stmitsw.  1867.  II.  Heft  21 
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Zeit  und  Wagni^e^  und  besondere  Einsicbt  erforderlich  sind,  erst 
recht  nothwendig,  durch  teinporllrea  Autorenschuz  wfthrend  lang- 
samen Durchdringens  der  guten  Novitäten  eine  Rente  und  an- 
ständiges Autorhonorar  zu  ermöglichen. 

Mit  Nichten  würde  sich  daher  durch  die  Berufung  auf  die  Aus- 
beutung der  Autoren  durch  die  Verleger  und  auf  die  angeUioh 
Tom  Veriagskapital  vermittelte  Knechtschaft  der  geistigen  Arbeits- 
kräfte gegen  den  Zeitgeschmack  eine  Rechtfertigung  dafüi*  finden 
lassen,  dass  principielle  Anhänger  des  »geistigen  Eigenibums*  die 
aus  diesem  Princip  sich  ergebende  Konsequenz  evrigen  und 
überalligen  Autorenschuzes  principwidrig  wieder  fallen  lassen. 
Dieselnkonsequenz  findet  sich  beiWrangell.  Ehe  das  formale 
Recht  der  Autoren,  sagt  er,  zu  einem  wirklich  ausflbbaren  ge- 
macht sei,  dürfe  man  die  principiell  richtige  Allgemeinheit  des 
Autorschuzes  in  der  Zeit  (Ewigkeit)  und  im  Raum  (internationale 
Sduzverträge)  politisch  nicht  zulassen,  da  sonst  das  Kapital  die 
Arbeit  auch  da  um  ein  Spottgeld  auskaufe^).  Uns  wird  sich  die 
zeitliche  und  räumliche  Beschränkung  des  Autorenschuzes  prin- 
cipiell ergeben. 

Aus  der  ganz  kurzen  Ausführung,  wie  sie  vorstehend  gegeben 
ist,  dürfte  hervorgehen,  dass  aus  den  angeblicheu  oder  wirklichen 
Missverhältnissen  in  der  Ertragstheilung  zwischen  geistigen  Lohn- 
arbeiten und  dem  Verlegerkapitai  für  den  Autorensciyiz  und  seine 
Begrenzung  lediglich  Nichts  abgeleitet  werden  kann.  Der  Au- 
torenschuz, nach  dem  Princip  normaler  Lohn-  und  Lohnrenten- 
function  künstlich  ausgemessen  und  ins  Einzelne  durchgebildet, 
ist  gerade  dann  nöthig,  wenn  die  Verhältnisse  zwischen  Arbeit 
und  Kapital  auf  dem  Gebiet  publicistischer  Verwerthung  geistiger 
Erzeugnisse  die  denkbar  besten  wären  und  damit  sie  die  denkbar 
besten  werden  können. 


Wir  haben  an  das  nun  festgestellte  Verbältniss  zwischen  Au* 
toren  und  Verlegercapital  sogleich  einige  weitere  kritische  Exkurse 
anzuschliessen. 


1)  1.  c  p.  86  fl: 
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1)  Durch  VermUtlong  des  Verlegers,  sahen  wir,  besieht  der 
Autor  Lohn  ondLohnreiite,  wie  jeder  Arbeiter  sie  dnrch  VemitUnng 
des  Untemehmercapitals  bezieht.  Hiedurch  charakterisirt  sich  das 
Autorrecht,  dnrch  welches  der  litterarisch-artistische  Unternehmers 
erst  in  den  Stand  gesezt  wird,  ab  das  Organ  der  Lohn-  und 
Lohnrentenfunction  aufzutreten,'  als  kftnstliches  Surrogat  der  nor- 
malen socialökonomischen  Lohn-  und  Lohnrentenfunction.  Lohn, 
—  diese  tritt  nun  von  einer  neuen  Seite  ins  Licht  —  nicht  Bwig- 
rente  ist  es,  was  der  Autorenschus  sichern  soll.  Alle  Versuche, 
das  Autorrecht  als  ein  Zinsverhfiltniss  oder  als  eine  Grundrenten- 
analogie  zu  konstruiren,  sind  verfehlt 

M acleod*s  Anschauung,  welche  das  Honorar  als  Capital- 
werth  emwt  Ewigrente  ansieht  und  hieraus  flUr  dauernden  Autor* 
schuz  argumentirt,  würde  unbegreiflich  sein,  wem  dieser  Schrift* 
steiler  nicht  die  Sucht  hfttte,  möglichst  viele  ökonomische  Werthe 
in  unendUohe  Reiben  sucoessiver  Renten  aufzulösen,  gleichsam  zu 
diHerenziiren.  Und  doch  beweist  selbst  Hacleod's  Anschauung, 
dass  der  Autorscbuz,  je  Ifinger  er  wlArk,  desto  weniger  dem  Autor 
zu  gut  kommt;  denn  der  Vorausbezahlungswerth  spflterer 
Renten,  prettmt  emlme  af  fmhtre  paymenis  nach  Hacleod*s  Ter- 
minotogie,  wird  um  so  kleiner,  je  sptttor  die  kOnflige  Zahlung 
erfolgt,  und  nach  der  Zinsaosziisrechnung  discontirl  verschwindet 
er  sogar  bald  ^). 

Das  Verlegercapital  wird  durch  den  Monopolschuz  in  den 
Stand  gesezt,  die  Autorarbeit  zu  bdohnen,  kraft  derselben  Funktion, 
vermöge  welcher  Oberhaupt  das  Untomebmungscapital  den  General« 
zahimeister  der  spttteren  Consumenton  gegen  die  Urheber  vorge- 
thaner  Arbeitseiecte ,  vermöge  welcher  es  den  allgemeinen  Vor- 
aohnssgeber  und  Aversalabflnder  macht.  Es  heisst  desshalb 
die  einfachsten  Dinge  auf  den  Kopf  Stelen,  wenn  man  mit  Richter*) 


1)  ElemenU  (1d58)  119^125.  —  Ist  Tielleicht  die  unten  benrtheilta 
Ri  ch  t er' f che  Theorie  Mit  Raoleed't  Werk  in  ZnianiMenheaf  zu  bringen  Y 
—  Die  Sobtumtion  der  Autorleittung  unter  den  Begriff  dei  Leihkapitals 
hat  Proudhon,  maj.  litt.  I.,  |.  8  gut  pertiflirt,  a.Th.  auch  in  nflchtemen 
nationalökon.  Erörterungen  widerlegt. 

2)  ^Karl  Richter,  KmU  ukI  Wiaaeutcbafl  und  ihre  Rechte  in  Staat*' 
1863,  S.  155  ff. 
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die  Autorieistang  als  Entttossening  and  Consamtion  eines  »gei- 
stigen Capitals*  ansieht  und  den  suoeessiven  Absaz  gemein- 
samer Producte  des  Autors  und  Verlegers  als  eine  »nicht  in 
einem  Gesammtpreise*,  sondern  »nach  und  nach*  stattfindende 
Vergeltung,  gleichsam  als  Zahlung  eines  »Zinses  ansieht,  der 
die  Eigenschaft  hat,  nach  einer  gewissen  Zeit  das  (geistige)  Capital 
(des  Autors)  wieder  zu  erzeugen*.  Diese  Versemmg  der  ein- 
fachsten Verhältnisse  durch  unklar  angewandte  ökonomische 
Kategorien  flihrt  den  Verfasser  zu  der  unten  erörterten  miss- 
glttckten  »K  a  p  i  t  a  I s  t  h  e  0  r  ie*  ^)  Ober  die  Frist  des  Autorscbuses. 
Kann  dem  klaren  Blick  entgehen,  dass  das  im  Aotorreohl  Qber- 
tragene  Monopol  nur  dem  Verleger  successiv  das  Capital, 
darunter  die  fixe  Honorarauslage  ersezt,  beziehungs- 
weise zu  Gewinn  und  zu  Untemehmerrente  vermehrt!? 

2)  Der  Autorschuz,  so  fand  sich,  hat  die  socialökonomische 
Lohnfunction  kttnstlich  zu  decken.  In  der  That  ist  die  f  e  s  t  e  Ab- 
findung gegen  Lohn,  d.  h.  gegen  den  geistigen  Arbeitslohn  des 
sogenannten  Honorars,  die  Regel.  Schon  Fichte  hat  desshaib 
nationalökonomisch  einen  richtigeren  Weg  eingeschlagen,  wem 
er  den  Verlagsvertrag  als  Niessbraucherwerb,  als  Erwerb  von 
Nuzungen  bezeichnet,  nicht  aber  eine  Uebertragung  von  Go'- 
dankeneigenthum ,  welches  nur  durch  selbstthätiges  Stadium  er- 
worben werden  könne,  in  demselben  erkennen  will ').  Der  Autor 
tritt  mit  dem  Verleger  nicht  in  einen  Vertrag  auf  gemeinsame 
Gewinn-  und  Verlustgefahr,  sondern  Iftsst  sich  durch  das  Unter- 
nehmerkapital einen  bestimmten  Lohn  zusichern.  Andere  Formen 
der  Ertragsvertheilung  zwischeh  Autor  und  Verleger  kommen  vor, 
sind  jedoch  selten.  Vielmehr  fungirt  das  Verlegerkapital,  wie 
sonst  das  Untemehmungskapital,  als  Organ  des  Lohnvorschussesw 

Anders  gestaltet  sich  allerdings  das  Autorrecht  des  dra- 
matischen Dichters  in  der  Ausbeutung  gegenüber  öffent- 
lichen Ausführungen.  Dieses  Autorrecht  wird  durch  Tan- 
tiemen an  der  Theaterkasseneinnahme  für  die  Autoren  praktisch. 


1)  1.  c.  S.  212  TOD  Richter  telbtt  00  genannt. 
3)  Berl.  Hon.  Sehr.  1793,  Maihefl,  S.  44B  iL,  cf.  Herum,   die  öttr. 
Preitfetesg.  S.  14. 
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Die  Ausnabine  der  Tantiemenvergeltong  dramaüacber  Dich^ 
tangen  isl  jedoch  eine  jener  Ausnahmen ,  welche  die  Regel  be- 
stätigen. Das  Autorrecht  dramatischer  Dichter  gegen  unbefugte 
Aufiföhrungen  kann  nftmlich  nicht  an  Einen  Unternehmer  ab 
alleinigen  Vervielfftltiger  und  Hftndler  voraus  verkauft  werden; 
denn  die  dramatische  Dichtung  in  ihrer  Venrielfkltigung  durch 
die  dramatische  Kunst  unterscheidet  sich  von  der  publi- 
cistischen  Verwerthung  der  Schriftwerke  und  d^  dramatischen 
Gedichtes  sdbst  als  Druckwerkes  wesentlich  dadurch,  dass  nicht  ein 
und  dasselbe Untemehmerkapital  alle  Vervieinitigungen  vornimmt 
und  monopolistisch  abseit.  Vielmehr  geschieht  die  Vervielfältigung 
durch  verschiedene  Theaterkapitale,  durch  jedes 
einmal  oder  in  aufeinander  folgenden  Aufführungen  mehrmals. 
Mangels  Eines  ausschliesslichen  Verlegers,  Eines  Organs  zur  Ver- 
werthung des  Monopols,  kann  hier  auch  nicht  der  Autor  mit  Einer 
Summe  aus  Einer  Hand  gelohnt  werden,  sondern  nur  aus  der 
Himd  mehrerer  Theateruntemehmen  nach  der  Reihenfolge  und  nach 
der  Oertliohkeit  der  Aufführung.  Diess  erfolgt  durch  Procentbe- 
theiligung  am  Gewinn  jeder  einzelnen  VervieiniltigQng,  durch  Tan- 
tieme an  der  Kasseneinnahme  jeder  Auff&hrung.  Die  eigenthttm- 
lichen  Voraussetzungen,  unter  welchen  dramatische  Werke  durch 
das  Theaterkapital  in  AuiRlhrungen  Verwerthung  finden,  bilden 
hienach  —  neben  der  Nothwendigkeit  freier  Regie-Ge- 
staltung der  Dramen  für  die  Bühne  —  ^)  den  eigentlichen 
BrUttrungsgrund  des  Tantiemensystems  ab  specifischer 
Form  der  Vergeltung  dramatischer  Schöpfungen.  Es  ist  daher 
nationalökonombch  nicht  richtig  gedacht,  wenn  die  Tantiemen- 
vergeltung dramatischer  Werke  darauf  zurückgeführt  werden  will, 
dass  zur  Geistesthat  des  Dichters  noch  die  Kunstschöpfung  des 
Schauspielers  und  Sängers  hinzutrete,  ehe  die  erstere  verkehrs- 
fähig werde..  Richter  versucht  diese  Erklärung,  indem  er  sagt: 
»SobakI  der  Verfasser  eines  Werkes  dasselbe  zu  einer  Unter- 
nehmung benuzt  oder  benuzen  lässt,  so  treten  in  diese  Untej,- 
nehmung  solche  Kräfte  ein,  die  durch  ihre  Thätigkeit  entweder 
gleich  werthvoll  neben  dem  gebtigen  Schaffen  stehen  oder  sogar 


1)  Vergl.  Richler  1.  c.  p.  166. 

Digitized  by  LjOOS  IC 


820  ^^^  ausicbKeMeadett  ^V«rli<llifi0se^. 

ein  Uebergewichi  über  dasselbe  erhalten;  vor  Allem  docb,  dass 
eben  erst  durch  diese  andern  Krftfte  eine  Verwerthnng  erzieH 
werden  kann.  Nirgends  tritt  diess  mehr  hervor,  als  bei  derAof- 
fOhrung  mid  Darslellang  darch  die  Btthne  and  durch  andere  Krftfte. 
Diese  Krftfte  selbst  sfaid  wieder  künstlerische,  sei  es,  dass  sie 
sich  in  den  lebendigen  plastischen  KQnsten,  Tanz-  and  Schauspiel- 
kunst, ßlr  das  Auge,  sei  es,  dass  sie  sich  durch  die  Kunst  der 
bstramentalmusik  oder  der  menschlichen  Stimme  Rlr  das  Ohr  dar- 
stellen. Es  erscbebiear  somit  neben  dem  Schöpfer  des  dramatischen 
öder  musikalischen  Schriftwerkes  noeh  andere  Personen  bei  der 
Darstellung  derselben  als  Theihiehmer  des  Erfolges  oder  der  Ver- 
werthnng, und  somit  als  Berechtigte  für  einen  Antheil  desselben. 
Die  dabei  verwendeten  Bntstehungskosten  sind  dem  ganzen 
Unternehmen  gemein,  sie  werden  daher  von  der  Summe, 
welche  den  Erfolg  konstatirt,  vorweg  abgezogen  werden  mOssen. 
Der  dabd  zurückbleibende  Ertrag  ist  der  Preisausdruck  der  bei 
dem  Unternehmen  verwendeten  Arbeit.  Und  der  Antheil  an  d^ 
Arbeit  in  seiner  Darstellung  in  Werthen  oder  Gütern  ist  die 
Tantieme.  Sie  hat  aber  nur  dem  Schriftsteller  gegenüber  ihren 
reinen  Charakter,  denn  bei  den  Darstellern  sammelt  sich  dieselbe 
und  erscheint  als  Gehalt,  bei  dem  Leiter  der  ganzen  Unternehmung 
ausser  dem  Verdienst  auch  noch  als  Ueberschuss,  da  nur  er  das 
ganze  Risiko  trftgt,  der  Schriftsteller  aber  empftlngt  seinen  jedes- 
maligen Antheil.«     (S.  165.) 

Eigentlich  ist  in  den  lezten  Sfiten  die  vorangegangene  Er- 
Uftrung  des  Tantiemensystems  ftlr  dramatische  Werke  von  Richter 
selbst  wieder  negirt;  denn  hienach  Stellt  sich  ja  die  Vergeltung 
der  Bühne  nieistungen  aller  Art  abgesondert  von  der  Ver- 
geltung der  Dichtung  dar.  Die  Mttwirkung  anderer  Krftfte, 
Künste  und  Kapitale:  der  Redakteure,  Correctoren,  Sezer,  Drucker, 
des  Kunstwerkes  der  Druckerpresse  u.  s.  w.,  ist  ja  auch  fQr  das 
Schriftwerk  nöthig,  damit  es  als  Druckwerk,  —  für  das  BiWwerk, 
dumit  es  als  Kopie  in  den  publicistischen  Verkehr  eintreten  könne. 
Das  Unterscheidende  dagegen  ist,  dass  die  Verwerthung  auf  der 
Bühne  durch  getrennte  Untemehmungskapitale  an  verschiedenen 
Orten  und  zu  verschiedenen  Zeiten  stattfindet.  Besftsse  Ein  Kapi- 
talist, etwa  der  Staat,  alle  Theater,  so  könnte  auch  der  dramatische 
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DJQlKer  in  Eiaer  festen  ein  Aaligen.  SoAime  be»AU  werden,  and 
der  Dichter  würde  diess  in  der  Regel  ebenso  Yorzieken,  wie  der 
ScbriflsteUm*  die  feste  Vergeltung  durch  Auflagenbonorar  vorzieht 

Warum  aber  überhaupt  ein  Aufftthrungsschuz  ?  Des  Zusammen- 
hangs wegen  beantworten  wir  diese  Frage  vorgreiAich  schon  hier. 

Dass  überhaupt  ein  AuffÜbrungssebuz  gewfthrt  wird,  hat 
seinen  gvten  Grund.  Durch  wettere  Abschriften  Einer  ersten 
Copie  und  durch  die  «rste  öSentliche  Aufffthrung  geht  ein  na- 
türlicher Spielraum  priorititischer  Ausbeutung  für  den  Auter  und 
fllr  das  erst  aufführende  Theater  verloren.  Das  dramatische  Werk 
als  Gegenstand  der  Mbntlichen  Aufführung  trügt  hiemit  alle  Ver- 
kehrseigenschafken  publicistischer  Druck-  und  Kunstwerke 
an  sich. 

Die  Vervielfültigttng  aber  im  Druck  ist  nicht  lohnend  ge* 
nug,  um  den  AuffÜhrungsschuz  entbehriich  zu  machen.  Wir 
hüanen  in  dieseao  Punkt  den  Bemerkungen  Richters  beistim* 
men,  bis  etwa  ein  Sachverständiger  das  Thatsächliche  seiner  Be- 
merkungen anfechten  und  nachweisen  wird,  dass  die  Dramen 
schon  als  latteraturdramen  regelmässig  rentirea.  Richter  sagt  ^): 
•Fflr  dramatische  SchriHwerke  —  und  ihnen  stehen  die  musi- 
kahscben  Werke  zumeist  gleich  —  hat  die  Gegenwart  vor  allem 
ein  neues  Gebiet  eröffnet,  auf  welchem  sowohl  die  Verwerthung, 
als  auch  die  Verbreitung  derselben  am  besten  und  am  wirksamsten 
oriielt  werden  kann.  Dieses  Gdiiet  ist  durch  die  öffentliche  Bühne 
geschaffen  worden  und  durch  das  allgemeine  Bedürfniss  nach 
sieMMirer  Darstellung  der  dramatischen  Dichtungen,  welches  so 
überwiegend  ist,  dass,  wie  ein  neuerer  Sehriftsteller  *)  sagt,  die 
sogenannten  Litteralurdramen  ihren  Zweck  und  ihre  Bestimmung 
gar  nicht  mehr  erreichen.  Ein  dramatisches  Werk  ist  für  die 
Anflbhrung  bestimmt  und  soll  nur  für  ste  berechnet  werden.  Nur 
durch  sie  erreichen  die  Schriftsteller  einen  Ersaz  ihrer  Arbeit  und 
ihres  verwendeten  geistigen  Kapitals,  nur  durch  sie  ist  das  Recht 
der  Idee  auf  Verbreitung  und  Wirkung  gesichert  Die  grosse 
Strömung  unserer  Zeit,  die  hohen  Forderungen,  welche  sie  an  die 


I)  1.  c.  p.  181  ff. 

3)  Die  Tachntk  des  Drama't  voo  Guitav  FreiUf,  Leipiis  iB63. 
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Menschen  stellt,  das  schnelie  Leben  der  Menschen  in  ihr  nurcben 
es  unmöglich  5  dass   man  viel  oder  alles   lese.    Die  Mittel  dieser 
grossen  Zeit  und  die  Kühnheit,  mit  der  sie  den  Verkehrsinteressen 
dieses  Lebens  genttgt,  machen  es  aber  möglich,  dass  man  viel, 
fast  alles,  sehen  und   hören  kann.    Nirgends  hat  sich  der  Geist 
der  Zeit  mehr  geltend  gemacht   als  in  der  Litterator,   nnd   hier 
wieder  vor  Allem  in  der  dramatischen.    Die  Litteraturdramen  er- 
scheinen und  verschwinden,  nur  einem  kleinen  Kreise  werden  sie 
zugttnglich,  nur  wenige  suchen  und  &iden  Befriedigung  in  ihnen. 
Der  dramatische  Schriftsteller,  der  schreibt,  um  gelesen  zu  werden, 
findet  nur  selten  die  Genugthuung,   seine  Ideen  in  das  Hers  des 
Menschen   zu  legen   und  den  Samen  des  Besseren  und  Schönen 
auszustreuen ;  nur  selten  erreicht  er  seine  Absicht ,  durch  seine 
Arbeit  einen  Lohn,  eine  Verwerthung  zu  erzielen,  welche  die  Mtthe 
der  Arbeit  versüsst  und  in   den  Mittehi   zu  einem  Genüsse  ibflfi 
selbst  wieder   neuen  Muth  und  frische  Kraft  verleiht.    Man  sagt 
so  oft,  unsere  Zeit  wftre  die  Zeit  des  Romanos  und  darum   lese 
man  in  dieser  Zeit  keine  dramatischen  Werke.    Wir  hatten  diese 
Anschauung  fttr  eine  Thorheit,   hervorgegangen  aus  einer  ober- 
flttchlichen  Kenntniss  der  Gegenwart  und  der  Elemente,  wdche 
diese  Zeit  bewegen.    Wie  sollte  eine  Zeit,  welche  so  viel  Thaten 
erzeugt,  so  schnell  und  rüstig  arbeitet  und  schafft,  unempfänglich 
sein  f&r  die  Thaten,  welche  der  Geist  dichtet,  denkt  und  gestaltet; 
me  sollte   diese  Zeit  kein  Verständniss   haben   für  Thaten    und 
Handlungen,   welche  sie  wieder  sieht,  welche  ihr  die  Phanta^ 
eines  Dichters  vorführt  und  von  welchen  sie  durch  das  Studium 
der  Geschichte,  welche  nie  so  eifrig  betrieben  wurde,  als  gerade 
in  der  Gegenwart,  weiss,  —  dass  sie  einst  waren  und  vollendet 
wurden?    Diese  Zeit  hat  eben  nicht  Zeit  genug  zu  lesen,  denn 
sie  lebt  und  will  leben ;  diese  Zeit  sieht  und   will  sehen.  ,  Und 
spricht  dafür  nicht  die  Erfahrung?    Wann  haben  die  Theater  dn 
so  zahlreiches  Publikum   gehabt  und  ein  so  bestftndiges,   als  ia 
unserer  Zeit?    Wann  ernteten  dramatische  Schriftsteller  so  viel 
Ehre  und  materiellen  Gewinn,  wie  heute,  und  mit  weichem  Feuer 
und   mit  welcher  Freude  empfängt  diese  Zeit  ein  wahrhaft  gutes 
dramatisches  Werk!    Aber  da    sie    nicht  geschrieben   werden, 
weil   der  Kopf  fehlt,  der  sie  schafft,   und  weil   eine  Floth   von 
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eleiidenn  und  gemeinein  Zeug  die  BOhnea  üborströmt,  darum  sagt 
niftii  y  die  Zeit  hat  Jcein  Vetatftndnisa  fttr  das  Drama.  Und  weU 
eine  ondbersehbare  Masse  von  gemeinen  Romanen  erscheint  nnd 
ein  Heer  von  leichten  GlQcksrittem  sich  auf  dem  unbewachten 
Pamasse  hemmtummeln,  Romanscbreiber  beiderlei  Geschlechts  das 
Reoht^  des  menschlichen  Geistes  und  Gemttths  unsicher  machen, 
darum  sagt  man,  unsere  Zeit  ist  für^len  Roman  geschaffen  und 
daAr  empfÜngUch.  Als  ob  diese  Zeit  Sinn  Air  das  Romanhafte 
bitte,  ab*  ob  diese  Zeit  nicht  wie  Prometheus  an  den  Felsen  der 
Tbat  und  des  Handebis  geschmiedet  würe,  unfiihig  —  und  gewiss 
XU  ihrem  OlOck  unfähig  —  sich  loszureissen  und  in  ein  Reich 
leerer  Trftumerei  zu  IBehen.  Die  That  ist  unsere  Loosung.  Zeigt 
ttur  auf  der  Btthne  dem  heutigen  Volke  Thaten,  so  rein  und 
heitig,  80  voll  des  erhabensten  Ideals,  wie  sie  die  Griechen,  wie 
ab  eine ^glflckKcke  Zeit  in  Deutschland  geschaffen  hat,  und  das 
Volk  wird  euch  zujauchzen,  gerade  ^so  verständig,  wie  es  deutlich 
und  richtig  urtheilend  die  Romane  von  Herrn  X.  und  Frau  Y. 
ungelesen  liegen  oder  von  Frau  Köchin  und  Herrn  Nachtwächter 
sieh  erzählen  lässt.  Das  Verständniss  ist  geblieben  und  klarer 
ate  je  ausgebildet,  aber  die  Art  und  Weise,  wie  man  sich  dieses 
zugänglich  machen  will,  die  Bedingungen  des  Lehrens  und  Ler- 
nens und  die  Mittel  dazu  und  zum  geistigen  Genüsse  sind  andere 
geworden.  Der  Mensch  hat  die  Pflicht,  sich  dem  Strome  der  Zeit 
zu  fOgen  und  wenn  er  es  thut,  und  nur  dann  hat  er  ein  Recht 
an  die  Zeit* 

3)  Eine  dritte  Zwischenbemerkung  gilt  jener  An- 
fechtung des  Autorenschuzes,  wekhe  sich  darauf  stQzt,  dass  die 
Vortheile desselben  mehr  der  publici^  tischen  Industi^ie, 
mehr  der  emsigen  Verwerthung  von  Originalfunden,  als  den  grossen 
Originalproducenten  sdbst,  zu  gut  kommen.  Wir  werden  zeigen, 
dass  der  Autorschuz  begründet  ist,  auch  wenn  diese  Behauptung 
als  richtig  anerkannt  wird. 

Insbesondere  Carey^)  könnte  verleiten,  weit  über  das  Ziel 
hinauszuschiessen,  indem  er  immer  wieder  ein  Hauptgewicht  darauf 


1)  Briphf  flbarf.  toq  Dähring. 
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legti  dass  der  Aatoremcbüi  weniger  den  Autoren  äid  Gelehrlaii 
ersten  Ranges,  als  denjenigen  Litteratoren,  Künstlern  ood  Br- 
findern  zufalle,  welche  sehen  Yorhandene  Ideen  verwerlbeo  mid 
in  kleine  MOnse  ausprägen,  dem  Zeitgeschmack  huldigen,  grosse 
Entdeckungen  der  Physik  und  Chemie,  der  Natorwissensehaft  Ober- 
haupt, in  der  Detailaawendung  praktisch  verwerthea.  Wir  f&hren 
einige  Stellen  der  geistYoU^n  Monographie  des  Amerikaners  an, 
welcher  sich  in  seinem  sweiten  Brief  sehr  eingehend  jnit  dieser 
Seite  der  Sache  beschäftigt.  »Meine  Herrn*,  —  Uissl  Carey 
seinen  Adressaten,  einen  amerikanischen  Senator,  ausrufen,  »es 
geht  offenbar  aus  Ihren  eigenen  Beweisgründen  hervor,  dass  efli 
zwei  unterschiedene  Klassen  von  Leuten  giebt,  die 
sich  mit  der  Produktion  von  Bflchem  befassen  —  einmal  die 
Männer,  welche  den  Körper  (Ideengehalt)  Uefem,  und  dann 
diejenigen,  welche  denselben  bo  zustuzen,  dass  man  ihn  der  Web 
auch  präsentiren  kann.  Die  erste  Klasse  isl  gewöbalidi  arm  und 
wird  es  aller  Wahrscheinlicbkeit  nach  bleiben.  Sie  arbeiten,  ohne 
nach  pekuniärem  Vortheil  zu  streben.  Sie  sind  auch  ganz  im 
Allgemeinen  hülflose  Geschöpfe.  Nur  durch  das  Verlangen,  in  die 
Geheimnisse  der  Natur  einzudringen,  zu  ihrer  Arbeit  angeregt, 
macht  sie  schon  ihre  ganze  Sinnesart  ungeschickt  dazu,  sich. in 
eine  erwerbsOchtige  Welt  zu  stürzen,  während  ihr  Anderen  alle- 
zeit in  dieser  Welt  verkehrt  und  dazu  gerüstet  seid,  eure  An- 
sprüche auf  deren  Anerkennung  durchzusezen.  Die  Folge  davon 
ist,  dass  Jenen  meistens  nicht  einmal  die  gebührende  Ehre  zuer^ 
kannt  wird.  Ihre  Entdeckungen  werden  ohne  Weiteres  Gemeingut, 
das  von  Männern  eures  Sdilages  und  zu  eurem  spedeHeu  Vor- 
theil ausgebeutet  wird.  Wir  haben  hier  z.  B.  einen  Mann  unter 
uns;  welcher  die  Astronomie  durch  ein  neues  und  höchst  wfehtiges 
Gesez  bereichert  hat,  das  wesentlich  zur  Vervollkommnung  der 
Wissenschaft  beiträgt  und  dessen  Entdeckung  ihm  nebenbei  die 
Arbeit  seines  ganzen. Lebens  gekostet  hat,  und  die  Folge  davon 
ist,  dass  er  arm  ist  und  es  wahrscheinlich  auch  bleiben  wird.,  So 
wichtig  diese  Entdeckung  auch  war,  ist  sein  Name  doch  schon 
so  vollständig  vergessen,  dass  ihn  vennuthlioh  kern  Einziger  von 
euch  nennen  kann,  wohl  aber  ist  sein  Gesez  in  den  neueren 
Büchern  enthalten.    Ist  diess  recht?  Hat  er  keinen  Anspruch  auf 


Digitized  by 


Google 


IN«  loiMiiUesfeBdeB  ^VerhiltBiMe*^.  325 

Aneriteanaiig?*  —  Als Esigegnung  werdet  ihr  vorbringen:  »JMe 
Anerkennung  solcber  Rechte  ist  nicht  nur  eine  Unmöglichlteit, 
sondern  sie  wllre  aoch  höchst  unzweckmftssig,  selbst  wenn  sie 
möglioh  wftre.  Die  Brkennlniss  rückt  mit  langsamen,  fast  unmerk« 
Uchen  Schritten  vor,  nnd  jede  ist  nur  die  VorUuferin  einer  neuen 
Md  wichtigeren.  Wollte  man  jedem  Entdecker  einer  neuen 
Wahrheit  das  Recht  verleihen,  das  Lehren  derselben  zu  mono- 
poüsiren,  so  wttrde  sie  Millionen  von  Menschen,  welchen  sie  durch 
unsere  Beihilfe  mitgetheitt  wird,  unbekannt  bleiben,  und  es  wOrde 
so  der  weitere  Fortschritt  verhindert  werden.  In  allen  früheren 
Zeiten  wurden  solobe  Wahrheiten  als  Gemeingut  betrachtet;  und 
ebenso,  werdet  ihr  fainzufttgen ,  mOssen  sie  auch  in  Zukunft  be- 
trachtet werden.  Verfassen  Sie  sich  darauf,  die  höchsten  Inter- 
essen der  Geseliscbaft  erfordern  es,  dass  diess  geschehe,  so  gross 
aoch  die  sdieinbare  Ungerecht^eit  gegen  den  Entdecker  sein 
möge**. 

»Hier  Murt  ihr,  wie  leicht  zu  bemerken  ist,  die  Rechtsan- 
schauung geradezu  um,  worauf  ihr  doch  für  euch  selbst  so  fest 
besteht  Es  ist  möglich,  dass  ihr  Recht  habt;  allein  wenn  diess 
der  Fall  ist^  wie  steht  es  dann  mit  euren  eigenen  Beziehungen 
zu  der  grossen  Masse  von  menschlichen  Wesen,  deren  Recht  auf 
dieses  gemeinschaftliche  Eigenthum  genau  so  vi^l  wiegt,  wie  das 
enrige?  Seit  Tausenden  von  Jahren  haben  arbeitende  Mttnner, 
Sammler,  von  Thatsachen  und  Philosophen,  zu  dem  gemeinschaft- 
Hohen  Vorrath  Beitrige  geliefert,  und  der  angehflufle  Schaz  ist 
jezi  ungeheuer  gross;  und  doch  bleibt  die  grosse  Masse  des 
Menschengeschlechts  unwissend,  sie  ist  arm,  entwQrdigt  und  elend, 
weil  sie  unwissend  ist.  Unter  solchen  Umsttaden  scheint  die  Ge- 
rechtigkeit denn  doch  von  dem  Gesezgeber  zu  verlangen,  dass  er 
keine  Massregel  bestätige,  welche  der  Verbreitung  des  Wissens 
unnöthige.  Hindernisse  in  den  Weg  legt.  Eine  sokhe  Handlungs^ 
weise  würde  ja  der  Menge  die  Macht  rauben,  aus  ihrem  AntheH 
an  dem  gemeinschaftlichen  Eigenthum  den  gebührenden  Gewinn 
zu  ziehen.  Eine  sofche  Handhmgsweise  würde  den  Mftnnem, 
welche  zur  Ansammhing  des  Schazes  beigetragen  haben,  selbst 
die  Bdohnung  rauben,  auf  welche  sie,  wie  ihr  zugebt,  einen  ganz 
rechtmässigen  Anspruch  haben.    Wenn  sie  aoch  nur  durch  den 
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Ruhm  belohnt  werden  sollen,  so  dttrfen  wir  doch  nichts  thm, 
was  die  Aosbreitong  ihrer  Ideen  beschränken  könnte,  weil  wir 
ihnen  ja  dadurch  die  Möglichkeit,  Rahm  zu  erwerben,  verkttrsen 
worden.  Der  Stand  der  Sache  ist  nach  meiner  Auflassung  fol- 
gender :  Auf  der  einen  Seite  von  euch  stehen  die,  welche  zu  dem 
ungeheuren  Schaze  des  Wissens,  den  das  Henschengeschlecbt 
angehäuft  hat  und  noch  anhttuft,  beigesteuert  —  Hfinner,  die 
meistens  ohne  Bezahlung  oder  Lohn  gearbeitet  haben;  auf  der 
anderen  Seite  stehen  die  EigenthQmer  dieses  ungeheuren  Schases, 
welche  wQnschen,  dass  derselbe  ihren  verschiedenen  Geschmacks- 
richtungen und  Ffthigkeiten  entsprechend  zugestozt  werde,  damit 
Alle  in  Stand  gesezt  werden,  aus  dessen  Besiz  Vortheil  zu  ziehen. 
Zwischen  beiden  steht  ihr  selbst,  die  Mittelspersonen  zwischen  den 
Producenten  und  Consumenten.  Es  ist  eure  Aufgabe,  die  That- 
sachen  und  die  Ideen  zu  verknQpfen,  wie  es  der  Manufacturist 
macht,  wenn  er  die  Rohmaterialien  des  Zeuges  nimmt  und  sie 
mit  Hülfe  der  Geschicklichkeit  vieler  arbeitenden  Minn^  der  frü- 
heren und  der  jezigen  Zeit  zu  den  schönen  Formen  verarbeitet, 
die  bei  einem  Gang  durch  den  Glaspalast  so  sehr  unser  Auge 
erfreuen.  Für  diese  Arbeit  müsst  ihr  bezahlt  werden;  um  aber 
zur  Zahlung  zu  gelangen,  braucht  ihr  die  Hülfe  des  Gesezgebers, 
da  das  gemeine  Recht  ebensowenig  ein  Verlagsrecht  für  die  Form, 
in  welcher  Ideen  ausgedrückt  werden,  wie  für  die  Ideen  selbst 
verleiht.  Vor  Gewfthrung  solcher  HflUe  hat  sich  aber  der  Gesez- 
geber  wohl  vorzusehen,  dass  er  nicht,  indem  er  einerseits  eure 
gerechten  Ansprüche  sichert,  andererseits  sowohl  den  Mftmiem, 
welche  das  Rohmaterial  eurer  Bücher  produciren,  me  dem  Ge- 
meinwesen, dessen  gemeinschaftliches  Bigenthum  es  ist,  Unrecht 
zufüge.  Er  ist  also  verpflichtet,  sich  derart  mü  der  Sache  ver- 
traut zu  machen,  dass  er  allen  Partheien,  und  nicht  bloss  euch 
allein,  gerecht  zu  werden  vermag.  Die  Geseze,  welche  ander- 
wärts die  Vertheilung  der  Arbeitsertrige  beherrschen,  müssen  auch 
in  eurem  Fall  mit  gleicher  Kraft  zutreflen.  .  .  Ich  zweifle  nicht 
daran  und  würde  euch  in  eurem  eigenen  Interesse  rathen,  mit 
dem,  was  ihr  habt  (mit  dem  nationalen  Schuz),  zufrieden  zu 
sein.  Aesop  erzählt  uns  von  einem  Hunde,  der  sein  Stück  Fleisch 
verlor  durch  den  Versuch,   einen  Schatten  zu  packen;  dasselbe 
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könnte  wohl  eooh  bei  dieser  Gelegenheit  widerfahren.  Die  Ent- 
decker der  Principien  erhalten  nichts,  allein  diejenigen,  welche 
sie  anwenden,  geniessen  ein  vom  Geses  lediglich  zu  ihrem  Nuzen 
geschaffenes  Monopol.  Jedermann  bennzt  das  Chloroform,  ohne 
dass  Jemand  daran  denkt,  dem  Entdecker  desselben  etwas  dafür 
zn  bezahlen;  dem  Manne,  der  uns  die  Umwandlung  des  Gummi 
in  Kleidung  gelehrt,  ist  nicht  einmal  sein  Ruhm  zuerkannt  worden, 
wfthrend  unsere  Geriohtshdfe  fortwähren^l  Patente  an  die  Leute 
ertheilen,  welche  die  Kleidung  anfertigen.  Die  Patentbesizer  und 
die  BOcherproducenten  besttirmen  den  Congress  unaufhörlich  mit 
Ansprüchen  auf  Erweiterung  ihrer  Privilegien  und  sie  werden  auf 
diese  Weise  bewirken^  dass  man  eine  Untersuchung  anstellt  über 
die  Rechtmässigkeit  ihrer  Ansprüche  auf  das,  was  sie  jezt  bereits 
geniessen.    Seid  zufrieden,  meine  Freunde.* 

Carey  hat  mit  dieser  Apostrophe  an  die  Heissspome  des 
ewigen  und  des  internationalen  Autorenschuzes  sicherlich  inso- 
weit Recht,  als  er  den  Dünkel  vieler  ordinftrer  Autoren  dftmpft, 
welche  im  Chorus  des  unersättlichen  Schuzverlangens  die  lauteste 
Stimme  führen.  Er  macht  den  Adelstitel  der  blossen  „Hanufactu- 
risten  der  Idee*  auf  ewige  litterarische  Majorate  wirklich  zwei- 
felhaft. 

Allein  mit  Unrecht  wird  man  diese  Apostrophe  gegen  den 
Antorsehuz  überhaupt  geltend  machen.  Der  Autorschuz  als  künst- 
liche Lohn-  und  Lohnrentenfnnktion  gilt  bei  nüchterner  socialdko- 
ttomischer  Auffassung  nicht  bloss,  ja  nicht  einmal  hauptsächlich 
den  Heroen  der  Litteratur,  deren  Leistungen  sieh  überhaupt  nicht 
mit  Gold  aufwägen,  sondern  nur  mit  Auszeichnungen  und  mit 
Nachruhm  vergelten  lassen.  Der  Geistigkeit  dieser  Produkte 
entspricht  in  vollem  Masse  auch  nur  höhere  geistige  Vergeltung 
durch  Ruhm  und  Ehre ,  wie  es  schon  besprochen  und  von  klassi- 
schen Dichtem  selbst  bestätigt  ist ;  freilich  soll  auch  ihnen  immerhin 
reichliches  Lohn-  und  Lohnrenteneinkommen  zufallen,  und  immerhin 
bei  Vielen  und  gerade  bei  den  schöngeistigen  Litteratoren,  wefehe 
weniger,  als  die  strengen  Fachgelehrten,  den  Lohn  von  Staats- 
und KorpiwationsansteUungen  finden  können,  bewirkt  der  Antor- 
sehuz'angemessenen  Lohn  und  Lohnrente  für  das  wahre  Ver-; 
dienst,  —  je  schneller  die  Zeit  lebt,  desto  mehr. 
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Indessen,  selbst  dann,  wenn  das  doith  Aotorsdiiiz  gesiobaite 
Einkommen  fast  ausschliesslich  blossen  »Manoraotaristen*  der  Idee 
and  den  Verlegern  sofiele,  so  wäre  der  Autorschnz  gmndsislidi 
noch  nicht  ersohttttert,  solange  nur  die  hier  vorläufig  immer  an- 
genommene and  demnächst  wirklieh  za  beweisende  Voraussesong 
zutrifft,  dass  bei  voller  Nachdrucks-  und  Nachbilduiigsfjreiheit  weder 
die  Aatoren-Hanofaktoristen  die  normalen  Lohn-  utd  Lehnrentea- 
chancen,  noch   die  Veiieger    die  normalen  Chance»  des  Unter- 
nehmergewinnes  and  der  Untemehmerrente  geniessen.  Eine  Primie 
gebührt  nicht  bloss  demjenigen  Verdienst,  welches  Mionomiscbe 
Fortschritte  von  seculärer  Bedeutung  in  das  Leben  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  einfahrt,   sondern  auch  demjenigen,   welches 
vorhandene  Ideen  zar  vollkommensten  BedOrfiiissbefriedigung  ver- 
werthet,  durch  richtige  Benuzung  alter  Geleise  sich  um  die  Ge- 
sammtheit  verdient  macht    Wenn  Fabrikanten  an  Crinolinenreifen 
und  Stahlfedern  sich   fürstliche  Vermögen  gesammelt  hid>en,  so 
ist  nicht  abzusehen,  wesshalb  nicht  auch  die  Verleger  und  »llann- 
facturisten*    der    Geistesprodukle    gleiche   Chanoen    des  Lohn-, 
Gewinn-   und   Renteneinkommens    haben    soUtoi.     Sie   eben 
müssen   durch  die   Herstelhing  der  Vorausseiungen  der  nor- 
malen socialökonomischen  Vergeltung  gesichert  werden;  ihnen 
gerade  winkt  die  spirituelle  Vergütung  der  Ehre,  des  Nachruhms, 
des  Denkmals,  die  Auszeichnung  der  NalionalbelohMnig  und  das 
Lohnsurrogat  öfentiicher  Stellungen  nicht! 

Die  Einrede,  dass  die  ersten  Autorengenies  häufig  durch 
Autorschuz  den  gebührenden  Lohn  nicht  finden,  hat  also  keine  Be* 
weiskraft  gegen  den  Antorenschuz  überhaupt,  isobald  man  den  lez- 
teren  als  aus  besonderen  Gründen  gerechtfertigtes  Surrogat  der  regel- 
mässigen socialökonomischen  Lohn-,  Gewinn-  und  Rentenfonktien 
zu  rechtfertigen  vermag.  Wohl  aber  beweist  jene  Einrede  Einiges 
hinsichtUch  des  Schuzmasses.  Sie  weist  darauf  hin,  dass  man 
kein  Recht  hat,  über  die  regelmässige  Lohn- ,  Gewinn-  und  Ren- 
tenvergeltung hinaus,  unter  Berufmig  auf  das  ewige  Verdienst 
genialer  Autoren,  ein  ewiges  Monopol  oder  Eigenthamsreoht  fibr 
Produkte  zu  fordern,  wefche  überwiegend  blosse  litterarisch«  art^ 
stische  Fabrikate  sind,  oder  gar  flOr  den  commerce  de  Ümbeloii, 
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wie  Proadbeo  die  prttteotiöeen  fransMschen  Massenfabrikale  nennt. 
Bei  Erörterung  d^  Zeitfrage  wird  hieran  erinnert  werden. 


Nunmehr  ist  die  bis  jezt  nur  hypothetisch  bejahte  Hauptfrage 
zu  erörtern:  ob  denn  das  der  publioistiiohen  Produktion 
gleich  jeder  anderen  Produktion  gebührende  Einkom- 
men an  Lohn-  und  Lohnrente,  an  Unternehmer- 
gewinn und  Unternehmerrente  durch  die  beson- 
dere Natur  der  Produktion  und  des  Absazes  von 
Schriftwerken  und  Kunstwerken  ausgeschlos- 
sen sei,  woferne  man  diese  Produkte  ohne  Schuz 
der  Autoren  und  Verleger  gegen  Abdruck  und  Nachbildung  den 
Bedingungen  und  Gesezen  des  gewöhnlichen 
Verkehres  ttberlasse? 

Wir  bejahen  diese  Frage  für  fast  alle  Schriftwerke  und 
fär  solche  K u n s t gebilde ,  deren  primärer  Verkehrswerlh  auf 
publicistischer  Vervielfältigung  beruht,  nicht  aber  für  Er- 
findungen. Und  diese  Behauptung  einer  nationalökonomisch 
ausserordentlichen  Verkehrsnatur  der  publicistischen 
Produkte  ist  nunmehr  zu  rechtfertigen. 

Von  allen  Anfangs  sei  hiebei  als  Haiqttpankt  hervorgehoben: 
Unsere  nationalökononiisclie  RechtferUgung  eines  beschränkten 
Monopols  stfizt  sich  nichl  anf  die  angfdüich^  allehi  geistige  Natur 
der  geschüzten  Produkte,  sondern  auf  das  exceptionelle,  die 
regelaiAssige  sooialökonoiBische  Lohn-,  Gewinn*  und  Rentenfunktion 
aussehliessende  Verhalten  derselben  im  Verkehr  bei 
piblioislkcher  Art  der  Verwarthang.  Geistige  Erzeugnisse 
sollen  zwar,  wie  unser  Standpunkt  vor  allen  anderen  anerkennt, 
besonders  durch  Renteneinkoromen  prtaiiirt  werden,  wenn  und 
weil  sie  htti^  in  hervorragendem  Masse  gemeinnftzige  Dienste, 
.Verdienste*,  darstellen.  Allein  die  künstliche  Gestaltung 
der  Renienfonction  zu  einem  Monopol  im  Autorrechte  ist  nicht 
Felge  des  apirüiiellen  Gharacters  der  gesohttzten  Produkte,  son- 
dern Folge  ihres  exceptionellen  Verhaltens  im  publicistischen  Ver- 
kehr. Das  Wort  publicistiscb  wird  in  seiner  specifischen 
Bedeokong  alsbald  nachgewiesen  werden. 
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Diese  an  die  Spitze  gestellte  Behauptmig,  obwohl  mit  dem 
praktischen  Takt  der  Gesezgebung  im  Einklang,  schlägt  denjenigen 
Theorien,  welche  den  Autorschoz  in  möglichster  Ausdehnung  er- 
streben, ins  Gesicht;  sie  bedarf  desshalb  einer  ausführlicheren 
Nachweisung.  Durch  diese  Nachweisung  werden  wir  den  fast 
allgemein  auf  Renouard  fussenden  massvolleren  juristischen 
Theorien  eine  vollständigere  nationalökonomische  Grundlage  geben, 
als  sie  bei  Renouard  selbst  sich  findet.  Hiebei  sei  übrigens  an- 
erkannt, dass  Renouard's  Erörterungen  auch  von  nationalökonomi- 
schem Standpunkt  das  Beste  sind,  was  zur  Theorie  des  Autor- 
rechtes beigebracht  worden  ist;  (iber  denselben  ist  auch  Proud- 
hon  in  den  besten  Theilen  seiner  majorats  littöraires  und 
Wolowski,  in  seiner  schönen  Ausfahrung  vor  der  Pariser 
Oekonomistengesdlschafk  anlässlich  des  Brüsseler  Kongresses  von 
1 868  ^),  nicht  hinausgeschritten. 

Das  Wort  »geistiges  Produkt*  ist. sehr  vieldeutig. 

Man  versteht  darunter:  tbeils  Gedanken,  Phantasien  u.  s.  w., 
welche  noch  gar  nicht  aus  ihrem  inneren  Dasein  innerhalb  der 
persönlichen  Werkstätte  der  Geistesthäügkeit  herausgetreten  sind, 
—  theils  in  Manuscripten,  Notenheften,  Zeichnungen,  Modellen, 
Karten  ausgedrückte  Geistesschöpfungen,  ohne  dass  sie 
jedoch  Andern  schon  mitgetheilt  sind  oder  mitgetheilt  werden 
wollen,  —  theils  Geistesschöpfungen,  welche  als  Güter  für 
Andere  in  den   socialen  Verkehr  und  Austausch  eintreten. 

Unter  diesen  drei  Klassen  von  Geistesprodukten  ist  nur  die 
erste  als  innerlich,  als  rein  geistig,  jedenfalls  als  persönlich  ab- 
geschlossen ganz  unantastbar  für  Andere  und  daher  für  und  gegen 
alles  Rechl  indifferent,  soweit  nicht  etwa  eine  Inquisition  die 
natüriichen  Rechtsgrenzen  verlezt;  »der  Gedanke  als  formloses 
Samenkorn  des  Geisteswerkes  ist  unfassbar  n^  das  Recht,  wie 
fttr  die  Sinne*  *).  Die  zweite  Klasse  kann  zwar  dem  Diebstahl, 
der  unerlaubten  Kopie  u.  s.  w.  unteriiegen,  sie  ist  tangibel  fttr 
Andere  und  verlangt  den  Schuz  des  Rechtes  nach  dem  jezigen 


1)  Romberg,  1.  c  p.  276  ff. 

3)Volkin«nn,die  Werk«  der  Kanil.    Utaeheii  1856,  S.  16. 
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Oder  nach  dnom  etwa«  erweiterten  Begriff  des  Blgeolhumsrechles. 
Erst  die  dritte  für  den  Verkehr  besiiamte  Klasse  von  Geistes- 
prodükten  regt  durch  ihren  Eintritt  in  den  socialen  Güterrerkehr 
durchgreifendere  RechUinstitute  an. 

Diese  Klasse  von  Geistesprodukten  ist  aber  nicht  rein  spi- 
ritueller Art,  sondern  irgendwie  in  m  ateriell-physische 
Phänomene  unpersönlicher  Art  eingesenkt :  es  geschehe  auch 
nuc  auf  der  geflttgeben  SchallweUe,  auf  der  die  persönliche  PlasUk 
d^&  Hirnen  forttragenden  UchtweMe,  auf  Vehikeln,  welche  impon- 
derabel,  aber  doch  für  Optik  und  Physik  eriassbar  sind  —  oder 
es  geschehe  in  der  greifbareren  Veräiwserlichung,  weiche  den 
Gedanken  im  Manusoript  fixirt,  —  das  Gebilde  der  Phantasie  an 
die  Leinwand  oder  an  den  Marmor  fesselt.  Reine  Geistespro- 
dukte sind  die  Schrift-  und  Kunstwerke  als  Schuzgegenstinde  des 
Autorrechtes  insgesammt  nicht.  Seihst  die  von  der  Nationalöko- 
nomie sogenannten  »Dienstleistungen«  sind  in  ihrer  Hittheilung 
äussere  Produkte,  Krafläusserungen,  daher  tauschbar  und 
tauschwerth,  im  Lohn  besablt,  wie  z.  B.  die  »persönliche«  Dienst- 
leistung  des  Arztes  ,^  die  Produktion  des  Sftngers;  nur  nicht 
weiter  verkäuflich  sind  sie,  da  ihr  Werth  sich  nicht  vorher 
an  einer  Sache  fixirt,  sondern  unverweilt  in  den  persönlichen  Genuss 
der  Patienten,  Hörer,  Zuschaver,  Pfleglinge  Cd^ergeht  ^). 

»Ideen*,  JCeistesprodukte«  können  nur  unter  Einsenkung  in 
ein  wenn  gleich  flüchtiges  äusseres  Substrat,  nur  durch  irgend 
welche  Verkörperung  Gegenstände  des  socialen  Güterverkehrs 
werden;  ein  wissenschaftlicher  oder  künstlerischer  Gedanke  findät 
daher  auch  nur  als  »Vortrag«,  »Rede«,  »Exemplar«,  »AufiBtthrung«, 
»Gemälde«  Vergeltung  in  Honorar,  Entrfe  u.  s.  w.,  weil  er  nur 
so  Andern  zuströmt. 

Hiedurch  sind  aber  die  »Geistesprodnkte«,  d.  h.  Schrift-  und 
Kunstwerke,  in  ihrer  Verkehrserscheinung  den  sogenannten 
materiellen  Verkehrsgütern  sehr  ähnlich.  Diese  AehiUichkeit 
nnd  Gleichartigkeit,  steigt  sogar,  wenn  bei  näherer  Betrachtung 

^)  Vgl.  SS.  28.  29.  meiner  Nat.-Oekonoinie.  —  Storch't  lange  Aut- 
f&hning  (#tir  li  r$ve»u  Huiiimaf),  welche  den  Dienstleistungen  den  Charakter 
ioBterlicher  Produkte  abspricht,  ist  eine  auf  der  Flächtigkeit  ihres  Ueber- 
gangs  in  den  persönlichen  Konsum  beruhende  Tioschang. 
Zeltsohr.  f.  StMtsw.  1867.    U.  Uefl.  22 
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erhellt,  dass  aoch  die  sogen,  »nateriellen*  Güter  Oei^ies- 
werke  «nd.  In  der  TImI  ist  ekie  Spinnmaschine  ein  in  Eisen 
verkörperter  hockst  feiner  Gedankencomplex,  ein  Haus  ist  ein  in 
Stein  gefasster  Plan.  Das  geistige  Elemenl,  welches  dem  Wort, 
der  Auffiihffung,  den  Vortrag,  dem  Buche  za  Grunde  liegt,  Tehlt 
auch  dem  materiellen  Gute  Tom  Jacquardstuhl  bis  zum  Brodlaib 
nicht.  Ist  doch  aUe  fiussere  CuUurthftügheit  nicht  Sckafltang,  son- 
dem  geistige  Belebung  und  Beberrsckiing  der  Materie,  —  in  der 
socialen  Oekonomie  ist  sie  rine  Vergetstigung  fQr  menschlicbe 
Zwecke  nach  dem  Geseze  geringster  Opfer  in  geselKgem  Zusam- 
menwirken. In  Beziehung  auf  die  Tbatsache  geistigen  Gekaltes 
ttberbaupl  flllt  somit  die  fttr  den  Verkehr  arbeitende  »geislige* 
Produktion  mit  der  »materiellen*  Gütetproduktion  zusammen. 

Diess  ist  von  den  »Oekonomisten*^  meist  verkannt,  wenigstens 
nicht  genug  hervorgehoben.  Max  Wirth  z.  B.,  in  sehiem  an 
viel  Unklarheit  leidenden  Versuche  einer  nationalökonom.  Theorie 
des  geistigen  Eigentbums,  weiss  aas  dem  Gegensaz  »verkörperter* 
und  »geistiger  Werthe*  nicht  hinanszukommen  0-  Gut  finden  wir 
dagegen  bei  dem  stets  geistvoHen  Proudhon  den  Gegenstand 
beobachtet,  wenn  er  sagt*):  »Alle  Produktion  besteht  aus  zwei 
Tbittgkeiten,  aus  einem  Ideenausdrucke  (expresHon  dHdie}  tind 
aus  einer  Stoffversezmig  (deplaoemeni  de  to  maüire).  Der  geniale 
Mensch  ist  m  dteser  Beziehung  nicht  mehr  und  nicht  weniger 
Prodncent,  als  es  sein  Kriafier  und  Bäcker  ist.* 

Allerdnigs  steckt  nicht  in  jedem  sogenannlen  materiellen  Vei^ 
kehrsgute  eben  so  vieL  Geist,  als  in  manchen  sogen.  Geistes- 
prodnkten.  Manches  »materielle*  Verkehrsgut,  es  mnss  nicht  eki- 
mal  zu  den  Bravourwerken  der  Industrie  gehören,  zeigt  umge- 
kehrt ebenso  viel  Geist,  oder  hat,  um  zu  einem  bestimmten  Preis 
ausgeboten  werden  zu  können,  den  Kaufmann  so  viel  Gedanken- 
arbeit gekostet,  als  mancher  Band  jener  Romanfabrikanten,  wefehe 
am  lautesten  nach  dem  ewigen  geistigen  Bigenthumsrecht  ver- 
langen. Allein  dem  Grad  und  der  Zahl  nach  sei  ein  Unterschied! 
Es  könnten  unter  100  sogenannten  Geistesprodukten,  welche^  ab- 


1)  I,  348. 

2)  Mtj.  litt.  li  §.  1  Ä 
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gMezt  werden,  5  Procent  eine  venlieasivolle  Originai- 
scböpfung  oder  Aenderung  repräsentin»),  von  den  materiellen  Ver- 
kehrsgtitern  vielleicht  mir  5  per  nnlle.  Diess  würde  zwar  imnier 
noch  kein  allgemeiner  W e s e n s anterschied  geistiger  nnd 
oMterieUer  Verkehrsgüter,  wohl  aber  die  Thatsacbe  oder  die  be- 
rechtigte Forderung  begründen,  dass  die  sogenannten  Geisteswerke 
verhftltnissmässig  hftofiger  ein  Rentenelement  in  ihrer  Vergokang 
aufweisen  oder  doch  zu  fordern  berechtigt  siad.  Das  Autorrecht 
überhaupt  kann  zwar  nicht  aus  dem  geistigen  Character,  son- 
dern muss  aus  der  specifischen  Verkehrsnator  der  publicistisck 
verwertheten  Produkte  abgeleitet  werden,  aHein  der  geistigere  Ge- 
halt, der  relativ  grössere  Reichthum  an  verdienstvollen  Leistungen 
begründet  doch  quantitativ  eine  vorzugsweise  Pflicht,  dem  auf 
diesem  Gebiet  auftretenden  Gemeinverdienst  das  gebührende  Extra- 
einkommen mit  besonderer  Sorgbit  zu  siebern.  Object  des  Aotor- 
scbuzes  ist  in  mehr  als  gewöhnlichera  Grade  die  RentenfunctioD. 

Wir  fahren  jedoch  zunüdMt  in  der  nationalökonomischen 
Elementaranalyse  der  Schrift-  und  Kunstwerke  fort,  und  betonen 
hiebei  einen  für  die  Remigung  der  Autorrechtstheorieen  wichtigen 
Punkt,  indem  wir  eine  weitere  Aehnlichkeit  der  geistigen  und  der 
materiellen  Produkte  hervortreten  lassen. 

Auch  bezüglich  des  Uebei^angs  des  geistigen  Product- 
^gehaltes  in  den  Gomeinbeslz  der  bürgerlichen  Ge* 
Seilschaft  unterscheiden  sich  geistige  und  materielle  Verkehrs- 
guter  höchstens  nach  dem  thatsöchlichen  Grade  der  von  ihnen  aus- 
gebenden Ideenbereichenuig  (»Bildung*)  der  Gesammtheit,  nicht 
aber  nach  der  aUgemeinen  Thatsacbe  eines  Uebergangs  in  Gemein^ 
gut  Der  geistige  Gehalt  auch  der  sogenannten  materiellett  Güter 
wird  Gemeinbesiz.  Die  kleinsten  nVortheile*  sieht  ein  Kaufmann 
dem  anderen^  ein  Fabrikant  dem  anderen  eben  an  den  Verkehrs- 
gütem,  welche  aus  der  Hand  der  Originalerzeugong  kommen,  an 
der  Beobachtung  und  dem  Beispiel  der  Origiaalspeculanten  ab. 
In  der  Reibung  des  materiellen  Güterverkehrs  erfolgt  Jm  Kleinen 
nnd  im  Grossen  eine  miDionenfkItige  IdeenverÖffentUchung,  Ideen- 
bereicherung, Vermehrung  des  Bildungsschazes  der  Gesammtheit. 

22* 
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Die  angeblicbe  »Freibeaterei* ,   welcher  die  KOnsUer  unierUegeii, 
ist  aach  über  die  Autoren  der  »n  ü  z  1  i  c  h  e  n  Kunst*  verhängt 

Dieses  Loos  liegt  tief  in  den  allgemeinen  Voraussezongen 
des  socialen  Lebens  begründet ;  strenges  Sachgütereigenthum  ond 
liberaler  IdeencomoHinismus  sind  mit  einander  verträglich.  Eine 
Ideen  appropriation  zu  Privateigenthum  kann  und  soll  nach  der 
Natur  der  Sache  nicht  stattfinden.  Indem  grosse  und  Ideine  Ge- 
dankenwühler und  Kunstbildner  ihr  von  Gott  ungleich  verliehenes 
Geisteslichlr  Allen  leuchten  lassen  müssen,  verkehrt  sich  die 
Ungleichheit  der  Anlage  und  der  glücklichen  Ausbildung,  —  jeae 
lyrannie  des  inoenteurs,  jener  despotwne  des  ialenis,  welcher 
1791  bei  Erlassung  des  französischen  Patentgesezes  angeklagt 
wurde,  —  in  eine  höchst  wohltbätige  geistige  Gütergemeinschaft. 

»Der  Mensch  erzengt  nicht  seine  Ideen,  sagt  Proudhon% 
er  empQingt  sie;  er  schafft  nicht  die  Wahrheit,  er  entdeckt  sie. 
Der  Geistfonds  (fonds  intelligibk),  wie  der  materielle  Güterfonds, 
wird  vom  Menschen  entbunden,  occupirt.  Jede  individuelle  Idee 
ist  eine  unendlich  kleine  Schöpfung  CinfiniiisimaHii  du  produii 
individuel) ,  welche  als  individuelle  That  im  Reich  der  Wissen- 
schaft und  Kunst  schnell  vneder  verschwindet*  Jeder  Autor 
ist  nur  Verbesserer  im   Einzelnen. 

Freilich  ist  jede  Autorleistung  ein  Produkt  persönlichen 
Kraftaufwandes  und  persönlicher  Anstrengung,  verdient  daher  einen 
individuellen  Lohn  und  eine  individuelle  Prämie,  nach  Massgabe 
ihrer  Verdienstlichkeit  und  zahlbar  aus  der  durch  die  Leistung 
bewerkstelligten  Bereicherung  der  Gesammtheit  Jenem  wohl- 
thfttigen  Ck>mmunismus  ist  daher  Eine  Schranke  aber  auch  nur  diese 
von  selbst  gesezt  oder  durch  gemeinwirthschaftliche  Einrichtungen 
zu  sezen:  die  nfimlich,  dass  der  Arbeiter  seines  Lohnes 
werth  bleibe,  eines  gewöhnlichen,  wenn  er  nicht  mehr  als  Ge« 
wohnliches  leistet,  eines  ausserordentlichen,  der  Lohnrente,  wenn 
seine  Autorschaft  nicht  blos  ein  gewöhnlicher  »Dienst*,  sondern 
ein  »Verdienst*  ist 

Nur  woferne  diese  Schranke  bei  der  Verbreitung  der  Ideen- 
schöpfungen  der  Autoren  wegfallen  sollte,  können  Klagen  be- 


1)  1.  cik  Ui.2. 
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gründet  sein.  An  and  für  sich  aber  unterliegt  der  Prodacent 
materieller  Verkehrsgüter  jenem  Geistescommunismus  in  Folge 
des  Verkehrs  mit  dem  Geistgehalt  seines  materiellen  Erzeugnisses 
ebenso  wie  der  Autor  als  Producent  von  »Geistesprodukten'. 
Man  kann  den  Autorenschuz  nicht  auf  die  »Geistigkeit*  der  Schrift- 
und  Kunstwerke  gründen,  obwohl  diess  als  Axiom  vieler  Autor- 
rechtstheorieen  giltO* 

Blicken  wir  nochmals  scharf  auf  diesen  schon  oben  bezeich- 
neten Communismus. 

Eine  und  dieselbe  Idee  lässt  der  Zahl  und  Art  nach  die 
mannigfaltigsten  Verkörperungen  und  Wiederholungen  zu.  Nur  in 
ihren  Verkörperungen  als  Früchten  vernünftiger  Einzelthätigkeit 
unterliegt  sie  dem  ausschliesslichen  Eigenthum  gerechter  Weise. 
Die  Idee  aber  als  solche,  hat  die  Bestimmung  eben  weil  sie 
allen  Einzelverkörpernngen  zu  Grunde  liegend  all- 
gemeinen Genusses  und  allgemeiner  Wohlsförde- 
rung ffthig  ist,  Gemeingut  zu  werden  *).  Die  Ideen  sind  die 
7  Brode,  hinreichend,  um  Tausende  zu  speisen.  Es  giebt  natur- 
gemäss  kein  Eigenthum  an  Ideen,  die  einmal  in  den  Verkehr  ge- 
worfen werden.  Das  geistige  Eigenthum  ist  thatsächlich  unmög- 
lich, da  der  Mensch  und  seine  Wirthschaft  social,  national- 
ökonomisch ')  ist,  also  fast  alle  Ideen  nothwendig  in  den  Verkehr 
eintreten  und  hiebei,  schnell  oder  langsam  an  den  Einzelverkör- 
perungen abgenommen,  zum  Gemeingut  und  mittelst  der  Concur- 
renz  zum  Hebel  weiteren  ökonomischen  Fortschrittes  werden. 
Seit  Krause  und  Renouard  haben  alle  Bekfimpfer  der  Theorie 
eines  geistigen  Bigenthnms  mit  Recht  das  kritische  Messer  gerade 
auf  diesem  Punkte  eingesezt.  Wie  Schrift-  und  Kunstwerke,  Poe- 
sieen,  wissenschaftliche  Entdeckungen  —  in  Zeitschriften  mitge- 
tbeilt,  —  so  werden  auch  alle  in  socialem  Verkehr  erzengten  und 
verwendeten  sogen,  »materiellen*  Güter  Träger  und  Organe  der 
Emanation  ökonomisch,  überhaupt  ethisch,  bedeutsamer  Ideen  zu 
Gemeingütern,   zu  allgemeiner  Anwendung  und  zu  allgemeinem 


1)  z.  B.  Richter  a.  a.  0.,  an  verschiedenen  Stellen,  o.  A.  p.  109. 

2)  Vrgl.  mein  „gesellsch.  System  etc^*  (.  6. 

3)  Vrgl.  mein  „geseHsch.  System  etc/*  §.  1,  Z.  5,  und  sons^. 
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Genüsse.  Die  menschliche  Socialökonomie  stdU  in 
ihrer  Entwicklung  einen  grossartigen  Communismus  der  Ideen  dar, 
indem  diese  ihrer  Natar  ;iach  allgemein  besizbar  sind,  sobald  ir- 
gend ein  poetischer,  künstlerischer,  wissenschaftlicher,  industrieller 
oder  commeroieüer  erster  Entdecker  und  Finder,  Irgend  ein  Vor» 
denker  aus  dem  nie  sterbenden  Geschlecht  der  Prometheus,  die 
göttlichen  Funken  fbr  das  Menschengeschlecht  geholt  hat  ^). 

Dieser  Ideencommuaismus  i^  sogar  gegen  individuelle  Will- 
kühr  zu  schüzen.  Wttre  das  ewige. Bigenthumsrecht  eingeftthrt, 
so  könnte  ein  launischer  oder  selotischer  Descendent  oder  Ver- 
leger oder  sonstiger  Rechtsnachfolger  des  Autors  durch  Aufkauf 
der  Torhandenen  Exemplare  und  durch  Verhinderung  jeder  weiteren 
Auflage  ein  social  höchst  nttzliches,  aber  einzelnen  Interessen 
und  Standpunkten  widerwftrtiges  Werk  aus  dem  geistigen  Schaz 
einer  Nation  wegtilgen.  Religiöser  und  politischer  Fanatismus 
hätten  eine  starke  Waffe.  Macanlay  hat  diese  aus  dem  Ideen- 
eigenthum  sich  ergebende  Gefahr  eindringlich  nachgewiesen.  Un- 
serem Ausgangspunkt  liegt  diese  Zweckmässigkeitserwägung  zwar 
ferner,  wir  erkennen  sie  jedoch  an  und  stimmen  grundsäzlick 
selbst  Röder  bei,  wenn  er  die  Behauptung  aufstellt,  dass  das 
Monopol  nicht  dazu  sollte  missbraucht  werden  dürfen,  der  Nach- 
frage des  Publikums  durch  Unterlassung  weiterer  VervielMtigung 
die  Befriedigung  zu  versagen  *). 

Unser  Ergebniss  ist  bis  jezt: 

Der  »geistige*  Character  der  Werke  der  Autoren  und  Ent- 
decker, sowie  der  Uebergang  des  Geistgehaltes  dieser  Werke  ins 
Gemeingut  ist  keine  ausschUessende  und  wesentlich  unterscheidende 
Eigenthümlichkeit  der  sog.  Geistesprodukte  im  Gegensaz  zu  den 
materiellen  Verkehrsgütem.  Nach  diesen  Seiten  hin  kann  daher 
der  Grund  des  singulfiren  Instituts  des  Autorrechtes  nicht  gefunden 
werden  wollen. 

Wo  denn  nun  sonst? 

Sehr   verschieden   können  sich  gewöhnliche  Produkte 

1)  Vrgl.  Meine  Nat.-Oek.  }.  7,  wo  an  Schillers  tiefes  Wort  erinnert  ist: 

—  entfaltete  sich  nor  Einer,  Einer  allein  streut 

Eine  lebendig^e  Welt  ewiger  Bildungen  aus. 

2)  Grundsüge  des  Hatnrrechtea  11,  $65. 
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und  mancbe  liUerariseh-artistisobe  Verkeiirggater  in  Beziehmng 
auf  die  innerhalb  des  Verkehrs  gegebene  Hdglich- 
k  e  i  t  verhalten,  den  verdienten  Lohn  und  die  verdiente  Lohnrenle 
wirklich  ui  schöpfen,  beziebiBigsweise  dem  Verlegercapital  den 
Bezog  von  Gewinn  und  Gewinnrente  zu  gestatten.  Das  Teaapo, 
in  welchem  neue  Ideen  sich  verbreifen,  das  Intervall  der  Aus- 
breitung, welches  eine  Priorität  der  Erwerbsaasbeatung  neuer 
Gedanken  gewährt,  kann  bei  beiden  Prodoktgattungea  sehr  ver- 
schieden, —  bei  litterarisch-artistischen  Werken  ein  ausnahms- 
weise rasches  sein.  Dann  wOrde  der  freie  Verkehr  fttr  den 
Autor  nicht  »rentiren*,  und  die  Vergeltung  wäre  alsdann,  nach  den 
früher  begründeten  Gruodsftzea  dar.  aaslheilanden  Gerechtigkett, 
anderweitig  zu  beschaffen. 

Ist  eia  solches  besonderes  Verbalten  wirklich  wahrzoaehmen  ? 

Allerdings!    Wenigstens  noch  in  der  jezigen  Cukarperiode. 

Beispielsweise  die  Grandrente  versohwhidet  enH  oder  wird 
schwächer,  wenn  ein  noch  günstigeres  Grundstück  durch  Cultur 
und  Transportentwjckelung  in  Concurrenz  gebracht  ist,  and  selbst 
dann  nicht  mit  Notbwendtgkeit.  Die  Rente  solcher  Talente,  wekhe 
wie  vortragende  Gelehrte,  ausgezeichnete  Stager  ond  dramatische 
Künstler  durch  das  Betreten  der  Oeffentüchkeit  nicht  auch  die 
sofortige  Nach  ahmbarkeit  verbreiten,  beziehen  ohne 
Monopole  1>edeutendes  Einkomfnen,  bis  noch  bedqatcadere  Virtuosen 
in  Concurrenz  treten.  Niemand  denkt  bei  ihnen  an  Autorschoz, 
weil  sie  eben,  obwohl  »geistige*  Prodücentea,  jene  sonst  im  freien 
Verkehr  gegebene  Priorität  der  Aasbeutung,  eine  Lohn  oad  Renten 
gebende  »Vorhand*  «beaso  besiien ,  wie  ein  Fabrikant ,  welcher 
mit  schönen  nauveautis  den  Ton  der  Mode  angiebt,  oder  wie  ein 
Kaufmann ,  welcher  die  nicht  wiederkehrende  Gonjunctur  benüzt 
hat.  Manche  geniale  Leistungen  im  öffentlichen  Dienst  Eillen  in 
nicht  wiederkehrende  Momente;  für  sie  ziehen  die  MoHke  und 
Bianarck  neben  Nachruhm  und  Nationalbelohnuag  von  selbst  die 
grossen  Loose  im  Staatsdienst,  das  Rentenekikommen  im  Staats- 
dienerlohn. 

Der  freie  Verkehr,  womnter  wir  die  regelmässigen  durch 
kein  Monopol  bevorzugten  Absazverhältnisse  verstehen,  gewährt 
transitorisch  eine  vergütigende ,  ja  eine  .»rentable*  Priorität  der 
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Marktbeherrachong,  Lohn-  niid  Lohnrentenbesag  im  Intenraü  der 
Marktausbreitung  des  neuen  Produktes.  Erst  allmälig  schwindet 
dieser  Voraus ;  denn  während  der  bevorzugten  Gesammtausbeutang 
wird  die  neue  Idee  Geneingut,  ihre  verkörperte  Binffthrung  ins 
Verkehrsleben  macht  sie  allgemein  bekannt ,  veröffentlich! 
sie,  weckt  und  ermöglicht  die  (Toncurrenz. 

Diess  ist  der  gewöhnliche,  mit  der  Autorvergeltung  unmittel- 
bar verbundene  Process  der  Erhebung  zum  Gememgut  Dieser 
Process  kann  aber  auch  ein  zu  rascher  sein.  Dann  geht,  wenn 
die  Rente  nicht  künstlich  grösseren  Spielraum  und  verlingerte 
Wirkung  erhttit ,  auch  dem  höchsten  Verdienst  die  massigste  und 
gerechteste  Belohnung  verloren,  und  die  Aneiferung  zu  guten 
Leistungen  fällt  dahin. 

Dieses  Gebiet  nun  ist  es,  wo  die  künstliche  Lohn-  und 
Rentenzeugung  für  die  Autoren  durch  privilegirende  Schaffung 
ausschliessender  Kundschaften  auf  beschränkte  Zeitdauer  den  freien 
Lohn-  und  Rentenbezug  zu  stärken  und  zu  ergänzen  sucht. 
Vorzugsrechte  können  da  volkswirthschafUich  auch  für  die 
neueste  Zeit,  und  gerade  des  ökonomischen  Gesammtfortschrittes 
wegen,  wohl  begründet  sein. 

Wirklich  giebt  es  soldie  Fälle,  wo  die  Priorität  der  Vei^ 
körperung  einer  technischen,  ästhetischen  oder  sonstigen  Idee 
noch  nicht  hinlängliche  Belohnung  im  freien  Verkehr  findet.  Eine 
Idee  tritt  da  ganz  und  gar  verkörpert,  allgemein  fieissbar,  mit 
einem  Schlage  in  die  Oeffentlichkeit  hinaus. 
Die  Idee  istmechanisch,  in  weniger  kostspieliger 
Vervielfältigung,  für  den  ganzen  Umfang  der 
Marktnachfrage  rasch  nachzuahmen,  die  Con- 
currenz  wohlfeilerer  Copieen  kann  sofort  auf- 
treten. 

Der  Process  der  Publikation  ist  ein  allgemeiner  und  über- 
eiliger.  Die  durch  die  Art  der  Publikation  bedingte  sofortige 
Beherrschung  des  Marktes  mit  mechanisch  vervielfältigten  Copieen, 
die  darin  liegende  Verkümmerung  des  den  Autoren  gebührendien 
Masses  der  Vergeltung  bei  freiem  Verkehr,  macht  die  singulare 
Verkehrsnatur  der  in  Büchern  und  Exemplaren  für  den'Absaz  ver- 
vielfältigten Schrift-  und  Kunstwerke  aus.  Publicistische,  d.  h. 
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gteichmässi;  TervielAltigte,  aaf  einmal  and  flberall  in  die  Oeffent- 
liehkeit  dringende,  in  beliebiger  Zahl  mechanisch  nachahmbare 
Geistprodokte  sind  es,  welche  vermöge  ihrer  singulären  Verkehrs- 
natur  und  Ansbreitnngsweise  das  genügende  Walten  der  Ver- 
geltungsftinktionen  des  freien  Verkehrs  ansschiiessen. 

In  diesem  Sinne  sprachen  wir  bisher  und  sprechen  wir  im 
Folgenden  von  poblicistischen  Schrift-  und  Kunstwerken. 
Itar  flir  sie  werden  wir  einen  Monopolschuz  anerkennen,  nicht 
dar  Manuscripte  als  solche,  nicht  Paar  Kunstwerke,  deren  Vergel- 
tung nicht  auf  pubKcistischen  Absaz  angelegt  ist,  nicht  für  Er- 
findungen, deren  Verwerthung  den  Nachtheilen  der  besondern 
Verkehrsnatur  publicistischer  Produkte  nicht  unteriiegt;  Monopol- 
sdiuz  fQr  die  leztgenannten  Produktgattungen  mösste  erst  aus 
anderen  besondern  Gründen  abgeleitet  werden.  Das  Autorrecht 
Mit  nur  den  Schrift-  und  Kunstwerken  von  publicistischer 
Bestimmung  zu.  Sofeme  die  Gesezgebung  das  Autorrecht 
ah  Schuz  gegen  »mechanische  Vervielfältigung*,  als  „copyrt^A^^ 
behandelt  hat,  statt  aus  der  „Geistigkeit*  der  Schrift-  und  Kunst- 
werke den  Monopolschuz  abzuleiten,  zeigte  sie  auch  hierin  mehr 
richtigen  Instinkt,  als  die  Urheber  der  Theorieen  dies  geistigen 
Bigenthums,  und  sofeme  eine  übereinstimmende  Auffassung  der 
Gesezgebung  aller  Lönder  ein  Beweis  ist,  bekrfifligt  diese  Praxis 
unsere  Theorie ;  denn  jene  Praxis  geht  nicht  von  der  Qualität  des 
Produktes  als  solchen,  sondern  von  der  Verkehrsnatur  der  Verviel- 
ffthigungen  der  Idee  aus. 

Für  publidstiscbe  Schrift-  und  Kunstwerke  würde,  wenn  nicht 
eine  künstliche  Schranke  gegen  die  (Toncurrenz  aufgerichtet  wird, 
das  Intervall  bevorzugter ,  Rente  gebender ,  oder  auch  nur 
Kosten  ersezender  Ausbeutung  verloren  gehen. 

Diese  ausserordentlichen  Umstfinde  einer  schwachen  Reaction 
der  natttriichen  Rentenfunktion  treffen  bei  Büchern,  Kunstwerken, 
Nachrichten,  Telegrammen,  Vorträgen,  Bildern,  musikalischen 
Werken  zu.  Je  entwickelter  die  typographische,  photographische, 
stenographische,  aoto^'aphische  und  die  sonstige  Diesen  verwandte 
Technik  der  sofortigen  Vervielfältigung  für  den  Verkehr  wird, 
AMto  weniger  ist  auch  nur  transitorisch  eine  bevorzugte  Aus- 
beutung möglich,  desto  weniger  kaiin  ein  gerechtes  Rentenein- 
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kommeR  als  »Urheber^-Priinie  anfallen,  desto  scfawäober  ist  der 
ökonomische  Reiz  der  Conception  von  bahnbrechenden  und  be- 
lebenden Ideen  und  ihrer  publicistischen'DarsleUQng  m  Verkelus- 
und  GemeingOtem,  desto  mehr  würde  die  privatwirthschafäiche 
Existenz  der  »Urheber*'  und  der  »Verleger*,  d.  h.  der  ersten  Ver- 
kOrperer  der  Idee  zu  Yerkehrsgülem,  unter  dem  socialen  Meen- 
oommunismus  nothldden.  Ein  Element  der  ProdiAtionskosten, 
nfimlich  den  Aufwand  der  Autorenarbeit,  bAtten  nur  die  Autoren 
und  OriginaWerleger  zu  tragen« 

'  Die  socialökonomische  Harmonie  wflre  verlezt,  die  nalioiiale 
Einkommensvertbeilung.  eine  grobe  Ungerechtigkeit,  wenn  eia 
spekulativer  Kaufmann,  ein  rationeller  Landwirth,  ein  geschickter 
Fabrikant  für  ihre  besonderen  Leistungen,  welche  in  ihrer  Weise 
auch  eine  Autorschaft  darstellen,  die  grössten  Extrarnnkommes 
beziehen  könnten,  wenn  dagegen  die  der  irdischen  Subsistenz  und 
eines  »gebildeten*  Lebens  gleich  bedürftigen  Dichter,  Künstler, 
Gelehrten  leer  ausgehen  mttssten  —  um  so  leerer,  je  mehr  ihre 
Produkte  einschlagen  und  dann  rasch  nachgedruckt  werden  — , 
wenn  diesen  eigentlichen  Autoren  das  gerechte  Einkommen  ver- 
kümmert bliebe,  weil  in  ihren  dem  Grad  nach  spirituelleren  publi- 
cistischen  Produkten  der  Körper  nur  Träger  der  Idee  ist,  welcher, 
wenn  diese  Idee  einmal  zündet,  von  nachbiMenden  Conoarrenten 
wohlfeiler  auf  den  Markt  geworfen  werden  kann. 

So  wird  der  Autorschuz,  —  immer  vorausgesezt,  dass  der 
Absaz  publicistischer  Schrift-  und  Kunstwerke  im  freien  Ver- 
trieb nicht  rentire,  —  ein  singulires  Mitlei  gerechter  Vertheilung 
des  Nationaleinkommens  wegen  singulftrer  Verkehrsnatur  der  Ver- 
lagsartikel. Als  solches  aUein  kann  er  zur  Zeit  berechtigt  er- 
scheinen,  nicht  als  Ausflussder  besonderen  »Geistigkeit*  derVer« 
lagswerke,  nicht  als  Postulat  eines  geistigen  Eigenthumsrechtes. 

Wir  müssen  hier  den  Gang  der  nationalökonomischen  Analyse 
des  Autorrechtes  eine  kleine  Weile  unterbrechen,  um  sogleich 
einige  kritische  Folgerungen  aus  dem  ebA  gewonnenen  Stand« 
punkt  zu  ziehen.  Das  gänzlich  Verfehlte  der  juristischen  und 
recfatsphilosophischen  Theorieen  des  geistigen  Bigentbnms  kann 
nämlich  jezt  weiter  beleuchtet  werden. 
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Das  ökonomisch  Unterscheidende  der  lüterarisch- artistischen 
von  den  materiellen  Verkehrsgütem  ist  —  so  fanden  wir  —  nicht 
in  der  Ideenanwesenheit  in  jenen  und  in  der  Ideentbwesenheit 
m  diesen  zu  suchen,  g^stige  Autorschaft  liegt  auch  in  der  ma- 
teriellen Produktion.  Dagegen  der  Markt-  oder  Absazcharakter 
beider  ist  verschieden,  sofeme  dre  pabHcistischen  Schrift-  und 
Kunstwerke  nur  durch  die  Beihilfe  eines  ausscUiessenden  Absaz- 
rechtes  das  normale  Lohn-  und  Rentenemkommen  gemessen  kön- 
nen. Hieraus  folgt,  dass  es  nicht  ein  geistiges  Eigen  sein  kann, 
dessen  Schuz  das  Wesen  des  litterarisch-artistischeA  Autorrechtes 
als  eines  geistigen  Bigenthumsrechtes  ausmacht  Vielmehr  liegt 
der  Kern  des  Autorrechtes  in  der  kQnstlichen  Sicherung  ge- 
rechter Vergeltung  im  Monopol ,-im  ausschliess- 
lichen Absaz  bei  einem  bestimmten  Publikum,  und  be- 
gründet ist  diese  künstliche  Sicherung  der  Lohnfunktion  mittelst 
Monopolrechtes  durch  die  singulare  Verkehrsnatur  der  publi- 
clstischen  Schrift-  und  Kunstwerke.  Aus  der  Analogie  des 
Sacheigenthums  —  zu  schweigen  davon,  dass  das  leztere  als  Raub 
der  Unternehmer  am  Arbeitsertrag  der  Arbeit  in  Folge  der  Lohn- 
Verkürzung  und  in  diesem  Sinn  als  .Diebstahl"  von  Anwälten  des 
Proletariates  verrufen  worden,  also  selbst  nicht  ein  tkber  alle  An- 
fechtungen erhabenes  Postulat  ist  —  tesst  sich  daher  fQr  den 
Autorschuz  lediglich  nichts  folgern.  Dehnt  man  den  Bigenthums- 
begriff  dahin  aus,  dass  jede  Art  von  Vermögensrecht,  auch  der 
Vermögenswerth  eines  Monopols,  darunter  verstanden  wird,  so  ist 
hiemit  erst  recht  nichts  gewonnen;  denn  der  feste  romanistische 
Eigenthumsbegriff  wird  dabei  verwaschen ,  and  die  spezifische 
MoDopolnatur  des  dm  Autorschuz  ausmachenden  besonderen  Ver- 
mögensrechtes wird  nicht  erklArt  und  begrenzt,  vielmehr  wird 
dieses  Vermögensrecht  durch  Verallgemeinerung  seiner  Besonderheit 
entkleidet  und  in  dieser  Entleerung  unter  dem  gestreckten  Eigen- 
tbumsbegriir  untergebracht.  Alle  Theorieen  eines  geistigen  Eigen- 
thums  leiden  an  diesem  Fehler,  haschen  gleichsam  nach  dem  ent- 
leerten und  ausgestreckten  Balg  des  romanistischen  Eigenthums- 
begriSes,  welcher  doch  auch  seine  innere  Berechtigung  erst 
nachzuweisen  hat,  selbst  für  sein  nächstes  Gebiet  nicht  absolut 
über  allen  Anfechtungen  steht^  also  fremdartige  Beziehungen  durch 
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seinen  Widerschein  nicht  nnanfechlbar  machen  kann^  fibrigrens  zur 
Erklärung  and  Begrandong  eines  Rechtes  gar  nicht  brauchbar  ist, 
dessen  Kern,  nach  dem  näheren  Inhalt  der  Theorieen  des  geistigen 
Eigenthnros  selbst,  in  ausschliessender  Marktbeherrschung 
und  in  Concurrenzbeschrftnkung  besteht. 

Die  Dauer  ist  es  hauptsächlich ,  was  man  beim  Sacheigen- 
thuro  fbr das  Autorrecht  anborgen  möchte.  Allein  die  Ewigkeit 
des  Eigenlbumsrechtes  ist  Air  die  Ewigkeit  des  Autorschozes  nicht 
ohne  Weiteres  beweisend ;  denn  die  Ewigkeit  des  Bigentbums  am 
dauerndsten  Eigenthumsobjekt,  am  Boden,  ist  selbst  in  den  kri- 
tischen Theorieen  (iber  Grundrente  nachgewiesener  Massen  sehr 
angefochten. 

Unsere  ökonomische  Theorie  erklärt  das  Wesen  des  Aa- 
torrechtes  und  begrtlndet  das  leztere  nicht  auf  Borg  beim  Sacb- 
eigenthum.  Die  obige  ZurQckführung  des  Autorschuzes  auf  die 
singulare  Verkehrsnatur  der  publicistischen  Schrift-  und 
Kunstwerke  zeigt  die  Berechtigung  auf  ein  ausschliessendes  Publi- 
kum, auf  einen  Markt  und  trägt  doch  andrerseits  den  Massstab 
der  Begrenzung  des  Autorrechtes  als  eines  singulären  Monopols 
in  sich  selbst  (s.  Abschn.  VL). 

Wir  haben  nur  Einen  nationalökonomischen  Schriftsteller  ge- 
funden, welcher  in  Ableitung  des  zeitweiligen  Autorschuzes  einen 
Accent  auf  die  Verkehrsnatur  der  Autorschöpfung  legt  Es  ist 
Proudhon^).  Er  anerkennt  das  Autorrecht  nicht  wegen  der 
besonderen  Natur  der  »geistigen  Erzeugnisse*,  sondern  weil  der 
»Tausch*  derselben,  weil  »die  Liquidation  der  Rechte  des  Autors* 
etwas  Besonderes  habe.  Den  richtig  herausgefühlten  Hauptpunkt 
analysirt  er  jedoch  nicht  näher ,  sondern  begnügt  sich  zu  sagen, 
der  Schriftsteller  tausche  nicht  „en  particuUer^,  sondern  „en 
ginäral  avec  le  fmbKc^  (p.  49),  er  müsse  desshalb  durch  ein 
r,priv%lhge  temporaire  de  venie^  bezahlt  werden.  Die  nähere 
Begründung  für  das  leztere  fehlt;  an  ihrer  Stelle  wird  sofort  eine 
Persiflage  des  »ewigen  Eigenthums*  durchgeführt  Ob  das  tem- 
poräre Monopol,  gelegentlich  (p.  1 10)  ndroü  ä  prioriti^  genannt, 
selbst  sechzig  Jahre  andaure,  ist  dem  Autor  der  »litterarisdien 

1)  1.  c  I,  g.  5  und  6. 
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Hajorate"  in  seinem  Eifer  gegen  das  ewige  geistige  Eigenthum 
gleichgiUig.  Offenbar  hat  Proadhon  die  dunkle  Vorscbwebung, 
dass  die  pnbiicistische  Art  des  Absazes  ein  Monopol  begründet; 
er  drückt  diess  aber  sehr  unklar  aus,  wenn  er  bemerkt,  die  Ver- 
öffentlichung sei  ein  Tausch  »mit  dem  Publikum*.  Auch  ein  ma- 
terielles Produkt  neuer  Art  wird  durch  Schaustellung,  seiner  I  d  e  e^ 
nach,  dem  Publikum  preisgegeben,  aber  die  ganze  Art  seines 
Absazes  Iftsst  dennoch  einen  grösseren  Spielraum  der  Ausbeutungs- 
priorität,  sie  lässt  nicht  so  einfach  die  überlegene  concurrirende 
Nachahmung  zu,  wie  es  bei  publicisUscben  Schrift-  und  Kunst- 
werken der  Fall  ist. 

Auch  gegen  die  juristische  Theorie  des  Autorrechtes  als  b  e- 
sonderen  Vermögensrechtes  ')  haben  wir  eine  Bemerkung 
zu  machen.  Das  Autorrecht  ist  ohne  Zweifel  als  ein  jelbststfin- 
diges  Vermögensrecht  nebea  dem  Eigenthumsrecht  anzusehen. 
Allein  als  Monopolrecht,  in  seinem  besonderen  Character,  ist  hie- 
mit  das  Autorrecht  noch  nicht  erklärt  Diese  Erklftrung  wird  auch 
nicht  gefördert,  wenn  man,  wie  Richter,  zwar  gegen  die 
juristische  Selbstberuhigung  bei  einem  »besonderen"  Vermögens- 
recht polemisirt,  dagegen  schon  im  Princip  des  »Schuzes  der 
geistigen  That*  überhaupt  den  Kern  des  Autorrechtes  ge- 
funden zu  haben  glaubt;  man  kommt  auch  hiemit  keinen  Schritt 
weiter.  Mit  dem  Einen  und  mit  dem  Andern  ist  noch  gar  kein 
positiver  Anhalt  zur  Erklärung  eines  singulären  Monopolrechtes 
gewonnen.  Der  Staat  »schüzt*  schon  durch  das  gewöhnliche 
Privatrecht,  durch  Eigenthums-  und  Obligationenrecht,  den  Lohn 
der  »geistigen  That",  welche  in  jedem  Produkte  steckt.  Erst  der 
Nachweis  einer  die  normale  Lohnfunction  des  freien  Verkehrs 
störebden  singulären  Verkehrsnatur  der  in  puUicistischem  Verkehr 
auftretenden  geistige^  That  begründet  für  diese  den  ausseror- 
dentlichen »Schuz  der  geistigen  That*  durch  Monopol, 
er  erklärt  erst  das  in  ausschliessender  Beherrschung  eines  Marktes 
liegende  besondere  Wesen  des  Autorrechtes  als  eines  »beson- 
deren* Vermögensrechtee. 

Richter  verfällt,  weil  er  nicht  die  singulare  Verkehrser- 


1)  Die  Lilteratiir  dieser  Theorie  s.  bei  W  Acht  er,  Verlagtrecht  94  f. 
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scfaeinung  der  Pobtikationen  der  BegrOndang  des  Aatorrecbts  z« 
Grunde  legt,  noch  des  Weiteren  in  starke  Irrtbümer.  Z.  B.  hin- 
sichtlich des  Zeitangsschuzes^)  mit  der  Meinung:  »Es  ist 
für  die  geistige  Arbeit  gleichgültig,  ob  sie  in  einer  fortlaufenden 
oder  der  Zeit  nach  getrennten,  also  periodiscben  Darstellung  er- 
scheint, ob  sie  sich  zu  einem  äusserlich  ganzen  und  einheitlichen 
gestaltet,  als  Buch,  Schrift  oder  als  Zeitung,  Artikel  u.  s.  w.  Es 
ist  darum .  gleichgQltig,  weil  diese  Aeosserung  der  geistigen  Arbeit 
nicht  durch  das  innere  Wesen  der  geistigen  Kraft  bestimmt,  son^ 
dem  durch  äussere  Elemente,  durch  die  Bedingungen  des 
Verkehrs  beeinflusst  und  diesen  sich  anpassend  nach  heute 
gebräuchlichen  Formaten  gestaltet  wurde,  h  diesen  Darstellungen 
ist  ebenfalls  ein  geistiges  Kapital  zur  Arbeit  verwendet  und  zur 
Verwerthung  gebracht.  Wp  gleiche  Kräfte  wirken,  können  nur 
gleiche  Erfolge  erzielt  werden.  Auf  das  mehr  oder  weniger  des 
innem  Werthes  kommt  es  so  wenig  an,  als  auf  die  grössere 
oder  geringere  Schönheit  ihrer  aussen  Gestaituig.  Nicht  die 
Art,  sondern  das  Wesen  miss  beweiseB.*" 

Was  Richter  hier  bemerkt,  erklärt  die  bekannte  abweichende 
Behandhmg  des  Zeitung^schuzes  nicht.  Weil  es  auf  die  natürliche 
Priorität  der  AusbeuUnig  des  Produktes  ankommt,  sind  ekie  «Zei- 
tung* und  ein  Buch,  sind  verschiedene  Arten  von  «ZeUw^s- 
artikeln*  selbst  in  sehr  verschiedenem  Masse  des  künstUchen 
Schuzes  der  Vergeltung  im  Mass  angemessener  Löhne  und  Lohn- 
renten  bedürftig.  Nicht  anf  die  »Ungleichartigkeit  der  wirkenden 
Kräfte*,  sondern  auf  die  Ungieichartigfceit  der  Vergeltungschancen, 
welche  verschiedene  publidstische  ProdiAte  im  ungeschüzten 
freien  Verkehr  haben,  kommt  es  bei  der  Schusabstufung  an. 
Nun  genügt  der  Scbaz  des  Qndlencilates  für  Zeitungen.  Man 
braucht  von  unserem  Standj^kt  zur  Erklärung  des  jezigen 
Rechtes  über  Zeitungsschuz  weder  mit  Wächter^)  anzunehmen, 
dass  hier  eine  »einstweilen*  praktisch  erträgliche  »principielle  In- 
konsequenz* vorliege,  noch  mit  Richter '3  die  exorbitaiUe  Be«^ 
hauptung  aufzustellen,  dass  bei  Zeitunge«  »die  ganze  Gestaltung 

1)  I.  c.  s.  107. 

2)  D.  V.  J.  Sehr.  1863,  1.  Heft,  p.  251. 

3)  I.  e.  S.  132  t 
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der  fieselbohtfk  gehöre*,  dass  »die  Artikel  durch  die  Gesammtheit 
geschafien  seiea  imd  derselben  ein  vollständiges  Gebrauchsrecht 
geben.*  Derartige  Ausbinflsmittel  zur  Verdeckung  unerklärbarer 
Thatsachen,  derartige  stüH  mortali  zur  Verständigung  mit  der  Ge- 
sezgebungspraxis  sind  bei  unserem  Standpunkt  entbehrlich.  Ob  wohl 
das  »ganze  PubUkum*  einen  6irardin*scben  Leitartikel  schafit?! 

Wir  waren,  bevor  wir  in  die  vorstehenden  kritischen  Exkurse 
uns  einKessen,  zu  dem  Ergebniss  gelangt:  Nur,  wo  die  publi- 
eis  tische  Verwerthong  Ton  litterarisch-artistischen  Produkten 
Bedingung  des  Lohn- und  Rentenbezuges  ist,  kann  von  Antorschuz 
die  Rede  sein. 

bt  er  nur  bei  pubKcistiscken  Werken  am  Plaze,  so  ist  er 
dafür  bei  allen  publicistischen  Schöpfungen  angezeigt.  Er  kommt 
desshalb  z.  B.  auch  bei  Aufführung  dramatischer  Werke  ohne 
Weiteres  in  Frage:  denn  pubKcistisch  vermittelt  ist  auch  die  Auf- 
fOhrung  dramatischer  Werke,  sofeme  aus  Einem  Druckwerke  an 
hundert  Orten  die  Aufführung  geschöpft  werden  kann  und  selbst 
wenige  Abschriften  für  NichtVerfasser  hinreichen,  das  dramatische 
Werk  binnen  kurzer  Zek  Ob^all  in  den  Verkehr  zu  bringen. 

Dagegen  fällt  der  Autorsckuz  überall  weg,  wo  nicht  durch 
einfoche  und  genaue  Vervielfältigung  im  Wege  des  Abdruckes 
und  der  mechanisch -chemisch -technischen  Nachbildung  ein 
ganz  gleiches  Produkt  von  gleicher  Qualität  um  geringere 
Kosten  hergestellt  werden  kann.  Man  schflzt,  wie  schon  be- 
merkt wurde,  nicht  den  Mimen,  nicht  den  Sänger,  soll  nicht  ein 
Gemälde  schüzen,  das  als  utUcum  für  sich  selbst  lohnenden  Ver- 
kehrswerth  erlangen  soH  und  dessen  unerlaubte  Copie  nicht  so 
sehr  wie  eine  pekuniäre  Vermögensverkürzung,  vielmehr  wie  eine 
Beeinträchtigung  des  persönlichen  Originalinteresses  des  Eigen- 
tbümers  sich  darstellt  Wohl  aber  werden  Bücher,  Stahlstiche, 
Notendrücke  u.  s.  w.  geschüzt,  welche  unmittelbar  nach  ihrem 
ttberalligen  Erscheinen  der  Nachahmung  zu  gleichen  oder 
sogar  geringerenKostenfähigsind.  Als  gemeinsame  natio- 
ntlökenomisebe  Grandlage  des  Autorschuzes  erweist  sich  die  That- 
sadie,  dass  bei  pubUcistischer  Verwertbung  der  Autorwerke  das 
ttbeiallige,  gleichzeitige  Auftreten  des  Werl»»  Anderen  die  Ver- 


Digitized  by 


Google 


346  D>^  ausschlieisendeii  „VerhAltnisae". 

vielfältigung  für  concurrirenden  Absaz  zu  gleichen  oder  zu  ge- 
ringeren Kosten  ermöglicht;  jenes  Zeitintervall,  in  welchem  sonst 
die  prioritätische  Ausbeutung  dem  Originalwerk  Kostenvergütung 
und  eine  etwa  verdiente  Rente  sichert,  verschwindet  hier  überall 
zu  früh.  Der  concurrirende  Verleger  hat  nicht  lange  zu  e3q[)eri- 
mentiren,  Kosten  für  die  Experimente  ausgugeben,  Arbeiter  neu 
zu  schulen,  überhaupt  nicht  Vorbereitungen  zu  treffen,  deren  Kosten 
und  Zeitverluste  dem  industriell-commerciellen  Autor  eine  »Vorhand* 
lassen ;  der  Nachdrucker  gebietet  vielmehr  über  einen  mechanisch- 
und  chemisch-technischen,  unmittelbar  schlagfertigen  Nachahmungs- 
apparat von  gleicher  Vollendung,  wie  derjenige  des  Originalver- 
legers ist. 

Zu  geringeren  Kosten  sogar  wird  die  Nachbildung 
möglich,  soferne  die  Bezahlung  der* geistigen  Arbeit,  welche  in 
dem  Verkehrsprodukt  verkörpert  wird,  für  Nachdrucker  und  Nach- 
bildner wegfällt;  die  natürlichen  Voraussezungen  der  Concunrenz 
sind  desshalb  zum  Nachtheil  der  Autoren  und  Originalverleger 
auf  den  Kopf  gestellt,  wofeme  nicht  das  Gemeinwesen  eine  aus- 
gleichende Einwirkung  übt. 

Das  Neue  an  originalen  Ideen,  in  Verbesserungen  und  Um- 
formungen, was  jedes  Jahr  der  Markt,  jedes  Halbjahr  die  Saison 
an  den  sogenannten  materiellen  Produkten  zur  Erscheinung 
bringt,  tritt  als  Element  der  Produktionskosten  relativ  zurück. 
Kostet  ein  Dessin,  ein  Muster,  eine  Stanze  auch  viel  herzustellen, 
sind  gleich  Experimente  und  Versuche  für  industrielle  Neuerungeii 
und  für  die  Auffindung  rentabler  neuer  Handelszweige  nicht 
wohlfeil,  so  bilden  doch  diese  Kosten  der  neuen  und  bessern  Idee 
in  den  Produkten  und  Waaren  meist  einen  sehr  kleinen  Bestand- 
theil  der  Gesammtkosten.  Sie  bilden  einen  Bestandtheil  der  Ge- 
neralkosten; die  Generalkosten  aber  weriden  auf  das  einzelne 
Produkt,  in  welchem  die  neue  Idee  verkörpert  wird,  desto  kleiner, 
je  grösser  die  Zahl  der  abgesezten  Stücke  wird.  In  der  gewöhn- 
lichen Industrie  ist  das  Neue,  die  nur  dem  Autor  und  Original-. 
Verleger  Kosten  verursachende  Verbesserung  ein  kleiner  Theil 
neben  dem  geistigen  Gemeinfond,  welcher  schon  als  freies  Ge- 
meingut durch  die  Kulturgeschichte  angesammelt  ist,  die  ninfini- 
iSiimalM  du  produit  individuell ^  wovon  Proudhon   spricht» 
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trifft  in  der  gewöhnlichen  Industrie  in  weit  höherem  Masse  zo, 
als  in  der  litterarisch-artistischen  Unternehmang,  deren  ganze  Auf- 
gabe die  vervielfältigende  äussere  Darstellung  einer  Originalidee 
ist;  die  Vergeltung  der  geistigen  Arbeit,  wenn  diese  überhaupt 
vergolten  wird,  macht  in  der  publicistischen  Hervorbringung  ver- 
hältnissmässig  grössere  Kosten,  und  diese  Kosten  bringen,  wofern 
die  Concurrenten  die  Frucht  derselben  ohne  längere  Priorität  des 
Originalverlegers  kostenlos  pflücken  können,  den  Originalverlegar 
in  eme  abnorm  ungünstige  Lage.  Eine  solche  Priorität,  wie  sie 
der  Cottonadendrucker  von  Hühlhausen  unmittelbar  und  während 
der  kurzen  Nachfragezeit  der  »ersten  Saison*  hat,  besizt  die  publi- 
cistische  Produktion  gerade  nicht;  es  dauert  oft  sehr  lange,  bis 
Verlagsartikel  ziehen,  und  wenn  sie  ziehen,  ist  die  Nachbildung 
fast  augenblicklich  mit  ihrer  Waare  auf  dem  Harkte. 

Freilich  hat  der  Originalverieger  stets  einigen  Voraus, 
und  bei  Massen  absaz  ist  dieser  so  bedeutend,  dass  er  fast  ge- 
nügend erscheinen  könnte,  das  geringe  Moment  der  auf  das  ein- 
zelne Exemplar  entfallenden  Honorarkosten  der  C!oncurrenz  gegen- 
über auszugleichen.  Wir  kommen  unten  auf  diese  Frage  zurück, 
welche  zugleich  die  Frage  früherer  oder  späterer  Entbehrlichkeit 
des  Autorschuzes  überhaupt  ist  Nach  heutigen  Verhältnissen  ist 
der  Voraus  des  Originalabsazes  im  freien  Verkehr  bei  vielen  Ver- 
lagsartikeln noch  nicht  genügend.  Viele  und  die  besten  Autoren 
feiern  nicht  ein  veni  vidi  vioi  auf  dem  Markte;  beginnen  sie 
einmal  zu  ziehen,  so  hätte  der  Nachdrucker  den  Voraus,  dass  die 
Honorar-  und  ersten  Zinsenkosten  des  Originalverlages  für  ihn 
wegfallen.  y^Lagrange^^  sagt  WrangelP),  .konnte  für  seine 
micanique  onafyHqMe  zuerst  keinen  Verleger  finden,  und  noch 
jezt  ist  es  durchschnittlicher  Grundsaz  des  Buchhandels,  die  Neuheit 
der  Ideen  als  ökonomisch  bedenklich  zu  perhorresciren.* 

Wir  haben  das  Autorrecht  als  vorläufig  unentbehriiches  künst- 
liches Surrogat  der  Distributivgerechtigkeit  des  freien  Verkehrs 
gegen   die    »Arbeit    und   das   Arbeitsverdienst* ')   angenommen. 


J)  1.  c.  p.  76. 

2)  „Nicht  allein  der  Schut  des  Eigenthums  itt  die  Aufgabe  des  Rechts- 
Zeitschr.  f.  StMtsw.  1867.  IL  Hen.  23 
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Zerglteddrn  wir  zmiäcbst  die  AoFgHbe  dieser  künsHichen  Einrichtttng 
der  austheilenden  Gerechtigkeit  noch  etwas  näher. 

Im  Allgemeinen  sprechen  die  Juristen,  welche  über  Urheber- 
recht und  Patentrecht  gesdirieben  haben,  von  Lohn  und  Vergeltung 
schlechthin.  Sie  scheiden  nicht  zwischen  der  Prämie  eines  Ejctrar- 
einkottimenfs  und  «Wischen  Sicherung  der  Kostendeckung  für  alle 
Elemente  der  lltterärischen  Produktion.  In  den  juristischen 
Theorieeti  des  Ui1id!)ei*recht6s  ist  bei  Rechtfertigung  des  Autoren- 
schuzes  ganz  im  Allgemeinen  von  der  Nolh wendigkeit  ver- 
m(ygän^echtlichen  Schnees  fdr  privatwirthschafUiche  Vermögens- 
interessen die  Bed6. 

So  wichtig  es  nun  Ist,  von  rechtlich  zu  schüzenden  Ver- 
mögensinteressen bei  dem  exceptionellen  Irtstitut  des  Urheberrechtes 
zu  reden,  so  ist  diess  doch  viel  zu  allgemein,  und  diese  Allge- 
meinheit der  Hotivirnng  der  Urheberrechte  verbaut  allen  Zugang 
zu  einer  rationellen  Begründung  der  Begrenzung  dieses  sin gulären 
Schuzes.  Unsererseits  ist  nun  ein  singuläres  Schuzbedttrfhiss 
mit  Immanenten  Grenzen  nachgewiesen  worden,  sofeme  den  wirklich 
verdienten  Autoren  sorort  derOeffentlichkeit  preiszugebender  Geistes- 
werke die  sonst  durch  die  freie  Rentenfanktion  geschaffene  Prämie 
sicherzustelleh  ist.  Unter  dem  Gesichtspunkt  einer  künstlich  an- 
zulegenden, ihrem  Wesen  nach  transltorischen  Rentenfunktion  ßkr 
die  wirklichen  »Urheber*  der  wirklich  »verdienten  Erzeugnisse* 
ist  der  Autorenschuz  als  smgutäres  Rechisinstitnt  bereits  gerecht- 
fertigt. 

Es  kommen  jedoch  zwei  Fragen  in  Betracht : 

einmal  ob  der  singulare  Grund  bei  allen  ölSfentlichen  Er- 
zeugnissen, welche  der  reinen  Vervielfältigung  für  den  Markt  flAig 
sind,  auch  wirklich  zutreffe, 

sodanti  ob  die  Sicherung  einer  möglichen  Rente  nicht 
zugleich  den  weiteren  Zweck: 


Staates,  sondern  auch  der  Scbos  der  Arbeit  ond  des  Arbeitsverdienstes*  — 
äusserte  mein  zu  fräh  verewigter  Freund  Johann  Georg  v.  Cotta, 
dessen  ich  nie  ohne  Gefühl  der  tiefsten  Verehrung  gedenken  kann,  schon 
•m  26.  Juni  1838  in  der  wfirtt.  Kammer  (vergl.  Wächter  S.  1).  —  In  der 
That  der  ^Schus  der  Arbeit  und  des  Arbeitsverdienstes^  ist  eben  dasselbe, 
was  wit  staatliche  Ergänzung  der  Lohn-  und  der  Lohnrentenfunktion  nennen. 


Digitized  by 


Google 


Dm  aoitcfalieAienden  „YerhAltiusM^  349 

der  Sichenmg  eine«  minrns^  nämlich  des  Betrages  der  noth- 
wendigsken  Kosten  für  die  geistige  Mitwirkung  bei  der  Produktion 
gegen  unentgeltliche  Mitausbeutung  des   geistigen  Arbeitslohnes 
dureh  Concorrenten, 
mit  zu  erfüllen  habe. 

Auf  beide  Fragen  ist  ans  gulenCStOnden  eine  Antwort  zu  er- 
langen. Sollte  sich  nämlich  hinsichtlich  der  e*r Bieten  heravsstellen, 
dass  viele  zur  Oefentliokkeit  bestimmte  Produkte  nicht  zu  den  mit 
Rentenschuz  zu  prämiirenden  Leistungen  geboren,  so  mttsste  ent- 
weder filr  sie  der  Autorschuz  wegralien  oder  es  mttsste  nachge- 
wiesen werden  können,   dass  seine  Ausdehnung  auf  <«ie  social- 
ökonomisch  unbedenklich  ist.     Und   sollte   sich  •ktnsiohtltch  der 
zweiten  Frage  ergeben,  dass  in  der  That  einzehie  Publikationen 
selbst  hinsichtlich  der  nothwendigen  Kostendeckung  für  die 
geistjge  Autorenarbeit  der  Ausheilung  unterliegen,  dass  auch  diese 
sodalökonomisch  schädliche  Ungerechtigkeit  in  der  nationalöko- 
nomischen Einkommensvertheilung  stattfinde,  so  würde  der  Autoren- 
schuz   auch  diese  Ungerechtigkeit   beseitigen,   welche  nach  der 
singuUüren  Verkehrsnatur  der  publicistischen  Gattung  privatwirth- 
schafUicher  Produkte   eintreten  würde.    Der  Autorenschuz  hätte 
eine  zweite  socialökonomische  Aufgabe.    Ob  sie  die  sekundäre 
neben  dem  künstliehen  Rentenschuz  oder  die  primäre  sei,   wäre 
dann  weiter  zu  entscheiden. 

Diesem  weiter  auftretenden  Fragenkenplex  begegnen  urir  mit 
folgender  Auseinandersezung. 

Es  giebt  allerdings  publicistische  Erzeugnisse ,  welche  -eines 
Lohn-  und  Lohnrentenschuzes  mütelst  ansschliessender  Absazrechte 
ganz  oder  theilweise  entbehren,  können, 

sei  es,  dass  in  ihnen  das  Verdienst  Oberhaupt  zurücktritt, 

sei  es,  dass  die  Erzeugung  durch  gemeinwirthschaftliche  Or- 
gane mit  dem  Zweck  möglichster  Verbreitung  erfolgt  (offizielle 
Gesezesblätter,  Publikationen  gelehrter  Gesellschaften), 

oder  weil  die  schrankenlose  Publikation  Zweck  des  Autors 
selbst  ist  (Nachdruck  von  Reden  in  parlamentarischen  Berichten), 

oder  weil  die  Priorität  weniger  Tage  und  die  Verpflichtung 
zum  Queileacilat  den  Autorschuz  ersezt  (Zeitungsnacbdruck). 

23* 
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In  diesen  und  äbnlichen  Fällen  ist  der  Aatorschuz  entweder 
nicht  begründet  oder  seine  möglichste  Beschränkung  geboten. 
Diese  Fälle  werden  weiter  unten  noch  einmal  zu  erwähnen  sein. 
Es  wird  sich  dabei  zeigen,  dass  hierin  der  Autorenschuz  durch 
einen  instinktiv  richtigen ,  dem  praktischen  Leben  nachgehenden 
Takt  der  meisten  Gesezgebungen  wirklich  beseitigt  oder  doch 
sehr  beschränkt  worden  ist 

Hiemit  ist  Eine  Seite  der  ersten  unter  den  oben  aufgewor- 
fenen Fragen  erledigt 

Es  giebt  aber  noch  andere  Produkte,  welche  selbst  ökonomisch, 
zu  schweigen  von  der  moralischen  Bedenklichkeit  ihrer  Förderung 
—  des  Reizmittels  künstlichen  Rentenschuzes  wohl  entbehren 
können,  für  welche  jener  Schuz  auch  unpraktisch  ist:  wir 
meinen  die  publicistischen  Hassenprodukte ,  die  Fabrikate  der 
Romanfabriken,  tausend  litterarisch-artistische  Erzeugnisse,  Schmie- 
rereien und  Pfuschereien,  womit  alljährlich  der  publicistische  Markt 
überfahrt  wird. 

Häufig  mögen  durch  Hassenabsaz  die  auf  eine  »an- 
stündige* Autorenhonorirung  aufgehenden  Generalkosten  so  ver- 
schwindend klein  auf  das  einzelne  Stück  der  OriginalvervieUftltigung 
sein,  dass  eine  künstliche  Nachhilfe,  selbst  zu  Gunsten  einer 
Rentenfunktion  fär  den  Autor,  geschweige  zu  Gunsten  der  Deckung 
der  nothwondigen  Unterhaltskosten,  beziehungsweise  Verlegeraus- 
gaben, fär  die  geistige  Arbeit  entbehrlich  sein  würde. 

Sodann  liegt  in  der  gerade  entgegengesezten  Richtung  ein 
natürlicher  Schuz  für  Rentenbezug,  jedenfalls  für  Deckung  des 
nothwendigen  Preises  der  geistigen  Arbeit,  da  vor,  wo  ein  Pro- 
dukt publioistischer  Art  nicht  ohne  grosses  Risico  von  einem 
zweiten  Verleger  in  den  Handel  gebracht  werden  könnte,  weil  es 
überhaupt  nur  geringen  Absaz  beanspruchen  kann.  Es  giebt 
solcher  Bücher  mit  relativ  hohen  Generalkosten  nicht  wenige. 
Auch  bei  Nachdrucksfreiheit  würden  sie  nicht  nachgedruckt  werden, 
und  sind  sie  früher  in  den  Raubstaaten  des  Nachdruckes  nicht 
nachgedruckt  worden,  —  ungefähr  aus  derselben  ökonomischen 
jBerechnung,  um  deren  willen  neben  Einer  Gaskompagnie  oder 
Eisenbahn  oder  Fahrpostuntemehmung  nicht  leicht  eine  zweite 
entsteht,  selbst  wenn  rechtlich  die  Conourrenz  statthaft  oder  eine 
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sweite  Concession  zo  erlangen  sein  würde.  Der  Antor  der  gegen- 
wttrtigen  Schrirt  über  die  »nationalökonomische  Theorie  der  aus- 
schliessenden  Absazverhältnisse*  ist  bei  aller  anbescheidenen 
Antormeinang  für  sein  Werk  überzeugt,  dass  diese  selbst  bei  bester 
Aufnahme  im  Eublikum  auch  ohne  Autorschuz  nicht  nachgedruckt 
werden  würde,  und  dass  der  Verleger  ihm  das  Honorar  ebenso  be- 
sahlen  könnte,  wie  jezt  unter  dem  Schuz  des  Urheberrechtes. 

Gldchwobl  wird  der  Autorenschuz  auch  auf  diese  Art  von 
Werken  ausgedehnt 

So  lange  in  ihnen  irgend  ein  des  künstlichen  Rentenschuzes  an 
sich  würdiger  geistiger  Gehalt  liegt,  ist  diese  Ausdehnung  legislativ 
gerechtfertigt,  weil  man  nie  vom  e4nzelnen  Werke  die 
Ueberfiüssigkeit  desSchuzes  voraus  behaupten  kann, 
obwohl  es  sicherlich  immer  solche  Werke  giebt,  für  die  er  ent- 
behrlich ist  Vom  scheinbar  geringsten  Verlagsartikel  lässt  sich  nicht 
bestimmt  voraussagen ,  ob  er  nicht  plözlich  »ziehen*  und  dann  von 
concurrirenden  Verlegern  aufgelegt  werden  würde;  in  lezterem 
Falle  würde  dem  Autor  und  dem  mit  dem  Autor  in  einem  jfCon" 
iraehii  aleae^  stehenden  Verleger  das  ihnen  gebührende  Renten- 
einkommen abhanden  kommen.  Andererseits  ist  in  der  Mehrzahl 
der  Falle,  in  denen  diese  mögliche  Eventualität  nachträglich  nicht 
eintritt,  der  künstliche  Schuz  des  Autorrechtes  für  die  Regel  auch 
nicht  bedenklich.  Die  einzig  denkbare  Gefahr,  Uebertheurung 
der  Geisteserzeugnisse,  ist  durch  das  Aufkommen  wohlfeilerer,  den 
Inhalt  des  ersten  Werkes  verändert  reproducirender  Goncurrenz- 
werke  abgehalten. 

Hiemit  wäre  die  zweite  Seite  der  erst  aufgeworfenen  Frage 
beantwortet  Bei  dieser  Beantwortung  ist  zugleich  nachgewiesen, 
dass  es  Werke  giebt,  welche  der  Kostendeckung  wegen  den  Au- 
torenschuz entbehren  können,  ihn  aber  dennoch  eingeräumt  er- 
halten, um  die  mögliche  Rentenergiebigkeit  einzelner  zu  sichern. 
Schon  desshalb  ist  unter  den  zwei  denkbaren  nationalökono- 
mischen Motiven,  demjenigen  der  Rente  und  demjenigen  des  ein- 
fachen Ersazes  der  Kosten  der  geistigen  Arbeit,  ersteres  das 
allgemeinere,  weiter  reichende  und  daher  primäre.  Für  Autoren 
und  Verleger  hat  eben  das  Urheberrecht  seinen  praktbchen  Haupt- 
werth  durch  den  Schuz  der  besonders  gesuchten  Werke ;  nur  ihre 
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»RentabHitftt*  ist  von  der  roeehanischen  Nachbildang'  bedroht  8I0 
sind,  was  sich  eben  ökonomisch  —  nicht  immer  moratiscb  —  am 
Absaz  ermessen  Iftsst,  die  rentewttrdigen  Werke. 

Brsteres  HotiT  ist  anch  das  etnaige,  welches  gemlss  dem 
transüorischen  Charakter  selbst  der  freien  Rentenfnnktion  mid  ge- 
mäss der  verseMedenen  Oradabsloriing  dea  Bedürftiisses  nach 
künstKcher  Rentfenbikkmg  bei  den  verschiedenen  Gattmigen 
geistiger  Ersottgniase  -^  eine  temporftrtf  DMer  nnd  eine  ratienelle 
Abstofung  der  temporären  Dauer  des  Aotorenschuzes  allgemein 
pechtferügi 

Erst  die  Sekondftre  ökonomische  Anfgabe  des  Aotorrechtea, 
•^  an  Sich  nur  bei  einem  Theil  demjenigen  Falle  zu  erflEkllen ,  in 
welehei»  die  freie  Rentenfbnktien  durch  lemporttre  ansschKessende 
Absazrecble  zu  ergttnzen.  ist,  —  besteht  in  der  gerechten  Sicherang 
mindestens  der  Kosten  der  geistigen  Arbeit  für  Autor  und  Original- 
verleger* Schnell  dorchsehhigende  Werke,  Schöpfungen  schon 
renommirter  Autoren,  Produkte  mit  bedeutenden  Auslagen  fttr 
Ejqm*imente  und  leicht  nachahmbrtre  Zeichnungen  werden  den 
Attlorenschuz  auch  wegen  dieses  zweitem,  von  selbst  tnnerbatb 
des  ersten  gebaitenen^  ökonomischen  Motives  verlangen. 

Der  Autorenschuz  rechtfertigt  und  begrenzt  sich  hienach 
nationalökoM^misck  in  erster Unie  als  künstlich  geschaf- 
fene Rentenfunktion.  Die  Lohnrente  besserer  Autoren 
und dieUnternekmarrente  des  Verlegers,  zwei  Vergeltungen, 
welche  nach  allgemeinen  Grundsflzen  ans  erfolgreichen  Werken 
in  Anspruch  genommen  werden  dürfen,  bilden,  und  zwar  für 
publicistisohe  Produkte,  den  Hauptgegenstand  eines  berech- 
tigten Autorschuzes ;  in  diesem  Sinne  konnte  der  leztere  von 
Anfang  an  m  dieser  Schrift  auf  die  Rententheorie  zurückgef&hrt 
werden,  und  er  wird  —  so  lange  er  als  berechtigt  erscheinen 
wird  und  in  dem  Haasse  als  er  jederzeit  für  berechtigt  gelten 
wird  —  hauptsächlich  auf  die  Rentenfunktion,  nur  theilweise  auf 
die  Funktion  gewöhnlichen  Lohnes  und  Verlagsgewinnes,  zurück- 
zuführen sein. 

Mit  dieser  Auffassung  stimmt  auch  die  schlichte  Weisheit 
der  praktischen  Gesezgebung  überein.  Seit  der  Königin  Anna 
und  Georg  U.  hat  man  die  .Ermunterung  von  Kunst  und  Wissen^' 
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Schaft,*  ak  gesexgebarifofaen  Beweggrund  ftr  die  SciNiSattg  TOft 
AoUHrrecbtea  angegeben.  Die  »Aufmimlerung''  der  Produktion 
liegt  sonst  im  freien  Renteneinkomtnen,  wie  in  Abschnitt  IV  nach- 
gewiesen ist;  sie  liegt  Qir  pubbcisliscb*  Produkte  i»  der  künst- 
lichen Brmöglichung  einer  »Autoirreiile''  durch  Monopolschuz  ^). 

Die  Nothweodigkeit  eines  künstUcben  Surrogates  der  Lohn-, 
namenllich  aber  der  LohnreotenTunktioA  flir  d\ß  Hervorhriogung 
publicistisch  zu  verwerthender  Schrift-  und  Kunstwerke  ist  zwar 
das  Ergebniss  der  so  eben  geflibrlen  Untersuchungen.  Diese  Unter- 
suchungen ergaben  aber  auch»  dass  nicht  für  alle  pubücistischea 
Erzeugnisse  Monopolschuz  aötbig  sein  würde.  Desshalb  wrd  der 
Autorschuz,  insbesondere  was  die  Frist  betrifft»  immerhin  tis  eine 
in  restrictivem  Geist  zu  bestellende  Einrichtung  anzusehen  sein. 

Es  ist  übrigens  eine  viel  weiter  gehende  Huthmassung 
denkbar:  Die  der  Kunsthilfe  des  Autorschozes  bedttrCtigen  Werke 
konnten  allmilig  im  litterarisch-artiatischen  Verkehr  so  sehr  zu- 
rücktreten, dass  der  Gesezgeher,  wie  der  rümische  praetor  m- 
nima  höh  curans  sie  vernachlässigen  dürfte,  zumal  wenn  Staats- 
und Stiftungsfonds ,  öffentliche  Subskripttonen  u.  s.  w.  mehr  und 
mehr  auch  dem  eventuell  kleinen  Best  schuzbedürftiger  Schrift- 
und  Kunstwerke  Ersaz  bieten  würden.  ^X    Mit  andern  Worten : 

Bei  weiterer  Entwicklung  der  Bildung  könnten 
überwiegende  Gründe  für  die  Wiederbeseitigung 
auch  des  Autorrechtes,  dieses  Monopols  modern- 
ster Entstehung  und  Ausbreitung,  sprechen 

Untersuchen  wir  desshatb  die  Voraussezungen  möglicher  Eü»- 
schrftnkung  oder  gar  Beseitigung  dos  Antorschuzes  noch  etwas 
näher.  Diese  weitere  Untersuchung  bildet  einen  natürlichen  Ueber- 

1)  Geahnt  ist  die  kflastliche  Aotorrente  nur  von  K.  S.  Zachariä, 
40  BB.  VII,  62,  der  Gedanke  ist  jedoch  yon  ihm  nicht  weiter  f&r  die  Nach- 
dracksfrage  verwerthet  worden. 

2)  Ein  frei  wirkendes  Moment  an  Gnaaten  des  Antora  und  Orifinslver- 
legers  bliebe  die  Besorgung  weiterer  Auflagen  durch  den 
Autor ;  jede  weitere  Auflage  würde  alte  Nachdrücke  bedrohen,  das  Produkt 
des  Origi naiver] ages  w&re  stets  das  gesuchteste  und  bei  Massenabsas  des 
Originals  bliebe  sogar  eine  fortlaufende  gute  Honorirung  des  Autors 
niA^Mi. 
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gang  za  der  Besprechung  der  Zeit-  und  Ranmgrenzen  des  AoUir^ 
monopolschoses,  —  einer  Besprechung ,  welche  unsere  nächste 
Aufgabe  sein  wird. 

Wir  gehen  hiebe!  vito  den  Säzen  aus:  Je  geringer  der  An- 
theii  der  geistigen  Arbeit  an  den  Kosten  des  litterarisch-artistischen 
Verkehrsgutes  ist^  je  weniger  daher  ein  zu  hohem  Lohn  und  za 
hoher  Lohnrente  berechtigender  geistiger  Gehalt  in  demselben 
stecltt,  je  mehr  sich  die  Kosten  auch  eines  bedeutenden  geistigen 
Gehaltes  durch  Grösse  der  Auflage  zu  einem  verschwin- 
denden Theil  des  Stückpreises'  der  publicistischen  Produkte  ge- 
stalten/ desto  eher  kann  der  Autorschuz  entbehrt  oder  wenig- 
stens beschrfinkt  Werdern  Uiess  kommt  hauptsächlich  beim 
Schuz  der  Uebersezongen  als  solcher,  beim  Schuz  der  Zeitungen  — 
bei  lezteren  neben  der  Bedeutung  der  Tages  priori  tat  und  neben 
der  Reclamenwirkung  des  Quellencitates  —  als  einschrinkendes 
Moment  für  das  Schuzmass  in  Betracht. 

BeiHassenabsaz  vertheilen  sich  die  Kosten  der  AbAissung 
des  geistigen  Inhalts  und  der  Originalkunstschöpfung  ungemein. 
Derjenige  Antheil  derselben,  welcher  auf  das  Stück  Allt,  könnte 
sogar  so  klein  werden,  dass  er  in  Betfug  auf  die  Concurrenzgefabr 
der  Nachdrucker  und  der  Nachbildner  vernachlässigt  werden  könnte, 
was  zum  Verzicht  auf  den  Autorenschuz  an  solchen  Werken  hin* 
fUnren  würde. 

r  Die  Entbehrlichkeit  des  Autorschuzes  legt  sich  als  eme  mög- 
liehe JSventualiNK  desshalb  nahe,  weil  beim  Zurücktreten  des  für 
den  Nachdruck  wegfallenden  Autorhonorars  die  Originalauflage 
anderweitigen  natüriichen  Schuz  besizt  Wenn  nämlich  dem  Nach- 
drucker und  Nachbildner  nicht  bedeutender  Vortheil  durch  das  Weg- 
fallen eines  relativ  bedeutenden  Kostenbestandtheils  winkt,  so 
wird  sich  derselbe  durch  das  erhebliche  Risiko  abschre- 
cken lassen,  welches  getragen  werden  muss,  wenn  ein  schon 
im  Handel  befindliches  publicistisches  Erzeugniss  von  einem  zweiten 
Verleger  auf  den  Markt  geworfen  wird.  Der  erste  Verleger, 
welpher doch  immerhin  eine  kurze  Zeit  voraus  hat,  kann  schon ' 
hinlänglich  gewonnen  haben,  um  dem  concurrirenden  Nachdrucker 
gegenüber  den  Rest  der  Originalauflage  bedeutend  im  Preise  her- 
abzusezen.    Auch  hat  die  Originalauflage  regelmässig  den  höheren 
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Gebraoehswertb.  Die  Verlagscöncnrrenz  an  demselben  Wetke 
begegnet  Ähnlichen  Schranken,  wie  die  Erricbtong  vonConcorrenz* 
bahnen. 

Bin  grosser  Markl  für  Litteralnr-  nnd  Kunstprodnkte  ist  nun 
dorcb  e^ine  weite  Verbreitung  der  Volksbildnng  be* 
dingt  Je  hdber  ein  Volk  in  dieser  Beziehnng  sich  entwickelt, 
fittr  desto  mehrere  Litterator-  nnd  Knnsterzeugnisse  wttrde  sich 
die  Annahme  rechtfertigen,  dass  den  Originalyerlegem  and  Au- 
toren ohne  die  kttnstüche  Binrichtnng  des  Autorenschuzes  das 
verdiente  Lohn-,  Gewinn-  und  Renteneinkommen  zofalle.  Man 
könnte  sogar  daran  denken,  das  Mass  des  Autorenschozes  im  um- 
gekehrten VerhiHniss  der  in  einem  ersten  Verlagsstadium  abge- 
sesten  Bxemplare  anzulegen,  wenn  diess  praktisch  ausführbar 
wftre.  In  der  That  glauben  wir,  dass  je  grössere  Verbreitung  die 
Volksbildung  gewinnt,  desto  mehr  an  der  Ausdehnung  und  Strenge 
des  Autorenschuzes  nachzulassen  sei. 

In  dieser  Beziehung  sind  zu  keiner  Zeit  alle  Völker  gleich, 
und  mir  scheint  es  —  selbst  auf  die  Gefahr,  von  Richter  und 
Andern  in  die  Verdammniss  der  amerikanischen  Press- »Flibustter* 
mit  hineingeworfen  zu  werden  —  unleugbar  zu  sein,  dass  Carey 
von  einigermasseu  gesunden  ökonomischen  Erwägungen  ausging, 
als  er  den  amerikanischen  Büchermarkt,  dessen  Bedeutung  auf  der 
Ausdehnung  des  Volksschul-  und  Zeitungswceens  beruht,  weit  Ober 
den  englischen  stellte,  wenn  er  daraus  ableitete,  dass  aus  einem 
englisch-amerikanischen  Schuzvertag  der  Spfaohgkichbeit  wegen 
die  Engländer  den  weit  aberwiegenden  Vortheil  ziehen  würden, 
wenn  er  endlich  mit  diesen  Erwägungen  die  amerikanische  Anti- 
pathie gegen  internationalen  Verlagsschuz  mittelbar  vertheidigt 

Die  Hittheilungen ,  welche  Carey  aus  eigener  Erfahrung 
machen  kann,  er  war  eine  Zeit  lang  Buchhändler,  sind  fUr  die 
hier  angeregte  Seite  der  nationalökonomischen  Beurtheilung  un- 
seres Gegenstandes  von  grossem  Interesse.  Der  geistreiche  ameri- 
kanische Oekonomist  sagt  von  der  englischen  Bücherpro- 
duktion bei  kleinem  aristokratischem  Leserkreis  (Brief  4  und  5): 
»Die  ersteh  Auflagen  sind  gewöhnlich  klein  und  wenige  Bücher 
erieb^n  eine  zweite  Auflage.  So  populär  Kapitän  Marryat  war, 
beliefta  sich  die  ersten  Auflagen  seiner  Bücher,  wie  er  mir  selbM' 
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■iMheüte,  eine  Zeit  lang  rnnr  tuf  1500  ExerajAire  md 
mals  BicU  aber  2000  gestiegen.    Von  Bnbrer's  NoveÜHi,  ih  9a 
allgemein  beliebt  waren ,  betrog  die  erste  Auflage  nie  mehr  ab 
2500  Exemplare ;  and  ebenso  war  md  ist  es  noch  nü  Andren. 
Troz  aller  Popolaritai  Thaekeray's  worden  von  allen  seinen  Bft« 
ehern  doch  selten  iher  6000  fttr  den  Bedarf  von  dreissig  Millio* 
nen  Menschen  verkaufL  Zuweilen  gelingt  es  wohl  eiaett  eiMelnea 
Schriflstellen  die  Anfmerksamkeit  des  Pnblikttns  ra  feasehi  nad 
ein  Vermögen   su  erworben  —  nkht  aber  dvcb  den  Verkaof 
grosser  Quantitätea  so  «edrigen  Preisen^  sondern  durch  massige 
Quantitäten  bu  hohen  Preisen.    Das  bedenlendslo  Beispiel  dieser 
Art  in  England  bietet  jezt  Dickens,   der  fbr  zwanzig  Shilliiqfe 
ein  Buch  verkauft,  dessen  Herstellung  ungefiAr  vier  SUling  seobn 
Pence  kostet,  und  der  zugleich  seinen  Arbeitsgenossen  auf  da» 
Felde  der  Litteratur  einen  ungeheuren  Preis  berechnet  fttr  das 
Privilegium,  seinen  Bänden  die  Aueigeo  ihrer  Werke  ananheften^ 
Sein  lezter  Roman  .Bleak  House*,   der  in  moaatilchM  Nununem 
erschien,  hatte  in  dieser  Form  eine  so  weite  Verbreitung,  dasa 
er  ein  werthvolles  Vehikel  für  Annoncen  wurde,  so  dass  vor  dem 
Schhisse  desselben  die  wenigen  Seiten   der  Erzählung  ginzlich 
zwischen  den  Bogen  von  Annoncen  verschwanden,  die  daran  ge* 
heftet  waren.    Der  niedrigste  Preis  fttar  eine  solche  Anzeige  war 
1  Pfd.  St  und  viele  wurden  sogar  mit  5  und  6  Pfd.  St  bezahlt 
Damach  hat  die  Annakaie   nichts  Unwahrscheinliches,  dass  der 
Verfasser  ausser  der  Summe,  die  er  Ar  die  BrzäUung  selbst  er- 
hielt, noch  einige  15,000  Pfund  durch  seine  Anzeigebogen  ge- 
wann.   Die  Household  Words  werfen  ein  Einkommen  von  unge- 
fähr 4000  Pfd.  St  ah,  obwohl  Dickens,  der  me  ganz  in  die  Binde 
eines  Mitredakteurs  gegeben  hat,  nichts  damit  zu  thun  hat,  ab 
dass  er  jede  Woche  einen  Artikel  liefert    Bless  durch  seine  Ta- 
lente hat  er  sich  von  der  Stellung  eines  ZeMungsreporters  zu  der 
eines  litterarischen  Krösus  emporgeschwungen. 

»FOr  die  eine  Klasse  in  England  sind  die  Bücher  ein  uner- 
schwinglicher Luxusartikel,  während  bei  der  anderen  der  Mangel 
an  Müsse  das  Verlangen,  Bücher  zu  kanten,  nicht  wachsen  lässt 
Der  Verkauf  derselben  ist  desshalb  gering,  und  die  Schriftsteller 
werden  demgemäss  schlecht  besahlt    Einen  starken  Kontrast  mit 
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denr  Verkauf  deF-engKochen  Bficher  im  Inlande  bildet  der  bedea- 
tende  Absaz,  welchen  sie  hier  in  An'erika  inden,  wie  diesa 
aus  den  folgenden  Thatsacfaen  erhellt:  Yen  der  (tttavaasgabe  der 
Hodem  Britidi  Esaayiats  wurden  hi  CQnf  Jahren  nicht  weniger  als 
80,000  Bände  verkaafL  Von  Macanlay's  Miscellanies ,  3  Bönde 
12^  worden  60,000  Bände  aßgesezt.  Von  Miss  Agoilar's  Schriften 
worden  in  zwei  Jahren^  lOO^OQO  Bände  verlLaofi.  Von  Murray's 
Alcyefopedia  ef  Geography  wurden  mehr  als  50,000  ond  von 
McCoIloch's  Commerciaf  iNctionarr  worden  10.000  Bände  abge- 
sezt  Von  Alexander  Smith's  Gedichlen  worden  in  wenigen 
Monaten  10,000  Exeinplore  Terbaoft.  Der  Absaz  von  Thackeray*8 
Werken  war  hier  viermal  so  stark,  wie  in  Eagland,  luid  von 
Dickens'  Werken  wordtn  fiulMillioDen  voa  Biimiem  verkaoft.  Der 
Abeaz  seines  Bleak  Hoose  in  allea  seinen  verschiedenen  Formen 
—  in  Zeitongen ,  MonalischriftM  ond  Büchern  —  ist  schon  aof 
mehrere  hondarttaosend  Exemphn-e  gestiegen.  Von  Bolwer's  leztem 
Roman  worden,  wie  ich  höre,  seit  seiner  VoHendong  mehr  als 
35,000  Exemplare  verkauft.  Von  TWmy's  Gedichten  des  Gonsu- 
lals  worden  32,000  ond  von  Montago's  Ausgabe  der  Werke  Lord 
Baeon*s  wurden  4000  Exemplare  abgeaezt.  Wenn  der  Absaz  der 
Bfkcher  in  England  gleich  stark  wäre,  wie  hier,  so  wOrden  also 
die  englischen  Schriftsteller  reichlich  bezahlt  werden.  Der  Absaz 
amerikanischer  Originalwerke,  welche  so  den  naehge- 
drockten  etwa  im  Verhältniss  von  5  :  2  atohen,  geatalttt  sich  nach 
Gare  y's  angeblich  aof  beste  Qoelen  gesMzten  Mittheilongen,  wie 
folgt: 

»Mit  Aosnahme  der  ScholbQcher  sind  Washington  Irvings 
Bficher  die  verbreitetsten.  Vor  dem  Erscheinen  der  von  Potnam 
verlegten  Aosgabe  belief  sich  der  Absaz  schon  aof  mehrere  hondert- 
taosend  Exemplare,  ond  doch  wurden  von  dieser  Aoflage,  die 
1^4  Ddlar  per  Band  kostet,  bereits  144,000  Bände  verkaoft  Der 
Absaz  von  »Uncle  Tom"  betrag  295,000  Exemplare,  theils  in 
einem,  theils  in  zwei  Bänden,  ond  die  Gesammtzahl  der  abge- 
sesten  Bände  beträgt  wahrscheinlich  mgeflihr  450,000. 
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Preis  per  Band. 
»Von  den  zwei  Werken  der  Miss  Warner, 
»Qneecby«  and  .Tbe  wide,  wide  Worid" 
waren  der  Preis  nnd  der  Absaz        .    .  DolL   0,88 
»Fem  Leaves*  von  Fanny  Fem  in  aecbs 

Monaten \    .    •    „      1,25 

Revenes  of  a  Bachelor  und  andere  Bücher 

von  Ike  Marvel „      1,25 

Alderbrook  von  Fanny  Forester,  3  Bände  „  60 
Northap*s  Twelfe  Years  a  Slave  .  ,  .  „  1,00 
Novellen  von .  Mrs.  Henlz ,  in  drei  Jahren  „  63 
Major  Jones's  Coartsfaip  and  Travels  •  •  t^  50 
Salad  for  the  Sotttary,  by  a  new  anthor,  in 

fünf  Monaten „      1,25 

Headley's  Napoleon  and  his  Marshals,  Was- 
hington and  his  Generals  n.  a.  Werke         „      1,25 
Stephens's  Travels  in  Egypt  and  Greece    ,    „         87 
»  »11    Yncatan  and  Gentral- 

America „      2,50 

Kendairs  Expedition  to  Santa  Fe      .    .    •    „  ^    1,25 

Lynch*s  Expedition  to  the  Dead  Sea  8^     „      3,00 

»  9  •      »         •         »  12"*     „       1,25 

Westem  Scenes    .    • ^    •    99      2,50 

Yoang's  Science  of  Government  .  .  .  „  1,00 
Seward*s  Life  of  John  Qoincy  Adams  .  .  „  1,00 
Frost  s  Pictorial  History  of  the  World,  drei 

Bfinde „      2,50 

Spark's  American  Biography,  25  Bde.    .    •    „         75 
Bncyclopaedia  Americana,  14  Bde.    .    .    .    „      2,00 
Griswold's  Poets  and  Prose  Writers  of  Ame- 
rica, 3  Bande „      3,00 

Baraes's  Notes  on  the  Gospels,  Epistles  etc.* 

11  Bände 

Aiken's  Christian  Minstrel,  in  2  Jahren 
Alexander  on  the  Psalms,  3  Bände 
Buist's  Flower  Garden  Directory       .    . 
Cole  on  Frait  Trees 


Bände. 

104,000 

45,000 

70,000 
33,000 
20,000 
98,000 
31,000 

5,000 

200,000 
80,000 

60,000 
40,000 
15,000 
8,000 
14,000 
12,000 
30,000 

60,000 
100,000 
280,000 

21,000 


„         75 

300,000 

62 

40,000 

»      1,17 

10,000 

„      1,25 

10,000 

»         50 

18,000 
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Preis  per  Band. 
DolL       50 
„       1,50 


Bftnde. 

34,000 

15,000 

3,000 

9,000 

6,250 

3,500 

7,500 

96,000 

6,0Qp 

60,000 

50,000 

4,000 


Cole  Diseases  of  Domeslic  Animals 
Downing's  Fniits  and  Froits  Trees    . 

„  Rural  Essays      ,.....„      3,50 

„  Landscape  Gardening       .    .    .    „      3,50 

„  Collage  Residences      .    •    •    .    „      2,00 

„  Country  Homes       ,..,.„      4,00 

Mahan's  Civil  Engineering  •.....„      3,00 

Leslie's  Cookery  and  Receipl  books      •    •    „      1,00 

Guyors  Ledures  on  Earth  and  Man     .    .    „      1,00 

Wood  and  Bache*s  Hedical  Dispensalory    .    „      5,00 

Dnnglison*s  Medical  Wrilings,  10  Bde.       .    „      2,50 

Fancoasl's  Sargwy,  4'* •    •    w    10,00 

Rayer,  Ricord  und  Moreaa's  Surgical  Works 

(Ueberseznngen) „     15,00        5,500 

Websler's  Works,  6  Bände „      2,00      46,800 

Kenl*s  Commenlaries,  4  Bände „      3,38      84,000 

»Nächst  dem  Werke  des  Kanders  Kenl  folgl  Greenleaf  on  Evi- 
dence,  3  Bände,  DolL  16.  50,  der  einen  ausserordentlichen  Absaz 
fand,  dessen  Höhe  ich  übrigens  nicht  bestimmen  kann.  Von  Black* 
ford's  General  Statutes  of  New-Yoii[,  einer  Schrift  von  rein  lokaler 
Bedeutung,  —  Preis  4.  50  —  wurden  3000  Exemplare  abgesezt; 
diess  kommt  einem  Absaz  von  30,000  Exemplaren  eines  Werkes 
ftir  ganz  Grossbritannien  so  ziemlich  gleich.  Wie  stari[  der  Absaz 
der  Bücher  des  Richters  Story  ist,  lässt  sich  schon  aus  der  Thal- 
Sache  ermessen,  dass  das  Verlagsrecht  derselben  schon  seit  Jahren 
über  8000  Dollar  per  Jahr  einträgt  lieber  den  Absaz  der  Werke 
Frescott's  ist  wenig  Sicheres  bekannt;  allein  er  muss,  wie  ich 
höre,  wenigstens  160,000  Bände  betragen.  Der  Absaz  von  Bau* 
croft's  Geschichte  ist  sicher  schon  auf  30,000  Exemplare  ge* 
stiegen,  nach  Anderen  soll  er  sich  noch  höher  belaufen;  und 
selbst  dieser  Absaz  ist  fhr  ein  solches  Werk  ganz  beispiellos.* 

Aus  vorstehenden  Mittheilungen  Carey's  lassen  sich  ver- 
schiedene wichtige  Bemerkungen  ableiten.  Einmal  zeigt  sich  die 
grosse  Bedeutung,  welche  der  Büchermarkt  in  einem  demokratisch- 
decentralisirten  Gemeinwesen  von  ausgebreiteter  Schulbildung 
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hat^);  Gare y  hat  diese  Thatsacbe  freilich  nur  zum  Angriff  auf 
internationalen  Schoz  zwl^hen  ifleidupraehigen  LMdeni  benofge* 
hoben.  Es  treten  noch  andere  wichtige  Brsdmnongen  ans  seiner 
Polemik  hervor,  namentlich  die  Vernrinderaiig  des  Bficherpreises 
bei  grossen  Auflagen,  beziehungsvmse  bei  weit  verbreiteter  Bil- 
dung. In  lezterer  Beziehung  giebt  Carey  eine  weitere  interes- 
sante Vergleichung :  „Man  wirft,  .sagt  «r  im  6.  ßrid^  häufig  die 
Frage  auf:  Welchen  Unterschied  macht  «s  ifftr  die [Einwehaer  an^ 
seres  Landes,  ob  sie  dem  eagtiBdhQn  SohrifMelter  ftfr  das  Ver* 
gQügen,  das  ihnen  die  LectOre  seines  BtidieB  versckaffi,  eiit%e 
Cents  bezahlen  oder  nicht?  2o  diesen  Zwecke  gebe  ich  eine 
vergleichende  Uebersicht  *)  der  Preise  vwi  eni^isdMB  and  araeri« 
kanischen  Ausgaben  einiger  weniger  BOchar,  die  jn  den  leiten 
paar  Jahren  erschienen  «id: 


Brande's  Encyclopedia  .... 
Ure*s  Dictionary  of  Manufactures 
AUson's  Burope,  billigste  Ausgabe 
D'Aubignä*s  Reformation  . 
Bulwer*s  „My  Novel"  .  . 
Lord  Hahon's  England  .  .  < 
Macaulay's  England  pr.  Band 
Campbeirs  Chief  Jostices  . 
„  Lord  ChanceH(HV 

Queens  of  England,  8  Bände 
Queens  of  Scotland  . 
Hallani's  Middle  Ages 
Amold's  RoBse     .    . 
Life  of  John  Fester 
LayardV  Niniveh,  vollst. 
Urs.  Somnderville's  Physioal  Sciences 
Wheweirs  Elements  of  Morality    . 


Ausgabe 


ngUscher  PraiB 

amerfk.  Pr. 

DoL         1&,(K) 

4,00 

15,00 

5,00 

26,00 

6,00 

11,50.1,00.1,76 

2,25 

10,50 

0,75 

18,00 

4,00 

4,50 

0,40 

.   7,60 

3,50 

£5,50 

12,00 

24^00 

10,00 

15,00 

6,00 

7,60 

1,75 

13^ 

3,00 

6,00 

l,2d 

9,00 

1,75 

2,50 

0,50 

7,50 

1,00 

1)  Nach  dem  H  i  n  r  i  c  h  s'schen  Katalog  war  1861  die  Zahl  der  er- 
schienenen Druckschriften,  Zeilungen  und  Anzeigehlitter  im  mehr  decen- 
tralisirten  Deutschland  9398,  in  Frankreich  nur  5141  (D.  V.J.  Sehr. 
1863,  1.  Heft.)* 

2)  Einem  Artikel  der  New.vork  Daily  Timea  entnommen. 
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engüscber  Preis,      armerik.  Pn 
Nfpier's  PeninsBlar  War    .    .    .     DotL        12,00         8,25 
Thirlwairs  <CSre6ce ,  billigste  Ausg.  7,00         a,00 

Diek*s  Practical  AsUtmomer    .    .  2,50         •0,50 

Jane  Byre       7,50         0,25 

•Der  Untenscbied  2Wiscliefi  dem  V^kaaf^eis  in  London  and 
Newyork  beirftgl,  wie  wir  Mhen,  bei  dem  ersten  Bach  in  dieser 
Liste  mcht  weniger  als  elf  Dollar  oder  faist  dreimal  so  viel  wie 
der  ganse  Preis  der  amerikanisehen  Aasgabe.  Weteber  Ursache 
mftssen  Wir  diesen  avsserordentlichen  Unterschied  zuschreiben? 
Etwa  einem  höheren  Preise  des  Papiers  oder  des  Druckes  in 
London  ?  <}ewiss  nk^ht,  denn  das  Papier  and  die  Druckarbeit  sind 
dort  billiger  als  hier.  Liegt  es  denn  vielleiebt  in  der  Nothwendig^ 
keit,  dem  Verfasser  ein  hohes  Honorar  zo  Kahlen  ?  Gewiss  nicht ; 
denn  in  unserem  Lande  finden  sich  wohl  fttnbig  Männer,  die 
ebenso  fähig  sind,  ein  solches  Werk  su  verfisissen  wie  Herr  Brande, 
und  die  diess  gerne  für  einen  Dollars  per  Exemplar  thun  worden, 
da  sich  berechnen  htost,  dass  sie  durch  einen  starken  Absaz 
reichlteh  bezahlt  würden.  Da  der  Bücherabsaz  in  England  nicht 
bedeutend  ist,  so  würde  man  ihm  zwei  DoHar  für  den  Band  be^ 
willigen  müssen ;  allein  auch  dann  blieben  immer  noch  neun  Dollar, 
Über  tue  man  Rechnung  zn  stellen  hlitte.  Wem  ftUt  dieses  Geld 
zu?  Theilweise  dem  Schazkanzler,  theilweise  der  Times  und  an« 
deren  Zeitungen,  die  Monopolpreise  für  das  Anzeigen  von 
Büchern  berechnen,  und  der  Rest  fMit  den  Buchhändlern  zu,  die 
»Verlagsrechte  besizen''  and  »ihre  Bücher  eu  so  übermässigen 
Preisen*  verkaufen,  dass  sie  die  Regierung  in  den  Bnchhandel 
(Schulbüchervertragf)  getrieben  haben,  um  die  Preise  herabzu- 
drücken;  und  diess  sind  gerade  die  Männer,  weichen  man  jezt 
eine  unbeschränkte  Controie  über  alle  im  Aaslande  producirten 
Bücher  einzuräumen  vorscUägt* 

Angenommen ,  die  hier  von  Carey  genannten  Werke  haben 
sämmtlich  als  honorarfreie  Nachdrucke  einen  niedrigen  ameri- 
kanischen Preis,  so  lässt  sich  doch  nicht  der  ganze  Preisunterschied 
auf  den  Wegfall  des  Honorars  und  auf  etwaige  schlechtere  Aus- 
stattung zurflcknihren.  Man  wird  vielmehr  genöthigt,  anzunehmen : 
eiitmal,  dass  das  Monopol  des  Autorrechtes  zu  exorbitanten  Preisen 
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im  blossen  Verlegerinteresse  gegen  das  Pablikum  benflzt  werd^ 
zweitens,  dass  die  Emiedrigang  der  Generalkosten  bei  der  Grösse 
des  amerikanischen  Büchermarktes  die  Preiserniedrigimg  bewirke. 
Welchen  Antheil  aber  auch  im  Einzelnen  die  verschiedenen  denk- 
baren Ursachen  jenes  Preisonterschiedes  haben  mögen,  folgende 
Gedanken  werden  darch  den  lezteren  sehr  nahe  gelegt: 

1)  Allgemeine  Volksbildung  erzeugt  niedrige  BOcherpreise 
und  macht,  beim  relativen  Zurücktreten  der  OriginalseparatkosleB 
innerhalb  des  Stückpreises,  die  Befriedigung  der  gerechten  Autor- 
und Verlegeransprüche  für  spätere  Zeit  auch  ohne  künstliche  Ab- 
sazkrücken  denkbar,  —  vielleicht  kommt  die  Zeit  nicht  zu  spät» 
in  welcher  gegen  die  kaum  geschaflTenen  Autorrechtsmonopole  eiae 
Bewegung,  wie  die  jezige  gegen  die  Patente,  sich  erhebt; 

2)  das  Autormonopol  von  42  Jahren  zeigt  in  England 
in  hohem  Grad  den  Schaden  des  Monopols :  hohe  Preise  bei  kleiner 
Auflage  mit  relativ  hohen  Generalkosten.  —  Die  baldigste  Be- 
schränkung des  Monopols  in  einem  Masse,  welches  mit  den  legi- 
timen Ansprüchen  der  Autoren  und  Verleger  irgend  verträglich 
ist  und  durch  den  grösseren  Markt  bei  fortschreitender  Volksbil- 
dung irgend  möglich  wird,  ist  durch  die  Gesezgebung  anzustreben  ; 
die  Neigung  der  lezteren,  mit  der  Theorie  des  ewigen  geistigen 
Eigenthums  Compromisse  zu  schliessen,  hat  die  jezt  bestehenden 
europäischen  Schuzfristen  wohl  bereits  zu  übertriebener 
Dauer  gelangen  Ibss&l 

Noch  will  der  Verfasser  dieser  Monographie  völlige  Beseiti- 
gung des  temporären  Monopols  der  Autorrechte  nicht  anrathen, 
weniger  weil  er  als  advocaius  diaboU,  als  Patron  der  Nachdrucker 
verschrieen  zu  werden  fllrchtet,  als  weil  er  Sprünge  in  der  Politik 
nicht  liebt  Zur  Zeit  giebt  es  einmal  noch  viele  Bücher,  in  deren 
Produktionskosten  die  separaten  Originalausgaben  eine  relativ 
grosse  Rolle  spielen.  Es  sind  diess  gewisse  Werke  wissen- 
schaftlicher Verfasser  und  nicht  industriöser 
Künstler.  Die  Produkte  der  gewöhnlichsten  Tagesautoren 
vrürden  ordinären  Lohn  fast  regehnässig  auch  ohne  langen  Autor- 
schuz  finden;  sie  besizen  einen  natürlichen  ökonomischen  Schuz 
in  dem  Risiko  einer  zweiten  Ausgabe  desselben  Werkes,  wie 
denn    auch    bei    früherer    Nachdrucksfreiheit    verhäUnissmässig 
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wenige  Werke  dem  wirklichen  Nachdruck  unterlegen  sind.  Werke 
der  lezteren  Art  würden  dem  Risiko  des  Nachdruckes  und  der 
Nachbildung  preisgegeben  werden  können,  könnten  dem  Risiko  des 
Nachdruckes  oder  der  Nachbildung  ohne  zu  grossen  Schaden 
preisgegeben  bleiben.  Was  aber  zur  Zeit  wenigstens  der  con- 
currirenden  Nachahmung  nicht  preisgegeben  werden  kann,  sind 
die  Originalkosten  für  Honorar  besserer  Autoreu  und  tfaeure,  aber 
nachahmbare  Beilagen  an  Zeichnungen  u.  s.  w. 

Die  Frage  wird  einst  sein,  ob  die  Rücksicht  auf  die  lezteren 
Werke  die  allgemeine  Beibehaltung  des  Autorschuzes  noch 
rechtfertige;  denn  nur  wegen  der  schuzwürdigen  und  schuzbe- 
dOrftigen  Verlagsartikel  ist  das  Autorrecht  ein  allgemeines. 
Für  jezt  wagen  wir  diese  Frage  nicht  zu  verneinen;  vielleicht 
ist  eine  völlige  Beseitigung  der  Autorrechte  gar  nie  möglich,  weil 
der  Rest  der  stets  schuzbedürflig  bleibenden  Produkte  zu  gross 
ist  und  anderweitige  Vergeltung  dieser  Produkte  sich  nicht  ein- 
stellt, —  dann  bleibt  wenigstens  eine  fortschreitende  Verkürzung 
der  Schuzfrist  gerechtfertigt. 

Wir  wollen  mit  unserem  Urtheil  der  kommenden  Zeitent- 
wicklung nicht  vorgreifen.  Lediglich  die  Vermuthung  wollen  wir 
aussprechen,  dass,  woferne  die  Culturentwicklung  eine  fortschreitend 
demokratische  sein  wird,  auch  die  Beschränkung  der  zeitweiligen 
Autormonopole  fortschreiten  wird.  Jede  derartige  Beschränkung 
ist  von  Werth;  denn  von  der  freien  Einsicht  der  monopolisirten 
Verleger  ist  nicht  wohl  zu  erwarten,  dass  sie  in  ihrer  Mehrzahl  vom 
Hissbrauch  des  Monopols  zu  theuren  Preisen  abstehen  werden^). 


Die  so  eben  geführte  Untersuchung  hat  zu  dem  Ergebniss 
geführt,  dass  das  Autorrecht  in  erster  Linie  eine  künstliche  Nach- 
bildung der  Rentenfunktion  sei,  erst  in  zweiter  Reihe  und  für 
einzelne  Kategorieen  von  Schrift-  und  Kunstwerken  die  normale 
Lohnfunktion  zu  sichern  habe.  Und  es  ergab  sich  weiter,  dass 
viele  Gründe  für  eine  möglichst  restrictive  Anwendung,  ja  dass  ge- 

1)  Die  g^gentheilige  Vermuthung  Max  Wirlh*8  I,  352  stimmt  ebenso 
wenig  mit  der  firfahrung,  als  mit  den  eigeneo  sonstigen  Antcbaunngen 
flberein,  welche  der  Verfasser  über  Monopol  und  Concurrenz  kundgiebt. 

Zeitschr.  t  SUaUw.  1867.  II.  Heft.  24 
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wisse  UmstAnde  sogar  für  eine  Wiederbeseitigung  des  Aü^OTf 
monopols  sprechen,  sobald  und  wenn  dieselbe  in  der  überwie- 
genden Mehrzahl  der  Fälle  mit  den  gerechten  Ansprüchen  der  Aa* 
toren  auf  Vergeltung  vereinbar  würde,  was  nicht  ganz  aussichtslos 
sei,  auch  das  Autormonopol  stehe  theilweise  auf  thönemen  Füssen, 
soferne  es  wegen  der  schuzbedürftigen  publicistischen  Leistungen 
auch  auf  nickt  schuzbedürftige  ausgedehnt  sei  und  bei  dies^  der 
Indolenz  einer  lässigen  Verlegerkritik  gegen  den 
anzunehmenden  Autor,  endlich  theuren  Preisen  Vorschub 
leiste. 

Von  diesem  allgemeinen  Standpunkt  aus  ist  nun  die  Frage 
der  Begränzung  des  Autorrechtes  in  Zeit  und  Baum  zu 
erledigen.  Wir  gelangen  hiemit  zur  Erörterung  der  Schuz* 
fristen,  des  internationalen  Verlagsscbuzes  und  des 
Schuzes  der  Ue  be  rsezungen. 

Die  Beantwortung  dieser  Fragen  nach  den  Konsequenzen  des 
vorangestellten  Prinzip^  sezt  uns  fast  überall  in  Uebereinstimmung 
mit  den  Gesezgebungen.  Diess  muss  uns  über  das  Wagniss 
der  vielfältigen  Nichtübereinstimmung  mit  gewissen  extensiven 
Theorieen  des  Autorrechtes  beruhigen. 

Wir  haben  bereits  eine  Anzahl  von  Momenten  kennen  ge- 
lernt, welche  eine  mit  den  legitimen  Lohn-,  Gewinn-  und  Renten- 
ansprüchen der  Autoren  und  Verleger  irgend  verträgliche  Be^ 
schränkung  der  Schuzfrist  begründen :  das  Interesse  des  Massen- 
absazes  bei  wohlfeilen  Preisen,  die  Thatsache,  dass  den  Leistungea 
erster  Qualität  noch  anderer  Lohn  zufällt,  und  Anderes.  Die 
zeitliche  Beschränkung  des  Autorrechtes  überhaupt  fanden  wir 
im  transitorischen  Charakter  der  Lohn- ,  Gewinn-  und  Renten- 
funktion begründet.  Die  Zeitbeschränkung  liegt  also  im 
Wesen  dieser  Vergeltungsforra  begründet. 

Hiegegen  kann  jene  Einwendung  der  das  Ideeneigenthum 
mit  Eigönthum  an  Neubiruchland  vergleichenden  Schriftsteller  nicht 
aufkommen :  «Das  Autorrecht  kann  nicht  als  Mittelding  zwischen 
Sein  und  Nichtsein  behandelt  werden,  wenn  Recht  Recht  bleiben 
son^^),  sagt  ein  deutscher  Schriftsteller;   allein  das  Recht  über- 
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iHM^t  verkmgt  nicht  Birigkeit  aller  GaUwgan  von  Rechten,  und 
die  Nationalökonooiie  kenirt  sswiscban  einmaligem  Einkommen  und 
Ewigr^ten  auch  Zeilrenteneinkommen. 

Der  umgekehrten  Einseitigkeit  verfällt  Wolowski  %  westt  er 
zwar  richtig  bemerkt,  dass  der  eigeailiche  Charakter  des  Aiitorr 
sckttzes  auf  der  besonderen  „Erzeugung  durch  Geses^^  beruhe, 
daiiq  aber  forlfiyurt^  „Das  Autorrecht  hat  daher  nichts  gemein 
mit  einem  natürlichen  Recht,  im  Gegentheil  legt  es  dem  n»< 
tftrlichen  Recht  Aller  da  Opfer  auf^^  Diess  sind  mehr  pointirte,. 
ais  wahre  Säse;  denn  der  Autor  hat  ein  n  atllrliches  Recht 
auf  künstlichen  Schuz,  weil  und  wenn  er,  zwar  der  gewöhn*- 
l^en  Vergeltung  des  socialen  Tanschverkehrs  würdig,  bei  der 
Verkehrsnatur  der  pubiicistischen  Produkte  den  natürlichen,  sonst 
frei  zufallendenr  Lohn  nur  mit  Hilfe  eines  vom  Gesez  geschaflbnen 
singiilären  Rechtsinstitutes  beziehen  kann,  das  Poblibim  zahlt 
Keine  „Steuer'^  ohne  Äquivalent  Seitens  des  Autors,  sondern  e» 
bezfihlt  nur  mittelst  einer  anderen  als  der  nMJrmalea  tauschwirtb« 
schaftlichen  Verkehrsform  vorausgegangene  Leistungen.  Auckv 
Macaulays  gli^cbartige  Behauptupg,  dass  copprigkh  eine  Steuer 
und  zwar  eine  l^serst  schlechte  Steuer  sei  (exceedinglff  bad 
one '},  ist  mit  Vorsicht  aufzunehmen  und  nur  in  <ler  Conseqtoenz 
möglichst  restrictiver  Anwendung  des  Autorneaepols  ganz  zui 
billigen. 

Als  vorübergebendes  Monopol  ist  der  Autorenschüz  nach  den 
bereits  gegebenen  Nach  Weisungen  berechtigt;  denn  er  wurde  alsi 
Surrogat  der  freien  Rentenfunktifui   bezeichnet.    Seine  Rechifar*' 
tigung  im  Allgemeinen  verlangt  kernen  weiteren  Beweis  mehr. 

Ist  aber  etwa  dieses  temporäre  Monopol  ohne  Fehl  und- 
Tadel? 

Wir  antworten  unbedingt:  Nein,  auch  dieses  MMopol  ist 
immerhin  nur  eine  künstliche  Nachbildung  einer  sonst  den  concreten 
Verhältnissen  ^ch  in  merkwürdiger  Geschmeidigkeit  anpassenden 
freien  socialökonomischen  Funktion;  während  die  leztere  dem 
einen.  „Autor^^  zwei  Jahre,  ^inem  andern  vieUeipht  40  Jldire  Aus- 

1)  Sizang  der  Pariser  OekonomistengeBellschaft  den  5.  Okt.  1858,  bei 
Ronib«rg  p.  277. 

2)  Speeches,  ed.  T.,  I,  282. 
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bentuiqfspriorität  verstattet ,  kann  die  künstiiche  Rentenfonktion 
nicht  von  Fall  zu  Fall  nach  concretem  Verdienst  verschiedene 
Frist  gewähren,  sondern  muss  sich  an  eine  oder  einige  Darch- 
schntttszahlen  halten.  I>i6ss  ergiebt  schwere,  in  Abschnitt  VIQ 
theilweise  schon  hervorgehobene  Nachtheile. 

Durchschnitt  ist  zwar  der  Nothbehelf  der  künstlichen  Regn- 
lirungen.  Er  wird  aber  stets  eine  mehr  oder  weniger  willkörliche 
Grösse  bleiben,  in  einem  Fall  zu  kurz,  im  anderen  zu  lang  sein. 
Er  th^  zwar  darin  das  Loos  aller  Rechtsinstitntionen ,  welche 
die  Mannigraltigkeit  des  Lebens  nach  Durcbschnittsmassen  za 
meistern  haben  ;  allein  mit  einem  im  Allgooieinen  falsch  gegriffenen 
Durchschnitt  sind  einmal  viele  Missstflnde  verbanden,  so  dass  man 
die  Durchschnitte  als  solche  wenigstens  mit  annähernder  Richtig- 
keit bestimmen  muss.  Diese  Bestimmung  ist  nach  'unserer  lieber- 
Zeugung  in  den  europäischen  Gesezgebungen  unrichtig,  zum  ver* 
meintlichen  Vortheile  der  Autoren,  getroffen  und  die  AbhiUb 
wird  sich  unseres  Dafürhaltens  bald  in  folgenden  Riehtungen  be- 
wegen : 

wo  eine  besondere  Frist  für  eine  Gattung  von  publicistischen 
Produkten  angemessen  erscheint,  sollte  man  unbedenklich  abwei- 
chende Schuzfristen  statuiren,  die  Gesezgebung  würde  hiedn  nur 
die  freie  socialdkonomische  Reotenfunktion  nachahmen; 

einzelne  publicistische  Produkte  bedürfen,  weil  eine  ephemere 
Priorität  die  Kosten-  und  Rentendeckung,  zumal  bei  Verpflichtung 
des  Nachdruckers  zum  Quellencitat,  lohnt,  oder  weil  sie  aus  öffent- 
lichen Mitteln  erzeugt,  oder  weil  sie  vom  Autor  zur  unentgelt- 
lichen OeiTentlichkeit  bestimmt  sind,  gar  keinen  Autorschuz; 
wir  dürfen  hiebei  an  Zeitnngskorrespondenzen,  Zeitungstelegramme, 
Zeitungsartikel,  Geseze,  Kammerreden  für  Reporters,  vielleicht 
selbst  Publikationen  gelehrter  Institute  denken;  die  Beseitigung  des 
Nachdrucksschuzes  für  diese  Art  von  publicistischen  Erzeugnissen 
ist  nicht  prinzipwidrig,  wie  so  Viele  gemeint  haben,  sondern 
folgerichtig; 

eine  fixe  Schuzfrist  von  42  Jahren  in  England  oder  eine  un- 
gewisse Frist  gleich  der  Lebensdauer  des  Autors  nebst  ao  Jahren 
nach  dem  Tode  des  Autors,  wie  in  den  meisten  festländischen 
Gesezgebungen,  ist  viel  zu  lange. 
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Nimml  man  an,  dass  die  Autoren  eine  durcbsehniUKche 
Lebenserwartung  von  55  Jahren  haben  ond  ihre  rentabelsten,  wie 
verdientesten  Werke  vom  aö. — 45.  Jahre  schreiben^),  so  ergibt 
sich  Tür  die  leztgenannten  Gesezgebungen  eine  Schuzfrist  von  45 
Jahren,  in  einzehien  Fällen  vieUeicfat  eine  Monopoldaoer  "von  60 
und  70  Jahren. 

Es  wird  nun  sehr  wenige  Werke  geben,  deren  Erfolg  sich 
erst  nach  30 — 60  Jahren  •)  entscheidet,  und  die  Autoren  der  we- 
nigen Produkte,  bei  welchen  erst  in  so  spAter  Zeit  die  Rentabilitftt 
erwartet  wird,  werden  aus  der  Länge  der  Schuzfrist  sehr  gerin*^ 
gen  Vortheil  ziehen.  Immer  mehr  wird  auch  auf  diesem  Gebiet 
die  »CoQjunktur*  sich  in  kurze  Zeitspannen  zusammendrängen« 

Ich  vermuthe,  dass  unter  100  Werken  bei  96  spätestens 
nach  15 — 20  Jahren  eine  ganz  lohnende  Ernte  sicher  eingeheimst 
ist,  soferne  eine  solche  tlberhaupt  zu  machen  ist  DerGesez- 
geber  würde  die  Mittel  haben,  durch  Sachverständige  gule  Er- 
f ah rungs belege  hiefür  zu  sammeln.  Ueber  die  meisten  Pro- 
dukte entscheidet  die  Aufnahme  binnen  der  ersten  fünf  Jahre. 

Täuscht  diese  Annahme  nicht  ganz,  so  ist  es  sicherlich  exor- 
bitant, eine  Schuzfrist  von  30—70  Jahren  einzuräumen.  Die  Wohl- 
tbat  einer  so  langen  Frist  wird  den  wenigen  verdienten  Autoren, 
deren  Werke  erst  spät  Anerkennung  finden,  nach  den  ungünstigen 
Bedingungen  der  Verlagsverträge  über  derartige  Produkte ,  wohl 
nur  seilen  zufallen.  Die  bahnbrechendsten  industriellen  und  kom- 
roerciellen  Genies,  welche  nachgewiesenermassen  in  ihrer  Art 
nicht  minder  verdiente  Autoren  sein  können,  geniessen  wohl  nie 
für  eine  einzige  ihrer  verdienten  Schöpfungen  auf  eine  so  lange 
Frist  die  Gunst  der  freien  socialökonomischen  Rentenfunktion.   Es 


1)  Macaulay  nimmt  in  der  Rede  vom  6.  Apr.  1842  gegen  Lord 
Mahon's  Antrag  an,  dass  '^/so  aller  guten  Werke  erst  nach  dem  vierzigsten 
Lebensjahr  des  Autors  erscheinen. 

2)  Die  französische  Gesesgebung  hat  dem  Verlangen  des  Brüsseler 
und  Antwerpener  Kongr^ases  nenestens  nachgegeben  Fräher  war  der  Schnz 
f&r  Autoren,  Componisten  und  Künstler  lebensUnglich  ffir  den  Urheber  und 
seine  Wittwe,  ausserdem  noch  30  Jahre  fflr  die  Descendenten,  10  Jahre  für 
andere  Erben.  Nun  ist  er  auf  50  Jahre  nach  dem  Tode  des  Autors  fQr 
alle  Arten  von  Erben  und  sonstigen  Successoren  ausgedehnt  durch  Gesei 
vom  14.  Juli  1866. 
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ist  fceiti  trifliger  Grand  abzusehen,  weshalb  die  Schurfiisten  des 
Autorrechtes  diejenigen  des  Patentrechtes  übersteigen  sollen;  die 
Patentrristen  betragen  aber  höchstens  14 — 20  Jahre  in  den  ver- 
schiedenen Cnltorstaaten. 

Zwanzig^),  höchstens  25  Jahre  dQnken  uns  eine  mehr  als 
reichlich  bemessene  Durchschnittsfrist,  sobald  man  das  AutorrecM 
nur  als  ein  Surrogat  der  normalen  Lohn-  und  Rentenrunktion  bei 
Vergelinni^  pubticistischer  Produkte  zu  rechtfertigen  vermag.  Die 
späteren  Monopoijahre  wiegen,  wie  Carey  und  Hacaulay,  In 
seiner  Art  auch  Mac  1  eo  d  betoni  hat,  sehr  leicht  bei  der  Honorar- 
bestimmung  fctr  den  Autor. 

Also  keine  neue  ewige  oder  lange  dauernde  Infeudation  des 
geistigen  Gemeingutes,  nachdem  man  selbst  die  starre  Infeudation 
des  natürlichen  Gemeingutes  an  Grund  und  Boden  gebrochen  hat! 

Wir  haben  eine  fixe  Schuzfrist  im  Auge^  welche  nicht  erst 
vom  Lebensende  des  Autors  an  sich  bestimmt.  Verdienten  etwa 
die  Werke  des  frOh  verstorbenen  Schiller  geringeren  Schuz 
als  diejenigen  des  altgewordenen  Göthe?  Macaulay  hat  die 
soeben  empfohlene  Art  der  Pristbestimmung  durch  seine  bertthmten 
Unterhausreden  fQr  das  englische  Recht  durchgesezt  Seine  Gründe 
sind  schlagend;  namentlich  hat  er  nachgewiesen,  dass  bei  dem 
festländischen  System  der  Fristbestimmung,  welches  von  Lord 
Mahon  beantragt  war,  die  reifen  Werke  des  nUinnlichen  Alters 
nicht  weniger  als  die  senilen,  hinter  den  unreiferen  Jugendpro* 
dukten  in  der  Schuzwohlthat  zurückstehen.  Eine  fixe,  von  der 
Herausgabe  an  laufende  Frist,  jedoch  in  kürzerem  Ausmass,  als 
sie  mit  42  Jahren  das  englische  Recht  einräumt,  dürfte  entschieden 
den  Vorzug  verdienen.  Das  probeweise  Ausmass  wäre  zuerst 
20  oder  25  Jahre;  der  Ausfall  der  Probe  würde  vielleicht  eine 
noch  kürzere  Frist  empfehlen,  namentlich  wenn  die  sofort  zu  be- 
sprechenden Rücksichten  auf  den  die  Erlöschung  des  temporären 
Monopols  überlebenden  Autor  Anerkennung  Tänden. 

Wenn  mit  einer  fixen  kürzeren  Frist  der  Versuch  gemacht 


1)  Dm  eriie  englUohe  Naohdrucksgeses  (Königin  Anna)  hatte  tine 
20jihrige  SchuifrUt.  —  Der  württembergische  Gesandte  von  Wangenheioi 
beantragte  in  einem  Vortrag  am  d.  BundesUg  (13.  Pebr.  1823)  nur  sed« 
Jahre.     (Kr4i  g,  1.  c  p.  4  ff.) 
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werden  wollte,  wflrde  allerdings  der  Fall  ins  Auge  zu  fosseh 
sein,  dass  häuflg  noch  bei  Lebzeiten  des  Autors  das  Vervielfäl- 
tigungsmonopol  erlöschen  würde.  Für  diesen  Fall  wäre  jedenfalls 
hinsichtlich  des  persönlichen  Verhältnisses  des  Autors  zu  seinem 
Werbe  Vorsorge  zu  treffen,  etwa  dahin  gehend,  dass  die  Nach- 
drucker  vor  Herausgabe  eines  Nachdruckes  dem  Autor  Mittheilung 
^  zu  mach4$n  und  Gelegenheit  zu  Verbesserungen  zu  gewähren  haben 
würden ;  so  lange  der  Autor  lel)t,  darf  der  weiterbildende  Einfluss 
desselben  auf  neue  Auflagen  nicht  unterbrochen  werden.  Die 
persönliehe  Verbindung  von  Autor  und  Werk  darf  nicht  abgerissen 
werden;  unanfechtbar  gerecht  Ist  die  Klage  Moliire's^):  C'esI 
une  ehose  itrange^  qu'on  imprime  les  gens  malgri  eux, 
alles  natürliche  Gefühl  lehnt  sich  hiegegen  auf.  Es  könnte  aber 
auch  dem  Autor,  zu  dessen  Lebzeitän  das  Autorrecht  erlischt, 
ohne  Weiteres  der  Anspruch  auf  einen  Bruchtheil  de^  bisherigen 
Honorars  (je  auf  die  Zahl  dek>  bisherigen  Auflage)  gegenüber 
sdichen  Verlegern  eingeräumt  werden,  welche  von  der  nunmehrigen 
Nachdrucksfreiheit  noch  zu  Lebzeiten  des  Autors  Gebrauch 
machen.  Dann  und  wann  würde  diess  zur  Verbesserung  der 
Lage  der  Autoren  gegenüber  solchen  Originalverlegern  dienen, 
von  welchen  später  berühmte  Autoren  m  frühester  Jugend  um  ein 
Spotthonorar  leibeigen  gemacht  worden  sind. 

Eine  plözliche  Kerreissung  jedes  Bandes  zwischen  dem  Autor 
und  seinem  Werke  widerspricht,  sowohl  was  die  Gestaltung  als 
was  den  Erfolg  der  Verwerthung  betriflft,  der  Natur  dar  Sache, 
und  der  Art  und  Weise,  wie  die  freie  Rentenfunktion  wirkt,  indem 
diese  das  bevorzugte  Einkommen  des  industrielt-commerciellen  Autors 
nur  langsam  verschwinden  lässt.  Hlenach  könnte  bei  sehr  guten 
Werken  in  Folge  der  Goncurrenz  mehrerer  Nachdrucker  zugleich 
der  Autor  seine  Lage  verbessert  sehen  und  zugleich  das  Publikum 
seine  geistige  Nahrung  wohlfeiler  kaufen. 

Kräftige  Strafen  gegen  Betrügereien  an  den  Autoren  könnten 
die  Ausführbarkeit  einer  derartigen  Einrichtung  sichern.  Würden 
aber  auch  die  vorstehenden,  den  überlebenden  Autor  berücksich- 
tigenden Vorschlage  technisch  unausführbar  erklärt   werden «  so 


1)  Prtkieuses  ridicules,  8.  Hai* um,  1.  c.  p.  58. 
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Wäre  eine  Schozfrist  auf  Lebensdauer,  mindestens  aber  auf  20 
Jahre  im  Falle  früheren  Ablebens  des  Autors,  nach  unserer  ^atio- 
naiökonomischen  Grundlegung  des  Autorschuzes ,  wahrscheinücb 
mehr  als  genügend  zugemessen. 

Die  Thatsache,  dass  die  Gesezgebung  die  Lebensdauer  irgend« 
wie  zur  Fristbestimmung  herbeizieht,  hat  bei  vorstehenden  ErC>r- 
terungen  zugleich  ihre  Erklärung  gefunden. 

Freilich  Wird  jede  Durchschniltsfrist  einzelne  Fälle  bevor- 
theilen,  andere  verkürzen.  Die  Extreme  sind  aber  nicht  entschei- 
dend. Ueberdiess  ist.  zu  .beachten y  dass  der  Staat  die  Mittel  in 
den  Händen  hat,  Autoren,  welche  bei  der  kleineren  Durchschnitts- 
frist  verkürzt  werden,  in  deren  eigener  Person  oder  in  ihren  Fa- 
milien zu  entschädigen.  Das  Mittel  der  Nationalbelohnungen, 
—  unanwendbar,  so  lange  die  öflentliche  Meinung  den  Weisen 
noch  nicht  von  der  Spreu  gesichtet  ha(  —  ist  unbedenklich  und  in 
reicherem  Masse  als  bisher  bei  den  bereits  anerkannten  Schöpfungen 
und  zur  Expropriation  noch  nicht  abgelaufener  Autorrechtsmono- 
pole anzuwenden,  woferne  die  Schöpfung  ein  grosses  Verdienst 
um  die  Gesammtheit  repräsentirt.  Die  Vergeltung  verdienter  Pro- 
dukte, welche  schnell  in  die  Oeflentlichkeit  dringen,  durch  das 
Hitteleines  temporären  Monopols  ist  überhaupt  nicht  die  einzige 
mögliche  Vergeltungsweise.  Das  Leben  der  Gesellschaft  ist  auch 
hier  nicht  an  Eine  Form  ausschliesslich  gebunden.  Wir  werden 
diess  unten  des  Nähern  ausführen. 

Das  positive  Ergebniss  unserer  Theorie  hinsichtlich  der 
Zeitfrage  ist  zwar  auf  eine  beträchtliche  Abkürzung  der  jezigen 
Schuzfrist  von  durchschnittlich  40 — 50  Jahren  und  auf  Berück- 
sichtigung der  höchstpersönlichen  und  der  pekuniären  Interessen 
des  Autors  am  Werke  während  der  ganzen  Lebenszeit  ge- 
richtet. Gleichgiltigkeit  gegen  die  Autoren  wird  man  uns  gleich- 
wohl, da  die  Forderung  eine  Folgerung  aus  dem  obersten  Princip 
ist,  gerechter  Weise  nicht  vorwerfen  dürfen,  selbst  wenn  eine 
Benachtheiligung  verdienstvoller  Autoren  gegenüber  den  Vortbeilen 
des  jezigen  Monopols  Folge  der  Ausführung  war«.  Ich  bezweifle 
jedoch  eine  solche  Benachtheiligung.  Einmal  ist  die  kürzere 
Monopolfrist,  mit  späterer  Abfindung  überlebender  Autoren  durch 
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coficorrirende  Nachdnicker,  in  manchen  FüHen  eine  Verbesserung 
in  der  Lage  eines  frühe  in  verlegerische  Leibeigenschafl  ver- 
fallenden Autors.  Der  Originalverleger  seinerseits  aber  kann  mit 
Vortheil  Nachdnicker  werden,  da  ihm  die  Bedeutung  des  Artikels 
am  sichersten  bekannt  wird.  Sodann  wiegen  die  möglichen 
Vortheile,  welche  der  Verleger  nach  20jähriger  Verlagsdauer  noch 
erwartet,  sehr  gering  in  der  Wagschale  der  schon  beim  ersten 
Erscheinen  stattfindenden  Honorarbestimmung.  Macaulay  hat 
auch  diese  Seite  des  Gegenstandes  sehr  gut  hervorgehoben,  als 
er  den  späteren  Zukunftswerth  eines^  Verlagsartikels  ntit  dem -Wertfa 
der  Prairieen  im  Innern  Australiens  verglich,  wo  für  das  Areal 
ganzer  späterer  Provinzen  jezt  noch  keine  5  L.  Sterl.  bezahlt 
werden,  obwohl  sicherlich  in  100  Jahren  Esterhazy*sche  Lati- 
fundien sich  dort  gebildet  haben  werden.  Seine  Berufung  auf 
Miltons  Werke  und  auf  das  Schicksal  von  Hiltons  Nachkommen 
schlagend. 

Der  Autorschuz,  bemerkt  Macaulay,  ist  hinsichtlich  der 
Zeitfrage  wie  so  viele  andere  Probleme  der  Politik.  Er  ist  nicht 
bloss  weiss  und  ist  nicht  bloss  schwarz,  sondern  grau;  er  hat  nicht 
bloss  Vortheile  und  nicht  bloss  Nachtfaeile,  er  ist  ja  eine  erkün- 
stelte, nicht  eine  frei  und  mannigfaltig  wirkende  socialökonomische 
Distributivfunktion.  Man  muss  beide  Extreme  vermitteln,  kommt 
aber  sicher  in  weit  mehr  Missstände  durch  zu  lange,  als  durch 
zu  kurze  Schuzfristen  hinein.  Mit  der  Dauer  des  Monopols  stei- 
gert sich  die  Besteurung  des  Publikums,  der  Schaden  der  Volks- 
bildung, während  der  Antheil  des  Autors  an  den  Monopol- 
vortheilen  in  geometrischer  Progression  abnimmt. 

Es  ist  sogar  —  kann  er  überhaupt  kommen  —  der  Tag 
herbeizuwünschen,  da  bei  grosser  Volksbildung  und  Massenabsaz 
die  kürzeste  Priorität  und  der  verschwindeiide  Stückpreisantheil 
guter  Honorare  den  Autorschuz  überhaupt  entbehrlich  machen 
würde.  Wir  haben  uns  hierüber  zwar  schon  oben  ausgespro- 
rhen,  müssen  aber  ergänzend  bemerken :  Allgemeine  Volks- 
bildung, tüchtige  Erfassung  der  Massenkultur 
durch  Staat,  Gemeinden,  Vereine,  Kirchen,  Stif- 
tungen wird  einst  in  einem  Zeitalter  höherer  Kultur,  in  einer 
Periode,   da  die  Bildung   nicht  mehr  bloss  eine  aristokratische 
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Schiebte  erffeuen  wird,  der  mächtigste  Hebel  werden,  um  der 
pablicistischeii  Autorschaft  vielleicht  ohne  allen  Monopolschuz  die 
beste  ökonomische  Existenz  zu  sichern.  Wahrlich  eine  der  er- 
quickendsten Hoffnungen  und  Harmonien:  Beseitigung  des  Mono- 
pols, Massenbildung,  demokratischer  Preis,  aristokratisches  Honorar 
im  Wege  des  freien  Verkehrs!  Tüchtige  Schul-  und  Bildungs- 
politik '  wird  ate  indirektes  Mittel  öffentlicher  Sicherung  des  Autor- 
lohns einst  vielleicht  viel  gewaltiger  wirken  als  das  alsdann  ent- 
behrliche Monopol.  Die  indirekte  gemeinwirthschaftliche  Siche- 
rung der  distributiven  Gerechtigkeit  gegen  den  Autor,  einst  an 
die  Stelle  der  jezigen  direkten  Sicherung  durch  Monopol  ge- 
treten, wird  einen  ungeheuren  Fortschritt  der  Menschheit  darstellen 
und  nur  durch  einen  solchen  ohne  Ungerechtigkeit  möglich  sein. 
Welcher  Massenabsaz  durch  wohlfeile  Preise  und  welche  Aulor- 
t)elohnung  bei  wohlfeilen  Preisen  möglich  ist,  dafür  beziehen 
wir  uns  wieder  auf  Citate  Carey*s:  „In  England,  sagt  er,  kauft 
man  wenig  Bücher.  Wenige  Werke  waren  populärer,  als  tupper  5 
Proverbial  Philoso^hy,  und  der  Preis  desselben  betrug, 
wie  ich  höre,  nur  7  Shilling.  Trotzdem  versicherte  mich  ein 
über  diesen  Gegenstand  vollständig  unterrichteter  Mann,  dass  in 
fünfzehn  Jahren  durchschnittlich  nur  tausend  Exemplare  jährlich 
oder  15,000  im  Ganzen  abgesetzt  worden  seien.  Hier  wurden 
200,000  Exemplare  zu  dem  Durchschnittspreise  von  50  Cent  ver- 
kauft. Hätte  das  Werk  ein  Verlagsrecht  gehabt,  so  würde  der 
Preis  doppelt  so  hoch  gewesen  sein  und  die  »wenigen  Cents** 
würden  bei  diesem  einzigen  Buche  eine  Differenz  von  100,000 
Dollar  ausgemacht  haben.  Derselbe  Herr,  dem  ich  für  die  obigen 
Thatsachen  verpflfchtet  bin,  theilt  mir  mit,  dass  er  dem  Verfasser 
eines  Duodezbandes  von  200  Seiten  über  2500  Dollar  bezahlt 
habe  und  jetzt  das  Verlagsrecht  nicht  um  10,000  Dollar  kaufen 
könne,  dass  er  für  einen  andern  kleinen  Duodezband  7000  Dollar 
bezahlt  habe  und  wahrscheinlich  j^tzt  noch  einmal  so  viel  bezahlen 
müsste,  dass  er  einem  dritten  Schriftsteller  im  letzten  Jahre 
2500  Dollars  bezahlte  und  wahrscheinlich  noch  mehrere  Jahre 
lang  werde  zahlen^  müssen,  und  dass  es  leicht  sei,  noch  viele 
andere  ähnliche  Fälle  zu  constatiren.  Halten  wir  di^  Thatsache 
fest,  dass  von  den  beinahe  eben  so  theueren  »Reverie^  of  a  Ba- 
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dliel9r"  und  »Fem  Leaves*  in  dem  karten  Zeitratüm  ton  sechs 
tfonaten  v6n  dem  erst^ren  reichlich  so  viel  Exemplare  und  von 
dem  letzteren  die  dreirache  Zahl  abgesetzt  wurde,  so  ist  ersicht- 
lich, wie  wenig  der  englische  itatkt  sich  mit  dem  misrigen  messen 
hMiR.  Ware  es  anders,  stünde  der  britische  Markt  dem  unsrigen 
gleich,  wie  wftre  es  denn  möglich,  dass  uns  die  britischen  Lite- 
rMen,  die  von  ihrer  Feder  leben  mttssen,  fast  immer  als  arme 
Teufel  und  Sleüenjager  dargestellt  werden?* 

Die  Massenbildung,  das  höchste  Ziel  der  Menschheit  und  die 
Aufjgabe  aHer  socialen  Organismen  vom  Staat  und  deir  Kirche  an, 
ist  der  ScMflsset  zur  Lösung  des  Problems:  Die  Gerechtigkeit 
gegen  den  Aulor  mit  der  AbSchaffbng  des  Monopols  zu  versöhnen. 
Wohlfbile  Geistesnahrung  wird  als  Folge  dieser  Versöhnung  wieder 
«uf  die  Massenblldan^  selbst  zurflckwirten. 

Kehren  wir  jedoch  aus  dem  Iteicli  der  ZnkunFts  träume 
zurück  auf  den  Boden  der  Wirklichkeit.  Auf  diesem  Boden, 
d.  k.  nach  gegebenen  Kulturverhttltnissen ,  erkennen  wir  einen 
Monopolschuz  als  gerechtfertigt  an.  Jedoch  kann  er,  auf  die 
Analogie  der  Rentenfunktron  gestOzt,  grün dsäz lieh  nur  ein 
temporärer  sein. 

Keine  nationalökonomtsche  Analyse  des  Autorrechtes  hat 
bisher,  so  viel  uns  bekannt,  den  instinktiven  Takt  der  Gesezgebung 
in  Beschränkung  des  Antorschuzes  auf  eine  bestimmte  Frist,  auf  un- 
gezwungene Weise  grundsäzlich  zu  rechtfertigen  vermocht.  K.  S. 
Zacbarii  verzweifelt  geradezu  an  der  Möglichkeit,  die  Fristbe- 
schrinknng  rechtsphilosophisch  zu  erklären  (krit  Zeitschr.  I.  c.)- 

Die  Anhänger  des  ewigen  geistigen  Eigenthumsrechtes  grifTen 
allerdings  diese  Beschränkung  grundsfilzlieh  an.  Praktisch  kamen 
aber  auch  sie  auf  die  Lebensdauer  des  Autors  nebst  den  30  oder 
50  (Brüsseler  Kongress)  oder  60  (Talfourd  1842  im  englischen 
Unterhaus)  oder  1^00  (Lamartine)  folgenden  Jahren  hinaus.  „Was 
würde  man  aber,  fragt  Romberg,  von  Vertheidigern  des  Such- 
eigenthums  sagen,  welche  dieses  höchstens  auf  100  Jahre 
fordern  ?" 

Jobard,  dessen  Eifer  in  Vertheidigung  des  geistigen  Eigen- 
thums  vielfach  in  bedenktiiber  Weise  über  die  geistigen  Kräfte 
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hinaasgebt,  will  in  seinen  Schriften  ^)  die  Dauer  des  VloMpolg 
so  -lange  als  dieses  Monopol  eben  praktischen  Werth  habe.  Er 
sagt :  ^iu  vivras  tant  que  tu  pourras^  ').  Dini  ist  in  dieser  ein- 
fachen Weisheit  Molinari  einfach  gefolgt,  indem  dieser  zweite 
Belgier  in  der  Zeitfrage  des  Autorschuzes  das  Ei  des  CoIunbiM 
gefunden  zu  haben  glaubt,  wenn  er  Aeusseningeo  der  folgenden  Art 
stets  wiederholt:  „/a  dur^e  de  la  chose  approprUe  est  la  limite 
naturelle  de  la  propriiti  des  invenHons  dans  le  temps^  *). 

Molinari  selbst,  ein  Anhänger  des  ewig^  und  kosmopoli- 
tischen Autorrechtes^  gtebt  zu,  dass  niisbt'  zwei  Pfoeenle  alter 
Geistesprodttkte  20  Jahre  überdauern^),  und  meint,  nur  um  die 
gute  Waare  zu  belohnen,  sei  ein  Ifingerer  Schuz  nölhig.  Allein 
diese  Waare  ist  alsdann  von  der  Spreu  gesichtet  und  durch  Gold 
gebendes  Renommee,  Anstellungen,  belohnt,  in  den  herrorragendeii 
Fällen  durch  Nationalbelgbnungen  zu  honoriren.  Das  temporäre 
Monopol  soll  weit  mehr  (s.  oben)  fflr  die  gute  Mittdwaare  V^- 
geltung  sichern.  Augenscheinlich  ist  M  o  I  i  n  a  r  i  *s  Auffassung  nicht 
eine  Lösung  der  Zeitfrage,  sondern  eine  petitio  principii  vom 
Standpunkt  der  Theorie  des  geistigen  Eigenthums.  Wohin  wäre 
die  Welt  gekommen,  wenn  die  Gesetzgebung  seit  der  französi- 
schen Revolution  sich  mit  dem  Trost-  zufrieden  gegeben  hätte, 
dass,  wie  Alles  in  der  Wdt,  wie  das  Sacheigenthum,  so  auch  die 
Monopole  und  Privilegien  ein  Ende  nehmen!? 

Auch  gegen  Max  Wirth  bemerken  wir  diess.  Er  sucht  »die 
Theorie  des  geistigen  Eigenthums*  u.  A.  damit  zu  vertheidigen, 
dass  manches  Buch  20000  Thir.  Vorausgaben  kosten  könne.  Diese 
Bücher  sind  selten  und  ihre  Kosten  werden  nicht  erst  durch 
Autorschuz  nachträglich  vergolten. 

Eine  absolute  Bestimmung  der  Schuzfrist  vom  national- 
ökonomischen Standpunkt  aus  glaubt  neuestens  Carl  Richter 
gefunden  zu  haben  und  er  hält,  wie  aus  der  Vorrede  des  Buches 
zu  erkennen  ist,  seine  Lösung  der  Zeitfrage  fOr  den  Glanzpunkt 
seiner  Leistung.    Indessen  auch  diese  Lösung  ist  unseres  Bedün- 

1  ]  Monaulopole  und  Organon  de  la  propr.  inteü. 
2)  Journ.  des  Econ.  1850,  XXX,  p.  177. 
8)  Ouestions  d'ec.  pol.  472  (vgl.  WrangeH  p.  144). 
4)  Joorn.  de$  Econ.,  1851,  XXXI,  p.  248. 
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kens  tolal  veronglOckt,  so  gerne  wir  gute  Seiten  der  Arbeit  an- 
erliennen.  Da  Rieh  ter*s  Arbeit  unseres  Wissens  die  erste  ist, 
welche  eine  streng  nationalökonomische  Lösung  der  Zeitfrage  des 
Autorschuzes  seinwiH,  so  sind  wir  verpflichtet,  dieselbe  nfiher 
zu  prüfen. 

Der   Verfasser  sagt  S.  192 — 197,  indein  er   zugleich   die 
Ausgangspunkte  seiner  FrisUheorie  resumirt,  wörtlich  Folgendes : 

»Die  Erziehung,  das  Leben  des  Staates,  die  allgemeine  Kul- 
tur sind  die  Träger  der  Erscheinungen  des  geistigen  Lebens,^sie 
allein  beeinflussen  die  ProAiktion  und  die  Verwer thung  der  M'erke 
der  Kunst  und  Wissenschaft.  Die  Gesammtheit  hat  darum  ein 
Recht,  das  Gegebene  und  aus  ihr  zur  allgemeinen  Entwickelung 
Gediehene,  von  demjenigen,  der  es  mit  besonderer  Fähigkeit  er- 
griflen  und  zu  neuen.  Ötidungs-  und  Kultur-Elementen  entwickelt 
bat,  zurückzufordern  und  vermöge  seines  organischen,  sich  be- 
ständig vollendeter  gestaltenden  Baues  nicht  blos  so  zurückzufordern, 
wie  es  die  Elemente  gegeben  haben,  sondern  entwickelt  zu  be- 
gehren oder,  wie  wir  an  einer  frttheren  Stefle  schon  gesagt:  die 
Gesammtheit  kann  das  Stammkapital,  das  es  in  dem  Einzelnen 
angelegt  hat,  mit  Zins  und  Zinseszins  zurückfordern*  Die  Idee, 
sagten  Griechen  und  Römer,  die  Idee  ist  frei  und  selbst  die  schön 
gestaltete  Idee  gehört  dem  Allgemeinen  —  der  Welt  und  der* 
Menschheit.  Nur  die  Erwerbskraft  dieser  Idee  und  die  Erwerbs- 
fähigkeit gehört  demjenigen,  der  durch  seine  geistige  Arbeit,  durch 
sein  geistiges  Kapital  zu  dem  der  Gesammtheit  gehörigen,  ein  in- 
dustrielles, ein  persönliches  Wesen  hinzugefügt  hat.  So  trennt 
sich  jetzt  im  vollendeten  Werke  das  Idedle  Geistige  von  dem  Ma- 
teriellen, eigentlich  Vermögensrechtlichen.  Und  dies  führt  uns  zu 
dem  Wesen  der  Rechtsübertragung  und  Vererbung,  zu  den  Fragen: 
Was  ist  der  Gegenstand  derselben  und  wenn  der  Gegenstand 
ein  anderer  ist  als  die  Idee,  die  Gestaltung  derselben  nach  In- 
halt und  Form:  wo  findet  das  Recht  seine  Gränte?  Das  ist 
keine  andere  Frage,  als  die  Frage  nach  der  Zeit  des 
Rechtsschuzes  oder  die  Frage:  wann  hört  das  Recht  der 
individuellen  Ausbeutung  auf?  oder:  wann  tritt  der  Moment  ein, 
wo  die  freie  Idee  an  die  Gesammtheit  zurückfallt?    Curtis^) 

1)  Curtis,  A  Treatise  on  tbe  Law  of  Copyright,  Seite  25. 
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nennt  die  Beantwortung  dies&r  Fragen  das  grösaie 
Problem  der  Gesesgebung.* 

»DieGesezeO  stehen  dem  Gegenstande,  wie  die  Theorie 
achwankend  und  unaicher  gegenüber»  Nicht  mir,'das8  sie  suneisl 
einen  Untersehied  nach  den  Erzeugnissen  der  Kunst  und  Wissen^ 
scbad  machen  und  Bildwerke  für  kürzere  Zeit  scbilsen  als  Sebrift- 
werke,  scheiden  si«  unter  dieisen  wieder  die  dramatischen  Werisa 
von  der  wissenschaftlichen  Uteratur  aus. 

•England  schüzt  das  i^usschliesslicbe  Verlagsrecht  durch  die 
Lebenszeit  des  Autor^a  iHid  7  Jahre  nach^  seinem  Tode;  sind  aber 
nach  Ablauf  dieser  7  Jahre  noch  nicht  42  Jahre  seit  der.Pobli* 
kation  des  Buches  verflossen»  so  soU  die  Ausschliessiichfceit  des. 
Rechtes  erst  nach  diesen  42  Jahren  erlöschen.  Das  ansschliessliche 
Recht  zur  AutTührung  dramatischer  Werife  dauert  so  lange  als 
das  Verlagsrjecht  und  begisAt  mit  der  ersten  AuflUrung.  ^Kiqifer- 
Stiche  sind  durch  28  Jahre,  Sculpturen  u.  a.  plastische  Werke 
solcher  Art  durch  14  hhre  nach  ihrer  Publikation  geschüzL  In 
den  Verträgen  Englands  mit  anderen. Staaten. gut  das  Recht  der 
Reciprocität,  wonach  auch  ein  EngUioder  x.  B.  in  Preussen  den 
sichern  SOjfthrigen  Schuz  geniesst,  gerade  wie  ein  Fremder  in 
England  dadurch  für  längere  Zeit  d^n  Sdmz  begehren  kann,  als 
der  Eingeborene  selbst  Belgien  gewährt  einen  Recblaschuz . 
für  20  Jahre  und  bei, Skulpturjen  und  andern,  plastischea  Kunst- 
werken für  10  Jahre  nach  dem  Tode  des  Autors,  Rnsslaad  scbüzt 
die  Erben  des  Autors  durch  25'Jal^e  und  wenn  sie  5  Jahre  vor 
dem  Ende  der  Frist  nachsuchen,  noch  durch  10  Jahre  in.  der  Aosr 
Übung  ihrer  Rechte.  Nordamerika  gewährt  ein  ausschliessliches 
Recht  auf  die  Dauer  von  28  Jahren,  vom  Tage  de/  Einregistriru^ 
an,  und  nach  Ablauf  dieser  Zeit,  wenn  der  Autor  noicl)  lebt  und. 
in  den  vereinigten  Staaten  noch  wo  hnhaft  ist,  und  naph  meinem 
Tode  den  Erb^n  n9ch  14  Jahre. 

»Frankreich,   Deutschland  und  noch  einige  allere 
Staaten  scbüzen  das  Recht  des^utor^  durch  30  Jahre  nach  sei-' 
nem  Tode,  doch  mit  ver^chiedenep  Ausnahmen  und  Modalitäten. 
Die  internationalen  Verträge  stüzep  sich  z^m. grossen  Theil  mi 


1)  YrgL  Wicht  er,  Verlapreeht,  Band  II. 
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Gegenseitigkeit,  nur  die  zwischen  Frankreich  und  Spanißn,  Frask^ 
reich  und  Portugal  haben  besondere  Unterscheidungen  nach  der 
Nähe  des  Grades  der  Erben,  nach  welcher  sich  die  Zeit  richtet 
So  begegnen  wir  auf  diesem  Gebiete  den  prinziplosesten 
Schwankungen,  den  grössten  Willkürlichkeiten  wie  auf  keinem 
andern  Gebiete  des  Rechtslebens.  Man  sieht  nach  den  versuchten 
Ausgleichungen,  welche  das  Zeitmass  feststellen,  wie  man  ge- 
rungen hat,  die  natürliche  Gerechtigkeit  mit  einer  gewissen  Nüz- 
lichkeit  zu  vereinigen,  und  ehe  man  kühn  hineingegriffen  hätte 
in  das  Gebiet  und  mit  wenigen  Unterscheidungen  ein  Mass  fest- 
gesezt  hätte,  welches  die  erwünschte  Befriedigung  gewährt  haben 
würde,  suchte  man  durch  Massenproduktion  von  gesetzlichen  Be- 
stimmungen und  Modalitäten  einen  Ausgleich  herbeizuführen,  der 
in  der  That  nichts  weiter  ist,  als  wie  Curtis  sagt,  ein  Compro- 
miss  zwischen  der  praktischen  Gesetzgebung  und  dem  wahren 
Rechte.  Ein  Compromiss  ist  aber  kein  Recht,  sondern  ist  und 
bleibt,  wo  er  immer  im  Leben  vorkommen  mag,  eine  Rechtsver- 
letzung (?  ?). 

»Wir  können  das  wahre  Prinzip  nur  finden,  wenn  wir  den 
Gegenstand  in  seine  Theile  zerlegen  und  dasjenige  genau  be- 
trachten, was  übertragen  und  vererbt  werden  kann. 

„Die  geistige  Arbeit  und  das  geistige  Kapital  sind  die  beiden 
Elemente,  welche  die  freie  Idee  erfassen  und  durch  persönliche 
Thätigkeit  und  Verwendung  des  persönlichen  Kapitals  dieselbe  zu 
einer  persönlichen  machen.  Durch  diese  Verarbeitung  trägt  die 
Person  in  die  gestaltete  freie  Idee  ihre  individuelle  *Erwerbskrafk 
und  Erwerbsfähigkeit  hinein  unJ  erwirbt  dadurch  das  persönliche 
Recht  der  Verwerthung,  welche  steigt  und  fällt  mit  der  Höhe  und 
Güte,  der  persönlichen  Arbeit  und  Höhe  und  kraft  des  verwen- 
deten geistigen  Kapitals.  Vermöge  der  persönlichen  Arbeit,  welche, 
so  lange  die  Person  lebt,  thätig  ist  und  thätig  sein  kann^ 
ist  es  die  Rechtssphäre,  welche  das  Leben  der  Person  umschliesst 
und  jeden  unberechtigten  Eingriff  in  dieselbe  zurückzuweisen  be- 
rechtigt ist. 

»Mit  dem  physischen  Tode  hört  die  Möglichkeit  und  die  Fä- 
higkeit auf,  den  Werth  seines  geschaffenen  Produktes  weiter  zu 
beeinflussen  und  durch  eine  neue  Arbeit  und  ein  neu  verwendetes 
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Kapital  seine  Erwerbskraft  in  das  Werk  zu  tragen  ond  diese  im 
Verkehr  zu  bethätigen.  Das  Werk  selbst  gelangt  bei  dem  Tode 
seines  Schöpfers  auf  den  Punkt,  wo  es  durch  seinen  nun  Test- 
stehenden  Werth  die  durch  seinen  Schöpfer  hineingetragene  Er- 
werbskraft in  einem  nun  unwandelbaren  Masse  bethätigen  kann. 

»Der  Erfolg  dieser  nun  weiter  sich  bethätigenden  Erwerbs- 
kraft ist  allein  dasjenige,  w^s  der  Autor  auf  seine  Rechtsnach- 
folger übertragen  und  vererben  kann .... 

„Allein,  wird  man  fragen  und  die  Frage  liegt  sehr  nahe,  auch 
der  Vermögenswerth  der  Erwerbskraft,  welche  In 
einem  Werke  liegt,  ist  nichts  Bestimmtes  und  müsste,  w^nn  eine 
Vererbung  und  Uebertragung  nur  nach  so  strengen  Gesetzen  mög- 
lich ist,  somit  in  einer  genauen  Vermögenssumme  ausgedrückt 
sein.  Die  Beantwortung  dieser  Frage  ist  nicht  nur  eine  Antwort 
darauf,  wie  sich  diese  Vermögenssumme  feststellt,  sondern  auch 
die  Antwort  auf  den  Zeitschuz  des  Gesezes. 

»Wir  gingen  aus  von  der  Zerlegung  der  Elemente,  welche 
eigentlich  ein  Werk  schaiTen,  und  nannten  diese  die  persönliche 
Arbeit  und  das  geistige  Kapital.  Beide  empfangen  im  geschaffenen 
Werke  durch  den  Verkehr  einen  Werth  und  einen  sicheren  Preis. 
Dieser  Werth  und  sein  äusseres  Mass  im  Preise  ist  aber  der 
Vermögenswerth.  Er  stellt  sich  in  .dem  einzelnen  Werke  nur  als 
ein  Prozentantheil  dar  und  nach  dem  Verkauf  des  einzelnen  Thei- 
les  fliesst  ein  Theil  des  Preises  gewissermassen  als  Zins  des  im 
ganzen  Werk  angelegten  Kapitals  dem  Autor  zu.  So  lange  der 
Autor  l^bt,  kann  dieser  Zins  steigen  und  fallen, 
weil  er  die  Kraft  hat,  auf  das  Kapital  zu  wirken. 
Mit  seinem  Tode  endet  diese.  Der  Zins  wird  nun  ein 
gleicher  sein,  weil  das  Kapital  nicht  mehr  geändert  werden  und 
zu  demselben  auch  keine  Arbeit  mehr  hinzutreten  kann.  Das  vom 
Autor  in  s^in  Werk  hineingetragene  Kapital  oder  der  nun 
feststehende  Verm-ögenswerth  oder  die  durch  einen 
materiellen  Zins  sich  äussernde  und  darnach  leicht  zu  bestimmende, 
im  ganzen  Werk  enthaltene  Vermögenssumme  kann  nur  noch 
durch  ihre  eigene  Kraft  wirken.  Es  liegt  aber  in  einem  jeden 
Kapitale  die  Kraft,  nach  einer  gewissen  Zeit  durch  einen  bestimm- 
ten Zins  sich  wieder  zu  erzengen.    Diese  Kraft  liegt  auch  in  dem 
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g^sligeo  Kapital,  insofern  es  sich  durch  den  Terkehr  als  eine 
reelle  Vermdgenssamme  darstellt  Und  diese  Vermögenssumme, 
welche  der  Zins,  den  jeder  einzelne  Theil  des  Werkes 
in  seinem  Preise  abwirft,  genau  begränzt  und  berechnen  Iftsst, 
diese  allein  ist  es,  welche  vererbt  und  übertragen  werden  kann 
und  die  durch  den  nach  dem  Tode  des  Autors  noch  fortwirkenden 
geseziichen  Schuz  der  Ausschliesslichkeit  des  Vertragsrechts  in 
einer  endlichen  Zahlensumme  nach  einer  bestimmten  Zeit  auch 
wirklich  dargestellt  wird.  Diese  bestimmte  Zeit  aber  wird  sich 
nach  dem  einfachen  mathematischen  Saze  allein  richtig  stellen 
lassen:  So  lange  ein  angelegtes  Kapital  braucht,  um 
durch  seinen  Zins  sich  wieder  zu  erzeugen,  so 
lange  muss  der  Schuz  des  Gesezes  nach  dem  Tode 
eines  Autors  dauern,  um  seinen  Erben  und  Rechts- 
nachfolgern die  Besiznahme  des  eigentlichen  ma- 
teriellen Vermögens  zu  sichern.  Hat  sich  diese  Ver- 
mögenssumme nach  der  durch  das  Wesen  der  Sache  selbst  be- 
stimmten Zeit  gebildet,  so  löst  sich  das  geistige  Werk  von  seiner 
Bestimmung,  zu  erwerben,  los  und  fällt  dem  Volke  anheim  als 
Wiedererstattung  dessen,  was  es  in  seinem  allgemeinen  Cultur- 
leben,  in  seinem  Fortschritte  jedem  Einzehien  gewahrt  hat  und 
das  es  eben  darum  wieder  zurückfordern  kann. 

»Mehr  kann  die  Wissenschaft  und  mehr  hat  sie  nicht  zu 
beweisen,  als  das  Prinzip.  Was  darüber  hinausgeht,  ist  in  der 
Tbat,  wie  Hegel  sagt,  eine  nuzloseZuspizung  derTheorie, 
Wohl  ist  es  geboten  im  Staatsleben ,  dass  um  der  bürgerlichen 
Ordnung  und  der  nothwendigen  Rechtssicherheit  willen,  ein  be- 
stimmtes Mass  für  Alles  im  Rechisleben  bestehe,  und  da  dieses 
Mass  dann  immer  am  richtigsten  sein  wird,  wenn  es  sich  an  nor- 
male Zustande  anlehnt,  so  kann  man  sagen,  dass,  weil  ein  Ka- 
pital, zu  gewöhnlichem  Zins  angelegt,  in  30  Jahren  sieh 
wieder  erzeugt,  auch  der  30jährige  Schuz  der  tilligste  und  ge- 
rechteste ist  Man  darf  bei  solchen  Beweisen  niemals  an  der 
Zahl  hängen  bleibeu,  sondern  muss,  losgelöst  vom  Nebensäch- 
Ucben,  gerade  auf  das^Ziel  lossteuern.  Wird  man  sich  befreien 
von  dem  Nächstliegenden  und  Aeusserlichen  des  Begriffes,  so 
wird  man  vielleicht  auf  di^em  Wege  auch  zu  einem  sichereren 

Zeitfohr.  f.  Steatow.  I8e7.  lU.  Heft.  25 


Digitized  by 


Google 


380  ^^^  ausschiietseiHleii  „Verhiltafase*. 

Beweise  Ober  das  Recht  der  Verj&hnmg  Qberli«i|it  konnnea, 
als  es  die  blosse  NOzUchkeit  und  das  nackte  Geses  der  Notb- 
wendigkeit  thut.* 

Der  Verfasser  vorstehender  Theorie  ist  in  verschiedenen  Re^ 
censionen  als  der  glOckllche  Prinz  gepriesen  worden,  welcher  das 
ökonomische  Turandotrfithsel  der  Autorschnzfrist  geUKst  habe.  Ums 
im  Gegentheil  scheint  Dasjenige,  was  an  Richters  Theorie  ridi- 
tig  ist,  nicht  neu,  und  was  an  ihr  neu  ist,  ganz  und  gar  unridi- 
tig  zu  sein. 

Richtig,  aber    nicht  neu  ist  die  Andeutung  im  Bingmg, 
dass   die  Autoren   aus  dem  intelligibeln  Fonds  der  Geselhehafk 
schöpfen  und  dass  der  Heimfall  des  Geislprodoktis  an  diesen  Fonds 
naturgemäss  ist;  von  Krause  und  Rönouard  bis  auf  Proad- 
hon  und  Harum  ist  diess  schon  lange  hervorgehoben.   Richtig, 
aber  nicht  neu  ist,  dass  nicht  die  Idee  appropriirbar  ist,  sondern 
nur  das  Verkehrsprodukt;  alle  besonnenen  Juristen  haben  dien 
Iftngst  betont.   Richtig,  aber  nicht  neu  ist,  dass  die  »freie  Geistes- 
that*   des  Autors  erwerbberechtigt  ist;  sie  ist  als  ein  „Diensl 
gegen   die  Gesellschaft^,  wie  schon  Rönouard  sagt,  einer  Ver* 
geltung  Seitens  der  letzteren  werth.   Richtig,  aber  nicht  eben  neu 
ist,  dass  auf  Lebenszeit  das  Band  zwischen  dem  Verwerthungsge- 
schick  des  publicistischen  Werkes  and  zwischen  seinem  Schöpfer 
nicht  unterbrochen  werden  darf;  alle  Gesezgebungen  haben  diess, 
wie  Richters  kurzer  Abriss  ')  zeigt,  anerkennt  und  schon  Rtaou* 
ard  hat  es  erklärt  und  vertheidigt    Richtig,  aber  nicht  neu  iil 
die  kritische  Bemerkung,  dass  die  Gesezg^ungen  hinsichtlich  des 
Zeitmasses  ins  Ungeffthre  hinein  gegriffen  haben. 

Neu,  aber  unrichtig  ist,  dass  die  Wahl  verschiedener  Zeil^ 
masse  für  verschiedene  Schuzobjeete  Willköhrlichkeit  und  Prinzip* 
losigkeit  sei;  denn  die  socialökonomische  raüo  des  singulirea 
Monopolrechtes  trifft,  wie  schon  dargethan  ist,  bei  verscbiedenee 
Fällen  in  verschiedenem  Masse  zu.  Vielmehr  ist  die  Unifonnitit 
einer  oder  einiger  weniger  Fristen  ft)r  aHe  Fille  eine  leidige 
Schattenseite,  welche  dem  Autorschuz  als  künstlicher  und  daher 
zu    Durchschnitten    genölhigter  N^chbildmg   der   freien 
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Lohn-   und   Lohnrentenfunktion   anklebt;    die   leztere   wiegt   im 
freien  Verkelff  das  Verdiepst  mannigraltig  ab  und   bestimmt  die 
Fristen  bevorzugter  Ausbeutung  in  vielfftltigen  Abstufungen.    Neu, 
aber  unricfatig  ist,  dass  der  »Kompromiss*  ein  Unrecht  sei;   die 
Z^itfrist  eines  Monopofarechtes   kann  nur  in  Durchschnittszahlen 
gegriffen  werden,  wie  gleichfalls  schon  nachgewiesen  ist.  Unrichtig, 
zu  viel  und  daher  nichtssagend  ist'  es,  das  lebenslängliche  Monopol 
auf  die  allgemeine  Unantastbarkeit  der  »Rechtssphäre«  des  thäti- 
gen  und  lebenden  Sqbjectes   zurückzuRihren.    Unrichtig,   nichts, 
weil  zu  viel  beweisend  ist  die  Begründung  des  Autorschuzes  auf 
die  Pflicht  des  Staates,  die  Erwerbsfähigkeit  zu  schüzen;  —  alle 
Monopole,  welche  je  da  waren,  konnten  damit  gerechtfertigt  werden. 
Neu,   aber  unrichtig  und   unklar  dazu  ist  die  Ansicht,   dass  mit 
dem  Tode  des  Autors  die   »in  das  Produkt  hineingetragene  Er- 
werbskraft .des  Schöpfers«   einen  »nun  feststehenden  Werth«  des 
Produktes  begründe,  —  dass  der  »Vermögenswerth  der  Erwerbs- 
kraft«,  sich  darstellend  im  Procentantheil  der  Autorthätigkeit  am 
Absazpreis,    als    »Zins   des    im   Werk    angelegten    Cgoistigen) 
Kapitals«  anzusehen  sei,  dem  Autor  gehöre  und  mit  seinem  Tod 
einen  festen  Kapitalwerth ,  eine  »Vermögenssumme«  repräsentire, 
dass   diese    »Vermögenssumme«,   welche  jener  »Zins«   abwerfe, 
»genau  begrenzt  und  berechenbar«  sei,  —  dass  ein  »einfacher 
mathematischer  Satz«  gebiete,  es  müsse  der  Schuz  so  lange  nach 
dem  Tode  des  Autors  fortdauern,  als  ein  angelegtes  Kapital  braucht, 
um  durdi  seinen  Zins^  sich  wieder  zu  erzeugen,  —  endlich,  dass 
„eia  Kapital,  »»zu  gewöhnlichem  Zins"*  angelegt,  in  dreissig  Jahren 
sich  wieder  erzeuge  und  daher  auch  der  dreissigjährige  Schuz  der 
billigste  und  gerechteste  sei/    Man  müsste  wahrlich  in  der  Natio- 
nalökonomie mit  dem  ABC  anheben,   um  —  milde  ausgedrückt 
die  obige  Theorie  bis  aufs  lezte  Wort  als  verunglückt  nachzu- 
weisen und  zu  zeigen,  dass  die  Argumentation  mit  den  Begriffen 
»geistige  Arbeit%  »geistiges  Kapital*,  »Erwerbskraft*  des  lezteren 
u.  s.  w.   keinerlei  wissenschaftlich  anerkannte  Säze  der  National- 
ökonomie zur  Grundlage  hat.    Diess  kann  füglich   unterbleiben. 
Selbst  auf  die  Gefahr,  »einer  nuzlosen  Zuspitzung   der  Theorie* 
und  des   »Hängenbleibens  an   der  Zahl*   schuldig   befunden  zu 
werden,  können  wir  es  wagen,   ganz  aphoristisch   mit  einigen 
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Säzen  zu  erwiedern.    Wir  sagen  hienach:  die  Wiedererzeagnag 
des  Kapitals   binnen  30  Jahren   müssie  auf  einer  besli mm ten 
Ziffer  des  Zinsfusses   beruhen,   welche  Richter  nicht  einmal  ao- 
giebt  und  allgemein  zutreffend  auch  niemals  angeben  könnte;  — 
mit   der  Veränderung  des  Zinsfusses  mflsste  die  Frist  wechselii, 
selbst    wenn   Richter   Recht   hätte;    der  Ersatz   des   »geisligeB 
Kapitals**  geschieht  aber  nicht  durch  Verzinsung,  sondern    darcb 
Unterhalt    gewährenden  Lohn,  —  der  Antheil  des  Ertrages    der 
Autorarbeit  am  Absazpreise  ist  überhaupt  keine  bestimmte  Grösse, 
und  wäre,  wenn  eruirbar,  je  nach  dem  Erfolg,  der  Auflage  etc. 
ein  sehr  verschiedener  Werthsaz  C»Zins*) ;  —  diese  Grösse  wird 
durch   Verlagsvertrag    wilikührlich    festgestellt  und    im   Honorar 
Seitens  des  Verlegerkapitals  vorgelegt;  —  der  SOjährige  Recht^- 
schuz   nach   dem  Tode   beruht  auf  keinem    denkbaren   mathe- 
matischen   Gesez,  —  jene   nebelhafte  Vorschwebung   eines 
»Zinses*  als  Werthproduktes  des  Autors  würde  eine  nach,  wie  vor 
dem  Tode  schwankende  Grösse  sein,  der  »Vermögenswerth*  der 
Autorenleistung   ist   nur,    was    den   nothwendigen   Preis 
der  Arbeit  betrifft,   eine    bestimmte  Grösse,    bestimmt   nämlich 
durch    die  Unterhaltskosten,   er  bestimmt  sich   thatsächlich  sehr 
verschieden  je  nach  der  Grösse  der  Auflage,  je  nach  dem  Schicksal 
des  Produktes  und  je  nach  der  Gerechtigkeit  des  Verlagsvertrages. 
Die  dem   guten  Autor  gebührende  Lohnrente  dagegen  ist  allein 
überhaupt  nicht  fixirbar. 

Möge  der  Verfasser  der  »Kapitalstheorie*  über  die  Autor- 
rechtsfrist diese  kurze  aphoristische  Polemik  nicht  der  Missver- 
ständnisse anklagen.  Wir  haben  ehrlich  einigen  nationalökono- 
mischen Sinn  in  die  oben  abgedruckten  Vorschwebungen  zu  bringen 
gesucht.  Ist  diess  nicht  gelungen,  so  liegt  es  nicht  im  Mangel 
an  gutem  Willen,  sondern  in  der  Unmöglichkeit  begründet,  die 
»Kapitalstheorie*'  des  Verfassers  auf  fassbare  nationalökonoroiscbe 
Grundsäze  zurückzuführen.  Diese  Unmöglichkeit  wird  der  Leser 
nicht  bestreiten,  wenn  er  den  obigen  wortgetreuen  Auszug  aus 
Richter's  Schrift  sich  zurechtzulegen  selbst  versuchen  wird. 

Eine  absolute,  für  alle  Zeiten,  alle  Länder,  alle  Kategorieen 
publicistischer  Litteratur-  und  Kunst-Erzeugnisse  schlechthin  giltige 
Schuzfrist  giebt  es  nicht    Der  Autorenschuz  ist  nicht  bios  transi- 
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toriscb,  sondern  seine  Frist  kann,  nach  Analogie  der  freien  Lohn- 
und  Renten fanction  eine  sehr  verschiedene  sein,  j^  nach  dem 
Grad  der  Volksbildung,  dem  Mass  des  Honorarkostenantheils  am 
Stückpreis,  vor  Allem  nach  der  Verkehrsnatnr  der  verschiedenen 
Gattungen  poblicistisoher  Produkte. 

An   Richter*s  Werk   ist  immerhin   zu  schäzen,    dass  es 
eioen  Versuch  macht,  die  Fristbeschränkung  des  Autorschuzes 
theoretisch  zu  ergrOnden.    Andere  denken  hieran  nicht  und  lassen 
dann    die  Gesezgebung   ohne   Haltpunkt  in  dieser  Frage,    oder 
ignoriren  sie  leichtweg   die  Bedeutung   der  Zeitfrage.    So  meint 
Max  Wirth  ^):    »die  Beschränkung  des  Urheberrechtes  ist  im 
Wesentlichen  bedeutungslos.    Ein  Buch  ist  gewiss  fast  immer  zu 
der  Zeit  am  nüzlichsten,  in  welcher  es  erscheint*    Aliein  schon 
thetsfichlich  ist  diess  für  die  bedeutendsten,  die  klassischen  Werke, 
nicht  richtig,    also  die  kürzere  oder  längere  Frist  praktisch  hier 
gar  nicht  »bedeutungslos.*    Sodann   liesse  sich  aus  den  Worten 
Wirtb's  ebenso  flir  völlige  Beseitigung  als  für  ewige  Dauer  des 
Autorschuzes   argumentiren ,   und  die  Vermuthung  wäre  an  sich 
gegen  das  Monopol.    Weiter  ist  es  für  den  Bücherpreis  und  für 
die  Art  des  Vertriebes   keineswegs  gleichgiltig,  ob  das  Monopol 
kurz  oder  lang  ist;  hinsichtlich  des  amerikanischen  Büchermarktes 
ist  diess  oben  an  bezeichnenden  Thatsachen  hervorgetreten,  und 
auch  die  Preise  der  deutschen  Klassiker  sind  mit  Annäherung  an 
den  Ablauf  der  Nachdrucksprivilegien   sehr  viel    wohlfeiler   ge- 
worden. ^ 

Die  juristische  Dootrin  macht  kaum  einen  Versuch, 
die  Zeitfrage  zu  lösen.  Einerseits  nimmt  sie  eine  Schuzpflicht 
an,  soweit  das  Vermögensinteresse  des  Autors  reicht,  anderer- 
seits sucht  sie  unter  vager  Berufung  auf  das  allgemeine  Interesse 
doch  wieder  an  jener  Schuzpflicht  abzubrechen,  ohne  begründen 
zu  können,  wie  viel  und  wie  weit  Die  ganze  diessföUige  Blosse 
der  juristischen  Doctrin  offenbart  sich  z.  B.  in  dem  Saz,  welchen 
Wächter  als  leitenden  Gedanken  an  die  Spize  seiner  Erörte- 
mngen  über  die  Schuzfrist  stellt:  „das  Veriagsrecht  erfordert 
nach  seinem  Prinzip  einen  Schuz  insoweit,  als  für  den  Autor 
faktisch  die  Möglichkeit   einer  Nnzung  seines  Erzeugnisses  im 
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Verkehr  vorliegt.  Eine  Grenze  findet  aber  dieser  Sohoz  in  der 
Anfordemn^,  dass  die  geistige  Benuzung  fBr  Alle,  der  geistige 
Verkehr  nicht  onverhiltnissaiässig  gestört  werde/^  Wo  ist  denn 
der  Massstab  der  ,,Verhfiltnissinassigkeit^%  nach  welchem  der 
Kompromiss  zwischen  den  beiden  einander  entgegengesezlen 
Prinzipien  zu  schliessen  wdre?  Wächter  theiit  einen  sddieii 
Massstab  nicht  mit  und  verzichtet  hiedorch  auf  eine  Losung  der 
Zeitfrage  gleich  allen  andern  Juristen.  Wir  haben  in  Abschnitt  VI 
die  Rentenfunktion  als  Versöhnung  beider  Interessen  nachgevriesen* 


Wie  flir  die  Zeitbegrenzong,  so  entfalten  sich  auch  für  die 
Raumbegrenzung  des  Autorschuzes  weittragende  Pol- 
gerungen aus  unserer  Theorie.  Die  internationalen  Ver- 
irige  über  litterarisch  -  artistisches  Eigenthumsrecht  finden  an 
diesen  Folgerungen  eine  grundsftzKche  Schranke,  während  die 
Freiheit  der  Uebersezung  durch  unsere  Theorie  grundsAi- 
lieh  Boden  gewinnt. 

Die  riumliohe  Begremung  des  Autotenaehuiea« 

Als  Konsequenz  eines  hauptsächlich  unter  dem  Gesichtspunkt 
der  Rententheorie  gerechtrertigten  Autorenschuzes  rechtfertigre 
sich  so  eben  ins  Einzelne  die  zeitliche  Begrenzung  dieser  Art 
rechtlich  ausschKessender  Absazverhältnisse.  Es  liegt  nahe,  so- 
fort auch  die  Frage  der  räumlfchen  Begrenzung  desselben  zu 
stellen.    Auch  diese  Frage  ist  von  hohem  praktischem  Interesse. 

Vom  Standpunkt  der  litterarisch -artistischen  Eigenthumsidee 
kommt  man  zu  territorial  allgemeiner,  wie  zur  zeitlich  unbe- 
grenzten Geltung  der  Urheberrechte.  Die  Franzosen  als  eifrigste 
Vertreter  der  Idee  geistigen  Eigenthumsrechtes,  zugleich  als  bis- 
herige Herren  der  belletristischen  und  artistischen  Weltmode,  sind 
folgerichtig  auch  die  Propagandisten  internationalen  Autoren- 
schuzes gewesen,  und  sie  haben  in  Europa  dieser  Konsequenz 
Geltung  verschafit  Die  Beschlösse  des  Brüsseler  Kongresses 
von  1858  lauten  dafür.  Die  Vereinigten  Staaten  dagegen  sträu- 
ben sich  gegen  die  internationale  Ausdehnung  des  Autorenschuzes 
auf  ihr  Gebiet;  Carey's  Schrift  ist  hiegegen  geachriebea 
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Naoh  der  hier  vertreteneii  Theorie  ist  folgender  Gesichts- 
punkl  entscheidend:  wie  verbilt  sich  die  freie  Prämienfonction 
der  Rente,  dieses  VorbiU  des  yom  Staate  gescbaflfonen  (Künstlichen 
BinhonimensBchufles,  nur  Ausdehnung  des  Marktes?  Haben  sonst 
die  Autoren  und  die  Entdecker  eine  Vorhand  der  Ausbeutung  für 
den  ganzen  Weltmarkt?  Nimmt  nicht  vietmekr  derVortheil  der 
AusbentongsprioritM,  selbst  der  Einholung  der  blossen  Kosten,  im 
Onadrat  der  Entfernung  der  Marktgrensen  vom  Uittelpunkt  der 
prioritfttischen  Unternehmung  ab? 

Wir  glauben,  dass  im  Allgemeinen  das  Letztere 
stattfindet  Die  Erhebung  ausserordenliicken  Einkommens 
sohwichl  sich,  je  weiter  hinaus  auf  dem  Markte,  desto  mehr  ab; 
sie  verliert  an  Stärke,  wie  die  Wellenringe  mit  der  Entfernung 
vom  Punkte  des  Stosses. 

Dann  aber  kann  auch  der  Antorenschuz,  wenn  er  als  künst- 
lieh nachgebikiete  Lohn-  und  Rentenfunktion  erfasst  wird, 
schwerlich  auf  einen  territorial  allgemein  i^eichen  Grad 
der  Geltung  Anspruch  machen.  Dann  sind  auch  die  liberale  Be- 
handlung der  Uebersezungsfreiheit  in  der  deutschen  Gesezgebung 
und  die  amerikanische  Widerseiliohkeit  gegen  die  von  Engl^d 
imd  Frankreich  vertretene  Universalität  des  Antorenschuzes  nicht 
so  unbedingt  verwerflich,  als  es  gewöhnlich  angenommen  wird. 

Treten  wir  den  leztgenannten  Fragen  sogleich  näher! 

Man  mnss  drei  Fälle  unterscheiden:  die  auswärtigen  Staaten 
gehören  einer  oder  mdnreren  fremden  Sprachen  an;  oder  sie 
gehören  ganz  oder  theilweise  zu  dem  Gebiet  derselben  Sprache, 
in  wekher  das  Werk  verfassi  ist,  oder  das  Werk  ist  in  einer 
Weltsprache,  einer  todten  oder  einer  lebenden,  geschrieben. 

1)  DerFall  fremder  Zungen  im  fremden  Staate: 
Der  uilemationale  Schuz  kann  an  und  für  sich  mehrere  Ziel- 
punkte haben:  Absazbeherrschung  auch  des  fremd- 
sprachigen Marktes,  a)  theüs  gegen  Nachdrücke  zum  Ge- 
brauche derjenigen  Leser^  welche  troz  der  Angehörigkeit  an  eine 
fremde  Naiionalsprache  dennoch  die  Originalspracbe  lesen  können 
und  lesen  wollen,  tbetls  b)  gegenUebersezungen  in  die  fremde 
Sprache,  —  sodann  c)  Schnz  gegen  solche  Nachdrücke  im  frem- 
den Staat,  wekbe  zur  Rückeinfuhr  in  das  Land  des  Originalver- 
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iBffis  bestimmt  sind  (Nachdnickseoiitrebande).  Dreierlei  Sebos- 
Interessen  sind  es  also,  welche  fär  den  euerst  za  erMenulea 
Fall  in  Frage  kommen,  und  anter  diesen  dreien  ist  die  Ueber- 
sesungsfreiheit  oder  Nichtüi>ersemngsfreibeit  praktisch  an  wich- 
tigsten. 

a)  Wenn  auch  Tiele  AosUnder  ein  Werk  in  der  Origioal^ 
spräche  lesen,  so  ist  doch  die  Originalausgabe,  da  sie  den  ge- 
schüzten  Markt  eines  grossen  nationalen  Sprachgebietes  hat,  so 
sehr  in  der  Vorhand  der  freien  Rentabifität,  dass  sie  gegen  ein- 
fachen  Nachdruck  im  Auslande  für  Ausländer  von  selbst  geschOxl 
ist  Es  müsste  denn  der  heimische  Preis  so  gegriffen  sein,  dass 
im  Auslande  eine  viel  kleinere  Auflage  mit  wohlfeileren  Exemplar- 
preisen hergestellt  werden  kann.  Derartige  Uebertheuning  des 
Originalproduktes  hat  aber  socialökonomisch  keinen  Anspruch  auf 
staatliche  Förderung. 

b)  Gegen  Uebersezungen  ist  ein  Schuz  unseres  Erach- 
tens  nicht  begrCtodet 

Das  Widerstreben  der  praktischen,  namentyeh  der  deutscbeB 
Gesezgebung,  bezOglich  des  Schuzes  gegen  Uebersezung,  hat 
einen  ganz  richtigen  Takt  bewährt  Sogar  die  Heissspome  des 
unbeschränkten  geistigen  Eigenthumsrechtes  haben  hier  ihren 
Konsequenzmachen  die  Spize  stark  abgebrochen,  indem  sie  tns 
jezt  nur  bei  Vorbehalt  des  Uebersezongsirechtes  und  bei  sofortiger 
Ausführung  dieses  Vorbehaltes  einen  kurzen  Uebersezungsschuz 
verlangten;  sogar  der  Brüsseler  Autorenkongress  für  Autorschuz 
(1858)  verlangt  nur  zehnjährigen  Uebersezungsschuz. 

Gewöhnlich  wird  der  Schuz  gegen  Uebersezungen  aus  dem 
Grunde  verworfen,  wenigstens  nur  sehr  beschränkt  eingeräumt, 
weil  die  Uebersezung  als  solche  ein  neues  Geistesprodukt,  eine 
Weiterverarbeitung,  nicht  blosse  mechanftcbe  Vervidftltigung  sei 
Diese  Beweisführung  für  Uebersezungsfreiheit  ist  wbirlich  die 
einzige,  welche  vom  Standpunkt  der  gewöhnlichen  Theorieen  des 
Autorschttzes  überhaupt  möglich  ist  Mag  ihr  aber  auch  Wahres 
zu  Grunde  liegen,  so  bleibt  sie  doch  eine  überraschend  liberale 
Behandlung  der  Uebersezungsarbeit  inmitten  des  sonstigen  protec- 
tionistischen  Eifers ;  sie  klingt  vrie  einiger  Abfall  vom  Prinzip,  wie 
ein  Stück  Politik,  welche  den  Bogen  nicht  überspannen  will,  oder 
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wie  egoistische  Inkonsequenz  der  Uebersezongslitteraten,  wdche  im 
Gboros  des  litlerarisch-artisUschen  Protectionismos  mitruren.  Wird 
doch  in  achtzig  unter  hundert  Fällen  die  Uebersezimg  eine  ebenso 
mechanische  Arbeit  sein,  als  die  Arbeit  des  Dmokereifaktors» 
welcher  einen  einfachen  Nachdruck  besorgt  Gerade  bei  den 
rentabelsten  Uebersezungsartikebi  aus  dem  Gdinete  der  Roman- 
fabrikation wird  diess  zutreflbn.  Ist  dem  aber  so,  so  ist  die  Ab- 
leitung der  Uebersezungsfreibeit  aus  neuer  Autorschaft  ein  schwie- 
riges Problem;  dem  ersten  Autor  mOsste  wenigstens  eine  Abfindung 
oder  ein  Gewinnantheil  Seitens  des  Uebersezungsverlages  grund- 
sAzIich  gei^ühren. 

Nach  unserer  Theorie  findet  die  volle  Uebersezungsfreihei| 
aas  einem  anderen,  wirklich  national-ökonomischen  Grunde  unge- 
zwungen ihre  Rechtfertigung.  Bei  allen  Produkten  gentigt  die 
Prioritttt  auf  einen  Theil  des  ganzen  Weltmarktes,  um  durch  die 
normale  Lohn-  und  Lohnrentenfunktion  jeder  Leistung  socialöko- 
nomisch  gerecht  zu  werden;  jedes  Produkt,  nicht  blos  Kleider, 
sondern  Utensilien  und  Verbrauchsgttter  aller  Art,  trdgt  seinen 
nationalen  Typus  oder  erborgt  als  ExfKNrtartikel  einen  fremden 
Nationallypus,  und  wird  so  »rentabel.*  Die  ausgezeichnetste 
Leistung  Yerüert  im  Oa&drat  der  Entfernung  an  MarktgunsU  Was 
Carey^)  in  anderem  Zusammenhang  bemerkt  hat:  »der  heimtecbe 
Markt  ist  der  wichtigere  Tür  Worte  so  gut  wie  fOr  Sachen*,  wiegt 
auch  in  unserer  ökonomischen  Theorie  des  Autorschuzes.  Schon 
con  Marktgebiet  von  kleinerem  Radius  sichert  in  der  Regel  die 
Rentabilität.  Weiter  braucht  daher  auch  die  künstliche  durch  das 
temporäre  Monopol  des  Autorrechtes  vermittelte  Rentabilität  nicht 
SU  gehen.  Die  heutigen  nationalen  Sprachgebiete  sichern  einen 
sehr  erhebliche^  heimischen  Markt.  Das  zeitweilige  Monopol  auf 
diesem  Markt  ist,  zumal  für  Artikel  von  grossem  Publi- 
kum, ein  sehr  reichliches  Surrogat  des  sonst  gegen  Concurrenz 
kämpfenden  freien  liOhn-,  Gewinn-  und  Renteneinkommens.  Eine 
Vecstidrkung  durch  Uebersezungsmonbpole ,  völkerrechtlich  herge- 
stellt ^  ergäbe  ein  unmässiges  Weltmonopol  des  Autors.  Dieses 
ist  vmn  Standpunkt  unserer  restrictiv  nicht  extensiv  anzuwenden- 
den Theorie  der  ansschtiessenden  Absazverhältnisse  zu  verwerfen. 
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Dazu  kommt,  das«  Ar  den  Aotor  der  Sohns  gegen  UeMr^ 
sezang  geringes  Vermdgenainteresfle  hat  Der  Originalverieger 
giebt  wegen  des  im  Verlagsverlrag  gewdhnlioh  mitOberlrageiieii 
Uebersezongsreehtes  nicht  viel  grösseres  Honorar.  Der  aoswtr- 
tige  Verleger  aber  wird  der  berechtigten  Aviorfireiide  oder  Eitel- 
keit das  Uebersezongsrecht  wohlfeil  abkaufen.  Anch  da  ist  das 
Recht  des  Autors  ein  Erstgebortsrecht ,  welches  besten  Falls  mn 
ein  Linsengericht  verinssert  werden  mass.  Hdchstens  fQr  Pro- 
dukte von  der  Galtung  der  Romanftbrikate,  welche  schon  auf  den 
heimischen  Markte  gut  bezahlt  sind,  wttrde  der  Uebersezungsschvi 
ein  erkleckliches  Vermögensinteresse  darstellen,  er  ist  abm*  gerade 
hier  entbehrlich. 

An  der  Berechtigung  der  Uebersezungsfreiheit  wird  auch 
nichts  durch  die  Möglichkeit  geftndert,  dass  mehr  Uebersemngs- 
als  Originalexemplare  abgesezt  werden.  Der  Autor  kann  ja  nach 
Belieben  die  Sprache  mit  grösserem  PubHkum  flir  dieOriginai- 
ausgäbe  wählen. 

Es  darf  Für  den  Schuz  gegen  Uebersezungen  auch  die  höchst 
persönliche  Rücksicht  auf  den  Autor,  der  einen  guten  Uebersezer 
wfinscht,  nicht  massgebend  sein.  Einmal  kann  schon  während 
des  Druckes  der  Originalausgabe  fQr  die  Uebersezung  gesorgt 
werden.  Sodann  haben  die  Uebersezungsfirmen  bei  vorboidener 
Conkurrenz  selbst  ein  Interesse,  ihr  Produkt  als  gute  Wiedergabe 
des  Originals  auf  den  Markt  zu  bringen,  da  der  Erfolg  des  Ab- 
sazes  hievon  bedingt  ist;  sie  werden  den  tttchiigen  Uebersezer 
meist  besser  ausfindig  machen,  als  der  fremde  Autor. 

Am  ehesten  könnte  fttr  die  eigentlich  wissenschaflfieben 
Werke  ein  Schuz  gegen  Uebersezung  in  Frage  kommen.  Für 
sie  ist  nftmlich  das  nationale  Publikum  oft  sehr  klein,  die  wissen- 
schaftliche Produktion  und  Gonsumtion  dieser  Werke  ist  ihrer 
Natur  nach  aristokratisch  und  desshalb  nur  bei  kosmopolitischem 
Markte  rentabel ;  ihr  Absaz  hat  mehr  und  mehr  eia  zerstreutes 
Weltpublikum,  durch  welches  ein  kleines  concenirirtes  National- 
publikum ersezt  wird.  Die  (vrOnde,  welche  oben  f&r  die  Ueber- 
sezungsfreiheit geltend  gemacht  worden  sind,  haben  desshalb  fiftr 
diese  Art  von  Erzeugnissen  unlaugbar  ehi  geringeres  Gewicht 

Dagegen  kommen  zwei  Umstände  compensirend  in  Betraclit: 
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einmal  die  Thatsache,  dass  wissenscharOiche  Werke  abgesehen 
von  denen,  weiche  schon  ein  grosses  nationaies  Publikum  haben 
ond  desshalb  des  Scbuzes  gegen  Ueberseznng  nicht  bedürfen, 
aieh  Ton  aaslflndfschen  Gelehrten  in  ihrer  Original  spräche  ge- 
lesen werd»,  —  die  meteten  Gelehrten  werden  gegenw&rtig 
deutseh,  englisch,  französisch,  italienisch  lesen;  sodann 
die  Thatsache,  dass  die  Wissenschaft  in  der  Regel  neben  dem 
Honorareinkommen  noch  andere  Sustentationsquellen  hat,  — 
man  denke  an  UnirersilMsprofesturen,  Preissauschreibangen,  Stif- 
tungen u.  s.  w. 

Die  Uebersezung^freiheit  möchten  wir  hienacb  als 
einen  unanfechtbaren  nationalökonomischen  Grundsaz  betrachten. 
Selbst  den  im  Lande  des  Originalverlages  ersd^nenden  Ueber- 
sezungen  würden  wnr  den  Grundsaz  der  Uebersezungsfretheit  an- 
giedeiben  lassen.  Die 'hinreichend  lohnende  Verwerthung  des  Ori- 
ginals wird  nichi  wesentiioh  beeinträchtigt  werden.  Uebrigens 
legen  wir  dieser  vom  posititen  Recht  anders  entschiedenen  Seite 
der  Frage  flberfaMpl  wenig  Gewicht  bei. 

Gleich  dem  Schuz  des  Originahfrerkes  gegen  die  lieber- 
sacung  halten  wir  den  Schuz  der  Uebersezung  selbst 
geilen  Nachdruck  für  eine  volkswirthsdiaftlich  nicht  sehr 
dringKcbe  Einrichtung.  Für  die  Regel,  welche  selten  durch  die 
Aufnahme  einer  Uebersezung  von  eigenem  klassischen  Werth  durch- 
brochen wird,  ist  die  Uebersezung  eine  mechanische  Arbeit,  für 
welche  nfeht  sehr  grosse  Kosten  erwachsen  und  welche  durch  die 
Prioritit  der  erst  erscheinenden  Uebersezung  wohl  hinl&nglich 
gedeckt  wird.  Es  kommt  aber  weiter  in  Betracht,  dass  Ueber- 
sezungen  an  sich  ein  nicht  zu  grosses  Publikum  zu  haben  pflegen, 
so  dass  aus  schon  oben  dargelegten  Gründen  selten  ein  Nach- 
druck ökonomisch  rathsam  ist;  diess  gilt  insbesondere  auch  von 
Uebersezungen,  welche  fQr  sich  seibsl  eine  geistige  Leistung  sind. 
Für  Uebersezungen  aber  mit  ausnahmswdse  grossem  Publikum 
trüt^  im  Stückpreis  der  Uebersezungskostenantheil  zurück,  und  die 
Wohlfeilheit  des  Produktes  in  Folge  der  Conkurrenz  mehrerer 
Angaben  ist  das  überwiegend  berechtigte  Interesse. 

Indessen  mag  der  Schuz  einer  Uebersezung  gegen  einfachen 
Nachdruck  einstweäen  stehen  Ueiben.    ^o  lange  derselbe  kein 
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Verbot  einer  zweiten  nnd  dritten  Uebersezong  wird,  wird  er  prak* 
tisch  nicht  viel  schaden  und  einigen  wenigen  aosgezeichneten 
Uebersezungen  nüzen. 

c)  Unter  a  und  b  ist  der  internationale  Aotorscbuz,  im  Ver- 
hiltniss  mehrerer  Staaten  von  ungleicher  Sprache,  nnr  in  Hinsicht 
aof  Ansbeotong  des  fremden  Sprachgebietes  selbst  ins  Aoge  ge- 
fasst  worden.  Bin  anderer  Gesichlspnnkt  erhebt  sich,  sofeme 
einracher  Nachdruck  im  Ausland  behufs  Einschmnggehing  in  das 
Originalsprachgebiet  stattfinden  kann.  Zonichst  ist  es  offenbar 
Sache  der  Staatsbehörde  des  OriginaWerlegers,  die  Einfuhr  der- 
artiger Nachdruckscentrebande  zu  hindern.  Ob  der  fremde  Staat 
sich  zur  Verhinderung  der  Contrebande- Ausfuhr  oder  zum  Verbol 
des  Nachdrucks  der  Originalsprache  auf  seinem  Gebiete  Oberhaupt 
herbeilassen  will,  ist  praktisch  eine  untergeordnete  Frage.  Ein 
sehr  beträchtlicher  Unterschied  der  Nachdrucks-  und  der  Original- 
preise  muss  vorhanden  sein,  um  eine  solche  Nachdruckscentrebande 
troz  der  Transport-  und  Schmuggelkosten,  und  troz  der  Strafgefahr 
im  Einfuhrstaat  ins  Leben  zu  rufen.  Alsdann  aber  wird  der  Ori- 
ginalverleger in  der  Regel  sein  Monopol  zu  theuren  Preisen  miss- 
braucht haben,  und  auch  der  mit  wenig  SorgfeH  gettbte  oder  nur 
kostspielig  zu  benfizende  Scbuz  des  fremden  Staates  wird  den 
vom  Originalverleger  mitverursachten  Schmuggelreiz  nicht  flber- 
winden.  Der  Geist  der  Contrebande  zeigt  sich  hier  als  ein^ 
jener  Geister,  welche  das  Böse  wollen  und  doch  das  Güte  schaffen. 
Er  nöthigt  den  Verleger,  vom  Hissbrauch  des  Monopols  zur  Preis- 
übertheurung  abzustehen.  Fttr  denjenigen  Theil  des  Stückpreises, 
welcher  von  den  Originalkosten  herrührt,  wird  der  Verleger  durch 
die  Transportkosten  und  das  Schmuggdrisico  der  Gontrebande- 
nachdrücke  in  der  Conkurrenz  wieder  aufkommen. 

Dem  internationalen  Schuz  gegen  Nachdruck  in  Staaten  mit 
durchaus  fremder  Zunge,  bestehe  er  im  Verbot  jedes  Nachdrucks 
im  fremden  Staate,  oder  nur  in  einem  Verbot  der  Ausfuhr  in  das 
Originalverlagsgebiet,  legen  wir  hienach  untergeordnetes  Inter- 
esse bei. 

2)  Der  fremdeStaat  gehört  ganz  oder  theilweise 
dem  Sprachgebiet  des  Originalwerkes  an. 

Selbst  in  diesem  Falle  erseheint  insolange,  als  das  Ori- 
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gtiMdwerk  am  Staate  seines  Erscheinens  ein  grosses  Absazgebi6t 
besizt,  die  Monopolisirung  aach  der  answürtigen  Abtheilangen  des- 
selben Sprachgebietes  nach  unserer  Theorie  nationalökonomisch 
nicht  als  selbstverständliche  Forderang;  denn  unter  der  ausge- 
sprochenen Voraussezung  wirkt  die  durch  Autorrechtsmonopol  er- 
gänzte Lohn-  und  Rentenfunktion  schon  auf  nationalem  Gebiete 
in  hinlänglich  starkem  Grade. 

Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  nicht  wegen  der  Gefahr  der 
Zurückschmuggeking  fremder  Nachdrücke  in  das  heimische  Ori- 
ginalab§azgebiet  eine  Verhinderung  alles  Nachdruckes  auch  im 
fremden  Lande  ▼dikerrecfatiich  zu  erstreben  sei?  Diese  Frage 
ist  schwer  zu  einer  festen  Entscheidung  zu  bringen. 

Im  Allgemeinen  ist  auch  die  Contrebande,  welche  aus  gleich- 
sprachigen Gebieten  mit  Nachdrücken  getrieben  wird,  mit  jenen 
die  Originalkosten  compensirenden,  besonderen  Ausgaben  behaftet, 
welche  schon  4iervorgehoben  sind.  Das  Risico  ist  namentUch 
dann  ein  starkes  und  wirkt  gleich  hohen  Assecuranzspesen  ver- 
theuernd  für  den  Contrdiandartikel ,  wenn  nicht  blos  der  Nach- 
drucker sondern  auch  der  Handel  mit  Schmuggeinachdruck  schwe- 
ren Strafen  unterliegt  Dazu  kommt,  dass  der  Originalverleger 
bei  zollfreier  Aus-  und  Einfuhr  auch  den  fremden  Markt  mit  sei- 
nen Originalprodukten  zu  beherrschen  in  nicht  ungünstiger  Lage 
ist;  deutsche  Verleger  sollen  häufig  Originaldrucke  wohlfeiler  an 
die  Deutschen  in  Aroerika,  als  an  die  Deutschen  in  Deutschland 
abgesezt  haben.  Bndlich  und  vor  Allem  erscheint  die  Ausdehnung 
des  Monopolschuzea-  von  einem  grossen  Nationalmarkt  auf  einen 
zweiten  und  dritten  ebenso  grossen  Markt  als  eine  exorbitante 
Bevorzugung,  wetehe  die  unserer  Theorie  entsprechenden  natür* 
liehen  Grenzen  des  Autorscbuzes  stark  überspringt 

Die  anglosächsische  Race  hat  wirklich  mehrere  grosse  Na- 
tionen mit. gleicher  Sprache  auEsuweisen;  ftlr  sie  erscheint  aus 
den  eben  bezeichneten  Gründen  die  unmittelbare  Ausdehnung  des 
Autorschuzes  auf  die  ganze  englisch  redende  Wdt,  so  dass  eng- 
lische Bücher  auch  in  Amerika,  amerikanische  im  ganzen  eng- 
lische» Reich  monopolisirt  wären,  eine  völkerrechtliche  Forderung 
von  sehr  anfechtbarer  Berechtigung.  Der  Widerstand  der  Verein. 
Staaten  hiegegen  ist,  wie  viel  Einseitiges  auch  Carey  fOr  den- 
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selben  gesagt  haben  mag,  nalionalökonomtsch  nichi  ohne  Wnleres 
als  Piratentbeorie  zu  brandmarken. 

Dagegen  wird  swisohen  grossen  Staaten  mit  gleicher  Spradie 
die  UnterdrQckung  der  Ansfiihr  und  der  Binfiihr  von  Nacbdmcks* 
contrebande  nach  dem  Originalmarktgebiet  em  berechtigtes  aod 
beiderseits  ehrlich  zu  unterstazendes  Ziel  der  mtematimialen  Po* 
litik  bilden  mOssen.  Die  Schwierigkeiten  der  Darchfilhnmg  wer* 
den  wenigstens  nach  einer  Seite,  nttmlich  als  Wamw^f  gegen  die 
Uebertheaerung  des  Preises  des  Originalwer^es,  wohlthtttig  wirken. 

Anders  liegt  die  Frage  da,*  wo  kleinere  Staaten  als  gleich* 
sprachige  Gebiete  aneinander  oder  gleichsprachige  Theile  eiiiea 
fremden  Staates  sich  an  das  gr4>ssere  Origmalabsazgebiet  anlehnen. 
Dieser  Fall  ist  gegeben  im  VerhftUniss  der  deutschen  Staaten 
einschliesslich  Deutschösterreichs  zueinander,  im  Verhikniss  der 
Schweiz  zu  Deutschland,  Frankreich  und  Italien,  und  im  Yerhiltniss 
Belgiens  zu  Frankreich. 

Auf  der  einen  Seite  ist  der  Markt  der  in  den  kletnen  Ge- 
bieten erscheinenden  Werke  ein  kleiner.  Die  Ausdehnung  des 
Schuzes  ihrer  Verlagsartikel  auf  den  Absaz  in  den  grosseren 
gleichsprachigen  Gebieten  ist  BedOrfniss,  und  die  Ausdehnung  des 
Schuzes  der  in  lezteren  Gebieten  verlegten  Werke  auf  den  Markt 
der  angrenzenden  kleineren  Staaten  eine  nicht  unmAssige  Var- 
grösserung  des  Monopols.  Die  Zusammenlegung  zu  Einen  Schuz- 
gebiet  durch  Vertrag  ist  also  in  diesem  FaUe  wähl  begvOndet 

Sie  ist  es  noch  mehr,  weil  die  Gefahr  des  Nachdruck** 
schmuggeis  hier  sehr  gross  ist.  In  der  Schweiz,  in  Belgien,  eine 
Zeit  lang  in  dem  den  Nachdruck  hegenden  WQrttemberg  waren 
die  Raubnester  des  verwerflichen  Nachdruckes  gebaut  Der  Scbuz 
des  Originals  auf  heimischem  Absaxgebiet  ist  nur  durch  Verb^ 
alles  Nachdruckes  zwischen  Staaten.  nOglich,  welche  in  dem  hier 
vorausgesezten  Verhttltniss  der  Nachbarschaft  und  Sprachgemein* 
Schaft  zu  einander  stehen. 

Für  die  deutsche  Politik  liegen  hienach  in  Sachen  des  interna- 
tionalen Autorenschuzes  die  Au^aben  ein&cher,  als  GOr  die  angel- 
sächsischen Staaten. 

Wolke  aber  auch  für  die  lezteren  der  einfiiche  Auisehluss 
alles  Nachdruckes  zu  einem  intematkmalen  Rechtsprinzip  erheben 
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werden,  so  wflre  nach  unserer  Theorie  als  Aequivalent  eine 
Kürzung  der  Schuzfrist  gerecbtfertigl ;  denn  je  ausge- 
dehnter der  Schuz  in  rfiumlicher  Beziehmg  ist,  desto  be- 
schrftnkter  kann  und  soll  er  nach  unserer  Theorie  in  Hinsicht  auf 
die  Zeit  sein.  Das  Monopol  des  Autorsohuzes  ab  surrogirende 
Lohn-  und  Rentenfunktion  erreteht  seinen  begrenzten  Zweck  desto 
sebneHer,  je  grösser  und  besser  der  Markt  ist,  und  dieser  kann 
kleiner  sein,  je  hinger  die  Schuzfrist  ist. 

Was  sich  hinsichtlich  der  Zeitbegrenzung  des  Autorrechtes 
ergeben  hat,  gilt  hienach  analog  auch  Ton  der  Raumbegrenzung: 
Die  Terschiedenen  Fälle  des  internationalen  Autorscbuzes  dürfen 
nicht  nach  Einer  Schablone,  bemessen  werden.  Der  Brüsseler 
Kongress  ist  auch  in  Aesem  Stücke  viel  zu  weit  gegangen,  in- 
dem er  den  nationalen  Honopolschuz  ohne  Weiteres  zu  einem 
tüilkerrechtUchen  Institut  von  gleicher  Zeitausdehnung  erheben 
wollte. 

S)  Der  dritte  Fall,  welcher  der  Gebietsbegrenzung  des 
A«lorschuzes  ^Schwierigkeiten  bereitet,  ist  die  Abfassung  eines 
Werkes  in  dner  Wellsprache  <ttr  ein  in  der  ganzen  Welt  zer- 
streutes auserlesenes  PubUkum. 

Man  hat  lebende  und  todle  Weltsprachen  dieser  Art  zu 
imlerscheiden. 

Es  giebt  heutzutage  mn*  zwei  lebende  Sprachen,  welche 
ohne  Hyperbel  als  Weltspradbon  der  «gebildeten*'  und  wissenschaft- 
lichen Welt  angesehen  wenden  ktanen,  —  die  englische  und  die 
fr»nz(knsehe,  und  zwei,  welche  im  Begriffe  sind,  Weitsprachen  in 
diesem  Staue  zu  werden,  —  die  deutsche  and  die  italientsche. 
Die  englische  Sprache  ist  sogar  gemeine  Sprache  mehrerer  grosser 
Nationen,  vulgüre  Wettsprnehe,  nicht  bk>s  Sprache  der  gebil- 
deten Welt;  die  Schwierigkeiten,  wekhesie  für  die  Raumbegren- 
zung des  Autorscbuzes  an  vulgären  Werken  bereitet,  sind  jedoch 
flehen  erörtert 

Der  Charakter  einer  Weltsprache  für  gebildete,  wissenschaft- 
liche Kreise,  überhaupt  für  kosmopolitisch  zerstreutes  aber  »ge- 
wähltes* Publikum  würde  kosmopolitischen  Schuz  der  filr  solches 
Publikum  in  diesen  Sprachen  verfassten  Werke  an  und  für  sich 
nicht  unbegründet  erscheinen  lassen;   denn  der  Markt  s<dcher 
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BOcber  lohnt  oft  erst  ab  Weltmarkt,  der  innerste  ökonomlscbe 
Rechtfertigungsgrand  des  Aiitorenscbuzes  wttrde  daher  nach  un- 
serer Theorie  voUen  internationalen  Antorenschuz  vielleicht  recht- 
fertigen. Liesse  sich  nur  eine  feste  Richtschnur  zur  gesezgebe- 
rischen  Definirung  kosmopolitischer  Werke  fftr  gewählte  Kreise 
geben,  so  wttrde  ein  kosmopolitischer  Autorschuz  nicht  blos  an  sich 
zu  rechtfertigen,  sondern  auch  wegen  der  weiteren  Folge  zu 
empfehlen  sein,  dass  nun  für  den  hämischen  Autorschuz  die  ans 
Rücksicht  auf  Werke  mit  kleinem  PubHkqm  langbemessene  Schuz- 
frist  verkürzt  werden  könnte. 

Alleia  für  Werke ,  die  in  lebenden  Welt-Gelehrtensprachen 
geschrieben  sind,  lässt  sich  eine  gesezgeberische  Grenzziehung 
des  wissenschaftlichen  oder  sonst  exckisiven  Charakters  nicht 
finden. 

Für  lateinisch  geschriebene  gelehrte  Werke  wäre  zwar  das 
Merkmal  der  t  o  d  t  e  n  Sprache  ein  sicherer  Anhaltspunkt  der  Zo- 
theilung  kosmopolitischen  Schuzes.  Allein  bei  der  geringen  und 
abnehmenden  Zahl  so  geschriebener  Schriften  ist  eine  besondere 
völkerrechtliche  Institution  nicht  empfehlenswerth  ^). 

Wenn  nun  in  lebenden  Weltsprachen  geschriebene  Gelehrten- 
werke wegen  der  Schwierigkeiten  der  gesezgeberischen  Definition, 
—  in  lateinischer  Sprache  geschriebene  Werke  wegen  der  Gering- 
fügigkeit des  Interesses  kosmopolitischen  Schuz  entbehren  sollen, 
so  kann  man  sich  gleichwohl  beruhigen.  Die  litterarische  Pro- 
duktion dieser  Art  ist,  wie  schon  in  anderem  Zusammenhang  be* 
merkt  ist,  am  wenigsten  auf  blosse  G e  1  d Vergütung  und  Geld- 
prämien angelegt,  und  andere  öffentliche  und  quasiöSentliche  Formen 
der  Sustentation ,  Besoldungen,  Aemter,  Fonds  gelehrter  Gesell- 
schaften und  Stiftungen  —  sind  die  ökonomische  Grundlage  der- 
selben, soweit  eine  solche  nothwendig  ist 

Eine  Weltsprache,  und  zwar  dne  Sprache  zum  Gemüth  ist 
die  Musik. 


1)  Grandsäzlich  wäre  also  das  Verbot  jeder  Ueberseaung  eines  in 
todter  Sprache  erschienenen  Werkes,  wie  es  im  prenssischen  Rechl  (M  a  n- 
dr  y  Comm.  S.  199)  enthalten  ist,  unserer  Theorie  nicht  gana  widersprechend. 
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Zur  Vergeltohg  masikaUscbm*  Prodaktion  genfigl  jedoch  das 
ausscbliessende  Verwertbangsrecht  bei  dem  grossen  PaMikam, 
welcbes  jede  bedeutsame  Nation  ftir  derartige  Scböpfungen  liefert. 
Auch  musikalische  Werke  verläugnen,  wenn  der  ganz  unmusika- 
lische Verfasser  gegenwärtiger  Schrift  eine  Behauptung  Anderer 
nachreden  darf,  nationalen  Ursprung  nicht  und  haben  in  der  Heir 
math  ihr  hauptsächliches  Publikuni. 

Dasselbe  gilt  von  den  dramatischen  Werken  hinsichtlich  der 
A  u  f f  tt  h  r  u  n  g,  von  der  K  u  n s  t  überhaupt.  In  der  Auff&hrbarkeit 
sind  Dramen  kosmopolitisch ;  zur  Vergdtung  ihrer  Hervorbringung 
genügt  jedoch  das  Monopol  beim  heimischen  Theaterpubliknm. 

Wir  fassen  die  Hauptergebnisse  dieses  Abschnittes  zusammen : 
Uebersezungsfreiheit  —  Schuz  gegen  Nachdruckscontrebande  aus 
fremdem  Gebiet,  nicht  aber  gegen  auswärtige  Herstellung  und  Ab- 
saz  der  Nachdrucke  für  fremde  Leser,  —  Anschluss  kleiner,  na- 
mentlich angrenzender  gleiohspraohiger  Länder  an  das  Hauptsprach- 
gebiet zu  Einem  Schuzgebiet! 

Diese  Grundsäze  des  internationalen  Autorschuzes  sind  durch 
vertragsmässige  Anwendung  des  Prinzips  der  Gegenseitigkeit  be- 
reits übersprungen.  So  lautet  Art.  1.  des  französiscb-bairischen 
Vertrages  vom  24.  März  1865 :  »Die  Urheber  von  Büchern,  Bro- 
schüren oder  anderen  Schriften,  von  musikalischen  Compositionen 
und  Arrangements,  von  Werken  der  Zeichenkunst,  der  Malerei, 
der  Bildhauerei,  des  Kupferstichs,  der  Lithographie,  und  allen  an- 
deren ähnlichen  Erzeugnissen  aus  dem  Gebiete  der  Litteralur  und 
Kunst  sollen  in  jedem  der  beiden  Staaten  gegenseitig  sich 
der  Vortheile  zu  erfreuen  haben,  welche  daselbst  dem 
Eigentbume  an  Werken  der  Kunst  und  Litteratur  gesezlich  ein- 
geräumt sind  oder  eingeräumt  wetden.*  Man  hätte  von  diesem 
Zeitalter  des  Weltfreihandels  erwarten  dürfen,  dass  es  nur  die 
Conkurrenz  als  einen  extensiv  anzuwendenden  Grundsaz  bebandle. 
Merkwürdiger  Weise  hat  man  dem  Monopol ,  das  doch  restric- 
tiv  anzuwenden  ist,  hier  fast  unbedacht  kosmopolitische  Geltung 
,  zukommen  lassen.  Bis  zu  welcher  Naivetät  man  es  treiben  kann, 
zeigt  freilich  der  Brüsseler  Kongress  von  1858 ,  welcher  in  Ab- 
schnitt 1 — 4   seiner  Beschlüsse  Weltautormonopole,  dagegen  in 

Zelttdir.  t  Staittw.  1867.  in.  Heft  26 
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AkschniU  5  die  Absohaffnng  aller  Zölle  f&r  LUteretor-  und  Kansl- 
prodokte  nebeneinaiMler  yerlangt  hat!! 


Noch  ist  der  Aatorschoz  als  Prämie  rascher 
Ideenverbreitang^  und  im  VerhAltniss  zur  erlaubten  Re- 
produktion zu  erörtern. 

Im  Bisherigen  ist  die  Singularität  des  im  Autorrecht  enthaUeneD 
Monopols  auf  die  singulare  Natur  publicistischer  Produkte  im  Ver- 
kehr zurückgeführt  worden,  sofeme  für  sie  die  normale  Lohn-  uad 
namenUtch  Rentenfiniktion  des  freien  Verkehrs  verkümmert  ist.  Nm 
ist  die  »Publicität*  der  Geistesprodukte,  wie  die  Ursache  des  aus- 
schliessenden  Absazrechtes,  euch  Zweck  desHonopols.  Und 
indem  wir  den  bisherigen  Standpunkt  umkehren  und  das  temporfire 
Monopol  als  Mittel  und  Kaufpreis  rascherer  Ideenausbreitung  und 
Ideenverwerthung  nachweisen,  erfassen  wir  die  lezte  wichtige  Seite 
des  Autorschuzes,  welche  noch  unerörtert  ist,  und  gelangen  hiebe! 
zur  Entscheidung  der  Fragen  über  erlaubte  literarische 
Reproduktion  und  über  den  Kunstschuz  gegenüber 
der  sogenannten  Kunstindustrie. 

Der  Inhalt  der  sogenannten  »geistigen  Produkte''  verlangt  nach 
den  Gesezen  der  socialen  Oekonomie  und  gemäss  der  Bestim- 
mung geistigen  Besizthums  eine  rasche  Weiterverbreitung. 
Les  icriU  c'eMt  du  feu,  que  Von  emprunfe  et  que  Von  prite  ä 
$on  voisin^  sagt  Voltaire,  und  Viele  haben  es  ihm  nachgesagt. 
Wir  haben  diese  Bestimmung  der  Ideenschöpfungen,  Gemeingirt 
zu  werden,  oben  eingehend  erörtert 

Es  hat  sich  gezeigt,  dass  alle  in  den  socialen  Verkehr  ein- 
tretenden Produkte  ein  Produkt  zweier  Faktoren ,  gleichsam  ein 
Gewebe  aus  natürlicher  Kette  und  aus  persönlichem  Einschlag, 
materielle  Substrate  mit  geistigem  Inhalt  sind,  da$  gegensazreiche 
Wesen  des  Menschen  reflectirend.  Allein  die  Verhältnisse 
der  Zusammensezung  sind  denn  doch  sehr  verschie- 
denartig. 

Bald  überwiegt  das  spirituelle,  bald  das  materielle  Element 
Es  giebt  viele  Gradationen:  von^  durchgeistigtsten  Produkt,  an 
welchem  das  Substrat,  auf  dem  es  in  den  gesellschaftlichen  Ver- 
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kehr  eintritt,  fast  verschwindet  (Gedicht,  Vortrag,  Gemälde,  No- 
tiz über  eine  wissenschaftliche  Entdeckung),  fortscbreitmid  etwa 
zu  einer  Maschine,  in  welcher  nur  an  einem  kleinen  Theilchen 
eine  wichtige  Neaerang  hervortritt,  bis  zum  Brod,  welches  aus 
einer  eine  hergebrachte  technische  Idee  verwirklichenden  Mfihlen- 
und  Bäckereieinrichtung  hervorgeht 

Je  mehr  nun  in  einem  Produkte  eine  gemeinnttzige ,  nicht 
blos  der  Verbreitung  sondern  auch  der  Weiterverarbeitung  fiUiige 
Idee  hervortritt  und  das  körperliche  Substrat  als  Nebensache  in 
den  Hintergrund  rückt,  desto  mehr  entspricht  es  den  schon  dar- 
gdegten  Grundsäzen,  dass  sie  rasch  zum  geistigen  Ge- 
meingut werde  und  von  anderen  geistigen  Kräften 
der  Verwertbung  tu  andern  Zwecken  und  einer  ▼errollkomm* 
senden  Anwendug  entgegengefthrt  werden  kOnne. 

Diess  wird  in  ganz  gerechter  Weise  erzielt,  indem  zwar 

einerseits  das  geistige  Erzengniss  gegen  einfache, 
reine  Vervielfältigung  in  der  Gestalt,  in  weicher  es  in  den 
Verkehr  geworfen  wird,  und  zu  dem  Verwerthungszwecke, 
um  dessen  wiUen  es  in  den  Verkehr  geworfen  wird,  temporär 
geschüzt  wird,  und  indem 

andererseits  die  den  neuen  Produkten  zu  Grunde  lie- 
gende Idee  desto  unbedenklicher  und  unverhülHer  dem  gemei- 
nen Verständnis«  erschlossen  und  der  Anstoss  zu  ungehemmter 
anderweitiger  Verwertbung  und  znr  Vervollkommnung 
gegeben  wird. 

Das  ausschliessende  Absazrecfat  gegen  einfache  und  auf 
dieselbe  Nachfrage  berechnete  Nachahmung  wird 
die  Voranssezung  einer  desto  rascheren  Verwertbung  in  anderer, 
vielleicht  vollkommenerer  Form  und  f&r  andere  Erwerbs- 
zwecke, bez.  Absazkreise. 

Absazkreise,  welche  durch  die  reine  Vervielfältigung  des  Ori- 
.ginals  in  seiner  ursprünglichen  literarischen  oder  artistischen 
Qualität  für  denselben  Kreis  des  Literatur-  und  Kunstconsums  nicht 
zu  erschliessen  sind,  können  durch  „ändernde  Nachbildung* 
onddurchAnwendungfürandereBedürfnissarten,  unter  Ein- 
verleibung der  Idee  in  ein  nüzliches  Gut  oder  ohne  solches  Sub- 
strat, erschlossen  werden.    Der  Autor  des  Originals  hat  keinen 

26* 
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Ansprach  auf  Ausbeutung  solcher  Absazkrebe,  welche  nur  durch 
Aenderung  der  Form  oder  durch  Einführung  derselben  Form  auf 
anderem  Substrat  in   andere  Bedürfnisskreise  zu  gewinnen  sind. 
Dieselbe  literarische  oder  artistische  Ideenäusserung,   in    einen 
dem  Publikum  des  Originals  fremden  Absaz-  und  Bedürfnisskreis 
verpflanzt,  ist  in  dieser  Verpflanzung  selbst  eine  neue  industriell- 
kommerzielle  Schöpfung.    Diess  kann  schon  innerhalb  des  publi- 
cistischen  Absazgebietes  selbst  eintreten ;  z.  B.  bei  Citaten ,  Gre- 
dichten ,  die,  in  Zeitungen  abgedruckt  werden.    Noch  mehr  be- 
gründet die  blos  kommerzielle  Aenderung  des  Absazgebietes  neben 
der  Formyerarbeitung  die  Reproduktionsfreiheit  da,   wo   Schrift- 
werke und  Kunstformen  Werken  der  Industrie  ohne  alle  Aen- 
derung der  Worte  oder  Formumrisse  einverleibt  werden.     Das 
Uhland'sche  Metzelsuppenlied  auf  einer  Wurstdttte,  Photographieen 
von  Gemälden  auf  Chocoladeenveloppen,  Napoleons-  oder  Garibaldi- 
portrftte  auf  Sacktüchern  sind  freizugeben,  blos  wegen  des  völUg 
veränderten  Absazgebietes,    wohin  die  Originalwerke   aus  dem 
eigensten   Originalabsazkreise  heraus   verpflanzt  sind.     Nament- 
lich für  die  Kunstnachbildungen  an  sich  und  für  die  Kunstnach- 
bildungen innerhalb  der  Industrie  hat  das  Princip,  die  auch  bloss 
kommerziell  ändernde  Reproduktion  freizugeben,  sobald  diese 
Reproduktion  den  Originalabsazkreis   nicht  schä- 
digt, d;  h.  kommerzieH  eine  wirkliche  und  gänzliche 
Abweichung  vom  originalen  Verwerthungskreise 
begründet,  —  eine  sehr  bedeutende  Tragweite.    Wir  kommen 
hierauf  bei  der  besonderen  Erörterung  des  Kunstschuzes  zurück 
und  stellen  nur,  bei  aller  Schwierigkeit  der  juristischen  Formu- 
lirung,  auch  die  kommerziell  ändernde  Reproduktionsfreiheit  prin- 
zipiell fest. 

Das  Monopol  auf  ganz  andere,  von  Anderen  geschaffene 
Marktgebiete  zu  erstrecken,  ist  nach  allgemeinen  Grundsäzen  der 
ökonomischen  Gerechtigkeit  unzulässig.  So  erweitert  wäre  das 
Monopol  unverdient,  und  der  allgemeinen  VolksbiMung  wäre  es 
schädlich.  Diese  Ausdehnung  ist  aber  auch  durch  das  Monopol 
des  Originals  auf  das  eigenste  Publikum  des  Originals 
hinreichend  abgekauft. 

Das    Monopol    temporären    Urheberschuzes     ist     zugleich 
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Lösegeld  möglichst  rascher  Verwerthang  einer  Idee  oder  eines 
Kunstgebildes  zum  Zweck  anderweitiger  Anwendung,  zum  Zweck 
der  Hineinarbeitung  in  das  Gebiet  anderer  Wissenschaften,  angren- 
zender technischer  Probleme,  sammelnder  Werke,  endlich  zum  Zweck 
der  Verbreitung  ästhetischer  Gesittung  unter  die  Menge  mittelst  der 
nüzlichen  Kunst,  zum  Zweck  der  Formnachahmung  reiner  Kunst- 
gebilde an  Objekten,  deren  Absazkreis  ttber  die  Freunde  der  rei* 
nen  Kunst  und  über  die  Liebhaber  der  reinen  Kunstnachahmungen 
weit  hinausreicht. 

Wir  gelangen  damit  für  die  ökonomische  Theorie  des  Autoren-, 
schuzes  zu  drei  correlaten  Säzen  von  grosser  Tragweite: 

1)  Der  Schuz  ist  gegen  reine  Nachahmung  eines  gei- 
stigen oder  (nur)  künstlerischen  Produktes  zum  Zweck  der  Ver- 
werihung  im  reinen  natttriichen  Absazkreis  des  Ori- 
ginalproduktes zu  gewähren; 

2)  hiefQr  kann  die  theilweise  Benüzung  und  die  vervoll- 
kommnende BenOzung  für  geänderte  Absazkreise  desto  unbedenk- 
licher eingeräumt  werden,  sobald  die  Nachahmung  entweder  nach 
dem  Gehalte  der  Copie  nicht  reine  Nachahmung  ist,  oder  wenn 
die  Copie  in  keiner  Weise  Nachahmung  fOr  den  Absazkreis  des 
Originalproduktes  ist  Die  Freiheit  der  das  Original  umgestaltenden 
oder  kommerziell  verändernden  Reproduktion  ist  zu  verlangen. 

3)  Die  liberale  Hingabe  neuer  Geistes-  und  Kunstprodukte 
zu  rascher  Vervollkommnung  und  zur  verallgemeinernden  Weiter- 
verarbeitung ftlr  weitere  Konsumentenkreise  ist  ein  Aequivalent 
des  exciusiven  Autorenschuzes  gegen  reine  Nachahmung,  und 
dient  jenem  natüriichen  Geseze  der  Socialökonomie,  am  geistigen 
Gehalt  neuer  Schöpfungen  möglichst  bald  einen  Kommunismus  zu 
begründen. 

Die  speziellen  Folgeruhgen  aus  obigen  Säzen  werden  erst 
l>ei  Besprechung  der  einzelnen  Arten  der  Autorrechte  gezogen 
werden  können.  So  viel  jedoch  darf  Ober  diese  Säze  schon  hier 
gesagt  werden,  dass  sie  die  Richtigkeit  der  gegenwärtigen  Theorie 
der  ausschliessenden  Absazverhältnisse  insofern  bekräftigen,  als 
sie,  dieser  entflossen ,  ganz  jene  liberale  Behandlung  der  in  Be- 
ziehung auf  Umfang,  Technik  und  Absazzweck  verändernden  Re- 
produktion rechtfertigen,  welche  in  der  Gesezgebung,  gemäss  den 
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BedOrfnissen  des  praktischen  Lebens,  sich  Geltung  verschaflFt  hat 
Die  liberale  Praxis  erscheint  ihnen  zorolge  nicht  als  prinsiptosei 
Yerlassen  des  Aotorschuzes ,  sondern  in  der  socialökonomischeo 
Intention  des  lezteren  grundsäzlich  begrflndet.  Keine  andere 
Theorie  hat  diess  bis  jezt  nachgewiesen. 

Allerdings  gewinnt  jene  liberale  Beliandlang  durch  das  Aator- 
rechtsprinzip  selbst  einige  Rechtfertigung.    In  jeder  Nacbbildmig 
ist  einige  Autorschaft   mit  enthalten,  nicht  am  wenigsten  in  der 
Kunst  der  industriellen  Dessinateure  und  Modelleure.    Bei  Dem- 
jenigen, wdcher  die  einem  neuen  Produkt  zu  Grunde  liegende  Idee 
oder  die  daran  hervortretende  Form  vervollkommnet,  hiedurch  und 
durch  Verwerthung  in  andere  Zweckgebiete  und  Absazkreise  hinein 
sich  ein  ökonomisches  Verdienst  um  die  Gesammtheit  erwirbt,  be- 
ginnt somit  die  raiio  der  Rentenfunktion  aufs  Neue  und  selbst- 
standig  zu  gelten,  so  dass   die   verändernde  Reproduktion  nicht 
ausgeschlossen  werden  kann,  ohnedas  grundsäziiche  Fun- 
dament   des    Autorrechtes    selbst    tiveilweise    zw 
n  e  g  i  r  e  n.    Hiemit  wäre  jedoch   die  Schwierigkeit  fOr  die  Be- 
gründung der  industriell  uiid  kommerziell  ändernden  Reproduktion 
noch  nicht  gelöst;  denn  die.Aenderung  ist  eben  nur  Zuthat  zur 
Originalthat  oder  zu  vorausgehenden  Zuthaten  Anderer.    DieOri- 
ginalthätigkeit  wirkt  in  den  Reprodukten  fort.    Dass  diess  unent- 
geltlich geschehe,  kann  nur  da^n  gerecht  erscheinen,  wenn  die 
Originalthätigkeit  schon /abgefunden,  abgelöst  ist 
Diese  Ablösung,   welche   wie  schon  nachgewiesen  zugleich  ein 
Postulat  der  nothwendigen  geistigen  Gütergemeinschaft  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  ist,   versöhnt  die  ökonomische  Gerechtigkeit 
Das  Monopol  des  Autors  und  Originalveriegers  im  eigensten  Ab- 
sazgebiet  des  Originals  vollzieht  diese  Ablösung. 

Ohne  eine  solche  Ablösung  des  Autorverdienstes  durch  das 
mittelst  Monopolschuzes  hiezu  befähigte  Unternehmerkapital,  —  eine 
Ablösung,  welche  ganz  dem  regelmässigen  Vorankauf  der  Arbeit 
durch  das,  Unternehmerkapital  innerhalb  des  freien  volkswifthschaft- 
lichen  Verkehrs  entspricht,  —  stünde  es  mit  der  Verrechnung  des 
Erlöses  und  Gewinnes  zwischen  den  Originalautoren,  den  Ver- 
besserern und  den  Verlegern  der  ersteren  schlimm. 

Ohne   diese  Ablösung  ist  z.  B.  Rieht  er 's  nationalökono* 
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«nischer  Massstab  zur  Bearthellung  der  erlaubten  Reproduktion  und 
XBr  Auseinandersezuog  der  lezteren   mit  der  Originalautprschafl 
ein  Gruodsaz,  welcher  offenbar  in  unlösbare  Verwirrungen  hinein- 
führt; Richter  formulirt  seinen  Grundsaz   näher  (p.  116)  wie 
folgt:  »In  dem  Wesen  der  sich  an  ein  gegebenes  Produkt  anleh- 
nenden geistigen  Arbeit  liegt  zugleich  das  Mass  der  Benuzung 
eines  Produktes  Tör  eine  andere  Produktion,  d.  h.soweitdas 
Produkt,  welches  durch  eine  solche  Benuzung  ent- 
standen ist,  dasWesen  und  denCharakter  der  Per- 
son  an   sich   trägt  und  deren   geistiges  Kapital 
bekundet,  so  weit  ist  ^s  das  Produkt  ÜieserPer* 
son  und  so  weit  die  Benuzung  des  fremden  Pro- 
dttktes,   sei   es   als  Ganzes   oder  alsTheil  d'en 
Charakter    seines  Schöpfers    entweder  durch 
die  Unselbständigkeit  des  Benuzten  oder  durch 
die  aberwiegende    geis  tige  Arbeit  der  andern 
Person  verloren  hat,  so  weit  ist  es  der  persön- 
lichen Lebens-  und  Rechtssphttre  dieserPerson 
entrückt  und  In  die  der  andern  Person  überge- 
gangen.   Diese  beiden  Seiten  eines  solchen  Werkes  sind  zu- 
sammengehörig und  müssen  stets  mit  einander  betrachtet  werden,  um 
das  Werk  selbst  schäzen  zu  können.    Die  dadurch  gegebenen  Gren- 
zen umschliessen  somit  die  beideh  Gebiete,  in  denen  sich  die  Pro- 
dukte des  geistigen  Kapitals  bewegen,  das  Produkt  der  selbststän- 
digen Arbeit  und  des  freien  persönlichen  Kapitals  und  das  Produkt  der 
selbstständigen  Arbeit  und  des  benuzten  Kapitals  anderer  Personen.* 
Die  liberale  Behandhing  der  erlaubten  Reproduktion  ist  ein 
grosses  Interesse.    Um  so  befriedigender  ist  der  unserer  Theorie 
entquellende  Nachweis,  dass  diesdbe  auch   nicht  ungerecht  ist 
Die  Bedeutung  möglichster  Freiheit  der  verarbeitenden  Reproduk- 
yon  und   die  jedem   Ideenmonopol  widerstrebende   Einheit   des 
•  geistigen  Schaffens  der  Menschen  hat  wiederum  kein  Nationalöko- 
nom  so  plastisch  dargelegt,  wie  Carey,  wenn  dieser  im  zweiten 
Brief  seinem  Adressaten  zuruft :  »Nehmen  wir  einmal  an,  Sie  be- 
antragten im  Senate  einen  Beschluss,  wonach  die  Veröffentlichung 
aii*s  Licht  gezogener  Thatsachen  oder  Ideen  ein  ausschliessliches 
Recht  würde,  und  sehen  wir  zu,  welche  Wirkung  ein  solcher  Be- 
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schluss  haben  würde.  Sie  wQrden  sich,  wie  ich  glaiii»e,  sogleich 
von  den  Münnern  umringt  sehen,  welche  diese  Thalsan^hen  und 
Ideen  auTpuzen  und  sie  in  der  Form  von  Büchern  herauageben. 
Der  Geograph  würde  zu  Ihnen  sagen:  »»Mein  werti^er  Herr, 
diess  geht  durchaus  nicht.  Sehen  Sie  mein  Buch  an  und  Sie 
werden  finden,  dass  es  ganz  und  gar  aus  den  Werl^en  Anderer 
abgeleitet  ist,  von  welchen  Viele  ihr  Vermögen  opferten  und  An» 
dere  ihr  Leben  einbüssten,  wührmd  sie  dasjenige  Wissen  aof- 
suchten ,  das  ich  der  Welt  jezt  so  billig  mittheile.  Sie  werden 
hier  den  wesentlichen  Inhalt  der  Werke  von  Humboldt  und  Wilkes 
wieder  finden.  Alle  Entdeckungen  Franklin's  sind  darin  enthalten, 
und  ich  warte  jezt  nur  auf  das  Erscheinen  der  Reise  von  Mc 
Clure  nach  den  Polargegenden,  um  eine  neue  Ausgat>e  meines 
Buches  zu  veranstalten.  Ich  bitte,  bedenken  Sie  doch,  was  Sie 
im  Begriff  sind  zu  thun.  Sehr  wenige  Leute  haben  die  Müsse, 
die  Bücher  dieser  Reisenden  zu  lesen ,  oder  die  Mittel,  sie  zu  be- 
zahlen. Wenige  hundert  Exemplare  sind  hinreichend,  um  d«* 
Nachfrage  zu  genügen ;  nachher  gerathen  ihre  Werke  in  Vergessen- 
heit. Von  den  meinigen  werden  jährlich  zehn,  fünfzehn  oder 
zwanzigtausend  verkauft;  es  wird  so  das  Wissen  durch  die  Well 
verbreitet;  und  den  Männern  selbst,  die  mir  die  Thatsachen  Hefem, 
die  Möglichkeit  gegeben,  eine  reiche  Fülle  unsterblichen 
Ruhmes  zu  erndten.  Gewähren  Sie  denselben  aber  ein 
Verlagsrecht  auf  die  neuen  Ideen,  welche  sie  etwa  der  Welt  lie^ 
fem,  so  hemmen  Sie  sogleich  die-  Produktion  solcher  Bücher  wie 
das  meinige,  zu  memem  eigenen  grossen  Schaden,  und  zum  Ver- 
lust des  ganzen  menschlichen  Geschlechtes.  Thatsachen  und  Ideen 
sind  gemeinschaftliches  Eigenthum  und  ihre  Eigenthümer,  das  Pa* 
blikum  nämlich,  haben  ein  Recht,  sie  nach  Gutdünken  zu  benuzen.** 
Der  Geschichtschreiber  würde  sagen:  »»Herr  Senater, 
wenn  Sie  auf  diesem  Wege  beharren,  so  werden  Sie  nie  wieder 
Geschichtswerke  sehen,  wie  das  meinige.  Hier  sind  Hunderte  ven 
Menschen  über  das  Land  zerstreut,  emsig  bemüht,  Thatsachen, 
die  sich  auf  unsere  Geschichte  beziehen,  aufzuspüren.  Sie  sind 
Enthusiasten  und  Viele  von  Ihnen  sind  sehr  arm.  Einigen  von  ihnen 
gelingt  es,  die  Resultate  ihrer  Nachforschungen  in  der  Form  von 
Büchern   zu  veröffentlichen,  während  Andere  dieselben  den  Zei- 
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fangen*  oder  den  historischen  Gesellschaften  übergeben,  and  so 
wird  es  möglich,  dass  die  Resultate  in  die  Welt  gelangen.  Wenige 
Menschen  kaufen  solche  Dinge  und  es  kommt  nicht  selten  vor, 
dass  Menschen,  welche  ihr  Leben  mit  der  Sammlung  wichtiger 
Thatsachen  verbracht  haben,,  einen  grossen  Theil  ihrer  geringen 
Mittel  damit  vergeuden,  dieselben  einer  undanl^baren  Ifation  mi(- 
»itheiien.  Trozdcm  finden  sie  ihre  Belohnung  in  dem  Bewusslsein, 
dass  sie  auf  diese  Weise  Andere  in  den  Stand  sezen ,  der  Welt 
genaue  Geschichten  ihres  Landes  2tt  liefern.  Ich  finde  sie  unend- 
Bdi  nOzIich.  Sie  sind  meine  Holzhauer  und  Wasserträger  und 
verlangen  nie  einen  Lghn  für  ihre  Arbeit.  Entziehen  Sie  mir  aber 
ihre  Dienste,  so  werde  ich  genölhtgt  sein,  die  Produktion  von 
Büchern  aufzugeben  und  zu  meinen  Berufsarbeiten  zurückzukehren : 
zugleich  aber  wird  Jenen  der  Ruhm  geraubt,  während  dem  Pu- 
blikum das  Wissen  vorenthalten  wird.**  Der  medicinische 
Schriftsteller  würde  sagen:  »»Herr  Senator,  wenn  es  Ihnen 
gelingen  sollte,  den  Gedanken  durchzuführen,  den  Sie  angebahnt 
haben,  so  f&rchte  ich,  dass  Sie  unserem  Beruf  grossen  Nachtheil 
zufügen  und  vermuthlich  auch  namhafte  Veriuste  an  Menschenleben 
verursachen  werden;  denn  Sie  werden  dadurch  die  Verbreitung 
des  Wissens  hemmen.  Wir  haben  hier  und  im  Auslande  Tausende 
von  thStigen  und  denkenden  Mflnnem,  die  mehr  darauf  erpicht 
sind,  Gutes  zu  thun,  als  Gewinn  zu  suchen,  die  sich  auf  das 
Studium  specieller  Krankheiten  veriegen,  die  Resultate  unseren 
Zeitschriften  anbieten  und  nicht  selten  höchst  werthvolle  Mono- 
graphieen  veröffentlichen.  Der  Verkauf  dieser  lezteren  ist  immer 
gering,  und  ihre  Veröffentlichung  zieht  den  Verfassern  nicht  sel- 
ten schwere  fiinbussen  an  ihren  geringen  Mitteln  zu.  Solche 
Minner  haben  für  mich  einen  unschäzbaren  Nuzen;  denn  mit 
Hülfe  ihrer  werthvollsten  Arbeiten  sah  ich  mich  in  den  Stand  ge- 
sezi,  die  zahlreichen  und  populären  Werke  zu  arbeiten,  die  ich 
der  Welt  geliefert  habe.  Werfen  Sie  einen  Blick  auf  diese  Werke. 
Hier  sind  mehrere  Bftnde  davon,  und  von  jedem  verkaufe  ich 
jährlich  Tausende  von  Exemplaren  mit  grossem  Gewinn.  Entziehen 
Sie  mir  die  Macht,  d|e  Gedanken  der  arbeitenden  Männer  unseres 
Berufes  zu  benuzen,  so  werden  meine. Bücher  bald  keinen  Werlh 
mehr  haben  und  ich  weVde  das  beträchtliche  Einkommen,  das  ich 
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jezi  davon  benehe,  vertiereii,  wfthreiid  das  Pidriüram  an  gehKr 
Gesandheit  benachtbeiligt  wird  n  Folge  der  erschwerten  Ver- 
breitung der  einschlägigen  Kenntnisse.**    Der  Professor  wttrde 
Sie  ersuchen ,  seine  Vorlesungen  zu  beachlen  und  sich  xu  Ober- 
teugen, dass  dieselben  keine  einzige  Idee  enthalten,  die  aus  sei- 
nem eigenen  Geiste  entsprungen  ist     »»Wie  hatte  ich/*  wttrde 
er  fragen,   »»diese  werthvoUen  Vorlesungen  ausarbeiten  können, 
wenn  man  mir  die  Macht  entzogen  hatte,  die  von  den  arbeitemleii 
Mflnnern  gesammelten  Thatsachen  und  die- daraus  Ton  den  Denkern 
der  Welt  entwickelten  Principien   zu  benuzen!    Ich  selbst  habe 
keine  Zeit,  Thatsachen  zu  sammeln  oder  sie  zu  analysiren.    Seil 
Tielen  Jahren  haben  mir  diese  Vorlesungen  ein  beträchtliches  Ein- 
kommen abgeworfen  und  es  wird  auch  in  der  Folge  so  sein,  Tor- 
ausgesezt  nur,  dass  mir  gestattet  wird,  m  Zukunft  ebenso  zu  ver^ 
fahren  wie  bisher,  d.  h.  alle  neue  Thatsachen  nnd  Ideen,  auf  die 
ich  stosse,  zu  meinem  eigenen  Nuzen  mir  anzueignen,  und  dabei 
die  Urheber  derselben  zu  nennen  oder  nicht,  je  nachdem  es  u 
meinem  Zweck  passt    Geben  Sie  Ihren  Plan  auf,   mein  werther 
Herr;  er  kann  nicht  durchgesezt  werden.    Die  Männer,  welche 
selbst  arbeiten,  und  die  Männer,  welche  selbst  denken,  mOssen 
sich  mit  dem  Nachmhm  begnügen  und  dankbar  daffkr  sein,  wenn 
die  Männer,  welche  die  Bücher  schreiben  und  die  Vorträge  halten, 
doch  wenigstens  für  die  Thatsachen^  welche  sie  benuzen,  und  die 
Ideen,  welche  sie  entlehnen,  die  Quellen  namhaft  machen.**    Der 
Lehrer  der  Naturwissenschaft    würde  sagen:     »»Mein 
Freund,  haben  sie'  auch  darüber  nachgedacht,  was  Sie  eigentlich 
zu  tbun  im  Begriffe  sind?   Betrachten  Sie  unsere  Sammlungen 
und  überzeugen  Sie  sich,  wie  sie  in  den  lezten  f&itfzig  Jahren 
bereichert  wurden.    Asien  und  Afrika  und  die  Inseln  des  südlichen 
Oceans  wurcfen  von  unermüdlichen  Mäpnem  durchwandert,  welche 
unter  Lebensgefahr  und  mit  den  grAssten  Vermügensopfem  unsere 
Kenntniss  des  Pflanzen-  und  Thierlebeiis  vervierfacht  haben.    Solche 
Männer  verlangen  kein  Entgelt^  irgend  welcher  Art.     Sie' sind 
willig,  für  Nichts   zu  arbeiten.    Wesshalb  sollte  man  sie  daran 
hindern  ?  Blicken  Sie  auf  die  immensen  Beiträge  zum  geologischen 
Wissen,  die  im  ganzen  Gebiet  der  Union  von  Männern  geliefert 
wurden,   welche  sich  mit  dem  notlidürfUgen  Lebensunterhalt  be- 
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giiOgten  und  froh  waren,  dass  die  Ergebnisse  ihrer  Arbeiten  doch 
mindestens  anf  Staatskosten  veröffentlicht  wurden.  Solche  Männer 
verlangen  kein  Verlagsrecht.  W^nn  sie  etwas  veröffentlichen,  so 
erleiden  sie  allemal  Vßrinste.  Wilson  lebte  and  starb  in  Armuth. 
Ebenso  Audabon,  dessen  Arbeiten  wir  so  viele  omithologische 
Kenntnisse  verdanken.  Morton  verwendete  eine  ansehnliche  Summe 
auf  die  Vorberettang  und  Veröffentlichung  seines  Werkes  ttber  die 
Schädel.  Agassis  that  dasselbe  für  sein  grosses  Werk  über  die 
Fische.  Cuvier  hatte  seiner  Familie  nichts  zu  hinterlassen,  als 
seinen  Ruhm.  Lamarck's  grosses  Werk  über  die  Invertebratae 
wurde  so  wenig  begehrt,  dass  viele  Jahre  verstrichen,  ehe  nur 
die  erste  Auflage  vergriffen  war;  wohl  aber  würde  er  seine  Be- 
lohnung gefunden  haben,  wenn  er  zu  der  Zeit  noch  gelebt  hätte, 
wo  seine  Ideen  von  dem  Verfasser  des  rasch  abgesezten  Werkes 
j^Ve$Uget  of  Creation^ ,  natürlich  ohne  Nennung  des  wahren 
Autors,  angeeignet  und  in  neuem  Gewände  vorgeführt  wurd^. 
Diess,  mein  Freund,  ist  der  Nuzen,  zu  dem  Männer  wie  Lamarck 
und  Cuvier  bestimmt  waren.  Sie  sammeln  und  classificiren  die 
Thatsachen,  und  wir  machen  sie  zu  unserem  eigenen  Vortheil 
jiopulär.  Sehen  Sie,  wie  viele  Auflagen  meine  Werke  troz  ihres 
Umfangs  erlebt  haben,  und  denken  Sie,  wie  vielen  Gewinp  sie 
dem  Verleger  und  mir  demnach  gebracht  haben  müssen.  Sehen 
Sie  femer,  wie  viele  Bücher  es  giebt,  die  indirekt  wieder  durch 
meine  Arbeiten  hervorgerufen  wurden.  Sehen  Sie  die  vielen  Schul- 
bücher über  Botanik  und  andere  Zweige  der  Naturwissenschaft, 
deren  Verfesser  blutwenig  von  dem  wissen,  was  sie  zu  lehren 
unternehmen,  mit  Ausnahme  dessen  etwa,  was  sie  von  mir  und 
Anderen  meinesgleichen  entnommen  haben.  Sehen  Sie  femer, 
wie  zahlreich  die  »Sinnbilder  der  Flora*,  die  »Blumen- 
kränze", und  die  »Wörterbücher  der  Flora*  sind,  welche 
starke  Abnahme  sie  finden  und  wie  viel  Gewinn  denjenigen  zu- 
fliessen  muss,  welche  sich  mit  der  Herausgabe  dieser  Werke  be- 
schäftigen. Männem  wie  Cuvier  und  Lamarck  ein  Recht  auf  ihre 
Thatsachen  oder  ihre  Schlussfolgen  zuzuerkennen,  würde  ein  höchst 
ungerechter  Akt  gegen  die  Literaten  sein,  und  zugleich  höchst 
oozweckmäfsig  in  Bezug  auf  die  Welt  im  Grossen ,  die  jezt  so 
biilig  mit  Kenntnissen  versorgt  wird.    Was  die  jezt  dem  Senat 
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vorliegende  VtBfe  des  internationaleii  Verlagsrechts  angehl,  so 
erleiden  meine  Ansichten  allerdings  einige  Modifikationen.  Mehrere 
von  meinen  Bnchem  nämlich  smd  im  Aaslande  bereits  nachge- 
druckt worden,  and  om  den  weiteren  Nachdruck  von  noch  anderen 
zn  verhttten,  muss  sie  mein  Verleger,  wie  er  immer  sagt,  zu  herab- 
gesezten  Preisen  auf  die  fremden  Märkte  werfen ;  hierdurch  wird 
mir  aber  der  angemessene  und  gerechte  Lohn  fbr  meine  Arbi^iten 
entzogen.  Das  Verlagsrecht  sollte  also  universell  und  ewig  sein, 
und  zu  diesem  Schlüsse  werden  Sie,  wie  ich  überzeugt  bin,  auch 
gelangen,  sobald  Sie  den  Gegenstand  grOndlich  erforscht  haben!** 
Leztere  Expectoration  legt  Carey  ironisch  in  den  Mund. 

Nunmehr  ist  unser  Prinzip  des  Aatorschuzes  nach  allen  Haupt- 
selten  entwickelt,  namentlich  sind  fl)r  die  bisher  so  schwierig  zu 
lösende  Zeit-,  Raum-  und  Reprodukt4ons-Begrenzung 
des  Antorenschnzes  Ergebnisse  gewonnen  worden,  welche  za 
dem  vorangestellten  Grundsaz  als  strenge  Folgerungen  sich  ver- 
halten und  gleichwohl  dem  mehr  praktischen  instinctiven  Tasten 
der  Gesezgebung  ein  Siegel  theoretischer  Bestätigung  geben. 

Hiebei  ist  jedoch  immer  von  einer  mehr  Mos  bescheinigte» 
als  strenge  nachgewiesenen  Voraussezung  ausgegangen  worden, 
nämlich  von  der  Annahme:  dass  wenn  für  Schrift-  und  Kunstwerke 
von  public  istischer  Verkehrsbeslimmung  die  normale  Funk- 
tion der  Lohn-  und  namentlich  Rentenvergeltung  ausnahmsweise 
schwach  wirkt  und  durch  einen  Akt  ausgleichender  Gerechtigkeit 
des  Staates  eine  künstliche  Ergänzung  zu  voller  Vergeltung  statt- 
zufinden hat,  —  die  Einräumung  eines  temporären  Monopols, 
dieses  Kerns  der  bestehenden  Autorrechte,  die  geeignetste 
Art  jener  ergänzenden  künstlichen  Vergeltung  sei.  Diese  Ah- 
nahme ist  nun  aber  erst  näher  zu  beweisen. 

Wir  sind  von  allem  Anfang  nicht  der  Ansicht,  dass  das  be- 
schränkte Monopol  die  einzige  Art  öffentlicher  Vergeltung  »gei- 
stiger Produktion*  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  seL  Viehnebr 
ist  schon  oben  angedeutet  worden,  dass  sich  in  der  Hand  der 
lezteren  andere  Vergeltungsmittel  mit  der  Gabe  eines  zeitweiligen 
Monopols  in  mannigfaltiger  Mischung,  je  nach  der  Gattung  der  zu 
vergeltenden   Leistungen,    kumaliren  lassen   und    zu   kumuliren 
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pflegen.  Nor  als  vorzugsweise  anwendbares  und  nach  der 
heutigen  Verbreitung  der  Bildung  unentb^liches  Vergeltungs- 
mittei  für  den  socialen  Dienst  und  das  sociale  Verdienst  der  pu- 
blicistischen  Produlstioa Isann  das  moderne  Institut  des  Autor- 
rechtes, mit  dem  Kern  eines  beschrftnlsten  Monopols,  gerechtfertigt 
werden  wollen. 

Der  grösste  .Vorzug  des  temporären  Monopols  der  Autoren 
und  Originalverleger  auf  Erzeugung  und  Absaz  ihrer  publicisti- 
schen  Verkehrsgüter  besteht  darin,  dass  dieses  Monopol 
als  eine  zeit.lich  und  •rfturolich  beschränkte  Aus- 
beututtgspriorität  die  freie  Lohn-  und  Rentenfunk- 
tion ider  Volkswirthschaft  so  getreu  als  möglich 
nachahmt.  Es  ist  das  naturähniichste  künstliche  Vergeltungs- 
system und  überlässt  als  solches  theils  der  Anstrengung  der  Pro- 
ducenten,  theils  dem  Bedürfniss,  Urtheil  und  Geschmack  des 
Publikums  die  wirkliche  Belohnung.  Der  wirkliche  Erfolg  der 
Monopolausbeute  ist,  wie  im  Verkehrssystem  der  unbeschränkten 
freien  Conkurrenz,  erst  noch  von  der  Thätigkeit  der  Producenten 
und  von  dem  Urtheil  des  Publikums  abhängig.  Die  litterarisch- 
artislische  Produktion  bleibt  hiebei  der  freien  Werthschäzung  des 
ganzen  Publikums  thnnlichst  unterworfen.^  Auch  wird  die  Nachah- 
mung der  sonstigen  Vergeltungsformen  des  freien  Verkehrssystems 
möglich:  der  Lohn  und  die  Lehnrente  des  geistigen  Mitarbeiters 
wird  vom  Kapital  eines  Unternehmers,  nämlich  des  Verlegers^  als 
Vorschuss  gegeben,  eine  Vergeltungsweise,  welche  die  social- 
ökonomisch  gewöhnlkhe  ist  und  bei  aller  Möglichkeit  der  Aus- 
beutung der  »Arbeit*  durch  das  »Kapital*  als  überwiegend  vor- 
theilhafl  und  sachgemäss  noch  immer  Geltung  hat;  wenige 
»Autoren*  würden  auf  Tantiemen  am  Ende  des  ganzen  Geschäftes 
warten  wollen.  Durch  Beschränkung  des  Schuzes  wird  der 
unaustilgbare  NachtheH  alles  Monopols,  Produktvertheurung,  mög- 
lichst beschränkt  Diese  Beschränkung  ist  aber  auch,  wie  prin- 
zipiell schon  nachgewiesen  ist,  wirklich  im  thunlichst  knappen, 
mit  den  legitimen  Autoransprüchen  noch  irgend  verträglichen 
Ma^e  zu  ersireben. 

Ein  zweites  System  der  Vergeltung  der  Autorthätigkeit  ist 
dasjenige  der  jNationalbelohnungen,  Pensionen,  Besol- 
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düngen  ^).  Empfohlen  ist  dieses  System  von  einem  namliafkeB 
Oekonomisten  der  neuesten  Zeit,  von  Wölk  off.  Am  ScUoss 
einer  Brörterang  über  materielles  und  immaterielles  Vermögen, 
welche  sichtlich  von  der  juristischen  Analyse  Renouard'^s  t>eefli- 
flusst  ist,  wird  der  Satz,  aufgestellt :  »die  rationelle  Ldsung  der 
Fragen  in  Hinsicht  auf  ökonomische  Anerkennung  des  geistigen 
Eigenthums  würde  man  mit  Ersezung  des  Monopolsystems  durch 
das  System  der  directen  Vergeltung  erreichen.*  Die 
Ausführbarkeit  dieses  Ersazes  weist  jedoch  Woikoff  nicht  naeb. 

Die  relative  und  ooncnrriren4ß  Berechtigung  des  Systems 
der  Nationalbelohnungen  neben  dem  Monopolschuz  ist  bereits 
anerkannt  worden.  Jedoch  nur  für  Leistungen  von  unzweifelhaft 
anerkanntem  Wertbe  ist  es  anwendbar;  ftir  diese  sollte  es  wirklich 
häufiger  angewendet  werden.  Dagegen  fbr  noch  zweifdhafte, 
bestrittene,  von  einer  herrschenden  Partiiei  verfolgte  Leistungen 
ist  es  naturgemäss  ausgeschk>6sen ;  ebenso  kann  es  den  mehr  in 
Stillen  und  Kleinen  blühenden,  weniger  glänzenden  und  dodi 
bedeutenden  publicistischen  Leistungen  nicht  wohl  zugewendet 
werden.  Der  temporäre  Monopolschuz  dagegen  gestattet  geredbte 
Belohnung  des  Vierdienstes  schon  in  der  Zeit,  da  der  Verkehr 
Spreu  und  Weizen  erst  auf  die  Worfidtenne  wirft;  er  prämiirt  die 
vielen  kleineren  Verdienste  v^thschafffichster  Bedürfnissberriedi- 
gung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  auf  dem  Gebiete  der  allge- 
meinen Bildung. 

Was  Renouard*)  über  das  System  der  directen  öffent- 
lichen Vergeltungen  vor  30  Jahren  geurtheilt  hat,  kann  hente 
kaum  besser  gesagt  werden:  »Dnübersteigliche  Schwierigketten 
erheben  sich  gegen  jede  Art  der  Vertheilung  von  Pensionen, 
festen  Besoldungen,  und  —  wenige  Fälle  abgerechnet,  gegen 
den  öffenUichen  Ankauf,  d.  h.  eine  Art  Expropriation.  Die  ans* 
theilende  Gerechtigkeit  ist  damit  unvereinbar;  kein  Staalsscbnn 
könnte  den  unersättlichen  Prätentionen,  launenhaften  Gunstbe- 
zeugungen und  Erpressungen  Widerstand  leisten,  denen  ThQr 
und  Thor  geöffnet  wäre.    Wer  wollte  bei  der  Ejqut)priation  zooi 

1)  Gegen  ein  Autoren  -  Besoldnngssystem   gute  Bemerkungen  auch  bei 
Wrangeil,  1.  c.  p.  50  ff. 

2)  1.  dt.  I,  461  f. 
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gemeinen  Nozen  die  Geraeinnilzigkeit  beortheilen?  Wer  könnte 
die  Eifersüchteleien  beschwichtigen?  Wer  der  Mittelmässigkeit . 
gerecht  werden?  Wer  die  Bescheidenheit  hervorziehen,  den 
Hochmuth  massigen,  dem  Genie  eine  onbeneidete  Vergeltang 
schaffen?  Hiitte  die  Regiemng  diese  Aufgabe,  so  wäre  sie  der 
Gefahr  der  Verdächtigung,  Subaltern -Intriguen  und  Bestechungen 
ausgese^t,  und  könnte  beim  besten  Will^  groben  Missgrifien 
nichr  entgehen.  Lässt  man  aber  die  Autoren  durch  ein  Pairs- 
gericht  von  Ihresgleichen  beurtheilen,  so  ist  bei  bester  Gesinnung 
die  Partheilichkeit  nicht  auszuschliessen.  "Kein  Magistrat,  keine 
Jury  hat  Fähigkeit  und  Vielseitigkeit  genug  zu  so  schwierigem 
Amte.  Es  giebt  nur  Einen  gerechten  Richter,  das  Publikum,  nur 
Einen  Hassstab  der  Gerechtigkeit,  den  im  Lauf  der  Zeit  sich  fest- 
stellenden^uz-  und  Genusswerth  des  Werkes,  nur  Eine  gerechte 
und  billige  Vergeltuifgsweise :  den  temporären  Autorschuz.**  Alle 
obigen  Schwierigkeiten,  die  Renouard  schildert,  vermeidet  ja 
die  gewöhnliche  socialökonomische  Lohn-  und  Bentenfunktion  des 
freien  Verkehrs,  und  dann  als  relativ  bestes,  möglichst  getreu 
nachgeahmtes  Surrogat  der  lezteren  —  der  temporäre  Autoren- 
schuz.  Dieser  erweist  sich  hienach  vorzüglicher,  als  National- 
belohnung oder  Auswerfung  von  Pensionen  und  Gehalten,  welche 
2sa  chinesischer  Mandarinen-  oder  altegyptischer  Priesterwissen- 
schaft führen  würden.  Auch  Proudhon  perhprrescirt  in  treff- 
lichen Worten  den  Plan :  Bureaukraten  der  geistigen  Produktion, 
fonetionaires  du  spiriiuel  neben' den  fonctionaires  du  temporel^ 
einzuführen  ^). 

Oeffentliche  Besoldungen  und  Pensionen  sind  an  ihrem  Plaze  eine 
ganz  berechtigte  Form  socialökonomischer  Vergeltung:  Wo  die  Lei- 
stungen in  den  Genuss  des  ganzen  Publikums  hinausströmen,  wo  es 
anmessbar  ist,  wie  weit  sie  dem  Einzelnen  zu  gut  kommen  oder  nicht, 
ist  die  einfache  Tauschvergeltung  durch  die  Empfänger  schlechter- 
dings unmöglich«  Akte  der  Polizei,  des  Strafrichters,  des  Geistli- 
chen, des  Ministers,  des  Fürsten  und  des  Präsidenten  einer  Republik 
lassen  sich  nur  durch  ein  anderes,  öffentliches  Vergeltungs- 
system vergüten;   das  die  Leistungen  beziehende  Publikum  giebt 

I)  1.  c.  II,  s  7.  * 
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das  Aeqdivalent  der  Steuer,  bid  alle  Besoldangen  von  derCi?ii- 
liste  bis  zom  PfarrgehaU  zu  bezahlen,  oder  sind  rentable  Dotnaiiien 
und  Stiftungsgüter  dem  Privatverkehr  entzogen,  um  durch  Aus- 
scheidung eines  Theils  der  nationalen  oder  localen  Landrente  die 
Mittel  zur  Vergeltung  öffentlicher  Sachgüter  und  Dienstleistungen 
auszuwerfen;  die  ganze  Staats-,  Gemeinde-,  Kirchen-  und  SUT- 
tungswirthschaft  stellt  höhere  Tausch-  und  Verkehrssysteme  iu 
der  Gesamrotökonomie  der  btirgerlichen  Gesellschaft  dar  ^).  *Viele 
Leistungen  können  nur  in  diesen  Formen  die  angemessene  Ver- 
geltung finden.  Allein  für  die  meisten,  und  gerade  f)lr  die 
unter  der  klassischen  Höhe  bleibenden  publicistischea 
Schrift-  und  Kunstprodukte  und  für  die  erste  Zeit  des 
unentschiedenen  oder  getäuschten  öffentlichen  Urtheils  sind  diese 
Arten  der  Vergeltung  unanwendbar;  die  Einräumung  einer  Renteii- 
möglichkeit  durch  Monopolschuz  hat  hier  einen  Vorzug,  wdl  sie 
den  Autor  durch  den  Verkehr  selbst  nach  Verdienst  be- 
lohnen lässt 

Das  allgemeine  Autorrecht  dient  lezterem  Zweck  mehr 
als  das  vereinzelte  Privileg. 

R  ö  d  e  r ,  in  seinen  trefflichen  »GrundztigeA  des  Natur- 
rechts* ^,  hat  zwar  in  seiner  Polemik  gegen  das  gesez lieh 
allgemeine  Autorrecht  ein  richtiges  Gefühl:  der  Scbuz  durch 
einzelne  Privilegien  nach  älterem  System  ist  prinzipiell  weni- 
ger schablonenmässig.  Allein  es  ist  nicht  zu  übersehen, 
dass  die  gerechte  Heraushebung  der  speziellen  bei  freiem  Ver- 
kehr beeinträchtigten  pubUcistischen  Leistungen  durch  Privilegien 
unausRihrbar  ist,  und  dass  das  Autorrecht  nicht  so  sehr  den 
Werken  erster  Qualität  Prämien,  sondern  der  pablicistiscben  Pro- 
duktion überhaupt  die  gewöhnlichen  Lohn-,  Gewinn-  und  Renten- 
chancen zu  sichern  hat. 

Weit  eher,  als  Besoldungen,  würde  ein  System  der  Tan- 
tiimenbetheiligung   des'Autors  am  Verlagsgewinn, 


1)  Vrgl.  mein  „geselhch.  System  etc.'*  f.  176  ff. 

2)  II,  358  ff.,    Unteres  Wissens   das  Nfichternste  «nd  aacli  national- 
I  ökonomisch  Probehaltigste,  was  von  der  modernen  Rechtsphilosophie  gegen 

gewisse  za  weit  gehende  Autorrechtsprfitentionen  gesagt  ist. 
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unteT  Freigebung  der  Vervielfältigung,  dem  temporären 
Monopol  der  jezigen  Autorrechte  den  Rang  ablaufen  können.    Es 
ist  jedoch  ohne  sehr  belästigende  Polizeiinstitute  nicht  ausführbar 
und  würde  eine  Fixirung  des  Tanliömensazes  verlangen,  welche, 
statt  gerecht  zu  sein,  den  Knoten  der  Schwierigkeiten  eben  nur 
zerhauen   würde.    Auch    müsste   entweder  allen  Verlagslustigen 
gleichzeitig  das  Manuscript  mitgetheilt  werden,   wofür  ein  Mittel 
nicht  wohl  gefunden  werden  kann,  oder  hätte  der  erste  Verleger 
Vortheile  ohne  grössere  Lasten  zuhaben.  Renouard  hat,  ohne 
vorhersehen  zu  können,  dass  eine  französische  Regierung  im  Jahr 
1863  das  Tantiömensystem  an  das  System   temporären  Monopols 
anschweissen  wolle  ^) ,   das  erstere  sehr  gut  verurtheilt ').    Er 
sagt  ohngefähr :    »Dieses  System  ist  auf  den  ersten  Blick  ver- 
führerisch.   Es  trennt  die  Arbeit  der  geistigen  Schöpfung  und  die 
Verwerthung  (giebt  dem  Publikum  das  Werk  ganz  und  überlässt 
den  Absaz  der  Concurrenz).    Es  ist  aber  unzulässig,    weil  die 
Fixirung  der  Tantieme  unmöglich,  ihr  Bezug  ungemein  schwierig 
wäre.    Die  Schwierigkeiten  der  Einhebung  Hessen  sich  vielleicht 
durch  technische  Einrichtungen  übervrinden  (?),  die  gerechte  Fest- 
stellung des  Tanti&menantheils  (redevance)  bleibt  aber  unmöglich. 
Diese  Festsezung  kann,  wenn  veränderlich,  weder  von  der  Will- 
kühr  des  Autors,  noch  von  derjenigen  irgend  eines  Verlagslustigen 
abhängen.    Verlangt  man  aber  vom  Geseze  eine  fixe  Tantieme, 
so  bringt  man  in  gröbster  Ungerechtigkeit  die  ungleichsten  Dinge 
unter  einerlei  Mass.    Will   man   den  Massstab   der  Grösse  der 
Auflage,   des  Bandes  und  des  Verkaufspreises  für  die  fixe  Tan- 
tiömenbestimmung  anlegen,  so  begegnet  man  der  Thatsache,  dass 
beim  einen  Werke  200,  beim  andern  erst  10,000  und  100,000 
Exemplare   dem   Bedarf  genügen,   —  die   Grösse   des  Bandes 
unterliegt  dejr  Caprice  der  Fabrikation,  —  endlich  der  Verkaufs- 
preis ist  der  allerunsicherste  Massstab  (je  nach  dem  Steigen  und 
Fallen  der  Kosten,  nach  der  Grösse,  der  Auflage,   und  nach  der 
Gewohnheit,  auf  Gewinn  durch  wohlfeilen  Massenabsaz  oder  durch 
hohe  Preise  bei  geringem  Absaz   zu  speculiren).    Endlich  eine 


1)  50  Jahre  nach  dem  Tode  des  Aatort  soll  einem  französ.  Gesezes- 
enlworf  das  ewige  geistige  Eigenthum  in  eine  Tantieme  umschlagen. 

2)  1.  c.  I,  464  f. 
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Bcbiedsgerichtliche  Feststellung  des  Gewinaaitbeik  wQrde  loi 
vielen  Kosten,  Versögenuigen,  Processen  und  VerdfichUgoogen 
Terfcnüpft  sein.* 

Auch    Carey   bat   an    Tanliömenvergeltong   gedacht.     Jn 
Frankreich,  sagt  er,  sind  die  Tantiemen  an  dramatische  Schrift- 
steller  durch  das  Gesez  bestimmt,  und  Jeder,  der  ein  Slftck  be- 
zahlt, darf  es  auch  aufllQhren;  könnte  man  diess  bei  allen  hIter«- 
rischen  Produktionen  durchführen,  indem  man  Jedem,  welcher  flir 
ein  Werk  bezahlte,  die  Briawbniss  zum  Druck  ertbeilte,  so  würde 
ein  grosser  Thefl  der  Schwierigketten  m  Bezug  auf  das  Veriag»- 
recht  beseitigt  sein.*    Indessen  nimmt  auch  Carey  die  Unau»- 
fQhrbarkeit  des  Tantiimensystems  an. 

Das  Monopol  erledigt  das,  was  beim  Tantiteensyslem  so 
verwickelt  erscheint,  in  einfacher  Weise :  der  Verleger  findet  den 
Autor  ab.  Die  HonorarbestioMnung  ist  das  Ergebniss  eines  Prew- 
karopfes  zwischen  Arbeit  und  Kapital,  der  von  Fall  zu  Fall  ge- 
führt wird  und  dessen  Ergebniss  sich  jedem  besonderen  Falle  an- 
passen kann. 

Das  beschränkte  Monopol  erweist  sich  hienach  unter  allen 
kOnstlichen  Gestaltungen  einer  hinreichenden  Veiigeltung  publicisti- 
scher  Leistungen  als  die  relativ  beste  und  ailgemeiaet  anwendbare. 
Indem  wir  dieses  Ergebniss  aisspreohen ,  verweisen  wir  je- 
doch nochmals  auf  die  Thatsache,  dass  das  .Autorrecht"  nicht  die 
absolute  und  einzige  Beh>hnungswei8e  fitar  Autoren  ist.    Andere 
Arten  der  Vergeltung    concurriren   in  mannigfaltiger  Mischung. 
Es  giebt  sogar  FäUe,   wo  nur, diese  anderen  Vergehungsformea 
anwendbar    shid.      Grosse    naturwissenschaftliche   Entdeckungen, 
Leistungen  der  Columbus  und  Franidia,  der  Keppler  und  Newton, 
der  Stephenson  und  Morse,    der  Barth  und  Livingstone  können 
nicht  durch  monopolisirten  Absaz  der  Reisejoumale  und  Zeitschrif- 
tenmittheilungen ,   sondern  ausser  dem  Nachruhm  nur  durch  ein- 
trägliche Worden  und  Lehrstellen,  durch   leitende  Stellungen  im 
geschäftlichen  und  öfientlichen  Leben,  durch  Nationalbelohnungen, 
Preise   und    Stiftungsioads    belohnt    und   dkonomisch   sustentirt 
werden. 

Wenn  Jenner  seine  Erfindung  geheim  gehalten  hafte,   so 
wäre  er  bei  den  damaligen  Blattemverheerungen  schnell  ein  sehr 
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reicher  Mann  geworden.  Die  rechtlich  ausschliessende 
Impfpraxis  aber  hfitte^ihm  keihe  vernünftige  Gesezgebnng,  auch 
nicht  auf  5  Jahre,  einrfiamen  dürfen.  Veröffentlichte  er  aber 
selbst  seine  Erfindung,  so  zog  er  auch  bei  Autorenschuz  aus  dem 
litterarischen  Honorar  die  angemessene  Prfimie  nicht.  Die  Ursache, 
wesshalb  in  diesen  Fällen  ausschliessende  Vervielfältigung  der 
Entdeckung  durch  den  litterarischen  Autorenschuz  ange- 
messene Prämien  nicht  gewährt,  liegt  darin,  dass  hier  der  Erwerb 
aus  der  litterarischen  Verkörperung  der  Idee  ökonomisch  ver- 
schwindend klein  ist.  Die  Einräumung  i^r  einer  ausschliessenden 
Anwendung  durch  Dienstleihungspraxis  würde  das  gemeine  In- 
t^esse,  also  den  Zielpunkt  aller  Rentenfunktion,  vid  zu  sehr 
beeinträchtigen ;  unserer  ökonomischen  Theorie  würde  dies  piinci- 
piell  ebenso  widerstreiten, 'wie  die  Nichtbelohnung  des  Entdeckers. 
In  sokben  Fällen  wirken  aber  als  Ersaz  theils  Belohnungen 
nichtponderabler  Art,  wie  Auszeichmagen,  welche  der  Staat  ge- 
währt und  Auszeichnungen,  welche  das  Publikum  selbst  dem 
Verdienst  in  Gestalt  des  Ruhmes,  Renommto  verleiht  Allein 
auch  sehr  handfeste  Belobnimgen  anderer  Art  gibt  es.  Sezt 
sich  doch  selbst  jener  spirituelle  Lohn,  «ein  Lohn  der  ewig 
lohnt*  und  reicher  macht  als  Millionmi,  —  auch  wieder  in  sehi 
ponderable  ökonomische  Vergeltung  um,  indem  das  Renommee  zu 
einflussreichen  und  einkommensreiciien  SteUungen,  guter  Praxis, 
hohem  Honorar  für  weHere  Werke  verhilft  Die  An- 
lage der  menschlicben  Gesellschaft  ist  nichl  auf  die  Wirkung 
blos  Eines  Forfhchrittshebels  angewiesen.  Die  Socialökonomie 
zeigt  eine  Auswahl  von  Mitteln  zur  Vergeltung  derartiger  Lei- 
stungen, sobald  man  gmndsäzlich  die  Grenzen  der  nationalöko- 
nomischen Wissenschaft  über  dasjenige  ProdiAtions-  nad  Ver- 
geltungssystem hinausrickt,  welches  in  ^r  Konkurrenz  des 
freiwilligen  Tauschverkehrs  sich  auslebt  Das  leztere  Vergel- 
tungssystem ist  allerdings  das  allgemeine ,  und  unter  den  künst- 
lichen Vergeltungen  publicistischer  Leistungen  ist  wieder  das 
temporäre  Monopol  des  Autorrechtes  die  allgemeinst  anwendbare, 
dem  Gebiete  der  Massen-  und  Durchschnittsleistungen  entspre- 
obende  Form  der  Vergeltung,  weil  dasselbe  die  Lehn-  und  Ren- 
tenfunktion  des  gewöhnlichen  Tauschverkehrs   am  meisten  nach- 

27* 
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ahmt  Je  mehr  aber  die  weltgeschichtlichen,  die  idassiscbeo 
Autorenschöpfungen,  die  nicht  publicistisch  verwerthbaren  Schrift- 
und  Kunstwerke  in  Frage  kommen ,  desto  geringer  ist  auch  die 
Bedeutung  und  die  Wirkung  beschränkter  wie  dauernder  Mono- 
pole.  Andere  höhere  Vergeltungsformen  greifen  alsdann  ein. 


Am  Schlüsse  dieses  Abschnittes,  welcher  das  nationalöko- 
nomische Princip  für  den  Autorenschuz  nach  seiner  vorwiegeod 
vermögensrechtlichen  Bedeutung  aufzustellen  hatte,  mögen  die 
Hauptergebnisse  der  Untersuchung  in  kurzer  Uebersicht  zusammen- 
gestellt werden: 

1)  Das  durch  die  Urheberrechte  eingeräumte,  ausschliess- 
liche Absazrecht  ist  in  erster  Linie  ein  durch  den  Staat  als 
Organ  gemeinwirthschaftlicher  Interessen  künstlich  geschaflTener 
Boden  fQr  die  Rentenfunktion,  welche  als  Reizmittel  und  Prftmie 
des  socialökonomischen  Fortschrittes  dient,  —  theilweise  und  in 
zweiter  Linie  das  Mittel  der  Sicherung  des  nothwendigen  Un- 
terhaltes der  geistigen  Arbeit. 

2)  Der  beschränkte  Monopolschuz  verwirklicht  die  Bedin- 
gungen und  Vortheile  der  ngrmalen  Lohn-  und  Rentenfunktion 
unter  allen  künstlichen  Vergeltungsweisen  mit  der  grösslen  An- 
näherung an  das  normale  System.  * 

3)  Die  Urheberrechte  sind  nur  begründet,  wo  Mangels  einer 
genügenden  »Vorhand*  der  Ausbeutung  die  freiS  Rentenfunktion 
nicht  stark  genug  reagirt.  Dies  trifft  bei  den  publicistiscben 
Schrift-  und  Kunstwerken,  bei  den  Verlagsartikebi  zu.  Die  Stärke 
dieses  künstlichen  Schuzes  hat  im  umgekehrten  Verhältniss  zur 
Stärke  der  freien  Vorhand  der  Ausbeutung  zu  stehen,  und  kann 
desshalb  nicht  für  alle  Gattungen  von  Autorrechten  gleich  be- 
messen sein. 

4)  Auch  wo  der  staatliche  Autorenschuz  begründet  ist,  darf 
er  nur,  wie  die  freie  socialökonomische  Rentenfunktion,  deren 
Surrogat  er  ist,  vorübergehend  angelegt  werden.  Dau- 
ernd verliehene  Monopole  sind  nach  unserer  Theorie  durchaus 
verwerflich. 
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5)  Die  gegenwärtige  zeitliche  Ausdehnung  des  Schuzes 
ist  zu  stark. 

6)  Die  Freiheit  der  Uebersezung  ist  begründet. 

7)  Der  Schuz  hat,  wie  die  freie  social-ökonomische  Renten- 
funktion, dahin  zu  wirken,  dass  gegen  angemessene  Belohnung 
der  Autoren  und  des  mit  ihnen  sich  verbündenden  Verlagskapitals 
die  neuen  Ideen  desto  rascher  zum  Gemeingut  werden  und  zur 
Vervollkommnung  und  Weiterverwerthung  gelangen.  Die  Ge- 
stattnng  der  verändernden  und  theilweisen  Reproduktion  für  ein 
verändertes  Absazgebiet  ist  daher  nach  unserer  Theorie  princip- 
gemäss,  nicht  principwidrig. 

8)  Der  Autorenschuz  ist  zwar  ein  besonders  geeignetes, 
jedoch  nicht  das  ausschliessliche  Mittel  zur  Aneiferung  und  Be- 
lohnung d^  geistig-publitistischen  Produktivität  einer  Nation.  Er 
ist  theils  nicht  ausreichend,  theils  mit  andern  auf  dasselbe  Ziel 
angelegten  Mitteln  zu  cumuliren,  theils  durch  diese  lezteren  zu 
ersezen. 

9)  Der  internationale  Autor^ischuz  ist  nicht  in  demselben 
Hasse  gefordert,  wie  der  nationale. 

Diese  Grundsäze  sind  im  Folgenden  nach  der  Seite  der  6e- 
sezgebung  ins  Einzelne  durchzubilden.  Die  einzelnen 
Arten  rechtlich  ausschliessender  Absazverhältnisse  sind  zu  zer- 
gliedern und  die  juristischen  Theorieen  des  Autorenschuzes  zu 
beleuchten. 

Hiebei  wird  im  Einzelnen  ein  Irrthum  mit  unterlaufen  können, 
ohne  dass  damit  der  Kern  der  »nationalökonomischen  Theorie  der 
ausschliessenden  Absazverhältnisse**  hinMIig  wird.  Die  Verwer- 
thnng  dieser  Theorie  im  Einzelnen  kann  —  wir  betonen  dies  mit 
allem  Nachdruck  —  nur  je  unter  Mithilfe  von  Sachverständigen 
für  jede  besondere  Art  des  Autorenschuzes  vollständig  gelingen. 
Würden  nur  überhaupt  specielle  Bearbeitungen,  welche  die  obige 
Theorie  in  E  i  n  z  e  I  anwendungen  berichtigen,  von  dem  allgemeinen 
Standpunkt  dieser  Theorie  aus  angeregt  werden,  so  wäre  der 
Verfasser  dieser  Abhandlung  wohl  zufrieden. 
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.  Der  Bohni  von  Sohriftwerken,  Hntikalien  und  Kunstwerken  im 

positiven  Beohte,  intbetondere  in  den  dentschen 

Oeiezgebnngen. 

Nachdem  die  Gnindsdze  des  Autorschuzes  vom  Standpunkt 
der  nationalökonomischen  Theoriß  nachgewiesen  sind,  ist  es  von 
Interesse,  diese  theoretischen  Ergebnisse  neben  das  positive 
Recht  und  neben  die  Kontroversen  der  juristischen  Doktrin  zu 
halten.  Stimmen  sie  mit  der  Gesezgebung  zusammen  und  ge- 
statten sie  eine  einfache  principielle  Schlichtang  der  juristischen 
Streitfragen,  so  werden  sie  eher  als  probehaltig  angesehen 
werden  dürfen. 

Bei  diesem  Versuche  halten  wir  uns  an  das  bairische  Nach- 
drucksgesez  vom  28.  Juni  1865.  Dieses  Gesez  ist  die  reifste 
positive  Frucht  der  bisherigen  gesezgeberischen  Praxis  und  juri- 
stischen Doktrin  in  Deutschland,  hervorgegangen  aus  gründlichen 
in  Berlin,  Leipzig* und  Frankfurt^)  gepQogenen  Sachverständi- 
genberathungen.  Dasselbe  bietet  zugleich  in  der  von  Mandry 
besorgten  Ausgabe  den  Vortheil  eines  Commentars,  welcher  zu 
jeder  Frage  genau  auf  die  Streitfragen  der  Doktrin,  namentlich 
auf  die  Ansichten  von  Jelly,  Harum,  Wächter  undAndem, 
und  auf  die  bisherige  Gesezgebung  eingeht.  Einen  geeigneteren 
und  konkreteren  Anhaltspunkt  können  wir  daher  nicht  finden, 
um  unsere  ökonomische  Theorie  an  der  thatsfichlichen  Gesezge- 
bung und  an  der  die  bisherige  Gesezgebung  in  fleissiger  Arbeit 
umschwebenden  juristischen  Doktrin  zu  messen. 


Vorab  bemerken  wir,  dass  die  juristische  Doktrin  Deutsch- 
lands in  Zurückweisung  eines  geistigen  Eigenthums  fast 
einstimmig  gewesen   ist    Keinerlei   Argument   für    ein   ewiges 


l)S.  Mandry,   dai  Urheberrecht  (Conunentar  sum  bair.  Gefei  elc) 
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geisUgetf  Bigenthonsrecht,  f&r  »KUerarische  Majorate*  ^)  hat  bei 
ihr  Eindruck  gemacht  Wir  halten  uns  desshalb  bei  dem  allge- 
meinen theoretischen  Aasgangspunkte  der  juristischen  Doktrin 
gar  nicht  auF,  sondern  beginnen  sogleich,  in  den  hauptsächlichen 
Einzelnfragen  unsere  ökonomische  Theorie  neben  die  Auffassung 
der  deutschen  Gesezgebung  und  Jurisprudenz  zu  stellen. 

1)  Das  Nachdrucks-  und  Nachbildungsverbot  des  bairischen  Ge- 
sezes  ergreift,  wie  das  bisherige  Recht,  lediglich  die  publici- 
s tische  Prodnction  von  Schrift-,  Musikalien-  und  Kunstwerken. 
In  diesem  obersten  StQck  des  positiven  Rechtes  trifft  also  die  Ge- 
sezgebung mit  unserer  ökonomischen  Theorie  vollständig  zu- 
sammen. 

Hinsichtlich  der  Schriftwerke  bestimmt  Artikel  1,  Abs.  1 
des  bairischen  Gesezes  wörtlich:    »Die  mechanische   Ver- 
vielfältigung   litterarischer  Erzeugnisse    ohne   Genehmigung 
ihres  Urhebers  (Nachdruck)  ist  nach  Massgabe  der  Bestimmungen 
dieses  Gesezes  verboten.^^    Hinsichtlich  der  Musikalien  lautet 
Art  21 ,  welcher  den  Musikalienschuz  den   allgemeinen  Grund- 
säzen  des  Nachdrucksschuzes  einreiht:     ,,Die    mechanische 
Vervielfältigung  von  musikalischen  Kompositionen  etc.  ist 
verboten/^  und    in  Art    26    wird    fttr    die   Nachbildung    von 
Kunstwerken  wörtlich  bestimmt:  ,,.  .  .  als  Nachdruck  ist  ver- 
boten die   Vervielfältigung   von  Werken   der  zeichnenden 
oder  plastischen  Kunst,  sei  diese  Vervielfältigung  eine  mecha- 
nische,  wie  z.  B.  durch  Benuzung  der  Originalplatten  oder 
Formen,   durch   Photographie,   Abguss,    oder  werde   sie  durch 
Nachbildung  vermittelt,  vorausgesezt  dass  im  lezteren  Fall 
ein  Verfahren  beobachtet  wird,  durch  welches  eine  Mehrheit 
nachgebildeter  Exemplare   mittels!  der    nämlichen   Vor- 


1)Proadhoii  (Maj.  litt  p.  115]  verhöhnl  die  Forderang  eines Litte- 
ratoradeb  mil  AutorrechUinajonit,  indem  er  Boikmifs  Wort  aber  den  Adel 
dürt: 

Mais  ia  poMrÜs  JPAlftms  el  i$  Bayard 
Ou&nd  €0  teest  fn'tiiM  roise,  eü  t>emdue  mt  hasmrd. 
„Möge    die    Regiemng,    fügt  er  bei,    die  Nachkommen  des   genialen 
Mannea  sich  selbsl  fiberlaisen  I  Die  Viler  sind  besahlt  worden,  den  Erben 
ist  man  Nichts  schuldig.'' 
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rieh  tun g  hergestellt  werden  kann,  z.  B.  Koprentiche  nach  ei- 
nem Gemälde  oder  nach  einem  andern  KapFerstiche/^  Der  dra- 
matische and  dramatisch-musikalische  Autorschuz  (Art  41)  ist 
gegen  Auflf&hrungen  eingeräumt,  welche  ,, öffentlich  auf 
der  Bühne ^^  stattfinden.  Dagegen  ist  das  Abschreiben, 
sogar  dasjenige  musikalischer  Kompositionen  ^),  in  liberalster  Weise 
gestattet,  indem  Art.  5  besagt:  „Das  Abschreiben  litterarischer 
Erzeugnisse,  selbst  um  Lohn  und  für  Mehrere,  gilt  nicht  als 
Nachdruck.^^  Und  in  allen  diesen  Beziehungen  stimmt  die  ju- 
ristische Doktrin  mit  dem  Gesez  Oberein.  Mandry  ')  weist 
nach,  dass  hiebei  die  Gefährlichkeit  oder  Ungefährlichkeit  fittr  die 
„Vermögens-Interessen  des  Autors^^  leitend  ist 

Eine  rechtlich  wichtige  Frage  ist  es,  wo  die  Grenze  zwi- 
schen dem  reinen  Nachdruck  und  erlaubter  Reproduktion  liege. 
Mandry  kommt  nach  einer  längeren  Erörterung*)  zu  dem  Br- 
gebniss,  dass  es  sachgemäss  sei  und  im  Wort  und  Geist  des 
bairischen  Gesezes  liege,  die  Grenze  negativ  durch  den  „mass- 
gebenden^^ Grundsaz  zu  ziehen:  „Dass  die  Benuzung  eines 
Werkes  nicht  in  eine  Umgehung  etwa  durch  Kürzungen, 
Auszüge,  Sazumstellungen  u.  s.  w.  des  Verbotes  der  me- 
chanisch en  Vervielfältigung  ausarten  dürfe.^ 
Hinsichtlich  der  Schriftwerke  (Art.  6),  wie  der  Musikalien  (Art 
22  und  23)  und  Kunstwerke  (Art  29  und  30)  sei  dieses  nega- 
tive Kriterien  der  Identität  oder  Nichtidentität  ausgesprochen. 
Keinesfalls  entscheide  die  „Geistigkeit,^^  „Originalität^^  des  Re- 
produktes,  da  auch  nichtoriginelle  Verarbeitungen  nicht  Nachdruck 
zu  sein  brauchen^).  Das  Leztere  entspricht  grundsäzlich  unserer 
Theorie,  welche  nicht  wegen  grösserer  oder  geringerer  Geistig- 
keit des  Produktes,  sondern  wegen  ausnahmsweiser  Verküm- 
merung der  normalen  Lohn-  und  Rentenvergellung  den  Monopol- 
schuz  rechtfertigt.  Allein  auch  die  negative  Bestimmung  der 
Identität  entspricht  dieser  Theorie,  soferne  eben  die  verhüllte 
mechanische  Vervielfältigung    desselben    Werkes    durch    Andere 

1)  Mandry,  das  Urhebenrechl  vCommentar  S.  249.) 

2)  Comment  105—108. 

3)  1.  c.  108-116. 

4)  L  o.  p.  113  f. 
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als  die  wahre  Störung  eines  verdienten  Lohn-  und  Rentenein- 
koromens  anzusehen  ist  So  kommt  es  denn  bei  Entscheidung 
der  Frage/ ob  Nachdruck  oder  eine  ^^wesentliche  Aenderung^^ 
Yoriiege,  selbst  nach  Mandry  praktisch  auf  den  von  Wächter  ^) 
hervorgehobenen  Gesichtspunkt  an,  ^ob  das  neue  Werk  in  das 
Absasgebiet  des  alten  eingreift/^  so  wenig  Mandry  im  Eingang 
seiner  diesfillligen  Erörterungen  diesen  Gesichtspunkt  als  mass- 
gebend anerkennt. 

Diesem  Gesichtspunkt  entspräche  es  dann  freilich,  »Separat- 
abdrOcke  einzelner  Couplets  aus  einem  Singspiel,  einzelner  Lieder 
einer  Gedichtsammlung,*  wenn  sie  filr  eili  ganz  anderes  Publikum 
bestimmt  und  geeignet  sind,  nicht  als  Nachdruck  zu  behandeln, 
obwohl  nach  Doktrin  und  positivem  Recht  an  »ihrer  Nachdrucks- 
qualitftt  kein  Zweifel  möglich  ')  sein"  soll ;  denn  obwohl  eine 
»mechanische  VervielAltigung,*  unterliegen  sie  gar  nicht  dem 
Qberall  leitenden  Grunde  des  Verbotes  mechanischer  Verviel- 
ntftigung,  ihre  Reproduktion  greift  nicht  in  das  Rir  eine  gerechte 
Vergeltung  erforderliche  Absazgebiet  ein,  und  die  Verpflanzung 
vor  ein  anderes  Publikum  hat  selbststftndigen  Vergeltungsanspruch. 
Aus  diesem  Grunde  wird  man  z.  B.  auch  den  Melodieenschuz 
gegen  Reproduktion  in  Potpourris  verwerfen  müssen.  In  diesen 
Fragen  zeigt  sich  freilich  ein  Schwanken  de^  juristischen  Dok- 
trin ^  und  der  Gesezgebung,  allein  nur  in  Folge  eines  Mangels, 
welchen  unsere  Theorie  schon  beleuchtet  hat.  Diese  Theorie 
rechtfertigt  nicht  einen  ziellosen  unbegrenzten  Monopolschuz, 
sondern  nur  den  Schuz  gerechter  Vergeltung,  sie  nimmt  die  Ver- 
geltungsfunktionen des  freien  Verkehrs  zum  Massstab  des  Schuzes. 
Die  Gesezgebung  aber  und  die  Doktrin  nehmen  vielmehr  das  un- 
begrenzte Vermögensinteresse  zum  Objekt  des  Monopolschuzes, 
dehnen  ein  singuldres  Institut  ziellos  aus.  Wäre  dies  berechtigt, 
so  wäre  die  Reproduktion  freilich  in  viel  engere  Grenzen  einzu- 
schliessen,  als  es  durch  die  Gesezgebung  und  die  Doktrin  selbst 
geschieht,  welche  bezeichnender  Weise  in  allen  die  Grenze  des 


1)  Vrgl.  Mandry   1.  c,   Anm.   16,   woselbsl  auch  richterliche  fiat- 
•cheidongen  dieser  Richtaiif^  citiri  find« 

2)  Mandry,   1.  c.  Anm.  17. 
8)  Mandry,  1.  c.  246. 
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singulflr  geschüzten  Vermögensinteresses  berührenden  Detaüfrageii 
schwankend,  unsicher  und  rathlos  geblieben  ist 

Nicht  streng  principgeniflss,  sondern  otilitariscb  Terhalteo 
sich  auf  dem  Gebiete  des  erlaubten  Nachdrucks  die  Gesexgebnng 
und  Doktrin  auch  in  Beziehung  auf  Citate,  Abdruck  von  Aabftxen 
und  Gedichten  in  litterarischen  Zeitschriften ,  Sammhmgen  in 
Chreslomathieen ,  sowie  Sammlungen ,  welche  zum  Kirchen-, 
Schul-  und  Unterrichtsgebrauch  bestimmt  sind  0* 

Die  Gesezgebungen  weichen  in  der  Ordnung  dieses  Ver- 
hältnisses noch  imder  stark  Ton  einander  ab,  kein  gleichmissiges 
Princip  leitet  sie.  Originalitfit ,  sogenannte  »Sdbstständigkeit''  der 
Reproduktion  kann  den  Erlaubnissgrund  hier  nicht  bilden;  denn 
es  liegt  in  einigen  erlaubten  Reproduktgattungen  gar  keine  »Selbst- 
ständigkeit,* in  andern  eine  sehr  geringe,  in  allen  liegt  und  wiegt 
reine  mechanische  VervielfUtigung  vor.  Ein  zweiter  Briaubniss- 
grund,  die  Nothwendigkeit  der  Weiterverarbeitung,  zeigt  sich  nur  da 
festgehalten,  wo  die  erlaubte  wörtliche  Aufhahme  auf  kritische 
und  litterar-historische  Werke  beschränk!  ist;  dies  geschiehl 
aber  nur  im  preussischen  Gesez.  Die  Erlaubniss  der  mechani- 
schen Vervielfkltigung  für  Kirchen-,  Schul-  und  Unterrichtszwecke 
ist,  wofeme  im  Verbot  der  mechanischen  VervielfMtigung  ftlr 
jeden  denkbaren  Absazkreis  das  Wesen  des  Autorschnzes  rom 
Standpunkt  einer  weiter  nicht  begrenzten  Vermögensschuzpflichl 
gefunden  werden  mflsste,  lediglich  die  Aufopferung  des  Schuzes 
an  einige  utilitarische  ROcksichten.  Ganz  anders,  wenn  nach  un- 
serer Theorie  der  Schuz  innerhalb  des  lohnenden  und  nächsten 
Absazkreises  massgebend  ist.  Hiebei  kann  z.  B.  Reproduktion 
von  einzelnen  Gedichten  für  ganz  andere  Absazkreise,  oder  Re- 
produktion von  Fragmenten  für  pädagogische  Schriften  aus  Wer- 
ken, welche  an  den  Erwachsenen  ihr  eigenstes  Publikum  haben, 
principiell  statthaft  sein,  nicht  aber  die  Reproduktion  eines  poli- 
tischen Zeitgedichtes  in  einer  politischen  Zeitung,  nicht  die 
einfache  Reproduktion  eines  grösseren  Schulbuches  in  einem 
kleineren   Schulauszuge.    Unsere  Theorie  fOhrt   hier,    wie   uns 


1)  Vrgl.  Mandry,  Comm.  S.  116-1)1. 
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scheint,  zu  einer  koDsequenteren  Entscbeidang,  als  wir  sie  in  der 
Gesezgebang  und  in  der  juristischen  Doktrin  Torfinden. 

Bemerkenswerth  ist  die  Bestätigung,  welche  unsere  ökono- 
mische Theorie  durch  das  positive  Recht  insofern  erhält,  als 
Veröffentlichung  und  Nachbildung  für  sich  allein  ohne  me- 
chanische VervieIßllUgung  erlaubt  erscheint  Mandry  0  sagt: 
»Das  bisherige  bairische  Recht  hat,  abweichend  von  den  Bundes- 
und den  meisten  deutschen  Partikulargesezen ,  nicht  blos  die 
mechanische  Vervielfältigung,  sondern  auch  die  VeröffenUichung 
und  Nachbildung  für  sich  allein,  d.  h.  wenn  weder  die  leztere 
als  Verbreitung  der  mechaniscben  VervielßlHigung ,  noch  die  er- 
stere-  als  Vertrieb  der  durch  solche  hergestellten  Nach- 
drncksexemplare  erscheint,  verboten  (Gesez  v.  15.  Apr.  1840, 
Abs.  1).  Das  neue  Gesez  nimmt  dagegen  denjenigen  Standpunkt 
ein,  der  schon  bis  jezt  als  der  gemeinrechUiche  zu  betrachten 
war,  und  verbietet  nur  die  mechanische  Vervielfältigung*  —  und 
deren  Vertrieb.  Die  Verkehrsnatur  publiclstischer  Erzeugnisse 
zeigt  sich  also,  unserer  Theorie  entsprechend,  hier  als  der  Kern 
des  singulären  Einkommensschuzes ,  welchen  das  positive  Recht 
durch  Nachdrucks-  und  Nachbildungsverbot  statuirt. 

2)  Dasselbe  tritt  weiter  an  dem  posiUvrechtlichen  und  juri- 
stisch-doktrinellen  Begriff  des  »litterarischen  Erzeugnisses"  hervor. 
Nur  litterarische  Erzeugnisse  sind  zum  Gegenstand  des  Nach- 
drucksverboles  erklärt.  Was  wird  nun  unter  »lilterarischem  Er- 
zeugnisse verstanden? 

Zwar  ist,  »wo  Praxis  und  Theorie  sich  genöthigt  sahen, 
über  die  einzelnen  Arten  von  geschüzten  Objekten  auf  den  Gat- 
tungsbegriff zuraekzugehen ,  dieser  leztere  abereinstimmend  im 
litterarischen  Erzeugniss  gefunden  worden**),  aber  die  Doktrin 
war  und  ist  über  die  Requisite  dieses  Gattungsbegriffes  verschie- 
dener Meinung.  Jelly  veriangt  als  Merkmale  für  das  schuz- 
berechUgte  litterarische  Erzeugniss:  a)  in  sich  abgeschlossene  Ge- 
danken, b)  ausgesprochen  in  einer  ihnen  angehörigen  und  mit 
ihnen  untrennbar  verbundenen  Form,   e)  nach  ihrer  objektiven 


1)  1.  c  122  L 

2)  Mandry,  L  c.  p.  125. 
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BeschaflTenheit,  wie  nach  der  Absicht  des  Verfassers  geeignet  zur 
allgemeinen  litterarischen  Mittheilung  (zam  litterarischen  Verkehre) 
—  woraus  sich  dann  der  Ausschluss  zu  a)  der  blossen  Notizen, 
aphoristisch  niedergeschriebenen  Gedanken,  Aufzeichnungen  ein- 
zelner Erfahrungen  und  Beobachtungen  der  als  Vorarbeit  ge- 
machten Auszüge  aus  fremden  Schriften  u.  s.  w.,  —  zu  b)  der 
in  sinnbildlichen  Zeichen  niedergeschriebenen  Produkte,  der  ge- 
sprächsweise oder  schriftlich  gemachten,  formlosen  Mittheilungen, 
der  einfachen  Zeitungskorrespondenzen,  Annoncen  O9  Festprogramme 
u.  s.  w.,  —  zu  c)  der  Geseze  und  Verordnungen,  gerichtlichen 
Akten,  Briefe  —  ergeben  soll.  Dieselben  drei  Requisite  finden 
sich  auch  bei  Hamm,  in  genauerer  Fassung  und  mit  Hinzu- 
fügung eines  vierten  Merkmals:  dass  das  Produkt  indivi- 
duelles Geisteserzeugniss  sei  (Ausschliessung  der 
einfachsten  Rechnungstabellen,  Geschäflsformnlare  u.  s.  w.)*  Dieses 
vierte  Moment  steht  weitaus  im  Vordergrunde  bei  Heide- 
mann,  Lange,   zum  Theil  bei  Wächter. 

M  a  n  d  r  y  ')  sieht  alle  diese  Definitionen  als  verfehlte  Ver- 
suche der  absoluten  D^nition  einer  »thatsächlichen  Eigenschaft 
an,  welche  durch  die  verschiedensten  Momente  faktisch  bedingt, 
aber  von  keiner  rechtlichen  Voraussezung  abhängig  sei.  Dar- 
auf kommt  es  an,  ob  ein  Produkt  möglicher 
Verlagsgegenstand  ist,  worüber  nicht  das  Vorhandensein 
dieses  oder  jenes  bestimmten  Requisites,  sondern  die  jeweilige 
Gestaltung  der  litterarischen  Produktion  eines  bestimmten  Volkes 
entscheidet*  (S.  128).  Hienach  ist  in  Mandrys')  Augen  die 
Betonung  der  geistigen  Selbstständigkeit  fOr  das  litterarische  Er- 
zeugniss  unrichtig,  so  wichtig  dieses  Moment  fOr  die  Feststdluilg 
des  Autorcharakters  ist;  in  jedem  Produkt  sei  einige  geistige 
Thätigkeit  niedergelegt.  Auch  blosse  Notizen,  auch  blosse  Sam- 
melwerke seien  schuzberechtigt  Aphorismen,  Vorarbeiten  können 
ausnahmsweise  verlagsßthig  sein  und  seien  dann  schuzberech- 


1)  Und  doch  wire  1.  B.  fortgesester  Nachdrock  der  Traaenmieigeii 
des  Schwib.  Merkur  ein  Mittel  wirksamen  Darchdringens  f&r  ein  grosses 
Konkarrenzuntemehmen  —  im  Gebiet  des  schwibischen  Jommalismas ! 

2)  1.  c.  S.  127. 

3)  1.  0.  S.  129  ft 
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tigt  AocK  die  Erwerbsabsicht  des  Verfassers  sei  nicht  noth- 
wendiges  Requisit.  Für  die  Beschränkung  des  Autorschuzes  der 
Zeilungsprodakte,  der  öffentlichen  Reden  seien  andere  Gründe, 
insbesondere  die  durch  die  objektiven  Bedingungen  des  öffent- 
lichen Lebens  gegebene  Nothwendigkeit  der  Publicitftt,  —  mit- 
entscheidend. Massgebend  ist  nach  den  Ergebnissen  Handry*s 
die  Frage :  ob  »die  Umstände,  unter  welchen  das  Erscheinen  des 
Werkes  erfolgt  ist,  im  konkreten  Falle  den  Schluss  aus  der 
Thatsache  der  mechanischen  Vervielfältigung  auf  die  nach 
der  objektiven  Beschaffenheit  des  Werkes  zu  be- 
stimmende Verlagisfähigkeit  unthunlich  machen.*  Bei 
veröffentlichten  Briefen  z.  B.  sei  dieser  Schluss  bald  thunlich, 
bald  unthunlich.  Blosse  Notizen  werden  selten ,  können 
aber  verlagsfähig  sein,  das  Requisit  »des  geschlossenen  Ganzen* 
sei  nicht  massgebend.  Geseze,  Verordnungen  u.  s.  w.  schliessen 
nach  ihrem  Zweck  der  Verbreitung^)  die  Zulässigkeit  des 
Nachdrucksverbotes  aus,  wobei  ausdrücklich  ')  »Inhalt  und  Zweck 
des  Nachdrucksverbotes,  nicht  die  objektive  Gestalt  des  Produktes* 
als  »eigentlicher  Grund  der  Unanwendbarkeit  des  Schuzes*  be- 
zeichnet wird. 

Auch  vom  Standpunkt  des  bair.  Gesezes  erklärt  Mandry ') 
die  Frage  massgebend:  ob  das  Werk  nach  der  Sitte  und  Ge- 
staltung des  heutigen  buchhändlerischen  Verkehrs  v erlag s - 
fäjiig  ist? 

Mit  der  vorstehenden  Auffiassung  eines  die  juristische  Doktrin 
und  die  Gesezgebung  eingehend  berücksichtigenden  Juristen  stimmt 
unsere  Theorie  fast  in  jedem  Detailpunkt  überein. 

Die  »VerlagsfiAhigkeit*  ist  Wesen  der  public  istischen 
Verwerthungsbestimmung.  Verlagsartikel  ist  eine  solche  Schöpfung, 
welche  durch  überalliges  und  gleichzeitiges  Erscheinen  ganz 
gleichartiger  mechanischer  Vervielfältigungen  verwerthet  wird. 
Die  lettem-  und  druckmässig-mechanische  Wortverkörperung  der 
Idee  durch  den  Verlag  vermittelt  bloss  den  Tausch-  und  Ge- 


1)  1.  c.  137. 

2)  1.  c  S.  136. 

3)  L  c  S.  138. 
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brauchswerth*^  dieKommanikation  und  denGenoss  der  Idee  für  Leser 
and  Beschauer.    Bei  litterarischen  und  artistischen  Erzeugnissen  ist 
das    Produkt    der    mechanischen  Vervieirältigung ,    nfimlich    das 
Buch,  die  Copie,  lediglich  vermittelndes  Organ  der  Aneignung 
und  des  Genusses  der  Schrift-  oder  Kunstidee,   wogten  bei  in- 
dustriellen Erzeugnissen,  d.   h.   bei  Erzeugnissen  der  sogoiannt 
nüzlichen  Künste,  der  nach  emer  bestimmten  tedinologischen  Idee 
angefertigte  Gutskörper  in  erster  Linie  den  Gebrauchswerth  aus- 
macht.   Nicht  der  Körper   des  Buches   wird  angeeignet,  er  i^ 
bloss  eine  Art  Telegraphenleitung  der   socialen  Ideenströmung; 
dagegen  im  einzelnen  Industrieerzengniss,  z.  B.   in  dem  durch 
die  Ideen   der   Maschinentechnik  zu  Stande   gekommenes  Brod* 
Stoff  ist  es   dieser  selbst ,   welcher  angeeignet  wird.    Geistwir- 
kungen sind  im  Hehl  wie  im  Buch  niedergelegt,  beide  werden 
mechanisch  aus  gewissen  Grundstoffen   hergestellt   und   verviel- 
fältigt, allein  beide  Geistprodukte  verhalten  sich,  weil  das  Äussere 
Gut  dort  Selbstzweck,  hier  nur  Kommunikationsmittel  einer  Idee 
ist,   sehr  verschiedenartig  in  Beziehung  auf  die  Vergeltung  im 
Verkehr.    Hier  „veriegt^^  das  buchhändlerische  Kapital  nur  die 
Idee,   geringsten  Falls  die  Schöpfung  einer  Sammlung,    verviel- 
fältigt nur  den  die  öffentliche  Kommunikation  vermittelnden  Körper 
der  in  den  Verkehr  eintretenden  Ideenschöpfaog  und  lässt  diese 
auf  einmal,  überall ^   publicistisch  in  der  Welt  zünden,  wirft  si« 
sofort  und  zu   geringern  Kosten  nachahrobar  hinaus;  die  nodi 
nicht  erfolgte  Vergeltung  der  hauptsächlichen  Produktivkraft,  näm- 
lich des  Ideenschöpfers,    ist   ohne  Monopolscbez  nicht  möglich. 
Das  Untemehmungskapital  der  nüzUchen  Industrie  arbeitet  entweder 
Ideen,  welche  schon  geistiger  Geraeinbesiz  sind,  als  freies  kostenloses 
Produktionselement,  in  den  für. Alle  gleich  kostspielig  erwerb- 
baren Stoff  mit  gleich  kostspieligen  stehenden  Kapitalgütem  (Ma- 
schinen  etc.)  und    mit   gleich   kostspieliger  Arbeit  hinein;   oder 
sind  immerhin  in  der  Nichtverlagsindustrie  für  die  geistige  Ori- 
ginalthätigkeit  verhältnissmässig  wenig  Kosten  aufzuwenden,  und 
für  die  Einbringung  auch  dieser  hat  der  Untemdimer  einen  län- 
geren Spielraum  bevorzugten  Absazes.    Auf  diesen  Unterschied 
der  Verkehrsnatur  publicistischer  Schrift-   und  Kunstwerke  wurde 
unsere  Theorie  gebaut 
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Die   eigenlhüoiliche  Verkehrs-    and   Absaznatur   p-ublici- 
s tisch  verwertheter  Schrift-  und  Kunstwerke  ist  es  nun  eben, 
was  das  gemeine  Sprachgefühl  in  die  Worte  Verlag  und  Verlags- 
artikel hineinlegt.     »Verlag*   war    eine  Zeit    lang  Ausdruck    für 
das  Untemehmerkapital   überhaupt,    z.  6.  in   den   Schriften   der 
deutschen  Schüler  A.  S  ni  i  t  h's.    Jedermann  versteht  jezt  unter 
Verlag  dasjenige  Kapital,  welches  die  mechanische  Kommunikation 
von   litterarisch-artistischen  Ideengestaltungen   an   das  Publikum, 
an  die  allgemeine  Bildungskonsumtion  vermittelt    Pubiicistisch 
verwerthete  Schrift-  und  Kunstwerke  sind  „Verlagsartikel/^    Ist 
dem   so,    dann  stimmt    Handry!s    Resultat  über   den  Begriff 
des  „litterarischen  Erzeugnisses^^  mit  unserer  Rechtfertigung  des 
litterarischen  Monopolschuzes  überein.  Fast  noch  prägnanter  wird 
die  juristische  Zustimmung   zu  unserer  Grundauffassung,   wenn 
Wächter  das  Wesen  der  litterarischen  Erzeugnisse  in  „sprach- 
lich   fijürten    geistigen  Hervorbringungen^^  findet,    welche   „ihre 
wesentliche  Bedeutung  darin  haben,  dass  sie  nicht  einem  kon- 
kreten materiellen  Gebrauch  dienen,  sondern  den  allgemeinen 
(und  insofern  öffentlichen)  geistigen  Verkehr  der  Gedanken 
und  Vorstellungen  vermitteln.^^  Aehnlich  fand  K.  S.  ZachariäO 
das  Besondere  der  Autorarbeit  darin,   „dass  sie   sich,    einmal 
verrichtet,    ohne   Zuthun   des  Schriftstellers,    sovielmal   wieder- 
holt, als  die  Schrift  abgedruckt  wird,^^    Auch  die  Betonung  dieser 
Beobachtung  ist  nur  eine  Ahnung  der  juristischen  Doktrin,  dass 
der  Autorschuz   wesentlich   publicistiscbe  Produkte  betrifft 

Litterarschuzobjekte  sind  also  auch  nach  der  juristischen 
Doktrin  pnblioiitiiohe  Schriftwerke.  Nur  fehlt  dieser  Doktrin 
alles  Verständniss  für  die  singulare  ökonomische  Verkehrsnatur 
dieser  Produkte  und  daher  für  die  singulare  volkswirthschaftliche 
Rechtfertigung  und  für  die  richtige  Begrenzung  ihres  Monopols. 

Die   nationalökonomische   Theorie   erklärt   es   des  Weiteren 
leicht,  wesshalb  gewisse  unzweifelhafl  „veriagsfähige^^   Schrin- 
werke  dennoch  ausserhalb  des  Autorschuzes  gestellt  worden  sind. . 
Es  erscheint  für  sie  principgemäss ,   was  die  juristische  Doktrin 
principwidrig  gefunden  hat    Wir  erwähnen  die  Nachdrucksfreiheit 


1)  Krit.  Z.  für  RechUw.  Xu,  218. 


Digitized  by 


Google 


426  ^^®  aiMtchliesaenden  ^VerhiltnUfle^. 

an  Gesezen,  Verordnungen,  öffentlichen  Akten, 
gewissen  öfTentlichen  Reden.  Die  für  die  Schuzlosigkeit  dieser 
Produkte  gewöhnlich  angeführte  Nothwendigkeit  der  Verbreitung 
derselben  wäre  an  sich  noch  nicht  hinreichend,  eine  Schuzlosig- 
keit zu  begründen.  Dagegen  fehlt  für  sie  überhaupt  jeder  Grund 
der  Vergeltung  der  Autorarbeit,  also  auch  die  Vergeltung  durch 
Honopolschuz ;  denn  öffentliche  oder  sonst  bezahlte  und  vom 
Verleger  nicht  mehr  zu  bezahlende  oder  ohne  Lohnabsicht  thä- 
tige  Produktivkräne:  Beamte,  Richter,  Advokaten,  Abgeord- 
nete, Volksredner  u.  s.  w«  waren  Autoren  dieser  Werke,  Au- 
toren, welche  theil weise  wie  z.  B.  Kammerredner  den  Nach- 
druck sehnsüchtig  wünschen.  Nicht  die  mechanische  Vervielfäl- 
tigung an  sich,  sondern  die  Entziehung  des  gerechten  social- 
ökonomischen  Lohnes ,  welche  Folge  der  reinen  mechanischen 
Reproduktion  sein  würde,  ist  der  Anlass  des  Nachdrucksverbotes. 
Wo  diese  Vergeltung  gar  nicht  begründet  ist,  ist  auch  Scbuz 
gegen  mechanische  Vervielfältigung  nicht  am  Plaze,  nach  un- 
serer Theorie  liegt  in  der  Schuzlosigkeit  der  Geseze,  Verord- 
nungen und  Reden  —  natüilich  nicht  auch  der  Sammlungen 
derselben  als  solcher  —  eine  reine  Folgerung  aus  dem  richtig 
aufgefasslen  Schuzprincip ;  nicht  Lohn,  nicht  Rentenprftmie  ist 
hier  durch  Monopol  kttnsUich  anzubringen. 

Anders    verhält    es    sich    unter    Umständen    mit    Denk- 
schriften,  welche   zu   den  öfTentlichen  Akten  kommen. 

3)  Sammelwerke,  Compilationen,  Commen- 
tare,  musikalische  Variationen,  Etüden  u.  s.  w.  ^) 
Die  Gesezgebung  und  die  Doktrin  gibt  diese  Art  der  Re- 
produktion frei,  nach  dem  Princip,  dass,  soweit  im  konkreten 
Fall  die  Urheberthätigkeit  reicht,  das  Urheberrecht  wirksam  ist '). 
Hiebe!  kommt  jedoch  die  Frage  der  Abfindung  des  Sammlers, 
Commentators ,  Compilators  etc.  mit  dem  Originalautor 
gar  nicht  zur  Erklärung.  Positives  Recht  und  Doktrin  geben 
keine  Abfindung,  und  doch  lebt  Originalthätigkeit  auch  in  der- 


1)  ^Arrangements'*   moBikalischer  Werke  fallen  unter  die  Ifach- 
druckiyerbote. 

2)  Mandrx,   L  o.  S.  143. 
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artigen  erlaubten  Reprodakten   als  schöpferische  Hauptkraft  fort 
Dies  Ist  ein  unerklärter  Widerspruch,  welchen  die  Gesezgebung 
und    Doctrin    flberspringt.      Gleichwohl    rechtfertigt  sich    dieser 
scheinbare  Abfall,  wie  schon  gezeigt  ist,   aus  der  ratio  des  Au« 
torschuzes  nach  unserer  Theorie:    theils   weil   der  Schuz  auf 
dem   eigensten   Gebiete  des  Originals   wie  ein  Freigeld  der 
auch  nur  im  Geringsten   selbstthätigen  Reproduktion  anzusehen 
ist,  die  leztere   also  abgelöst  wird,  theils  weil  und  sofeme  es 
sich  hier  um  Absazgebiete  handelt,  welche  der  Originalverlag  sich 
thatsächlich  nicht  erschloss  und   zur  Ermöglichung  einer  Vergel- 
tung der  Autorarbeit  sich  nicht  zu  erschliessen  braucht,  endlich 
weil  durch  die  Kosten  grosser  Sammelwerke  und  wirklicher  Com- 
mentare  der  Nachdrucksvortheil  dem  Originalverlag  gegenüber  in 
Reziehnng  auf  lohnenden  Absaz  häufig ,  wenn  auch  nicht  immer 
kompensirt  wird.    Ueberwiegend  würden  die  ohne  Abfindung  des 
Originalautors   stattfindenden  Reproduktionen   der  hier  fraglichen 
Gattung  die  Vergeltung   der  Originalschöpfung   nicht  beeinträch- 
tigen; es  wird  aber  durch  den  Monopolschuz   der  lezteren  auch 
der  Abfindung  der  Lohngerechtigkeit  mit  dem  Ideencommunismus 
der  bürgerlichen  Gesellschart  förmlich  Genüge  gegeben. 

4)  Das    positive  Recht   erklärt   den  Nachdrucksschuz   un- 
abhängig: 

a)  davon,    ob    das    Werk    bereits    veröffentlicht 
war  oder  nicht 

Nach  unserer  Theorie  ist  dies  unzweifelhaft;  denn  der  Zweck 
der  Betohnüng  des  wirklichen  Autors  eines  »verlagsfUtigen,*  d.  h. 
publicistisch  verwerthbaren  Werkes  liegt  gerade  dann  noch  uner- 
füllt vor,  wenn  das  Werk  noch  nicht  veröffentlicht  war.  Briefe 
sind  zu  schfizen,  soweit  sie  verlagsmässig  absezbar  sind, 
und  für  Denjenigen  oder  die  Mehreren,  welche  sie  als  Schrei- 
ber, Korrespondenten,  Empilinger  oder  Sammler  veriagsflihig 
gemacht  haben.  Didaktischer  Inhalt,  exquisite  Form,  Natur 
des  Themas  ist  es,  nach  unserer  Theorie,  so  wenig  als  nach 
de^  geläuterten  juristischen  Doktrin  ^),  was  den  Briefschuz  be- 
grOadot 


1)  Vrgl.  Mandry,  S.  154  f. 
SciUchr.  f.  Btaatow.  1867.  III.  Heft.  28 
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b)  Der  NacMruclfSschoz  ist  unabhängig  davon,  ob  das  Werk 
niedergeschrieben  ist,  oder  nur  mAndlich  vorgetragen  wurde. 
Mit  Recht;  denn  die  Art,  wie  die  mechanische  VervielßllUgang 
eines  litterarischen  Erzeugnisses  ermöglicht  wird,  Icommt  bei 
unserer  ratio  des  Autorschuzes  so  wenig  in  Betracht^  als:       ^ 

c)  die  Abfassung  durch  Einen  oder  durch  meh- 
rere Autoren,  welche  vom  positiven  Recht  als  irrelevant  für  die 
Schuzberechtigung  erkittrt  wird, 

d)  von  der  Frage,  «b  das  Werk  ganz  oder  nur 
theilweise  abgedruckt  sei,  wird  der  Nachdruckscharakter 
ebenfalls  unabhängig  erklärt.  Indessen  wird  dieser  Grundsaz, 
wie  schon  hervorgehoben  ist,  von  der  Gesezgebung  und  von 
der  juristischen  Doktrin  nicht  konsequent  gehandhabt  und  auch 
die  Aussahmen  werden  nicht  gleichmftssig  durchgefOhrt.  Die  Be- 
schränkungen, deren  dieser  Grundsaz  unter  Zurückdämmung  zufäl- 
liger tttilitarischer  Gesichtspunkte  nach  unserer  Theorie  bedarf,  sind 
schon  unter  Z.  2  angedeutet 

Die  Schuzlosigkeft  gewisser  litterarischer  Erzeugnisse 
tat  schon  im  Zusammenhang  der  Z.  2  erläutert.  Wir  tragen 
desshalb  nur  Viie  positive  Bestimmung  des  bairischen  Gesezes 
hfer  nach.  Art.  8  dieses  Gesezes  formniirt  jene  Ausnahmen 
folgendermassen :  »Als  Nachdruck  ist  nicht  anzusehen  die  Ver- 
vielfältigung von  bk)5sen  Notizen,  von  amtlichen  und  nichtamt- 
lichen Anzeigen,  von  Gesezen,  von  amtlichen  VerfQgangen  welt- 
licher  und  kirchlicher  Behörden,  von  öffentlichen  Akten,  von 
Reden,  wefebe  bei  den  Verhandkutgen  der  Gerichte,  der  Landes- 
oder der  Gemeindevertrelimgen  oder  bei  politischen  Versamm- 
lungen gehalten  wurden,  sowie  von  andern  nicht  als  Htterarisclie 
zu  betrachtenden  Erzeugnissen/^ 

5)  Artikel  4  des  bairischen  Gesezes  ordnet  zwar  unter  ge- 
wissen Voraussezungen  Entschädigung  in  Folge  der  Benuzung 
des  anveränderten  Titels  anderer  Werke,  sogar  Unterdrückung  des 
gebrauchten  Titels  an,  behandelt  jedoch  die  Titelbenüzung  aus- 
drOcklidi  nicht  als  Nachdruck.  Diess  ist  von  unserer  Theorie 
aus  nur  zu  billigen.  Der  Titelschuz  ist  mit  dem  unten  zu  erörtmi« 
den  Firmenschttz,  nicht  mit  dem  Nachdrucksschuz  wesensverwandt 

6)  Artikel  6  verbietet  mit  Recht  "den  .versohleierteB  Kach- 
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druck*,  gesiattel  jedocb^  »AoszOge  au9  Werken  oder  ganze 
Stöcke  zu  veröffentlichen,  vorausgesezt ,  daas  diese  Veröffeot- 
lichangen  auflidracklich  (lUr  den  Schul-  oder  Unterriohtfigebraucb 
bestimmt  und  eingerichtet  sind.*  Wir  haben  diese  lezlere  BesUm- 
mung  bereits  als.  unserer  Theorie  theils  nicht  genügend,  ibeils 
widersprechend  gekennzeicbaet.  Der  dem  bairiscbea  Gesez  voran- 
gegangene »Frankfurter  (bundeiitfigliche)  Entwurf"  bewegte  sich 
weit  mehr  in  der  Richtung  unserer  Theorie,  indem  er  Reproduktioii 
von  Auszügen  und  Stücken  in  Samidungen,  in  diesen  aber  nicht 
blos,  wenn  sie  zum  Schul-  und  Unterrichtsgeforauch  bestimml  sind, 
erlaubt  wissen  woUte.  Dass  die  Entscheidung  über  IdentitAt  oder 
erlaubte  Reproduktion  hitufig  eine  sehr  schwierige  Thatfrage  sein 
wird,  geben  wir  übrigens  der  Doctrin^)  auch  vonmserem  Stand- 
punkte aus  zu. 

Die  im  positiven  Recht  liberal  zugdassene  verarbeitende  Re- 
produktion, «Beattzung  einzelner  Stellen  und  Abschnitte  in  einem 
seinem  Hauptinhalt  nach  selbststindigen  Werke*,  negirt  die  Theorieen 
des  geistigen  Eigenthums  und  leistet  der  Erhebung  4er  Geistes- 
schAze  ins  Gemeingut  Vorsdiub.  Beides  entspricht  dem  Inhalt  un- 
serer Theorie. 

7)  Uebersezungsfreiheit  Im  Grundsaz  ist  die  Ueberr 
aezuagsfreiheit  anerkannt,  praktisch  jedoch  durch  die  GestaUui^ 
des  Üd>ersezungsvorbdialltes  sehr  gi^wftcht  Vom  Standpunkt 
der  jnrisUscheii  Doctrin  vertheidigten  Aug.  Schürmann  *)  und 
Handry  ^  die  Uebersezungsfreiheit,  iheil weise  .unter  Herbei^ 
Ziehung. ganz  gesunder  ökonomischer  Erwägungen. 

Das  bairische  Gesez  (Art.  7,  8,  17)  und  die  nenefen  von 
Frankreich  geforderten  I4tterarcoaventionen  haben  in  das  deutsche 
Recht  einen  Schuz  gegen  Uebersezung  eingeCtthri.  Früher  ent- 
sprach die  Uebersezungsfreiheit,  welche  im  Sinne  unserer  Theorie 
Uegt,  der  überwiegenden  Anzahl  der  deutschen  Gesezgebungen, 
napienUich  auch  den  Bundesgesezen ,  sowie  im  Allgemeinen  der 


1)  Mandry,  S.  190  f. 

f^  Der  Reditssehn  gegen  üebertexangen  In  den  internationilen  Yer- 
trigeUf  Leiptig  1860,  ein  sehr  empfeblenfwerthei  SchriftdieB. 
3)  Krit.  V.-J.-Schr   Band  VU,  249  ff. 
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Doctrin ;  diess  bestätigt  M  a  n  d  r  y  ^).  Die  »anzweifelhafte  gegen- 
theilige  Tendenz  der  neueren,  von  den  Litterarconventionen  und 
von  der  französischen  Agitation  getragenen  Rechtsentwicklnng"  *), 
Ist  nun  zwar  als  Thatsache  nicht  zu  bestreiten,  aber  als  berechtigt 
nicht  anzuerkennen.  Sie  ist  ein  Werk  französischen  Einflusses 
unter  Napoleon  III.  Diese  neuere  Rechtsentwicklung  tritt  sogar 
mit  einer  sich  selbst  bezweifelnden  Schüchternheit  auf;  denn  sie 
räumt  nur  unter  der  Voraussezung  des  Uebersezungsvorbehaltes 
an  der  Spitze  des  Originalwerkes  und  unter  der  Bedingung  des 
baldigen  wirklichen  Erscheinens  der  »autorisirten*  Uebersezung 
(binnen  V*?  ^9  ^»  ^  Jahren)  den  Schuz  gegen  Uebersezung  ein. 
Der  autorisirten  Uebersezung  selbst  ist  im  bairischen  Geseze  (Art.  1 7) 
nur  ein  fünfjähriger  Schuz  gegen  fernere  Uebersezungen  gewähr- 
leistet Der  Schuz  jeder  Uebersezung  als  relativ  sdbstständigen 
Produktes  gegen  einfachen  Nachdruck  (nicht  gegen  anderweitige 
Uebersezungen)  ist  dem  Originalnachdrucksschuz  gleichgestellt;  wir 
erklärten  schon  oben  diese  Frage  für  praktisch  untergeordnet. 

Die  neuere  Ausdehnung  des  Uebersezungsschuzes  wurde 
theoretisch  auf  der  »Vermdgensschuzpflicht*  des  Stantes  begründet 
Dem  gegenüber  berufen  wir  uns  auf  die  Nachweisung  des  Irr- 
thums  extensiver  Anwendung  einer  singulären  Schuzpflichi,  wel- 
chem die  juristische  Theorie  mit  ihrer  Intention  zieltosen  und  un- 
begrenzten Vermögensschuzes  sich  hingegeben  hat  Unsere  Theorie 
trägt  eine  bestimmte  Begrenzung,  die  bei  Uebersezungen  bis  zur 
Aufhebung  jedes  Nachdrucksschuzes  berechtigt  sein  dürfte,  nach- 
gewiesener Massen  in  sich.  Es  ist  uns  daher  unmöglich,  in  der 
Conse^&enz  der  Uebersezungsfreiheit  die  Waffen  zu  strecken  und 
den  neueren  Uebersezungsschuz  für  mehr  als  für  einen  unter 
Frankreichs  europäischer  Präponderanz  durchgesezten  Rückschritt 
anzusehen. 

8)  Der  Zeitungsschuz  ist  vom  bairischen  Gesez  gtfiz 
im  Sinne  unserer  Theorie  aufgefasst,  Soferne  der  Verfasser  von 
Zeitungsartikeln  keinen  Vorbehalt  gegen  Abdruck  special  gemacht 
hat,  ist  der  leztere  frei,  und  an  »politischen*  Artikeln  darf  kein 
Vorbehalt  gemacht  werden.     Richtiger  wäre  es  wohl,  Artikel, 

1)  1.  c.  p.  198. 

a)  Mandry,  1.  c.  p.  1^. 
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Nftckrichten  und  Notizen,  welche  überhaupt  dem  Tagesintereisse 
und  der  Tagesdiscussion  Ober  nicht  politische,  wie  Ober  politiscbe 
Gegenstftiide  dienen,  absolut  nachdrucksfrei  zu  erklaren ;  denn  der 
ephemere  Charakter  des  Marktes  isl  es,  was  besonderen  Zeitungs- 
scbuz  überflüssig  macht,  für  Artikel  nicht-politischen  Inhaltes,  wie 
für  diejenigen  politischen  Gehaltes.  Die  Verpflichtung  zum  Quellenw 
citat  gewährleistet  der  guten  journalistischen  Production  den  un- 
entbehrlichen Spielraum  freier  Rentabilität  Das  Quellencital 
als  Pflicht,  der  Na cbdrucker  kommt  in  der  Wirkung 
der  Fabrikmarke  gleich. 

9)  Artikel  10  des  bairischen  Gesezes  ordnet  das  Autorrecht 
an  Werken,  welche,  wie  Lexica,  Almanache,  Zeitschrirten,  durch 
Beiträge  mehrerer  Mitarbeiter  ins  Leben  treten.  Der 
Urheber  der  einzebien  Beiträge  verliert  durch  die  Ueberlassung  an 
das  Ck)llectivwerk  »nur  die  Befugniss,  sein  Brzeugniss  innerhalb 
zweier  Jahre  nach  Erscheinen  in  einem  anderen  derartfgen 
Werke  abdrucken  zu  lassen\  Der  Abdruck  vor  zwei  Jahren  in 
Separatabdrücken,  in  einer  Ausgabe  anderer  Producte  des  Autors 
a.  s.  w.,  ist  hienach  frei  Diese  Befreiung  lässt  sich  aus  unserer 
Theorie  insoferne  leicht  erklären,  als  das  Sammelwerk  in  seinem 
eigensten  Absazgebiete  nicht  vertezt  wird. 

10)  Beschränkter  ISjähriger  Nachdrucksschuz  auch  für  die 
blosse  Herausgabe  nicht  veröffentlichter  Werke,  sowie  die  Schuz- 
tosigkeit  der  Herausgabe  bereits  veröffenUichter  Werke,  deren 
Schuzfrist  abgelaufen  ist  —  Grundsäze,  welche  durch  Artikel  1 1 
und  18  des  bairischen  Gesezes  sanctionirt  worden  sind,  entspre* 
chen  unserer  Theorie.  Den  besonderen  Nachweis  hieHir  brauchen 
wir  nicht  zu  führen. 

11)  Schuzfristen.  Das  positive  Recht  bestimmt  zwar 
eine  beschränkte  Schuzfrist  unter  förmlicher  Ausschliessung^ 
von  Verlängerungsprivilegien.  Von  allem  Anfang  betrachtete  auch 
die  deutsche  Bundesgesezgebung  den  Autorschuz  als 
•vorübergehend  bezahltes  Lösegeld  im  Sinne  unserer  Theorie ;  der 
Kommissionsvortrag  in  der  27sten  Sizung  der  Bundesversammlung 
von  1835  hat  geäussert:  »Die  Kommission  betrachtet  den  Schuz, 
welcher  den  Schriftstellern  und  Verlegern  von  Seiten  des  Bundes 
gegen  den  Nachdruck  gewährt  werden  soll ,  im  Lichte  eines  Er- 
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ftadvngspatenles,  nach  dessen  Erlöschen  das  betreffende  Werk 
Gemeiogut^wird,  und  das  daher  nicht  sn  weit  gegriffen  sein  darf, 
wenn  das  grosse  Pablikum  ans  dem  Erlöschen  des  Patents  den 
ihm  gebOhrenden  VorthetI  ziehen  soll*  ^). 

Solche  Beschrftnknng  ist  von  uns  theoretisch  eingehend  be- 
gründet worden.  Das  Mass  dieser  Beschrttnknng  ist  aber  ein  vid 
so  geringes^  wenn  das  bairische  6ese2  (Art.  12 — 20)  in  lieber- 
einslimmung  mit  der  bisherigen  Gesezgebmig  und  Doctrin  die 
Schttzfrist  bestimmt: 

auf  Lebensdauer  und  30  Jahre  nach  dem  Tode,  —  bei 
mehreren  Miturhebern  bis  zu  80  Jahren  nach  dem  Tode 
des  Lttngstlebenden ,  ^  bei    anonymen,   Pseudonymen 
und  bei  posthumen  Werken,  soferne  diese  nicht  spater 
als  30  Jahre  nach  dem  Tode  des  Autors  erscheinen,  auf 
30  Jahre  nach  der  ersten  Herausgabe. 
Inwiefern  wir  diese  Fristen  als  ein  SchhzObermass  ansehen 
und  in  der  Fristbestimmung  den  schwächsten  Punkt  der  bisherigen 
Aulorschuztheorieen  erkennen,^  ist  schon  nachgewiesen.     Jede 
Begründung  des  bestimmten  Zeümasses  fehlt  in  der  juristischen 
Doctrin,  desgleichen  der  Nachweis  dafür,  wesshalb,  z.B.  im  bai- 
rischen  Gesez,  der  dramatische  Autorschuz  im  Wesenilichen  auf 
ein  Dritttheil  der  Frist  des  Litterftrschuzes  zu  böschrinken  war. 
Hier  sei  nachträglich  nur  »den  von  Academieen,  Universi- 
titen,  öffentlichen  Unterrichlsanstalten,   gelehrten  Gesellschanen 
und  Vereinen,  sowie  von  juristischen  Personen  Oberhaupt  heraus- 
gegebenen Werken*  noch  eine  Bemerkung  gewidmet.    Die  ihnen 
eingeriumte  Schuzfrist  von  30  Jahren  ist  unseres  Erachtens  un- 
begründet   Das  Motiv  der  distributiven  Gerechtigkeit  für  Monopol- 
Vergeltung  ist,  was  die  herausgebenden  juristischen  Personen  be- 
trifft, fiir  die  Regel  gar  nicht  anzunehmen ;  sie  fördern  ohne  Ge- 
winnrücksicht die  Publikation  gewisser  Arbeiten.    Höchstens  für 
den  Autor,  welcher  od  von  derartigen  juristischen  Personen  nicht 
hinlänglich  gelohnt  wird,  könnte  eine  kürzere,  etwa  lOjtthrige  Frist 
des  Vorbehaltes  der  Separatausgabe  seines  Beitrages  nach  allge- 
meinem Urheberrecht  in  Frage  kommen. 


1)  8.  Wiekler,  8.  417. 
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XI. 
Der  artistische  Antorschnz  Insbesondere. 

Juristische  Doctrin  und  positives  Recht  sind  auf  diesen  Ge- 
biete noch  sehr  schwankend  und  kontroversmur^h  ^> 

Das  brtirische  Gesez  schüzt  mit  Recht  Werke  der  seichnenden 
und  plastischen  Kunst,  und  schiiesst  die  Extravaganz  des  Schuzes 
auch  der  Architektonik  aus  *).  Für  leztere  ist  der  restrictiv  anzu* 
wendende  Grundsaz  des  Monopolschuzes  wenigstens  nach  unserer 
Theorie  in  keiner  Weise  zutreffend.  Schuz  der  Architektonik 
könnte  nur  aus  der  von  den  Franzosen  angenommenen  proprUU 
artisiique  abgeleitet  werden,  eine  solche  wird  jedoch  von  der 
deutschen  Doctrin,  Praxis  und  Gesezgebung  mit  gleichem  Recht, 
wie  die  propriiie  liiteraire  verworfen.  Nur  das  von  Richter') 
belobte  russische  Recht  (Ukas  vom  21.  Jan.  1846)  scheint  Bau* 
planen  Nachbildungsschuz  zu  gewähren. 

In  völliger  Uebereinstimmung  mit  der  juristischen  Doctrin  und 
mit  der  Gesezgebung  befinden  wir  uns,  sofeme  als  massgebend 
Tür  den  Kunstschuz  weder  »Selbstständigkeit  der  individuellen 
Geistesschöprung*  oder  gar  »Originalität*  ^)  derselben  angesehen 
wird,  dieses  Requisit  für  die  artistische,  wie  Tür  die  litterarische 
Urheberschart  vielmehr  zurücktreten  mussle,  so  dass  z.  B.  auch 
photographische  und  galvanoplastische  Kunstprodukte  geschtlzt  wer- 
den; nicht  die  Geistigkeit  des  Produktes,  sondern  die  singulare 
Verkehrsnator  ist  ja  nach  unserer  Theorie  das  entscheidende  Mo- 
ment rur  Monopolschuz.  Der  Nachdrucksschuz  artistischer  Photo- 
grapbieen  in  Art.  28  des  bairischen  Gesezes  ist  nach  unserer 
Theorie  wohlbegründet  und  die  scbliessliche  Anerkennung  eines 
schlechtbinigen  Photographieschuzes  durch  die  FrankTurtor  Kom- 
mission und  durch  die  Leipziger  Specialkommission  von  1863  ') 


1)  Mandry,  1.  c.  259  ff. —  Die  Litteratur,  insbesondere  die  Schriften 
▼Ott  Wichter,  Volkmann,  K  0  h  n  s  (zwei  Schriften) ,  N  e  a  m  a  n  n, 
Goltdaramer,  sind  ebenda  niher  beieichnet.    Vgl.  auch  Richter,  1.  e. 

2)  Mandry,  1.  c  264  f. 
8)  1.  0.  142. 

4)  Mandry,  1.  c  263,  26«  L 

5)  Mandry,  1.  c  292. 
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ist  ganz  erklfirlich,  wenn  wir  das  frOher  Ober  die  Geistigkdt  «Der 
Produktion  Bemerkte  ^)  in  Erinnerung  bringen.  Nicht  mit  der 
Geisligkeit  des  Produktes,  sondern  mit  dem  geistigen  Genossweiih 
der  »Geisteserzeugnisse*  und  mit  dem  eigenthQmlichen  Einfloss 
jenes  geistigen  Genosswerthes  auf  die  Verkehrsnatur  dieser  Pro* 
dukte  im  publicistischen  Verkehr  hängt  der  berechtigte  Autorscbuz 
zusammen  *)• 

Freilich  gieng  die  juristische  Doctrin,  als  sie  einmal  erkannt 
hatte )  dass  die  Ursprfinglichkeit  ein  entscheidendes  Requisit  des 
schuzberechtigten  Produktes  nicht  sei  und  das  Autorrecht  kein 
Erstgeburtsrecht  darstelle,  auch  wieder  zu  weit  nach  der  anderen 
Seite.  So  sagt  Volkmann'):  »Die  Frage,  ob  im  Geistes  werke 
»ein  Ursprüngliches  liege,  welches  zuerst  gebildet  sei,  bleibt  vom 
»Rechte  ungestellt;  es  verlangt  nur,  dass  das  Geistes  werk  ein 
»selbststftndig  gebildetes  sei''  Wftre  diess  richtig,  so  mttssten  wir 
die  masslosen  Monopolansprüche  der  Richter,  Kuhns*  etc.  noch 
ungerechtfertigter  finden,  als  es  ohnehin  zu  geschehen  hat.  Wir 
sagen  im  Gegentheil:  die  Verkehrsnatur  der  artistisch-litterarischen 
Veriagserzeugnisse  erzeugt  im  freien  Verkehr  die  gebührende  Ver- 
gehung nach  heutigen  Culturzust|inden  nicht.  Desshalb  ist  Monopol- 
schuz  ausnahmsweise  zulässig,  jedoch  in  Beziehung  auf  Zeit,  Raum 
und  concorrirende  Reproduktion  in  solchem  Masse,  dass  auch 
ausgezeichnetere  Leistungen ,  unter  lezteren  Originalprodukte, 
die  ihnen  gebührende  Extra  Vergeltung  durch  künstliche  Renten* 
prämie  finden  können.  Nur  ist  und  bleibt  eben  auch  die  so 
bemessene  Vergeltung  ein  Monopol,  welches  nicht  masslos  aus- 
gebeutet werden  darf,  sondern  Grenzen  anerkennen  muss,  wie 
sie  im  freien  Verkehr  der  Rentenfunction  durch  die  Concurrenz 
und  die  anderweitige  Reproduktion  nachgewiesener  Massen  von 
selbst  gesteckt  sind. 

Wir  befinden  uns  femer  in  völliger  Uebereinstimmung  mit 


1)  S.  ob.  Abscbn.  IX. 

2)  Einen  wannen  Veriheidiger  hat  der  Photographietcbns.  an  Th.  Ff  ea^- 
mann,  Beiträge  mm  dentachen  Verlagf-  and  Nachdmcksrechte,  Berlin,  1866 
gefunden.  Die  fär  um  entacheidenden  ökonomischen  Gesichtspunkte  finden 
sich  auch  in  dieser  Sdirift  nicht  aufgestetti. 

3)  Die  Werke  der  Kunst,  S.  18. 
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der  Doetrin  und  Gesezgebang,  soTerne  diese  nach  Mandr.y  0 
das  wesenlliche  Merkmal  des  achozberechtigten  Kunsterzeugnisses, 
im  Gagensaz  zu  Industrieerzeugnissen,  weder  in  den  Mitteln,  noch 
im  Material,  noch  im  fabrikmässigen  Charakter,  sondern  in  dem 
Zwecke  der  Kunstdarstellung  suchen. 

Der  Zweck  des  Industrieerzeugnisses,  sagt  die  juristische 
Doetrin,  ist  der  Gebrauch,  nach  der  Definition  des  östreichischen 
Rechtes  der  »matmelle*  Gebrauch  ^  Der  Zweck  der  Kunst- 
erzeugnisse  dagegen  sei  nicht  der  ^Gebrauch*,  sondern  theils  die 
»Befriedigung  des  fisthetischen  Gefbhls  (ästhetische  Darstellung)**, 
Ibeils  die  »Vermittlung  des  Gedankenaustausches*  («belehrende 
DarsteHung*),  leztere  bei  geographischen,  topographischen,  natur- 
wissenschaftlichen, architektonischen  Zeichnungen  und  Abbildungen, 
wie  sie  z.  6.  in  Art.  36  des  bairischen  Gesezes  geschüzt  sind; 
konkurrire  nach  dem  objectiven  Charakter  des  Produktes  der  Ge- 
brauchszweck (»industrielle  Darstellung*)  mit  der  ästhetischen  und 
beiehrenden  Darstellung,  so  sei  thatsächlich  zu  entscheiden,  ob 
das  Produkt  »seinem  Hauptzwecke  nach*  ein  Werk  der  Kunst  sei 
oder  nicht  '). 

Wir  sehen  nun  freilich  nicht  ein,  warum  es  nicht  eine  bes- 
sere Formulirung  des  Unterschiedes  sein  sollte,  wenn  wir  nicht 
»Gebrauchszweck*  und  Nichtgebrauchszweck,  sondern  so  scheiden : 
das  Produkt  der  Kunst  und  der  belehrenden  Darstellung  kennzeichnet 
sich  durch  den  Zweck  der  Bildung,  theils  der  ästhetischen 
Bildung,  theils  der  versinnlichenden  Didaktik,  wogegen  die  Industrie- 
INTodukle  nicht  lediglich  dem  Bildungsconsum  dienen.  Der  Begriff 
»Gebrauchszweck*  taugt  hier  Nichts,  so  wenig  als  bei  litterarischen 
Erzeugnissen,  da  .auch  Gemälde  durch  Anschauung  gebraucht, 
kartographische  Werke  u.  s.  w.  sogar  substantiell  verbraucht 
werden.  Das  Uebergehen  der  Materie  in  den  Menschen  selbst, 
ist  in  keinem  natienalökonomischen  Werk  zum  wesentlichen  Merk- 
mal der  Consumtion  oder  des  »Gebrauches*  erklärt ;  nicht  einmal 
Manipulation   mit  dem   Gebrauchsgegenstand   gehört  nach 


1)  1.  c.  268. 

2)  In  einen  neueren  Ostreich.  Gesei. 

3)  Mnndry,  L  c  S.  268-272. 
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ökoQpmischen  Begriffen  zum  »Gebraach*.  Kunstprodukl  kt 
ein  durch  Plastik,  Zeicbnen  etc.  benForgebraqhtes  Prodidit,  w^ 
ches  »seinem  Hauptzwecke  nach*  4er  Bildung  im  Sinne  der  Er- 
nährung der  geislig-fisthetiscben  Krttfte  und  Bedürfnisse  dient 

Mit  dieser  Art  von  Ck)nsumtionsdien8t  hingt  die  beson* 
dere  Verkehrsnatur  vieler  artistischer  Erzeugnisse,  gerade 
so  wie  fast  alier  liUerarischen  Erzeognisse,  wesentlich  zusammen. 
Der  prädominirende,  fertig  dargestellte  Gedanken-  und  Formgebdl 
ist  nllmlich,  obwohl  die  Hauptursache  des  Gebraocbswertbes ,  tör 
den  Producenten  der  mechanischen  Vervielfkitigungen  sofort  nach- 
ahmbar  und  daher  als  Kostenbestandtheil  für  den  nachahmenden 
Concurrenten  fast  gleich  Null.  Ohne  Ausschluss  der  Goncurreni 
durch  Mpnopol  ist  daher  genügende  VergeUuog  des  Autors  dem 
Verleger  unmöglich.  Der  reine  Zweck  der  Bildung,  des  geistigen 
Genusses,  welchem  artistische  Produkte  dienen  und  von  weMwm 
die  juristische  Doctrin  die  BegriiTsbestimmung  des  schuzberechligi» 
Kunstwerkes  abhängig  macht,  hängt  hienaeh  ganz  ebenso,  wie 
bei  litterarischen  Produkten,  mit  singulären  Verhältnissen 
des  Absazes  zusammen,  —  freilich  hier,  wie  beim  Litterir- 
schuz,  nicht  für  alle  Produkte,  sondern  nur  fOr  die  publicistisch 
massenhaft  abgcsezten  Kunsterzeugnisse. 

Lezteres  Moment  finden  wir  Seitens  der  juristischen  Dociria 
für  die  Frage  der  Schuzberechtigung  der  Kunstwerke  niebt  ebenso 
beachtet,  wie  es  von  derselben  bei  den  Erörterungen  über  Lillerür- 
schuz  beachtet  ist.  Wir  treten  sogar  in  einen  tieferen  Gegensas 
gegen  das  positive  Recht  und  die  Doctrin,  indem  wir  auch  (Qr 
den  artistischen  Autorschoz  das  Requisit  der  publioistischen 
Verkehrsbestimmung,  der  . Veriagsfthigkeit*  festhalten« 
Oben  ist  gezeigt,  wdchen  Werth  Mandry  bei  den  »litterarischan 
Erzeugnissen*  als  Schuzobjecten  auf  das  Moment  der  Verlags- 
fäbigkeit  gelegt  hat  Beim  artistischen  Autorschnz  schlügt  er 
dagegen  diese  Seite  weit  weniger  stark  an  ^).  Wir  dagegen 
müssen  für  den  artistischen  Autorschnz  dasselbe  Requisit  mit  der 
gleichen  Strenge  festhalten,  wie  für  den  litterarischen  Autorschnz. 
Es  wird  uns,  so  hoffen  wir,  geüngen,  gerade  hiedurch  einige 


1)  l.  c.  272  & 
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DftnHig  ni  das  Gebiet  der  Fragen  über  Konstschn  m  •  briagen, 
wdcbes  noch  viel  in  Irttbem  Wasser  stehk 

Non  ist  zwar,  wie  sehen  dergeslellt  ist,  die  artistische  Repro- 
daktion  im  Allgemeinen  nur  dann  für  Nachdrack  erklärt,  wenn 
eine  »Mehrheit  mechanisch  nachgebildeter  Exemplare"  in  Frage 
steht  Diess  entspricht  unserer  Theorie  zur  Häirie.  Allein  das 
geschtizte  Object  selbst  moss  nach  onserer  Theorie  wirklich  Air 
die  pttblicistische  Verwertbnng  angelegt  und  bestimmt  sein,  ehe 
es  Gegenstand  des  Nachdmcksschazes  sein  kann;  diess  wird  meist 
nickt  ausgesprochen.  Daher  schreibt  sich  dann  die  Erscheinung, 
dass  man  KoprerstichabbiMungen  von  Gemülden,  dass  man  die 
Einzelkopie  der  lezteren  —  selbst  Ober  die  Zeit  des  Absazes  des 
Originals,  also  über  den  Schuz  der  Originalverwerlhung  hinaus  — 
verbietet,  dass  selbst  für  öffentlichen  Kunstgenuss  ange- 
legte Gallerieen  nicht,  gleich  dem  litterarischen 
Verlagshftndler,  Rechtsnachfolger  hinsichtlich  der 
Nachbildung  und  Vervielfttltigung  werden,  dass 
überhaupt  der  artistische  Autorschuz  Konsequenzen  des  falschen 
Prinzips  der  propriiii  qrüitique  annimmt  Die  verarbeitende  Re- 
produktion wird  in  Folge  der  Halbheit  in  Auffassung  der  singu- 
iiren  Voraussezungen  des  Kunstschuzes  über  Gebühr  beschränkt, 
so  dass  Kupferstiche,  Stahlstiche,  Lithographieen  verbotener  Nach- 
druck werden,  obwohl  sie  durch  entschiedene  künstlerische  Thätig- 
keit  vermittelt  sind  und  gegenüber  dem  Original,  nach  Kosten  und 
Absazverhiltnissen,  der  singulttren  ratio  des  Monopolschuzes  nicht 
mehr  entsprechen,  als  eriaubte  Litterftr-Reprodukte. 

Ueberhaupt  erscheint  der  Charakter  der  artistischen  Erzeug- 
nisse, in  Beziehung  auf  den  Absaz,  nicht  hinlänglich  analysirt,  und 
die  reine  Anlehnung  des  Kunstschuzes  an  den  Nachdrucksschuz, 
des  verwickeiteren  Produktions-  und  Verkehrsverbältnisses  an  das 
einfachere,  führt  zu  verfehlten  Massnahmen,  weil  die  Verkehrs- 
natur der  artistischen  gegenüber  derjenigen  der  litterarischen  Pro- 
dukte nicht  gründlich  gewürdigt  wird.  Wir  betonen  hienach  das 
Folgende  ganz  besonders. 

1)  Daß  litlerarische  Erzeugniss,  wenn  es  in  den  publicistischen 
Verkehr  nicht  eingeführt  wird,  hat  selten  irgend  einen  Werth 
und  dann  höchstens  einen  geringen  Werth.    Nor  durch  Verlag 
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findet  das  ManCisoript  seine  Verwerthang,  wenige  FäHe  unsge- 
nommen.    Ganz  anders  ist  diess  bei  Produkten  der  zeiclinenden 
und  der  plastischen  Kunst    Hier  häufen  sich  mehrere 
Verwerthungsarten:  einmal  der  Verkaur  des  Originals,  so 
dass  z.  B.  bei  Gemälden  und  Sculpturen  schon  der  Verkaufspreis 
die  natürliche  und  kein  ktlnstliches  Surrogat  erfordernde  Vergel- 
tung gewähren  kann ;  sodann  die  publicistische  Verwerthung  durch 
Vervieirältigung  und  Absaz  der  Kopieen  im  artistischen  Verkehr, 
endlich  die  Veräusserung  zur  Darstellung  in  Industrieerzeugnissen. 
2)  Eine  weitere  schlimme  Folge  jener  Ziellosigkeit  und  Un- 
begrenztheit  in  Anerkennung  einer  staatlichen  Pflicht  des  Monopol- 
schuzes  ftlr  das  »Vermögensinteresse*  der  Autoren  an  ihren  Werken, 
wie  sie  uns,  als  die  Praxis  und  Doctrin  der  Juristen  irreführend, 
schon  häufiger  entgegentrat,  kommt  auf  dem  Gebiete  des  Kunst- 
schuzes  zur  Erscheinung:  die  Kunstschuztheorieen  nehmen  nir 
jede  der  möglichen  Verwerihungsweisen  unbedingt  den 
Monopolschuz  in  Anspruch ,  geben  einem  singulären  Institut 
unbedenklich  extensive  Anwendung.    Selbst  Mandry,  welcher 
das  Moment  des  Schuzes  eines  Vermögensinteresses  mit  feinem  Takt 
anzuwenden  pflegt,  giebt  sich  der  Anerkennung  eines  unbegrenzten 
Monopolschuzes  hin,  indem  er  ^)  »Erschöprung  des  Ertrags  eines 
Werkes*  und  »genflgende  Belohnung  des  Autors*  ohne  Weiteres 
gleichbedeutend  nimmt  und  diese  Auffassung  auch  in  seinem  Com- 
mentar  zum  bairischen  Geseze  wieder  hervortreten  lässt  Er  sagt  in 
lezterem :  »Das  Vermögensinteresse,  das  sich  mit  dem  Werke  der 
Kunst  verbindet  und  dem  Künstler  geschüzt  werden  soll,  besteht 
nicht  blos  in  der  Möglichkeit  der  Vervielßiltigung  und  des  Ver- 
triebes der  durch  solche  hergestellten  Exemplare,  sondern  auch 
in  dem  Werthe,  der  dem  von  der  Hand  des  KOnstlers  geschaF- 
fenen  Werke  als  dem  Originalwerke  zukommt.    Soll  und  kann 
auch  auf  dieses  Interesse  Rttcksicht  genommen  werden,  so  mochte 
das  Verbot  einer  der  Drucklegung  analogen  Vervielttiltigung  nicht 
als  ausreichend  erscheinen.*    Hier  wird  offenbar  der  Vermögens- 
schuz  durch  Monopol  ohne  Weiteres  auf  mehrfache,  sich  cumu- 
lirende  Vermögensinteressen  ohne  Nachweis  der  Berechtigung  aus- 

1)  Krit  V.-J.^chr.  Bd.  Vn,  S.  268. 
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gedehnt,  während^diese  Ausdehnung  eine  extensive  Auslegung 
eines  restrictiv  anzuwendenden  Prinzips  darstellt.  Die  reslrictive 
Anwendung  ist  freilich  nur  denjenigen,  welehe  das  ausschliessende 
Absazverhältniss  des  Autorrechtes  als  socialökonomisches  Aus- 
nahmsverhältniss  erkennen,  a}so  nicht  der  bisherigen  juristischen 
Doctrin  anzusinnen. 

Unerklärlich  ist  es  dagegen,  dass  auch  ökonomische  Theorieen 
des  Kunstschuzes  der  verfehlten  erweiternden  Anwendung  eines  Mono- 
pols ohne  specielle  Prüfung  sich  hingeben ;  so  sagt  Richter  ^) :  »Das 
Rechl  der  geistigen  That  ist  das  Recht  der  Verwerthung;  so  weit 
diese  geht  und  gehen  kann,  so  weit  reicht  die  Er- 
werbskraft  und  Fähigkeit  der  Person/  Wenn  diess 
von  der  Verwerthung  im  freien  Verkehr  bemerkt  wäre,  so  würde 
es  unzweifelhaft  richtig  sein,  aber  unzweifelhaft  üisch  ist  es,  wenn 
dasselbe  von  der  Verwerthung  im  monopolisirten  Verkehr  behauptet 
und  hienach  dem  obigen  Satz  hinzugefügt  wird:  » —  und  soweit 
hat  das  G  e^  e  z  das  Werk  (durch  Monopol)  zu  s  c  h  ü  z  e  n.*  Macht 
ferner  Richter  die  Verwerthung  der  L  i  1 1  e  r  ä  r  -  Reproduktc  von 
einer  Abfindung  des  Originalautors  unabhängig,  so  hat  er  noch 
weniger  ein  Recht  zu  verlangen,  dass  artistische  Reproducenten 
von  unzweifelhafterer  selbstständiger  Thätigkeit,  wie  Kupferstecher, 
StaUsteeher,  Holzschneider,  durch  .besondere  Rechtsverhältnisse"^ 
mit  dem  Originalautor  sich  abfinden  *)• 

Was  hier  gegen  Richter  bemerkt  ist,  gilt  auch  gegen  die 
beiden  Schriften,  in  welchen  Kuhns  als  Beauftragter  der  deut- 
schen Kunstgenossenschaft  den  unbegr^izten  Schuz  von  Werken 
der  bildenden  Künste  vertheidigt  hat  ').  Er  verfolgt  das  artisti- 
sche Autormonopol  bis  in  die  äussersten  Konsequenzen,  so  dass 
seilest  ein  artistisch  heseztes  Sachverständigengericht  verlangt  wird. 
Ohne  Unterscheidung  von  singulärer  Monopol-  und  gemeiner  Schuz* 
pflicht  leitet  auch  Kuhns  Alles  aus  einem  natürlichen  Recht  des 
Urhebers  auf  den  Werth  seiner  Schöpfung  ab  und  gedenkt  der 

1)  1.  c.  p.  139. 

2)  1.  c.  p.  189. 

3)  Der  RechtMchns  an  Werken  der  bildenden  Kantte;  Berlin,  1861. 
-^  Geeetei-Entwarf  der  dentfchen  Kan«tfeneisenflcliafl|  nebit  Denkfdirift; 
Berlin,  1804. 
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entscheidenden  Hanpifrage  mit  keinem  Wort,  dtss  im  Autortcbüii 
jenes  Recht  monopolistisch,  singolttr  gestaltet  erscheint  Die 
Autorschaft  begründet  nicht  an  sich  das  Monopol,  sondern  nor 
den  Ansprach  auf  gerechte  Vergeltung  überhaupt;  der  Autorscbos 
ist  erst  ein  NothbefaelT,  welcher  wegen  der  singulftren  Verkehrs- 
natur  gewisser  Erzeugnisse  angewendet  wird,  er  stellt  desslbalb 
ein  Prinzip  dar,  welches^  nicht  extensiv  angewendet  werden  darf. 
Kann  Kuhns  diess  nicht  widerlegen,  so  fftllt  das  ganze  Oebttiide 
seiner  Deductionen  durch  Einen  Streich  baldos  zusammen. 

Den  maasslosen  Präsumtionen  ßlr  das  Kunstschuzmonopol  ist 
klar  entgegenzuhalten :  der  artistische  Urheber  hat  allerdings  An- 
spruch, im  freien  Verkehr  jeden  möglichen  Nuzen  alis  jeder 
von  vielen  sich  cumuliraiden  V^werlhungsarten  zu  ziehen.  Ein 
ganz  Anderes  aber  ist  es,  wenn  diese  cumnlativen  Verwertimigs- 
arten  insgesammt  unter  den  Honopolschuz  d«e  Autor- 
rechtes gestellt  werden  wollen.  Diess  Bestreiten  ist  kn  Allge» 
meinen  zu  vehverfen.  Nur  soweit  der  singulare  Griin-d 
einesMangels  gerechter  Vergeltung  im  freien  Ver* 
kehr  reicht,  ist  den  artistischen  Produkten  Monopolscboz  ein- 
zurftumen. 

3)  Hienach  ist  die  Frage  zu  entscheiden,  in  welchen  FfiUen 
überhaupt  Autorsohuz  und  in  wie  weit  er  cumulativ  einznrftaaieo 
sei.    Die  Erörterung  dieser  Frage  f&hrt  jsu  folgenden  Ergebnissen : 

a)  gewisse  Kunstprodukte  finden  als  unica  ihre  hinreichende 
Vergehung,  sind,  wenn  auch  der  publicistiscben  Verwerthong  durofa 
Vervielfältigung  fähig,  hiezu  gar  nicht  bestimmt,  »ihrem  Haupt- 
zwecke nach**  hiezu  gar  nicht  angelegt:  so  die  meisten  Gemälde 
und  Sculpturen,  namentlich  4ie  in  Privat-  und  öffentliche  Gallerieen 
übergehenden  Gemälde  und  die  öffentlichen  Monumente.  Es  oMg 
quaestio  facü  und  gerichtlich  im  einzelnen  Falle  nicht  leicht  zu 
entscheiden  sein,  ob  ein  Gemälde  und  eine  Sculptur  dem  Haupt- 
zwecke nach  als  nntcuei  Werth  habe ;  allein  die  Nachdrucksgeses- 
gebung  versezt  auch  sonst  die  Gerichte  fast  in  noch  schwierigere 
quaesiiones  facti  ^  und  gewisse  Handlungen  des  Künstlers  sind 
sehr  genaue  Anhaltspunkte  der  Beurtheilung :  z.  B.  der  vorbehalts- 
lose Verkauf  an  eine  Gallerie,  die  Heestellung  des  Kunstwerkes 
zu  einem  öffentlichen  Monumente    Die  ihrem  Hauptzwecke  fiadi 
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nicht  verlagsmftssigen,  die  niclit  dorcli  publicistische 
VerwerUmng  allein  rentabel  zu  macbenden  Konstprodnkte  sind  jedem 
anderen  Verkehragate  gleich  zu  behandeln  und  baben^auf  Monopol- 
scboz  so  wenig  Anspruch  zu  »acben,  als  der  Erbauer  eines  Wohn- 
hauses, welches  in  der  Hand  eines  Käufers  auch  noch  als  GescUlfls- 
haus*  ausgezeichnet  rentirt,  die  Geschflflsrente  vorbehalten  darf. 

Mir  scheinen  hienach  Wächter  ^)  und  die  von  Mandry  *) 
erwähnte  Leipziger  Commission  voUstftndig  im  Rechte  zu  sein; 
wenn  jener  den  »vermögensrechtlichen  Verkehr  und  die  Bestim- 
Bumg  zur  VervieUliltigttng*  als  wesentlich  &r  die  schuzberech- 
iigten  Kunstwerke  hervorhebt,  und  wenn  diese  zu  dem  Scfaluss 
gelangt  '):  »dass  das  (sächsische)  Gesez  nur  diejenigen,  aber 
auch  alle  diejenigen  Erzeugnisse  geschQzt  wissen  wolle,  deren 
Wertfa  tiSar  den  Urheber  wesentlich  in  der  vervielfälti- 
gnngsfähigen  Form  an  sich  liege.*  Mit  diesen  Anforde- 
ningeo  wird  Rtr  den  Kunstschnz  dasselbe  Merkmal  als  massgebend 
hingestellt,  welches  wir  oben  mit  dem  Wort:  publicistisches 
Kunstprodukt  bezeichnet  haben  und  welches  hinsichtlich  der  lilte- 
rarischen  Produkte,  mit  dem  Requisit  der  » V e r  1  a g s fähigkeil* 
far  den  Nachdrucksschuz,  bewusst  oder  unbewusst  von  der  juristi- 
schen Doctrin  anerkannt  worden  ist;  giebt  doch  Mandry  (Kri- 
tische V.-J.-Schr.  VII,  35)  folgende  Definition  des  »verlagsfühigen* 
litteitarischen  Ersengoisses:  .jedes  Produkt,  das  objectiv  geeigen- 
scbaftet  ist,  nach  vorausgegangener  Vervielfältigung, 
im  Wege  des  Buchhandels  gegen  Geld  nmgesezt  zu  werden/ 

Auch  die  Kunstprodukle,  welche  thatsächlich  ihren  Haupt- 
werth  nicht  durch  vervielRUtigenden  Absaz  zu  realisiren  pflegen, 
sind  von  allem  Monopolscbuz  auszunehmen  und  lediglich  als  Güter 
des  gemeinen  freien  Verkehrs  anzusehen. 

Das  R^cht  hat  ihnen  besonderen  Schuz  gegen  unerlaubte 
Nachbildung  nur  zu  geben,  so  lange  das  Kunstprodukt  noch  nicht 
als  umicum  abgesezt  ist  oder  sofern  der  Käufer  einen  etwaigen 
besonderen  vertragsmässigen  Vorbehalt  des  Autors  gegen  Verviel- 

I)  I,  s.  101. 

t)  f.  e.  S.  268,  Aniti.  11 ;  BOrnnbl.  Ar  dMi  deutocb.  Budih.  1B63,  Nr.  147. 
3)  Allerdinft  ä§  Uf  Imtü  —  wir  halten  äe  Ugt  firmUU  erwfihnUn 
Sckloti  für  allgemein  richtig. 


Digitized  by 


Google 


442  ^^^  autflchliesf enden  „Verhiltabte*. 

faltigang  and  gegen  Gestattung  von  Copieen  nicht  achtet.  Die 
volle  Verwerthung  und  Erhaltang  des  Originals  als  „fimcifm's^, 
beziehungsweise  die  Bestimmung  über  die  Wahl  der  publicistiscben 
Verwerthung,  wird  so  dem  Autor  and  Orginalerwerber  gewahrt 
bleiben.  Der  Schuz  vertragsmässiger  Autorvorbehalte  bezOglicb  der 
Vervielfältigung  und  Copiegestattung  und  bezQglich  der  unerlaubten 
VervielfilUigung  vor  erfolgtem  Absaz  —  Seitens  des  Künstlers  — 
liegt  jedoch  lediglich  in  der  Konsequenz  des  gemeinen  Eigenthums- 
und  Vertragsrechtes.  Dieses  flberlttsst  dem  Autor  selbst  die  Wahl, 
ob  er  sein  Produkt  als  unicum  verwerthen  oder  der  publicistischen 
Verwerthung  selbst  zuführen  oder  die  leztere  durch  Veräusserungs- 
vorbehalte  mit  dem  Originalabsaz  cumuliren  wolle.  Dass  die  Er- 
werber des  Originals,  insbesondere  öffentliche  Gallerieen,  sich  auf 
jene  Vorbehalte  regelmässig  nicht  einlassen  werden,  ist  anzunehmen. 
Dieser  Umstand  ist  jedoch  der  allgemeinen  Kunstbildung  förderlich 
und  begründet  nicht  die  Zweckmässigkeit  eines  Monopolschozes, 
wohl  aber  wird  jene  Weigerung  häufig  zu  besserer  Bezahlung 
des  vorbehaltlos  abgegebenen  Originalwerkes  f&hren.  Ueberhaapt 
scheint  es  das  Zweckmässigste  zu  sein,  so  viel  als  möglich  dem 
vertragsmässigen  Sdbstschuz  des  Künstlers  zu  überlassen.  Ein 
unglücklicher  Griff  dürfte  daher  Artikel  35  des  bairischen  Gesezes 
sein,  dahin  lautend:  »Durch  die  Erweitung  des  Eigenlbums  an 
einem  Kunstwerke  wird  'das  Recht  zur  VervielflUti^g  nicht  er- 
langt ;  bei  Bildnissen  (Portraits)  geht  jedoch  dasselbe  auf  den  Be- 
steller über.  Der  Erwerber  des  Kunstwerkes  ist  nicht  verpflichtet, 
dasselbe  dem  Urheber  zum  Zweck  der  VervielRlltigung  zu  über- 
lassen. In  allen  diesen  Fällen  bleibt  besondere  Uebereinkonft  vor- 
behalten.* Das  Umgekehrte  dieser  Bestimmung  wäre  richtig,  näm- 
lich den  Erwerber  als  vervieiniltigungsberechtigt  anzunehmen, 
so  weit  ihn  der  Autor  hierin  vertragsmässig  nicht  beschränkt  hat 
Die  alsbaldige  Ausnahme,  bezüglich  der  Portraits,  wäre  dann  ou- 
nöthig  und  jeder  Conflict  zwischen  dem  Vervielfältigungsverlangen 
des  Autors  und  der  Editionsverweigerung  des  Originalbesizers 
wäre  undenkbar. 

Doctrin  und  Praxis  waren  bisher  ^)  nicht  ungetheilt  f&r 


1)  Mandry,  1.  c  S.  312. 
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das  System,  welches  der  Art  35  des  bairischen  Gesezes  adoptirt 
hat,  und  der  Yerkehrssitte  entsprach  die  gegentheilige  AufÜBissung. 
Viel  glQcklicher  als  die  Bestimmung  des  bairischen  Gesezes  ist 
§  28  des  preuss.  Gesezes  von  1837  0:  »Begeben  sich  der  Ur- 
»heber  oder  seine  Erben  des  Eigenthums  des  Kunstwerkes,  ehe 
»mit  dessen  VervielRiltigung  ein  Anfang  gemacht  worden  ist,  so 
»geht,  falls  eine  ausdrückliche  Verabredung  darüber  nicht  statt- 
»gefnnden  hat,  das  ausschliessliche  Recht  dazu  gänzlich  verioren. 
»Es  kann  aber  auf  die  Dauer  von  10  Jahren  fortbestehen,  ent- 
»weder  zu  Gunsten  des  Urhebers  oder  seiner  Erben,  indem  sie 
»sich  solches  vorbehalten,  oder  zu  Gunsten  des  Erwerbers,  indem 
»sie  ihm  solches  übertragen,  insofern  nur  in  beiden  Fällen  gleich- 
»zeitig  mit  der  Veräusserung  eine  Verabredung  in  glaubhafter  Form 
»darüber  getroffen  und  davon  dem  obersten  Curatorium  der  Künste 
»die  obgedachte  Anzeige  gemacht  wird.* 

Weiter  geht  aus  dem  hier  eingenommenen  Standpunkt  her- 
vor, dass  selbst  die  unerlaubte  Einzelcopie  nicht  als  Nachdruck 
zu  verbieten  ist.  Ein  ganz  anderes  Interesse,  als  dasjenige  eines 
Monopolrechtes,  wird  durch  das  Verbot  der  Einzelcopie  geschüzt 

Die  Copie  nicht  zum  Verlag,  nicht  zur  Verwerthung  durch 
mechanische  Vervielfältigung,  ist  überhaupt  freizugeben,  wenn  un- 
sere Vordersätze  richtig  sind. 

Gegen  das  positive  Recht  und  die  vorwiegende  juristische 
Doctrin  ergeben  sich  hienach  folgende  einzelne  Konsequenzen: 

a)  Freiheit  der  Nachbildung  an  nichtpublicistischen  Kunst- 
produkten. 

ß^  Freiheit  der  nicht  mechanischen  Vervidrältigung  durch 
Einzelcopie  schon  abgesezter  nichtpublicistischer  Kunst- 
produkte, sobald  besonderer  Vertrag  nicht  entgegensteht.  Also 
Gleichstellung  des  Kunstschuzes  mit  dem  Litteraturschuz,  welcher 
Abschreiben  erlaubt,  —  und  Entfernung  des  Verbotes  von  Einzeln- 
copieen!  Dieses  Verbot  war  »dem  bisherigen  Rechte  fremd*  *), 
ist  dagegen  im  bairischen  Gesez  CArU  26),  wenn  gleich  nicht 


1^  A.  W.  Volkmann,   ZosammeDstellung  der  geietliclien  Btttim- 
mimgeQ  über  das  Urheber-  and  Verlagsrecht,  S.  48  f. 
2)  Handry,  1.  c.  278. 
Zeltschr.  f.  Staatsw.  1867.    lU.  Heft  29 
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anbeichränkt,  doch  ihi  weit  gehend  eingerämnt  fan  Frankforler 
Ealwurf  wurde  dieses  Verbot  erst  bei  dritter  Lesung  aufgeBOfiimen, 
und  zwar  den  betheiligten  Kreisen  zu  liebe,  und  troz  der  Bin- 
sieht,  dass  es  »ausserhalb  des  ordentlichen  Nachdrucksverbotes 
liege*  *)• 

y)  Freiheit  jeder  Art  von  Cepie  an  öffentlichen  Kunstr 
werken,  für  wekhe  saehgemttss  wftre,  VervielfÜiligungsvorbehaUe 
unzulilssig  zu  erklftren. 

f)  Abschafong  des  den  X)riginalabsaz  ftberdauemden  Vervtel- 
CUtigungsrechtes  des  Autors,  und  Zulassung  vertragsmftssfger  Tor- 
behalte nur  in  Beziehung  auf  publicislische  Verwerthung. 

b)  Der  Antorschuz  hat  dagegen  einzutreten,  wo  es  sich  um 
Kunstprodnkte  publicistischer,  verlagsmttssiger 
Verwerthung  handelt. 

Mehrere  FäHe  sind  zu  unterscheiden:  entweder  kann  das 
Kunstprodukt  in  der  Hauptsache  nur  die  puMIcistische  Verwerthung 
finden,  wie  z.  B.  Modelle  zu  Nippsachen,  jene  zahlreichen  Pariser 
Artikel,  welche,  obwohl  fabrikmftssig  hergestellt,  Kunsterzeugnisse 
sind  und  nur  durch  Absaz  vieler  Exetnplare  rentiren ;  auch  Karten, 
Bilderbogen,  Photograpbieen  nach  der  Natur  und  dei^gleichen  ge- 
hören hieher.  Oder  mag  das  Produkt  der  Verwerthang  sowoM 
als  unieumf  wie  puMicistisch  der  Verwerthung  fA\g  sein,  und 
entweder  von  Anfang  an  durch  Wahl  des  Künstlers  nur  die  lez- 
tere  oder  durch  Vorbehalt  beim  Absaz  des  Origmals  zugleich 
die  leztere  gefunden  haben. 

Wird  hienach  die  Verlagsffthigkeit  und  die  Wahl  zum 
Verlag  bestimmend  ffir  die  Gewfthrung  des  Monopolschuzes,  dann 
löst  sich  auch  eine  Schwierigkeit,  welche  der  juristischen  Doctm 
zu  scbaffen  gemacht  hat,  von  selbst,  die  Anomalie  nämlich,  dass 
die  unerlaubte  mechanische  Nachbildung  eines  Kunstoriginals  durch 
Kupferstich,  Stahlstich,  Lithographie,  Photographie  u.  s.  w.  einer- 
seits ris  Nachdruck  selbst  verboten  ist,  während  doch  erlaubte 
mechanische  Vervielfältigung  dieser  Art  selbst  wieder  gegen  mecha- 
nische VervielflUtigung  geschttzt  sein  soll 


1)  Mandry,  L  c  S.  279. 
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Während  Artikel  26  des  bair.  Gesezes  das  Original  gegefi 
mechanisch  vervielfifthigende  Nachbildung  selbst  bei  anderem  Kunst- 
verfahren des  Reproducenten  schüzt,  scbüzt  Artikel  27  derartige 
Reproduktionen  gegen  Nachbildung  .des  Repfodukted.  Als  eine 
Anomalie  erschien  diess  insorern,  als  bei  dem  ersten  Verbot  der 
Copirende  als  Urheber  nicht  Mierkannt  und  doch,  eopirt  er  mit 
Briaubniss,  gegen  Copieen  der  Copie  gesohüzt,  demgemäss  doch 
als  Autor  anerkannt  wird. 

Mandry  bemerkt  hierüber:  »Es  scheint  ein  Widerspruch 
darin  zu  liegen,  die  durch  Nachbildung  vermittelte  Vervieiniltigung 
eines  Werkes  der  Kunst  einerseits»  soweit  sie  ohne  Erlaubniss  des 
Urhebers  am  Original  bewerkstelligt  worden  ist,  als  Nachdruck  zu 
behandeln,  anderer  Seits,  soweit  sie  rechtmässig  zu  Stande  ge- 
komifien  ist,  durch  Anerkennung  eines  Urheberrechtes  des  Nach- 
büdners  zu  schüzen  . .  .  Soweit  desshalb  die  Doctrin  und  Praxis 
zur  Anerkennung  eines  Schuzes  des  Nachbildners  gelangte»  glaubte 
sie  solchen  vielfach  auf  eine  Uebertragung  der  dem  Urheber  zu- 
stehenden Rechte  an  den  Nachbildner  stützen  zu  müssen*  ^). 

Die  ganze  Schwierigkeit  fällt  weg,  indem  die  Copie  eines 
nichtpublicistischen  Kunstproduktes  erlaubt  wird,  weil  die  ratio 
de» Monopolscbuzes  für  das  Original  nicht,  wohl  aber  in  volleoi 
Masse  für  die  nur  m  VervieUälligungen  verwerthbaren  Copieen, 
die  Ltthographieen,  Kupferstiche,  Stahlstiche,  Photographieen  zu- 
IrifR.    Ueberall  ist  da  nur  Regel,  nicht  Anomalie. 

Zugleich  wird  die  erlaubte  Reproduktion  auf  dem 
Gebiet  der  artistischen  Produktion  in  ihr  gebührendes,  im  littera- 
rischen Nachdrucksschuz  unangetastetes  Recht  eingesezt  Es  ist 
offenbar  nicht  folgerichtig,  wenn  ein  Kupferstich  erster  Oo^tütät 
als  Nachdruck  behandelt  wird ,  während  eine  nicht  tiefgreifende 
Ueberarbeitung  eines  Buches  liberal  als  verarbeitende  Reproduktion 
erlaubt  ist.  Gerade  viele  Umsezungen  von  nichtpublicistischen 
Originalkunstwerken  in  publictstische  Copieen  erfordern  selbst- 
siändige  Kunstlhätigkeit,  welche  mhidestens  im  selben  Masse,  wie 
die  liberal  eingeräumte  litterarische  Reproduktion,  Anerkennung 
verdient  und  der  Volksbildung  in  weiteren  Kreisen  nüzt.    Die 


1)  Mandry,   1.  c.  232. 
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Eriaubniss  dieser  Reproduktion  tritt  nun  nach  nnseren  Gmndsttzeo 
ein,  während  rein  mechanische  Yervieiniltigung  eines  an  sich 
selbst  publicistischen  Konstproduktes  geradeso,  wie  reiner  Nach- 
druck des  durch  Oi^ginaldruck  auf  publicistische  Verwerthung  an* 
gelegten  Litteraturproduktes,  verboten  bleibt 

Eine  Autorschaft  des  Reproducenten  kann  bei  der  artisti- 
schen Reproduktion  freilich  nicht  allgemein  in  der  Verände- 
rung der  Form  und  des  Bildes  selbst  liegen,  wird  vielmehr  in 
dem  anderen  Charakter  des  Verfahrens  sich  bethfttigea. 
Auch  Mandry  bemerkt  die  Besonderheiten  der  artistischen  Re- 
produktion in  Beziehung  «auf  die  unlösliche  Verbindung,  in  wel- 
cher in  d^r  künstlerischen  Conception  die  Idee  und  die  objective 
Gestaltung  stehen",  in  Beziehung  auf  «die  relative  Selbstständigkeit 
der  Darstellungsform  gegenüber  der  Darstellung  selbst*,  sowie  in 
Beziehung  auf  »die  innere  Verschiedenheit  zwischen  Kunstverfabren 
und  Kunstgattung"  ^).  Gleichwohl  entschliesst  sich  die  juristische 
Doctrin  nicht  zu  einer  der  liberalen  Behandlung  litterarischer 
Reprodukte  entsprechenden  Liberalität  in  Beziehung  auf  erlaubte 
Nachbildung  von  Gemälden  in  Kupferstichen  u.  s.  w.,  sie  bemerkt 
vielmehr,  dass  »kein  Zweifel  sein"  konnte,  diese  Reproduktion  m 
verbieten  *).  Diess  wäre  aber  doch  nur  dann  zweifellos,  wenn 
der  Honopolschuz  unbegrenzt  'auf  das  ganze  und  mehrseitige 
»Vermögensinteresse"  extensiv  anwendbar  wäre,  was  wir  aof 
Grund  unserer  Theorie  zu  bestreiten  haben,  Mandry  dagegen 
ebendaselbst  postulirt.  Nach  unserer  Theorie  ist  nur  diejenige 
Reproduktion  von  Kunstprodukten,  welche  in  den  Originalver- 
werthungskreis  durch  artistisch  gleichwerthige  und  daher  gleich- 
absazffthige  Exemplare  eingreift,  zu  verbieten. 

Nicht  umsonst  spielt  im  positiven  Recht  und  in  der  juristi- 
schen Doctrin  über  Kunstschuz  das  »andere  Verfahren"  eine  so 
bedeutende  Rolle.  Das  positive  Recht  (bair.  Gesez,  Art.  27)  schüzt 
die  Nachbildung  »in  anderem  Verfahren"  gegen  Nac||druck.  Warum 
aber  betrachtet  man  »die  Nachbildung  in  anderem  Verfahren  selbst 
als  einfachen  Nachdruck  des  Originals"?    Bei  einzelnen  der  ab- 


1)  1.  c  275. 

3)  M  •  n  d  r  y ,  L  c.  274. 
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weichenden  Nachbildungsveifahren,  z.  B.  Kupferstich  und  SUhlsUch, 
ist  überdies  die  Nachbildung  selbst  so  kostspielig,  um  die  singu- 
lare ratio  des  Autorschuzes  noch  mehr  als  bei  Abschriften  und 
Einzelcopieen  als  unzutreffend  erscheinen  zu  lassen.  Und  nicht 
Mos  die  Nachbildung  in  anderem  Verfahren,  auch  die  Umarbeitung 
für  andere  Absazkroise  sollte  dem  Gebiete  der  erlaubten  artisti- 
schen Reproduktion  zugeztthlt  werden,  wofeme  die  Gesezgebung 
irgend  eine  die  Gerichtspraxis  nicht  verwirrende  Formulirung  zu 
finden  vermag.  'Groschenphotographieen,  z.  B.  eines  Regenten, 
nach  einer  wirklich  künstlerischen  Originalphotographie  brauchen 
keinen  Schuz. 

Art.  29  und  30  des  bairischen  Gesezes  reflectiren  in  bezeich- 
nender Weise  durch  ihr  Schwanken  den  unsicheren  Boden,  auf 
welchem  das  bairische  Gesez  hinsichtlich  der  erlaubten  Kunst- 
reproduktion sich  befindet. 

c)  Noch  weniger  vermögen  wir  die  Ausdehnung  des  Autor- 
schuzes an  Kunstoriginalen  gegen  die  Verwerthung  in  der  Indu- 
strie, der  sogenannten  Kunstindustrie  gegenüber,  anzuer- 
kennen. 

Diese  Cumulation  des  Monopols  widerspricht  durchaus  der 
singulären  ratio  des  restrictiv  anzuwendenden  Monopolschuzes. 
Das  ftitere  östreichische  und  das  preussische  Recht  hat  hierin 
viel  richtiger  gegriffen,  als  die  neuere  Doctrin.  Das  östreichische 
Gesez  vom  19.  Oct.  1846  (§  9,  b)  bestimmt:  »Als  verbotener 
Nachdruck  ist  nicht  anzusehen,  wenn  ein  Kunstwerk  als  Muster 
für  die  zu  einem  wirklichen  materiellen  Gebrauche  dienenden  Er- 
zeugnisse der  Manufacturen ,  Fabriken  und  Handwerke  benuzt 
worden  ist*,  und  das  preussische  Gesez  vom  11.  Juli  1837,  §  25: 
.Die  Benuzung  von  Kunstwerken  als  Muster  zu  den  Erzeugnissen 
der  Manufacturen,  Fabriken  und  Handwerke  ist  erlaubt*. 

Aus  drei  Gründen  ist  die  Ausdehnung  des  artistischen  Nach- 
druckverbotes auf  Nachbildungen  durch  die  nüzliche  Industrie,  wenn 
diese  nicht  für  den  blos  geistigen  Genusszweck  die  Kunstgebilde 
reproducirt,  ungerechtfertigt: 

1)  weil  die  Cumulation  von  Monopolen  solange  eine  Ver- 
kehrtheit ist,  solange  der  singulare  Grund  de3  Monopolschuzes 
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nicht  auch  die  Comnhitioii  fordert;  der  Monopolschoz  isi  ein  re- 
strictiv,  nicbl  ein  extensiv  anzuwendendes  Prinzip.  Nor  die  An- 
erkennung einer  proprüU  ariistiqme,  wie  sie  den  Beschlässen 
des  Brüsseler  Kongresses  von  1858  in  diesem  Stück  zu  Grunde 
liegt  %  würde  die  Folgerungen,  wie  sie  Kuhns,  Richter  and 
Andere  ziehen,  als' begründet  erscheinen  lassen. 

2)  Die  Reproduktion  in  der  Industrie  und  der  Absaz  der 
Beprodukte  ist  schon  technisch  eine  Aulorthitigkeit. 

Bedarf  diese  AutorthAtigkeit  sdbst  den  Monopolschoz  etiea 
so  wenig,  als  die  industriell  commerzielle  Autorthfitjgkeit  im  All- 
gemeinen ihn  bedarf,  so  ist  sie  doch  selbstständige  Reproduktion, 
welche  daher  nach  den  für  die  Utierarische  Reproduktion  selbst 
anerkannten  Grundsftzen  erlaubt  sein  muss.  Oder  wihre  etwa  die 
Uebcrtragung  eines  Bildes  auf  den  Jacquardstuhl  eines  Seidewebers, 
die  Uebertragung  eines  öffentlichen  Monumentes  in  den  Aufsas 
einer  Standuhr  nicht  eine  wirkliche  Autorthätigkeit  und  eine  solche, 
welche  vermöge  der  im  Autormonopol  stattfindenden  Abfindung  zu 
Gunsten  der  BUdungspropaganda  gestattet  sein  muss!  Nicht  erst 
die  Darstellung  der  Kunstform  in  dem  Nuz|ut  selbst,  sondern  schon 
die  Herstellung  derselben  zum  Muster  für  das  Nuzgut  durch 
Dessiniren,  MadeiUren  u.  s.  w.  begründet  eine  selbststindige  Autor- 
schaft; Original  und  Muster  sind  keineswegs  identisch.  Wer  von 
industrieller  Musterproduklion,  ihrem  künstlerischen  Charakter,  ihren 
Kosten  u.  s.  w.  irgend  Etwas  weiss,  wird  diess  zugeben. 

Nach  den  im  positiven  Recht  massgebenden  Prinzipien  der 
erlaubten  L  i  1 1  e  r  tt  r  -  Reproduktion  ist  hienach  eine  mindestens 
eben  so  liberale  Behandlung  der  Kunstreproduktion  in  der  nüz- 
liehen  Industrie  gerechtfertigt,  um  so  mehr,  als  die  Kunstprodukte 
mehrere,  die  Litteraturprodukte  nur  Eine  Verwerthungsart  be» 
sizen. 

3)  Nach  unserer  Theorie  kommt  entscheidend  mit  in  Be- 
tracht, dass  die  reproducirende  Kunstindustrie  auch  comm  er- 
zielte Urheberin  eines  ganz  anderen  Absazgebietes  wird,  wei- 
ches den  rein  artistischen  Markt  des  Originals  nicht  oder  nicht 
wesentlich  verkümmert. 


1)  Romberg,  L  c.  p.  177  f. 
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Dabei  wird  die  KansUttdustrie  Trägerin  der  flslhetischeo  Bil* 
duAgspropagaiida,  jenes  Ideencomrounismui,  welcher  durch  6u 
Originalmonopol  nU  der  distributiven  Gerechtigkeit  gegen  den 
Autor  sehen  abgefunden  ist. 

Gmndsdzlich  führt  unsere  Theorie  zu  d^n  Brfebniss,  dass 
jede  Nachbildung  in  anderen  Verfahren  als  erlauble  Reproduktion 
behandelt  werde,  so  weit  nicht  der  Absns  der  Nachbikfanigen 
durch  den  ariistischan  Gleicfawertb  in  den  eigensten  Absazkreis 
des  Vorbüdes  eingreift.  Dieser  Gmedsae  mag  legislativ  sdiwer 
zu  formuilren  und  gerichtlich  inicht  leicht  anzuwenden  sein* 

Man  kann  daher  untersuchen,  ob  nicht  praktisch  der  blosse 
Scbaz  jedes  Vorbildes  gegen  Nachbildung  je  in 
demselben  Kunstverfahren  obigen  Gnuidsaz  ungefähr 
verwirklichen  würde;  dass  der  gerichtlichen  Entscheidung  hin- 
durch ein  viel  sichererer  Boden  gegeben  wäre,  ist  unzweifelhaft 
Würde  die  Gestattung  der  Beproduktion  nur  bei  einzefaien  der 
möglichen  abweichenden  Verfahren,  würde  z.  B.  die  Erlaubniss 
der  Reproduktion  von  Kupferstichen  durch  Photographie,  den  an 
die  Spize  gestellten  Grundsaz  wesentlich  beeinträchtigen,  so  könnte 
man  die  Reproduktion  dur(;h  diese  Verfahren  ausnahmsweise  von 
der  erlaubten  Reproduktion  ausschliessen,  obwohl  wir  vermnthen 
möchten,  dass  diese  Ausnahme  im  Lichte  einer  genaueren  Unter- 
suchung sich  ebenfalls  als  überflüssig  darstellen  würde.  Im  übrigen 
mögen  hier  die  artistischen  Sachverständigen,  zu  welchen  wir 
nicht  gehören,  die  technischen  Anhaltspunkte  für  die  beste  gesez- 
geberi^ohe  Ausgestaltung  de«  leitenden  Grundsazes  an  die  Hand 
geben.    Nur  den  lezteren  selbst  betonen  wir  hier. 

Bei  so  guten  Gründen  ftlr  liberal  erlaubte  Reproduktion,  ins- 
besondere für  »kunstindustrielle''  Reproduktion  sollte  man  sich  zwei- 
mal besinnen,  bevor  man  die  leztere  »frechsten,  von  den  Gesez- 
gebungen  ernährten  und  erzogenen  Missbrauch*  ^)  nennt  Wir 
glanben  gerne ,  dass  den  Künstlern  der  »Schpz  gegen  Industrie 
und  Gewerbe  am  erwünschtesten"* ,  weil  am  lucrativsten  ist,  und 
begreifen  es,  dass  Schriftsteller,  welche  in  Künstlerkreisen  stehen. 


1)  Richter,  1.  c.  110 
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wie  Richter^)  und  Kuhns,  die  konstindiistrielle  ReprodnktioQ 
gefesseil  halten  wollen.    Allein  dieselben  Grandsfize,  am  deren 
willen  z.  B.  aach  Richter  die  Litterärreproduktion  liberal  ra- 
Iftsst,  gelten  auch  für  die  rein  artistische  und  in  höherem  Grade 
für  die  kanstindastrielle  Reproduktion.    Das  unbegrenzte  Monopol 
ist  freilich  den  Bevorzugten  immer  erwünscht.    Allein  nicht  das 
Privatinteresse,  sondern  die  distributive  Gerechtigkeit  im  Mass  der 
normalen  socialökonomischen  Vergeltungsfunktionen  hat  über  die 
ausnahmsweise  Zulttssigkeit  und  über  die  Ausdehnung  eines  Mono- 
pols zu  entscheiden.    Lezteres  zu  weit  zu  bemessen,  wäre  kaam 
irgendwo  so  bedenklich,  wie  hier,  weil  die  nüzliche  Kunst  die 
Hauptgrundlage  der  ästhetischen  Massenbildung  ist    Richter 's 
Scfalussapostrophe  an  die  Gesezgebung  ist  noch  lange  nicht  die 
Stimme  der  ganzen  »Wissenschafl".    Die  leztere  ist  noch  weit 
entfernt,  die  Theorie  des  Kunstschuzes   mit  den  Worten  dieser 
Richter'schen  Apostrophe  also  zu  schliessen :  „Die  gesezgebenden 
„Gewalten  sollten  ihre  Augen  öffnen  für  die  Resultate  der  Wissen- 
„Schaft,  um  mit  ihnen   gleichen  Schritt  zu  halten  und  nicht  in 
„Selbstgefälligkeit  und  Eigendünkel  glauben,  es  genüge  dem  Leben, 
„wenn  eine  hochweise   Kommission   für  die  Gesezgebung  sich 
„selbst,  aber  auch  nur  sich  selbst  genüge.^^    Wir  wenigstens 
haben  in   den  Erzeugnissen  der  Autorrechts -Gesezgebung 
durchgehends  weit  weniger  Selbstgefälligkeit  und  Eigendünkel  und 
weit  mehr  Sinn  und  Takt  für  verständige  Versöhnung  der  con- 
currirenden  Interessen  der  Gesammtheit  gefunden,  als  in  vielen 
Theorieen  der  Wissenschaft.    Wir  sprechen  hiemit  nur  die- 
selbe Wahrnehmung  aus,  mit  welcher  Renouard  sein  Werk 
schliesst  und  Romberg  semen  Bericht  über  den  Brüsseler  Kon- 
gross  einleitet. 

Nicht  blos  durch  die  Gesezgebung  wurde  früher,  sondern 
auch  von  der  Buchhändlerwelt  wird  jezt  unserem  Standpunkt  und 
seinen  Konsequenzen  eine  Bestätigung  zu  Theil.  Nach  Schür- 
mann erklärte  der  Jahresbericht  des  Börsenvereins  von  1859: 
„Der  Zeitpunkt  scheint  gekommen,  in  dem  das  Verlangen 
nach  Autotschuz  das  rechte  Mass  zu  überschreiten 


2)  1.  c  s.  111  ff. 
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anfängt.  Hat  der  Börsen  verein  bisher  seine  Kraft  aofge  wendet, 
um  die  Preibeoterei  des  Nachdrucks  zu  verfolgen,  so  wird  es  von 
jezt  an  seine  Aufgabe  sein,  den  offenen  und  verdeckten  Bestre- 
bungen der  Monopolisten  entgegenzutreten/^ 


xn. 

Der  Patentschuz  ^). 

Auch  der  Patentschuz  erweist  sich  —  seine  Berechtigung 
vorlttufig  vorausgesezt  —  als  eine  künstliche  Prämienfunction,  als 
eine  kfinstliche  Stttrkung  der  Brfinderrente  durch  zeitweilige  Ver- 
leihung eines  ausschliessenden  Absazkreises.  Br  fällt  in  den 
Kreis  der  in  gegenwärtiger  Schrift  erörterten  »ausschliessenden 
Absazverhältnisse/  Wäre  überhaupt  das  Patentinstitut  gerechtfer- 
tigt, so  könnte  es  nur  als  ausserordentliche  Bemuneration  einer 
besonderen  Leistung,  welche  ins  Gemeingut  überzugehen  bestimmt 
ist,  also  im  Sinne  der  Prämissen  unserer  Theorie  vertheidigt 
werden. 

Die  Vertheidigung  des  Patentinstitutes  ist  denn  auch  immer 
ungefähr  in  diesem  Sinne,  neuerer  Zeit  von  Wolowski  und 
Benouard  gegen  M.  Chevalier  vor  der  französischen  Aka- 
demie, geiläbrt  worden*).  Wolowski  hat  die  Veröffentlichung 
der  Erfindung  förmlich  als  Gegengabe  bezeichnet,  welche  vom 
Publikum  für  den  im  Privileg  des  Erfinders  liegenden  Ablösungs- 
schilling beansprucht  werden  könne  und  solle. 

1)  Zar  neueren  Litteralur  Aber  diesen  Gegenstand  rergl.  Tüb. 
Ztschr.  1864,  S.  548  ff.  —  Compte  rcnda  de  l'acad.  des  science  mor.  et  pol., 
herausgegeben  von  Vergö  (Discussion  von  1863  zwischen  Mich.  Che- 
valier, Wolowski,  Ronouard  u.  A.). —  Renouard's  Specialwerk 
aber  Patentwesen,  {Trmte  d$s  krwtU  ä^inve»tUm)y  war  uns  nur  in  der 
ersten  Auflage  (1825)  anginglich ;  seit  1825  ist  eine  3.  Auflage  erschienen. 
—  Rübmenswerth  ist  auch  an  diesem  ilteren  Werke  Renouards  neben 
klarer  und  scharfer  DurchfAhrung  der  einzelnen  Theile  des  Rechtsinstitutes 
die  principielle  Begründung  des  Patentwesens.  Das  ewige  Gedankenei- 
gemhum  ist  sehen  hier  trefflich  widerlegt  (p.  35  ff).  —  Bizer,  Vor- 
•chlige  für  ein  deutfches  Patentgesez  1864. 
2)  S.  Vergö,  compte  renda. 


Digitized  by 


Google 


452  !><•  MMcklietstfndMi  ^VerhiltidaM«. 

So  sehr  sich  aber  der  Patentschoz  durch  ARwendimg  mserer 
Rententheorie  erklären  lassen  wfirde,  so  ist  doch  zu  fragen, 
ob  flir  die  Prftmiimng  der  Erfinder  die  aosserord^iüichen  Vorai»- 
sezungen  einer  kOnstlich  monopolisUsche«  Stirkong  der 
gebührenden  freien  socialökonoinischen  Vergeltung  wirklich  zu- 
treffen.  Wir  möchten  diess  verneinen.  Zwar  sind  wir  schQchtem, 
Mangels  ganz  specieller  prakHischer  Erfahrungen  eine  gans 
bestimmte  Meinung  auszusprechen.  Allein  ein  sehr  ansehnlicher 
Theil  praktisch  erfahrener  Sachverständiger  verneint  jene  Frage, 
wie  wir  sehen  werden,  wenn  gWieh  in  edeclisch  utilitarischer 
Beweisführung. 

Vom  Standpunkt  eines  indusCriell-getstigen  Eigenthnns  — 
Erfinder  sind  lediglich  industrielle  »Autoren*  —  gelangen  vieie 
Franzosen  dazu,  auch  den  Erfindungsschoz  ab  ein  Naturrecht 
des  Erfinders  anzusehen  und  sogar  ein  ewiges  Erfindungsredil 
zu  verlangen  ^).  Die  unten  folgenden  Erörterungen  werden  dar- 
thun,  dass  f&r  Erfindungen,  weil  sie  selbst  deqenigen  bestinmleii 
individuellen  Gepräges  ermangeln,  welches  litterarisch^artistische 
Erzeugnisse  an  sich  tragen,  die  bereits  beseitigte  Theorie  eines 
geistigen  Eigenthums  vollends  unanwendbar  ist.  Vom  Standpunkt 
dieser  Theorie  selbst  ist 'also  der  Patentschoz  nicht  zu  reditfertigen, 
jedenfalls  viel  weniger  als  der  litterariseh  -  artistisch  AntorsdHui. 
Uebrigens  handelt  es  sich  aucJi  beim  Patentschuz  nicht  um  ein 
Eigenthumsrecht,  sondern  um  ein  restrictiv  eiazurftumendes  exdii- 
sives  Absazrecht  '). 

Unter  Herbeiziehung  der  Analogie  des  litterarisoiHaftistischen 
Autorrechtes  hat  neuerdings  Bizer,  in  Vertretung  eines  gemeinen 
deutschen  Patentgesezesentwurfes ,  das  Recht  des  Erfinders  an 
seiner  Erfindung  als  eine  in  der  natürlichen  Erwerbssphäre  des 
ersteren  gelegene  Befugniss  zur  ausschliesslichen  ökonomischen 
Ideenverwerthung  dargestellt.  Dieser  Auflbssung  gegenüber  trifft 
Hack*)  schon  darin  das  Richtige,  dass  er  das  Patentrecht  nicht 

1)  S.  Verg^  an  Terach.  Stellen. 

2)  Die  schon  erörlerten  allgemeinen  Grflnde  gegen  die  Theorie  dea 
geistigen  Eigenthnmi  finden  fich  gegen  die  frapriMi  industrieU»  knra  mnt* 
geführt  bei  Pr in ce  Smith  (toHliw.  V.-J.-Sokr.  UI,  153  ff^ 


3)  Tab.  Ztschr.,  1867,  1.  Heft. 
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als  ein  normales,  sondern  als  an  ausnafamsweises  Recht  cbarak- 
terisirt.  Es  ist,  wie  das  Autorrecht,  eine  restrictiv  aniu- 
wendendc  Ktinsthilfe  der  distributiven  Gerechtigkeik 

Das  Patentrecht  ist  daher  auch  nicht  damit  zu  rechtfertigen, 
dass  man  sagt  ^) :  es  stehe  jedem  Erfinder  frei,  es  nicht  zu  be- 
nuzen. Sind  es  viele  und  gerade  bedeutende  Erfinder,  welche 
das  Institut  nicht  bennzen ,  dartn  Utost  sich  auf  seine  Entbehr- 
lichkeit schliessen,  und  trifft  diese  zu,  so  ist  die  Abschaffung 
desselben  als  eines  Monopols  begründet. 

Ein  »Naturrechf  auf  »ausschliessliche''*  ökonomische  Ausbeu- 
tung eines  an  sich  der  ausschliesslidien  Aneignung  entzogenen 
und  für  Mehrere  zugleich  entdeckbaren  technischen  Gedankens 
kann  es  schlechterdings  nicht  geben.  Die  ausschliessende  Kund- 
schaft, welche  der  Staat  dufch  Monopoischoz  ermdglicht,  kann 
erst  durch  den  Nachweis  Berechtigung  erlangen,  dass  im  freien 
Verkehr  die  Ausbeutung  des  Gedankens  nicht  auf  das  der  ge- 
wöhnlichen socialökonomischen  Lohn-  und  Rentenvergeltung  ent- 
sprechende Einkommen  gelange.  Diesen  Nachweis  führt  auch 
Bizer  nicht,  sondern  postulirt  ohne  Weiteres,  dass  das  Mono- 
pol die  »natürliche**  Vergeltung  gebe,  also  eigentlich  nicht  Mono- 
pol sei  (S.  129).  Diess  aber  wäre  eben  ^  beweisen.  Ebenso 
wenig  führen  diesen  Beweis  Wolowski  und  Renouard  in 
ihren  sonst  geistvollen  Bemerkungen  ')  mit  der  Behauptung,  dass 
der  Erfinder  der  Gesellschaft  einen  Dienst  erweise  und  hiefür 
mit  temporärem  Monopol  zu  bezahlen  sei.  Einen  Dienst  erweist 
auch  der  Kornspekubut,  und  wird,  spekulirt  er  anders  gut,  sehr 
reichlich  bezahlt  ohne  Monopolschuz.  Die  Frage  ist  eben ,  ob 
für  Erfindungen  die  distributive  Gerechtigkeit  gegen  den  indu- 
striellen Autor  der  Erfindung  überwiegend  nur  durch  das  Patent- 
monopol BeFriedigung  finde  oder  nicht.  Diess  weisen  Renouard 
und  Wolowski  nicht  nach. 

Wird  ohne  Patentmonopol  das  Erfinderverdienst  schon  durch 
den  freien  Verkehr  vergolten,  so  müsste  man  einen  Ausdruck 
Renouard's  gegen  Renouard   selbst  wenden:    „Enfre  rinven- 


1)  Wolowiki  in  VergiS'i  Abdruck,  45. 

2)  Vergö's  Abdruck  der  Yerhandi  der  frans.  Acad.  (1863)  pag.  16  n. 
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teur  et  la  sociM  c'est  un  marchi,  mais  ce  n*est  pa$  um 
marchS  de  dupe$.^ 

Ebensowenig  freilich  wird  von  Michel  Chevalier,  dem 
Gegner  des  Patentschoze's^  die  Beweisführung  auf  diesen  ent- 
scheidenden Punkt  concentrirt.  Wenn  derselbe  betont,  dass  häufig 
nicht  der  wirkliche  Erfinder  den  Patentvortheil  beziehe,  dass 
»Drohnen  den  Fleiss  der  Arbeitsbienen  geniessen,"  so  kommt  diess 
auch  in  der  Verlagsinduslrie  vor,  in  welcher  der  Verleger  dem 
Aulor,  das  Kapital  der  Arbeit,  oft  den  Löwentheil  vorwegnimmt. 
Wenn  Michel  Chevalier  von  einem  Patentschmuggel  in  Frank- 
reich spricht,  indem  gewisse  Leute,  wahre  »Patenljöger*  nach 
M.  Chevalier,  sich  ein  Geschäft  daraus  machen,  die  auf  dem  Mi- 
nisterium zur  Einsicht  offen  liegenden  Patentbeschreibungen  ein- 
zusehen und  unter  kleinen  Aendeninjfen  die  erste  Erfindung  durch 
neues  Patent  auszustehlen ,  so  spricht  diess  noch  nicht  gegen 
den  Patentschuz  an  sich,  sondern  nur  gegen  die  Veröffentlichung 
der  Patentbeschreibung  beim  französischen  System  des  Anmelde- 
verfahrens ^).  Auch  wäre  die  Nachweisung  der  Nachtheile  eines 
Patentes  fflr  die  Gesammtheit  noch  kein  Grund  gegen  den  Pa- 
tentschuz, sofeme  nicht  nachgewiesen  ist,  dass  entweder  die  na- 
türliche Vergeltung  durch  Ausbeutung  im  freien  Verkehr  ohne 
Monopol  genüge  oder  dass  eine  andere  künstliche  Vergeltungs- 
weise die  bessere  sei;  denn  nach  den  Grundsäzen  der  distribu- 
tiven Gerechtigkeit  darf  der  industrielle  so  wenig  als  der  littera- 
risch-arlistische  Autor  dem  gemeinen  Nuzen  geopfert  werden*); 
diese  Aufopferung  könnte  sogar  durch  Schwächung  des  Erfipdungs- 


1J  Das  Verfahren  bei  Ertheilang  der  Patenle  ist  wesentlich  dar- 
nach unterschieden,  ob  demselben  eine  vorg&ngige  Prüfung  über  Neuheit 
und  EigenthüRiIichkeit  der  Erfindung  yorausgeht,  oder  nur  eine  Prüfung 
darüber  stattfindet,  ob  das  Patentgesach  den  aufgestellten  formellen  Erfor- 
dernissen entspricht.  Das  erstere,  sogen.  Vorprfifungsverfahren,  ist  in  der 
Mehrzahl  der  deutschen  Gesezgebungen  festgehalten,  auch  besteht  es  in 
Nordamerika;  das  leztere,  sogen.  Anmeldeverfahren  gilt  z.  B.  in  Belgien, 
Oesterreich,  Frankreich  und  England. 

2)  Etwas  einseitig  erklärt  nach  Prince-Smith  in  seiner  im  Re- 
sultat mit  uns  übereinstimmenden  Abhandlnng  „den  Gemeinnuien  als  be- 
stimmendes Prineip  des  Eigenthnmaichiiaes." 
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geistes  zq  einem  positiven  Ntfchtbeil  für  das  Gemeinwesen  werden, 
also  sich  selbst  wieder  negiren. 

Auch  die  von  den  erfahrensten  Gerichtspraktikern  ausge- 
sprochenen Bedenken  gegen  den  Patentschuz  —  besonders  nach- 
drücklich gegen  das  englisch-französische  Anmeldeverfahren  er- 
hoben —  würden  für  sich  noch  nicht  gegen  den  Autorschuz 
entscheiden,  sie  würden  sich  sogar  durch  Einführung  des  deutsch- 
particularrechtlichen,  sowie  amerikanischen  Vorprüfungsverfahrens 
grossentheils  vermeiden  lassen ;  deiin  lezteres  gestattet,  den  Hiss- 
brauch des  Patentes  zu  Täuschungen  des  Publikums  und  zu  blosser 
Etikettengewinnung  ^)  zu  verhindern,  Bagatellen  abzuweisen,  ohne 
dass  desshalb  armen  und  verdienteren  Erfindern  der  Mühlstein 
drückend  hoher  Patentgebühren  an  den  Hals  gehängt  würde  '). 
Das  Vorprüfungsverfahren  schneidet  als  Prdventivverfahren  den 
Prozess  über  Neuheit  und  Priorität  ab  und  gestattet  die  Schuz- 
frist  zu  nuanciren.  Diese  Vorzüge  des  .Voruntersuchungsverfah- 
rens, welchen  freilich  ebenfolls  Schattenseiten  gegenüberstehen, 
würden  immerhin  den  vom  Standpunkt  der  englisch-französischen 
Gerichtserfalirung  hervorgetretenen  Beschwerden  gegen  das  Pa- 
tentwesen bedeutende  Abhilfe  bringen,  ohne  dass  der  Patent- 
schuz  grundsizlich  verlassen  zu  werden  brauchte;  hat  doch  fast 
im  selben  Augenblick  (1864)  Bright  in  England  für  das  Vor- 
prüfungsverfahren  plaidirt,  als  die  Bundespatentkommission  unter 
dem  Widerspruch  Preussens  das  bisher  particularrechtllche  Vor- 
prüfungsverfahren durch  ein  gemeinrechtliches  Anmeldeverfahren 
ersezen  wollte! 

Grundsdzlich  dagegen  wird  der  Patentschuz  beseitigt, 
wofm'ne  es  gelingt,  aus  den  Verkehrsbedingungen  der  Erfindungs- 
ausbeutung selbst  nachzuweisen,  dass  ein  künstliches  Surrogat 
der  Lohn-  und  Rentenfunktion  in  der  überwiegenden  Anzahl  der 
Fälle  zur  Befriedigung  der  distributiven  Gerechtigkeit  nicht  nö- 
thig  ist.  Diess  aber  glauben  wir  im  Folgenden  nachweisen  zu 
können. 


•  1)  Diesen  Patentmistbraach  beklagt  der  erfahrene  Renoaard  (Verg^ 
p.  88).  —  In  Frankreich  wnrden  1791-1844  durchschnittlich  326  Patente 
iaa^Jabr  genommen,  1844  schon  3833,  1857  6000,  meist  zur  Reclame. 
2)  Ueber  die  Taxen  s.  Hack,  1.  cit. 
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Zwei  Fragen  sind  es,  auf  welche  bei  diesem  Nachweis  das 
Auge  gerichtet  sein  muss: 

1)  Ist  das  Eintreten  der  die  Erfindung  repräsentirenden 
Produkte  in  den  freien  ungeschüsten  Verkehr  ein  solches,  dass 
die  Konkurrenten  sofort  oder  unter  geringeren  Kosten  nach- 
ahmen, und  dass  dem  Autor,  Erfinder  genannt,  die  gebübr^de 
Kostenvergütung,  ein  verdientes  Lohn-,  Gewinn-  und  Rentenein- 
kommen  im  Masse  der  Distributivergeboisse  des  gewöhnlichen 
freien  Verkehrs,  entgeht? 

2)  Ist  das  EifuMien  für  die  Regel  ein  individuelle 
Autorschaft  und  Autork>hn  begründendes  Verdienst,  so  dass 
bei  etwaiger  durchschniltlich  konser  Vergeltung  innerhalb  des  freien 
Verkehrs  das  Surrogat  eines  künstlich  gestalteten  Absasgebietes 
in  die  Lücke  treten  müsste? 

Zu  1  :  Es  springt  sogleich  in  die  Aogen,  dass  die  V^gel- 
tung  der  Autorarbeit  d^s  Erfindens  an  den  Kosten  der  die  Er- 
findung verwirklichenden  einzelnen  Produkte  regelmässig  einea 
viel  geringeren  Antheil  hat,  als  die  Arbeit  litterarisch-artistischer 
Autoren.  Schon  Juristen,  wie  Jolly  und  Hamm,  haben  diess 
bemerkt;  Harum  z.  B.  sagt:  »Das  industrielle  Produkt  gründet 
seinen  Werth  häufig  zum  grössten  Theil  auf  den  verarbei- 
teten Stoff  und  die  dem  einzelnen  Produkte  gewid- 
mete Arbeit  und  nur  zum  geringeren  Theile  auf  die  Erfindung, 
während  die  Exemplare  eines  litterariscben  Werkes  ihren  Werth 
fast  ausschliesslich  (?)  der  Arbeit  des  Verfassers  verdanken*  ^). 

Die  soeben  gemachte  Bemerkung  dürfte  wenigstens  Ten 
neunzehn  Zwanzigtheilen  aller  in  den  Patentregistern  laufenden 
Erfindungen  gelten.  Die  Autorarbeit  von  sokhen  Erfindern, 
welche  ihr  ganzes  Leben  und  Vermögen  einsezen,  ist  durch  Mo- 
nopol so  wenig  zu  vergelten,  als  diejenige  eines  in  seiner  Wis- 
senschaft sich  konsnmirenden  Gelehrten  oder  Reisenden.  Ein 
Patentschnz,  welcher   an  dieser  kleinen  Klasse  wahrer  Ent- 


1)  Die  dstr.  Prefs-G.G.  S.  62.  —  nDasi  die  Kosten  eines  Baches  „fMt 
aostchliessUcb''  von  der  Autorbeiahlnng  herrühren,  ist  nicht  richtig.  Der 
Seierlohn  verschlingt  einen  grossen  Theil  der  Koslen;  wesentlich  tack 
mit  Racksicht  anf  das  Niohtsteigon  der  5«skosten  bei  grosser  Auflag« 
sinkt  der  Preis  des  Exemplars   bei  starker  laflage. 


Digitized  by 


Google 


Die  ftiiMoUics86Dd«ii  „VerhiltaiMe^.  457 

decker  seineii  MasfiMab  nebmen  wollte,  wftrde  noch  mebr  Mittel- 
mfissigkeilen  auf  die  Bahn  des  Erfinderroins  verlocken. 

Die  Erfindungen  sind  aber  auch  nicht  so  unmittelbar  nach- 
ahmbar, wie  Exemplare  eines  dnmal  verOffentlicfcten  Buches. 
Ein  80  schlagfertiger  Naehahmnngsapparai,  wie  den  Nachdruckem, 
sieht  den  Nachahmern  iadostrieller  Erfindungen  regelmüssig  nicht 
zu  Gebot.  Es  bedarf  erst  Experimente,  Proben,  Einschulung  der 
eigenen  Arbeiter  öder  Atiwerbung  von  Arbeitern  aus  der  Werk- 
sUtte  des  Erfinden ;  AUes  diess  gewährt  dem  Erfinder  eine  desto 
zoreicbendere  freie  Vorhand  der  Ausbeutung,  je  geringfügiger 
im  Einzelnen  die  Erfindungen  mnd. 

In  AUgeaaeinen  darf  «ngenoramen  werden,  dass  neue  Produkte 
der  chemischen  Industrie  anf  längere  Zeit  der  Nachahmung  ent- 
zogen werden  können.  Aber  auch  nicht  alle  Erzeugnisse  der 
Mechanik  sind  sofort  nachabmbar,  wenigstens  nicht  zu  denselben 
Kosten  nachahmbar;  das  mechanische  Verfahren,  die  Werkzeuge 
müssen  erst  gefunden  sein. 

Das  Geheimniss  der  Erfindnng,  sagt  man  freilich  ^),  soll 
gerade  durch  das  Patent  nach  kurzer  Uebergangszeit  bevorzugter 
Ausbeutung  ins  Gemeingut  erheben  werden.  Nur  bei  genauer 
Patentbesehreibiü^  sei  ein  Patent  zu  ertheiloa,  und  diese  Be- 
sehreibung entweder  sofort  oder  nach  Ablauf  der  PatentCrist  zn 
veröffentlidien;  nur  Mangels  der  Patente  bleiben  Erfindungen 
dauernd  geheim  oder  gehen  sie  mit  dem  Tode  des  Erfinders 
ganz  verloren.  Wirklich  haben  die  meisten  Patentgesezgebungen 
die  Publicität  der  Patentbes<Areibang  zur  Voraussezung  oder  zur 
Folge. 

Indessen  wird  dar  Zweck  der  Ablösung  bedeutender 
Erfindungen  doch  nur  sehr  unvollständig  erreicht.^  Für  sie  nimmt 
der  industrielle  Autor  entweder  gar  kein  Patent,  wie  es  Krupp 
m  Essen  zum  Verdruss  der  ganzen  Welt,  aber  unter  Gewinn 
von  Millionen  an  seinem  Gussstahl,  gelhan  hat.  Oder  aber  wird 
die  Erfindung  sehr  ungenau  beschrieben,  theils  um  troz  offizieller 

t)  DI08S  ut  das  Haaptarfiment  uch  im  Gatachten  der  Berliner  Kauf* 
■MRiDtältetteii,  welches  1863  fOr  Beibehaltung  des  Patentschases  sich  aus- 
sprach und  VereffentUchang  der  Erfindung  unaiittelbar  nach  4er  Patenter« 
theilnng  verlangte. 
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Poblicitttt  doch  Ihatsftchlich  das  Geheimmss  z«  bewahren,  theUs 
um  ein  möglichst  breites  Gebiet  des  Monopols  gegen  die  *Ter- 
bessernde  Reproduktion  zu  gewinnen.  »Meiner  Ansicht  nach  — 
sagte  Bright  1864  in  einer  öffentlichen  Rede  über  das  eng- 
lische Patentwesen  —  ist  das  gegenwärtige  System  der  Eingabe 
von  Spezifikationen  ein  System,  das  dem  Betrug  Thttr  und  Thor 
öffnet.  Man  bemüht  sich ,  seine  Erfindung  viel  mehr  zu  ver- 
heimlichen, als  offen  darzdegen,  und  die  Passung  ist  so  anbe- 
stimmt, dass  wenn  ein  Konflikt  mit  einem  Anderen,  der  das  Pa- 
tent beeinträchtigt  hat,  entsteht,  jener  nicht  zu  sagen  wagt,  was 
er  in  Anspruch  nimmt,  und  sein  Rechtsbeistand  Tage  lang  kimpfk, 
um  nicht  sagen  zu  müssen ,  was  der  Erfinder  beansprucht ,  und 
was  er  erfunden  hat,  und  wenn  es  heisst:  »das  ist  alt*,  er  da- 
gegen sagt:^das  beanspruche  ich  nicht*,  dass  dagegen,  wenn 
nicht  bewiesen  worden,  dass  es  alt  ist,  er  dann  zu  sagen  pflegt : 
»das  ist  es  gerade,  was  ich  in  Anspruch  nehme.*  So  geräth 
man  in  ein  Labyrinth  von  Schwierigkeiten  und  kann  Jahre  lang 
fortprozessiren,  wobei  es  schwer  bleibt^  zu  sagen,  ob  der  Pro- 
zessirende  seinem  Ruin  näher  ist,  wenn  er  seinen  Prozess  ver- 
loren, als  wenn  er  ihn  gewonnen  hat* 

Das  Geheimniss  wird  also  sehr  häufig  durch  das  Patent 
nicht  zum  Gemeingut  entschleiert.  Anderseits  wirkt  die  specielfe 
Controle  konkurrirender  Geschäfte  untereinander  wirksamer  fbr 
Verbreitung  der  Erfindungen,  als  die  Folianten  der  Patenlbebörden. 
Bei  publicistischen  Schöpfungen  ist  das  Gegentheil  der  Fall ;  hier 
liegt  die  Verwerthung  in  der  vollen  und  allgemeinen  geistigeo 
Aneignung  durch  das  Publikum.  Auch  hienach  darf  nicht  schon 
aus  der  Berechtigung  des  Nachdrucksschuzes  auch  auf  diejenige 
des  Patentschuzes  geschlossen  werden. 

Noch  weitere  Momente  sprechen  darür,  dass  die  Erfindung 
schon  im  freien  Verkehr  leichter  auszubeuten  ist,  als  die  Schrift- 
und  Kunstscböpfung. 

Die  lohnendsten  Erfindungen  werden  in  den  Werkstätten 
selbst  durch  die  Unternehmer  oder  hervorragende  Techniker  und 
Arbeiter  gemacht.  Ihr  rentabler  Vertrieb  zu  Gunsten  des  Aa- 
tors,  auch  ohne  Monopol,  ist  —  theils  durch  gute  Bezahlung  und 
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Tantiömebetheiligang  schöpferischer  Arbeiter,  theils  durch  Benu- 
zung  eines  schon  gegebenen  Kundenltreises ,  iheils  durch  Benu- 
znng  des  Kredites  bei  dem  tüchtigen  Technikern  näherstehenden 
Kapital  —  viel  mehr  gesichert,  als  diess  bei  der  gegebenen 
Stellung  geschäftlich  unfähiger  und  isolirter  Autoren  gegenüber 
dem  Verlagskapital  der  Fall  ist 

Zu  2:  Die  technische  Erfindung  ist  —  verglichen  mit  litte- 
rarisch-artistischen Werken  —  weit  weniger  Individualpro- 
dukt  und  daher  gegen  die  weiterbildende  Reproduk- 
tion theils  weit  schwieriger  abzugrenzen,  theils  des  Honopol- 
schuzes  weniger  würdig. 

Obwohl  kein  Autorgenie  nur  aus  sich  selbst  schöpft,  obwohl 
m  Grunde  alle  grossen  Schriftsteller  und  Künstler  aus  dem  über- 
lieferten geistigen  Gemeinfonds  und  von  dem  ganzen  geistigen 
Fluidum  ihrer  Zeit  gespeist  sind,  so  macht  doch  Niemand  drei 
Hexameter,  genau  wie  Homer,  ein  Gedicht  wie  Göthe,  oder  ein 
Gemälde  wie  Rafael.  Die  technische  Erfindung  schöpft  in  Ein- 
zelnanwendungen mehr  aus  dem  Fonds  allgemeiner  Erfiahrungen 
und  wissenschaftlicher  Entdeckungen,  welche  in  Büchern  und 
Journalen  überallhin  verbreitet  werden.  Eine  Anwendung  reiht 
sich  unaufhörlich  an  die  andore.  »Die  Journale  aller  Länder 
sind  von  Projekten,  neuen  Gedanken,  wissenschaftlichen  Ent- 
deckungen voll,  welche  oft  sehr  leicht  zu  neuem  Verfahren  hin- 
leiten. Der  Geist  der  Menschheit  ist  hierin  wie  ein  Eruptions- 
Vulkan*  ^).  Ueberall  kann  die  neue  Entdeckung  ausbrechen  und 
sehr  schwer  wird  häufig  die  Feststellung  der  Priorität  Die  That 
des  Einzelnen  ist  auch  meist  so  gering,  dass  er  vollständig  be- 
zahlt wird  durch  die  vorübergehende  Priorität  Viele  zusammen 
münzen  die  grossen  Entdeckungen  der  anderweitig  zu  ehrenden 
und  zu  bezahlenden  Wissenschaft  aus. 

So  ist  es  denn  in  den  allermeisten  bisherigen  Patentfällen 
nicht  gerechtfertigt,  die  Gunst  des  freien  Marktes  durbh  Monopole 
zu  verstärken.  Mit  gleichem  Rechte  könnte  der  Kaufmann^  wel- 
cher eine  neue  Bezugs-  oder  Absazquelle  in  Anwendung  allge- 
mein wissenschaftlicher  Grundsäze  und  Forschungen  entdeckt  hat, 


1)  M.  ChcTtlier  bei  Verg^,  p.  26. 
ZeHschr.  f.  Stoatsw.  1867.    lU.  Hea  30 
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ein  Patent  beanspruchen.  Die  kommercielle  Neiierang  könnte, 
wie  die  industrielle,  Honopolschus  veriangen  ^).  Und  wie  die 
grösste  Störang  der  Verbreitung  des  Fortsobritts,  so  ist  das  Ter- 
besserungspatent  die  grösste  Ungerechtigkeit  gegen  alle  vonras- 
gebenden  Erfinder  und  Verbesserer.  Das  kleinste  weitere  Ver- 
dienst kann  die  Früchte  der  bahnbrechenden  Technik  ziehen  and 
—  monopolisiren !  Entdeckungen  der  Wissenschaft  fQr  das  Publi- 
kum können  durch  Patentnahme  vom  nftchsten  besten  raasler- 
treter  zum  Monopol  gestaltet  werden;  denn  nicht  der  erste  Er- 
finder, sondern  der  erste  Anmelder  ist  beim  Neuheitsprocess  im 
Vortheil.  In  Frankreich  ist  solches  vorgekommen  und  der  Che- 
miker Pasteur  nahm  auf  eine  von  ihm  erfundene  Essigberei- 
tungsmethode nur  desshalb  selbst  ein  Patent,  um  sie  dem  Mono- 
pol zu  entziehen  und  dem  ganzen  Publikum  zu  sichern  *).  Bei 
der  jezigen  sohneilen  Ausbreitung  technischer  Kenntnisse  durch 
Journale  und  wandernde  Arbeiter  können  eine  Menge  Nichterfinder 
ohne  Verdienst  Patente  occupiren  und  Anderen  den  Raum  des 
Fortschrittes  und  der  Verbesserung  verstellen.  Die  PrQfbng  der 
»Neuheit*  wurde  ja  bei  den  Patentbehörden  von  selbst  blosse 
Prüfung  des  »Bekanntseins!«  Auch  Kieinschrod')  bemerkt: 
»Während  die  Erzeugnisse  der  Litteratur  durchaus  keinen  hem- 
menden Einfluss  auf  die  Fortentwicklung  der  Produktion  der 
Mitwelt  haben ,  wird  bei  einer  (geschOzten)  Erfindtmg  die  bis- 
herige Produktion  gleicher  oder  Ähnlicher  Erzeugnisse  theils  gpe- 
hemmt,  theils  nach  Umständen  auch  ganz  beseitigt.*  Die  er- 
aubte  litterarisch-artistische  Reproduktion  verhält  sich 
zu  bedeutenden  Originalen  ganz  anders! 

Ein  organischer  Fehler  des  Patentwesens  ist  es  hienacb, 
welcher  auf  gerichtlichem  Boden  und  im  Schosse  der  VorprO- 
fungskommissionen  zum  Vorschein  kommt,  sobald  die  Neuheit  in 
Frage  steht.  Die  Schwierigkeit,  die  richtige  Grenzlinie  zwischen 
unerlaubter  und  eriaubter  Reproduktion,  zwischen  Contrefb^on 
und  Originalverbesserang  zu  ziehen,   liegt  im  Mangel  der  Indivi- 

1)  AU  afrojirtVl^  cownmmreuUs^   in  der  Thal   Terlingt  in  Jobard'i 
Monaalopole  von  1845. 

2)  TQb.  Ztschr.  1d64,  p.  543. 

3)  Die  inlernat.  Patentgeaezgebaiig  (Brl.  1855). 
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dualität  ieat  Entdeckung,  im  »verschwindend  Kleinen,''  was  der 
Einzelne  leistet  L^once  de  Lavergne  sagte  vor  der  fran- 
zösischen Akademie  geradeui  ^) :  »Die  Fragen  über  die  Neuheit 
sind  für  viele  Richter,  wie  sie  selbst  gestehen,  oft  geradezu  un- 
lösbar. Die  ersten,  täglich  in  Patentprozessen  plaidirenden  Ad- 
vokaten von  Paris  sind  zinr  Ueberzeugung  gokngl,  dass  die 
Gesezgebung  höchst  mangelhaft  und  dass  es  doch  sehr  schwie- 
rig, wenn  nicht  unmöglich  sei,  sie  zu  ^l^bessern.* 
M.  Chevalier  äussert  sich  ebenso:  »Zehn,  zwttnug ,  hundert 
P^sonen  wirken  zu  einem  defiaitivea  technischen  Resultat  zu- 
sammen. Die  Gerichte  verfallen  ohne  Schuld  in  widerspruchsvolle 
Entscheidungen,  Sachverständige  selbst  führen  oft  in  die  Irre/ 
Der  Grund  hievon  liegt  in  der  Natur  des  Erfind^M  selbst  Wie 
Chevalier  sprach  1860  Lord  Granville  im  Haas  der  Lords,  indem 
er  den  Patentschuz  fär  überflüssig,  nur  den  Advokaten  nüzlich, 
von  50  patentirten  Erbidungen  49  für  unbedeutend,  die  meisten 
zur  Reclame  und  Prozesschicane  gewacht  erkUirte,  und  der 
Chief  justice  of  common  pleas  trat  ihm  nach  seiner  reichen 
Gerichtserfahrung  bei.  Rright  bemerkt  in  der  erwähnten  Rede : 
»Wird  Alles  erwogen,  was  durch  Patente  unter  de«  Erfindern 
gewonnen  und  verloren  wvd,  so  glaube  ich,  dass  Einer  unter 
Zwanzig  die  Kosten  berausscblägl  und  dass  Viele  von  diesen 
Zwanzig  nahezu  zu  Grunde  gehen  .  .  .  Viele  Verbesserungen 
sind  »kindisch«  geringf&gig  und  die  Belästigung  des  Hanufactur- 
betriebes  durch  die  Patentirung  derselben  ist  absurd.  Nach  einer 
Monographie  von  Arthur  Legrand  (franz.  Berichte  über  die  Lond. 
Ausstellung  von  1862)  *)  führt  er  den  Fall  an,  dass  Ein  Patent 
1842 — 1857  zu  167  gerichtlichen  Instanzen  Anlass  gegeben 
hat  Die  üble  Geriehtserfahrung  hinsichtlich  des  Patentwesens 
muss  hienaeh  nicht  lediglich  als  zufällige  Folge  einzelner  man- 
gelhafter Patenteinrichtungen,  sondern  fast  als  »unverb^serlich* 
betrachtet  werden.  Aus  der  Unbedeotendheit  der  meisten  ein- 
zelnen Leistungen,  aus  der  Schwierigkeit  der  Abgrenzung 
von   Neuheit    und   Nachbildungscharakter    industrielftr    Produkte, 


1)  t  c  p.  50.    Vrgl.  die  Beaerkaageii  M.  Cheralier'i,  p.  19. 

2)  Rapports  II,  598-618  cf.  I,  p.  161  f. 

30* 
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aas  der  viel  schwächeren  Individualität  neiier  industrieller  Pro- 
dukte gegenüber  litterarisch-artistischen  Verlagsartikeln  ergiebl 
sich  die  Schwierigkeit  in  aller  Patentgesezgebung,  Patentpolizei- 
und  Patentgerichts-PraxiiS;  Selbst  ein  Spezialgericht  nach  Wo- 
lowski's  Vorschlag,  selbst  die  in  ihrer  Art  vollendete  ameri- 
kanische Patentbehörde  kann  die  Folgen  jenes  organischen  Feh- 
lers nicht  überwinden. 

Das  Ch4fctermerkmal  geringer  Individualität  technischer  Ori- 
ginalprodukte hat  schon  Renouard  hervorgehoben,  Indem  er 
sagt  ^):  »Eine  industrielle  Erfindung  kann  in  mehreren  Köpfen 
Eugleich  vor  sich  gehen;  sie  ist  nicht  so  individuell  wie  ein 
litterarisches  Erzeugniss.  Der  Zustand  der  Wissenschaft,  die 
Bedürfnisse  und  vorhergegangenen  Arbeiten  können  fast  unver- 
meidlich zu  Erfindungen  führen,  an  welchen  dem  wirklichen  Ent- 
decker oft  nur  ein  Prioritätsrecht  zukommt«  Mit  Recht  legi 
auch  H.  C  h  e  V  a  1  i  e  r  auf  diesen  Punkt  ein  Hauptgewicht.  P  r  o  a  d- 
hon  würde  denselben  „inßnitMmaliti^ ,  ^verschwindende  Klein- 
heit* der  einzelnen  Geistesthat  genannt  haben. 

Art  und  Grad  der  gewöhnlichen  industriellen  Autor- 
schaft und  die  Verkehrsnatur  industrieller  Originalpro- 
dukte sprechen  hienach  nicht  ebenso  für  Patentroonopolschuz,  vrie 
Art  und  Grad  der  Htterariscb-artistischen  Werke  und  die  Ver- 
kehrsnatur der  lezteren  für  den  Utterariscb-artistischen  Autor- 
rechtsschuz  sprechen.  Der  blosse  Schluss  vom  Autor-  auf  den 
Patenischuz  *)  ist  daher  verfehlt 

In  beiden  Richtungen  kommt  ein  weiterer  Unterschied  in 
Betracht:  der  bisherige  Patentschuz  sichert  nicht  sowohl  gans 
konkret  verkörperte  Ideen,  sondern  gibt  vorwiegend  ein  allge- 
meines Verfahren,  einigermassen  also  die  Idee  sdbst  ins  Mono- 
pol ^),  sichert  vielleicht  bei  vielfältiger  Anwendbarkeit  desselben 
Verfahrens  verschiedene  mögliche  Verkörperungs w e i s e n 
im  Voraus    dem  Patentinhaber    ausschliesslich.    Das   Autorrecht 


1)  I,  473^ 

2)  Bizer,  a.  a.  0.,  in  verschiedeaen  Stellen. 

3)  Frankfurter  Entwurf  §  32:  „Der  Patentochuz  erstreckt  sich 
bei  Maschinen,  Werkieugen,  Fabrikgerithen,  sowie  bei  Yerlahningsweisen 
auch  auf  die  ausschliessliche  Anwendung.^ 
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dagegen  schüzt  ganz  individuelle,  scharf  geformte  Geistes- 
schöpfungen, »Bei  der  Erfindung"^  sagt  Hack  treffend,  »wird  ein 
besonderer  einzelner  Gedanke  geschüzl,  welchen  ein  Anderer 
ebenso  gut  haben  könnte;  ebendadurch  wird  Etwas,  was  an  sich 
nie  Gegenstand  der  ausschliessenden  Privatwillenssphftre  sein  soll, 
in  (jiese  eingeengt,  und  der  Gesammtheit  entzogen,  der  es  na- 
turgemiss  angehört,  weil  es  niemals  in  dem  Grade  Aosfluss  der 
Individualität  sein  kann,  wie  ein  litterarisches  Erzeugniss  in  seiner 
Totalität.«  Das  Patent  hemmt  so  das  Ineinandergreifen  der  vielen 
Einzelerfindungen,  welche  zu  einem  definitiven  technologischen 
Gesammtresultat  in  der  Regel  zusammenwirken  müssen.  Auch 
darin  zeigt  sich  die  hervorgehobene  Grundverschiedenheit  der 
Voraussezungen  beider  Monopolgattungen. 

Alle  Erwägungen  in  beiden  Richtungen  entscheiden  zusam- 
naen  um  so  mehr  gegen  Honopolschuz  industrieller  Autoren,  als 
Monopolien  ein  restrictiv  anzuwendendes  socialökonomisches  Vef- 
geltungsmittel  darstellen. 

Gleichwohl  würden  wir  dieses  Ergebniss  mit  einiger  Schüch- 
ternheit und  mit  dem  Vorbehalt  weiterer  Enqudten  über  die  that- 
sächlichen  Verhältnisse  der  Ausbeutung  industrieller  Erfindungen 
aussprechen,  wenn  nicht  die  Praktiker  selbst  immer  mehr  im 
Sinne  des  Ergebnisses  unserer  theoretischen  Ausführung  —  frei- 
lich in  vielfach  einseitigen,  utilitarischen  und  unscharfen  Begrün- 
dungen —  sich  ausgesprochen  hätten.  Im  Anschluss  an  die 
Londoner  Ausstellung  von  1862  hat  sich  eine  Antipatentagitation 
organisirt,  vertreten  von  Männern,  wie  M.  Chevalier,  Bright,  den 
Ingenieuren  Cubitt  und  Brunei,  unterstOzt  von  der  Gerichtser- 
fahrung. Die  preussiscbe  Regierung  konnte  gegen  den  Frank- 
furter Patentgesezesentwurf  einwenden :  »In  der  weitaus  überwie- 
genden Mehrzahl  (31  gegen  16  Handelskammern)  ^)  haben  sich 
die  Organe  des  zunächst  betheiligten  Handels-  und  Gewerbe- 
standes dahin  ausgesprochen,  dass  die  Nachtheile,  welche  die 
Verleihung  von  Patenten  überhaupt  darbietet,  überwiegen  und 
dass  im  Hinblick  auf  den  gegenwärtigen  Standpunkt  der  Industrie 

1)  Zehn  Jihre  vorher,  1853,  hatten  sich  nur  erst  6  Karomerii  f&rAaf- 
hebnng  des  Patentschuzes  erklärt.  S.  Volksw.  V.-J.-Schr.  1864,  1.  Bd. 
S.  199. 
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es  der  durch  das  Patent  bezweckten  Anregnng  des  Erfindongs- 
geistes  picht  qdehr  bedarf/ 

Noch  ist  die  Frage  der  Dauer  des  Patentschuzes  zii  er- 
wähnen. Auch  für  seine  Frist  finden  wir  keinerlei  Hassstab 
grundsäzlich  aufgestellt  und  für  die  Zettbegrenzung  Oberhaupt  kein 
genügendes  Princip  nachgewiesen  ^).  Wir  erinnern  desshalb  aa 
das  über  die  Fristen  des  Autorschuzes  Gesagte. 

Thatsächlich  wurde  die  Patentschuzfrist  fiberall  niedriger  ge- 
griffen, als  die  Autorschuzfrist,  und  lief  ohne  Rücksichl  auf  Leben 
oder  Tod  des  Erfinders. 

Das  Leztere  ^klärte  sich  für  die  Theorie,  z.  B.  für  Renouard, 
daraus,  dass  der  industrielle  Autor  nicht  so  unoAtttetlbar  seine 
und  nur  seine  Individualität  in  seine  Schi^pfung  legt.  Der  Grond 
der  kürzeren  Frist  überhaupt  wird  von  Renouard  theils  in  der 
grösseren  Langsamkeit  der  Verwerthung  litterarisch-artistiscber 
Erzeugnisse,  theils  in  dem  geringeren  Grade  des  industriellen 
Autorverdienstes  gesucht  *). 

Beide  Gründe  kann  unsere  Theorie  nicht  anerkennen.  Lit- 
terarisch<artistische  Erzeugnisse  kommen  nach  der  Natur  der 
buchhftndlerischen  Produktions-  und  Absaztechnik  oft  sogar  ra- 
sche zu  umfassendem  Absaz.  Und  da  als  Bedingung  gerade  der 
Patentertheilung  wirkliche  Neuheit,  in  Amerika  sogar  Neuheit, 
und  Nüzlichkeit")  verlangt  wird,  beim  lilterarisch-artistischen 
Autorschuz  dagegen  nachgewiesener  Massen  das  geschüzte  Au- 
toryerdienst  sehr  klein  sein  kann,  so  ist  auch  nicht  das  gerin- 
gere Mass  des  Autorverdienstes  als  Erklirungsgruivd  anzusehen. 


1}  Bizer,  welcher  im  Anhang  zu  den  MiUheilangen  Aber  die  Ar- 
beiten der  Bundes-Patentkommission  (1862/63)  eine  principielle  Rechl- 
fertigung  des  Palentschuzes  Tersacht,  berQhrl  die  Z  e  i  t  beschrinkong  des 
Patentschnzes  gar  nicht,  sondern  Tersncht  nur  die  Beschränkung  des  Pn- 
tentroonopols  gegenüber  der  erlaubten  Reproduktion  (Verbesserung)  an  be- 
gründen, 

2)  I,  473. 

3)  Sonst  trat  die  ^Nü  zlichkeits^-Frage  genau  ebenso  zurAck,  wie 
die  Frage  der  nOriginaUtit'^  und  des  „inneren  Werthes"  beim  Schrifl-  und 
Kunstschuz.  (S.  das  bei  Bise r  1.  c«  abgedruckte  GuUchten  S.  15,  yergL 
mit  unseren  Ausführungen  oben  Abschn.  X  n.  3U.) 
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Wir  haben  aus  den  vorhergegangenen  Untersuchungen  viebneiur 
den  Schluss  zu  ziehen,  dass  die  abweichende,  weniger  sin- 
gulare, schon  bei  freiem  Verkehr  mehr  rentabili- 
tätsTtthige  Verkehrsnatur  industrieller  Original- 
produkte allein  die  geringere  Frist  des  Patent- 
schuzes  erkläre  und  rechtfertige. 

Wenn  aber  überhaupt  die  Patentscbuzdauer  ohne  Nachtheil 
kurz  bemessen  werden  konnte,  wenn  dieses  geringe  Zeitmass 
gleichwohl  nicht  zu  Beschwerden  führte,  wenn  vielmehr  schon  jezt 
die  Agitation  für  völlige  Beseitigung  des  Patentschuzes  lebhaft 
betrieben  wird,  so  finden  wir  darin  einen  indirekten  Beweis  für  die 
Ausfahrbarkeit  und  Berechtigung  unseres  allgemein  auf  Ab- 
kürzung des  Autorschuzes   gerichteten  Verlangens. 

International  ist  der  Patentschuz  bis  jezt  nicht;  nur 
.nittelst  einer  Vielheit  von  Particularpatenten  ist  er  erreichbar. 
Ausländer  können  also  auf  dritten  Mfirkten  gegenüber  den  natio- 
nalen Konkurrenten  des  Erfinders  Vortheile  erlangen. 

Mich.  Chevalier  hat  diese  Benachtheiligung  der  nationalen 
Konkurrenten  als  einen  Hauptgrund  gegen  den  Patentschuz  gel- 
tend gemacht.  Wolowski  ist  dem  gegenüber  zwar  im  Recht, 
wenn  er  sagt,  dass  durch  Patentverträge,  ähnlich  den  Staatsver- 
trägen über  Autorschuz,  eine  internationale  Gleicbnässigkeit  ge- 
schaflTen  werden  könne  0.  Dagegen  hat  Wolowski  das  Verlangen 
internationalen  Patentschuzes  selbst  gar  nicht  begründet,  und  aus 
Gründen,  welche  unserer  Ausführung  gegen  die  kosmopolitische 
Ausdehnung  des  Autorrechtsmonopols  analog  entnommen  werden 
mögen,  halten  wir  dafür,  dass  ein  kosmopolitisches  Monopol  in-, 
dustrieller  Autoren  noch  weniger  gerechtfertigt  werden  kann,  als 
der  internationale  Nachdrucks-  und  Kunstschuz. 

Wenn  insbesondere  beim  Nachdrucksschuz  die  Einbeziehung 
der  »Uebersezungcn*  in  den  Monopolschuz  noch  zweifelhaft  sein 
konnte,  so  ist  die  »Einführung'*  der  Erfindungen  unzweifelhaft 
nicht  schuzwürdig.  Unsere  früheren  Gründe  gegen  den  Schuz 
der  Uebersezungen  sprechen  analog  und  in  erhöhtem  Grade  ge- 


1)  Besprechang  von  der  fraiuösischen  Academie,  Vergö,  p.  15  f. 
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gen  den   Schuz  der  Uebersezang    industrieller  Erfindungen     im 
Raum,  d.  h.  gegen  die  Einführungspatente. 

Die  Beseitigung  des  Patentschuzes  —  diess  ist  unser  Haupl- 
ergebniss  —  erscheint  zweckmässig  und  dürfte  nur  noch  eine 
Frage  der  Zeit  sein.  Freilich  besteht  derselbe  zur  ZeK  in  Tast 
allen  civilisirten  Ländern.  In  England  beruht  er  jezt  auf  einem 
Gesez  von  1852,  in  Frankreich  wurde  er  durch  das  Gesez  vom 
7.  Jan.  1791  geschaffen  und  beruht  jezt  auf  Gesez  vom  5.  Juli 
1844,  in  Belgien  auf  Gesez  vom  24.  Mai  1854,  in  den  Verei- 
nigten Staaten  auf  dem  Häuptgesez  vom  4.  Juli  1836  mit  No- 
vellen von  1837,  1839,  1842,  1848,  1856.  Die  Schweiz 
kennt  das  Patentinstitut  nicht. .  Die  Bundespatentkommisslon  schlug 
15jährigen  Patentschuz  für  ganz  Deutschland  vor.  Der  Entwurf 
einer  norddeutschen  Bundesverfassung  fasst  das  Patentwesen  als 
Bundessache  auf. 

Die  heutige  allgemeine  Anwendung  des  Patentinstitutes  macht 
uns  jedoch  nicht  irre.  Der  Ursprung  der  Patente  kann  als  ein 
das  Institut  selbst  empfehlender  nicht  angesehen  werden.  Die 
Patente  sind  der  Rest  jener  Utierae  patentes,  welche  der  eng- 
lische Hof  zur  Zeit  der  läderlichsten  Herrschaft  der  Stuarts  unter 
die  Hofgeschäftsleute  ausstreute.  Bei  Abschaffung  dieser  Mono- 
pole blieben  die  Erfindungspatente  bestehen,  deren  specifischer 
Charakter  hienach  seit  1623  datirt. 

Die  Abschaffung  der  Patente  würde  den  Verkehr,  wie  nach- 
gewiesen wurde,  von  ungemeinen  Belästigungen  befreien.  Sie 
würde  aber  auch  den  Antrieb  zu  wirklich  nttzlichen  Erfindungen 
nicht  hemmen.  Ein  bedeutender  Reiz  bleibt  als  Streben  nach 
industriellem  Entdecherruhm  fortbestehen;  dieses  Streben  wird 
nie  erlöschen  und  beim  Wegfall  des  Patentreizes  mit  den  besten 
Hilfskräften  der  Wissenschaft  und  der  Technik,  mit  spekulirendem 
Kapital  und  mit  dem  subskribirenden  Publikum  sich  mehr  in  Ver- 
bindung sezen  ^).  Es  bleibt  aber  auch ,  was  Prinee  -  Smith  nicht 
betont,   eine  gerechte  Belohnung  theils    mittelst  Geheimhaltung, 


1)  Etwas   zn  saiigiiiiiisch  scheint   uns  Prince-Smith  (Yolksw.  V.-J.- 
Sclir.  1I|,  leO)  diese  Aussicht  betont  zu  haben. 
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wie  sie  Krapp  beobachtet  hat,  tbeils  darch  die  Vorhand  der 
Aasbeutang  gesichert,  deren  freie  Rentenwirkong  für  neun  Zehn- 
theile der  bisher  patentirten  Bagatellerfindungen  völlig  ausreichend 
ist.  Jene  unglückseligen  Brfindangsnarren  aber,  welche  der 
Patenlreiz  bisher  ruinirt  hat,  würden  künftig  vielfach  bei  gesun- 
dem Verstände  und  bei  Vermdgen  bleiben. 

Fürchtet  man  etwa,  dass  der  Abschaffung  des  Patentschuzes 
diejenige  des  Autorschuzes  folgen  werde,  so  Ist  diess  kein  Grund 
für  die  Wissenschaft,  den  Fortbestand  des  Patentschuzes  anzuer- 
kennen. Uebrigens  liegt,  wie  wir  gesehen  haben,  dieser  BeRirch- 
tung  ein  Galoppschluss  a  minori  ad  mqjus  zu  Grande,  und  weiter 
fand  sieb  wirklieb,  dass  gegen  die  durch  Autorschuz  geschaffenen 
ausschliessenden  Absazkreise,  ganz  abgesehen  von  der  Patent- 
theorie, sehr  gewichtige  Bedenken  sich  erheben  lassen  und  in 
nicht  zu  femer  Zukunft  vielleicht  auch  allgemeiner  erheben  werden. 

xnL 

Der  Mnftenohu  ^). 

Der  Schuz  der  Künstler  gegen  die  industrielle  Nachbildung 
in  Mustern  ist  bereits  besprochen  and  abgewiesen  worden. 

Zu  demselben  Brgebniss  muss  unsere  Theorie  hinsichtlich 
des  Scbuzes  der  industriellen  Originalmuster  und  Originalmodelle 
selbst  gelangen.  Und  wirklieb  ist  dieser  Schuz,  troz  des  ent- 
gegengesezten  Vorganges  der  französischen,  englischen  und  öst- 
relchischen  Gesezgebung  '),  von  der  Gesezgebung  der  Zollvereins- 
staaten mit  gutem  Takt  gemieden  worden.  Unter  62  von  der 
preussischen  Regierung  zur  Begutachtung  des  Musterschuzes  auf- 
gerufenen Behörden  und  Korporationen  sprachen  sich  46  gegen 
die  Binfahrung  eines  Musterschuzes  aus. 

Man  hat  den  Musterschuz  mit  denselben  Gründen  empfohlen 
und   ihm   eine   analoge   Intention   —  Förderung   der  Kunst  im 


1)  Kurs  und  gut  erörtert  und  widerlegt  von  Hatk,  Ineaguraldiss., 
Tab.  Ztschr.  1867,  1.  Heft.  —  Weitere  Litteratur  tkber  diesen  1858  und 
1859  viel  erörterten  Gegenstand  s.  in  der  Deutschen  Gevirerbezei- 
tang,  Jthrg.  1858  und  1859,  sowie  bei  6.  Krug,  über  den  Schuz  der 
Fabrik-  und  Waarenzeichen,  S.  38  ff.  in  den  Anmerkungen« 

2)  S.  Hack,  1.  c. 
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Gewerbe,  Ansbildang  der  Maslerzeichner  ond  Modelleurs  —  anter- 
legt,  wie  dem  Brfiodangsschia.  Mit  der  Ablehnung  des  Patent* 
scbuzes  ist  daher  auch  schon  der  Musterscbuz  abgelehnt 

Der  Mnsterschus  als  eine  besondere  Art  des  Brfindungsschuzes, 
—  der  neuen  Zeichnung  z.  B.  bei  Weberei,  Druckerei,  Fär- 
berei, Porcellanbemalung,  des  neuerfundenen  Modelies  (der 
plastisch  ausgearbeiteten  Körperform),  z.  B.  bei  Thonwaaren,  Glas- 
waaren  und  Silberwaaren  —  ist  jedoch  den  Einwendungen  gegen 
Patentschuz  in  besonders  hohem  Masse  0  onterworfen. 

Die  Individualitftt,  d.  h.  die  Neuheit  der  blossen  Form  ist 
noch  schwerer  zu  konslaliran,  ein  Verfahren  zur  Feststellung  der 
Prioritfit  und  zur  Ausschliessung  einer  zweiten  Originalproduktion 
ist  unmöglich,  die  Ausschliesslichkeit  der  Form  um  so  unerträg- 
licher, als  verschiedene  Muster  ineinander  verschwimmen  und  die 
Grenze  zwischen  unerlaubter  Contrefafon  und  erlaubter  Bepro- 
duktion  (Verbesserung,  Veränderung)  kaum  *)  zu  ziehen  ist 

Bndlich  ist  eine  künstliche  Nachhilfe  für  gerechte  social- 
ökonomische  Vergeltung  der  Musterautorschaft  gar  nicht  nölhig. 
Das  feine  Original,  z.  B.  bei  Pariser  Artikeln,  behauptet  überall 
einen  höheren  selbstständigen  Werth.  Gemeine  Formen  sind  wenig 
kostspielig  und  vergüten  ungeschüzt  im  Massenabsaz  ihre  Kosten. 
Die  Beproduktion  der  Originalform  durch  Concurrenten  macht  meist 
Kosten.  Endlich  und  vor  Allem  giebt  die  Priorität  des  Marktes 
dem  ersten  Verwender  reiche  Mittel  zu  guter  Belohnung  der  Muster- 
Zeichner  und  Modelleure,  zumal  bei  den  auf  diesem  Gebiete  vor- 
wiegend in  Frage  kommenden  Modeartikeln,  für  welche  oft 
nur  eine  kurze  Saison  besteht  Die  Master-  und  Modellproduktion 
scheint  bereits  ein  rentables  selbstständiges  Geschäft  zu  werden, 
welches  die  Muster  und  Modelle  als  solche  an  einzelne  oder  meh- 
rere Abnehmer  verkauft '). 

Im  Angesicht  dieser  Thatsachen  verbietet  unsere  Theorie  un- 


1)  Sehr  miflicUicIi  beruft  Noh  Ri  cliter  cur  Vertheidifimg  det  Kunst- 
schnzes  auf  den  MuftertchnE.  S.  150. 

2)  Die  ComplicatioB  der  Musterfidmiprazii ,  eräe  Folge  der  Unnaiiir 
dieser  SchutgaUang,  erhellt  sehr  deutlich  bei  Stubenrauch 's  DarHeU 
lung  des  östr.  MosterschnsgeseEes.    A.  a.  0.  S.  36  ff. 

3)  Rapporu  franc.  de  Texpos.  unir.  1862;  II,  510  ff. 
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bedingt  die  Vergeltang  der  industriellen  Form-Autorscbaft  durch 
Monopol,  d.  h.  den  Musterschuz.  Stabenrauch  bat  in 
seiner  erwähnten  Schrift,  welche  übrigens  vorwiegend  eine  Er- 
klärung des  östreichischen  Musterschuzgesezes  ist,  Nichts  beige- 
bracht, was  die  Fernehaltung  des  Musterscbozes  im  Zollverein  als 
verfehlt  erscheinen  lassen  könnte. 

Wo  Musterschuz  besteht,  da  müsste  unsere  Theorie  für  die 
erlaubte  Reproduktion  von  Mustern  des  einen  Erwerbs- 
zweiges durch  andere  Industrieen  eine  liberalere  Behandlung  ver- 
langen, als  Stubenrauch  zugiebt  0-  Ebenso  würde  dort  die  Kürze 
•  der  Schnzfrist,  welche  für  eine  Theorie  des  »Hostereigenthunis* 
unerklärlich  bleibt,  beziehungsweise  die  Mannigfaltigkeit  der  Fristen- 
abstufung für  den  Musterschuz  *),  sich  nur  durch  unsere  Theorie 
erklären  lassen. 

XIV. 
Firmen-,  Marken-  und  Titel-Schuz  '). 

Dieser  Schuz  ist  durchaus  gerechtfertigt. 

Er  tritt  auf  als  Verbot  des  unbefugten  Gebrauches  fremder 
Geschäflsnamen,  fremder  Fabrik-  und  Waarenzeichen  (»Marken"). 

Weiter  sollte  ein  Titelschuz  als  Verbot  des  Gebrauches 
der  Titel  fremder  Verlagsartikel,  insbes.  fremder  Zeitungsunter- 
nehmen auftreten.  Wir  erwähnen  hier  den  Titelschuz ;  er  ist  näm- 
lich dem  Firnen-  und  Markanschuz  weit  näher  verwandt  als  dem 
Autorrecht,  bei  welchem  der  Gegenstand  erledigt  werden  wollte. 

Der  Firmen-,  Marken-  und  Titelschuz  ist  nicht  Monopol- 
schuz  eines  Autors.  Er  ist  in  erster  Linie  ein  Schuz  der  in- 
dustriellen Individualität,  ohne  den  Zweck,  einen 
rechtlich  ausschliessenden  Absazkreis  für  bestimmte  Produkte  dieser 
Individualität  zu  schaffen.  In  zweiter  Linie  ist  er  ein  Schuz  des 
soliden  Producenten  und  Händlers,  so  wie  des  Publikums  gegen 
•»Täuschung  und  Betrug;  hierin  concurrirt  er  als  Rechtsinstitut  mit 
dem  Strafrecht 


1)  A.  a.  0.  S.  45. 

3)  Dreizehnerlei  Fristen  im  englischen  Recht,  von  6  Mon.  —  3  Jahre, 
TTgL  Siubenrauch  a.  a.  0.  S.  46  f. 

3}  Yrgl.  Hack,  1.  c,  welcher  auch  die  haapt«üchlichen  Geseie  anführt. 
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Positive  Geseze,  den  Fabrik-  ond  Waarenzeicbenschoz  be- 
treffend, sind  ziemlich  allgemein  geworden  0;  der  Firmenschuz 
ist  durch  Artikel  27  des  deutseben  Handelsgesezbuches  zum  ge- 
meinen Rechte  erhoben. 

So  wenig  der  Firmen-,  Marken-  und  Titelschuz  ein  Monopol 
oder  ausschliessendes  Absazrecbt  begründet,  ebenso  sehr  dient 
er  dazu,  thatsächlich  vortheilhafte  Kundschaften,  welche  ohne 
Ausschluss  der  freien  Concurrenz  bestehen,  zu  schüzen.  Der 
Firmen-,  Marken-  und  Titelschuz  ist  hiedurch  ein  nichtsinguläres 
Rechtsinstitut,  welches  die  im  freien  von  der  Concurrenz  bewegten 
Verkehr  wirkende  normale  Rentenfunktion  unterstüzt  Wer  sich 
durch  seine  ins  Geschäft  und  in  die  Produkte  gelegte,  im  Ge- 
schfifle  das  persönliche  Leben  sogar  ttberdauemde,  daher  dem 
Vermögenswerth  nach  vererbbare  und  übertragbare,  individuelle 
Tüchtigkeit  verdient  gemacht  hat,  ist  nach  unserer  Theorie  von 
der  Rente  berechtigt,  die  Frucht  hieven  zu  ernten.  Jeder  andere 
soll  in  der  Lage  sein,  durch  gleiche  oder  bessere  Leistung  glei- 
ches t)der  höheres  Einkommen  beziehen  zu  können.  Aber  Nie- 
mand hat  das  Recht,  dadurch,  dass  er  sich  mit  fremden  Federn 
schmückt,  das  Renteneinkommen  Anderer  zu  beziehen  oder  das- 
selbe durch  Erheuchelung  guten  Scheines  für  schlechtes  eigenes 
Fabrikat  zu  gefährden. 

Ausser  der  Sicherung  des  gerechten  Lohnes  tüchtiger  Lei- 
stungen kommen  bei  dieser  Sohuzgattung  freilich  noch  andere 
Gesichtspunkte,  z.  B.  Rücksichten  des  Kredits  und  des  guten 
öffentlichen  Glaubens,  in  Betracht.  Die  Sicherstellung  der  freien 
normalen  Rentenwirkung  ist  aber  ein  hauptsächlicher  Rechtferti- 
gungsgrund des  Firmen-  und  Markenschuzes ,  und  dieses  Motiv 
begründet  diesen  Schuz  auch  gegen  Firmen  und  Waaren  von 
gleicher  Qualität,  wenn  sie  fremden  Namen  erborgen. 

So  lange  es  einem  Concurrenten  noch  nicht  gelungen  ist, 
seiner  Waare  und  Leistung  denselben  wirthschäftlichen  Ruf  zu 
verschaffen,  so  lange  ist  der  Gründer  und  Rechtsnachfolger  in  der 
Firma  oder  in  der  Marke  unserer  Theorie  zufolge  rentbberechtigt 
und  hat  ein  Anrecht  auf  Schuz  gegen  eine  mit  unlauteren  Mitteln 


i^  Vr«i   Hack,  a.  tu  0. 
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betriebene  Aostreibong  aus  seiner  nur  thatsttchlich  aus- 
schliessenden  Kandschafl.  Diesen  Schnz  gewährt  wirklich  das 
positive  Recht  Ober  Firmen  und  Marken,  and  ihn  sollte  es  als 
Titelschuzrecbt  gegen  Anmassung  der  Titel  fremder  Veriagswerke 
überall  geben. 

Zwang  allerdings  zur  allgemeinen  Fohrong  von  Marken,  wie 
ihn  Jobard,  Director  des  belgischen  Industrierooseoms,  verlangt 
hat,  um  hiedmrch  einen  industriell  -  commerziellen  »Wappen- 
adel* ^)  zu  begründen,  ist  ganz  entbehrlich« 

Die  richtige  Begrenzung  des  Firmen-,  Marken-  und  Titel- 
schuzes  kann  keine  Schwierigkeit  machen. 

Das  Recht  auf  Firma  und  Marke  muss  übertragbar  sein 
(Art  22  des  Handels-G.-B.)?  soferne  es  um  Fortsezung  derselben 
Produktion  in  dem  vom  Qründer  der  Firma  hergestellten  Unter- 
nehmen sich  handelt;  denn  m  semem  Geschifte  lebt  der  Unter- 
nehmer, welcher. den  Ruf  einer  Firma  oder  Marke  begründet  hat, 
mit  den  von  ihm  gegründeten  Beziehungen  oder  »Varhftitnissen* 
zunächst  fort  Seinem  Rechtsnachfolger  gebührt  Rente,  soferne 
er  diese  »Verhältnisse*  als  Rentenquelle  zu  erhalten  weiss.  Nur 
rechtlich  darf  Niemand  gehindert  sein,  ihm  den  Rang  abzulaufen. 

Dagegen  wäre  es  eine  Erschleicbung  von  Renteneinkommen 
beim  Publikum,  wenn  die  Veräusserung  einer  Firma  und  Marke 
als  solcher,  abgesondert  von  dem  Industrie-  und  Handelsgeschäfte, 
wofür  sie  bisher  geführt  wurden,  statthaft  wäre.  Mit  Recht  be- 
stimmt daher  Art  23  des  deutschen  Handelsgesezbuches:  »Die  Ver- 
äusserung einer  Firma  als  solcher,  abgesondert  von  dem  Handels- 
geschäft, für  welches  sie  bisher  geftlhrt  wurde,  ist  nicht  zulässig.* 
Aus  demselben  Grunde  ziehen  wir  dasjenige  System  des  Fabrik- 
und  Waarenzeichenschuzes  vor,  welches  nur  dem  Gebrauch  der 
Firma,  nicht  auch  demjenigen  beliebig  gewählter  Bezeichnungen 
(»Marken*  im  weiteren  Sinne:  Vignetten,  Sinnbilder  u.  s.  w.) 
Vorschub  leistet  Wir  geben  jenem  Modus  nicht  blos  desshalb  den 
Vorzug,  weil  derselbe  leichter  zu  handhaben  ist,  als  der  Schuz 


1)  Constitution  d*nne  nobloMe  indastrieUe  ä  l'aide  des  marqnes  de 
fabriqae,  consideröes  comme  Mmom  de  i'indostrie  el  da  commerce  1846. 
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der  Marken  im  weitesten  Sinn  %  sondern  aqcb,  weil  jene  Begren- 
zung dem  inneren  Berechtigungsgrund  des  Rentenwertbes  von 
Firma  und  Marke  sich  der  Zeit  nach  besser  anschmiegt;  denn 
hiebei  knüpft  sich  die  Fortdauer  dieses  Rentenwertbes  an  die  Fort- 
dauer des  Kredites  einer  ganz  bestimmten  Firma  bei  einem  be- 
stimmten Publikum  an.  Alte,  im  Welthandel  eingebtlrgerte  Marken 
bleiben  alsdann,  sofeme  die  Firmen  nicht  mit  den  ersten  Unter- 
nehmungen sich  erhaUen  oder  umgebildet  haben,  dem  allgemeinen 
Gebrauch  frei  gegeben,  und  treten  andrerseits  mit  dem  ihren  Ruf 
begrandenden  Verdienste  selbst  verdienter  Weise  allmfthlig  vom 
Schauplaz  ab. 

Die  zeitliche  Ausdehnung  des  Firmen-  und  Markenschuzes 
ist  keiner  geseziiohen  Grenze  zu  unterwerfen;  denn  diese  Art 
von  Scbuz  hat  nicht  einer  Ausnahme  von  der  freien  Concurrenz 
Vorschub  zu  leisten.  Die  Thatsache,  liass  die  deutschen  Marken- 
scbuzgeseze  den  von  ihnen  gewährten  Schuz  dauernd  einräumen, 
erklärt  sich  so  vom  Standpunkt  unserer  Theorie  ohne  Weiteres. 
Vom  Standpunkt  der  blossen  Nachbildung  des  Autor-  und  des 
Patentrechtes  mttsste  man  mit  dem  französischen  Recht  'auf  tran- 
sitoriscben  HarkeDSchuz  kommen. 

Auch  die  territoriale  Ausdehnung  des  Firmen-  und 
Markenschuzes  ist  nach  anderen  Grundsäzen  zu  beurtheilen,  als 
diejenige  des  Autor-  md  des  Palentschuces.  Da  es  beim  Firmen- 
und  Markenschuz  um  eine  nichtsingulftre  Feststellung  der 
wirthschaftlichen  Individualität  und  zwar  im  öffentlichen,  wie  im 
Privatinteresse,  nicht  um  das  restrictiv  anzuwendende  Mittel  des 
Monopolschuzes,  sich  handelt,  so  hat  der  Ausländer  auf  den  Firmen- 
und  Markenschuz  unbedingt  gleichen  Anspruch,  wie  der  Inländer. 
Ihm  sind  die  Wohlthaten  des  Firmen-  und  Markenschuzes,  ähn- 
lich, wie  im  internationalen  Privatrechte  die  Wohlthaten  des  ge- 
meinen bürgerlichen  Rechtes,  mü  gleichem  Masse  zuzumessen. 
Die  neueren  Handelsverträge  haben  in  dieser  Beziehung  un- 
zweifelhaft richtig  gegri&n,  indem  sie  internationalen  Firmen-, 
Marken-  und  Etikettenscbiiz  einAihrten.    Sie  sind  auch  bezeicb- 

1)  VergL  Krag,  lieber  den  Schuz  der  Fabrik-  and  Waarenzeichen ; 
Darmatadt,  1866  imd  Stnbenraach,  Dai  OaCreich.  Marken-  nnd  Mnster- 
fchitKge«ez;  Wien,  1859. 
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■eoder  Weise  auf  dem  Boden  dieses  Schuzzweckes  nicht  bean- 
standet worden. 

So  erklärt  unsere  Renlentheorie  a«ch  für  den  Finnen-  and 
Märkenscboz  aaf  ungezwungene  Weise  sowoU  die  allgemeine 
Berechtigung,  als  die  einzelnen  Einrichtangen;  sie  harmonirf 
auch  hier  mit  den  positiven  Rechte.  Der  Pirmenschaz  erscheint 
seiner  ganzen  ratio  nach  als  ein  jas  eommuf^,  nicht  ids  ein  jos 
iingulare,  während  für  den  mit  ihm  hiofig  zasammengewfnrfenen 
Mosterschuz  gerade  der  entgegengesezte  Standpunkt  Plaz  greift 
Diese  Ergebnisse  unserer  Theorie  stimmen  im  Wesentlichen  mit 
den  Resultaten  fiberein,  welche  6.  Krug  in  der  erwähnten  Schrift 
»lieber  den  Sehuz^der  Fabrik-  und  Waarenzeichen  nebst  den 
einschlagenden  Gesezen  sämmtiicher  deutschen 
Staaten,  Darmstadt  und  Leipzig  1866"  mittelst  vorwiegend 
juristischer  Erörterung  gefunden  hat.  Wenn  diese  verdienstliche 
Arbeit  einen  scharfen  Accent  darauf  legt,  dass  dM  Recht  der  aus- 
schliessenden  Marke  erst  durch  ein  besonderes  Gesez  entstehe, 
so  ist  damit  nicht  gesagt  (freilich  auch  nicht  bestimmt  genug 
verneint),  dass  dasselbe  gleichwohl  nicht  ein  exceptionelles,  sin- 
guläres  Institut  sei.  Ohne  eine  bestimmte  ökonomische  Theorie 
kann  die  Jurisprudenz  auch  ffir  das  Firmen-  und  Markenrecht 
festen  Boden  und  scharfe  Grenzen  nicht  finden. 

Die  p  0 1  i  z  e  i  I  i  c  h  e  und  polizeistrafrechtliche  Seite  des  Schuzes 
der  Fabrik-  und  Waarenzeichen,  sowie  des  Musterschuzes ,  wo 
solcher  besteht,  war  im  Vorstehenden  fiberall^zu  ignoriren,  da  diese 
Seiten  für  die  massgebenden  Gesichtspunkte  unserer  Theorie  kaum 
von  Bedeutung  sind.  Die  diessfilHigen  Institute  sind  im  Anschluss 
an  die  österreichisi^e  Marken-  und  Masterschuzgesezgebung  von 
1858  ausführlich  dargestellt  bei  Stubenrauch:  »Das  östrei- 
chische  Marken-  und  Musterschuzgesez ;  Wien,  1859." 

XV. 
Scbluss. 

Wir  haben  nunmehr  ein  weites  Gebiet  nationalökonomisch 
und  jurisUs^    schwieriger  Fragen  mit  dem  Bestreben  durch- 
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schritten,  dasselbe  durch  eine  bestimmte  wirthschaftswissenschaft- 
liehe  Theorie  zu  erhellen  und  hiedurch  in  den  fundamentalen 
Hauptfragen,   wie  in  schwierigen  Binzelnpunkten  zu  beherrschen. 

Ist  es  uns  gelungen,  jenes  x  einigermassen  aufzulösen,  von 
welchem  im  ersten  Abschnitt  die  Rede  war?  Der  Leser  mag 
darüber  urtheilen.  Eines  dagegen  glauben  wir  der  vorliegen- 
den Arbeit  als  unbestreitbare  Eigenschaft  selbst  vindiciren  za 
dttrfen:  dass  unsere  Theorie,  falls  sie  im  grossen  Ganzen  rich- 
tig erfunden  würde,  weittragende  praktische  Folgerungen  —  f&r 
die  Anerkennung  jener  thatsächlich  ausschliessenden  Absazver- 
httltnisse,  woraus  die  Grundrente  quillt,  femer  und  namentlich  ftlr 
die  Berechtigung  der  Grundrente  und  des  Grundeigenthuros,  f&r 
die  wichtigsten  Fragen  des  litterarisch-artistischen  Autorrechtes, 
für  den  Patent-  und  Husterschuz  —  zu  entfelten  geeignet  ist 
bt  aber  nur  diess  richtig,  so  wird  die  vorliegende  Arbeit  hoffen 
dürfen,  dass  sie  mindestens  als  Herausforderung  zu  erneuter 
Prüfung  bedeutender  Grundsäze  der  Politik  und  der  Gesezgebung 
nicht  umsonst  geschrieben  erscheine. 

Auch  diess  wird  der  gegenwärtigen  Monographie  nun  nicht 
abgestritten  werden  wollen,  dass  sie,  wie  sie  im  ersten  Abschnitt 
es  ankündigte,  wesentlich  unter  Anwendung  der  dem  Verfasser 
eigenthümlichen  Renten theorid  und  durch  Herbeiziehung  seiner 
Theorie  eines  die  freie  Tauschwülhschaft  umschliessenden  ge- 
meinwirthschaft lieben  Systems  der  bürgeriichen  Gesell- 
schaft, —  zu  ihren  eigenthümlichen  Ergebnissen  gelangt  ist 

Zeigte  sich  doch  überall,  dass  es  bei  den  rechtlich  aus- 
schliessenden Absazverhültnissen  um  ein  Eingreifen  gemeinwirth- 
schafllicher  Institutionen  zum  Zweck  ausserordentlicher  Ergän- 
zung der  sonst  genügenden  Distributivwirkungen  des  freien  Ver- 
kehrs, und  zwar  bis  zu  dem  Masse  der  reichlichsten 
freien  Vergeltung ,  nftmlich  des  Renteneinkommens,  —  sich  handelt. 

Allein  auch  nur  von  Ergänzung  der  freien  Distributiv- 
gerechtigkeit bis  zu  dem  bezeichneten  Masse  durch  öffentliches  Ein- 
schreiten isl  bei  allen  nun  besonders  betrachteten  singulären 
Rechtsinstitutionen  die  Rede  gewesen.  Nicht  die  Verdrängung, 
sondern  die  verstärkende  Nachahmung .  der  privatwirthschaftlicbcn 
Distributivfunctionen   stand  überall   in  Frage.     Und   wenn  diess 


Digitized  by 


Google 


Die  anssdilievsendeB  „VerfailtnisM*.  475 

einerseits  den  Grundsaz  der  reslrictiven  Anwendung  tempordrer 
Monopole  aufdrängte,  so  erklärt  es  andererseits,  wessbalb  die  in 
Frage  stehenden  »Verhältnisse*,  d.  h.  ausschliessenden  Kund- 
schaften tauschbar  und  zwischen  Privaten  tibertragbar,  also  ver- 
äusserlicher  Inhalt  des  PrivatTermögens  und  des  Privat- 
rechtes werden  können  und  mttssen,  —  mit  andern  Worten, 
wessbalb  dieselben,  obwohl  von  ganz  eigenthümlicher  halb  öffent- 
licher Natur,  doch  in  den  freien  Tauschverkehr  gelangen  und  als 
singulare  l^attung  von  Privatwerthen  und  Privatrechten  schon  die 
bisherige  Nationalökonomie  und  die  PrivatrechtswissenschafI  inter- 
essiren;  rein  öffentliche  Einkommensquellen,  wie  Aemter  u.dgl., 
kommen  nicht  in  den  Privatverkehr,  ausser  durch  den  Missbrauch 
der  Simonie  und  des  Aemterverkaufes ,  wohl  aber  gelangen  in 
denselben  aussehliessende  Absazrechte  als  Anwartschaften  eines 
durch  sie  ausnahmsweise  zu  sichernden  und  das  gewöhnKcbe 
Mass  einhaltenden  Privateinkommens  fttr Dienste  und  Verdienste, 
welche  ganz  nach  Analogie  der  frei  tauschwerthen  Handlungen 
und  Sachen  in  den  socialökonomischen  Privatverkehr  eingeworfen 
wurden.  Freilich  traten  uns  höhere,  öffentliche  Leistungs- 
und Vergeltungsformen  der  bürgerlichen  GeseUschaft  vielfach  nahe 
(z.  B.  Abschn.  IX,  S.  406  ff.). 

Der  singulare  Charakter  jener  Privatrechte  und  Privat- 
vermögensinteressen trat  gleichwohl  überall  hervor,  mit  der  Con- 
sequenz  einer  möglichsten  Beschränkung  des  sie  tragenden  Mo- 
nopols, und  mit  dem  Nachweis,  dass  es  sich  dabei  üb^all  nicht 
um  ein  regelmässiges  Eigenthumsrecht  an  einem  bestimmten  Gegen- 
stande, sondern  um  ausschliessliche  Beherrschung  einer  Kund- 
schan,  um  aussehliessende  Absazrechte,  ertheilt  mit  Rücksicht 
auf  die  singulare  Verkehrsnatur  der  publicistisch  verwertheten 
Schrift-  und  Kunstwerke,  handle.  Die  völlige  Verwerflichkeit  der 
Theorie  des  geistigen  Eigenthums  erhellte  gerade  von  unserem 
Standpunkte  aus,  und  das  neuere  Bestreben,  das  Patentwesen  und 
den  Musterschuz  wieder  abzuwerfen,  findet  —  nebst  der  Tendenz 
vorsichtiger  Begrenzung  der  Autorrechte,  in  unserer  Theorie  nicht 
blos  utilitarische  Beweisgründe,  sondern  mit  der  distributiven  Ge- 
rechtigkeit rechnende  grundsäzliche  Stüzpunkte.  Die  Zeit- 
und  Raumbegrenzung  des  Autorschuzes,  die  »erlaubte  Reproduktion* 

ZeitMhr.  l  Stiiattw.  1867.  UI.  Heft.  31 


Digitized  by 


Google 


476  ^^  ansfchlieMenden  i^Verliiltiiisse*^. 

erbalteB  kier,  wie  uns  scheint,  erstmals  eine  wirkliche 
volle  Erklirang. 

Thatsichlich  ausschliessende  Absazverbiltnisse  und  die 
ihnen  entsprechenden  Renten,  welche  whr  von  den  rechtlich 
exclusiven  Kyndschaflen  trennten,  —  die  thatsichlich  ansschlies- 
senden  Absazverhdltnisse  der  Landwirthschaft,  der  Industrie  und 
des  Handels  haben,  wie  wir  glauben,  überall  eine  ungezwungene 
Anerkennung  gefunden. 

Auch  im  Hinblick  auf  sie  kann  öffentliches  Eingreifen  durch 
Einschränkung  sekr  wohl  angezeigt  sein,  während  wir  den 
Schuz  des  Grundeigenthums,  der  Firma  durch  nichtsingulftre 
Rechlsinstitttte  (Firmenschuz)  berechtigt  fanden :  —  diess  ist  in 
den  Bemerkungen  Ober  das  frohere  Taxwesen,  Ober  die  Eisenbahn« 
tarifTrage,  und  aber  die  Agrargeseigebung  als  Gegengewicht  un- 
gerechter Grundrenten  —  hinreichend  angedeutet  worden. 
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Beyision  der  Feldbausystwne  auf  Grundlage  der 
neuesten  naturwissenscliaftliclien  Forschungen. 


Von.  Prof.  Dr.  C.  Fraas. 


Aus  der  Zeit  der  grossen  Reform  mitteleuropäiscben  Be- 
triebes des  Ackerbfiues  durch  Tbaer,  seine  Schüler  and  An- 
hänger (V.  Thttnen,  Block,  v.  Wulffen,  Vogt,  Nebbien 
•o.  And.)  sind  in  die  nationalökonomischen  Werke,  die  sich  mit 
Ackerbaupoliiik  befassen,  Begriffe  übergegangen,  welche  durch 
die  Naturwissenschaft  unserer  Tage,  wie  die  Theorie  der  Land- 
wirthschaft  selbst,  einige  Berichtigung  erfahren  müssen. 

Dass  man  natürlich  in  Bezug  auf  die  »unentgeldlich*  und 
»unerschöpflich  fliessenden*  Naturgüter,  welche  mit  den  Feldern 
verbunden  seien,  —  von  der  Rente  als  Vergeltung  dafür  und 
Aehnlichem  die  Ansichten  nunmehr  ganz  aufgegeben  hat,  wird 
hier  vorausgesetzt  Auch  der  Begriff:  »intensive  Wirthschaft*  ist 
über  seine  Begrenzung  auf  reichliche  Verwendung  von  Kapital 
und  Arbeitskraft  hinausgewachsen,  in  so  ferne  man  weiss,  dass 
sehr  häufig  bei  wohlfeilen  Befruchtungsstoffen  und  Gras-  oder 
Futterbau  jene  beiden  Faktoren  sehr  gering  sein  können.  Dann 
freilich  muss  man  es  nicht  eine  intensive,  wohl  aber  eine  gestei- 
gerte oder  Kraftkttltur  mit  Verstandesintensitfit  nennen.  Sonst  ist 
der  moderne  Ausdruck  »Hochkultur*  näher  mit  dem  alten  »intensiv* 
verwandt,  denn  auch  die  Hochkultur  ist  noch  nicht  in  die  Form 
der  exakten  Schlüsse  eingetreten.  Endlich  lösen  sich  gar  alle 
FeMbausysteme  in  die  freie,  selbst  bunte  Wirthschaft  auf,  wie  sich 
die  blosen  Feldsysteme  ehedem  zu  Feldbausystemen  und  Wirth- 
scbaftssystemem  emporgearbeitet  hatten,  doch  mit  mehr  Grund- 
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Sätzen,  als  sie  zur  Zeit  noch  die  freie  Wirthscbafi  aufzusteHen 
vermag.  Dagegen  ist  ein  übrigens  stark  angegriffener  neuer 
Begriff  eines  allgemeinen  Raubbaues  für  den  Ackerbau  unserer 
Zone  aufgetreten  und  die  neue  Lehre  von  Erschöpfung  und  Er- 
satz bat  die  alte  Theorie  der  Statik  der  Bodenkraft  verdrängt, 
besser  gesagt  ersetzt,  ohne  indessen  noch  vollkommen  ausgebaal 
zu  sein. 

Kurz  gefasst,  die  Lehre  von  der  Bodenkraft,  welche  letztere 
aus  Luft-  und  Bodenbestandtheilen  zusammengesetzt,  in  verschie- 
dener physikalischer  Bindung  und  chemischer  Verbindung,  mit 
besonderen  Absorptionserscheinungen,  d.  h.  kürzere  oder  längere 
Zeit  sammelbar,  und  verschieden  tief  sinkend  in  der  Zeit  und  den 
POanzenwurzeln  sehr  verschieden  erreichbar  dargestellt  wird  — 
die  Lehre  von  Nahrung  und  Ernährung  der  Pflanzen  zerstört  viele 
ältere  Begriffe  und  hebt  viele  Räthsel  der  Feldbausysteme,  indem 
sie  dieselben  auflöst.  Sie  werden  für  die  gemässigte  Zone,  in 
welcher  sie  überhaupt  nur  eine  besondere  Rolle  spielten,  baM* 
nur  mehr  historisches  Interesse  haben,  denn  die  politische  Stütze, 
die  sie  da  und  dort  hatten,  ist  hinfällig  geworden,  und  des  Men- 
schen Macht  über  den  Boden  ist  mit  seiner  Freiheit  und  Befreiung 
von  ihm  stetig  gewachsen. 

Eine  sehr  sachkundige  Feder  (Haussen:  »Zor  Geschichte 
der  Feldsysteme  in  Deutschland*  in  der  Zeitsclirift  für  die  gesammle 
Staatswissenschaft  und  abgedruckt  in  den  preussischen  Annale« 
für  Landwirthschaft  1866  und  67)  hat  jüngst  die  wichtigsten  Arten 
der  germanischen  Bodenbewirthschaftung  trefliich  gezeichnet  und 
ich  kann  mich  der  Versuchung  nicht  erwehren,  dieselbe  zu  be- 
gleiten, um  daran  für  mein  System  der  Kraftsteigerung  l>eständig 
Mass  zu  nehmen  und  zu  zeigen,  wie  alle  in  der  Zeit  vorgegan- 
genen Aenderungen  nur  auf  die  Zunahme  der  Bodenkraft,  Meh- 
rung und  Anhäufung  des  Bodenkapitals  sich  gründeten ,'  und  wie 
diess  seit  je  der  natürliche  Gang  war  und  bei  allen  Kulturvölkern, 
wollen  sie  fortschreiten,  bleiben  muss. 

Wenn  Haussen  meint,  die  nationalökonomischen  Zustände 
bedingten  das  zu  jeder  Zeit  und  in  jedem  Lande  richtige  Wirlh- 
schaftssystem  und  es  müsste  dasselbe  Ziel  des  grösseren  Rein- 
ertrages auf  ganz  verschiedenen  Wegen  erstrebt  werden,  es  sei 
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desshalb  ein  bestes  und  ideales  System  eine  der  Reatitftt  ent- 
behrende Phantasie,  so  kann  das  als  richtig  angenommen  werden, 
ohne  dass  man  desshalb  in  Abrede  stellen  muss,  dass  alle  Völker 
mit  dem  Fortschritt  ihrer  geistigen  Kultur  und  mit  ihrer  materiellen 
Entyvicklung,  die  beide  sich  nicht  trennen  lassen,  doch  schliess- 
lich auf  Bin  System  lossteuerten  oder  gleich  davon  ausgiengen, 
auf  das  der  Steigerung  ihrer  Bodenerträge,  also  der 
Kraftsteigerung  ihrer  Felder.  Das  Gegentheil,  der  Rückfall  in 
extensive  Wirthschaft,  in  die  Kraftminderung,  ist  der  Rückschritt 
selbst,  nicht  blos  durch  Stillstand,  es  ist  der  Verfall.  Alle  Völker 
haben,  wenn  auch  unbewusst,  jenes  natürliche  Ziel  der  Ertrags- 
steigerung und  oberste  Kulturmittel  für  binnenländische  Staaten 
verfolgt  Schon  unserer  Ansiedhmgen  Geschichte  zeigt  diess  klar. 
Die  Städte  Deutschlands  entstanden  entweder  aus  römischen  Kastellen 
und  Ansiedlungen,  hatten  also  römische  Muster  (zunächst  am  Rhein 
und  der  Donau)  oder  sie  kristallisirten  aus  dem  altgermanischen 
Dorf  und  seiner  Verfassung  heraus.  In  beiden  Fällen  war  die 
Bodenbereicherung  —  die  Pleochomie  —  schon  die  Grund- 
lage ihrer  landwirthschaftlichen  Prozeduren,  wenn  auch  die  blose 
Bodenbehützung  ohne  Kraftmehrung  innerhalb  des  Mark- 
eigenthums  sehr  grosse  Ausdehnung  fand.  Römer  und  Griechen, 
namentlich  letztere,  hatten  das  System  der  Kraftsteigerung  noch 
viel  mehr  ausgebildet  und  bloses  Benützungsland  ohne  höhere  Kultur 
streng  von  ihrer  Pleochomie  geschieden.  Die  bewässerungsfähigen 
Baum-  und  Garteniändereien  von  Altgriechenland  und  Rom  bildeten 
ehedem,  wie  noch  jetzt,  das  eigentliche  Kulturland,  das  mit  Dünger 

—  Wasser  oder  thierischen  Dungstoffen  —  zu  den  höchsten  Er- 
trägen gebracht  wurde.  Alles  übrige  Land  gab  und  gibt  noch 
jetzt  das  Produkt  der  Verwitterung  und  Bodenlüftung^  —  ohne 
künstlichen  Ersatz  —  nach  kürzerem  oder  längerem  »Ausruhen*  — 
den  verschiedenen  Formen  der  Brache. 

Die  Römer  brachten  kaum  die  Dreifelderwirthschaft,  die  sie 
zu  Hause  als  Regel  nicht  kennen  gelernt  hatten,  nach  Deutschland, 

—  der  Weinbau  (im  3ten  Jahrhundert  nach  Christus)  fällt  schon 
in  die  intensive  Kultur,  bei  uns  noch  mehr,  wie  im  europäischen 
Süden,  —  sie  brachten  ihre  Gartenwirthschaft  mit  Pleochomie  mit 
und  legten  die  Keime  der  grossen  deutschen  Feldgärinerei  im 
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Umfang  answer  Städte,  —  aber  die  unsichern  Aossensohlige  er- 
fuhren nur  die  Wirthschaft  ihrer  »Saltus*  oder  der  griechischen 
Chersonese  (im  Lande  der  Heiochomen)  —  zwischen  beiden  wogte 
die  Zweifelderwirtbschafl  in  nor  geringer  Ausdehnung.  Nach  leerer 
Brache  folgte  Sommergetreide,  —  denn  das  Wintergetreide  erfror 
am  Rhein,  sagt  Plinhis.  Und  doch  kannten  die  Römer  von  der 
Heimath  her  fast  nur  Winterbao  bei  mangelnder  Bewässerung ! 

Als  die  Zuschüsse  aus  Wald  und  Weide  mit  den  Hark- 
genossenschaflen  und  der  Dorfmarkverfassung  sich  mehrten,  dann 
entstand  hier  mit  Vertheilung  des  Grundbesitzes  die  Wirthschaft 
der  Dorfäcker  in  3  Feldern  C,Esch**  oder  der  »Oesch*),  denen 
immer  jene  der  eingehegten  starkkräftigen  Dorffelder,  Aenger, 
Gärten  etc.  vorhergieng. 

Diese  Gartenfelder  überwogen  an  vielen  kleinen  Landstädten 
die  Dorfäcker  und  sind  noch  heute  mit  dem  Düngerzuschuss  aus 
der  Stadt  im  Uebergewichte,  ja  mehren  sich. 

Auch  die  wilde  Feldgraswirthschaft  hatte  und  hat  ihre  Pleo- 
chomen,  und  nur  allmälig  und  nicht  plötzlich  gieng  man  in  die 
fixe  Theilung  von  Ackerland  und  Weide  über.  Erst  als  das  erstere 
Dünger  finden  konnte,  war  die  Dreifelderwirthschaft  feste  Ordnung, 
ohne  indessen  immer  weiter  zu  wachsen  an  ihren  Gränzen  nach 
Weide  und  Waldland  zu. 

Es  ist  klar,  dass  die  dem  Dorfe  am  nächsten  liegenden 
Aecker  hinter  den  Krautgärten,  Dorfwiesen,  Feldgärten  elc.,  die 
jeder  besass,  sie  mochten  nun  Winterfeld,  Sommerfeld  oder  Brache 
sein,  besser  gedüngt  worden. 

Auch  die  Bearbeitung  geschah  wohlfeiler  und  besser,  weil  nahe 
am  Hause;  Ernte  und  Gedeihen  wurden  besser  und  leichter  Ober- 
wacht und  besorgt  Dahin  zog  die  Besömmerung  am  liebsten, 
wenn  sie  die  Reihe  traf  und  mit  ihr  geschah  auch  der  erste  An- 
griff auf  die  leere  Brache,  auf  Brach-  und  Stoppelweide  —  aof 
den  Flurzwang.  Nicht  das  Feld  wechselte  ja,  sondern  nur  die 
Bestellung.  Fand  aber  die  Feldgraswirthschaft  Dünger,  um  zum 
fetten  Dorfacker  oder  zur  Pieochomie  überhaupt  gelangen  zu 
können  ? 

Sicher.  Denn  im  Winter  konnte  der  Germane,  sesshaft  ge- 
worden, nur  mit  gesammelten  Fottervorräthen  sein  Vieh,  die  fasi 
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einzige  Nahrongsquelle,  erhalteo  und  die  Exkremente  seiner  Thiere 
mussten  ihm  auf  Kosten  des  Weide^  oder  Wiesenlandes  oder  des 
Waldlaubes  und  der  Waldfrücbte  Material  zur  Pleochome  liefern. 
Gerade  weil  das  Wechseln  der  Felder  den  Dünger  oft  allzuweit 
(bei  mangelnden  Strassen!)  weggeführt  bitte,  musste  er  in  der 
Nfihe  bleiben  und  das  Feld  starkkrtflig  machen. 

Noch  jetzt  erhdlt  jeder  Egarten-  und  Alpenwirth  denselben 
Zuschuss  und  verwendet  iha  vorab  zu  Bildung  der  üppigen  Haus* 
oder  Dorfwiesen  (der  » Vorfretze*) ,  und  erst  im  2ten  Rang  der 
Erstere  auch  zum'  Felde.  Der  Egartenwirtb  ist  der  fixe  Ueber- 
gang  zur  DreifeMerwirthschaft,  zu  der  er  nicht  gelangen  kann. 
Er  ist  der  Typus  für  die  Uebergangszeit  aus  der  alten  wilden 
Feldgras-  zur  Ackerwirthschalt  Er  hat  getheiltes  Eigenthuai^  düngt 
alles  Land  in  der  Reihe  uad  kehrt  früher  zum  ersten  Umbruch 
wieder  zurück,  —  diess  allein  unterscheidet  sein  System  von  der 
wilden  FeldgraswirthschafL 

Mü  der  Bildung  der  Aassengewanne  erhielt  die  Heiochome 
selbst  fixe  Stellung  in  der  Wirthschaft  und  Eintheilung  des  Landes 
nicht  blos  nach  der  Güte,  sondern  auch  nach  der  Entfernung 
(Hanssen,  I.  c).  Hier  erhielt  sieh  die  Egartenwirthschaft 
(«schkgfflässige  FeUgraswirthsehafl*)  begreiflich  am  längsten  und 
hätte  sie  das  Klima  in  der  Niederung  begünstigt,  würde  sie  noch 
jetzt  so  gerechtfertigt,  wie  im  Voralpenlande  sein.  Darum  ist  der 
Aos^uch  Haussen 's  gerechtfertigt,  »Die  Gewanne  sind  die 
topographischen,  die  Felder  die  ökonomischen  Ab- 
theilungen.* Aber  die  Oekonomie  ruht  in  der  Bodenkraft,  und 
diese  schreitet  vor  mit  der  Bevölkerungszunahme  und  der  Kultur 
bis  zur  Gewanne,  die  sie  in  ihren  Kreis  ziehen  nuss. 

Wie  sie  dabei  vorgieng,  ist  wenig  bedeutsam;  ursprünglich 
wohl  in  ihrer  alten  Art,  —  mittels  gemeinsamer  periodischer 
Kultur  — ,  jetzt  mittels  der  Aufteilung  und  Verpachtung  auf  drei 
und  mehrere  Jahre  oder  gänzlichen  Ueberganges  ins  Privateigen- 
thum  und  dann  nach  dem  Kampfe  gegen  den  Flurzwaiig 
auch  oft  in  f r  &i  e  r  Bewirthschaftung ! 

Es  ist  merkwürdig  in  der  Bodenkulturgeschichte,  dass  ganse 
Gemeinden,  welche  noch  im  Bann  der  Dreifelderwirthschaft  auf 
dem  alten  Feldgrunde  fortwirthsehafteten,  auf  dem  eben  i^theilten 
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Gemeindegrand  eine  freie  Wirthschafl  mittels  gartenmässiger  KaHor 
oder  den  Bau  der  Handelspflanzen  einfahrten.  So  entstand  er- 
weisbar der  jetzt  so  ausgedehnte  Hopfenban  der  Holledaa  in  Ober- 
bayem  auf  den  vertheilten  Gemeindegründen,  vorab  bei  Ueinen 
Landstädten  (Wolinzach!),  welche  seit  je  freiere  Bewegung  in 
der  Kultur  mit  reicherem,  pleochomem  Lande  unter  Zuschuss  des 
Stadtdüngers  (den  Latrinen!)  übten.  Selbst  Spalt,  Hersbruk  nnd 
Altdorf  zeigen  auf  ähnliche  Anfänge  und  der  ganze  Hopfen-,  wie 
Weinbau  fällt  in  die  pleochomen  Kreise. 

Die  gesteigerte  Kraft  in  der  Nähe  der  DOrfer,  ohne  Zweifel 
auch  oft  bessere  BodenbeschaOenbeit,  machte  die  Theile  ungleich  — , 
und  daraus  entspringt  L  a  n  d  a  u  's  (»die  Territorien*)  Behauptung 
der  Ungleichheit,  welche  Hanssen  tadelt  »Gewöhnlich* 
ist  ein  Theil  bald  grösser,  bald  kleiner.  Der  nächste  Kreis  der 
kleinern  (auch  der  beste  im  Boden),  dann  der  gleichkräftige,  dann 
der  schwachkräftige,  der  in  die  Gewanne  oder  das  Gemeindeland 
voranwuchs  —  der  grösste.  Hier  ward  nur  mehr  gezehrt,  und 
schwach  gekräftigt  Gerade  so  aber  will  es  die  ökonomische 
Gleichheit,  die  aber  nicht  konstant  ist  Auch  Röscher *s  Satz, 
dass  man  sich  nehmlich  das  Winterfeld  gewöhnlich  grösser  als  das 
Sommerfeld  vorstelle,  wird  erklärlich,  wenn  man  den  Anbau  und 
nicht  die  Fläche  versteht,  wie  diess  auch  wirklich  der  Fall  ist 
Man  bauet  mit  dem  Steigen  der  Kraft  in  den  Isochomen  lieber 
mehr  Wintergetreide,  als  im  nächsten  Jahr  auf  demselben  Felde 
Sommergetreide,  weil  ersteres  häufig  sicherer  ist  und  dann  viel 
mehr  erträgt  Ein  Theil  des  Sommerfeldes  blieb  dann  unbebaut 
oder^es  rückten  selbst  Pflanzen  mit  kurzer  Vegetationszeil  dahin, 
wie  Futterwicken  —  Mischling  — ,  der  älteste  Futterbau  auf 
Aeckern,  die  keinen  neuen  Dünger  brauchten.  Immer  aber  war 
die  Feldfläche  eines  Dreifclderwirthes  gross  genug,  um  noch  Ober 
den  eigenen  Bedarf  bauen  zu  können.  Zu  kleine  Flächen  kennt 
erst  die  Neuzeit  und  die  Zersplitterung. 

Auch  die  „Dorfwillküren^^ ,  so  weit  sie  auf  die  zu  stellende 
und  zu  unterhaltende  Umzäunung  Bezug  haben,  lassen  sich  nur 
aus  dem  natürlichen  System  der  Pleochomie  erklären.  Vorerst 
wurde  nur  Hausgarten  und  Dorfwiese  umzäunt,  sie  vor  Weide- 
vieh zu  schützen.    Es  entstand  der  eigentliche  Dorfzaun  (Town!), 
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der  Jahrhunderte  permanent  blieb,  oft  selbst  2ur  Mauer  wurde. 
Das  Dorf  ward  Stadt,  aber  die  Dorfäcker  selbst  wurden  durch 
wechselnde  Zäune  vom  Weideland  getrennt,  —  Aussenzäune,  die 
mit  der  Ausdehnung  der  Felder  in  das  Weideland  vorrückten. 
Durch  das  alte  ständige  Ackerland  ftlhrte  nur  ein  umzäunter  Weg 
auf  die  Weide,  —  nicht  aber  wurden  jedes  Jahr  mit  dem  Wech- 
seln der  Bestellung  neue  Zäune  errichtet,  da  sie  die  Brache  nicht 
brauchte,  —  aber  nur  ein  Jahr  lang!  Und  selbst  die  Stoppel- 
weide liess  Vieh  auf  allen  Feldern  zu.  Durch  die  Besömmerung 
brach  sich  die  Pleochome  den  Weg  immer  weiter  in  das  Land 
der  Isochomen  oder  der  Dreifelder.  Es  ist  begreiflich,  dass  sie 
die  dem  Dorfe  fiAchsten  Stellen  ihrer  Dreifelder  zunächst  aus 
schon  oben  angegebenen  Gründen  dazu  wählte.  Denn  nicht  die 
natürliche  Güte  der  Felder  war  hier  massgebend,  sondern 
die  Möglichkeit  rascher  Benützung  des  reichlich  zugebrachten 
Düngers  im  lockeren,  warmen,  thäligen  Boden,  und  das  ist  der 
beste  schwere  Getreideboden  selten,  denn  im  August  musste  schon 
zur  Winlergetreidesaat  gepflügt  und  im  September  bestellt  werden. 

Wie  die  Pleochome  gegen  die  Isochome  zu  wuchs,  ztg  sich 
^  letztere  gegen  das  arme  Land  der  Meiochomen  hin,  so  dass  letz- 
teres, das  alte  Land  der  Gemeindeweide,  später  ganz  verschwand 
(Stallftttterung)  oder  in  der  Uebergangsform  einer  Feldgraswirlh- 
schaft  längere  oder  kürzere  Zeit  verharrte  (auf  der  schwäbischen 
Alp  nach  Göritz). 

In  dem  alljährlichen  Düngen  der  Dorfwiesen,  obgleich  sie  oft 
Egart  werden,  ist  die  Pleochome  auch  der  wilden  FeMgraswirlh- 
schaft  neben  dem  Hansanger,  der  es  nie  wird,  deutlich  sichtbar. 
So  im  bayrischen  Oberlande  und  im  Schwarzwalde  (Obemdorf 
nach  Haussen).    Es  sind  freie  Feldgraswtrthschaflen. 

Was  sollte  sonst  hier  an  die  dreifeldrfge  Wirthschafl  gefesselt 
haben?  Nichts  als  die  für  2  Halmfrüchte  ausreichende  Boden- 
kraft, die  noch  den  Winterdünger  oder  von  dem  Rest  der  andern 
Egarten  Produktion  erhielt  (Binnenfelder  —  Aussenfelder). 

Mehr,  wie  irgend  ein  anderes  Wirthschaflssystem ,  zeigt  die 
einfache  Graswirthschaft,  ohne  Feld,  die  Alpenwirth- 
schaft  genannt,  unser  natürliches  System  der  Pleochomie  oder 
der  Krafts^teigerung  eo  ipso,  ihrem  eigenen  Wesen  nach. 
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Es  gibt  and  gab  aber  solche  Graswirtbschaflen  auch  auf  d^ 
Ebene,  und  zwar  nicht  blos  an  den  Alpen  verborgen,  oder  am 
Gebirgsrande,  wo  die  Feldgraswirthschaft  dominirt,  sondern  auch 
im  Niederungslande,  Im  Jeverland  und  der  Stedinger  und  Butjafa- 
dinger  Marsch,  vor  Hamburg  s  und  Bremen's  Thoren,  ja  ?or  fast 
jeder  grossen  Sladt  sind  oft  bh)8  fette  Wiesen  der  einzige  Besits 
städtischer  Milchwirthschaften,  die  eben  nur  Grasbau  treiben. 

Nicht  wenige  Wirthschaften  in  ähnlicher  Lage  bauen  zwar 
zwischen  ihren  Futter-  und  Wiesenschlägen  noch  etwas  Getreide, 
aber  nur  zur  Vorbereitung  des  Feldes,  zur  Graseinsaat  und  zur 
Sirohgewinnung  zur  Einstreu.  Auch  ist  Stroh  in  grossen  Städten 
häufig  wie  ein  Luxusartikel  bezahlt,  und  durch  Transportschwierig- 
keil bei  grosser  Entfernung  geschützt.  Wesentlich  sind  aber 
viele  solche  Städtewirthschaften  im  Kreise  der  Pleochomie  nur 
eigentlich  Graswirthschaften,  welche  weder  kapital*  noch  arbeits- 
intensiv, aber  oft  verstandesintensiv,  d.  h.  intelligent  betriet)en 
werden.  Was  hier  der  StadtdQnger  und  der  Stadtbedarf  ermög- 
licht, kann  durch  künstliche  Alluvion,  durch  Beschlamnung  der 
Wiesen«  und  Weidegründe,  der  Futterflächen  und  durch  den  Eisen- 
bahntransport jetzt  fast  überall,  wenigstens  im  Aüssereichen  Sttd- 
deutschland  und  in  dem  grossen  Gebiete  des  mitteldeutschen  Hflgel- 
und  Höhenlandes  durchgeführt  werden.  Der  Standpunkt  einfadier 
Bewässerung  mit  nährstoOarmem  Wasser  muss  dem  der  AOuvion, 
wie  sie  die  Natur  selbst  so  häufig  uns  vorzeigt,  weichen. 

Allein  nicht  blos  diese  extensiven  und  intensiven  Graswirth- 
schaften, auch  die  Felderwirthschaften  mit  Getreidebau  erhatten 
aus  dem  Prinzip  der  Kraftmehrung  und  Kraflerhaltung  vielfache 
Aufklärung. 

Die  Nothwendigkeit  der  Zurückfahrung  der  Entstehung  der 
Feldsysteme  auf  den  Kraftzustand  der  Felder  ist  um  so  grösser, 
als  man  ausserdem  dieselben  leicht  falsch  beurtheilt  und  jedenfells 
den  Zusammenhang  derselben  mit  dem  Fortschritt  der  Völker 
übersieht. 

So  ist  die  Zweifel  der  wirthaft,  uneigen  der  griechi- 
schen und  römischen  Feldwirthschaft  und  wohl  asiatischen  Ur^ 
Sprungs,  recht  eigentlich  das  Feldbausystem  der  M  e  i  o  c  h  o  m  ie, 
—  der  armen,  Zuschüsse  liefernden  Aussenländereien,  der  fcraft- 
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9imm  Aussenscblfige,  die  nie  gedüngt,  aber  immer  nmr  das  an* 
dere,  auch  wohl  das  dritte  Jahr  bebaut  und  abgeerntet  wurden 
und  Material  für  die  Pleochomie  liefern.  In  ihr  kommt  das  System 
der  Bodenausnützung  ohne  künstlichen  Ersatz  noch  stärker  zum 
Ausdruck,  als  in  der  »wilden  Feldgraswirthschaft"  der  Germanen. 
Sie  ist  das  Ursystem  aller  Völker,  deren  Klima  so  viele  pflanz- 
liche Nährstoffe  in  einem  oder  zwei  Jahren  der  Ruhe  und  der 
Brache ,  ja  oft  schon  in  einem  halben  Jahre  (heisser  Sommer !) 
frei  macht,  dass  wieder  mit  Erfolg  das  nie  gedüngte  oder  auch 
nur  bewässerte  Land  bebaut  werden  kann. 

Die  Griechen  nannten  es,  wie  schon  erwähnt,  die  Kultur  der 
Chersonese,  wo  sie  ihre  Kolonisten  ausübten,  und  bei  den 
Römern  war  es  wohl  in  der  Kultur  ihrer  eroberten  Länder  und 
wohl  auch  ihrer  Sabus  mit  der  Weidewirthschaft  verbunden,  denn 
diese  ist  überall  ihr  nothwendiger  Begleiter,  wenn  man  Fleisch, 
Milch  und  Wolle  haben  will. 

Bin  Charakteristikum  dieses  Systems  der  meiochomen  Kultur 
ist,  dass  sofort  neben  ihr,  aber  nur  hart  an  der  Stadt  oder  der 
Ansiedlung,  eine  sehr  intensive  freie  WirthschafI  mit  Garten-  und 
Fruchtbaumkultur  in  hochgradig  fruchtbarem  Lande,  in  pleochomer 
Weise,  stattfindet,  aber  das  Mittelglied  der  Isochomen  fehlt !  Die 
kraftgleichen,  daher  immer  massig  gedüngten  isochomen  Kreise 
mit  Getreidebau  in  Dreifeldern  war  und  ist  germanisches  Eigen- 
thum,  hier  entstanden,  weil,  wegen  klimatischer  Ungunst  noth- 
wendig,  und  eintretend,  wo  die  meioohome  Kultur  der  wilden  Feld* 
graswirthscbuft  überwunden  werden  konnte. 

Die  Südländer  hatten  bald  genug  neben  ihrer  Kultur  der 
Chersonese,  der  saltus  (ich  würde  sie  „Dreschweide"  nennen, 
wenn  nicht  die  falsche  Vorstellung  sich  leicht  begrasender  oder 
gar  „angeblümter^^  Triften  sich  damit  verbände  — )  —  noch  ihre 
bewässerbaren  Oliven-  und  Obstgärten,  die  Hesperid^!  und  der 
ager  romanus  selbst  ward  durch  Kloakendünger  und  die  Zuschüsse 
der  Weideschläge  zur  Pleochomie;  ohne  freilich  noch  eine  so 
grosse  Zahl  der  wachsenden  Ackerbautribus  in  der  vorrückenden 
Patrizierherrschaft  ernähren  zu  können. 

Man  will  in  unsem  Tagen  des  panischen  Schreckens  vor 
Erschöpfung  und  der  Pbosphomanie  nicht  glauben,  dass  jetzt  noch 
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nach  einer  mehr  als  2,  ja  3000j§hrigen  Kultnr  in  Kleinasien  oder 
Altgriechenland  dieselbe  Wirthschaft  ohne  jeglichen  Dünger  mit 
ganz  guten  Erfolgen  oder  Erträgen  getrieben  wird.  Man  baat 
noch  ums  andere  Jahr  Gerste  in  der  Ebene  von  Eleusis,  mit 
Bewüssemng  selbst  alljährlich,  wie  zu  den  Zeiten  als  Demeter  das 
goldene  Saatkorn  und  Pallas  den  Oelbaum  brachte,  oder,  wenn 
man  Dämmerung  dem  Dunkel  vorzieht,  als  Cekrops  am  GephiSsus 
und  auf  dem  Hügel  und  Höhenlande ,  in  die  y^  •  leia  die  Kultur 
der  Meiochomen,  der  Gerste  in  die  araxvoyijf  wie  sie  jetzt  sagen, 
einführte.  Hellenen  von  ehedem  und  Walachen,  Albanesen  und 
Gräken  von  jetzt  wirthschafteten  nicht  anders,  —  ohne  Stallmist, 
Einstreu,  Düngerwagen  und  Stallffltterung.  So  konnte  das  Parthenon 
der  Pallas  Athene  niemals  den  Anblick  ächter  Misthaufen  geniessen, 
obgleich  Griechenland  vor  seinem  politischen  Untergang  den  An- 
bau von  Futterkräutem  begonnen  hatte. 

Aber  das  Kraut  aus  Madien  (Luzerne)  oder  der  mythische 
KvTiaaog  konnten ,  so  tief  sie  anch  im  fast  heimischen  Lande 
'wurzelten,  doch  keine  Kräfte  vom  Untergrunde  holen,  weil  dahin 
nie  solche  versunken  waren,  die  Zuschüsse  von  Weiden  und  bald 
ruinirten  Wäldern  waren  gering  und  die  Bewässerung  war  bei 
versiechenden  Quellen  noch  geringer  —  und  Ilissus^  und  Gephtesus 
sahen  ehedem,  wie  jetzt  oft,  nicht  mehr  das  Meer,  der  erstere 
nie,  der  letzlere  in  der  heissen  Jahreszeit  nicht,  wenn  er  arar 
Bewässerung  der  pleochomen  yfiaxsmohjot^  dienL 

Von  dieser  meiochomen  Kultur  scheint  durch  die  Römer  auch 
ein  Ableger  nach  Deutschland  gekommen  zu  sein  und  er  spricht 
sich  in  der  reinen  Zweifelderwirthschaft  am  Rhein  (wie  Seh  wer  tz 
angibt)  noch  aus,  wo  das  begleitende  Seitenstflck  der  Pleochomie 
auch  nicht  fehlt  «Brache,  Wintergetreide,  Brache,  Sommergetreide* 
lautet  es  wie  in  den  Chersonescn,  nur  dass  hier  alle  Getreidekultur, 
wie  noch  jetzt,  Winterkultur  war. 

Sie  ist  wohl  lange  als  Feldsystem  verschwunden  und  mag 
nur  in  freier  Wirthschaft  als  Feldbansystem  der  Meiochomen 
noch  hie  und  da  vorkommen. 

Daraus  4-  und  6feldrige  Wirthschaften  ableiten  zu  wollen, 
wie  geschah,  scheint  uns  unstatthaft,  da  solche  Abtheilongen,  die 
jedenfalls  nichts  mehr  mit  gemeindlicher  und  fixer  Flureintbeilung 
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ZU  thun  hatten,  und  nar  ohne  Flurzwang  möglich  waren,  reine 
Uebergangsformen  zur  freien  Wirthschaft  (niemals  zur 
»bunten"!)  und  zwar  ohne  Wechselwirthschaft  waren. 

Nach  Rülien  und  Erbsen  noch  zweimal  Roggen  mit  voraus- 
gehender Brache  zu  bauen,  setzt  ein  reichkräfUges  Land  voraus 
und  ist  nur  eine  irrationelle  Vertheilung  der  pflanzlichen  Nähr- 
stofle,  die  durch  die  nachfolgende  häufigere  Brache  gesühnt  wer- 
den muss. 

Wohin  immer  Römer  kamen,  findet  sich  ihre  Wirthschaft  der 
eroberten  Lfindereien  mit  den  Saltos  in  zwei  Feldern  und  anfangs 
gewiss  ohne  Dünger,  später  aber  mit  Kraftkultur  verbunden  oder 
ganz  in  sie  aufgegangen  (Bohnen,  Weizen  oder  Rüben,  Gerste 
in  England!  Mais,  Weizen  in  Frankreich!  Bohnen,  Mais  und  Kür- 
bisse im  ersten  Jahr,  Weizen  und  Stoppelbuchweizen  im  zweiten 
Jahr  in  Südsteiermark  —  Tabak,  Baumwolle  in  Griechenland  — , 
begreiflich  alle  gedüngt  oder  bewässert!). 

Wie  schon  Seh  wer  tz  ehedem  und  Haussen  neuerlich 
richtig  bemerkt  hat,  leitet  die  Zweifelderwirthschaft'  schneller  und 
sicherer  zur  Kraflkultur,  als  das  Dreifeldersystem,  bei  dem  die 
politische  Bedeutung  höher  als  die  ökonomische  steht. 

Es  sind  indessen  dort,  wie  hier,  die  Zuschüsse,  die  den 
Fortschritt  ermöglicht  haben,  —  und  sie  fehlten  bis  jetzt  nie. 

Aus  dieser  Erörterung  geht  nun  mit  Gewissheit  hervor,  dass 
nicht  allein  keine  landwirthschaftiiche  Raubwirth- 
Schaft  mit  System,  kein  Raubbau  im  Grossen  besteht, 
sondern  gerade  das  GegentheiL 

Ursprünglich  von  der  alleinigen  Benützung  der  Boden- 
krüfte,  bei  der  Gras-  und  Feldgraswirthscbaft,  ausgehend,  hat  der 
Feldbau  allmfilig  mit  den  von  diesen  Natürgaben  übrig  gebliebenen 
Schätzen  pflanzlicher  Nährstofle  (von  Wald  und  Weide,  Flusswiese 
und  Verwitterung)  sich  ein  vollkräftigeres  Land  gebildet,  zuerst 
in  der  Nähe  des  Hofes,  —  hat  dann  in  Verbindung  mit  den 
Zuschüssen  ^es  Ackerbaues  selbst  einen  grossen  Theil  der  Flur 
in  gleicher  Kraft  erhalten  (die  Dreifelderwirthschaft  mit  Düngung) 
und  rückt  schliesslich  dem  Zuschüsse  spendenden  Lande  der  meio- 
chomen  Kreise,  —  dem  Wald  und  Weideland  immer  näher,  es 
einengend  und  seme  Kraft  mehrend,  indem  er  sich  Quellen  neuer 
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Zuschüsse  in  Schwemm-  and  Wttssenmgs- Wiesen ,  in  Conposl- 
anlagen,  in  Futterzukauf,  in  Anwendung  kfinsllidher  Dttnger  and 
in  d^n  Zuschttssen  von  Kallc-,  Gyps-  and  Hergelgruben  etc.  schafft 
Mit  der  Zunahme  der  Kultur  der  Völker  ist  auch  immer  die  Kräf- 
tigung des  Bodens  gewachsen.  Nicht  eine  perennirende  Erschö- 
pfung, sondern  gerade  das  Gegentheil,  eine  stetig  wachsende 
Kraflmehrung  der  Felder  lag  allen  mit  der  Bevölkening  sich  fort- 
bildenden Feldbausystemen  zu  Grunde,  und  wenn  die  bestimmen- 
den wirthschafUicben  Momente  höhere  Erträge  möglich  machten, 
griff  man  ohne  jegliche  Spur  von  Erschöpfung  auch  zu  den  kost- 
spieligsten Kraflsteigerungsmitteln,  wie  sie  der  Handel  im  Guano 
z«  B.  nach  England  liefert 

Der  Landban  wirthschaftete  seit  je  mit  Zuschüssen  aus  an- 
deren Quellen,  als  denen,  wohin  er  seinen  Ausfall  gebracht  hatte. 
Dieser  Ausfall  wird  für  andere  Länder  und  namentlich  Städte  wie- 
der Zuschuss,  den  ihre  Umwohner  in  aHen  mittleren  und  kleineren 
Städten  auf  das  Sorgfältigste  für  ihre  Pteochomie  (die  städtischen 
Gärtnereien  und  Mik^hwirthschäften!)  benützten  und  nur  die  grossen 
lassen  davon  erheblich  viel  verioren  gehen,  wenn  sie  die  schlechten 
und  obendrein  gesundheitsschädlichen  Methoden  der  Enifemung 
durch  Kanäle  und  öffentliche  Gewässer  ohne  Wiederbenfltzung 
eingeführt  haben. 

Nur  ausnahmsweise  kommt  der  Raubbau  vor. 
Er  ist  aber  dann  viel  schneller  zu  Ende ,  als  man  annimmt 
Denn  die  über  den  natürlichen  Fruchtbarkeilsstock  im  Boden 
noch  weiter  verfügbare,  die  Rente  (aus  dein  Betriebskapital!) 
zunächst  bewirkende  Bodenkraft  ist  ohne  vollkommenen  Ersatz 
bald  so  geschwanden,  dass  die  Emteausfälle  den  Betrieb  rasch 
völlig  lähmen. 

Die  gemeinste  Erfahrung  lehrt,  dass  ein  Menschenalter  zu- 
reicht, auch  ein  sehr  bodenkräfUges  Landgut  zu  ruiniren,  zu 
erschöpfen,  auszusaugen,  —  dass  aber  dieselbe  Zeit  auch  für 
einen  emsigen  Wirthschafter  hinreicht,  auf  den  alten  Wegen  die 
Bodenkrafl  wieder  herzustellen.  Und  sehr  oft  genügt  schon  ein 
halbes ! 

Aber  die  Zuschüsse  nehmen  ein  Ende!  wird  man 
sagen  und  auf  den  schwindenden  WeMegrund,  die  oft  seichte 
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Krume,  den  deriMtirteii  Wald,  die  Zwergwirthschaft  mit  allen 
ihren  Armseligkeiten  deuten. 

Doch  bleiben  die  Lagen  guter  Mergel ,  der  durch  Brennen 
aofschliessbaren  Thone,  der  unmessbaren  Kalkgebirge  und  Ge- 
steine mit  pflanzlichen  Nährstoffen,  —  es  bleibt  artbarer  Unter- 
grund, und  vor  Allem  der  detritus,  der  Schlamm  der  FIflsse  und 
die  Künstliche  Allnvion  der  Wiesen,  es  bleiben  die  unerschöpf- 
lichen Quellen  der  Pflanzennahrung  in  der  Atmosphäre,  in  der 
Kohlensäure  und  den  assimilirbaren  Stickstoffverbindungen,  viel- 
leicht selbst  einiger  Phosphor-  und  Schwefelverbindungen  der  den 
Erdkreis  umspülenden  Luft. 

Mit  dem  Schlamme  unserer  Flüsse  gehen  jährlich  viel  tausend- 
mal mehr  pflanzliche  Nährstoffe  den  Niederungen  anderer  Länder 
und  dem  Meere  zu,  als  wir  durch  Ausfuhr  unserer  Produkte  an 
jene  vergeben.  Würden  fortschreitende  Kulturvölker  nicht  die- 
selben Quellen  der  Fruchtbarkeit  angreifen,  welche  Aegypter, 
Babylonier  und  Assyrier,  Römer  und  Griechen  (und  zwar  ohne 
Zwang  durch  'das  Klima!)  schon  benützten,  wenn  der  Bedarf  an 
sie  tritt,  und  ihnen,  wie  natürlich,  Kapital  und  Arbeitskraft  nicht 
fehlt  ?  Die  Frage  wachsender  Kraftsteigerung  muss  uns  vor  Allem 
beschäftigen,  es  darf  uns  nicht  das  Gespenst  einer  unbesiegbar 
zunehmenden  Bodenverarmung  lähmen! 

Noch  ein  Schluss'aber  folgt  aus  dieser  Lehre  der  Verthei- 
lung  der  pflanzlichen  Nährstoffe  über  das  Kulturland,  nemlich  der, 
dass  die  Besteuerung  von  Grand  and  Boden  nach  der  natür- 
lichen Bodengüte  nur  zum  Theil  ein  wahres  Fundament  haben 
kann,  da  die  grössten  Erträge  nur  von  dem  künstlich  gege- 
benen Bodenreichtham  stammen  und  eine  darauf  basirte  Besteue- 
rung den  Fleiss  und  den  Fortschritt  insbesondere  trifft. 

Endlich  aber  muss  die  Landwirthschaft  erkennen,  dass  alles 
sofortige  Anbauen  der  ganzen  Fekiarea  nach  Einer  Schablone, 
nach  Einem  Systeme  bei  doch  so  verschiedenem  künstlichem 
Kraflznstande  der  FeUer  und  so  verschiedenen  Herstellungskosten 
desselben,  sowohl  nach  Entfernung,  wie  Absorptionskraft,  ein 
Fehler  ist,  der  gegen  den  Grundsatz  läuft,  die  grösste  Arbeit 
ond  das  meiste  Kapital  auf  die  ergiebigste  Produktion,  den  besten 
Faktor,  der  unser  Acker  ist,  au  verwenden. 
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So  wenig  indessen,  wie  die  Nationalökonomie,  hat  ihre  liebste 
Tochter,  die  Statistik,  dieses  Verhältniss  vom  Kraftzustande  der 
Felder,  soweit  ihn  die  Kunst,  d.  h.  die  Wirthschaft  emeagt,  be-> 
sonders  verwerthet,  die  Bonitirong  und  Classification,  die  Kataster 
und  Schätzung,  Arrondirong  und  Commassation  haben  in  der 
Regel  nur  die  sichtbaren  Erträge  in  kurzen  Zeiträumen  als  Grund- 
lage genommen,  nicht  aber  den  zwar  steigenden  und  failefiden, 
aber  oft  für  lange  Jahre  fixirten,  aufgespeicherten  Kraflvorrath, 
der  ebenso  langsam  verzehrt,  wie  erzeugt  wird. 

Nach  Her  man 's  Ernteerträgen  hatte  Bayern  im  Jahre  1863 
dem  Gartenbau  207,463  bayrische  Tagwerke  gewidmet 

Nach  dem  Steuerkataster  betrug  das  Kulturland 

a)  für  Gärten  290,681  Tagwerk, 

b)  ,    Hopfen  und  Wein    88,537         , 

in  S'  379,218  Tagwerk; 
bei  circa  9  MilL  Tagwerk  nur  V»  <ler  Fläche  Ackerland.    Dies 
ist  für  pieochomes  Land  anzusehen.    Alldn  hinter  dem  Zaun  hört 
noch  nicht  der  Kraflreichthum  auf. 

Nimmt  man  ein  Segment  der  Ortsflur,  von  den  Häusern  an- 
gefangen heraus,  —  und  die  natürliche  Bodenbeschaffenheit 
der  ganzen  Flur  ist  gleich  — ,  so  zeigen  sich  immer  die  höchsten 
Bonitätsklassen  sofort  in  der  Nähe  des  Ortes  selbst.  So  zeigt 
z.  B.  das  Dorf  Eglofsdorf  (Oberpfalz*  in  Bayern)  mit  einer 
sehr  gleichen  Bodenbeschaffenheit  in  hochebener  Lage  um  das 
Dorf  herum,  in  einem  Durchmesser  von  2—^3000  Fuss  Bonitäts- 
klassen von  11 — 18;  alle  übrigen  Felder  in  der  reinen  Dreifelder- 
region nur  6 — 11. 

Je  mehr  natürlich  der  Boden  in  seiner  Güte  wechselt,  Allnvial- 
wiesen  und  Schwemmland  überhaupt,  Untergrundverschiedenheiten 
und  Erhebungen,  Hügel  und  Hänge  etc.,  vor  allem  aber  verschie- 
dene Wirthschaftssysteme  noch  dazu  kommen  und  Einzelhöfe  die 
Ortsflur  da  und  dort'  besetzen,  um  so  deutlicher  wird  die  Ver- 
theilung  unserer  Fruchtbarkeitsgrade,  die  ohnedem  bei  Bonitirunga- 
vorgängen  nur  von  einzehien  Mustergründen  beginnen. 

So  zeigt  schon  der  nahe  grössere  Ort  Beiingries  (Städt- 
chen) bei  verschieden  hoch  liegendem  Altmühlalluvium  die  16 — 24ste 
Bonilätsklasse  und  ebenso  um  die  Stadt  herum  Pleochomen  der 
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258teii  Klasse,  in  der  Region  der  Dreifelderwirthschaft  aber  nur 
7—16. 

Und  doch  sind  die  Grundlagen  unseres  Bonitirungs-  und  da- 
rauf ruhenden  Grundsleuerwesens  wenig  auf  die  kfinstlich  gege- 
bene Fruchtbarkeit  gestützt,  ja  wenig  zur  Beurtheilung  unserer 
Frage  Oberhaupt  geeignet 

Man  wird  nicht  viel  irr  gehen,  wenn  man  V«  cl^r  Gesammt- 
area  bayrischen  Kulturlandes  für  vollkrttftig  erkfärt,  obgleich  sich, 
wenigstens  diesseits  der  Donau,  langer  als  anderwärts  der  starre 
Dreifelderzwang  jedem  Einbruch  eines  neuen  Feldbausystem^s 
starr  widersetzte.  Noch  jetzt  kann  man  daselbst  isolirte  Klee- 
felder mitten  unter  den  Brachfeldern  umzttunt  sehen. 

Was  ist  denn  schliesslich  pleochom  oder  voll- 
kräftig? 

Ein  Land  kann  vollkräftig  sein 

a)  von  Natur,  indem  reichlich  pflanzliche  Nährstoffe, 
sowohl  in  chemischer  Verbindung,  wie,  aus 
dieser  gerissen,  in  physikalischer  Bindung  sich  ohne 
künstliche  Zufuhr  im  Boden  befinden; 

b)  durch  Kultur,  weil  diese  pflanzlichen  Nährstoffe 
schon  seit  Jahrhunderten  durch  künstliche  Zufuhr  im 
Boden  angehäuft  wurden,  indem,  allmälig  zwar,  aber 
doch  stetig  mehr  gegeben  als  genommen  wurde. 

Lassen  sich  pflanzliche  Nährstoffe  anhäufen? 

Sicherlich,  aber  je  nach  dem  Zustande  der  Löslichkeit,  in 
dem  sie  sich  befinden,  auf  verschiedene  Zeitdauer. 

Ein  Boden,  der  seit  Jahrhunderten  im  Stallmist  schon  ge- 
löste (im  Harn)  und  in  den  festen  Exkrementen  sammt  Streu- 
maierial  leicht  und  schwer  lösliche  Nährstoffe  erhielt,  wird  von 
letzteren  für  eine  längere  Zeit,  als  von  ersteren,  aufspeichern 
können. 

Die  chemischen  Verbindungen  der  Doppelsilikate,  der  Alkali- 
silikate, der  Zeolithe,  —  des  phosphorsauren  Kalkes,  ja  selbst 
des  phosphorsauren  Eisenoxydes,  des  Kalkes  und  der  Magnesia 
und  einiger  Sulphate  können  offenbar  langefliessende  Quellen  für 
Pflanzennahrung  bilden. 

Ein  Landwirth,  der  alle  3  Jahre  mit  einer  vollen  Stallmist- 

ZeiUchr.  f.  StoaUw.  1867.    UI.  Heft  32 
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dOBgiMiff  von  900  Ctr.  für  1  Hditar  aekieni  Boden  Cnndh  Völ- 
ker's  Analyse)  einverleibte: 

^  195  Kilograaun  Phosphoraänre, 

225  »         Kali  und 

225  •  Stickstoff  — 

und  in  2   Ernten  bei  einer  Dreifelderwirthaohaft  durch  Weisen 
und  Haber  (nach  Fresenius): 

32,51  Kilogramm  Phosphorsive, 

54,30  »         Kali  md 

102,60  .  Stickstoff  (bei  16<^/o  in  den  stid[- 

stoffhaltigen  Substanzoi  der  Ernte) 
in  Stroh  und  Körnern  eniziehl,  dessen  Land  behalt  sicher  nodi 
Kraft  ttbrig,  um  einmal  den  anspmcksvoHerea  Reps  (der  50  Kilo- 
gramm Kali  und  ebensoviel  Phosphor  mitnimmt),  oder  selbst  Ron- 
keln  (die  21  Kilo  Phosphorsäure,  145  Kito  KaK  in  einer  Ernte 
endialten)  und  Klee  (36  Kik>  Phosphorsäore  und  144  Kilo  KaU) 
zu  bauen  und  doch  noch,  das  VerwitCemngsprodukl  dazu  gerech- 
net, das  Feld  zu  bereichem.  Auf  schwerem,  bindendem,  absor- 
birendem  Boden  ist  noch  nach  9  Jahren,  auf  leichlem,  lockerem 
nur  nach  3  Jahren  bei  einmaliger  vollen . Düngung  mit  Stall- 
mist die  Nachwirkung  zu  bemerken. 

Wenn  nun  aber  jener  DreifeMerwirth  schon  alle  3  Jahre  mit 
seiner  vollen  Düngung  kommi,  wie  er  diess  in  den  Hausfeldem 
thut,  so  macht  er  sie  immer  kräftiger;  denn  keine  Verinste  in 
Luft  und  Untergrund,  dann  die  volle  Düngung  =?  100  nnd  das 
nach  3  Jahren  gebliebene  Ras idnum  =3  20  vorausgesetzt,  gibt  im 
2ten  Turnus  schon  120  nk  Aasdruck  der  Kraft,  im  8ten  144, 
—  im  4ten  164,8  —  und  es  wird  Uar,  warm  der  Dreifelder- 
wirth  zur  Besömmemng,  zum  Anbau  von  Wiken,  Erbsen,  Krairt, 
Lein,  Hopfen  und  Reps,  —  endlich  s^st  zum  kanstlicben  Fntter« 
bau  übergehen  konnte  und  wie  er  jetzt  an  die  Schwelle  der 
freien  Wirthschaft  mittels  Knltursteigemng  gelangte. 

Gerade  so  kam  er  von  der  Weidewirthschaft  zur  Feldgras* 
wirthschaft  und  von  dieser  zur  Dreifelderwirthschaft,  ianner  auf 
dem  bald  beobachteten  und  ^kannten  Weg  der  Pleochomie,  der 
Kraftsteigerung  der  Felder  mittels  Zuschüssen  oder  anderer  V6r> 
theUung  der  pflanzlichen  Nährstoffs.    Die  Kraftsteigemng  wächst  in 
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den  absorbirenden ,  bündigen  Böden  schneller  und  dauert,  nicht 
femer  antersiützt,  länger  —  in  leichteren  durchlassenden  wächst 
sie  langsamer  und  ist  kürzer  erhaltbar,  —  aber  die  letzteren  er- 
lauben eine  vollere  Ausnutzung  durch  gewisse  Pflanzen  in  kurzer 
Zeit  (Feldgärtnerei!). 

Die  Bodenschätze  sind  also  wandelbar,  aber  durch  eine  rich- 
tige und  unausgesetzte  Pflege  derselben  lassen  sie  sich  mehren 
oder  wenigstens  für  lange  Zeit  erhalten.  Letzteres  geschieht  in 
der  Regel  in  allen  Bodenwirthschaften  der  Welt,  auch  da  wo  nur 
Luft  und  Brache  (Verwitterung)  düngen  —  und  das  ist  die  Mehr- 
zahl der  Kulturflächen  der  Erde. 

Wie  nun  erst,  wenn  Schwefel  und  Phosphor  in  den  Pflanzen 
gerade  so,  wie  Kohlen-  und  SUdMsff,  erhebliche  Zuschüsse,  wenn 
auch  nicht  so  grosse,  wie  die  let&teren,  —  aus  der  AtNM)sphäre 
durch  den  ewigen  Stoffwechsel  im  Kreislaufe  erhalten? 

Wie,  wenn  es  eine  gegenseitige  Substitution  der  isomorphen 
dMmischeii  Yeitindungen  in  dem  Pflanzenreiche,  eine  phyto- 
chemische  Substitution,  wie  Manche  behaupten,  gibt?  — 

Es  mag  somit  zur  Beruhigung  dienen,  dass  die  Feldbau- 
systeme seit  je  den  Kulturzusländen  der  Völker  sehr  gut  ange- 
passt  waren,  dass  diese  von  Mangel  und  Erschöpfung  nichts  zu 
leiden  halten,  vorausgesetzt  nur,  dass  ihre  sonstigen  moralischen 
und  staatlichen,  insbesondere  aber  ihre  wirthschafUichen  Grund- 
bedingungen zur  Existenz  und  zum  Fortschritt  nicht  fehlerhaft 
waren. 

Auch  die  Feld-  od^  Ackerbausysterae  sind  seit  je  der  Aus- 
druck der  Nothwendigkeit  gewesen.  Der  wichtigste  Faktor  dieser 
war  aber  der  Bodenreichthum. 
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Oesets  über  die  Handelsmarine  in  Frankreieh  ^). 

(Mon.  oniv.  1866.  No.  166.) 

Napoleon  etc. 

Hüben  genehmigt  und  genehmigen,  TerkOndet  and  i^rkondigen 
was  folgt: 

Gesetz.  (Aaszug  aus  dem  Protokoll  des  gesetzgebenden  Körpers.) 
Der  gesetzgebende  Körper  hat  den  Entwurf  eines  Gesetze^,  dessen  Wort- 
laut hier  folgt,  angenommen: 

Art  1.  AUe  znm  Bau,  zur  Takelage,  zur  Ausrflstnng  und  Aus- 
besserung Ton  eisernen  und  hölzernen  Handelsseeschiffea,  sowohl  Dampf- 
ais Segelschiffen,  dienenden  Rohstoffe  und  Fabrikate,  mit  Kinschluss 
Ton  Dampfmaschinen  und  Maschinentheilen ,  sollen  Abgabenfreiheit  ge- 
niessen,  mit  dem  Vorbehalte,  dass  die  Verwendung  der  genannten  Gegen- 
stände zu  dem  gedachten  Zwecke  innerhalb  Jahresfrist  nachgewiesen^ 
wird.  —  Die  Ar^  der  BeweisfQhrung  und  die  Bedingungen,  unter  welchen 
diese  Befreiung  Ton  Abgaben  stattfindet ,  sollen  durch  Kaiserliche  Ver- 
ordnungen festgesetzt  werden.  Wer  den  Bestimmungen  dieser  Verord- 
nungen zuwiderhandelt,  hat  den  die  oben  gedachten  Gegenstände  be- 
treffenden Zoll  und  ausserdem  den  dreifachen  Betrag  desselben  als 
Strafe  zu  entrichten. 

Art.  2.  Die  durch  Artikel  1  und  3  des  Gesetzes  Tom  6.  Mai  1841 
bewilligte  Prämie  fOr  Dampfmaschinen  Französischer  Fabrikation,  welche 
auf  zur  internationalen  Fahrt  bestimmten  französischen  Schiffen  auf- 
gestellt werden,  ist  und  bleibt  aufgehoben. 

Art.  8.    Sechs  Monate   nach  Erlass  des  gegenwärtigen  Gesetzes 


1)  AdI Istlich  dies«!  AktM  der  frinzötiscben  Gesezgebnng   htt  eine  sehr 
eingebende  E  n  q  o  S  t  e  (11  Foliobinde  1866)  i Uttgehtbt 
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liollen  aufgetakelte  nod  aasgerflstete  Dampf-  and  Segel- Seeschiffe  gegen 
Zahlung  einer  Abgabe  Ton  2  Fn.  per  Tonne  Normalmass  zur  Franzö- 
sining  zugelassen  werden.  —  Dieselbe  Abgabe  findet  Anwendung  auf 
SchiffiBkörper  Ton  Holz  oder  von  Eisen. 

Art.  4.  Die  Tonnengelder,  welche  in  die  Hftfen  des  Kaiser- 
reichs einlaufende  fremde  Schiffe  zu  entrichten  haben,  sind  Tom  1.  Januar 
1867  ab  aufgehoben.  ~  Dagegen  bleiben  diejenigen  Tonnengelder 
bestehen,  welche  gegenw&rtig  sowohl  Ton  Französischen  als  Ton  fremden 
Schiffen  erhoben  werden  und  bestimmt  sind ,  die  Hflckzahlupg  der  für 
Yerbesserungsarbeiten  in  den  Französischen  Hftfen  aufgenommenen  An- 
leihe sicher  zu  stellen.  —  Durch  Kaiserliche  Verordnungen,  welche  in 
Form  eines  Reglements  der  öffentlichen  Verwaltung  zu  erlassen  sind, 
Itann  zur  Bestreitung  Ton  Ausgaben  der  erwähnten  Art  ein  Tonnengeld 
eingeführt  werden,  welches  jedoch  2  Frs.  50  €.  pro  Tonne,  einschliess* 
lieh  der  Decimen,  nicht  übersteigen  und  stets  Französische  wie  fremde 
Sehiffe  gleichmftssig  treffen  soll. 

Art.  6.  Drei  Jahre  nach  Erlass  des  gegenwärtigen  Gesetzes  sollen 
die  Flaggenzuschläge  in  Wegfall  kommen,  welche  zur  Zeit  von  Produk- 
ten erhoben  werden,  die  aus  dem  Erzeugungslande  auf  nicht  französischen 
Schiffen  eingeführt  werden. 

Ark.  6.  Hat  die  Französische  Flagge  in  einem  fremden  Lande  zum 
Vortheil  der  Regierung,  Ton  Gemeinden  oder  Ton  Korporationen  für  die 
Schifffahrt  oder  für  die  Ein-  oder  Ausfuhr  ¥on  Waaren  irgend  welche 
direkten  oder  indirekten  Abgaben  und  Lasten  zu  entrichten,  Ton  welchen 
die  Fahrzeuge  des  gedachten  Landes  befreit  sind,  so  können  die  in  die 
Häfen  des  Kaiserreichs,  einer  Französischen  Kolonie  oder  Beuitzung 
einlaufenden  Schiffe  jener  Nation  und  die  Waaren,  welche  dieselben  an 
Bord  führen ,  durch  Kaiserliche  Verordnung  mit  Abgaben  und  Autagen 
belegt  werden,  in  so  weit  solche  nöthig  erscheinen,  um  die  die  Franzö- 
sische Flagge  treffenden  Nachtheile  aufzuwiegen. 

Art.  7.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  Anwendung  auf  die 
Kolonieen  Martinique,  Gouadeloupe  und  Reunion. 

Spezielle  Bestimmungen  für  Algerien. 

Art.  8.  Die  Bestimmungen  der  Artikel  1 ,  8  und  4  des  gegenwär- 
tigen Gesetzes  finden  auf  Algerien  Anwendung. 

Art.  9.  Die  Schifffahrt  zwischen  Frankreich  und  Algerien  und 
zwischen  Algerien  und  dem  Auslande  ist  allen  Flaggen  gestattet. 

Zur  Küstenschifffahrt  zwischen  den  Häfen  dieser  Französischen  Be- 
sitzung können  mit  Genehmigung  des  General-Gouverneurs, Ton  Algerien 
ausländische  Schiffe  zugelassen  werden. 

Art.  10.  Die  auf  die  Einfuhr  von  Waaren  in  ausländischen  Schiffen 
in  Algerien  gelegten  Schiffiahrtszuschläge  sind  aufgehoben.  ^  Desgleichen 
Ist  die  Abgabenermässigung  aufgehoben ,  welche  durch  Artikel  9  Para- 
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graph  2  der  Ordonnaiix  Tom  16.  Desamber  1848  ftkt  gewisse ,  durch 
Frsnsöeiscbe  Schiffe  aus  Französischen  £ntrepots  nach  A]genen  amige^ 
fahrte  Waaren  bewilligt  worden  ist. 

Art.  11.  Das  Verbot  der  Einfuhr  Ton  rafftnirtem  Zacker  ans  den 
Aaslande  nach  Algerien  ist  angehoben.  Von  demselben  ist  aasser  der 
Abebbe  far  Bohsacker  ein  2k>ll  von  6  Francs  pro  lOOKilogr.  sa  sahlen. 

Art  12.  Die  Gesetze,  Dekrete  and  Ordonnanzen,  welche  den  Be- 
stimmangen  des  gegenwartigen  Gesetzes  sawiderlaofen,  sind  and  bleiben 
aufgehoben.  —  Berathen  in  öffentlicher  Sitzang  sa  Paris,  am  2a  April 
1866.    (Folgen  die  Unterschriften  des  Präsidenten  und  der  Sekretaire.) 

Aaszag  aas  dem  Protokoll  des  Senats.  Der  Senat  ist  mit  der 
Yeröffentlichang  des  Gesetzes  aber  die  Handelsmarine  eiüTerstanden. 
Berathen  ond  beschlossen:  in  der  Sitzang  im  Palaste  des  Senats,  am 
19.  Mai  1866.  (Folgen  die  Unterschriften  des  Präsidenten  ond  der  Se- 
kretaire.) Gesehen  and  mit  dem  Seoatssiegel  besiegelt  (Folgt  die 
Unterschrift  des  Senats  -  Secretairs.)  Verordnen  and  befehlen  a.  s.  v. 
a.  s.  w.  Gegeben  im  Palaste  der  Tailerien,  am  19.  Mai  1866.  Ni^leon 
etc.,  Kaiser  der  Franzosen  etc.  Aaf  Antrag  Unseres  Ministers  fftr  Acker- 
baa,  Handel  and  öffentliche  Arbeiten. 


Aufhebung  der  Tonnengelder  in  Frankreioh. 
(Monit  uniT.  1866.  No.  863.) 

Napoleon,  etc.    Halben  Terordnet  and  TOrordnen,  was  folgt: 

Art.  1.  Die  in  Gemässheit  der  Verträge  and  Uebereinkflnfte  zwischen 
Frankreich  and  Dänemark,  der  Dominikanischen  Republik,  Portugal, 
Preassen,  Schweden  and  Norwegen  and  den  Hansestädten  Bremen, 
Hambarg  and  Lobeck  zur  Ausgleichung  angeordneten  Tonnengelder  sind 
und  bleiben  aufgehoben. 

Art.  2.  Die  Französischen  und  Englischen  Schiffe,  welcbe  aus  einem 
Hafen  Grossbritanniens  oder  dessen  Besitzungen  in  Earopa  in  einen 
Hafen  des  Französischen  Kaiserreichs  einlaufen,  sollen  Ton  dem,  auf 
Grund  des  Art.  1  des  Vertrages  vom  26.  Januar  1826  eingeführten 
Tonnengelde  befreit  sein.  —  Dieselbe  Begflnstigung  soll  allen  denjenigen 
Flaggen  sa  Theil  werden ,  welche  auf  Grand  tob  Verträgen  der  Fran- 
zösischen Flagge  gleichgestellt  sind,  und  die,  wie  letztere  bei  ihrer 
Ankunft  Yon  Britischen  Häfen  in  Frankreich  das  obenerwähnte  Toanen- 
geld  zu  entrichten  hatten. 

Art.  8.  Bis  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
sich  veranlasst  sehen  wird ,  das  Tonnengeld  Ton  94  Cts.  per  Tonne, 
welches  Ton  jedem  in  die  Häfen  der  Amerikanischen  Union  einlaufenden 
Französischen  Schifiis  erhoben  wird,  aufzuheben ,  wie  sie  es  fttr  ihre 
eigenen  Scbiffe  bereits  gethan  hat,  bleiben  die  aus  den  Vereinigten 
Staaten  in  einen  Hafen  des  Fransösisehen  Kaiserreichs  einlaufenden 
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Sdiiffe  eiaem  Tonnengelde  Ton  6  Free,  per  Tonne  unterworfen,  in  6e- 
mftasheit  der  Bestimmangen  des  Handels-  und  Schifffahrtsrertrages  Tom 
24.  Juni  1822.  ^)  ' 

Art.  4.  Das  gegenw&rtige  Dekret  tritt  vom  L  Jannar  1867  ab  in 
allen  Hftfen  des  Kaiserreichs  und  Algeriens  in  Kraft. 

Gegeben  ito  Palast  der  Toilerien,  den  27.  Dezember  1866. 


ZnlftBBnng  sum  Waaren-Mäkler-Oewerbe  in  Frankreich.  -- 
Dem  Monitear  univereel  No.  810,  1866,  entnehmen  wir  das  folg.  von  dem 
gesetzgebenden  Körper  und  dem  Senate  angenommene  and  darch  Kaiser- 
lidie  Yerordnnng  Tom  18.  Jnli  v.  J.  pnblizirte  Gesetz. 

Titel  I.  Ansfibnng  des  Waaren-M&kler-Gewerbes. 
Art.  1.  Tom  1.  Janaar  1867  ab  stebt  es  Jedem  frei,  das  Gewerbe  als 
Waarenmäkler  aasznQben,  and  werden  die  entgegenstehenden  Bestim- 
mungen des  Handelsgesetzbuches  und  der  zur  Zeit  gültigen  Gesetze, 
Dekrete,  Ordonnanzen  und  Yerordnungen  aufgehoben.  —  Art.  2.  Das 
Handelsgericht  kann  ein  Yerzeichniss  der  am  Orte  befindlichen  Waaren- 
Mftkler  anlegen,  in  welches  dieselben  auf  ihren  Antrag  inscribirt  wer- 
den. Wer  in  das  gedachte  Yerzeichniss  eingetragen  werden  irill,  hat 
sich  auszuweisen:  1)  aber  seine  Moralität  durch  ein  Zeugniss  des 
Maires,  2)  aber  seine  geschäftliche  Befähigung  durch  Attest  von  5Kauf- 
lenten  des  Platzes ,  welche  zu  den ,  mit  der  Wahl  des  Handelsgerichts 
betrauten  Notabein  gehören,  8)  Ober  die  Zahlung  einer  in  die  Staats- 
kasse fliessenden  InscriptionegebOhr.  Diese  Inscriptionsgebühr ,  welche 
8000  Frcs  nicht  aberschreiten  soll ,  wird  für  jeden  Ort  nach  Massgabe 
seiner  Bedeutung,  als  Handelsplatz  durch  ein  in  Form  der  Reglements 
der  öffentlichen  Yerwaltung  zu  erlassendes  Dekret  festgesetzt.  Dieselbe 
soll  in  Wegfall  kommen,  sobald  der  in  Art  17  erwähnte  Yorschuss  aus 
Staatsmitteln  getilgt  ist.  —  Personen ,  welche  im  Zustande  des  Falli- 
mentes  sind,  ihr  YermOgen  abgetreten,  oder  sich  mit  den  Gläubigem 
aof  Termin  gesetzt  haben,  ohne  rehabilitirt  zu  sein ,  oder  nicht  im  Ge- 
Bttsse  des  Französischen  Bürgerrechts  sind,  können  iu  die  obengedachte 
Iiiflte  nicht  eingetragen  werden.  —  Jeder  eingetragene  Mäkler  hat  inner- 
halb 8  Tagen  nach  seiner  Eintragung  TOr  dem  Handelsgericht  das  eid- 
liche Oelöbniss  abzulegen,  die  Pflichten  seines  Berufes  ehrlich  und 
^rechtschaffen  zu  erfüllen.  Desgleichen  hat  er  sich  in  disciplinarischer 
Beziehung  der  Jurisdiktion  einer  nach  Yprschrift  des  folgenden  Artikels 
zu  errichtenden  Syndikatskammer  zu  unterwerfen.—  Art.  8.    Im  Laufe 


1)  Eio  Im  Monit.  onW.  Nr.  1  fl867)  mltgethelltet  Telegramm  aas  New- 
Tork  meldet,  dasf  eine  Proklamation  dei  PrSsideuten  Johnson  die  Oleich- 
stelluDg  der  Französischen  Plagge  mit  der  einheimischen  bereits  ausgesprochen 
hat,  woraos  folgt,  dass  ancb  die  Amerikanische  Flagge  in  Zukunft  Ton  allen 
Tofintogeldem  In  den  Französitehen  HIfen  befreit  sein  wird, 
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des  Monats  Aagost  jeden  Jahres  haben  die  inscribirten  M&kler  unter 
sich  die  Mitglieder  zu  wählen ,  welche  für  da»  nächste  Jahr  die  Sjndi- 
katskammer  bilden  sollen.  Die  Organisation  und  die  disziplinarischen 
Befugnisse  dieser  Kammer  sollen  in  einem  Reglement  festgestellt  werd^ 
welches  Yon  dem  Handelsgericht  auf  Grund  eines  Gutachtens  der  Han- 
delskammer oder  der  Bathskammer  fOr  Kunst  und  Gewerbe  für  jeden 
Platz  zu  erlassen  ist.  Dieses  Reglement  unterliegt  der  Genehmigung 
des  Ministers  für  Ackerbau,  Handel  und  öffentliche  Arbeiten.  Die  Syn- 
dikatskammer kann  vorbehaltiich  der  Berufung  an  das  Handelsgericht 
folgende  Strafen  erkennen:  Warnung,  —  zeitweise  Streichung  ans  der 
Liste,  —  definitive  Streichung  aus  der  Liste,  ohne  den  von  dritten  In- 
teressenten anzustellenden  Ci?iiklagen ,  oder  selbst  öffentlichen  Klagen, 
wo  solche  zulässig  sind,  zu  präjudiziren.  Wenn  die  Zahl  der  Mäkler 
zur  Konstituirung  einer  Syndikatskammer  nicht  hinreicht,  so  hat  die 
Handelskammer  deren  Pflichten  zu  erfüllen.  -*.  Art  4.  Oeffentliche 
Waarenverkäufe  an  den  Meistbietenden  und  en  gros,  welche  in  den  ver- 
schiedenen, durch  das  Gesetz  Torgesehenen  Fällen  durch  einen  Mäkler 
Torzunehmen  sind,  können  nur  einem,  in  die  nach  Art  2  aufsustellende 
Liste  eingetragenen  Mäkler  aufgetragen  werden.  In  Ermangelung  einer 
solchen  Liste  hat  der  Präsident  des  Handelsgerichts  auf  Antrag  der 
interessirten  Parteien  einen  Mäkler  zu  bezeichnen.  —  Art.  6.  In  Er- 
mangelung einer  Uebereinkunft  der  Parteien  in  Betreff  der  Ernennung 
von  Sachverständigen  können  zur  Abschätzung  von  in  allgemeinen  Ma- 
gazinen gelagerten  Waaren  inscribirte  Mäkler  herangezogen  werden. 
Beansprucht  der  Mäkler  in  diesem  Falle  mehr  als  eine  Yakation,  so 
erfolgt  die  Feststellung  durch  den  Präsidenten  des  Handelsgerichts  end- 
gültig und  kostenfrei.  —  Art.  6.  Der  Mäkler,  welcher  mit  der  Vornahme 
eines  öffentlichen  Verkaufes  oder  mit  der  Abschätzung  von  in  einem 
allgemeinen  Magazin  gelagerten  Waaren  beauftragt  ist,  kann  auf  eigene 
Rechnung  keine  der  Waaren  erwerben,  mit  deren  Verkauf  oder  Ab- 
schätzung er  betraut  ist  Der  Mäkler,  welcher  gegen  diese  Bestimmung 
verstösst,  soll  auf  Antrag  der  interessirten  Partei  oder  von  Amtswegen 
durch  Disziplinar- Erkenntniss  des  Handelsgerichts,  gegen  welches  eine 
Berufung  nicht  zulässig  ist,  aus  der  Mäklerliste  gestrichen  und  nicht 
wieder  in  dieselbe  eingetragen  werden,  ohne  dass  dadurch  der  Schaden- 
ersatzklage der  Parteien  präjudizirt  wird.  —  Art  7.  Jeder  Mäkler, 
welcher  mit  einem  Kourtagegeschäft  beauftragt  wird,  bei  welchem  er 
I>ier8ÖnIich  interessirt  ist,  ohne  davon  die  Partei,  welcher  er  als  Ver- 
mittler dient,  in  Kenntniss  zu  setzen,  soll  vor  das  Zuchtpolizeigericht 
gestellt  und  mit  einer  Geldbusse  von  500  bis  8000  Frcs.  bestraft  werden, 
ohne  dass  dadurch  der  Klage  der  Parteien  auf  Schadenersatz  präjudizirt 
wird.  War  dieser  Mäkler  in  die  Liste  eingetragen,  so  ist  er  aus  der- 
selben zu  streichen  und  nicht  wieder  aufzunehmen.  —  Art  8.  Die 
Mäklergebühren   für  öffentliche  Käufe  und  der  Betrag,  welchen  der 
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Mäkler  ffir  jede  Yakation  bei  Absch&tzang  von  Waaren  in  allgemeinen 
Magazineu  zu  fordern  liat,  sollen  auch  in  Zokanft  für  jeden  Ort  durch 
den  Minister  für  Ackerbau,  Handel  und  öffentliche  Arbeiten  nach  An- 
hörung des  Handelsgerichts  festgestellt  werden.  —  Art  9.  In  jeder 
Stadt, ^ wo  eine  Waarenbörse  ezistirt,  wird  der  Waarenkurs  Ton  den 
inscribirten  M&klern,  wenn  esthunlich  ist,  in  Gemeinschaft  mit  einer 
gewissen  Zahl  nicht  inscribirter  Mäkler  und  Efiufleute  des  Platzes  in 
einer,  durch  Reglement  der  öffentlichen  Verwaltung  vorzuschreibenden 
Form  festgestellt. 

T  itel  IL  regelt  die  Entschädigung  der  zur  Zeit  fungi- 
renden  Mäkler.  Nach  Art.  II  soll  die  Entschädigung  dem  Werthe 
des  Mäklergeschäfts  an  dem  betreffenden  Platze  entsprechen,  welcher 
nach  dem  Durchschnittspreise  der  in  den  letzten  sieben  Jahren  vor  dem 
1.  Juli  1864  bewirkten  Cessionen  von  Geschäften  dieser  Art  zu  bestim- 
men ist.  —  In  denjenigen  Städten,  wo  in  den  letzten  sieben  Jahren 
keine  Amtsübertragung  stattgefunden  hat,  sowie  für  diejenigen  Geschäfte, 
welche  am  1.  Juli  1864  noch  in  den  Hängen  eines  ernannten  Mäklers 
waren,  hat  die  Kommission  die  Entschädigung  festzusetzen,  welche  in- 
dess  den  4fachen  Betrag  des  durchschnittlichen  Jahresgewinnes  des 
Geschäftes  in  den  sieben  Jahren  vor  dem  I.Juli  1864  nicht  abersteigen 
soll.  —  Das  Entschädigungsverfahren  erfolgt  unter  Leitung  einer  Spe- 
cial-Kommission. ~  Von  den  durch  diese  Kommission  festzustellenden 
Entschädigungen  sind  nach  Art  17  zu  zahlen :  1)  ein  Viertel  haar  am 
1.  Januar  1867;  2)  die  drei  anderen  Viertel,  vom  1.  Januar  1867  ab 
gerechnet,  in  zehn  veräusserlichen  Jahresrenten,  bestehend  eine  jede 
aus  4V8  pCt.  Zinsen  und  dem  die  Verbindlichkeit  des  Staates  nach 
demselben  Zinsfuss  in*  10  Jahren  tilgenden  Amortisationsfonds.  Nach 
Art.  18  erfolgt  die  Zahlung  des  Viertels  der  Entschädigungen  durch 
den  StaatSHchatz ,  und  wird  diesem  das  Kapital  nebst  Zinsen  zu  4  pGt 
vom  Jahi;e  1867  ab  zurück  erstattet  Die  Zahlung  der  Jahresrenten 
wird  durch  folgende  Hülfsquellen  sicher  gestellt:  1)  den  Betrag  der 
von  den  inscribirten  Waarenmäklem  nach  Art  2  zu  zahlenden  Inscrip* 
tionsgebühren;  2)  den  Ueberschuss  des  Hanptertrages  und  der  zusätz- 
lichen Centimen  der  in  Gemässheit  des  Artikel  20  von  den  daselbst 
genannten  Gewerbesteuerpflichtigen  zu  entrichtenden  Taxen  aber  den 
Ertrag  der  im  Jahre  1866  von  denselben  Gewerbesteuerpflichtigen  er- 
hobenen Taxen.  Im  Falle  die  gedachten  Halfsquellen  unzureichend 
sein  sollten ,  wird  durch  ein  besonderes  Gesetz  fOr  Mittel  und  Wege 
gesoi|;t  werden.—  Art.  20  lautet:  Die  Gewerbesteuerpflichtigen,  welche 
in  der  Gesetzgebung  über  die  Gewerbesteuer  unter  folgenden  Bezeich- 
nungen aufgeführt  sind :  Waarenkommissionaire,  Waarenmäkler,  Factoren 
von  Lebensmitteln  und  Waaren  und  Handelsrepräsentanten,  sowie  alle 
Personen,  welche  Käufe  und  Verkäufe  von  Waaren  vermitteln,  oder 
Waaren  aufRechnung  Dritter  kaufen  oder  verkaufen  und  deren  Gewerbe 


Digitized  by 


Google 


500  Iflscdlen. 

nidit  ansdrflcklich  ia  dem  Tarif  ro  den  Gesetzen  ttber  die  Gewerbesteuer 
genannt  ist,  sollen  vom  Jahre  1867  ab  folgenden  Gewerbeabgaben  unter- 
worfen sein: 

xa  Paris 400Frc8. 

in  St&dten  über  60,000  Einwohner 800    „ 

in  Städten  Ton  80,000  bis  60,000  Einwohner  ond  in 
Städten  Ton  16  bis  80,000  Einwohner,  welche  eine 

wirkliche  Niederlage  haben 200    „ 

in  den  Städten  von  16  bis  80,000  Seelen  nnd  in  den 
abrigen  Städten  einer  geringeren  BeTOlkerongszahl, 
welche  eine  wirkliche  Niederlage  haben  (entrepot  röel)    150    „ 

in  allen  anderen  Gemeinden 75    ^ 

Proportional  -  Abgabe  6'/t  pCt.  —  Wenn  die  Geschäfte,  mit  deren 
Aasfibang  oder  Vermittelnng  sich  die  oben  anfgefährten  Gewerbesteuer- 
Pflichtigen  befassen,  gewöhnlich  den  Verkauf  Ton  Waaren  an  Detaillisten 
oder  Konsomenten  zum  Gegenstand  haben,  so  sind  die  unter  die  4.  Klasse 
des  dem  Gesetze  vom  24.  April  1844  angeschlossenen  Tarifs  A.  fallen* 
den  Gewerbesteuern  zu  entrichten. 


Deolaratlon  su  dem  Vertrage  swlsohen  Frankreloli, 
England,  Belgien  nnd  den  Ifiederlanden  vom  8.  TSfo- 
Tember  1864,  betrefPsnd  die  Ergebnisse  der  au  Köln  vor- 
genommenen Versuche  im  Raffiniren  von  Roh- 
Buoker.  —  Nachdem  die  Regierungen  von  Grossbritannien,  Belgien, 
Frankreich  und  den  Niederlanden  Kommissäre  ernannt  haben,  um  die 
Ergebnisse  der  durch  Art  II.  der  üebereinkunfl  Tom  8.  November  1864 
aber  die  Besteuerung  des  Zuckers  yorgeschriebenen  Versuche  im  Raffi- 
niren zu  konstatiren,  und  nachdem  durch  diese  Kommissäre  in  einer 
am  20.  September  d.  J.  abgehaltenen  Konferenz  eine  Tabelle  übet  das 
Ausbringen  der  verschiedenen  Klassen  von  Rohzucker  aufgestellt  wor- 
den ist ,  haben  die  Unterzeichneten ,  mit  gehöriger  Tollmacht  hierzu 
versehen,  in  AnsfOhrung  des  Art.  III.  der  gedachten  üebereinkunft  und 
nachdem  sie  von  dem  Protokolle  der  erwähnten  Konferenz  Kenntniss 
genommen  haben,  vereinbart,  was  folgt: 

Art.  I.  Das  Minimum  des  Ausbringens  Ton  Zuckern  beim  Raffi- 
niren wird  per  100  Kilogramm  Rohzucker,  wie  folgt,  festgestellt: 

Serien-Nummern  der  Raffinirter  Zucker 

Holländischen  Proben  (types):  in  Broden: 

18  I  Kilo. 

17  ( 94 

16  j 
16  / 
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Serien-Nümmeni  der  Balfiairter  Zneker 

Hollftndiflcben  Proben  (types):  in  Broden: 

14  X  Kilo. 

12  f Ö8 

11 
10 

;( ■■" 

anter     7 67 

Art.  II.  Die  gegenwärtige  Vereinbarung  soll  toa  dem  1.  Mai  1867 
ab  in  Kraft  treten  nnd  w&brend  der  Dauer  der  üebereinknnft  vom 
8.  November  1864  in  Geltung  bleiben.  Die  Ansfabmng  der  vorsteben- 
den  Bestimmungen  unterliegt,  so  weit  es  erforderlich ,♦  der  ErfOllung 
der  verfassungsmassig  bestehenden  Förmlichkeiten  und  Vorschriften, 
Seitens  derjenigen  vertragenden  Staaten,  denen  es  obliegt,  solche  in 
Anwendung  zu  bringen. 

Geschehen  zu  Paris,  den  20.  November  1866. 
(Folgen  die  Unterschriften.) 

(Pr.  H.  Arch.  v.  16.  Mftrz  1867.) 


Erhöhung  des  EinBohusakapitals  der  preusaiBohen  Antheila- 
eigner  der  preuBsisohen  Bank.  ~  G  e  s  e  z :  Wir  Wilhelm  etc.  ver- 
ordnen mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Landtages,  was  folgt: 

§.  1.  Der  Chef  der  Bank  ist  ermächtigt,  eine  Erhöhung  des  Ein- 
schusskapitals der  Bankantheilseigner  um  Fünf  MiUionen  Tbaler  anzu- 
ordnen. In  diesem  Falle  treten  an  Stelle  der  im  §.  11  der  Bankordnung 
vom  5.  Oktober  1846  vorbehaltenen  anderweitigen  Regulirung  des  Theil» 
nahmeverhältnisses  des  Staats  und  der  Bankantheilseigner  am  Gewinne 
der  Bank  folgende  Bestimmungen  in  Kraft :  1)  Der  Reservefonds  (§.  18 
der  Bankordnung)  soll  dreissig  Procent  des  Einschusskapiials  der  Bank- 
antheilseigner nicht  obersteigen.  Wenn  der  Gewinn  bei  Verkäufen  der 
Effektenbestände  der  Bank  —  §.  5  des  Gesezes  vom  7.  Mai  1866  —  und 
das  nach  g.  6.  Nr.  1  desselben  Gesezes  für  den  Reservefonds  bestimmte 
Sechstheil  des  reinen  Gewinnes  der  Bank  in  einem  Jahre  mehr  betrfigt, 
als  zur  Ergänzung  des  Reservefonds  bis  zu  dreissig  Procent  des  Ein- 
Bchusskapitals  der  Bankantheilseigner  erforderlich  ist,  so  soll  der  Mehr- 
betrag der  Dividende  zuwachsen.  2)  Ein  beiTermehrung  des  Einschuss- 
kapitals  der  Bankantheilseigner  einkommendes  Aufgeld  fliesst  zum  Re- 
servefonds. 8)  Die  Eigner  der  aber  die  Fttnf  Millionen  Thaler  auszu- 
fertigenden Bankantheilsscheine  haben  gleiche  Rechte  mit  den  Bankan* 
theilseSgnem.  4)  Sofern  die  Vermehrung  des  Einschusskapitals  der 
Bankantheilseigner  um  Fanf  Millionen  Thaler  gegen  ein  von  der  Bank- 
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venraltoog  festzntesendes  Aufgeld  geschiebt,  soll  den  am  Tage  dei*  be- 
BcbloBsenen  Yermehrang  des  Einschasskapitals  in  den  Stammbachem 
der  Bank  eingetragenen  Bankantheilseignern  ein  innerhalb  eines  Monats 
nach  der  durch  Uebergabe  rekommandirter  Briefe  an  die  Post  erfolgten 
Aufforderung  geltend  zu  machendes  Vorzugsrecht  in  der  Art  zustehen, 
•dass  jedem  Bankantheilseigner  auf  je  drei  ihm  gehörige  Bankantheile 
gegen  Einzahlung  von  Eintausend  Thalem  nebst  Aufgeld  ein  neuer  Bank- 
antheil  ausgehändigt  wird. 

§.  2.  Der  Minister  f&r  Handel ,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten, 
Chef  der  Preussischen  Bank,  ist  mit  der  Ausführung  dieses  Gesezes  be- 
auftragt. 

Berlin,  den  24.  September  1866. 

Wilhelm. 

Aufhebung  der  preoss.  Verordnung  vom  18.  Mai  1866  über 
die  Qründung  öffontlicher  Darlehenskassen  und  die  Ausgabe 
▼on  Darlehnskassensoheinen.  (Vom  27.  September  1866.)  —  Wir 
Wilhelm  etc.  verordnen,  nachdem  das  Haus  der  Abgeordneten  der 
auf  Grund  des  Art.  68  der  Yerfassungsurkunde  vom  81.  Januar  1850 
erlassenen  Verordnung  vom  18.  Mai  d.  J.  aber  die  Gründung  öffentlicher 
Darlehnskassen  und  die  Ausgabe  von  Darlehnskassenscheinen  die  nach- 
trägliche Genehmigung  versagt  hat,  was  folgt:  §.  1.  Die  unter  dem 
18.  Mai  d.  J.  erlassene  Verordnung  Ober  die  Gründung  öffentlicher  Dar- 
lehenskassen und  die  Ausgabe  von  Darlehnskassenscheinen  wird  aufge- 
hoben. §.  2.  Das  Staatsministerium  wird  mit  der  Ausführung  dieser 
Verordnung  beauftragt. 


Massregeln  gegen  die  Sinsohleppung  und  Verbreitung  der 
Binderpest  in  Belgien.    (Mon.  Beige  No.  76.) 
Leopold  IL, 

Allen  Gegenwärtigen  und  ZukOnftigen  etc.  etc. 

Nach  Einsicht  des  Gesezes  vom  7.  Februar  1866  bezaglich  der  gegen 
den  ansteckenden  Typhus  zu  ergreifenden  Massregeln; 

nach  anderweiter  Einsicht  der  Königlichen  Beschlösse  vom  8.  und 
9.  Februar,  10.  M&rz,  1.  und  15.  April  und  26.  November  1866, 
27.  Januar,  3.  und  8.  Februar  1867; 

§.  1.   Verbot  bei  der  Ein-  und  bei  der  Durchfuhr. 
Art.  1.    Es  sind  verboten: 

1)  auf  der  Seegrenze  und  auf  der  nördlichen  und  östlichen  Land- 
grenze von  Enock^  (Westflandem)  nach  Athus  (Luxemburg)  die  Ein- 
und  die  Durchfuhr  des  Rindviehs  aller  Art,  sowie  derH&ute  und  Felle, 
des  Fleisches  und  der  sonstigen  von  diesen  Thieren  herrührenden  Ab- 
gftnge  und  Abf&Ue  in  frischem  Zustande; 
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2)  auf  der  8ee(^enze  und  auf  den  nördlichen  ond  östlichen  Land- 
grenzen, Ton  der  See  bis  Welkenrardt  (ProYinz  Lfittieh)  der  Ein-  und 
der  Durchgang 

A.  der  nicht  zor  Gattung  des  Rindviehes  gehörigen  Thiere  aus 
der  Ordnung  der  Wiederkäuer  und  der  Schweine,  sowie  der 
Häute  und  Felle,  des  Fleisches  und  der  sonstigen  Abf&Ue  und 
Abgänge  you  diesen  Thieren  im  frischen  Zustande; 

B.  des  Strohs,  des  Heus  und  andern  Ranohfutters ,  des  Stall- 
dangers, ^r  gebrauchten  Stallgeräthschaften,  der  Häute  und 
Felle  Tom  Bindvieh,  mit  Ausnahme  der  trockenen,  der  Haare, 
der  Homer  und  Homspitzen,  der  Knochen,  selbst  in  trockenem 
Zustande,  der  alten  Kleider  und  der  Lumpen,  alle  diese  Gegen- 
stände, wenn  sie  aus  den  Niederlanden  eingehen. 

§.2.   Aufnahme  des  Yiehs  etc. 

Art.  2.  In  den  Ton  Unserem  Minister  des  Innern  bezeichneten  Ge- 
meinden sind  die  Einwohner  yerpflichtet,  bei  dem  Bftrgermeister  oder 
dessen  Stellvertreter  innerhalb  fünf  Tagen  die  Zahl  des  Rindviehs,  das 
sich  in  ihrem  Besiz  befindet,  sowie  die  Zeit,  seit  welcher  sie  die  ein- 
zelnen Stacke  desselben  besizen,  anzumelden. 

Art  8.  Unter  Mitwirkung  deir  Bargermeisters  oder  dessen  Stellver- 
treters ist  ein  Inventarium  aufzunehmen,  mittelst  dessen  sich  die  Iden- 
tität Jedes  einzelnen  Stückes  des  in  Gemässheit  des  vorstehenden  Artikels 
angemeldeten  Rindviehes  feststellen  lässt  Ausserdem  ist  das  Yieh  mit- 
telst eines  ghkhenden  Eisens  mit  einem  durch  den  Bürgermeister  zu  be- 
stimmenden Zeichen  zu  versehen. 

Art  4.  Die  Besizer  von  Rindvieh  müssen  innerhalb  vier  und  zwan- 
zig Standen  bei  dem  Bürgermeister  oder  dessen  Stellvertreter  jede  in 
ihrem  Yiehstande  in  Folge  eines  Verkaufs,  des  Absterbens,  oder  der 
Uebertragung,  oder  bei  einem  neuen  Zugange  durch  Kauf  oder  sonst  ein- 
tretende Veränderung  anzeigen,  damit  hiemach  die  Eintragung  im  In- 
ventarium berichtigt  wird. 

Art  6.  Dieselben  Besizer  von  Rindvieh  müssen  sich  in  der  Zeit 
zwischen  Sonnenauf-  und  Untergang  die  Aufnahme,  Besichtigung  und 
Legitimation  ihres  Viehs  gefallen  lassen. 

Die  Aufnahme  in  den  Ställen  kann  jedoch  nur  auf  Ermächtigung 
des  Bürgermeisters  oder  auf  Anordnung  des  Arrondissementskommissars 
oder  der  Provinzialregierung  stattfinden. 

Art.  6.  Bis  auf  weitere  Bestimmungen,  und  unbeschadet  der  auf 
die  angesteckten  oder  von  der  Ansteckung  bedrohten  Gemeinden  anwend- 
baren besondem  Massregeln,  darf  kein  Stück  Rindvieh  aus  dem  Gebiet 
einer  der  in  Gemässheit  des  Art  2  bezeichneten  Gemeinden  weggeführt, 
noch  dahin  eingeführt,  verkauft  oder  vertauscht  werden,  sofem  nicht 
durch  ein  von  dem  Bürgermeister  des  Abgangs-  oder  Aufenthaltsortes 
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nadi  de«  T^rgeechriekenen  Muit«r  aaige8t«Ute8  ZeugnMS  nadigcwiesen 
wW,  dass  das  Vith  gesund  ist  und  dass  der  leate  Eigenthümer  dasaelbe 
während  einer  Zeit  von  wenigstens  zwei  Monaten  bei  voller  Gesundheit 
besessen  hat. 

Art.  7.  Jedes  in  den  Stillen,  auf  den  WeideplÄaen  oder  an  irgend 
einem  anderen  Orte  auf  dem  Gebiet  einer  der  gedachten  Gemeinden  an- 
getroffenes Stück  Rindvieh,  dessen  geeezliches  Vorhandensein  nicht  durch 
das  iDventarium  oder  dufch  ein  vollgültiges  Zeugniss  nachgewieeen  ist, 
wird  festgenommen  und  unter  der  Aufsicht  eines  öfEentlichen  Thierarztes 
und  auf  Kosten  des  EigenthOmers  an  eiaem  abgesperrten  Orte  fünfzehn 
Tage  lang  in  Verwahrung  gekalten. 

Ist  Verdacht  vorhanden,  dass  dasselbe  vom  Typhus  angesteckt  oder 
verbotswidrig  aus  einem  Lande  eingeführt  worden  ist,  wo  diese  Krank- 
heit grassirt,  so  mnss  es,  in  Gem&ssheit  der  Anordnungen  über  den 
Gegenstand,  ohne  Entschädigung  getötet  werden. 

Art  8.  Die  IMstiffwnnng-  des  sweiten  Alinea  des  vorstehenden  Ar- 
tikels findet  auch  auf  andere  zu  der  Ordnung  der  Wiederk&uer  gehö- 
rige Thiere  statt,  gegen  die  der  Verdacht  vorhanden  ist,  dass  sie  ver- 
botswidrig aus  einem  von  der  Seuche  heimgesuchten  Lande  eingeführt 
worden  sind. 

§.  3.  Von  der  Viehseuche  heimgesuchte  Orte. 

Art  9.  In  den  Gemeinden,  in  welchen  der  ansteckende  Typhus 
grassirt,  ist  der  Eiup  und  Ausgang  des  Rindviehs  and  anderer  zur  Ord- 
nung der  Wiederk&uer  gehörigen  Thiere  verboten.  Den  ümst&nden  nach 
wird  dies  Verbot  auch  bezüglich  der  andern  Hausthiere,  sowie  derje- 
nigen Materialien,  wie  Stroh,  Stalldünger,  RauchfuUer  etc.  verh&ngt, 
welche  geeignet  sind,  die  Viehseuche  zu  verbreiten.  Dies  Verbot  wird 
erst  dreissig  Tage  nach  denjenigen,  an  welchem  der  lezte  Krankbeits- 
fall  in  der  Gemeinde  vorgekommen,  aufgehoben. 

Art.  10.  Das  Verbot,  von  dem  im  vorstehenden  Artikel  die  Rede 
ist,  kann  entweder  auf  einen  Theil  des  Gebiets  der  angesteckten  Ge* 
meinden  eingeschränkt  oder  ganz  oder  theilweise  auf  Grenzgemeinden 
ausgedehnt  werden. 

Art  11.  Der  Eingang  des  zur  Coosumtion  bestimmten  SeUacht- 
viehs  kann  in  denjenigen  angesteckten  Gemeinden  gestattet  werdm,  wo 
diese  Massregel  als  nothwendig  erkannt  wird,  unter  der  Bedingung  je* 
doch,  dass  das  eingebrachte  Vieh  daselbst  innerhalb  vierundswanzig 
Stunden  geschlachtet  wird.  In  den  in  der  gegenwärtigen  Bestimmung, 
sowie  in  den  Bestimmungen  des  %,  2  Art  9  und  Art.  10  vorgesehenen 
F&llen  wird  Unser  Minister  des  Innern  auf  den  Bericht  des  Provinzial« 
gouverneurs  entscheiden. 

Art.  12.  Die  Ackerhöfe,  Stftlle,  Wiesen  und  andere  Orte,  wo  der 
ansteckende  Typhus  ausgebroohen  ist,  müssen  deifestalt  abgesperrt 
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werden,  dass  die  Yerbreitiing  Terhindert  wird.  Es  ist  Terboteo,  aus  den- 
selben  die  Haosthiere,  welche  sich  iq  dem  Augenblick  des  Ansbnichs 
der  Yiehseache  daselbst  befinden,  mit  Ausnahme  der  Pferde,  wegzu- 
fahren und  Ton  diesen  Thieren  herrührende  Abg&nge  und  Abfälle,  sowie 
Stroh,  Eanchfntter,  Dünger  und  andere  Gegenstände  aus  denselben  aus- 
zuführen, welche  geeignet  sind ,  die  Krankheit  zu  verbreiten. 

Art.  13.  Yorbehaltlich  der  in  obigem  Art.  9  enthaltenen  Vor- 
schriften können  die  in  Gemässheit  des  Art.  12  getroffenen  Anordnungen 
dreissig  Tage  nach  Vollendung  aller  Desinfectionsmassregeln  auf  schrift- 
liche Anordnung  des  Bürgermeisters  der  Gemeinde  zurückgenommen 
werden. 

Art.  14.  An  den  Orten,  wo  der  ansteckende  Typhus  geherrscht  hat, 
können  Rindvieh  und  andere  zur  Ordnung  der  Wiederkäuer  gehörige 
Thiere  nur  auf  Ermächtigung  des  Provinzialgouvemeurs  und  nur  nach 
Verlauf  von  wenigstens  fünf  und  vierzig  Tagen,  von  dem  lezten  Krank- 
heitsfalle und  der  VoUeadung  der  Besinfectionsarbeitea  ab  gerechnet, 
eingeführt  werden. 

g.  4.  Märkte. 

Art.  15.  Bis  auf  weitere  Anordnungen  sind  die  Märkte ,  in  soweit 
als  sie  die  Ausstellung  des  Rindviehs  aller  zum  Verkauf  oder  den  Ver- 
kauf derselben  zum  Gegenstande  haben,  verboten.  Von  der  vorstehenden 
Bestimmung  sind  ausgenommen:  die  gesezlich  eingerichteten  Märkte  in 
den  Städten  Antwerpen,  Brüssel,  Löwen,  Brügge,  Courtrai,  Gent,  Mens, 
Tonniai  und  Lattich,  unter  dem  Vorbehalte,  dass  auf  denselben  nur  zur 
C<msumtioB  bestimmtes  fettes  Vieh  feilgeboten  und  verkauft  werden  darf, 
und  daas  clie  Führer  des  Viehs  mit  einem  von  dem  Bürgermeister  des 
Orts  der  Herkunft  ausgestellten  Ursprungs-  und  Gesundheitscertifikat 
versehen  sind. 

Art  16.  Den  im  ersten  Alinea  der  vorstehenden  Bestimmung  ver- 
botenen Märkten  ist  gleichgestellt  die  Znsammenbringung  von  Vieh,  das 
verschiedenen  Eigenthümem  gehört,  und  das  ohne  Unterschied  des  Zwecks 
an  öffentlichen  Orten  oder  in  abgesperrten  Räumen ,  in  Ställen  oder 
Sdiuppen  zusammengetrieben  wird. 

Art.  17.  Die  im  zweiten  Alinea  des  Art.  16  erwähnten  Certifikate 
ftind  nur  für  die  Zeit  ven  sechs  Tagen  gttltig,  von  dem  Tage  an  gerech- 
net, wo  der  Markt  abgehalten  wird.  Die  Thiere,  welche  daselbst  ver- 
kauft werden,  müssen  innerhalb  derselben  Zeit  geschlachtet  -werden  und 
zur  Oonsumtion  gelangen. 

§.  5.  Tödtung  der  kranken  oder  verdächtigen  Thiere. 
Art.  18.    Das  Rind-  und  Schaafvieh,  welches  mit  dem  ansteckenden 
Typhus  behaftet  oder  dessen  verdächtig  ist,  wird  auf  die  Meldung  des 
Thierarztes  des  Gouvernements ,  in  welchem  das  Vorhandensein  der 
Krankheit  konstaürt  ist,  getödtet. 
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Die  Tftdtniig  findet  statt: 

1)  was  die  kranken  Thiere  betrifft,  anf  die  Anordnung 
des  Borgermeisters  der  Gemeinde,  der  Mitglieder  der  Ackerbaa- 
kommission,  des  Arrondissementskommissars  oder  des  Provinzial- 
goaTemeors; 

2)  was  die  T«rd&chtigen  Tiiiere  betrifft,  wegen  ihrer 
nahen  Berührung  oder  Begattung  mit  kranken  Thieren,  auf  die 
Anordnung  des  Provinzialgouvemeurs ; 

8)  was  diejenigenXhiere  betrifft,  welche,  ohne  in  naher 
Berührung  mit  angesteckten  Thieren  gewesen  zu  sein,  noch  mit 
solchen  sich  begattet  zu  haben,   nichtsdestoweniger  wegen  ihres 
Aufenthalts  in  der  unmittelbaren  N&he  des  Ansteckungsheerds 
als  Yerd&ohtig  betrachtet  werden  k<)nnen,  so  erfolgt  die  Tödtnng, 
wenn  sie  nöthig  erscheinen  möchte,  auf  Anordnung  Unseres  Mi- 
nisters des  Innern. 
Den  verdächtigen  Thieren  sind,  was  die  Tödtnng  betrifft,  dasjenige 
Rind-  und  Schaafvieh  gleichzustellen,  hinsichtlich  dessen  der  Verdacht 
Torliegt,  dass  sie  yerbotswidrig  aus  einem  Lande,  wo  der  ansteckende 
Typhus  grassirt,  eingeführt  worden,  und  welche  als  solche  in  Gemäss- 
heit  der  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Beschlusses  mit  Beschlag  be- 
legt worden  sind. 

Art.  19.  Die  Tödtung  muss  unter  Zuziehung  eines  Polizeibeamtea 
und  in  Gegenwart  des  Regierungsthierarztes,  nach  Vorschrift  des  König- 
lichen Beschlusses  vom  22.  Mai  1854  und  der  Instruktionen  Unseres 
Ministers  des  Innern  erfolgen,  welcher  leztere  auch  die  bei  der  Ver- 
grabung  oder  bei  dem  Verkauf  der  getödteten  Thiere  zur  Cönsumtion 
zu  beobachtenden  Regeln,  sowie  die  Massregeln  zur  Desinfektion  der 
St&lle  Torschreiben  wird. 

Es  wird  jedoch  vorausgesezt, 

1)  dass  die  Vergrabung ,  sowohl  der  verendeten ,  wie  der  kranken 
und  getödteten  Thiere,  soweit  möglich,  nach  den  im  Art.  6  des 
Rathsbeschlnsses  vom  16.  Juli  1784,  sowie  in  dem  Cirkular  vom 
23.  Messidor  des  Jahres  V  vorgeschriebenen  Regeln  erfolgen  muss ; 

2)  dass  nur  dasjenige  Fleisch  zur  Cönsumtion  gelangen  darf,  welches 
von  Thieren  herrührt,  bei  denen  die  ärztliche  Untersuchung  das 
Dasein  von  Verlezungen,  wie  die  Krankheit  sie  erzeugt,  nicht  hat 
erkennen  lassen; 

8)  dass  die  Desinfektionsvorrichtung  auf  Kosten  des  Eigenthü- 
mers  und  unter  Mitwirkung  der  Gemeindeverwaltung  unter  der 
Leitung  des  Regierungsthierarztes  erfolgen  muss,  welcher  leztere 
erforderlichen  Falls  ein  Protokoll  über  die  Gegenstände  aufsu- 
nehmen  hat,  deren  Vernichtung  als  nothwendig  erkannt  worden  ist» 
Art  20.  Dem  Eigenthümer  wird  eine  Entschädigung  von  zwei 
Drittbeilen  des  Werths  des  getödteten  Thieres  zuerkannt: 


Digitized  by 


Google 


MisceUen.  5Q7 

1)  wenn  derselbe  sogleidi  beim  Aaftreteo  der  Krankheit  den  Be- 
stimmiingeii  der  Art.  459.  n.  folg.  des  Strafgesesbaches ,  sowie 
allen  geseilichen  Yorsc^riflen  in  Sachen  der  Oesondheitspolizei 
nachgekommen  ist; 

2)  wenn  er  sogleich  zu  Anfang  der  Krankheit  die  Dazwisehenknnft 
des  Thierarstes  in  Ansprach  genommen  hat; 

8)  wenn  aof  ihn  nicht  die  Art.  7  und  8  des  gegenwirtigen  Beschlusses 

in  Anwendung  zu  bringen  sind; 
4)  wenn  er  einen  Monat  vor  der  Erscheinung  der  ersten  Krankheits- 
zeichen alle  diejenigen  Thiere,  an  welchen  das  Dasein  des  an- 
steckenden Typhus  konstatirt  worden  ist ,  in  gutem  Gesundheits- 
zustande besessen  hat. 
Art.  21.    Der  Werth  des  Viehs  im  gesunden  Zustande  wird  beim 
ersten  Besuch  von  dem  Begierungsthierarzt ,  und  tot  der  TOdtung  Ton 
zwei  von  dem  Bargermeister  der  Gemeinde  ernannten  und  vereideten 
Sachverständigen  festgestellt. 

Der  Durchschnittsbetrag  der  Taxe  dient  zur  Grundlage  für  die  Er- 
mittelung der  Entschädigung. 

Die  AbschäzOng  kann  jedoch  erforderlichen  Falls  in  Uebereinstim- 
mung  mit  der  Vorschrift  des  §.  2  Art.  7.  des  Königlichen  Beschlusses 
vom  22.  Mai  1854  der  Revision  unterworfen  werden. 

Art.  22.    Die  EigenthQmer  und  Besizer  von  Vieh  sind  verpflichtet| 
ihr  Vieh  von  den  hierzu  entweder  von  dem  Minister  des  Innern,  oder 
von  Thier&rzten  revidiren  zu  lassen,  welche  von  einem  kraft  Nr.  1.  Art  18 
zur  Tödtung  des  kranken  Viehs  ermächtigten  Beamten  requirirt  sind. 
Art.  28.    Es  ist  verboten: 

a)  unbeachtet  der  in  dem  gegenwärtigen  Beschluss  enthaltenen  Vor- 
schriften ,  vom  ansteckenden  Typhus  behaftetes  oder  dieser  Be- 
haftung  verdächtiges  Rindvieh  oder  andere  Thiere  au  tödten  oder 
tödten  zu  lassen; 

b)  Cadaver  oder  Abfälle  von  Thieren,  welche  von  dem  ansteckenden 
Typhus  behaftet  oder  dieser  Behaftung  verdächtig  gewesen,  sowie 
davon  befleckte  Gegenstände,  deren  Zerstörung  nach  Vorschrift 
des  obigen  Art.  19  und  nach  den  in  diesem  Artikel  erwähnten 
Instruktionen  angeordnet  gewesen,  ganz  oder  theilweise,  und  ohne 
unterschied  zu  welchem  Gebrauch,  bei  Seite  zu  schaffen  oder  aus- 
zugraben. 

§.  6.   Quarantaine  fQr  das  zur  Mästung  bestimmte  Vieh. 

Art.  24.  Die  Bestimmungen  der  Art  2,  8,  4,  6,  6  und  7  des  gegen- 
wärtigen Beschlusses  finden  auf  diejenigen  Anwendung,  welche  sich  mit 
der  Mästung  des  Viehs  (wie  Branntweinbrenner,  Zuckerfabrikanten,  Brauer, 
Weidebesizer  und  andere)  beschäftigen,  ohne  unterschied  der  Gemeinde» 
wo  sie  dieses  Gewerbe  betreiben. 

Z«ltMhr.  t  StMtiw.  1867.    lU.  Heft  33 
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In  dem  Falle,  wo  ihr  Yiek  naeh  den  Torhergdiendett  Yonehiiften 
bereits  aufgenommen  gewesen,  ist  das  InTentariam  naob  Yorschrift 
des  Art.  8.  des  gegenwärtigen  Beschlusses  aofnistellen ,  ohne  dass  die 
Interessenten  zu  der  im  Art  2.  vorgeschriebenen  yorgftngigea  Anmel- 
dung Terpflichtet  sind. 

Art  25.  Kein  Yieh  kann  in  die  St&lk  eingebracht  oder  an  den  zur 
Mästung  bestimmten  Orten  eingestellt  und  mit  den  anderen  daselbst  be- 
findlichen Thieren  zusammengebracht  werden,  wenn  es  nicht  vorher 
einer  fttnfsehnt&gigoi  Quarantaine  in  einer  abgesperrten  Lokalität  unter- 
worfen und  von  besondem  Seitens  des  Bürgermeisters  der  Gemeinde 
nach  Yorschrift  der  Instruktionen  unseres  Ministers  des  Innern  beauf- 
tragten Personen  bedient  worden  ist 

Art  "26.  Eine  Ortsver&nderung  darf  mit  dem  unter  Quariuntaine 
gestellten  Yieh  nur  auf  schriftliche  Erklärung  der  Begierongsthiedlrste, 
die  Beseheinigung  enthaltend,  dass  dasselbe  kein  Krankheitssymptom 
darbiete,  und  nachdem  es  wiederholt  mit  einem  Brandzeichen  voraehen 
worden,  vorgenommen  werden. 

Hiervon  ist  im  Inventarium  Yermerk  zu  machen. 

§.7.  Yerdftchtige  Personen. 

Art  27.  Personen ,  welche  mit  Yieh ,  das  mit  der  Rinderpest  be- 
haftet gewesen,  in  BerOhruDg  gekommen  sind,  oder  sich  an  angesteckten 
Orten  befunden  haben ,  dürfen  vor  Ablauf  von  fünf  Tagen  St&Ile  und 
andere  Lokalitäten,  in  denen  sich  gesunde  Thiere  befinden,  nicht  betreten. 

Yon  der  gegenwärtigen  Bestimmung  sind  diejenigen  Beamten  ans- 
genommen,  welche  im  Fall  dringender  Nothwendigkeit  sich  eines  öffent- 
lichen Dienstes  zu  entledigen  habeto,  und  welche  alle  erforderlichen 
Yorsicfatsmassregeln  gegen  die  Fortpflanzung  der  Ansteckung  getroffen 
haben. 

Art.  28.  Den  Yiehhändlem,  welche  in  Gegenden  wohnen,  wo  die 
Rinderpest  grassirt,  oder  welche  solche  Gegenden  besuchen,  ist  der  Be- 
trieb ihres  Gewerbes  in  Belgien  untersagt 

§.8.    Strafen. 

Art  29.  Die  Uebertretungen  der  Bestimmungen  des  gegenwärtigen 
Beschlusses  werden  mit  den  in  Art  8  und  4  des  Gesezes  vom  7.  Februar 
1866  angedrohten  Strafen  geahndet,  unbeschadet  der  in  Gemässheit  des 
Gesezes  vom  7.  Juli  1866  bezüglich  der  Ausländer,  welche  das  in  Art.  1, 
27  und  28  ausgesprochene  Yerbot  übertreten,  zu  ergreifenden  Massregeln. 

Art.  30.  Die  früher  zur  Ausführung  des  Gesezes  vom  7.  Februar 
1866  getroffenen  und  dem  gegenwärtigen  Beschlüsse  zuwiderlaulenden 
Anordnungen  werden  hiermit  widerrufen. 

Art.  81.  Unser  Minister  des  Innern  ist  mit  der  Ausführung  des 
gegenwärtigen  Beschlusses  beauftragt  (Pr.  Hand.^Arch.) 

Gegeben  in  Brüssel,  den  14.  März  1867. 
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Statürtik  der  gerlohtliohen  Foliaei  im  K5nigreiohe  Bayern 
und  in  einigen  andern  Ländern,  bearbeitet  Ton  Dr.  Georg  Mayr 
(XVI.  Heft  der  Beitrage  zur  Statistik  Bayerns,  herausgegeben  vom 
königl.  statistischen  Bureau),  Manchen  1867.  —  Es  ist  eine  bekannte 
Thatsache,  dass  die  durchschnittliche  Zahl  der  Terbrechen  und  Ver- 
gehen ,  der  Selbstmorde  und  ähnlicher  Handlungen ,  die  vorzugsweise 
von  der  menschlichen  Freithätigkeit  abzuhängen  scheinen,  in  jedem 
Lande  so  lange  in  demselben  Yerhältnisse  zur  Bevölkerung  bleibt,  als 
nicht  grosse  sociale  Krisen  das  Qleichgewicht  verrücken  und  man  hat 
hierauf  Beweise  gegen  das  Bestehen  jener  Freithätigkeit  gebaut,  gerade 
als  wenn  der  Durchschnitt  nicht  eben  die  Eigenthümlichkeit  besässe, 
alles,  was  individuell,  zufällig,  kurz  für  die  Freithätigkeit  charakteri- 
stisch ist,  verschwinden  zu  lassen  und  nur  das  hervorzuheben,  was  als 
das  allgemeine  Gesez,  das  Gewöhnliche  und  stets  Wiederkehrende  in 
der  Reihe  des  Geschehenden  sich  bewährt.  Ffir  die  Freiheit  des  Willens 
beweist  jene  Thatsache  allerdings  nicht  und  vielleicht  hätte  nur  eine 
von  der  modernen  Wissenschaft  am  meisten  angefochtene  Lehre,  jene 
der  christlichen  Kirche  von  der  ErbsOnde  und  Erbschuld,  am  meisten 
Ursache  jenes  Factums  sich  zu  berOhmen,  wenigstens  zeigt  dieses  leztere, 
dass  die  Freiheit  des  Willens  nur  secundär  im  Einzelnen  und  Kleinen 
die  menschlichen  Handlungen  bestimme  und  dass  sie  im  Grossen  und 
Ganzen  durch  die  Natumothwendigkeit  und  die  allgemeine  oder  beson- 
dere Gesclfichte  beherrscht  werden. 

Aber  wie  dem  auch  sei,  jedenfalls  verleihen  die  hier  berührten  in 
den  Kern  des  Menschendaseins  eingreifenden  Fragen  allen  statistischen 
Untersuchungen  über  die  pathologischen  Zustände  des  Yölkerlebens  ein 
hohes  Interesse  und  dasselbe  wächst,  wenn  der  Untersuchende  mit  voller 
Sacbkenntniss  die  Bedeutung  der  Zahlen,  mit  denen  er  arbeitet,  die 
Grenzen  ihrer  Anwendbarkeit,  die  Schlüsse,  zu  denen  sie  berechtigen, 
und  ihre  Beziehungen  tu,  andern  statistischen  Angaben  klar  erkennt  und 
entwickelt 
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Dieses  sind  auch  die  Yorzflge  des  Baches,  das  wir  hier  anseigeiii 
wie  fast  der  ganzen  Beilie  der  Mittheilangen  des  k.  bayerischen  stati- 
stischen Bureau.  £s  werden  dieselben  unter  der  Oberleitung  des  scharf- 
sinnigsten der  deutschen  Volkswirthschaftslehrer  und  Statistiker,  des 
Staatsrathes  von  Hermann  redigirt  und  der  Verfasser  des  vorliegenden 
Buches,  Dr.  Mayr,  ein  noch  junger  Mann  von  grossem  Talente,  hat  sich 
bereits  durch  zwei  gleich  treffliche  Arbeiten,  seine  Inauguraldissertation 
über  die  Bettler  und  Vaganten  Bayerns  1665  und  seine  Habilitations- 
schrift als  Privatdoeent  an  der  MOnchner  Universität  Ober  die  Grenzen 
der  Vergleichbarkeit  statistischer  Erhebungen  1666,  bemerkbar  gemacht 

Das  Gebiet,  das  er  sich  diesesmal  zur  Untersuchung  wfthlte,  ist  vor 
allem  von  einem  nahe  verwandten,  dem  der  Strafrechtspflege  zu  unter- 
scheiden. Die  gerichtliche  Polizei  geht  nach  den  in  vielen  L&ndern  und 
während  der  Periode,  welche  die  vorliegenden  Ausweise  umfasien, 
1835—1861,  auch  in  Baiern  bestehenden  Gesezen  theils  der  Strafirechts- 
pflege  parallel,  indem  sie  eine  grosse  Zahl  kleinerer  Uebertretungen 
umfasst,  welche  der  Abstrafung  durch  die  Gerichte  nicht  unterliegen, 
theils  geht  sie  ihr  voraus,  indem  sie  die  Anzeigen  aufnimmt  und  sam- 
melt, auf  welche  gestOzt  die  Gerichte  die  Untersuchung  einleiten,  und 
indem  sie  die  Personen  aufgreift,  welche  die  Betretung  im  Augenblick 
der  Tbat  oder  der  Auftrag  des  Gerichts  ihr-  als  der  schnldbaren  Hand- 
lung Verdächtige  bezeichnet. 

Das  Interesse  der  Statistik  dieses  Gebietes  ist  far  den  Anthropo- 
logen in  vielen  Beziehungen  ein  grösseres  als  selbst  das  der  Statistik 
der  eigentlichen  Strafrechtspflege,  denn  nicht  a)  die  Zahl  der  zur  ge- 
richtlichen Verhandlung  gelangenden  StrafläUe  und  noch  viel  weniger 
b)  jene  der  verurtheilten  Thäter  gestattet  einen  Schluss  auf  die  Moralität 
des  Volkes,  sondern  zu  einem  solchen  berechtigt  nur  c)  die  Zahl  der 
Anzeigen  aber  die  stattgefundenen  Verlezungen  des  Gesezes.  Freilich 
stellt  auch  c)  den  vollen  Umfang  der  in  einem  Volke  stattfindenden 
Ausschreitungen  dieser  Art  nicht  dar;  denn  eine  grosse  Zahl  namentlich 
kleinerer  Uebertretungen  bleibt  unbemerkt  oder  gelangt  wenigstens  nicht 
zur  Anzeige  bei  der  Behörde  und  sie  übertrifft  bei  weitem  die  Zahl 
derjenigen  Anzeigen,  die  hie  und  da  aus  Irrthum  oder  absichtlich  in 
Fällen  gemacht  werden,  wo  eine  Uebertreibung  nicht  stattgefunden  hat 
Allein  man  kann  annehmen,  dass  jedes  Jahr  dieselben  Moti\e  obwalten 
und  darum  das  Verhältniss  der  nicht  angezeigten  Uebertretungen  zu  den 
angezeigten  und  folglich  der  lezteren  zu  der  Gesammtzahl  aller  Gesezes- 
übertretungen  dasselbe  bleibe.  Anders  verhält  es  sich  bei  den  Zahlen 
a  und  b;  der  Uebergang  von  c  zu  a  erfolgt  vorzugsweise  dadurch,  dass 
alle  jene  Gesezesübertretungen  wegfallen ,  deren  Thäter  nicht  entdeckt, 
folglich  eine  Untersuchung  nicht  eingeleitet  werden  konnte,  ebenso 
entfallen  beim  Uebergang  von  b  zu  c  vor  allem  jene  Straffälle,  bei  deneji 
gegen  den  Beschuldigten  der  Beweis  der  Schuld  nicht  hergestellt  werden 
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konnte,  a  nnd  b  lassen  daher  die  Zahl  der  stattgefandenen  Oesetzes- 
abertretungen  weit  kleiner  erscheinen,  als  sie  der  Wirklichkeit  ent- 
spricht, und  stellen  die  Moralit&t  eines  Yolkes,  dessen  üebelthäter  mit 
dem  bösen  Hang  aneh  Hartnäckigkeit  und  List  verbinden,  bei  dem  also 
weniger  Th&ter  entdeckt  und  aberwiesen  werden,  günstiger  dar,  als  die 
eines  Volkes  Ton  geraderem  und  weicherem  Sinne,  wo  die  Zahl  der 
entdeckten  und  Qberwiesenen  Thäter  sich  jener  der  angezeigten  Ueber- 
tretnngen  mehr  nfthert.  Auch  das  Torliegende  Buch  zeigt,  wie  verschie- 
den selbst  in  einem  so  kleinen  nnd  homogenen  Lande,  wie  Bayern,  je 
nach  den  Yolksst&mmen  und  nach  den  Gattungen  der  Uebertretnngen 
das  Yerh&ltniss  der  entdeckten  Th&ter  zu  der  Gesammtzahl  der  ange- 
zeigten Verletzungen  des  Gesetzes  sich  stelle. 

Uebergehend  zu  den  einzelnen  aus  den  vom  Verfasser  gesammelten 
nnd  sachkundig  gruppirten  Zahlen  hervorgehenden  Thatsachen,  heben 
wir  folgende  hervor,  die  uns  von  besonderem  Belange  schienen. 

1)  Die  Verbrechen  nnd  Vergehen  gegen  das  Eigenthum  (Diebstahl 
nnd  Betrug,  Veruntreuung,  Raub  und  Erpressung),  bei  denen  der  Kampf 
um  den  Unterhalt  das  bewegende  Motiv  ist,  steigen  mit  der  Noth  des 
Volks,  der  Theuerung  des  Getreides  nnd  der  Stockung  des  Gewerbes. 
Hingegen  die  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die  Person  und  die  öffent- 
lichen Gewalten  sind  gerade  in  der  Zeit  des  Wohlergehens  oder  auch 
in  Momenten  politischer  Aufregung  am  häufigsten.  Der  Verfasser  hat 
Kärtchen  construirt,  in  denen  er  die  Zahl  der  Anzeigen  der  eben  er- 
wähnten Gattungen  der  Verbrechen  und  Vergehen  in  den  bayerischen 
Kreisen  diesseits  des  Rheins  und  die  Getreidepreise  in  den  einzelnen 
Jahren  graphisch  darstellt;  die  Linie  der  Anzeigen  der Thathandlungen 
gegen  das  Eigenthum  geht  jener  der  Getreidepreise  parallel,  die  Linien 
der  Anzeigen  von  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die  Person  und  die 
öffentlichen  Gewalten  nehmen  den  gerade  entgegengesetzten  Gang,  zei- 
gen Depressionen,  wo  dort  Extravasate  ersichtlich  sind,  und  umgekehrt 
In  England  stieg  die  Zahl  der  als  Vaganten  Aufgegriffenen  von  den 
Jahren  geringer  Waizenpreise  18"V*<>  zu  denen  hoher  Preise  18*V«>  ^^^ 
22,956  auf  26,758,  um  in  den  Jahren  der  Stockung  der  Baumwollzufuhr 
18^/m  sogar  auf  83,802  sich  zu  erhöben.  Im  Departement  der  Seine, 
wo  von  18«V«i«  bis  18"/»  der  Preis  des  Hectolitre  Waizen  von  22,33  Fr. 
aof  16,56  Fr.  fiel ,  sank  zugleich  die  Zahl  der  Aufgreifungen  wegen  Ge- 
setzesübertretungen von  1196  auf  1061  fflr  je  100,000  Einwohner. 

2)  Eine  Hauptursache  der  Gesetzesübertretungen  ist  die  Unwissen- 
heit, die  nicht  blos  darum  demoralisirend  wirkt,  weil  sie  das  Schuld- 
hafte nnd  die  arge  Rechtsfolge  der  bösen  That  nicht  erkennen  lässt 
und  weil  sie  eine  Reihe  von  Motiven  wegnimmt,  welche  zu  einer  edleren 
und  vor  Abwegen  behütenden  Beschäftigungs  -  und  Lebensweise  hinzu- 
legten vermögen,  sondern  hauptsächlich,  weil  sie  die  Möglichkeit  eines 
reicblieheren  und  nadihaltigeren  Erwerbs  beschränkt  und  den  Menschen 
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stets  hart  am  Bande  der  schmalen  Scheide  zwischai  eben  ansreichendem 
Auskommen  and  der  Noth  und  Verzweiflung  mit  allen  ihren  traurigen 
Folgen  halt.  Von  je  1000  Personen ,  die  in  den  Jahren  Id^/as  in  Lon- 
don von  der  Polizei  aufgegriffen  wurden ,  waren  262,  die  wedw  lesen 
noch  schreiben,  697,  die  nur  lesen  oder  nur  unvollkommen  lesen  und 
schreiben  konnten,  und  nur  1  waren  von  höherer  Bildung. 

8)  Die  Leichtigkeit  der  Niederlassang,  der  Yerehelichung,  des  Er- 
werbes von  Grund  und  Boden  sind  wesentliche  Mittel  zur  Vermindemng 
von  Gesetzesübertretungen.  Grosse  geschlossene  GQter  ohne  Gestattong 
der  Parcellirung ,  wenige  Grundbesitzer  mit  grossem  Gesinde,  wirken 
auf  die  Dauer  verderblicher  auf  die  Moralitat  des  Volkes  alt  selbst 
Fabrikdistrikte  mit  grosser  Arbeiterbevölkerung* 

In  Oberbayem,  Oberfiranken  a.  Mittelfi1uü[en 
verh&lt  sich  die  Grösse  des 
durchschnittlichen  Besitzes 

(ohne  Wald) 26  16,6  17,6 

die  Zahl  der  Veiheiratheten 

auf  je  100  ledige  Personen 

über  U  Jahren    ....  77  ^  101 

die  Zahl  der  Anzeigen  von 

Verbrechen  und  Vergehen 

auf   je    100,000  mündige 

M&nner 1201  881  896 

Oberbayem  ist  auch  der  Kreis,  wo  die  Bechte  der  Gemeinden  der  Nie- 
derlassung und  Verehelichung  die  grössten  Hindemisse  entgegenstellen. 

4)  Jeder  Volksstamm  hat  nach  Vermögen,  Lebensweise,  Bildung, 
Beligion,  Geschidite,  Gesetzgebung,  seine  eigentbümliche  Atmosphäre 
und  durch  diese  wird  die  Menge  und  die  Art  der  verübten  Gesetzes* 
Übertretungen,  die  Intensit&t  derselben  upd  die  Sensibilität  des  Volkes 
für  alle  jene  Ereignisse  bestimmt,  welche  Veränderungen  des  morali* 
sehen  Zustandes  hervorrufen.  In  Bayern  betreffen  74,8^/s  der  stattge- 
fondenen  Anzeigen  wegen  Verbrechen  und  Vergeben  Beeinträchtigung 
des  Eigenthums,  19%  Angriffe  gegen  das  Leben  und  die  Person  and 
boshafte  Beschädigung  fremden  Eigenthums ,  6,2  %  Angriffe  gegen  die 
öffentliche  Gewalt  In  Oberbayem  kommen  jahrlich  662  Verbredien 
und  Vergehen,  in  Oberfranken  nur  689  auf  100,000  Einwohner,  sidit 
man  nur  die  männliche  Bevölkerung  {jene  über  14  Jahre)  als  die  nach 
dem  Gesetze  allein  Verbrechens-  und  vergehensf&hige  in  Betracht,  so 
stellen  sich  diese  Zahlen  auf  782  :  489.  Nur  V»  ^ll^r  begangenen  Ver- 
brechen und  Vergehen  fallen  in  Bayern  dem  weiblichen  Geschlechte  zur 
Last,  ahnlich  verh&lt  sich  die  Sache  in  Frankreich,  in  England  steigt 
aber  dieses  Verhaitniss  auf  '/•.  Auch  die  Zahl  der  jugendlichen  Ver- 
brecher (unter  16  Jahren)  ist  in  England  grösser  als  sonst  in  Evuropa. 

6)  Von  Wichtigkeit  ist  das  Verhaitniss  der  Zahl  der  entdeckten 
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Thftter  zu  d«r  Zahl  der  aogezeigten  QesetseeQbartreiQDgen ,  es  drflokt 
gewissennassen  das  Yerh&ltiiiss  der  staatlichen  Repression  aar  Crimi«- 
nalität  des  Volkes  ans.  Wir  haben  schon  ervfthnt,  dass  dieses  Yer- 
hftltniss  sehr  wechselt.  Namentlich  k<ymmt  die  Zahl  der  Entdeckungen 
des  Th&ters  jener  der  Anzeigen  der  Uebertretnngen  um  so  n&her» 
je  wichtiger  die  Uebertretong  ist.  Bei  gewissen  Arten  von  Uebertreton« 
gen ,  welche  mehr  das  öffentliche  als  das  Privatinteresse  berühren  und 
zugleich  von  geringer  Wichtigkeit  sind,  wie  z.  B.  bei  den  meisten  Poli- 
zeilreveln,  drückt  allerdings  schon  die  Zahl  der  Anzeigen  das  Mass  der 
staatlichen  Repression  avs,  denn  sie  kommen  in  der  Regel  nnr  darch 
die  Thfttigkeit  der  Staatsorgane  znr  Kenntnis«  der  Behörde. 

6.  Die  statistischen  Daten  über  die  Gesetzesübertretungen  in  ver- 
schiedenen Lftndern  sind  wegen  der  Terschiedesheit  der  gesetzlichen 
Definiti<men  und  Eintbeilnngen ,  des  Gerichtsverfahrens,  der  Attribute 
der  Verwaltung  und  des  Gerichts,  selten  mit  einander  vergleichbar,  auch 
bedarf  es  der  genauen  Kenntnies  der  Veränderungen  in  der  Gesetzge- 
bung, um  manchen  Wechsel  in  der  Zahl  der  Gesetzesübertretungen  er- 
klären zu  können.  Maurice  Block  z.  B.  (im  Journal  le  temps  15.  Nov. 
1866)  sehreibt  der  Pfalz  die  höchste  Criminiditftt  unter  allen  Kreisen 
Bayerns  zu ,  während  die  Ursache  der  grösseren  Zahl  der  dort  verhan« 
delten  Verbrechen  und  Vergehen  blos  davon  herrührt,  dass  diesen  nach 
dem  dort  eingeführten  Strafgesetze  von  1818  eine  Menge  Handlungen 
beigezählt  werden,  welche  nach  den  bis  1862  in  den  übrigen  bayerischen 
Kreisen  geltenden  Gesetzen  unter  den  Begriff  der  einfachen  Polizeifrevel 
fielen.  —  Dr.  Mayr  weiss  keine  Erklärung,  warum  in  den  diessrheini- 
sehen  Kreisen  Bayerns  Tom  Jahre  1854  ab  die  Zahl  der  SchleiehhändeU 
fälle  plötzlich  so  bedeutend  abnehme,  in  Oberbayem  z.  B.  von  70  auf 
80;  dieselbe  liegt  aber  in  dem  Handels-  und  Zollvertrage  des  Zollver- 
eins mit  Oesterreich  vom  19.  Februar  1858>  der  eine  grosse  Reihe  Zölle 
auf  Waaren  abschaffte  oder  überaus  ermilssigte,  welche  Arüher  Gegen- 
stände des  Schleichhandels  waren,  und  der  durch  das  Zolleartel,  welches 
das  gegenseitige  Zusammenwirken  beider  Zollstaaten  zur  Unterdrückung 
des  Schmuggels  sichert,  letzteren  sehr  erschwerte. 

Dr.  Mayr  hat,  wie  er  in  dem  vorliegenden  Werke  ankündigt,  auch 
eine  VeröffentHchnng  über  die  Strafreditspflege  in  Arbeit ;  wir  sind  vor- 
hinein überzeugt,  dass  sie  eine  gleiche  Fülle  lehrreichen  Stoffes  bie- 
ten würde. 

Dr.  C.  F.  H. 

Baa  erste  VierteUahraheft  <tor  Zaltaohriffc  dea  kQnigL  preua- 
slaelien  atatiBtiaolien  Bureaua  —  giebt  Auskunft  über  das  Lebena- 
Taraieliermiigaweaeii  im  preussischen  Staate  während  der  Jahre  1668 
bis  1865  (von  Engel).  Wie  bei  den  meisten  statistischen  Mittheilun- 
0eOy  welche  das  Königreich  Prenasan  betreffen,  ist  f^ach  in  diesem  Falle 
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aas  Mangel  an  braachbaren  Nacbrichten  gar  keine  Bückaicht  anf  die 
einschlägigen  Zost&nde  in  den  neuen  Landestheilen  genommen.  FOr 
die  älteren  acht  Provinzen  sind  freilich  vollkommen  ausreichende  Un- 
terlagen einer  guten  Versicherungsstatistik  ebenfalls  nicht  vorhanden 
gewesen ;  gleidiwohl  darf  man  ohne  erheblichen  Irrthnm  die,  ermittelten 
Hanptzahlen  als  zutreffend  bezeichnen.  Wegen  der  interessanten  Fol- 
gerungen, welche  man  daraus  herzuleiten  vermag,  wollen  wir  auf  einige 
der  widitigsten  Verhältnisse  hier  kurz  aufmerksam  machen. 

Am  beliebtesten  ist  in  Preussen  dicijenige  Versicherungsform ,  nüt- 
tels  deren  man  seinen  Erben  die  VerfQgung  aber  ein  festes  Capital 
verschaffen  will,  d.h.  die  Capital  versicherung^auf  den  Todes- 
fall. Sie  hat  durch  die  Anstrengungen  der  concurrirenden  Gesellschaf- 
ten, namentlich  der  jAageren  unter  denselb^ ,  einen  bedeutenden  Auf- 
schwung genommen :  während  zu  Ende  1861  rund  57,500  Personen  ihr 
Leben  auf  TO'A  Millionen  Thaler  versichert  hatten,  ergaben  sieh  drei 
Jahre  später  109,800  Personen  (oder  bei  manchen  Gesellschaften  Poli- 
cen) mit  1147t  Millionen  Thalem.  BCan  darf  diese  Steigerung  nicht 
dme  Weiteres  fOr  eine  Zunahme  des  Wohlstandes  des  Landes  ansehen, 
sie  ist  vielmehr  ein  Beweis  des  Vordringens  der  Ueberseugung  von  der 
NQtzlichkeit  und  Wohlthätigkeit  der  Lebensversicherung;  denn  1861 
war  durchschnittlich  jede  Petwm  mit  1281  Bthl.,  1864  mit  nur  1049  Rthl. 
versichert  Auf  7  preussische  Lebensversicherungs- Gesellschaften  k<mi- 
men  von  dem  Bestände  zu  Ende  1864:  62,000  Personen  mit  59>/i  MilL 
Rthl.,  auf  9  deutsche  Gesellschaften  40,600  Personen  mit  441/i  Mill.  Bthl., 
auf  18  ausserdeutsche  6725  Personen  mit  IIV«  MilL  Rthlr.;  aus  diesen 
Ziffern  geht  entweder  hervor,  dass  unsere  einheimischen  Gesellschafiten 
grösseres  Zutrauen  bei  den  kleinen  Leuten  gemessen,  oder  dass  die 
ausserdeutschen  Gesellschaften  geringere  Prämie  als  die  deutschen  auf 
hohe  Versicherungssummen  nehmen,  übrigens  ist  auch  der  durch- 
schnittliche Betrag  für  ausserpreussische  Versicherungen  bei  denselben 
Anstaltsclassen  ähnlich  abgestuft:  nämlich  bei  den  preussischen  1158, 
den  ausserpreussisch  deutschen  1846 ,  den  ausserdeutschen  8900  Rthlr. 
Weitere  Consequenzen  aus  dieser  Thatsache  zu  ziehen,  ist  so  lange 
unmöglich,  aU  nur  die  preussische  Statistik  AufBchlQsse  aber  das  Ver- 
sicherungswesen innerhalb  bestimmter  Landesgrenzen  giebt* 

Von  den  im  Jahre  1864  versichert  gewesenen  Personen  nahmes  die 
gedachten  29  Gesellschaften  zusammen  8'/«  Millionen  Rthlr.  Prämie  ein, 
d.  h.  durchschnittlich  82Vt  pro  Mille  des  Capital«  gegen  43*/«  pro  Mille 
im  Jahre  1861.  Dass  ein  Qbermässiger  Prämiendruck  stattgefunden,  ist 
damit  noch  nicht  constatirt,  zumal  ausweislich  einzelner  Berichte  nament- 
lich jangere  Personen  zahlreicher  als  sonst  in  die  Versicherung  einge- 
treten sind. 

Auch  die  Begräbnissgeld-  Versicherung  hat  zugenommen,  von 
40,800  Personen  im  Jahre  1861  auf  78,200  drei  Jahre  i^äter;  derdur^« 
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sduiittiklie  Betrag  etoer  Vtrsichemiif  war  in  beiden  Zeitrtamen  58  Ribir. 
Hierbei  sind  einzig  die  grossen  Gesellscbaften,  welcbe  das  Sterbekassen- 
Gescli&ft  nar  nebenbei  betreiben,  nnd  nicht  die  anxfthligen  kleinen  Ver- 
eine in  Rechnung  gezogen,  welche  entweder  allein  Begr&bnissgeld  oder 
anth  Kranken-,  Inyaliden-,  Wittwengeld  und  dergi.  versichert  haben. 

Höchst  unsichere  Nachrichten  sind  Ober  die  Capitalversicherung 
auf  den  Lebens  fall  vorhanden;  zu  Folge  der  Angaben  von  Seiten 
einzelner  Gesellschaften  waren  1861  rund  25,000  Personen  mit  wenig 
aber  1  Hill.  Rthlr.  Capital,  1864  dagegen  81,600  Personen  mit  S'/f  Hill. 
tttUr.  versichert. 

Eine  ganz  genage  Ausdehnung,  ja  der  verhahnissm&ssigen  Perso- 
nenbetfaeiligung  nach  sogar  einen  Rftckgang  hat  die  Rentenver- 
sicherung erlitten;  gegen  62,900  zu  Ende  1861  mit  50G,000  Rthlr. 
Rente  versicherte  Personen  waren  dxei  Jahre  später  rund  64,000  Per- 
sonen mit  529,000  Rthlr.  Rente  eingeschrieben. 

Das  Quartalheft  enthalt  weiter  folgende  Aufs&tze  und  Abhandlungen : 
Das  Verfahren  bei  der  preussisehen  Volksz&hlung  vom  8.  Dezemb.  1864; 

von  Dr.  Knapp,  mit  Anmerkungen  von  Regierungsrath  Boeckh. 
Das  Landes -Oeoonomie-Gollegium  und  die  Bildung  eines  statistischen 

Verdnanetses  in  der  preussisehen  Monarchie;  von  Dr.  Engel.  . 
Ein  Reformprincip  for  Sparkassen;  von  Dr.  Engel.  ^) 
Die  Frachtgutbewegung  auf  den  deutschen  Eisenbahnen  im  Jahre  1865; 

von  R.  Simson. 
Die  Banken  Korddeutschlands  im  Jahre  1865  und  wfthrend  des  Krieges 

1866;  von  Jul.  Elster. 
Beiträge  tur  landwirthsdiaftliehen  Statistik  in  Grossbritanien. 


—  e.  a.  Sehenk,  die  bessere  Binthellimg  der  Ftider  und  die 
Bnsaiiimeiilegiiiiflr  der  GIrandstücke ,  mit  besonderer  Büoksioht 
auf  das  südwestUohe  Beatsohland.  Mit  Holzschnitten  und  zehn 
lithographirten  Tafein.  Wiesbaden  1867.  Eine  höchst  kenntnissreiche 
Schrift.  Da  Soddeutschland  in  der  Reform,  welche  den  Gegenstand  des 
Werkes  bildet,  trotz  Nassau*s  Beispiel,  sehr  weit  zurück  ist,  so  ist  es 
besonders  dankenswerth ,  dass  haupteichlich  auf  die  sQdwestdentschen 
Verhältnisse  Roeksicht  genommen  und  fi&r  diese  wiederum  von  Nassau 
ausgegangen  und  auf  Nassau  zurflckgegangen  wird.  Den  Haupttheil 
der  Schrift  nimmt  eine  ebenso  vollständige  als  klare  Darstellung  des 
nassauischen  Consolidationsverfahrens  ein  (S.  72^177).  Voran  geht 
eine  Darlegung  der  Vortheile  der  besseren  Feldereintheilung,  eine  all- 


1)  Vir  mabhen  bei  dX—n  Golegeiihdt  auf  eloe  aodtre  Arbelt  Engels: 
„Der  Preis  der  Arbeit,  zwei  VorlesQnaen"  aulknerksam ,  welche  neben 
geiitvollMi  allgemelDen  Er6rteniiifeD  eine  Bereebnnng  des  Koitenpreliet  der 
Arbelt  an  drei  Beispielen  darehAhrt  Aom.  der  Bed« 
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gemeinere  Geeebiefate  der  diessfUligeii  Reformftii  und  eint  Erörtemair 
der  der  Reform  in  SüddeotscbUnd  entgegenstehenden  Hindemisse  sowie 
der  Mittel,  sie  zu  aberwinden.  Diese  Gegenstände  werden  s&mmtlich 
nicht  blos  mit  einer  ungewöhnlicben  Eenntniss  der  specielleii  Litemtar 
and  Gesetzgebung,  sondern  auch  mit  feiner  Auffassang  and  discreter 
Beurtbeilung  der  besonderen  Zustände  und  Entwieklungsverhältaisse 
behandelt. 


—  e.    Die  innere  Politik  der  preasaiachen  Begiemng  Ton 

1862—1666,  Sammlung  der  amtlichen  Kundgebungen  und  halbamtliehm 
Aeusserungen.    Berlin  1666.    Geh.  OberhefbacMrockerei. 

J.  C.  Glaaer,  Arohiv  dea  norddeutaehen  Bundes»  Heft  I— HL 
Berlin  1867. 

A.  Benoh,  parlamentariaohea  Taa<dienbudh,  2.  Aufl.,  1.  Lief. 
Plauen  1667. 

Brauchbare  Sammlungen. 

Die  erste  derselben  ist  vom  Standpunkt  der  p.  Regierung  unter- 
nommen und  druckt  von  den  Thronreden  an  bis  zu  den  Reden  und  Er- 
lassen des  letzten  Fachministers  Alles  ab,  was  seit  der  Kammereröff* 
nung.  am  14.  Jan.  1862  bis  zum  Kammersc^lnss  am  28.  Febr.  1866  von 
der  Regierung  und  ihren  Organen  in  dem  vielseitigen  Konfllct  mit  der 
Kammer  geäussert  worden  ist.  Man  darf  es  der  Sammlung  nicht  zum 
Vorwurf  machen ,  dass  sie  nicht  auch  die  oppositionellen  Acten  bucht, 
denn  sie  bezeichnet  sich  selbst  als  „eine  gouvernementale  Geschichte 
der  letzten  vier  Jahre '^y  geschrieben  in  ActenstQcken.  Innerhalb  dieser 
Selbßtbeschränkung  ist  sie  ein  flbersichtliches  QueÜenbuch  fOr  die  denk- 
würdige Periode,  welche  aus  inneren  Konflicten  in  auswärtige  Kriege 
und  in  den  Zusammenbruch  des  bisherigen  Staatsrechts  aosgdanfen  ist. 
FOr  den  Geschichtschreiber  und  Politiker  wird  das  Buch  als  nächstes 
und  flbersichtliches  Repertorium  der  betrefiiBnden  Aktensitkoke  sehr  be- 
quem sein.  Neben  den  Documenten  von  allgemeiner  Bedeutung  finden 
sich  die  besonderen  Aeusserungen  des  Königs  und  der  einzelnen  Mini- 
ster je  in  eigenen  Abtheihingen  zusammengestellt 

Ist  die  so  eben  besprochene  Sammlung  mehr  von  histonsehem  In- 
teresse ,  so  giebt  uns  Glaser *s  Archiv  des  norddeutschen 
Bundes  (bis  jetzt  8  Hefte)  die  Sammlung  jener  unmittelbar  practi- 
sehen  Documente,  auf  welchen  das  neue  1866  auf  deutschen  Schlacht- 
feldern dictirte  Staatsrecht  Deutschlands  beruht. 

Das  erste  Heft  diese»^  Archivs  druckt  neben  der  deutschen  Reichs- 
verfassung und  der  Erklärung  Preussens  vom  14.  Juni  1666  Me  Frie- 
dens- und  (nicht  geheimen)  Bflndnissverlräge  des  vorigen  Jahres  ab, 
ausserdem  das  Reiciistagswahlgesetz  vom  16.  Oktober  1866  und  im  An- 
hang die  Verfassung  der  Schweiz  und  der  Vereinigten  Staaten.  Das 
zweite  Heft  ist-  zunächst  der  Publikation  einiger  BeBitsergreifanga* 
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patzte ,  Tomimlich  aber  den  ReichBUgswahlg esetien  und  Reiohstags- 
wahherordnangen  der  aorddentschen  Staaten;  gewidmet.  Auch  der 
Entwurf  der  Verfassung  des  norddeutschen  Bandes,  ein  Auszug  aus  dem 
Protokoll  der  diese  Verfassung  berathenden  Conferenz  und  die  Thron- 
rede zur  Eröffnung  des  Reichstages  des  norddeutschen  Bundes  konnten 
im  2.  Heft  noch  mitgetheilt  werden.  Eine  sch&tzbare  Beigabe  bringt 
der  Anhang,  die  Wahlgesetze  Frankreichs,  Belgiens  und  der  schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft  enthaltend.  Das' dritte  Heft  giebt  die 
Protokolle  aber  die  Berathungen  der  Bevollmächtigten  der  Regierungen 
des  norddeutschen  Bundes ,  die  mit  dem  Reichstag  ?erabschiedete  Ver- 
fassung, die  Reichstagsschlussrede  y  s&mmtliche  Bündniss-  und  Militfir- 
verträge  mit  Bayern,  WOrttemberg,  Baden  und  Hessen,  sowie  mit  Sachsen. 
Bei  Mittheilung  der  Bundesverfassung ,  wie  sie  sich  durch  die  Reichs- 
tagsberathungen  gestaltet  hat  und  wie  sie  zweifelsohne  definitiv  ver- 
abschiedet werden  wird,  sind  sehr  zweckmässig  die  eliminirten  Bestand- 
theile  des  Entwurfs  und  die  aufgenommenen  Amendements  kenntlich 
gemacht.  Der  Druck  ist  gut  und  Obersichtlich.  Hoffentlich  giebt  das 
Archiv  auch  Auszüge  der  Reichstagsverhandlungen. 

In  dieser  Zeit  der  politischen  Umwälzungen  erscheint  auch  Bauch'a 
altbekanntes  Mparlai^entariaoheB  Taaohenbuch''  sehr  opportun  in 
2.  Auflage.  Diese  Sammlung  giebt  bekanntlich  die  Constitution  aller 
Staaten;  die  erste  Lieferung  enthält  u.  A.  dk  Verfassung  der  nord- 
amerikanischen  Union,  Norwegens,  Belgiens ,  Sardiniens.  Wir  setzen 
voraus,  dass  auch  die  neuesten  deutschen  (norddeutschen)  Verfassungs- 
und Wahlgesetze  in  der  Sammlung  Aufioahme  finden;  der  Prospekt 
giebt  hieraber  keine  Gewissheit. 


—  e.  Jahresbericht  der  osterreioh.  Nationalbaiik  ▼•  16.  Jan. 
leer.  Wien  1867.  Der  vorletzte  Bericht  dieses  eigenthomlich  situirten 
Institutes  wurde  etwas  näher  in  diesen  Blättern  angezeigt.  Wir  be- 
gnügen uns,  zu  bemerken,  dass  auch  die  neueste  Publication  über  die 
Geschäftsbewegung  von  1866  manche  bankstatistisch  interessante  Da- 
ten giebt. 


—  e.  Karl  Oberleitner,  Frankrelohs  Flnanaverhaltnisse  un- 
ter Ludwig  XVX  von  1774—1792.  Die  kleine  Schrift  weiss,  auch 
ohne  neue  Quellenstudien,  den  politisch  und  staatswissenschaftlich  inte- 
ressanten Abschnitt  der  französischen  Geschichte  in  einem  ansprechen- 
den Bilde  vorzufahren.  Die  Sorgfalt  und  üebersichtlichkeit  der  Dar- 
stellung machen  die  Monographie  staatswissenschaftlich  anziehend  und 
brauchbar. 
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—  e.  N.  D.  Wiohmann,  der  deutsche  Handel  und  die  beab- 
Bichtigrte  deutsohe  Elrieffsflotte.    Hamburg  1867. 

Während  Jahrzehnte  lang  der  Mangel  einer  deutschen  Kriegsflotte 
das  patriotische  GefOhl  der  Deutschen ,  aach  der  sflddeutschen  „Land- 
ratten*' aufgeregt  hat,  fleht  hier  ein  hochgebildeter,  praktisch  erfahre- 
ner, am  auswärtigen  Handel  betheiligter  Hamburger  Geschäftsherr  mit 
aufgehobenen  Händen,  es  möge  die  hanseatische  HandelsblQthe  doch  ja 
nicht  durch  Bildung  einer  deutschen  Kriegsflotte  untergraben  werden. 
Man  will  dem  Manne  zuerst  böse  sein,  dass  er  uns  aus  dem  Himmel 
unserer  Flottenphantasien  herunterreisst.  Allein,  wenn  es  schon  ein 
Zeugniss  ?on  Charakter  ist,  den  eingewurzeltesten  Neigungen  des  Publi- 
kums offen  die  Stirne  zu  bieten,  und  wenn  diess  Tersöhnend  wirkt,  so 
gewinnt  uns,  je  weiter  wir  lesen,  desto  mehr  die  obJectiTe  Behandlung» 
welche  allem  nebnlosen  Drängen  und  Sehnen  die  nflchtemste  Yerstan- 
deserwägung  entgegenhält ;  freilich  wird  es  Vielen  wehe  thun,  nationale 
Ideale  theilweise  als  Idole  und  Anachronismen  bezeichnen  zu  hören.  — 
Wichmann  weist  zunächst  nach,  dass  er  schon  vor  Königgrätz  seine 
Meinung  sich  gebildet  hatte  (8  f.).  Dann  constatirt  er  zwei  Thatsachen: 
1)  „dass  die  deutschen  und  vomämlich  die  hanseatischen 
Schiffe  zur  Zeit  die  gesuchtesten  sindtund  in  der  ganzen 
Welt,  unter  gleichen  Bedingungen ,  den  Schiffen  aller  anderen  Nationen 
vorgezogen  werden;  2)^äMB  die  deutschen  Kaufleute  zur  Zeit  in  der 
gauzen  Welt  die  geachtetston  sind  und  den  Angehörigen  aller  anderen 
Nationen  fast  aller  Orten  vorgezogen  werden,  wie  ebenso,  dass  fast 
aberall  nicht  allein  bedeutende  deutsehe  Handlungsflrmen  bestehen,  son- 
dern vielfach  auch  Handlungshänser  unter  englischen,  französischen 
oder  spanischen  Firmen  von  deutschen  Chefs,  oder  doch  von  deutschen 
Procuristen  etc.  geleitet  werden,  ist  eine  nicht  minder  anerkannte 
Thatsache.**  Wichmann  fahrt  als  Beleg  der  ersteren  Thatsache  an, 
dass  ein  grosser  englischer  Rheder  mit  einem  Hamburger  Freunde  da- 
rüber correspondirte ,  wie  er  sein  Schiff  unter  Hamburgischer  Flagge 
fahren  lassen  könne  (S.  8  f.).  Beide  YorzOge,  denjenigen  unserer 
Schiffe  und  Kapitäne  und  denjenigen  unserer  Kaufleute  glaubt  Wich- 
mann durch  Grandung  einer  deutschen  Kriegsflotte  schwer  -gefährdet, 
hauptsächlich  aus  folgenden  Granden:  Die  besten  Matrosen  und  Kapi- 
täne werden  theils  durch  die  Kriegsmarine  dem  Handel  überhaupt  ent- 
rissen, theils  durch  die  Auswanderung  für  die  amerikanische  Handels- 
flotte, unsere  gefährlichste  Rivalin,  absorbirt  werden;  die  bisher  nur 
auf  sich  selbst  und  auf  die  höchste  Entwicklung  ihrer  intellectuell- 
moralischen  Qualitäten  angewiesenen  deutschen  Kaufleute  werden  durch 
Staa^sschutz  an  .ihren  besten  Vorzügen  so  viel  nachlassen,  als  sie  an 
Sicherheitsgefühl  gewinnen.  Das  überall  gute  Verhältniss  zu  den  Ein- 
geborenen, was  dem  deutschen  Handel  so  viel  nütze,  werde  durch  die 
Flotteninterventionen  weit  mehr  gefährdet  als  unterstützt  werden.    In 
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allen  diesen  Hinsichten  schwäche  die  Staatsbilfe  den  dem  Kanfmaon 
vor  Allem  nöthigen  Geist  der  Selbsthilfe.  Die  bündige  Motivirung  die- 
ser Omndgedanken  ist  sehr  anziehend.  Den  gegentheiligen  Standpunkt 
vieler  im  Ausland  lebender  Deutschen  erkennt  Wichmann  nicht  als 
ohne  Weiteres  massgebend,  aberhanpt  nicht  als  wohlüberlegt  an;  er 
weist  nach,  wie  bei  denselben  sehr  leicht  einseitige  Auffassung  und  eine 
gewisse  natürliche  Sucht  sich  geltend  mache,  Dengenigen  nachzujagen, 
worin  zu  anderen  Zeiten  andere  Nationen  ihre  maritime  Grösse  ge- 
sucht haben,  ohne  sie  jetzt  mehr  darin  zu  finden.  —  Ans  der  ganzen 
Ansfflhning  spricht  ein  selbstvertrauender,  erfahrener,  aller  politischen 
Nebulosit&t  gegenüber  nüchterner  Handelsherr,  wie  wir  deren  Viele  in 
Fragen  unserer  nationalen  Wirthschaft  möchten  sprechen  hören;  deut- 
scher Fleiss  und  deutsche  Ehrlichkeit  gelten  ihm  als  die  dauernde  Basis 
unserer  Grösse  im  Ausland.  Gleichwohl  glauben  wir,  daas  die  Grün- 
dung einer  deutschen  Kriegsflotte,  financiell  jedenfalls  eine  kostspielige 
weitere  Last,  wird  nicht  vermieden  werden  wollen,  noch  können.  Dass 
man  aber  hiebei  auf  das  nothwendigste  Maass  von  Schutz  sich  be- 
schränken soll,  dass  man  auf  dem  Meer  keinen  Luxus  mit  AUerwelts- 
flottenstationen  treiben  darf,  wenn  man  nicht  viel  grössere  Interessen 
dem  Machtpomp  und  der  nationalen  Eitelkeit  opfern  will,  —  darüber 
giebt  das  tüchtige  Schriftchen  sehr  vieles  .zu  denken.  Vollständig  stim- 
men wir  dem  Verdammungsurtheil  bei,  welches  Wichmann  im  Voraus 
gegen  jeden  anachronistischen  Versuch  eines  deutschen  Golonialsystems 
erhebt.  Mit  gutem  Fug  beruft  er  sich  auf  die  gegentheiligen  Urtheile 
und  Bestrebungen  der  einsichtigsten  Engländer  über  das  Colonialsystem, 
und  führt  das  merkwürdige  Wort  eines  der  bedeutendsten  und  volks- 
wirthschaftlich  gebildetsten  holländischen  Kanfleute  an,  dahin  gehend: 
„Wir  Holländer  können  im  Handel  mit  Ihnen  (Hamburgern  und 
M  Bremensem)  nicht  concurriren.  Einmal  können  wir  es  der  grösseren 
„Freiheit  wegen  nicht,  deren  sich  der  Handel  bei  Ihnen  zu  erfreuen 
„hat  und  deren  Vortheile  durch  keinerlei  Einrichtungen  ausgeglichen 
„odei^  ersetzt  werden  können,  femer  können  wir  es  auch  ganz  besonders 
„Ihrer  —  Schutzlosigkeit  wegen  nicht.  Dass  Sie  durch  diese  gezwungen 
„sind,  Ihre  geschäftlichen  Interessen  auf  auswärtigen  Plätzen  durch  ihre 
„eigenen  Söhne,  Verwandten  oder  doch  Geschäftsangehörigen  leiten  und 
„überwachen  zu  lassen,  (also  der  Selbsthilfe  zu  vertrauen),  dadurch  sind 
„Sie  gegen  die  Angehteigen  mächtiger  Staaten  so  sehr  im  Vortheil,  dass 
„Sie  ihnen  leicht,  aller  Orten  wo  Letztere  nicht  durch  Monopole  begün- 
„stigt  sind,  den  Vorrang  abgewinnen.  Für  uns  Holländer  hat  der  Besitz 
„unserer  Colonien,  in  denen  unsere  Landeskinder  vor  den  Angehörigen 
„anderer  Nationen  bevorzugt  sind,  die  Wirkung,  dass  wir  vom  Handel 
„mit  der  übrigen  Welt  so  gut  als  ausgeschlossen  sind ;  denn  diejenigen 
„von  nnsern  jungen  Holländern,  welche  sich  entschliessen,  über  See  zu 
„gehen,  wollen  sich  natürlich  nur  dahin  begeben,  wo  sie,  gegen  Andere 
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„berorzagt,  die  sicherste  Aussicht  haben,  am  Leichtesten  ihr  Olttek 
„machen  za  Irönnen.*'  Widimann  fflgt  bei:  Einen  anfällig  btkndigen 
Beweis  dafür,  dass  man  auch  im  Handel,  wie  in  allen  flbrigen  Dingen, 
am  sichersten  der  Selbsthilfe  vertrane,  lieferte  das  Bombardement  Ton 
Valparaiso,  vor  welchem  nur  die  onbeschatzten  Deutschen  yerst&ndiger 
Weise  ihre  GOter  in  Sicherheit  gebracht  hatten ,  während  die  Angehö- 
rigen der  mächtigsten  Nationen  der  Welt,  dem  Schutze  ihrer  Tor  dem 
Hafen  liegenden  Kriegsschiffs  vertrauend,  mehr  oder  weniger  bedeutende 
Verluste  erlitten. 

Die  Nationalökonomie  scheint  nns  derartige  Stimmen  nicht  igao- 
riren  zu  dürfen. 


—  e.  MoritB  Wilhelm  i>robi8oh,  die  moralisohe  Statistik  tmd 
die  mensohliohe  Willensfreiheit.  Leipzig  1867.  —  Der  Verfasser, 
welcher  schon  1849  in  seiner  Recension  über  Q  u  e  t  e  1  e  f  s  Abhandlung 
„siir  la  staUsÜque  maräle  eteJ'  seine  Aufmerksamkeit  auf  das  Gebiet  der 
Moral  Statistik  gerichtet  hat,  wendet  sich  in  der  gegenwärtigen  Schrift 
hauptsächlich  gegen  Adolf  Wagner 's  bekannte  Schrift:  „Gleich- 
mässigkeit  in  den  scheinbar  wülkOhrlichen  menschlichen  Handlungen 
vom  Standpunkte  der  Statistik"  (Hamburg  1864).  Jeder  Versuch  auf 
diesem  interessanten ,  von  Quetelet  erschlossenen ,  durch  Guerry  und 
Wagner  bearbeiteten  Gebiete  erweckt  gegenwärtig  Aufmerksamkeit  Die 
Arbeit  von  Drobisch  verdient  sie  auch ,  und  zwar  in  hohem  Grade. 
Man  könnte  freilich  fragen,  ob  dieselbe  nicht  hauptsächlich  den  Philo- 
sophen und  Moraltheologen  ang^e  und  der  Staatswissenschaft  Aremd 
sei ;  denn  das  Hauptaugenmerk  der  gut  geschriebenen  Monographie  sielt 
darauf  ab,  das  alte  Problem  der  menschlichen  Willentfreiheit  mit  den 
Ergebnissen  der  Moralstatistik  (hauptsächlich  der  Verbrechens-,  Selbst- 
mord- und  Heiraths- Statistik)  auseinanderzusetzen.  Nicht  Wagner^ 
Zahlen ,  sondern  Wagner's  ^  wie  Drobisbh  meint  —  zu  fatalistischen, 
mechanisirenden  Schlussfolgerungen  wollen  in  der  fragliehen  Schrift  be* 
kämpft  werden.  Drobisch  glaubt  nämlich,  dass  die  Moralstatistik  auf 
einen  Determinismus  hinführe,  „aber  nicht  auf  jenen  äusseren,  der  den 
Menschen  zu  einem  blossen  Maschinentheil  des  Naturmechanismus  macht, 
sondern  auf  einen  inneren  philosophischen,  der,  ohne  die  Einwirkung 
der  AuBsenwelt  auf  unsem  Geist  gering  anzuschlagen,  doch  diesem  eine 
genügende  und  stetig  zunehmende  Unabhängigkeit  von  der  Natur  sichert 
und  der  mit  dem  sittlichen  Interesse  nicht  nur  in  keinem  Widerstreit 
steht,  vielmehr  von  diesem  geradezu  gefordert  wird.**  Dieses  Thema, 
so  allgemein  interessant  es  auch  ist,  wird  zunächst  nicht  der  staats- 
wissenschaftlichen Erörterung  angehören.  Wenn  wir  an  dieser  Stelle 
gleichwohl  näher  auf  den  Inhalt  der  diesem  Thema  gewidmeten  Sdirift 
eingehen,  so  gMchieht  es  wegen  der  umsichtigen  Bemerkungen,  welche 
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der  Yerfatter  Ober  die  8chlQ8ngkeit  des  moralBtatistiicheii  Materials 
für  die  Probleme  der  philosophischen  Moral  macht  Wir  halten  die- 
selben im  Wesentlichen  fftr  richtig. 

I9ach  ^nirzen  Bemerkungen  Ober  Zaf&lligkeit  wie  Nothwendigkeit 
im  Natnrleben  (S.  4  ff.)  erörtert  Drobisch  die  Bedeatnng  der  aas  g  r  o  s  s  e  n 
Zahlen  hervortretenden  Gesetzmässigkeit,  das  „constante  Yerhältniss*' 
in  gewissen  Gattungen  willkohrlicher  Handlangen  Oberhaupt.  Die  Qber- 
raschenden  Wahrnehmungen  der  Moralstatistik  Ober  dieses  constante 
Yerhaltniss  haben  Wagner  za  dem  Ausruf  veranlasst:  „Das  Merk- 
wOrdigste  bleibt,  dass  wir  als  dienende  Glieder  eines  grossen  Me- 
chanismus fungir^i,  dennoch  aber  eine  ganz  unbeschränkte  freie  Bewe- 
gung besitzen,  welche  diesen  Mechanismus  nicht  in  seinem  vorgezeich- 
neten  Gange  stört.  Ja,  glauben  wir  doch  darOber  hinaus  sogar  noch 
vollkommen  frei  und  uns  s^bstbestimmend  au  handeln ,  w&hrend  wir 
im  Grossen  und  Ganzen  nur  bestimmt  werden,  während  unsere  Hand- 
huigen,  in  der  Masse  betrachtet ,  von  festen  aligemeinen  Ursachen  be- 
herrscht werden  und  wie  die  Processe  der  allgemeinen 
pbysisiihen  Weltordnung  vor  sich  gehen." 

Drobisch  weist  umgekehrt  an  den  bisherigen  Ergebnissen  der 
Moralstatistik  nach,  ,,dass  die  constante  Regelmässigkeit  in  gewissen 
wilikohrlichen  Handlangen  nicht  auf  einem  Geset^  beruht,  das  den 
Handlangen  vorausgeht  und  gebieterisch  Vollzug  verlangt,  sondern  dass 
umgekehrt  alle  Gesetzlichkeit,  welche  die  moralische  Statistik  nach- 
weist, das  Produkt  von  relativ  eonstanten,  daher  auch  nicht  schlecht- 
hin unveränderlichen  Verhältnissen  und  zusammenwirkenden  Ursachen 
ist,  neben  welchen  aber  noch  unzählige  andere  variable  Ursachen  be- 
stehen, die  sich  jeder  Subsumtion  unter  eine  Regel  entziehen. '^ 

Was  in  letzterer  Beziehung  oben  Hock^s  Recension  Ober  Mayr's 
„Statistik  der  gerichtlichen  Polizei**  bemerkt,  betont  mit  äusserstem 
Kachdruck  wiederholt  auch  Drobisch:  der  hamwu  moyai  Quetelet% 
der  mittlere  Mensch  der  Moralstatistiker  ist  „ein  mathematisches  Abstrac- 
tnm,  ein  in  der  Wiriclichkeit  gar  nicht  existirendes  Wesen ,  und  es  ist 
daher  durchaus  unstatthaft,  das,  was  von  diesem  Abstractum  auszusagen 
ist,  wie  ein  Facit  zu  betrachten,  an  dem  sämmtliche  Individuen  einer 
Bevölkerung,  oder  eines  Geschlechts  und  einer  Altersklasse  desselben, 
als  Summanden  reellen  Antheil  hätten,  als  ob  alle  dazu  ihren  Beitrag 
gäben." 

Auch  die  eonstanten  Verhältnisse  der  Moralstatistik  sind 
nicht  lediglich  Produkt  eines  Naturgesetzes,  sondern  Resultat  von  Com- 
binationen natOrlicher,  vorzOglich  aber  socialer  Bedingun- 
gen, „die,  so  weit  sie  oonstant  bleiben,  constante  Zahlen  geben,"  selbst 
aber  nicht  unveränderlich  sind  und  bei  Veränderungen  auch  zu  andern 
Zahlenwerthen  fahren.  Der  Nachweis  der  blos  relativen,  nicht  aber 
idMolottn  Begelmässigkek  in  der  Wiederkehr  scheinbar  willkohrlicher 
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Handlangen  ist  es,  was  im  Einzelnen  den  Inhidt  der  aach  staatswissen- 
schaftiich  interessanten  Kritik  des  zweiten  Theils  der  Schrift  bildet. 
Wirklich  scheint  ans  dieser  Nachweis  nicht  misslun^n  und  aafs  Nene 
lernen  wir  die  Moralstatistik  eben  dararn  sch&tzen,  weil  sie  viele  nur 
relativ  constante  Ursachen  sittlicher  Gebrechen  zar  Correctar,  zur 
verbessernden  Yer&nderang  blosslegt,  —  Ursachen,  die  als  constant  and 
allgemein  hauptsächlich  die  Aenderong  durch  die  sittliche  Gesammtan- 
strengong  des  Gemeinwesens  herausfordern.  Die  variabeln  Motive  neu- 
tralisiren  sich  in  den  grossen  Zahlen  der  Moralstatistik. 

D  r  0  b  i  8  c  h  resumirt  am  Schlüsse  seiner  Durchmusterung  der  Ma- 
ralstatistik die  Hauptergebnisse  in  folgenden  Sfttzen: 

1)  Alle  Gesetzmässigkeit,  welche  die  moralische  Statistjk  in  den 
willkQhrlichen  menschlichen  Handlungen  nachweist,  rührt  nicht  von 
einem  fatalistischen  Gesetz  her,  von  einem  Verh&ngniss,  das  blinde 
UnterwOrfigkeit  forderte  und  sich  mit  unwiderstehlicher  Macht  voll- 
streckte, sondern  sie  ist  das  Product  von  constanten,  aber  auch  modifi- 
cirbaren  Ursachen. 

2)  Die  Gesetzmässigkeit,  welche  die  moralische  Statistik  nachweist, 
betrifft  nur  gewisse  Classen  der  willkflhrlichen  menschlichen  Handlungen 
und  bezieht  sich  immer  nur  auf  einen  kleinen  Bruchtheil  der  Bevölke- 
rung eines  Landes,,  der  zu  diesen  Handlangen  vorzugsweise  bef&higt  ist 
Sowohl  der  mittlere  Mensch  Oberhaupt,  als  im  besondem  der  des 
männlichen  und  des  weiblichen  Geschlechts  und  eines  bestimmten  Le- 
bensalters ist  nur  eine  abstracte  mathematische  Fiction,  welche  zwar 
insofern  gestattet  ist,  als  sie  anzeigt,  in  welchem  Yerh&ltniss  die  Zahl 
derjenigen  Personen,  welche  eine  gewisse  Art  von  willkahrlichen  Hand- 
lungen begehen,  zu  der  Zahl  der  Obrigen  Personen  derselben  Klasse, 
welche  sie  nicht  begehen ,  steht;  es  hat  aber  dieser  abstracte  Begriff 
durchaus  nicht  die  Bedentung,  als  ob  die  Gesammtheit  der 
Individuen  dieser  Klasse  an  den  betreffenden  Handlungen  einen  reellen 
Antheil  hätte. 

8)  Die  Befähigung  zu  den  von  der  moralischen  Statistik  untersuch- 
ten Handlungen  ist  begründet  theils  in  der  menschlichen  Natur  über- 
haupt, theils  in  besondem  begünstigenden  Anlagen,  die  wiederum  ent- 
weder individuell  sind,  oder  mit  natürlichen  Stammeseigenthttmlichkdten 
zusammenhängen,  theils  in  der  gesellschaftlichen  Stellung  und  Lebens-, 
geschichte  der  Individuen. 

4)  Ob  und  wie  diese  Befähigung  zur  Wirksamkeit  gelangt ,  hängt 
ab  von  der  Stärke  der  Veranlassung  zum  Handeln,  der  Gelegenheit  zar 
Ausführung  und  dem  grösseren  oder  geringeren  Widerstände,  den  be- 
sonnene Uebejrlegung  lind  sittliche  Bildung  den  verlockenden  Antrieben 
entgegensetzen. 

6)  Die  Beständigkeit  der  sUtistischen  Zahlen  weht  darauf  hin,  dais 
in  einem  grosseren  socialea  Verbände  die  Veranlassungen  und  Gelegea- 
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lieiten  za  den  Handlungen ,  auf  welche  sich  jene  Zahlen  beziehen ,  all- 
jährlich ziemlich  gleich^ässig  wiederkehren,  aber  aach,  dass  die  Zahl 
der  Individuen,  für  welche  entwedir  (wie  bei  den  nicht  leichtsinnig  ge* 
Bchlossenen  Heirathen)  den  Antrieben  zum  Handeln  zu  widerstehen  Icein 
Grund  vorhanden ,  oder  in  denen  (wie  bei  den  Verbrechen  und  Selbst- 
morden) der  sittliche  Widerstand  zu  schwach  ist,  sich  im  Ganzen  ziem- 
lich gleich  bleibt 

6)  Die  Veranlassungen  und  Gelegenheiten  zu  solchen  Handlungen 
haben  grösstentheils  ihren  Sitz  in  socialen  Verhältnissen  und  Zuständen, 
die  sich  zwar  längere  Zeit  behaupten,  aber  nicht 
schlechthin  unveränderlich  sind.  Sie  hängen  zum  Th  eil 
auch  ab  von  der  Gunst  oder  Ungunst,  mit  welcher  die  Natur  unter  ver- 
Bchiedenen  Himmelsstrichen  und  zu  verschiedenen  Zeiten  den  mensch- 
lichen Bedarfnissen  entgegenkommt  Die  Frequenz  der  betrachteten 
Handlungen  ist  aber  nicht  schlechthin  und  allgemein  eine  constante, 
sondern  erleidet  örtliche  und  zeitliche  Modificationen. 

7)  Ganz  besonders  die  intellectuelle  und  moralische 
Bildung,  die  der  Verlockung  zu  unbesonnenen  und  unerlaubten 
EUmdlungen Widerstand  leisten  kann,  hängt  von  socialen  Zustän- 
den,  von  der  ganzen  Gliederung  und  Organisation  der  Gesellschaft  ab. 
Diese  ist  ebenso  mannigfaltig,  wie  die  Völkerschaften,  Volkssitten  und 
Staatseinrichtungen.  Aber  auch  der  Organismus  der  Gesellschaft  ist 
nicht  stationär,  sondern  Veränderungen  unterworfen,  zufolge  deren  die 
socialen  Zustände  sich  bald  verbessern,  bald  verschlechtem  und  mit 
ihnen  die  unsittlichen  Handlungen  sich  mindern  oder  mehren. 

8)  Versteht  man  unter  willkahrlichen  Handlungen  solche,  welche 
einzig  und  allein  das  Werk  des  blossen  Wollens  (die Kar,  Wahl 
des  reinen  Willens)  sein  sollen,  so  verneint  die  moralische  Statistik, 
wenigstens  innerhalb  des  ihr  zugänglichen  Gebiets,  die  reelle  Existenz 
solcher  Handlungen  und  erklärt  die  Willkflr  fOr  einen  bbssen  Schein. 
Denn  sie  findet  tiberall  Veranlassungen,  Triebfedern,  BeweggrQnde  — 
Motive  zum  Handeln.  Wenn  daher  nur  ein  motivloser  Wille  An- 
spruch darauf  hat,  als  freier  Wille  zu  gelten,  so  leugnet  die  moralische 
Statistik  entschieden,  ilass  es  in  diesem  Sinne  einen  freien  Willen  gebe. 

9)  Dagegen  lässt  sie  die  Frage  ganz  offen,  ob  der  menschliche  Wille 
jederzeit  durch  vernünftige  GrOnde  bestimmt  werden  kann ,  auch  den 
stärksten  Verlockungen  zu  unbesonnenen  oder  unerlaubten  Handlungen 
zu  widerstehen,  ob  die  eigene  vernünftige  Einsicht  des  Menschen  jeder- 
zeit die  Macht  besitzt ,  seinem  Wollen  und  Handeln  die  Ricl^tung  vor- 
zuzeichnen.  Die  innersten,  psychischen  Motive  der  Handlungen,  die  sie 
registrirt,  entziehen  4Bich  fast  durchaus  ihrer  Nachforschung,  und  ob  bei 
der  grossen  Quote  aller  der  Personen,  die  zu  solchen  Handlungen  gleich- 
falls befähigt  sind,  sie  aber  doch  unterlassen,  die  Veranlassungen  oder 
die  Gelegenheiten  fehlen,  oder  die  Erregbarkeit  zu  gering  ist,  oder  die 
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St&rke  Temünftiger  Selbstbeberrschang  wen  der  Ansfilkmog  snrttckbllt, 
—  dies  alles  l&sst  sich  nicht  durch  alatistisehe  ClassificatiiMieD  aar 
Entscheidung  bringen.  ^ 

Dass  nun  der  wohlgesinnte  Mensch  nicht  nur  fortwährend  an  seiner 
eigenen  sittlichen  Verrollkonunnung  arbeiten,  sondern  aoch,  mit  mehr 
oder  weniger  £rfolg,  je  nach  seiner  Begabung  und  gesellschafUioheii 
Stellung,  in  engeren  oder  weiteren  Kreisen,  in  der  Familie,  im  Qe- 
sch&ftsleben,  im  geselligen  Umgang,  in  der  Schale,  der  Kirche,  dem 
Staate,  auf  Andre  einen  sittlichen  Einfluss  gewinnen  kann;  das»  dmr^k 
die  Erziehung,  durch  sittlichreligiö'se  Belehrung  und  Erhe- 
bung, durch  gutes  Beisj^iel,  Gemeinsinn,  Terst&ndige  W o h  1 1 h &- 
tigkeit,  durch  mens chenfreundliche  Vereine,  gewis- 
senhafte Verwaltung  der  Aemter,  weise  Gesetze  sehr 
wesentliche  Verbesserungen  der  socialen  Zust&nde  herbeigeführt  werden 
können,  und  diese  also  yon  dem  Gesammtwillen  der  Gesellschaft  ab- 
hängen, zu  dem  jeder  Einzelne  seinen  Beitrag  liefert,  —  dies  alles  darf 
wohl  far  eine  so  idlbekannte  und  anerkannte  Wahrheit  gelten,  dass 
jedes  weitere  Wort  daraber  unnatz  scheint.  Und  in  der  That  kann 
man  hierbei  Beruhigung  fassen,  wenn  man  die  menschlichen  Dinge  nur 
aus  dem  Standpunkt  des  practischen  Lebens  betrachtet  und  bei  ihrer 
Beurtheilung  keinen  feineren  Massstab  anlegt  tAs  den  des  gemeinen 
Verstandes  {common  saise),  der  zwar  gesund  ist,  aber  a«ch  alle  tieferen 
Untersuchungen  als  Grübeleien  zurQckweist.^ 

Dieselben  Ergebnisse  sucht  der  Verfasser  durch  philoeophische  Er- 
örterungen (S.  68—111)  zu  befestigen.  Diese  Erörterungen  des  dritten 
Abschnittes  sind  nicht  weniger  interessant ,  als  die  des  zweiten.  Ihre 
n&here  Mittheilung  und  Resumirung  (S.  108  ff.)  eignet  sich  jedoch  nicht 
fOr  diese  Zeitschrift;  im  Hauptresultat  laufen  sie  in  einen  Determinis« 
mus  nicht  der  abstracten  motivlosen  Willens- ,  sondern  der  sittlichen 
Freiheit  aus  (S.  106): 

„Im  sittlich  edlen  und  festen  Charakter  wird  der  Mensch  sittlieh 
frei,  nämlich  unabhängig  yon  dem  Zwange  seiner  Natur  und  ihren  lei- 
denschaftlichen Ausschreitungen,  sowie  gewaffnet  gegen  alle  unerwartet 
auf  ihn  eindringenden  und  insofern  zufällig  zu  nennenden  Terlockenden 
und  Terleitenden  Gelegenheiten  widersittlich  zu  handeln.  Die  sittliche 
Freiheit  des  festen  Charakters  ist  keine  Freiheit  des  Willens,  im  Ge* 
gentheil  eine  Gebundenheit  desselben,  nämlich  an  die  sittliche  Eansidit. 
Sie  ist  aber  persönliche  Freiheit;  denn  diese  Einsicht,  so  gut  wie 
der  Wille,  ist  s  e  i  n  e  e  i  g  e  n  e.  Sie  bildet  keinen  Gegensatz  zur  Noth* 
wendigkeit,  vielmehr  erwarten  wir  von  einem  streng  sittlichen  Charakter^ 
dass  ihm  sittlicbes  Wollen  und  Handeln  zur  andezn  Natur  und  somit 
unter  Ausschluss  alles  Zufälligen  nothwendig  geworden  sei. 

,,Weil  aber  die  Bildung  des  sittlichen  Charakters  und  die  Umbildung 
des  unsittlichen  zum  Besseren  grosseotheils  mit  von  den»  gute  Ve^titae 
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erweckenden  und  befestigenden  Einwirkungen  der  Menschen  auf  ein- 
ander abb&ngt,  so  liegt  es  -auch  in  der  sittlichen  Aufgabe,  ist  es  Pflicht 
eines  Jeden,  so  ?iel  er  ?emtag,  auch  Anderen  zu  ihrer  sittlichen  Be- 
freiung zu  verhelfen,  und  weil  die  Kraft  des  Einzelnen  nicht  weit 
reicht,  wo  sie  nicht  durch  vereinigtes  Zusammenwirken  mit  Andern 
einen  festeren  Stützpunkt  und  grössere  Macht  gewinnt,  so  wird  es  zu- 
letzt die  höchste  Aufgabe  der  menschlichen  Gesellschaft, 
mit  allen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  die  Sittlichkeit  ihrer  Glieder 
zu  fördern.  Je  hervorragender  und  einflussreicher  die  Stellung  des  Ein- 
zelnen in  ihr  ist,  um  so  mehr  vermag  er  dazu  beizutragen;  um  so  grös- 
ser ist  daher  seine  Verpflichtung  dies  zu  thun,  und  um  so  schwerer 
wiegt  seine  Verantwortlichkeit  fftr  das,  was  er  zu  thun  verabsäumt.*' 

Was  die  speciellen  AusfOhrungen  beztlglich  der  Criminalstatistik 
betrifft,  so  möchten  wir  die  Ansicht  (S.  89)  nicht  theilen,  dass  nicht 
die  Anklagen,  sondern  die  Verurtheilungen  den  objectivsten An- 
haltspunkt gewähren.  M  a  y  r  in  seinem  oben  angezeigten  Buch  scheint 
uns  hierin  das  Richtige  getroffen  zu  haben. 

Koch  glauben  wir  bemerken  zu  müssen,  dass  Wagner  (a.  a.  0.« 
allg.  Th.  S.  79)  ausdrücklich  sich  gegen  die  völlige  Negation  der  Wil- 
lensfreiheit verwahrt.  Er  hat  die  auf  das  menschliche  Handeln  einwir- 
kenden rein  natürlichen  Motive  besonders  hervorgehoben,  aber  er  ge- 
steht,  „dass,  wenn  es  meines  Bedünkens  den  Vertheidigern  der  Willens- 
freiheit nicht  gelungen  ist,  der  menschlichen  Logik  die  Vereinigung  der 
gesetzmässigen  Logik  und  der  Willensfreiheit  begreiflich  zu  machen,  es 
mir  doch  den  Angreifem  und  Läugnern  der  Willensfreiheit  nicht  ent- 
fernt geglückt  zu  sein  scheint,  die  grossen  Schwierigkeiten  logischer 
und  erfahrungsgemässer  Natur,  welche  das  Aufgeben  der  Willensfreiheit 
mit  sich  bringt,  z^  beseitigen."  Am  Ende  wird  zwar  die  speculative 
Versöhnung  der  Willensfreiheit  md  der  Gesetzmässigkeit  nicht  mehr 
unbefriedigte  Leser  schaffen ,  als  das  Eingeständniss  einer  vorläufigen 
Festhaltung  von  „ Widersprüchen."  Die  Moralstatistik,  Wagner  contra 
Drobisch  und  Drobisch  contra  Wagner,  begegnet  eben  schon  in  ihrer 
Jugend  dem  alten  Räthael  der  doppelseitigen  Natur  des  Menschen  und 
löst  es  wahrffcheinlicb  eben  so  wenig  allgemein  befriedigend,  als  diess 
der  speculativen  Philosophie  bis  jetzt  gelungen  ist,  und  am  Ende  sind 
die  Gegner  nicht  so  weit  von  einander,  als  ea  scheint.  Wenn  es  das 
Loes  des  Menschen  bleiben  sollte,  seine  sittliche  Freiheit  an  ein  schwe* 
res  Bleigewicht  natürlicher  Bedingtheit  gebunden  zu  sehen,  wenn  sitt- 
lich wie  physisch  sein  specifisches  Gewicht  so  angelegt  ist,  dass  er 
Mühe  hat,  sich  über  Wasser  zu  erhalten,  —  brauchbar  sind  gleichwohl 
die  moralstatistischen  Untersuchungen  beider  Seiten  seines  Wesens 
je  für  sicfaf.  Ikf  Nacbwtiiv  natürlicher  Einflüsse  auf  das  Handeln ,  wie 
der  Nadiweis  der  „socialen"  Constanten,  welche  nicht  absolute  Con- 
stnten  sind,  ist  für  keinen  Gesetzgeber  ohne  praktisches  Interesse. 
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Da  die  von  uns  aaf  Grund  der  bei  hiesiger  Eönigl.  Uniyersität  be- 
stehenden Rubenow- Stiftung  unter  dem  6.  Dezember  1861  «usgeschrie- 
benen  beiden  Preisaufgaben  ohne  Beantwortung  geblieben  sind,  wir  die- 
selben aber  auch  letzt  noch  als  der  Bearbeitung  werth  und  zeitgem&ss 
erachten,  so  wiederholen  wir  sie  in  Folgendem  fttr  die  bevorstehende 
fanfjährige  Periode. 

I.  Geschichte  der  Staats wirthschaft  des  grossen  Kur- 
fürsten Friedrich  Wilhelm  Ton  Brandenburg.  Es  wird  bei 
dieser  Aufgabe  zunächst  eine  aktenmässige  Geschichte  der  Finanzgesetz- 
gebung und  Finanzverwaltung  des  grossen  Kurfürsten  gefordert.  Es  wird 
aber  ferner  gewünscht,  dass  hiermit  eine  kritische  Darstellung  der  volks- 
wirthschaftlichen  Grundsätze,  Einrichtungen  und  Erfolge  dieses  Forsten 
verbunden  werde ,  unter  Berücksichtigung  der  volks  -  und  staatswirth- 
schaftlichen  Ansichten  seiner  Zeit,  sowie  der  betreffenden  Politik  der 
maassgebenden  Staaten  Europas. 

II.  Geschichte  der  Umwandlung  der  älteren  deutschen 
Gerichte  in  gelehrte  Gerichte.  Unter  den  entscheidenden 
Momenten,   welche  zur  Recejption  des  römischen  Rechts  in  Deutschland 

feführt  haben,  nimmt  das  Eindringen  des  gelehrten  Richterstandes  in 
ie  deutschen  Gerichte  die  erste  Stelle  ein.  Eine  eingehende  Darstel- 
lung dieses  wichtigen  Umwandlungsprocesses  ist  der  Zweck  der  gestell- 
ten Aufgabe.  Ausser  den  allgemeinen  Gesichtspunkten  sind  folgende 
Verhältnisse  noch  besonders  zu  berücksichtigen: 

1.  Die  Ausbreitung  des  Studiums  der  deutschen  Juristen  auf  frem- 
den wie  auf  einheimischen  Universitäten  ist  nach  den  verschiedenen 
Ständen  näher  als  bisher  geschehen  ins  Auge  zu  fassen.  Die  Beschaf- 
fung statistischen  Materials  erscheint  zu  diesem  Zwecke  besonders  wün- 
schenswerth. 

2.  Es  ist  nachzuweisen  das  Aufkommen  der  Aktenversendung  und 
der  Rechtsprechung  der  deutschen  juristischen  Facultäten. 

8.  Es  wird  gewünscht,  dass  der  Verfasser  diese  Umwandlung  schlieas- 
lieh  an  einem  einzelnen  deutschen  Lande  speciell  nachweist. 

Die  um  die  Preise  sich  bewerbenden  Schriften  sind  in  deutscher 
oder  französischer  Sprache  abzufassen  und  bis  spätestens  am  1.  Man 
1871  an  den  Rector  und  Senat  hiesiger  Königl.  Universität  adressirt 
hierher  einzusenden.  Sie  dürfen  den  Namen  des  Verfassers  nicht  offen 
enthalten,  sondern  sie  sind  mit  einem  Wahlspruche  und  einem  versie- 
gelten Briefe  zu  versehen,  in  welchem  der  Name  gesehrieben  und  auf 
welchem  derselbe  Wahlspruch  zu  lesen  sein  muss.  Die  Zuerkennuog 
der  Preise  erfolgt  am  17.  Oktober  1871. 

Als  Preise  setzen  wir  nunmehr  für  die  würdig  befundene  Arbeit 
je  600  Thir.  Gold  oder  680  Thlr.  preuss.  Gourant  fest ,  jedoch  mit  der 
Maassfrabe,  dass,  wenn  Eine  der  Aufgaben  gar  nicht  oaer  nicht  genü- 
gend, die  Andere  aber  in  vorzüglichem  Grade  gelöst  werden  sollte,  der 
Preis  für  diese  Andere  bis  auf  1000  Thlr.  Gold  oder  1138  Vt  Thlr.  preuss. 
Courant  gesteigert  werden  kann. 

Greifswald,  im  Januar  1867. 

Beotor  und  Senat 
hiesiger  königlicher  Universität. 
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L  AbhandlnngeiL 


Der  römische  llscns  und  das  rOmisclie  Fiscalrecht  ')• 


Von  Dr.  Jnliof  TOA  CKnmb  in  Manchen. 


L 
Dai  aerarinm  mflitare. 

Dan  Uebergaog  «nm  Fiscos  und  dem  gesammtea  Fiscal- 
recbte  bildet  ein  Institut,  gegiündet  von  Kaiser  Aufustus  augen- 
scbeialich  zu  dem  Zw^^,  um  für -gewisse  Bedürfnisse  immer 
eine  hinreichende  Summe  Geldes  zur  Verßgung  zu  haben,  ohne 
die  Staatskassa  angreifen  zu  mfiasen.  Es  errichtete  nfimlich  Au- 
gosttts,  als  er  Alleinherrscher  geworden,  zu  militfirischen  Zwecken, 
insbesondere  für  Belohnungen  der  Soldaten  eine  eigene  Kasse, 
das  aerarium  militare  *),  ab  Zweig  dar  allgemeinen  Staatskasse 
und  dotirte  es  mit  gewisse«  Binkünftea ')  und  steuerte  selbst  aus 
seinem  FrivatvermOgen  Geld  bei.  Unter  den  Einkünften,  welche 
dieser  Kassa  überwiesen  wurden,  ist  zuerst  zu  nennen  die  fünf- 
procentige  Erbschafls-  und  Legatensteuer,  die  vicesima  hereditatum 


1)  ForUetiang  des  im  Jakrg.  1806,  S.  87  a.  f.  •rttkienaiien  Aatetiei: 
Dns  öffentlich»  VenaOgen  der  rtaiSichea  Repablik. 

2)  Aereriam  millUre  ex  contilio   meo  conüilatan  est.    Mo«.  Anqrr. 
Üb.  III,  96.    Säet.  Ang.  49.    Dio  Cass.  LV,  24.  25;  LVI,  28. 

3)  Bachofen  die  lex  Voconia.    Rudorff  in  der  Zeittchr.  f.  getch. 
Rw.  XII,  S.  386.     Huachke,  ebendet.  XV,  8.  190. 
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et  legatonim.  Diese  Abgabe  wurde  wahrscheinlich  schon  durch 
die  lex  Voconia  des  Jahres  585  ^)  eingeführt ,  nach  deren  Auf- 
hebung von  Caesar  wieder  vorgeschlagen  ')  und  von  Augustus 
durch  die  lex  Julia  vicesimaria  des  Jahres  759  durchgeführt  '), 
nachdem  schon  vorübergehend  während  des  Kriegs  gegen  Sext 
Pompeius  ein^heil  des  aus  einem  Testamente  erhaltenen  an  die 
Kriegskasse  abgegeben  werden  musste,  ohne  dass  wir  das  N&here 
wissen.  Nach  jenem  Gesetze  musste  jeder  römische  Bürger  von 
Erbschaften  und  Vermächtnissen,  mit  Ausnahme  der  Verwandten 
ersten  Grades,  den  zwanzigsten  Theil  an  das  Militärärar  abgeben. 
Wer  durch  väterliche  Gewalt  oder  Cognalion  des  ersten  Grades 
mit  dem  Erblasser  verbunden  war,  unterlag  nicht  dieser  Steuer. 
Da  nun  beides  nur  lAiter  römischen  Bürgern  stattfand,  so  waren, 
wenn  Jemand  durch  kaiserliche  Verleihung,  wie  das  so  ausser- 
ordentlich häufig  vorkam,  das  römische  Bürgerrecht  erhielt,  nur 
die  später  gebornen  Kinder  seiner  Gewalt  unterworfen,  die  früher 
geborenen  wurden  sui  iuris  ^)  und  nur,  wenn  der  Kaiser  zugleich 
mit  der  Civität  dem  Vater  die  Rechte  der  väterlichen  Gewalt  oder 
der  Mutler  die  Rechte  der  Cognation  verlieh,  galten  sie  civilrecht- 
lieh  verwandt  und  hatte  die  Brbscfaafts  -  Steuer  keine  Anwendung 
auf  sie  ^).  Die  milderen  Kaiser  gewährten  beides  ohne  Entgelt, 
die  übrigen  machten  daraü^r  eine  Pinanzquelle ,  welche  natürlich 
auch  dem  Militärärar  zufiel. 

Dass  aus  diesen  Verhältnissen  sehr  oft  Streit  entstehen 
musste,  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  hiebe!  hatte  der  Erbe  den 
Beweis  dem  Aerar  gegenüber  zu  liefern,  dass  er  wirklich  in 
jenem  Verwandtschafts- Verhältnisse  stand.  Diesen  Missstand  hob 
Traian  theilweise  auf,  indem  er  auch  die  Verwandten  des  zweiten 
Grades  für  steuerfrei  erklärte  %  doch  schon  Hadrian  erliess  das 
erst  von  Justinian  ^)  wieder   aufgehobene  Edikt,  wodurch  die 


1)  Rudorff,  R.-G.  I,  §  24. 

2)  S.  1.  2  §  44  D.  de  or.  iur.  1.  2. 

3)  Rudorfr,  R.-G.  I,  S.  59  and  ZeiUchr.  f.  getch.  Rw.  XII,  S.  325. 

4)  Gai.  I,  56.  57.  94. 

5)  Gai.  I,  93--96;  III,  20. 

6)  PUn.  paneg.  37—39. 

7)  L.  3  C.  de  ed.  D.  Trai.  toll.  6.  33. 
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.  frühere  redactio  in  potestatem  wieder  eingefQbrt  und  noch  un- 
zweckmfissigere  Vorbedingungen  damit  verknüpft  wurden,  doch 
konnte  jetzt  der  Erbe  die  Mission  sofort  erlangen,  wenn  nur 
das  Testament  öffentlich  verlesen  ist  ^).  Es  war  nümlich  schon 
durch  das  Julische  Gesetz,  um  Unterschleife  zu  verhüten,  an- 
geordnet worden,  dass  jedes  Testament  öffentlich  auf  dem 
Forum  oder  in  der  Basilika  vor  dem  Magistrat  eröffnet  wurde  ') 
bei  Vermeidung  einer  bedeutenden  Geldstrafe.  Es  hatten  die 
hiebei  anwesenden  Magistrate  auch  die  satisdationes  quae  ex 
lege  vicesimaria  proponuntur,  jedenfalls  nach  Analogie  der  Prfi- 
diatur,  in  Empfang  zu  nehmen,  worauf  erst  die  Einweisung  er- 
folgte. 

Der  Ertrag  dieser  Abgabe  war  wohl  im  Vergleich  zu  andern 
nicht  sehr  bedeutend,  da  ja  auch  die  Erbschaften  der  ärmeren 
Bürger  von  Anfang  an  ausgenommen  waren  '). 

Caracalla  erhöhte  diese  Abgabe  auf  das  Doppelte  (decima) 
und  verlieh  um  ihretwillen  allen  Latinen  und  Peregrinen  das 
römische  Bürgerrecht  ^) ,  zugleich  behielt  er  sich  noch  die  Ver- 
leihung der  Cognation  und  v&terlichen  Gewalt  vor,  wodurch  der 
Ertrag  jedenfalls  enorm  erhöht  wurde,  doch  schon  sein  Nachfolger 
Macrinus  stellte  das  frühere  Recht  wieder  her  ^). 

Auch  die  ursprünglich  ausgenommenen  kleineren  Erbschaften 
worden  in  Zeiten  des  Geldmangels  in  gleicher  Weise  beige- 
zogen ^). 

Erhoben  wurde  die  Erbschafts-Steuer  unmittelbar  nur  in  den 
Provinzen  von  procoratores  ^),  subprocoratores,  dispensatores  und 


1)  Gai.  n,  54.  Paul.  lent.  III,  5,  §  16;  1.  7  p.  D.  de  app.  rec.  49.  5; 
c  26  C.  Th.  quor.^p.  XI,  36. 

2)  Paul.  lent.  IV,  §  6,  §  2.  3. 

3)  Daher  sagt  Plin.  paneg.  42:  locnpletabant  et  fiscum  et  aerarium 
non  tarn  Voconia  et  Juliae  leges,  quam  maiestatis  singulare  et  unicum 
crimen  eorum  qui  crimine  vacarent.  » 

4)  Dio  Cati.  LXXVII,  9.    Coli.  leg.  Mos.  XVI,  9,  S  3- 

5)  Dio  Ca«8.  LXXVII,  12. 

6)  L.  23  C.  de  testaro.  6.  23. 

7)  Neben  diesen  finden  sich  auch  in  derselben  Gegend  magistri,  ohne 
dass  wir  aber  ihre  näheren  Verhiltnisse  etwas  Genaues  wissen.  Degen- 
kolb  die  lex  hieronica,   S.  142.    FAr  sie  wurden  aoch  eigene  Steuer- 
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exactoreS)  während  sie  in  Rom  von  dem  (Nrocnrator  ad  Yicesiaiafn 
an  Publikanen  verpachtei  wurde.  Gerade  bei  ihr  war  es  wie 
fast  bei  allen  an  PiibHIianen  verpachteten  Einkfinften  gestattet^ 
sich  mit  einer  Aversalsumme  abzufinden,  denn  der  Staat  hatte 
nur  ein  Interesse,  dass  die  Pachtsumme  richtig  besahll  werde, 
wfibrend  dies  bei  direlit  erhobenen  Steuern  nickt  vorkommen 
konnte  ^)  *). 

Weitere  Einnahmen  flössen  aus  der  einprocentigen  Steuer, 
welche  Augustus  auf  den  Ertrag  der  Auctionen  legte  '),  mid  die 
Tiberius  auf  die  Hälfte  herabsetzte  ^)  und  schon  Caligula  fltr 
Italien  wieder  aufhob  ').  Zugleich  hatte  Augustus  auch  eine 
fQnfprocentige  Abgabe  auf  sämmtliche  Freilassungen  der  Sklaven, 
von  deren  Wertb  entrichte!,  gelegt  und  sie  gleichfalls  dieser 
Kasse  Qberwiesen,  auch  sie  wurde  vorübergehend  von  Caracalla 
auf  zehn  Procent  erhöbt.  Ais  Besonderkeit  galt  von  ihr,  dass 
sie  in  Gold  bezahlt  werden  musste,  wesshalb  sie  auch  aumm 
vicesimarium  heisst  %  Endlich  gehört  hieher  der  Erlös  aus  der 
Kriegsbeute. 

Die  Verwaltung  dieses  Aerars  hatten  unmittelbar  eigene  prae- 
fecti  aerarii  militaris.  Dass  sie  ausschliesslich  vom  Kaiser  ernannt 
wurden  und  nur  ihm  Rechnung  zu  steUen  hatten,  bedarf  keiner 
Erwähnung. 

Das  Aefar  bestand  in  dieser  Eigenschaft  nicht  lange.  Ate 
der  kaiserliche  Fiscus  sämmtliche  Staats  -  Einkaufte  an  sich  ge- 


besirke  id  lulien  i^biidet,  die  eiok  unter  Pioi  and  Carftoilla  nftohweiten 
Usien.  Mommien,  Feldmess.  11,  S.  190  and  Bachofen,  Prand-Reckt, 
S.  233,  n.  9. 

1)  Schon  Cicero  erwähnt  solche  pactiones  ad  hM\.  XIII,  65.  Altie. 
V,  10;  1.  13  D.  de  transact  2.  15. 

2)  Ueber  die  Ticesimaria  lex  f.  auch  die  grieehisohe  Inaehrifl  bei 
Haenel,  corp.  leg.  p.  277  aus  den  Jahren  872—889. 

3)  Vectigal  reram  venaliam:  I.   17^  §  1  D.  de  V.  S.  50.  16. 
•     4)  Tac  ann.  I,  78;  II,  42, 

5)  Säet.  Cal.  16. 

6)  Uro  die  Freiheit  anentgeltlich  zn  gewähren,  warde  dteae  Smnme 
gewöhnlich  im  Testamente  alt  liberatio  oder  dem  Aerar  alt  debitmn  ver- 
macht. R  u  d  o  r  f  r,  Testament  des  Das amio  in  d.  Zeitschr.  f.  gesch.  R.-W. 
Xn,  S.  357  und  lin.  52  der  Iniehrifl.    FeHua  a.  ▼.  mannmitti  pari. 
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zogen  und  so  dnrcb  Verdrängen  de^  alten  Aerars  tm  einzigen 
Staatskasse  geworden  war,  da  floss  auch  das  Hilitfirttrar  mit  ihm 
zusammen,  von  Blagabalus  an  wird  es  nicht  mehr  erwtthnt  ^). 

Obwohl  nun,  wie  im  Vorstehenden  erörtert,  dem  Kaiser  ein 
vollständig  unbeschränktes  Verfägungsrecht  jedenfalls  in  noch 
höherem  Grade  als  bei  der  Staatskasse  zustand,  so  darf  man 
doch  daraus  noch  nicht  schliessen,  dass  ihm  auch  das  Eigen- 
thumsrecht  zugestanden  hätte  ').  Denn  sämmtliche  Einkünfte, 
wekhe  ihm  Augustus  zuwies,  sind  reme  Staats-EinkQnfle ,  neben 
denen  höchstens  noch  lediglich  militärische  Erträgnisse,  wie  die 
Kriegsbeute,  bestanden  haben  können. 

Auch  die  Verwendung  geschah  nur  zu  solchen  Zwecken, 
welche  froher  aus  der  allgemeinen  Staatskasse  bestritten  wurden. 
Es  ist  daher  das  Eigenthum  dem  römischen  Staate  zuzuschreiben, 
dass  desshalb  auch  der  Staat  in  Processen  als  eigentliche  Process- 
partei  gilt,  wenn  nicht  die  Klage  gegen  die  Steuerpächter  oder 
die  Beamten  direkt  gerichtet  ist,  folgt  hieraus.  Dass  aber  Rechts- 
streitigkeiten aus  den  vielen  zum  Theil  verwickelten  Rechtsverhält- 
nissen nicht  selten  sein  konnten,  lässt  sich  denken. 

Im  Einzelnen  galten  hier  jedenfalls  ganz  dieselben  Grundsätze 
bezüglich  des  Vertrags-Rechts,  der  Erbfähigkeit  und  der  Möglich- 
keit vor  Gericht  aufzutreten ,  welche  wir  früher  bei  dem  Aerare 
erörterten.  In  Folge  des  kurzen  Bestehens  ')  dieser  Kasse  und 
der  verhältnissvässig  geringen  Bedeutung  derselben,  finden  wir 
sie  selten  erwähnt 

EL 
Der  FboQS. 

Zugleich  mit  der  Herrschaft  der  Kaiser  entsteht  in  Rom  ein 
nevor  öffentlicher  Vermögensbegriff,  anfangs   zwar  nur  in  der 

1)  Marqatrdt,  röm.  Altarth.  lU,  Abth.  %,  S.  226.  Waller,  röm. 
R.-6.  f  334. 

2)  Wie  Deraborf ,  Pfaedrecbt  I,  S.  337  will. 

3)  Später  wird  eine  beMndere  Kaise  des  Prifekten  de«  Pritorimnf  alt 
arca  praefecturae  genannt.    Nov.  Theod.  17.    Nov.  Mai.  2.    N.  130,  c.  3. 

Ea  scheint,  dasi  dieae  PrifektorlMMe  das  lettte  Ueberbleibael  dei 
aerarinm  militare  gewesen  ift 
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Eigenschaft  als  kaiserliches  Privatvermögen,  doch  bald  mit  der 
entschiedenen  Tendenz  die  aUgemeine  Staatskasse  zu  verdrfingen, 
bis  ihm  dies  gelang  und  er  vom  Anfang  des  dritten  Jahrhunderts 
vollständig  an  Stelle  des  Aerars  getreten  ist  Gegründet  ist  der 
fiscus  als  Inbegriff  des  gesammten  Privatvermögens  des  Kaisers 
von  Augustus  ^),  doch  kann  man  ihm  zu  dieser  Zeit  noch  keine 
öffentliche  Bedeutung  zuschreiben,  er  steht  mit  der  grossen  Staats- 
kasse in  keiner  Berührung,  Einkünfte,  welche  ausschliesslich  auf 
staatsrechtlichem  Titel  beruhen  und  in  Folge  dessen  ihrer  Natur 
nach  in  das  Aerar  gehörten,  fliessen  ihm  noch  nicht  zu,  als 
Staatskasse  kann  er  daher  vorläufig  nicht  in  Betracht  kommen. 
Wenn  auch  spätere  Quellen  Verfligungen  enthalten,  als  ob  Au- 
gustus schon  dem  Fiscus  eine  Reihe  von  Einkünften,  die  eigent- 
lich an  das  Aerar  gehörten,  zugewiesen  habe,  so  beruht  dies 
entweder  auf  Verwechslung  oder  ist,  wie  in  den  Digesten,  ab- 
sichtliche Aenderung  '). 

Der  Name  Fiscus  bedeutet  eigentlich  einen  Korb,  also  einen 
Geldbehälter,  und  ist  in  dieser  Bedeutung  jedenfalls  schon  in  der 
ältesten  Zeil  gebräuchlich  ^). 

Schon  zu  den  Zeiten  des  Kaisers  Tiberius  steht  der  Sprach- 
gebrauch, wonach  er  ausschliesslich  für  die  kaiserliche  Privatkasse 
angewandt  wird,  fest,  er  ist  als  solche  streng  unterschieden  von 
dem  Staatsärar  ^).  Tiberius  ist  auch  der  erste,  der  Einkünfte, 
welche  eigentlich  in  die  Staatskasse  gehörten,  dem  Fiscus  zu- 
wies ^).  Und  dieser  Weg  wird  von  seinen  Nachfolgern  in  conse- 
quenter  Weise  fortgesetzt. 

1)  Dio  Cass.  LH,  25;  LIII,  16.  22. 

2)  So  kann  die  Geldbasse  von  5000  Sestersen,  mit  welcher  Augoslat 
den  wisSenllichen  Ankauf  litigiöser  Grundstfkcke  ausser  der  Verniehtang  der 
Reivindication  des  Käufers  bedrohte,  in  dieser  Zeit  nur  an  das  Aerar  fallea, 
wenn  hier  der  fiscus  genannt  ist,  so  ist  dies  eben  späteres  Recht:  Fragm. 
de  iure  fisci,  $  8.  L  1.  2  D.  de  titig.  44.  6.  1.  1  pr.  D.  de  i.  f.  49.  14. 
Gai.  IV,  117. 

3)  Festus  s.  V.  fiscellus.  Lex  Servilia  ans  d«  Jahre  650,  c.  20:  peeonia 
in  fiscis  obsignetnr. 

4)  Tac.  ann.  II,  47. 

5)  Tac.  ann.  VI,  8:  bona  Seiani  ablata  aerario  ut  in  fiscun  ooge- 
rentur. 
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Unter  Galba,  der  schon  die  Einkünfte  ganzer  Provinzen  ihm 
einTerleibte  ^),  während  unter  Augustos  lediglich  die  Einkünfte 
seines  Privatgnindbesitzes  ^),  die  ihm  hinterlassenen  Erbschaften  ') 
ond  die  grossen  Geldgeschenke  der  Stfidte  und  Provinzen,  nicht 
aber  die  Einkünfte  der  kaiserlichen  Provinzen  dahin  flössen  % 
kennen  wir  durch  einen  glücklichen  Zufall  die  Verhältnisse  etwas 
nfther.  Unter  ihm  finden  wir  nun  in  Aegypten  ^),  dieselben  Grund- 
sätze müssen  aber  als  allgemein  geltende  angesehen  werden,  zu- 
nächst zwei  Hauptmassen  der  Staatskasse,  in  die  eine  (idiog 
liyog)  gehören  nur  die  bona  caduca  und  damnatorum  ^),  welche 
zwar  im  Allgemeinen  zum  Staats-Bigenthum  gehören,  deren  ge- 
sonderte Verwaltung  aber  darauf  schliessen  lässt,  dass  ihre  Ueber- 
weisung  an  den  Fiscus  angestrebt,  wenn  auch  noch  nicht  voll- 
endet war  ^) ;  in  die  andere  Abtheilung  (dfjftoaiog  loyog^  xvQicocrj 
xfnjfpos^  qdcxos^  ®)  fliessen  alle  übrigen  Einkünfte. 

Beide  Kassen  stehen  unter  vollständig  gesonderter  Verwal- 
tung ^9  gehören  aber  zum  römischen  Aerar  und  haben  an  dieses 
den  nach  Bestreitung  der  Verwaltungskosten  sich  ergebenden 
Ueberschuss  abzuliefern  ^^).  Neben  diesen  beiden  nur  als  Theile 
der  Staatskasse  in  Betracht  kommenden  Kassen,  besieht  der 
kaiserliche   Fiskus  CKaiaagog  loyog^  nvQimaj  tpijg)og^  ^^)  als 

t)  Tftc.  hifi.  I,  65. 

2)  Agenn.  p.  85. 

3)  Säet.  Octav.  66. 

4)  Dass  nicht  alle  Einkünfte  aus  den  kaiserlichen  Provinzen  in  dieser 
Zeit  in  den  Fiscas  flössen,  hat  WAlter,  R.-G.  §332,  Anm.  111,  der  jene 
Ansicht  friher  selbst  Tortrat,  jetat  bewiesen,  aber  es  ist  lu  behaupten, 
dass  gar  keine  Einnahmen,  welche  nicht  aaf  Privatrechtstitel  beruhen,  unter 
Augnstus  ihm  zugewiesen  wurden.  Durch  Walter  ist  auch  P  u  c  h  t  a  , 
Inst.  I,  S.  375  widerlegt,  der  Oberhaupt  dem  Fiskus  in  dieser  ersten  Zeit 
eitt«  riel  lu  grosse  Bedeutung  beilegt 

5)  Ouelle  ist  das  schon  oben  genannte  Edictum  Tiberit  J.  Alexandri. 

6)  Strabo,   XVII,   797:   aXZoi  S"  fartr  6  n^oaoYo^vo/uytK  ^uk  ioyoi, 

7)  Tac.  ann.  II,  48;  IV,  20;  VI,  8;  bist.  I,  90.    Plin.  paneg.  42. 

8)  Bd.  g  3,  Z.  13.  17.  18.  21.  23.  25  b.  Rndorff,  S.  147. 

9)  Ed.  i  10. 

10)  Strabo,  1.  c.    Ed.  Z.  22.  23. 

11)  Ed.  Z.  30. 
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Eigenthuni  des  Ktbers.  Zu  ihm  gehM  dts  von  Cotonen  bewirth- 
schaflete  ^),  oder  in  Erb-  und  Zeitpacht  gegebene  ')  Kegeiide 
Vermögen ,  dann  Forderungen  der  va'schiedenaten  Art  *) ,  es 
wird  verwaltet  von  Freigelassenen  des  Kaisers  ^) ,  welche  schon 
unter  Claudius  ak  Unterbeamte  der  mamuchfachsten  Art  gebraucbl 
wurden  *). 

Der  erste  Kaiser,  weicher  dem  Fiscalrechte  grössere  Aof- 
merksamlieit  zuwandte  und  auf  dem  Wege  der  Gesetxgebangr 
neue  Einrichtungen  traf,  war  wohl  Hadrian  ^).  Nach  einem 
Senatsschlusse  sollen  nftmüch  Fideicommisse  an  Peregrinen  oon- 
fiscirt  werden,  während  früher  gerade  um  ihretwillen  die  Fidei- 
commisse eingeführt  wurden  ^).  Unter  seinen  Nachfolgern  ^> 
werden  immer  mehr  reine  Staats-Binkünfle  dem  Aerare  entxogen, 
dem  Fiscus  einverleibt,  nur  wenige  machen  eine  rühmlicbe  Aus- 
nahme, wie  Helvius  Pertinax  ^.  Die  letste  Hand  an  die  Umge- 
staltung des  Fiscus  legten  Commodus'und  Septimius  Severus  '^. 
Von  nun  an  wird  das  ehrwtürdige  Aerar  nicht  mehr  genannt,  et 
ist  jetzt  zur  Stadikasse  herabgesunken,  während  der  Fisons  in 
jeder  Beziehung  an  seine  Stelle  getreten  und  dadurch  aus  der 
Privatkasse  des  Kaisers  zur  Staatskasse  geworden  ist.  In  welcher 
Weise  sich  ein  eignes  Fiscalrecht  bildete,  und  welches  jetzt  die  Be- 
standtheile  und  Einkünfte  des  Fiscus  waren,  wird  sich  später  zeigen. 

Sobald  der  Fiscus  zur  Staatskasse  geworden  war,  musste 

1)  Ed.  Z.  32. 

2)  Ed.  Z.  11. 

3)  Ed.  §  4.    Tac  anii.  IV,  6.  15;  XII,  60. 

4)  Ed.  Z.  22.  Plin.  pu.  37.  I.  35,  $  2  D.  ex  ^b.  eaat.  4.  6.  1.  1 
C.  ti  adv.  fite.  2.  37.  1.  4  C.  de  ftde  initr.  4.  21.  Fragn.  de  i.  f.  §  7.  21. 
C.  Th.  de  hit  q.  eem  adn.  X,  24. 

5)  Tac.  aun.  XII,  60. 

6)  S.  Haenel,  corp.  leg.  p.  100  a.  101.  Spart  Hadr.  c.  7.  Dowi- 
lian:  Suet  Dom.  9.  12. 

7)  Gai.  II,  285. 

8)  Fflr  M.  Anton,  a.  Dio  Caaa.  LXXI,  32. 

9)  Herodlan.  bift.  U,  4:  «o£p  rt  ftaadtMoU  mi/nair  Iwailwtitp  avrou  ro 
wo/ta  htiyfoipta^i'  »2n«Jr  mM  ovm  XSta  ro«  ftaadtwort^  tUfm,  aUa  monm  aok 
Stjßtoaia  T^  *Pmfia(tav  o^^Vf'    8.  aach  1.  1  C.  de  bon.  Üb.  6.  4. 

10)  L.  31  D.  de  i.  f.  49.  14.  Spartian.  Sepl.  Sev.  14.  Caraoalla:  Dio 
Casi.  LXXVII,  9;   LXXVIII,  18. 
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das  eigentliche .  Privalvarmögen  des  Kaisers  davon  aosscbeide«, 
freilich  mochte  dies  nicht  sogleich  in  seinem  ganzen  Umrang 
geschehen.  Wahrscheinlich  warde  Anfangs  auf  ähnliche  Weise, 
wie  wir  oben  von  Galba  sahen,  nor  die  Verwaltung  und  Verrech- 
nung gesondert  geführt,  bald  aber  wurde  es  vollständig  getrennt 
und  steht  nun  als  Privatvermögen  in  keiner  Beziehung  mehr  zum 
Fiscus.  Wann  diese  Ausscheidung  im  Einzelnen  erfolgte,  lässt 
sich  nicht  nachweisen,  in  dem  Codex  Theodosiamis  ist  sie  voll- 
endet, es  wird  nämlich  hier  an  vielen  Stellen  das  aerarium  pri- 
vatum oder  principis  vom  Fiscus  unterschieden  0«  Freilich  ist 
der  Sprachgebrauch  in  dieser  2^it  schwankend  und  ist  desshalb 
der  Ausdruck  aerarium  nostrum  nicht  ohne  Weiteres  für  Privat- 
vermögen zu  halten,  da  der  Fiscus  gleichfalls  so  genannt  wird. 
Von  da  an  ist  auch  die  ganze  Verwaltung,  zwar  gleichartig,  aber 
bis  ins  Einzelne  vollständig  getrennt  ^.  Dieses  Privatvermdgen 
wird  auch  substantia  oder  ratio  Caesaris  genannt,  und  dieser 
Name  zeigt  ^ur  Genüge,  dass  es  in  keiner  Weise  mit  dem  Fiscus 
identisch  sei  oder  dieselben  Rechtsgrundsätze  anwendbar  waren. 
Muss  nun  auch,  wie  gezeigt,  für  die  ältere  Zeit  der  Kaiser 
ausschliesslich  als  Eigenthümer  des  Fiscus  bezeichnet  werden,  so 
kann  dies  nicht  mehr  geschehen,  sobald  sämmtliche  Staats -Ein- 
nahmen ihm  zuflössen  und  sämmtliche  öffentliche  Ausgaben  daraus 
bestritten  wurden.  Freilich  mochte  er  sich,  als  noch  sein  Privat- 
vermögen grösstentheils  unausgeschieden  war,  da  ihm  zudem  un- 
bestrittenes Verßigungs  -  Recht  über  den  ganzen  Staatsschatz  zu- 
stand, als  Eigenthümer  desselben  betrachten  '),  es  kann   ihm 


1)  S.  c.  14  C.  Th.  de  i.  f.  X,  1;  c.  3  de  dorn,  ftd  rem.  X,  2;  c.  5  de 
bon.  vac.  X,  8;  c.  32.  34  de  petit  X,  10:  c  1  de  fite  deb.  X,  16;  c  2 
de  hifq.  cun  ditp.  X,  24 ;  c  35  de  enaon.  Xl>  1 ;  c  4  de  sUt.  den.  XI,  20; 
c.  1  qai  ft  praeb.  XI,  18;  c.  3.  q.  16  de  indolg.  XI,  28;  c  41.  59  deeppell. 
XI,  20;  c.  25.  32  de  iiueept.  XU,  6  und  eine  Reibe  andrer  Stellen,  beson- 
der! c.  4,  C.  Tb.  de  itat.  dos.  XI,  20;  Nov.  Tb.  12.  2;  ülov.  Val.  10; 
Nov.  Mari.  3;  Nov.  Mai.  4. 

2)  C.  12  C.  Tb.  de  numer.  VIII,  1.  Grat.  Val.  Tbeod.:  In  proTinciis  sin- 
gulia  duo  tabalarii  conlocentiur,  q«o  ad  iiniiin  fiacaiii  arcae  ratiociniuiii,  ad 
alteriini  largitionea  pertinere  tituli  inbeantur.    c.  30  C.  Tb.  de  toscept.  XII,  6. 

3)  L.  2  §  4  D.  ne  qnid  in  I.  p.  43.  8 :  res  enim  Ascalea  quasi  propriae 
el  privalae  principis.  snnl. 


Digitized  by 


Google 


538  ^^^  rOmUche  Fi»cas 

aber,  werni  roan  aor  das  Wesen  der  Sache  selbst  siebt,  dies 
Recht  immer  nur  zastehen  als  Inhaber  der  Staatshoheit,  als  Ver- 
treter des  Staats,  nie  aber  kann  ein  wirkliches  privatrechtliches 
Eigenthom  daraus  geschlossen  werden,  denn  zu  Privatzwecken 
kann  er  nie  darüber  verfügen,  nie  bei  seinem  Tode  es  an  seine 
Erben,  sondern  lediglich  an  den  Regiemngs-Nachfolger  vererben. 
In  noch  höherem  Grade  gHt  natürlich  das  eben  Erwfthnte  von 
der  Zeit  an,  als  das  sämmtliche  Privatvermögen  ausgeschieden 
und  einer  ganz  selbständigen  Verwallung  untergeben  war. 

Die  Verwaltung  und  Rechnungsf&hning  des  Fiscus  stand  ur- 
sprünglich einem  Prftfekten  zo  ^),  später  etwa  von  Constantin  an 
dem  comes  sacrarum  hrgitionum,  während  das  Privatvermögen 
unter  einem  andern  Comes  stand.  Unter  diesen  besorgte  dn 
Heer  von  Unterbeamten  *)  die  eigentlichen  Geschäfte.  Die  Rech- 
nungs-Ablage geschah  natürlich  ausschliesslich  dem  Kaiser. 

In  den  Fiscus  fliessen  nun  als  Einnahmen  vor  allem  die 
sämmtlichen  Steuern  und  Abgaben  des  Reiches.  Die  Besteurung  *) 
selbst  war  jetzt  eine  wesentlich  andre  als  früher  geworden. 
Schon  die  ersten  Kaiser  hatten  eine  allgemeine  Besteurung  fbr 
das  ganze  Reich  angestrebt,  von  Diocletian  an  ist  sie  durchge- 
führt Hienach  wird  ähnlich  dem  alten  tributum  ex  censu  eine 
allgemeine  Vermögens-Steuer  unter  dem  Namen  capitatio  erhoben. 
Alle  15  Jahre  werden  die  Kataster  neu  angelegt  und  alles  Ver- 
mögen nach  den  eidlichen  Angaben  des  Besteuerten  neu  ge- 
schätzt ^).     Damit  hörte   auch   die  Exemtion   Italiens  von  der 


1)  L.  32  C.  de  appell.  7.  62.  1.  57.  59  C.  de  decamii.  10.  31.  1.  2 
C.  de  off.  praef.  Aug.  1.  37.  Sie  worden  gewöhnlieh  ans  den  RiUern 
genommen:  Tac.  Agric  4. 

2)  Arcarii:  Lamprid.  Alexand.  49.  45.  Rattonalea:  Nol.  dignit.  or.  13, 
oec  11. 

3)  S.  Savigny,  Aber  d.  röm.  Steaerverf.  nnier  den  Kaisern:  Vera. 
SchrifWn  H,  S.  67-215;  ZeiUchr.  VI,  S.  325. 

4)  L.  4  pr.  §  1  D.  de  ceniib.  50.  15.  Viehitand  und  Sklaven  mnsalen 
aach  genau  angegeben  werden,  c.  6  C.  Tb.  de  collat.  don.  XI,  20.  L  4, 
§  5  D.  de  censib.  1.  7  C.  de  donat.  8.  54.  c.  2  C.  Tb.  sine  censn  XI,  3. 
c.  12  C.  Tb.  de  annon.  XI,  1.  Diese  Bestenning  der  Sklaren  war  keine 
Personen-  oder  Kopfsteuer,  wie  SaTigny  anffUirt,  sondern  reine  Ver- 
mögenssteuer.   Dass  diese  Steuer  scbon  lur  Zeit  der  Republik  entstanden 
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Grundsteaer  auf,  wie  ja  von  nan  an  Italien  fast  keiriSs  der 
vielen  früheren  Privilegien  mehr  besass,  sondern  gleich,  wie 
die  Provinzen,  behandelt  warde.  Wahrscheinlich  wurde  Italien 
zuerst  zur  Grundsteuer  gezogen,  als  es  mit  Afrika  an  Maximinian 
kam  0. 

Diese  Vermögenssteuer,  welche  nach  dem  Tausend  solidi  um- 
gelegt wurde,  war  je  nach  dem  Hauptbestandtheil  des  Vermögens 
Grund-,  Kapital-  oder  Gewerbe -Steuer  ^.  Daneben  wurde  von 
geringen  Leuten  eine  Kopfsteuer  erhoben  ')  (capitatio  plebeia), 
deren  Höhe  wir  nicht  wissen,  es  wurde  für  jede  Steuerperiode 
ein  Simplum  ausgeschrieben  und  dieses  von  jedem  Hanne  erhoben, 
von  der  Frau  jedoch  nur  die  Hälfte,  später  unter  Gratian  wurde 
sie  für  den  Mann  auf  V9  für  die  Frau  auf  V^  des  frühern  Be* 
trags  herabgesetzt.  Sie  traf  hauptsächlich  Colonen,  niedere  Hand- 
werker und  Taglöhner,  denn  sie  konnte  nicht  neben  der  Vermögens- 
steuer erhoben  werden,  beide  schlössen  sich  aus  ^). 

Femer  werden  als  Verbrauchssteuern  eine  Reihe  indirekter 
Abgaben  entrichtet  Sftmmlliehe  Abgaben  wurden  jetzt  unmittelbar 
erhoben  ^),  zu  welchem  Zwecke  ein  zahlreiches  Heer  kaiserlicher 
Beamten  im  ganzen  Reiche  vertheilt  war,  in  den  Städten  wurden 
sie  früher  nur  im  Grossen  ausgeschrieben,  dann  von  den  städti- 
schen Beamten  umgelegt  und  percipirt  und  von  diesen  an  die 


und  im  iweiten  Jahrhoiderl  bereilf  Ausgebildet  w«r,  weist  Stvigaf, 
«•  a.  0.  S.  347  nach. 

1)  AureL  Victor  de  Caesarib.  &  39.  SaTigny,  a.  a.  0.  S.  360. 
Vopisc.  Aurelian  35.  47.    Cod.  Th.  XIY,  4.  6.    Not.  Val.  35.  1. 

2)  L.  8,  §  7  D.  de  cens.  1.  39,  §  5  D.  de  leget.  L  1.  36  D.  de  i.  f. 
49.  14:  Daher  auch  tribatoin  soli,  agri,  praedii  genannt,  wihrend  dieser 
Aasdrnck  frflher  von  den  Natural -Abgaben  gebraucht  wurde.  L.  22,  §  7 
D.  ad  munic  50. 1.  1.  18,  §  23  D.  de  mnner.  50.  4.  c  18  C.  Th.  de  lastr. 
coli.  XIU,  1.  37. 

3)  Sayigny,  a.  a.  0.  S.  325.  Thraden  und  Ülyrien,  wie  einige 
Städte  des  Orients,  waren  ausgenommen:  C.  J.  XI,  51.  52.  c.  2  C.  Th. 
»11,  10.    C.  J.  XI,  54. 

4)  TertuU.  apol.  13:  sed  enim  agri  tributo  onusti  viliores;  hominum 
capita  stlpendio  censa  ignobiliora.    1.  857  D.  de  oens.  50.  15. 

ft)  Die  Art  der  Erhebung  s.  SaTigny,  a.  a.  0.  S.  373.  L  3  C.  de 
can.  larg.  10.  23. 
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kaiseifidieii  abgeüeferl,  erst  AnasUsias  ernannte  auch  für  die 
Erhebung  Beanle,  welche  Tindices  heissen  ^). 

Zur  Versorgung  der  Stadt  Rom,  sowie  ffir  die  grossartigen 
Getreidespeidier  in  den  Prorinzen  f&r  die  Verpflegung  der  Heere  *) 
undtheilweiser  Besoldung  der  Beamten  ')  bestand  in  Getreide^reichen 
Gegenden,  wie  Aegypten  und  SieiNen,  noch  eine  Getreide-Abgabe^ 
annona  genannt  ^).  Diese,  seit  den  ältesten  Zeiten  in  rerschie- 
dener  Höhe  erhobene  Abgabe,  wurde  wahrscheinlich  an  Stelle 
jener  Vermögens-Steuer  verrechnet,  sie  stand  jedoch  nicht,  wie 
die  letztere,  unter  dem  oomes  largitionum ,  sondern  wegen  ihres 
vorwiegend  nilitärischen  und  polizeilichen  Charakters  unter  dem 
praefecttts  praetorio  ^).  Für  die  Erhebung  dieser  Abgabe  be- 
standen eigne  susceptores,  für  die  Aufbewahrung  praepositi  hor^^ 
reorum  ^,  dazu  noch  eine  Reihe  von  Control-  und  Rechnungs- 
Beamten. 

Von  sämmtHehen  Abgaben  wurden  nur  die  Hafen-  und  Land- 
Zölle  ^)  und  das  veotigal  rerum  venalium  ')  von  allen  Verkaufen 
in  Mobilien  und  Immobilien  ^  zur  Erhebung  an  Publikanen  '^  ver- 
pachtet, alle  Qbrigen  direkt  erhöben.  Doch  können  die  Publikanen 
dieser  Zeil  nnr  entfernt  mit  denen  der  Republik  sich  vergleichen, 
viele  ihrer  frObem  Rechte,  namentlich  das  Pfftndungs-Recht,  hatten 
UiUgst  ao%ehört     Die  allgemeine  Grqndstener  wurde  naMIrlich 

1)  1.  I,  S  1;  I-  3,  S  3;  L  18,  S  26  D.  de  man.  50.  4.  L  8  C.  de 
nun.  palr.  10.  41.  c  1.  12.  16,  C.  Tk  de  esact.  Xi,  T.  Ifer.  Mai.  7,  S  16. 
Nov.  Marl.  2,  $  2.  Nov.  38  pr.  N.  128,  c.  5.  AnasUiaffias  kob  einlfe  Ab- 
sahen, I.  b.  das  ji^^udaf^«^  gani  auf:  die  Stellen  bei  Haenel,  eorp.  leg, 
p.  261;  andre  fohiie  er  ein:  Vcmu^f  eoden,  p.  262.  c.  1,  C.  Tb«  4i  de 
Anlj.  coli.  XIII,  1.    Nov.  Tbeod.  1.  18. 

2)  C.  Tk.  de  eraf.  mit  VII,  4.    Nov.  VaL  3,  Mt.  18,  S  3. 

3)  c  17.  32.  35,  C.  Tb.  de  erof.  miL  VII,  4. 

4)  c.  14,  C.  Tii.  de  iwlulg.  deb.  XI,  2$. 

5)  c.  16.  17,  C.  Th.  eod.    1.  6  C.  de  exad.  6.  19,  N.  128,  e.  1. 

6)  Cod.  Tk.  Xi,  14. 

7)  L.  5— e  C.  de  veoüg.  4.  61.    Nov.  Val.  8,  tit  16,  «1. 

8)  L.  17,  S  1  D.  de  V.  S.  50.  16.  1.  4  C.  de  proik  12.  19.  1.  1  G. 
de  veler.  12.  47. 

^   9)  Nov.  Theod.  U,  o.  27.    I.  1  C.  de  »und.  4.  60. 

10)  0.  1,  C.  Tb.  de  vectig.  1.  12.  e.  3,  €.  Tk.  de  indulgi  deh.  21,  28. 
c.  97,  C.  Th.  de  decar.  XU,  1.    1.  4  C.  de  vectig.  nov.  4.  62. 
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aoeh  von  4en  fraher  lum  Staats*  oder  kaiserKcben  Vermög«!! 
gehörendeo  and  später  zum  Geschenke  verUekenen  Lflndereiea 
erhoben,  dodi  wurde  sie  hier  mehr  als  freiwillige  Beisteuer  be- 
iraiAiet  ^). 

Eine  weitere  sehr  beträchtliche  Kneahmequelle  floss  aus  den 
Goldbergwerkeo,  Marmorbrüehen  und  Metallgruben  '),  es  gehörten 
nämlich  die  meisten  Bergwerke  den  Staate ,  von  den  übrigen 
eriiob  er  eine  Ertrags  -  Abgabe  Ton  ungefähr  10  Prozent  ^. 
Bearbeitet  wurden  die  Staatsbergwerke  durch  Sklaven  ^)  oder 
Verbreeher.  Daneben  .bestanden  eine  Menge  Salinen  zum  Theil 
verpachtet  %  zum  Theil  in  eignem  Betrieb.  Zum  Transporte  gab 
es  eme  eigne  Klasse  von  Fuhrleuten  (bastagarii),  welche  das 
sehnte  Stück  Zugvieh  als  Frohne  verlangen  konnten  ^). 

Eigentliche  Staatsländereien,  wie  früher,  gab  es  nicht  mehr, 
sie  waren  jetzt  alle  durch  Verpachtung  und  Verleihung  oder 
Celonisation  in  Privathände  fibei^egangett  oder  zu  Kronvermögen 
des  Kaism  geworden,  Assignation  und  Stiftung  von  Colonien  hat 
gleichfalls  aufgehört,  nur  hie  und  da  wird  früher  vererbpachtetes 
Land  durch  Nachlass  des  Pachtgeldes  zu  volle«  Privateigenthum 
gemacht  ^).  Von  Genstantin  an  werden  wck  die  agri  vectigales  nicht 
mehr  genannt,  wenn  auch  das  Rechtsinslitut  selbst  noch  bestand  ^). 

Im  Besitze  des  Kaisers  sehen  wir  in  dieser  Periode  noch 
eine  grosse  Menge  Grundbesitz,  Landgüter,  Waldungen,  Weiden 


1)  C.  Tb.  4»  (MMiUt.  don.  XI,  20,  miMAÜich  c  e. 

2)  0.  3.  4.  8.  10.  11.  13,  C.  Tb.  lU  maUiU.  X,  19. 

3)  SitfAGiybrt  wucde  der  Berptebm  tob  d«B  KaiMni  Gniliui,  Valea* 
^ian  und  Tbeodofim  im  iahte  383.  c  10.  11.  15,  C.  Tb.  d«  melaU.  X,  19l 

4)  c.  5.  15,  C.  Tb.  de  metall.  X,  19. 

5)  1.  11  C.  de  ve<^  4  6t 

^)  c.  4,  C.  Tb.  de  mml  %,  30. 

7)  So  von  Arcadius  und  Honorius  in  Cempanien:  c.  3,  C.  Tb.  de  n- 
dulg.  XI,  38;  c.  7.  13  eod.,  wod^rcb  Picymm«  and  Xuscien  ein  groster  Tbeil 
der  Grundsteuer  erlassen  ward.  lUet  «^  Zeicbep  der  immer  mehr  über- 
hand nehmenden  Verarmung  i^  Fqlge  der  Autaaufung  dea  Bodens. 

8)  C.  Tb.  XI,  3  de  loe.  fmid.  inr.  empbyt.  C.  Tb.  V,  13.  14.  C.  J. 
XI,  61 ;  X,  70.  Wehrend  frOher  nur  die  Staats-LCndereien  ager  Tecügalia 
beissen,  wurde  jeti((  das  Recbt  je4e<  Erbpftchters  iu#  empbyteulicarium  ge- 
nannt: C.  J.  4.  66;  Dig.  6.  3. 
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und  ähnliches  zerstreut  über  das  ganze  Reich  ^).  Diese  grossen 
Landbesitzungen  rQhrien  znm  Theil  ans  der  ersten  Kaiserzeit  her, 
denn  schon  die  ersten  Kaiser  erwarben  in  der  Umgegend  von 
Rom  bedeutenden  Grundbesitz.  Spttter  mochten  vielfach  Trübere 
Bestandtheile  des  ager  publicus  dazu  geschlagen  worden  sein  und 
endlich  in  der  christlichen  Periode  wurden  die  Güter  der  heidni- 
schen Tempel  und  Priestercorporationen ,  wenigstens  zum  Theä 
diesem  Privatvermögen  einverleibt  *).  Diese  sämmtlichen  Güt^ 
heissen  Tundi  patrimoniales  und  stehen  seit  Anasthasins  unter  der 
Verwaltung  eines  eignen  comes  patrimonii  ').  Es  gehören  femer 
dazu  die  praedia  rei  dominicae  ^)  und  praedia  tamiaca  ^). 

Im  Colonat,  das  sich  in  der  letzten  Periode  des  römischen 
Rechts  aus  der  frühem  Vererbpachtung  entwickelt  hatte,  war  end- 
lich eine  sehr  zweckmässige  Art  der  Benutzung  der  grossen  Land- 
strecken des  Kaisers  und  der  Ck)rporationen  entstanden  ^).  Durch 
Geburt  sind  diese  Colonen  an  Grund  und  Boden  gefesselt  ^),  der 
Gmndherr  kann  sie  weder  vertreiben  noch  ihren  Grandzins  er- 
höhen %  er  kann  sie  nur  mit  dem  Gute  selbst  veräussem  %  Es 
sind  dieselben  sonach  eine  Art  Hörige,  Grandholden.  Verbreitet 
war  dies  Institut  durchs  ganze  Reich   und   namentlich   wurden 


1)  S.  paratiü.  ad.C.  Th.  X,  3;  C.  Theod.  de  pwcnis  VII,  7;  C.  J.  de 
pMC  d.  61. 

2)  So  verordnen  Valentinian  und  Valens  364,  nach  der  Reftenmg 
JulUn's,  der  die  ron  Conftantin  and  seinen  SOhnen  den  heidnischen  Tem- 
4>eln  genommenen  Güter  grotaenlheils  wieder  larflckgeateUt  halte,  in  c  8 
C.  Th.  de  i.  f.  X,  1 :  Univeria  loca  yel  praedia  quae  nunc  in  iure  lem- 
plornm  sant,  quaeqne  a  diTertit  principibuf  yendita  yel  donata  annt,  re- 
tracta  ei  patrimonio  qnod  priratom  nostmm  est,  pkcoit  adgregari.  l.  9.  4, 
C.  de  divers,  praed.  11.  69. 

3)  Cod.  Th.  XI,  19.  C.  J.  XI,  61.  62.  62^.  64.  C.  Th.  X,  3.  1.  9. 
10  C.  de  fund.  patr.  11.  61.  c.  1.  8.  9.  12.  20  C.  Th.  de  extr.  mnn.  XI, 
16.    C.  J.  1.  35. 

4)  C.  Th.  X,  26.    C.  J.  XI,  66.  67.  70.  71.  73.  74. 

5)  C.  J.  11.  68.    1.  6  C.  de  loc.  praed.  11.  70. 

6)  C.  J.  de  agric.  et  cens.  et  coL  11.  47. 

7)  c.  1  C.  Th.  de  inquil.  et  col.  V,  10.  l.  11.  15.  28  C.  J.  I.  c  II. 
47;  C.  J.  11.  50.  51. 

8)  L.  1.  2  C.  in  qnib.  c.  col  11.  49.    L  23  C.  11.  47. 

9)  1.  2.  7.  21.    C.  11.  47. 
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Kriegsgefangene,  ja  ganze  Völkerschaften  der  Barbaren,  wie  die 
Skyren,  in  dieses  Abhängigkeits  -  VerhäUniss  gebracht  Und  in 
der  That  war  dies  weit  menschlicher  und  vortheilhafter  als  der 
frohere  Verkauf. 

Sobald  der  Fiscus  sich  zur  Staatskasse  entwickelt  hatte,  fallen 
ihm  auch  die  Geldstrafen,  welche  früher  ins  Aerar  gehörten  % 
XU.  Wahrscheinlich  geschah  dies  kurz  vor  Ulpian,  zu  welcher 
Zeit  jene  grosse  Rechtsverftnderung  überhaupt  vollendet  wurde  *). 
Unter  den  spiitem  Kaisem  finden  sich  verschiedene  Constitutionen, 
welche  dieses  mit  Bezugnahme  auf  die  Popularklagen,  in  welchen 
ein  Theil  der  Strafe  dem  Beschädigten,  ein  andrer  dem  Klüger  zu- 
fiel '),  wiederholt  einschlirfen  ^).  Ganz  dasselbe  gilt  von  den  ZoH- 
defraudationen,  während  sie  früher  dem  Publikanen,  welcher  den 
Zoll  gepachtet  hatte,  zufielen  ^),  gehören  sie  jetzt  ohne  Weiteres 
dem  Staate  und  werden  öffentlich  versteigert  zu  Gunsten  des  Fiscus. 

Eine  weitere  äusserst  ergiebige  Einnahmequelle  fUr  den  Fis- 
cus floss  aus  den  erb-  und  herrnlosen  Sachen  und  aus  den  Ver- 
mögens -  Confiscationen.  Beide  Arten  von  öffentlichem  Gut  ge- 
hören zur  Staatskasse  und  nicht,  wie  vielfach  behauptet  ^)  wird, 
zur  Privatkasse  des  Kaisers  oder  zum  Kronvermögen.  In  der 
ältesten  Zeit  fiel  nach  Sacralrecht  das  sämmtliche  Vermögen  des 
sacer  den  Göttern  zu,  zur  Zeit  der  Republik  wird  das  Vermögen 
des  schweren  Verbrechers  von  den  Quästoren  öffentlich  ver- 
kauft ^)  und  der  Erlös  an  das  Aerar  abgeliefert  Es  mögen 
nun  diese  Güter  allerdings  sehr  bald  vom  Aerar  an  den  Fiscus 


1)  Die  alte  Formel  war  popnlo  dare  dainnas  esto:  Tabol.  HeracL  b. 
Haubold,  inoD.  leg.  p.  122.  126.  129,  ebenso  die  lex  Mamilia  c  eod. 
pag.  168:  in  pabUcom  redigito,  cap.  5,  endlich  die  lex  Ooinctia  de  poenis 
Y.  Jahre  745;  Uaabold,  p.  174. 

2)  §  9  fragm.  de  inre  fisci:  quae  hodie  fiaco  vindicätor  and  dato 
Hnschke,  inriipr.  antei^  p.  519. 

3)  L.  12  pr.  D.  de  vf  S.  50.  16.  1.  3  pr.  D.  de  tep.  tioL  47.  12. 
L  3  D.  de  lilig.  44.  6. 

4)  L.  5  C.  de  modo  malt.  1.  54.  Vergl.  1.  1  C.  ii  plor.  un.  aent.  7« 
55.    1.  11,  S  i  0.  de  doob.  reis  45.  2. 

5)  L.  14  D.  de  pnbUc.  39.  4.    1.  2  C.  eod.  4.  61. 

6)  Walter,  R.-G.  I,  35. 
7}  Dies  hieas  publicare. 

Zeittohr.  f.  suatsw.  1867.    IV.  Ueft.  36 
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überwieseti  worden  sei«,  aber  dies  Icano  natOrüch  fto*  die  spftlere 
Zeit  ilicbls  beweisen.  Keine  einzige  Stelle  spricht  klar  a», 
dass  zu  irgend  einer  Zeit  das  Verrodgen  der  Vemrtheihen  zum 
Privat-  oder  Krön  -  Vermögen  des  Kaisers  gehören  solle.  TM- 
mehr  beweist  der  Sprachgebrauch  sowohl  des  Theodosianiscbea 
als  Justinianischen  Codex,  dass  lediglich  der  Fiscus  diese  Ver- 
mögen erwirbt,  dass  also  nicht  der  Kaiser,  sondern  der  Staat 
Eigenthamer  derselben  ist  ^).  Da  nun  in  dieser  Zeit  immer  genau 
zwischen  Patrimonium  principis  und  dem  eigentlichen  Staatsgut 
geschieden  wird,  wenn  auch  die  gebrauchten  Ausdrttcke  hie  oad 
da  schwankend  sind,  so  ist  nicht  abzusehen,  wie  der  alte  Sprach- 
gebrauch sich  erhalten  haben  sollte,  wenn  das  Recht  sdbst  sidi 
geänd^  bitte,  femer  enthalten  unzählige  Constitutionen  die  ge- 
nauesten Vorschriflen  über  Art  und  Weise  der  Confiscation,  ttber 
die  Beamten  u.  s.  w.  und  keine  einzige  SteUe  sollte  den  Aus- 
spruch enthalten  r  dass  die  bona  damnatorum  nicht  mehr  dem 


1)  Im  Cod.  Th.  find  folgende  AusdrOckehiuBg:  fiscalibas  actibns  nenn 
(c.  1  de  bon.  proscr.  IX,  42),  fisco  teneri  obnoxium  (eod.),  fisco  fieri  lo- 
cum  (c.  3  eod.)*  fisci  viribas  yindicari  (c.  3  eod.),  fiscali  dominio  vindicare 
(c.  4.  8  eod.),  ad  aeraiium  pahjicam  transferre  (c.  9  eod.),  sociari  fiscalibu 
corporibas  (c.  1  eod.)  and  eine  Reihe  fthalicher.  Wenn  auch  der  Fiseaa 
in  folohen  Stellen  häufig  fiacuf  nosler  genannt  wird,  so  beweist  dies  nickta 
f&r  das  Recht  des  Eigenthums.  Daneben  finden  sich  freilich  auch  andre 
Ausdrücke,  die  nicht  so  unbedenklich  sind:  adduntur  rei  privatae  principis 
(c.  I.e.  Th.  de  ine.  X,  9;  c.  7  de  bon.  prosc.  IX,  42),  adgreganlnr  ei 
patrimonio  quod  privatum  principis  est  (c.  8  C.  Th.  de  i.  f.  X,  1);  rei 
principis  (c.  16  eod.),  patrimonio  principis  (c.  19  de  bon.  pros.  IX,  42), 
privatis  rebos  priaciptfl  (c  4  de  aqaaediict.  XV,  2),  eongrefMitw  aetemali 
domin.  (c  5  de  loc.  fand.  X,  3),  nednntur  principis  patrimonio  (e.  7  db 
bon.  pros.)  und  fthnliche,  jedoch  scheinen  dieselben  keine  terasini  technici 
gewesen  zu  sein.  Dann  kommen  neben  solchen  die  obigen  Aiiadrackie  yor; 
noch  war  es  gebriochlich,  den  Fiscus  den  Kaiser  anzuschreiben;  fibrigens 
mag  es  auch  hie  und  da  vorgekommen  sein,  dass  auf  besondem  Befebl 
eonfiscirte  Güter  in  die  kaiserliche  Priratkasse  wanderten,  so  wurde  nach 
c  16  u.  19  C.  Th.  de  bon.  proscr.  das  Vermögen  des  <>ildo  deas  Krongut 
Jhicorporirt,  jedoch  als  Patrimonium  Gttdoniacum  ndt  gant  selbstindiger  Ver- 
waltung: s.  comment.  Godofred.  ad  c.  16,  L  c;  Notitia  imp.  Godofr.  p.  144. 

Ganz  denselben  Spmchgebraneh  ifindsn  wir  im  Justiniaaschen  Codex, 
nur  dass  hier  die  Altern  Ausdrücke  (publicare  etc^  hinfiger  si«d:  1.  2.  4. 
5.  a  9,  S  2;   1.  10,  C.  de  bon.  proscr. 
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SlMte,  soadern  dem  Kaiser  gehdren  sollen,  wenn  diese  Recbts- 
verAnderung  wirklich  stattgefunden  hätte?  Auch  kann  man  nicht 
dadurch  helfen,  dass  man  das  Kronvermögen  einen  Theil  des  Fis- 
cus  nennt  0>  denn  das  Eigenthum  beider  steht  verschiedenen  Per- 
sonen zu. 

Ganz  dasselbe  gilt  aber  von  den  erb-  und  herrenlosen 
Sachen,  auch  sie  fallen  dem  Fiscus  anheim  und  gehören  dem 
Staate.  Die  Perception  derselben  geschah  durch  die  Caesariani ^) ; 
die  Revision  der  Rechnungen  und  Inventarien  durch  den  comes 
rei  privatae  und  den  proconsul  oder  praefectus  provinciae,  zwi- 
schen beiden  stehen  die  rationales  ^).  Dass  die  bona  caduca 
fraher  dem  Aerare,  di^n  dem  Fiscus  gehörten,  kann  nach  den 
unzweideutigsten  Stellen  nicht  bezweifelt  werden  ^).  Und  was 
von  diesen  gilt,  findet  auch  bei  dem  ereptorium  statt  ^). 

Zum  Eigentfaume  des  Fiscus  gehören  ferner  seit  den  ältesten 
Zeiten  eine  grosse  Menge  Sklaven,  die  servi  publici  oder  fiscales. 
Schon  zur  Zeit  der  Republik  bestanden  sie,  wahrscheinlich  wurden 
häufig  Kriegsgefangene  hiezu  gemacht,  sie  waren  schon  damals 
in  mancher  Beziehung  besser  gestellt  als  Privatsklaven,  auch 
konnten  sie  Grundbesitz  des  Staats  zugetheilt  erhalten  ^).  Ueber 
ihre  näheren  Verhältnisse  wissen  wir  wenig.  In  der  Kaiserzeit 
wurden  sie  vielfach  als  Unterpersonal  der  Steu^beamten  in  den 
Provinzen  verwendet,  als  solche  war  es  ihnen  bei  Strafe  der 
Annulirung  des  Vertrags  und  schwerer  Geldbusse  durch  ein  Edikt 
des  Kaisers  Traian  verboten,  ohne  specieUe  Erlaubniss  und  Zu- 
stimmung des  Procurators  irgaulwelche  Verträge  mit  den  Provin- 
lialen  abzoscbliessei  ^).    Zu  ihren  Vorrechten  gehurt  insbesondre, 


1)  Walter,  a.  a.  0. 

2)  C.  Th.  de  caes.  X,  7  and  paratitl.  Godofr. 

3)  c  2.  5,  C.  Th.  I.  c. 

4)  Ulp.  fr.  XVII,  $  2 !  hodie  ex  conatitntione  imperatoris  Anton ini  omnia 
cadaca  fisco  Tindicantur;  1.  un.  C.  de  cad.  toll.  6.  51. 

5)  Ulp.  fr.  XIX,  f  17. 

6)  Tab.  heracl.  bei  Hanbold,  mea.  leg*  p.  118:  Ouae  loca  «eryis 
pnbiicU  ab  censore  habitandi  utendi  eaaaa  adtribula  aont,  ei  qao  minus  eis 
locis  ntantar,  ex  hac  lege  nihil  rogatör.  und  hiexa  B  i  r  k  s  e  n ,  eiTÜ.  Ab- 
handlungen, n,  S.  322. 

7)  Fragm.  de  inre  fifld,  $  6. 

36* 
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dass  sie  über  die  Hölfte  ihres  Peculiums  tesliren  Isönnen  %  doch 
ist  daraus  nicht  za  schliessen,  dass  sie  als  Personen  hflUen  in 
Betracht  kommen  können.  Namcnth'ch  erfolgte  der  Antritt  der 
dem  Fiscus  hinterlassenen  Erbschanen  durch  sie  *). 

War  auch  schon  am  Ende  der  Republik  der  römische  Staat 
als  populus  Romanus  im  Allgemeinen  als  Rechts -Subjekt  aner- 
kannt, so  war  doch  der  Begriff  der  Persönlichkeit  des  Staats  im 
privatrechtlichen  Verkehre  dem  Rechtssinne  der  Republik  fremd 
geblieben.  Das  Aerar  war  niemals  jene  vornehmste  juristische 
Person,  wie  der  kaiserliche  Fiscus.  Erst  nachdem  der  Fiscus  das 
alte  Aerar  verdrängt  hatte,  hat  auch  die  AulTassung  im  Rechts- 
bewusstsein  gesiegt,  dass  Staat  und  Staatsbürger  in  Vermögens- 
Angelegenheiten  wie  zwei  Privatpersonen  einander  gegenaber 
stehen.  Zwar  auch  früher  konnte,  wer  sich  durch  den  Census 
oder  die  Verfügung  eines  Beamten  des  Aerars  beschwert  glaubte, 
klagend  auftreten  '),  aber  diese  Klage  hatte  immer  vorwiegend 
den  Charakter  einer  administrativen  Beschwerde,  erst  jetzt  sehen 
wir  den  Fiscus  vollständig  als  Rechts  -  Subjekt  auftreten.  So  er- 
nannte Kaiser  Nerva  einen  eigenen  Prätor,  um  zwischen  Fiscus 
und  Privaten  Recht  zu  sprechen  ^),  und  Traian  sagte  emit  fiscus 
quidquid  videtur  emere  ').  Aber  die  juristische  Persönlichkeit 
wird  nur  dem  Fiscus  als  Ganzes  zugeschrieben,  keineswegs  den 
einzelnen  fiscalischen  Kassen,  welche  seine  Unterabtheilungen  bil- 
den; und  wenn  die  Compensation  zwischen  denselben  verboten 
wird  ^),  so  beruht  dies  lediglich  auf  administrativen  Rücksichten. 

In  der  ersten  Zeit  wurde  der  Fiscus  vor  den  gewöhnlichen 
Gerichten  beklagt  ^) ,  eine  Veränderung  trat  ein  in  der  zweiten 
Periode  der  Kaiserzeit,  als  der  princeps  höchster  Richter  für  alle 
Theile  des  Reichs  geworden  war.  Jetzt  wurden  neben  den  or- 
dentlichen Gerichten  für  gewisse  Sachen  Specialgerichte  bestellt. 


1)  Ulpian.  fragm.  XX,  $  16. 

2)  L.  6  pr. ;  1.  72,  {  1  D.  de  cont  emt.  18. 

3)  C.  5,  G.  Th.  de  censu  XIII,  10. 

4)  L  2,  $  32  D.  de  or.  iur.  I,  2. 

5)  Plin.  paneg.  29. 

6)  1.  1,  C.  de  comp.  4.  31. 

7)  Tac.  ann.  IV,  6. 
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80  wurde  jetzt  in  Fiscal-Sacben  und  in  Streitigkeiten  der  kaiser- 
lichen Colonen  der  procurator  Caesaris  zuständig  %  wälirend  der 
praeses  provinciae  die  Criminaljurisdiction  hatte.  Wollte  daher 
Jemand  das  Vermögen  eines  Verurtheilten  reklamiren,  so  wurde 
zuerst  der  Criminalstreit  bei  diesem  geführt,  ehe  die  Frage  über 
das  Vermögen  bei  Jenem  entschieden  werden  konnte  ').  Später, 
wahrscheinlich  von  Diocietian  an,  ging  diese  Jurisdiction  an  den 
rationalis  sacrarum  largitioniim  und  den  rationalis  rei  privatae 
über  '),  die  zweite  Instanz  war  hier  bei  dem  comes  sacrarum 
largitionum  und  rei  privatae.  In  gewissen  Fällen,  z.  B.  bei  Re- 
stitutionssachen gegen  den  Fiscus,  soll  der  ^atronus  fisci  beige- 
zogen werden.  Diese  sämmtlichen  Beamten  übten  diese  Gerichts- 
barkeit jedoch  nqr  als  kaiserliche  Delegirte  aus,  es  konnte  dieselbe 
daher  auch  noch  an  andere  Schatzbeamte  überwiesen  werden. 

Fezüglich  des  Verfahrens  gelten  im  Allgemeinen  die  gewöhn- 
lichen Grundsätze.  Auch  die  Berufung  war  in  Fiscal  -  Sachen  in 
gleicher  Weise,  wie  in  den  übrigen,  zulässig,  nur  sollte  der 
Richter  den  verurtheilten  Schuldner  zu  verhindern  suchen,  durch 
Ergreifung  der  Appellation  die  Sache  zu  verzögern  ^).  Nur  in 
einzelnen  Fällen  war  die  Appellation  überhaupt  unzulässig  ^).  Das- 
selbe gilt  bezüglich  der  Exekution,  nur  dass  sie  nicht  mehr,  wie 
in  der  älteren  Zeit,  durch  Mult  und  Haft,  sondern  lediglich  durch 
Pflindung  vollzogen  wurde. 

m. 

Dm  Fiioalrecht 

Je  absoluter  das  römische  Kaiserthum  sich  gestaltete,  je  mehr 
Rechte  der  Kaiser  sich  aneignete,  welche  ursprünglich  nur  dem 
römischen  Volke  angehört  hatten,  um  so  mehr  wurde  das 'Recht 


1)  Tac.  ann.  XII,  60.   Säet.  Claud.  12.  L  2.  3  C.  tibi  caosae  flsc  3. 26. 

2)  L  1,  C.  ubi  cans.  f.  8.  26  y.  Jahre  19a 

3)  I.  5,  eod.;  c.  5,  C.  Th.  de  iarisdict.  II,  1. 

4)  c  1.  8.  14  elc.  C.  Th.  de  appell.  XI,  30:  fast  alle  von  Constantio. 
Es  scheinen  nnter  diesem  Kaiser  die  fiscalischen  Processe  besonders  hAnfig 
gewesen  tn  sein. 

5)  c.  6.  8  etc.  C.  Th.  quor.  appell.  XI,  36. 
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des  Fiscos  aasgebildet  Die  Kaiser  wetteiferten,  den  Fisci»  mit 
immer  mehr,  immer  weiter  gehenden  Privilegien  und  Vorrechten 
jeder  Art  auszustatten.  Bald  war  es  so  weit  gekommen,  dass 
Juvenal  ausrufen  konnte  ^): 

Oaidquid  conspiconm  pnlchranique  est  aeqoore  toto 
Res  fisci  est,  abicunque  natat; 

und  bald  war  es  soweit  gekommen,  dass  es  als  besonderes  Lob 
eines  Kaisers  von  seinem  Geschichtsehreiber  hervorgehoben  wird, 
dass  er  den  Fiscus  in  den  Processen  niebt  begünstigte  '),  oder 
mit  andern  Worten,  dass  er  auch  gegen  den  Fiscus  der  Gerech- 
tigkeit ihren  Lauf  liess.  Das  ganze  Fiscalrecht  bildet  fast  aus- 
schliesslich  eine  Darstellung  der  ihm  verliehenen  Privilegien. 

Sfimmtliche  Privilegien  des  Fiscus  aber  lassen  sich  unter  fol- 
gende Gesichtspunkte  bringen: 

Der  Fiscus  ist  bevorzugt  l)  sowohl  im  allgemeinen  Verkehr, 
namentlich  im  Gebiete  des  Obligationenrechts,  indem  seine  Schuld- 
verträge  in  vielfacher  Hinsicht  privilegirt  erscheinen,  als  auch 
2)  im  Erwerb  gewisser  Sachen,  indem  er  allein  berechtigt  ist 
dieselben  zu  erwerben  und  jeden  Privaten  davon  auszuschliessen, 
und  endlich  3)  im  Gebiete  des  Processes  '). 

1)  Bas  PHuulprivileg  des  Fisoas. 

Unter  allen  Bevorzugungen  des  Fiscus  ist  die  interestaniesle 
und  in  jeder  Beziehung  wichtigste  das  gesetzliche  Pfandrecht, 
welches  derselbe  am  Vermögen  seiner  Contraktsschuldner  hat  ^). 
Das  Aerar  des  Volkes  hatte  ein  eigenes,  das  hohe  Alter  an  der 
Stirn  tragendes  Rechtsinstitut  als  Sicherungsmittel  seiner  Forde- 
rungen ausgebfldet,  es  war  dies  das  ios  praediatorimi.  Dieses 
prftdiatorische  Recht  halte  zuerst  einen  Hauptstfltzpunkt  dadurch 
verloren,  dass  mehrere  Steuern  durch  kaiserlidie  Constitvtionen 


1)  Sat.  IV,  54. 

2)  Capitolin.  M.  Anton.  11. 

3)  Der  Tendent  der  Zeitschrift  entsprechend  ist  es  die  Aufgabe  dieser 
Zeilen  bei  yorwürfiger  Materie  die  rein  jaristische  yon  der  staatsrechtlichen 
Seite  zu  trennen  and  nur  letztere  m  behandeln. 

4)  ZeiUehr.  für  gesch.  Rechtsw.  VIU,  379  und  Dernbarg,  Pfiuui- 
recht  I,  334. 
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eui^BfÜhrt  wurden.  Hure  Peroeplion  erfolgte  zw«r  auch  durch 
Verpacbtung  an  Publikane,  dieie  aber  ballen  nicht  jenes  eigen- 
thümliche  Pftndungsrecht ,  welches  ihnen  bei  vectigaUa  publica 
popoli  Romani  zustand  ^j,  denn  der  Kaiser  Augustus  konnte  nicht, 
als  er  den  Fiscus  schuf,  an  wetchem  ihm  allein  das  Bigenthuni 
zustand,  dasselbe  Recht  in  Anspruch  nehnen,  das  nur  der  Kasse 
des  römischen  Staats  angehörte.  Zudem  war  jenes  RechtsinstituI 
an  den  Formalismus  des  alten  römischen  Civihrechts  gebunden, 
welcher  schon  vielfach  den  Forderungen  einer  neuen  Zeit  unter* 
legen  war. 

Der  Fiscus,  wi^  er  Anfangs  nur  als  Bestandtheil  eines  Privat- 
vermögens aunritt,  nimmt  für  sich  kein  anderes  Recht  in  Anspruch 
als  das  allgemeine  ius  civile.  Er  besitzt  demnach  ursprünglich  für  seine 
Forderungen  keinen  Vorzug  vor  anderen,  kein  Pfandrecht,  wenn 
es  nicht  ausdrücklich  bestellt  ist,  keine  Bürgen,  wenn  ihm  nicht 
der  Schuldner  solche  gebracht  hat  ').  Nach  dem  Beispiele  des 
gesetzlichen  Vorrechtes  des  Aerars  mochte  der  Fiscus  schon  bei 
Beginn  seiner  Thätigkeit  nch  regelmässig  bei  Verträgen  mit  Pri- 
vaten von  diesen  ein  deren  ganzes  Vermögen  umfassendes  Pfand- 
recht haben  bestellen  lassen.  Als  nun  die  Caduca  dem  Aerar 
entzogen  und  dem  kaiserlichen  Fiscus  überwiesen  wurden  '),  und 
dasselbe  mit  andern  Einkünften  geschehen  war,  in  Folge  dessen 
das  Aerar  allmlihlich  zur  Stadtkasse  herabsank,  konnte  sich  jener 
Satz  vermöge  seiner  gewohnheitsmftssigen  Ausdehnung  auf  die 
meisten  Forderungen  des  Fiscus  die  Bedeutung  eines  gültigen 
Gewohnheitsrechts  verschaffen. 

Dieser  Rechtssatz,  dasa  das  gesamrate  Vermögen  des  Schuld« 
ners  dem  Fiscus  verpfändet  sei,  wird  zuerst  im  dritten  Jahrhundert 
der  Kaiserseit  ausgesprochen.  In  den  vielleicht  von  Ulpian  her- 
rührenden, jedenfalls  mit  ihm  gleichzeitigen  fragmenta  de  iure  fisci 
heisst  es  in  §  5: 


1)  Gai.  IV,  28.    Paul.  rec.  stnt.  V,  13,  $  12.    Gai.  11,  61. 

2)  Aag  Gai.  III,  125:  satisdaliones  qaae  ax  lege  ricesimaria  htredi- 
tatiam  proponantur  kann  nicl^t  gefolgert  werden,  dasi  f&r  die  Fachtang 
dieser  Steuer  daf  ins  praediatorinn  gegolten  habe.  Bachofen,  Pfand- 
recht, 235. 

3)  Ulp.  fragm.  XVll,  2. 
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bona  eoram  qui  cum  fisco  contrahant  lege  vacuaria  velat 
pignoris  iure  fisco  obligantur ;  non  solum  ea  quae  habenl, 
sei  ei  ea  qoae  postea  habituri  sunt. 
Diese  Stelle  hat  von  jeher  viel  Anlass  zu  Conjekturen  ge- 
geben, namentlich  that  dies  der  Ausdruck  lege  vacuaria.    Lach- 
mann conjicirte  hiefür  de  re  pecuniaria,  eine  Conjektur,  die  wohl 
Niemanden  befriedigte;  Böckin g  änderte  lege  vicesimaria  und 
fand  damit  viele  Anhänger.    Jedoch  erheben  sich  so  gewichtige 
Zweifei  dagegen,  dass  es  wohl  am  räthlichsten  ist,  den  AusdrudL 
zu  nehmen,  wie  er  ist,  womit  auch  Huschke  übereinstimml. 
Es  ist  nämlich  höchst  unwahrscheinlich,  dass  schon  Augustus  diese 
Generalhypothek  des  Fiscus  eingeführt  hat  und  zwar  ausschliess- 
lich für  die  Pächter  der  Erbschaftssteuer.    Zur  Erhebung  dieser 
Steuer  bestellte  Augustus  eigene  procuratores  ad  vectigal  XX  heredi- 
tatium  ^),  welche  sie  an  die  Publikanen  gegen  eine  runde  Summe 
verpachteten.  Diese  Pachtungen  der  Publikanen  werden  ausschliess- 
lich locationes  genannt,  nie  wird  dafür  der  Ausdruck  contrahere 
gebraucht  *}.    Es  ist  aber  auch  nicht  abzusehen,  wesshalb  Augu- 
stus gerade  nur  für  diese  Pachtungen  der  Publikanen  die  Hypo- 
thek an  Stelle  des  alten  Rechts  eingeführt  haben  sollte.    Eine 
Aenderung  trat  wohl  erst  ein,  als  die  Publikanen  den  allgemeinen 
Unwillen  gegen  sich  erregt  hatten  ')• 

Es  ist  ferner  durchaus  unwahrscheinlich,  dass  Augustus  das 
Generalpfand  nur  far  die  Erbschaftssteuer  eingeführt,  den  sämmt- 
lichen  übrigen  Einkünften  des  Fiscus  nur  ein  persönliches' Privi- 
legium exigendi  gestattet  hätte.  Jedenfalls  hätte  er  das  gleiche 
Recht  auch  für  die  vicesima  manumissionum  und  die  quinqua- 
gesima  von  erkauften  Sklaven  eingeführt.  Es  ist  vielmehr  gewiss, 
dass  diese  lediglich  einen  persönlichen  Vorzug  hatten  0. 

1)  Plin.  ep.  VII,  14;  paneg.  37. 

2)  Nur  der  Jarist  Marcian,  der  allerdings  um  die  Zeit  der  AbfaMong 
der  Fragmenle  lebte,  macht  eine  Ausnahme,  er  spricht  von  contractos  fis- 
calis,  Ton  cnm  fisco  contrahere:  I.  1,  f  9—12  D.  de  lege  corn.  de  fili. 
48.  10;  I.  49  pr.  D.  loc.  19.  2. 

3)  L.  12  pr.  de  publ.  39.  4:  qaantae  audadae,  quantae  temeHtatis  sint 
publicanorum  factiones  nemo  est  qni  nesciat 

4)  Ed.  Tib.  J.  Alex.  $  5.  1.  10  pr.  D.  de  pact.  2.  14.  1.  34  D.  de 
reb.  auct.  42.  5.    Paol.  r.  s.  V,  12,  $  10, 
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Audi  der  neueste  Schriftsteller  Dernburg  ^)  hat  sich  für 
die  Lesart  ificesimaria  entschieden,  aber  auch  seine  Gründe  sind 
keineswegs  überzeugend  *).  Demnach  dürfte  kein  Grund  zu  einer 
durch  nichts  beglaubigten  Aenderung  vorhanden  sein  und  die  Stelle 
nichts  anderes  sagen,  als :  das  Vermögen  derjenigen,  welche  nach 
der  lex  vacuarta  mit  dem  Fiscus  Verträge  abschKessen,  werde 
diesem,  wie  nach  Pfandrecht,  verpflichtet.  Die  lex  vacuaria  dürfte 
aber  keine  andere  sein,  als  die  in  der  lex  Flavia  Malac.  64  ') 
erwähnte  lex  in  vacuom  vendendis.  Freilich  ist  dann  der  Inhalt 
der  Stelle  kein  besonderer,  dasselbe  ergibt  sich  schon  als  Conse- 
quenz  des  zu  jener  Zeit  für  den  Fiscus  geltenden  Rechts  ^). 

Die  Entstehung  dieses  flscaliscben  Vorzugsrechtes  lässt  sich 
wohl  nun  in  folgender  Weise  erklären.  In  der  ersten  Kaiserzeit 
wurde  noch  nichts  an  dem  alten  Rechte  geändert  Die  Fubli- 
kanen  und  Bauunternehmer  unterlagen  noch  dem  prädiatorischen 
Rechte,  es  ist  nicht  abzusehen,  wesshalb  Augustus  für  die  Pach- 
tung der  Erbschaftssteuer  etwas  Neues  bestimmt  haben  sollte,  war 
doch  das  alte  Recht  vollständig  ausreichend  und  gehörte  doch  das 
aerarium  militare  ebenso  zur  Staatskasse,  wie  das  aerarium  populi. 
Au(  den  Fiscus  wurde  jedoch  dies  Recht  nicht  angewendet,  es 
war  auch  hiezu  keine  Veranlassung,  denn  hier  handelte  der  Kaiser 
als  Privatmann  und  musste  sich  eben  der  Rechtsinstitute  bedienen, 
die  für  Alle  galten.  Kein  Rechtssatz  existirte,  wonach  das  Pfand- 
recht eo  ipso  eintrat,  es  musste  specieD  bestellt  werden.  ^  Wahr- 
sdieinlich  ordneten  dies  auch  besondere  Gesetze  an,  welche  nach 
und  nach  die  Einkünfte  des  Aerars  in  den  Fiscus  überwiesen  ^). 
Diese  Pfandbestelhing  für  die  Forderungen  des  Fiscus  mag  dann 
im  Laufe  der  Zeit  so  allgemein  geworden  sein,  dass  im  dritten 

1)  RAm.  Pfandrecht  I,  337. 

2).IIierflber  s.  noch  eine  interessante  Constitution  von  Hadrian  ans 
den  Jahren  119^130  bei  Haenel,  corp.  legoro,  p.  277. 

3)  Aes  Mhlac.  64:  dum  eam  legem  in  rebus  vendundis  dicant,  quam 
legem  eos  qui  Romae  aerario  praeerunt,  e  lege  praediatoria  praedibus 
prae<|isque  rendnndis  dicere  oporteret,  aut  si  lege  praediatoria  emptorem 
non  inTtoiel,  quam  legem  in  vacuom  yendendis  dicere  oporteret. 

4)  L,  c  D.  de  manum.  40.  1.    I.  1.  2  C.  in  quibns  cans.  8.  15. 

5)  S.  I.  31  D.  de  i.  f.  49.  14:  Divus  Commodus  rescripsit  obsidum 
bona  sicut  captivonun  onmimodo  in  iscnm  eaae  eogenda. 
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Jfthrhanden  der  RechtssaU  über  die  Genaralhypotkek  an  Ver- 
tagen der  Gontraktsschvldner  des  Pisens  aufkommen  konnte.  Zar 
Zeit  des  Kajsers  Pias  hatte  der  Piscus  lediflick  erst'  ein  Vorrecht 
im  Concorse  ^^j  wonach  er  mit  Ausnahme  der  Porderang  von 
Strafgeldern  ein  Privilegium  exigendi  hat,  so  dass  er  allen  andern 
Gläubigern,  mit  wdchen  er  nach  aDgemein^i  Gnmdslltzen  con- 
curriren  müsste,  vorgeht,  elieosoweaig  bestand  zu  den  Zeiten  des 
Juristen  Scaevola  eine  gesetzliche  Generalhypothek  des  Piscus  *). 
Der  erste  Jurist,  welcher  entschieden  von  diesem  Rechte  des 
Pisens  spricht,  ist  Papinian,  wie  Ulpian  in  der  1.  28  D.  de 
i.  f.  anführt.  Jedenfalls  entstand  dieser  Rechtssatz  nicht  lange 
vor  ihm,  deim  ebenso  ist  Papinian*s  Mörder,  Kaiser  Caracalla,  der 
erste,  welcher  ihn  ganz  allgemein  ausspricht  ')•  Noch  aber  halte 
sich  dies  Recht  nicht  soweit  Bahn  gebrochen,  dass  nicht  daneben 
auch  die  gewöhnliche  vertragsmttssige  Verpflmdnng  vorkam  ^). 

Es  ist  daher  anzunehmen,  dass  in  der  ersten  Kaiserzeit 
noch  nichts  an  dem  alten  Rechte  gefiedert  wurde,  es  galt  fiBr  alle 
Schuldverhflltnisse  des  Staats  und  auch  für  die  Brbschaftssteoer 
das  prüdiatorische  Recht  Auf  den  Piscus  freilich  wurde  dies 
nicht  angewendet,  hiefür  aber  bestand  auch  keine  Veranlassung, 
denn  hier  handelte  der  Kaiser  als  Privatmann  und  mussle  sich 
der  Institute  des  Privatrechts  bedienen.  Kein  Rechtssats  ezistirte, 
der  dem  Piscus  ein  allgemeines  gesetaÜcbes  Pfandrecht  snscbrieb, 
es  musste  dies  für  jeden  Pall  besonders  bestellt  werden.  Wahr- 
scheinlich schrieben  dies  auch  einzdne  Gesetze  vor,  welche  nack 
und  nach  die  Einkaufte  des  Aerars  dem  Pisa»  überwiesen  ^ 
und  so  diesen  zur  Staatskasse  machten.  Diese  Pfandbesteihnig 
für  die  Forderungen  des  Pisens  mag  dann  im  Laufe  der  Zeit  eo 
zur  Regel  geworden  sein,  dass  sicher  im  dritten  Jahrhundert  der 
Kaiserzeit  die  Idee  der  gesetzlichen  Generalhypothek  am  Vermögen 
aller  Contraktsschuldner  des  Piscus  aufkam. 


1)  L.  10  D.  de  pact.  2,  14. 

2)  L.  21  pr.  D.  qui  pot.  20.  4. 

3)  U  2  C.  de  priTil.  Am  7.  73;  L  1. 2. 8  C.  ia  qaib.  eaae.  &  llk   la  diaae 
Zeit  gehört  woU  anch  1.  5  0.  veotig.  nov.  4.  SS.    Paehta,  lottHat.  U,  719. 

4)  L.  68,  $  1  D.  de  fideias».  46.  i. 

5)  Bin  Beispiel  hieroa  iü  L  91  D.  de  iare  fise.  48w  14. 
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« 

Vor  den  CkMitndiUforderangeii  aber  faal  der  Fiscos  auch  eine 
Generalhypolbek  wegen  seiner  Fordennig  ron  öffentlichen  Ab- 
gaben nnd  so  konnte  Heranogenian  in  der  I.  46,  §  3  D.  de 
i.  f.  sagen: 

Fifcai  fempcr  habet  ius  pignorb, 

womit  er  jedoch  keine  principieUe  Entscheidong  geben  oder  gar 
auch  für  alle  ttbrigen  Forderungen  dem  Fiscos  ein  Pfandrecht 
zuweisen  wollte. 

Das  Schuldrecht  der  Privaten  ist  bekannt,  es  ist  bekannt,  wie 
das  alte  strenge  Bxecutionsrecht  in  personam  debitoris  confessi 
ei  iudicati  durch  die  lex  Papillia  Papiria  (428)  vom  Verkauf  und 
der  Tödtung  der  Person  in  den  Verkauf  des  Vermögens  und  sub- 
sidiäre Haft  im  Schuldgefttngniss  verwandelt  wurde;  es  ist  bekannt, 
wie  seit  der  lex  Julia  de  cessione  bonorum  der  Schuldner  auch 
dieser  persönlichen  Haft  durch  freiwillige  Abtretung  seines  Ver- 
mögens entgehen  konnte.  Dieses  Cessionsrecht  galt  ursprünglich 
nicht  für  die  Provinzen,  erst  durch  Diocietian  wnrde  es  auch  auf 
sie  ausgedehnt  ^).  Nur  fQr  die  Forderungen  des  Staats  und  des 
Fiscus  galt  das  Recht  der  persönlichen  Haft  Dieses  Schuldrecht 
wurde  in  den  Provinzen  missbrtochlich  von  den  Beamten  auf  ihre 
PrivatforderuBgen  angewendet  und  in  welcher  Ausdehnung  dies 
geschah,  zeigen  die  vielen  Beschwerden  an  die  Kaiser  ^  und  die 
Vorschriften  in  dem  Edikt  des  Tiberins  Julius  Alexander  ').  In 
Aegypten  nftmUeh  galt  in  Folge  einer  von  Augustes  erlassenen 
Constitution  die  seit  alten  Zeiten  dort  besiehende  unbedingte  per- 
sönliche Freiheit  des  Schuldners  auch  noch  in  der  Kaiserzeit. 
Die  Beamten  aber  strebten  nicht  nur  danach,  dies  Privileg  zu 
umgehen,  sondern  versuchten  auch  das  fiscalische  Schuldrecht 
auf  ihre  Privatforderungen ,  ji|  auf  solche,  welche  sie  erst  durch 


1)  L.  4  C.  qai  homi  red.  7.  71. 

a)  L.  2.  7  C.  de  eiset.  10.  19.    Tse.  inn.  IV,  6. 

3)  Ed,  I  4 :  hitiSij  Ikim  eU  rt  ro  n^am^mow  rtntf  na^^So^aw  mak  tU  oUat 

ftinwt^  «f2«iM#  fuß49m  rj  nSr  Stffio^mt  nfoipmtn  nai(a;|fM^<S9^ai  nap*  ilhtv  Sa» 
•2(  Toy  «vfMowr  U^. 


Digitized  by 


Google 


554  ^^  HMnitdie  Fisci» 

Cession  erworben  halten,  auszudehnen.  Dasa  solche  Cessionen 
aber  nur  zum  Nacblheile  des  Schuldners  vorgenommen  wurden, 
isl  einleuchtend.  Trotz  der  energischen  Verbote  dies^  Unfugs, 
wurden  dieselben  auch  später  noch  oft  übertreten  ^). 

In  drei  Sätzen  lässt  sich  das  damalige  fiscalische  Schuldrecbi 
in  den  Provinzen  zusammenfasse.  Der  Fiscus  darf  Sachen,,  die 
einem  andern  Gläubiger  verpfändet  sind,  nicht  ohne  Weiteres  die- 
sem mit  der  dinglichen  Pfandklage  abfordern,  denn  er  hat  weder 
ein  besseres,  noch  überhaupt  ein  Pfandrecht,  wenn  es  ihm  nicht 
besonders  bestellt  ist;  femer  hat  der  Fiscus  keinen  Anspruch  auf 
Wiederherausgabe  des  von  dem  gemeinschaftlichen  Schuldner  an 
andre  Gläubiger  bezahlten,  denn  er  hat  lediglich  ein  persönliches 
Privilegium  exigendi,  aber  kein  dingliches  Recht.  Dieses  Verbot 
jeder  Ueberschreitung  des  einfachen  Privilegium  exigendi  jeder 
Anwendung  eines  nicht  ausdrücklich  bestellten  Pfmdrechts  ist  in 
dem  Edikte  erlassen  im  Interesse  des  Verkehrs,  um  den  Credit 
nicht  zu  untergraben  *).  Für  den  Fall,  dass  der  Schuldner  ver- 
dächtig wird,  hat  der  Fiscalbeamte  das  Recht  und  die  Pflicht,  ihn 
in  das  Staatsschuldbuch  einzutragen  oder  auszuschreiben,  beides 
mit  der  Wirkung,  dass  Niemand  mehr  mit  ihm  Verträge  abschliessen 
kann,  ausser  mit  der  Gefahr,  dass  diese  Forderungen  den  öflbnt- 
lichen  iiachstehen  ').  Femer  darf  der  Fiscalbeamte  Pftnder  neh- 
men, welche  bis  zur  Befriedigung  aufbewahrt  werden  %  Dies 
Recht  schliesst  natürlich  auch  das  Verkaufsrecht  ein  fbr  den  Fall 
der  hartnäckigen  Weigerung  des  Schuldners.    Diesem  Privilegium 


1)  C.  011.  C.  Th.  de  priv.  care.  9.  11. 

2)  Ed.  §  5 :  Vf a  A  ftt/dafto&w  ß^^n  '^^^  ^9^  »UijlotK  awttUofmt  td  nh 
StifioaUav  orofta  fnjSh  ovr/jj^cMn  r^  tcoip^r  niarir  oi  rj  nfnotrf«^^  n^  «  faj 
Sil  «ar0r;f^/f«yo«  9uä  nt^  tovtijq  arttynaÜH  n^ofy^en/fo.  IStßm^ti  ya^  ßtoi  nol" 
iantf,  on  i^Sti  r«f>(  »al  vfio^ittaf  hni^aamt  wftUa^m  rofilftm  y9yciry(at^  mA 
anoitSoft^ra  Sartut  na^  xw  anolaßorrmr  dran^aooHr  k^  fi^t  w^  ayo^mo^ 
ßtovs  araSaOTOvc  fiottir,  mtwmthrts  v*  ttnjfMTa  rar  wnfoa^ipmpj  «^  avftßfßhf^ 
Moxmv  tuAp  araßoluta  tUijfoatp  hi  toi  ^«ov,  ij  OTfartfywf^  $  ir^cr^r^foratoSit  if 
aUots  TcSr  n^ogutptätjinrmr  jtü  Sif^oafy  loyif,  Ueber  diese  Beinte  qai  reliqaa 
ex  fisco  Irthoni  etc.,  d.  h.  welche  nach  abgelegter  Rechnung  noch  im 
Rflckstand  sind:  L  20,  g  6  D.  fam.  ere.  10.  2;  I.  6,  |  1  D.  de  man.  50.  4. 

3)  Ed.  I  5. 

4)  Eodem  1.  9,  |  6  D.  de  i.  f.;  1.  9,  S  6  D.  de  poeaia. 
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exigendi  des  Fiscos  gebt  aber  noch  die  Frau  bezüglich  ihrer  dos 
vor,  weil  diese  allen  anderen  Forderungen  Torgeht  ^). 

Aus  dem  Vorstehenden  ergibt  sich,  dass  schon  im  ersten 
Jahrhundert  der  Kaiserzeit,  als  der  Fiscus  kaum  angefangen  halte 
zur  Staatskasse  zu  werden,  die  Beamten  trotz  des  Widerspruchs 
der  Bevölkerung  versuchten,  das  später  in  jeder  Weise  bevor- 
zugte Fiscalreeht  zur  Geltung  zu  bringen.  Wie  das  Edikt  beweist, 
theilten  nicht  alle  Kaiser  die  Ansicht  dieser  Beamten,  doch  ihre 
Vorschriften  waren  ohne  dauernden  Erfolg,  dehn  schon  ein  Jahr- 
hundert später  sind  Pfandrecht  und  die  übrigen  Privilegien  des 
Fiscus  in  unbestrittener  Uebung.  ^ 

Ausserdem  hat  der  Fiscus  noch  ein  ziemlich  weitgehendes 
Recht:  er  kann  sich  auch  statt  an  seinen  Schuldner  an  dessen 
Schuldner,  ja  sogar  an  dessen  Gläubiger  halten,  so  dass  er  diesem 
die  vom  gemeinschaftlichen  Schuldner  erhaltene  Zahlung  wieder 
abfordern  kann  ').  Auch  diese  Ausdehnung  wollte  man  schon, 
wie  §  5  des  Edikts  beweist,  im  ersten  Jahrhundert  einführen.  Es 
kann  nicht  die  Aufgabe  dieser  Abhandlung  sein  zu  untersuchen, 
wie  weit  sich  das  fiscalische  Pfandrecht  nach  römischem  Privat- 
recht erstrecke,  namentlich  die  heutige  Streitfrage  zu  erörtern, 
ob  sich  jenes  Recht  ausser  den  Contraktsforderungen  auch  auf 
alle  übrigen  öffentlichen  Forderungen  erstrecke  und  ob  nur  die 
Geldstrafen  davon  ausgenommen  seien.  Doch  müssen  folgende 
Punkte  kurz  berührt  werden. 

Kein  Pfandrecht  und  überhaupt  keine  bevorzugte  Stellung  hat 
^er  Fiscus  in  Bezug  auf  Strafforderungen ,  hier  steht  er  jedem 
Privaten  gleich,  ja  er  ranghl  mit  denselben  hinler  den* gewöhn- 
lichen Privatgläubigem,  mit  Ausnahme  der  Strafforderungen  der 
Privaten  •). 


1)  Gai.  IV,  37.    Ed.  eil.  g  in  flne:   rat  fär  ya^  n^xof  alhn^iai  ovaaf 

Die  AusdrAcke  f6r«o(  and  r«  Stj^ioöia  werden  im  EdikI  promiscne  gebrauciit, 
■nn  kann  also  hieraus  nickt  ersehen,  ob  das  alle  Aerar  noch  bestand. 

2)  Cod.  lY,  15:  qnando  f.  l  18,  §  10;  L  21  D.  de  i.  f.;  L  5  C.  de 
prir.  t 

3)  L.  37  D.  de  l  f.  49.  14. 


Digitized  by 


Google 


556  '^  rönusche  Fiscnt 

Dieser  SaU  mag  leuien  Urspraftg  io  naheiiegendeo 
keitsrficksichlen  haben.     Es  gehören   hieher   alle   Fordemn^^K, 
welche  als  Folge  von  Delikten  entstehen.    Ferner  hat  der  Fiscus 
kein  Vorsogsrecht,  wenn  er  durch  Cession  die  Forderang  einer 
Privatperson  erwirbt,  er  tritt  hier  ganz  in  die  Rechte  dieser  ete. 
Doch  besitzt  er  für  cedirte  Forderungen  ein  persönliches  Yorrecbl 
gleich  dem  privilegiam  exigendL    Femer  hatte  der  Fiscns    kein 
Pfandrecht  an  dem  Vermögen  seiner  Beamten  wegen  Verpflich- 
tungen aus  ihrer  Verwaltung.    Hievon  ist  jedoch  der  primos  pilas 
ausgenommen.    Wegen  aller  Fordernngea  aus  dessen  Verw^llong 
steht  dwn  Fiscus  ein  privilegirtes  Generalpfandreckt  an  seinem 
Vermögen  zu  ^).    Dies  hatte  seinen  Grund  darin,  dass  der  primos 
pilus,  den  wir  mit  unseren  Ouartiermeisten  vergehen  können, 
das  ganze  Rechnqngs-  und  Geldwesen  des  Heeres  unter  sich  hat- 
ten, wesshalb  ein  derartiges  Recht  als  Cantion  des  Staates  gelten 
musste.    Dagegen  hatte  der  Fiscus  schon  in  der  zweiten  Periode 
der  Kaiserzeit  ein  stillschweigendes  Pfandrecht  fAr  alle  Darlehen, 
welche  aus  der  Staatskasse  an  Private  gegeben  wurden,  wfthrend 
noch  In  dem  ersten  Jahrhundert  der  Kaiser  dieses  Pfandrecht  nicht 
bestand,  wie  der  Jurist  Scaevola  bezeugt  ^  in  einer  SteHe, 
die  eine  ganze  Literatur  hervorgerufen  hat,  wfthrend  sie  doch  n«r 
historisch  zu  erklären  ist.    Von  dem  Kaiser  Antoninus  Caracalla 
an  hat  der  Fiscus  für  alle  Contraktsfordeningen  ein  stilbchweigen- 
des  Generalpfand  an  dem  Vermögen  seiner  Schuldner,  wekhes 
jedoch  keine  rückwirkende  Kraft  hat  und  in  Folge  dessen  bei 
CoUisionen  mit  anderen  Pfondrechlen  von  dem  Datum  des  Ver^ 
tragsabscUusses  oder  der  Einbringung  der  fraglichen  Sadie  in 
das  Vermögen  des  Schuldners  datirt 

Femer  steht  dem  Fiscus  ein  gleiches  Vorrecht  (Hr  seine 
Steuerforderungen  zu.  Während  das  alte  prädiatorische  Recht  flBr 
alle  Abgaben  galt,  deren  Erhebung  an  die  Publikanen  verpachtet 
wurde,  musste  ein  anderes  System  gelten  flür  diejenigen  Abgaben, 
wetehe  direkt  von  Beamten  des  Staats  erhoben  wurden.    In  den 


1)  U  4  C.  in  qu«  eaus«  8.  15« 

2)  L.  21  pr.  D.  qni  potioref  20.  4. 
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Zdtei  der  Republik  waren  direkte  fixe  GeldleislungeD  Oberlurapt 
selten  ^),  später  aber  allgemein  geworden. 

In  der  alten  Zeit  galt  der  Satz,  dass  alles  dem  Feinde  ab- 
genommene Land  in  das  Eigenthnm  des  römischen  Staats  föUt, 
welcher  Gedanke  noch  Ausdruck  gefunden  hat  in  der 

L  20,  §  1  D^  de  capL  49.  15:  publica tur  enim  ille  ager, 

qui  ex  hostibus  captus  est 
Das  Land  wurde  gewöhnlich  den  fraheren  Eigenthümern  gegen 
einen  Grundzins  ttberlassen  ^ ,  damals  fühlte  der  Staat  kein  Be- 
diUfaiss,  die  Forderung  dieser  Abgabe  durch  ein  Pfandrecht  zu 
sichern,  da  ihm  das  Eigenthnm  des  Grundstücks  zustand,  dagegen 
war  der  Staat  nicht  in  gleicher  Weise  gesichert  für  die  Vermögens- 
steuer, vectigal  stipendiarium,  welche  ausser  der  Grundsteuer  noch 
auferlegt  wurde  ').  Anfangs  mag  nun  für  diese  Abgabe  von  den 
Beamten  missbräuchlicher  Weise  eine  dingliche  Sicherheit  verlangt 
und  erlangt  worden  sein,  später  wurde  dieselbe  sanktionirt  durch 
Juristen  und  Gesetzgebung.  In  der  Kaiserzeit  nun,  als  man  jene 
aUe  Abgabe  als  Grundsteuer  auffasste  und  noch  eine  Kopfsteuer 
erhob,  wurde  jene  zu  einer  Vermögenssteuer  und  nun  war  es 
ganz  begreiflich,  dass  man  dafür  zuerst  das  Grundstück  und  dann 
das  Gesammtvermögen  des  Pflichtigen  mit  einem  Pfandrecht  Ter- 
haftet  sein  liess.  Dies  geschah  wahrscheinlich  zu  den  Zeiten 
des  Kaisers  Marcus,  wie  zwei  Stellen  der  Juristen  Papinian  und 
Papirias  Justus  darthun  ^),  durch  Caracalla  wurde  es  dann  aus- 
gedehnt auf  das  gesanunte  Vermögen  des  Pflichtigen  ^). 

Als  in  dtf  mittleren  Kaiserzeit  das  prädiatorisohe  Recht  über- 
haupt jede  Basis  ▼erhH'en  hatte  und  aus  dem  Bereiche  des  gelten- 
den Rechts  verschwunden  war,  wurde  das  Pfandrecht,  welches 
für  die  Grund-  und  KopGsteuer  galt,  auch  auf  die  noch  bestehen- 


1)  Cic  Yerr.  ü,  3.  6  spricht  schon  von  der  doppelten  Art  der  Be- 
steaemng. 

2)  Gai.  11,7.    Rudorff,  d.  Ackerges.  des  Sp.  Thorius  in  Savigny, 
Zeitschr.  X,  120. 

3)  Snvigny,  röm.  Stenenrerf.  in  Verm.  Schriften  II.    Hasch ke, 
Censns  1847. 

4)  L.  5,  S  2  D-  de  cens.  50.  15;   1.  7  D.  de  pubL  39.  4. 

5)  L.  1  C  in  qu.  cans.  8.  15;  L  i  C.  si  propt.  pubL  4*  44.. 
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den  Natoralabgaben  aasgedehnt    Je  nach  der  Grösse  der  Forde- 
rung wurde  dann,  im  Falle  der  Schuldner  nicht  zahlte,  bald   das 
ganze  Vermögen,  bald  nur  ein  Theil  mit  Beschlag  belegt,  ersteres 
occupatio  bonorum,  letzteres  pignoris  captio  genannt  ^).    Bedarfle 
der  Privatgliobiger,  um  ihm  verpfändete  Gegenstinde  in  Besitz  zu 
nehmen,  wenigstens  der  Einwilligung  des  Pritors,  so  war  diese 
fOr  die  öffentlichen  Pfandrechte  nicht  errorderlich,  die  Pfandobjekte 
konnten  unmittelbar  zum  Verkauf  gebracht  werden.    Erst   nach 
der  c.  1,  C.  Th.  de  distrah.  pign.  11.  9  von  Constantin  und  c.  2 
eod.  von  seinem  Sohne  sollte  die  Versteigerung  nach  zwei  Mo* 
naten  erfolgen,  nachdem  zuvor  Zahlungs-Auflbrderung  an   den 
Siumigen   von   Gerichtswegen   erlassen  worden  *).     In  diesem 
Rechte    erblicken   wir  die   Fortentwicklung    des   prftdiatorischen 
Rechts,  bei  welchem  schon  für  den  manceps  und  praes  fthnlicbe 
Grundsätze^  galten. 

Für  diese  Art  der  Verhaftung  des  Vermögens  zu  Gunsten 
der  Staatskasse  finden  wir  in  der  ersten  Zeit  ausschliesslich  den 
Ausdruck  obligatio  bonorum  gebraucht,  w&hrend  das  privatrecht- 
liche Specialpfand  mit  pignus  bezeichnet  wird  'X  Im  Laufe  der 
Zeit  aber  zeigte  jene  öffentlich-rechtliche  obligatio  keine  Ver- 
schiedenheit mehr  vom  privatrechtlichen  pignus  und  so  werden 
beide  Ausdrücke  ohne  Unterscheidung  fQr  beide  Arten  VerpAndong 
gebraucht.  Diese  Gleichstellung  erfolgte  nicht  durch  die  Gesetz- 
gebung, sondern  sie  war  lediglich  das  Werk  der  Jurisprudenz. 

Das  römische  Recht  begnfigte  sich  aber  nicht  mit  dem  blossen 
gesetzlichen  Pfandrecht  wegen  aller  Steuern  und  öffentlichen  Ab- 
gaben, es  gab  diesem  Pfandrechte  auch  ein  Vorrecht  vor  allen 
Privatpfandrechten  ^).  Wirksamer  wurde  dies  Pfandrecht  noch 
dadurch,  dass  jeder  neue  Erwerber  für  die  Rtkckstftnde  seines 
Vorgängers  haftbar  war.   .  Waren  vorhandene  SteuerrOckstinde 


1)  L.  6.  8,  f.  1  D.  de  fidei.  46.  1 ;  e.  7,  C.  Th.  de  ezact.  11.  7. 

2)  Die  letztere  ConBtitation  findet  licli  als  L  3  C.  ti  propt  pnbl.  4. 46 
im  Jostinianifcheii  Codex  wieder  und  Ut  yon  da  an  gemeines  Recht,  wih- 
rend  sie  orsprOnglich  nur  flir  Spanien  erlassen  war. 

3)  I  5,  fragm.  de  i.  fisci :  velat  pignoris  iure  fisoo  obligantor.  L  68, 
f  1  D.  de  fidei.  46.  1. 

4)  L.  1  C.  si  propt.  pnU.  4.  46. 
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verschwiegen  worden,  so  hatte  er  Regress  gegen  den  früheren 
Besitzer,  doch  galt  hieven  eine  Ausnahme  f&r  öffentliche  Verstei- 
gerangen. Von  da  an  war  es  nur  noch  ein  Schritt,  dass  der 
Fiscns  alle  rückständigen  Steuern  sofort  auf  den  neuen  Erwerber 
umschrieb  und  sie  von  diesem  allein  verlangte  *).  Mit  Strafe 
bedroht  und  für  nichtig  erklärt  war  der  Vertrag,  in  welchem  der 
Erwerber  sich  von  dieser  Pflicht  losmachen  und  dieselbe  dem 
Verkäufer  zuschieben  wollte  ^.  Zu  solcher  Härte  führte  die  allzu 
grosse  Liebe  für  die  Interessen  des  Fiscus:  1.  42.  D.  de  pactis 
2.  14  von  Papinian. 

Dieses  weitgehende  Vorzugsrecht  steht  dem  Fiscus  nur  zu 
bezüglich  der  Forderung  von  Steuern  und  Abgaben  und  der  For- 
derungen gegen  den  primus  pilus,  weil  beide  im  öffentlichen  Rechte 
ihren  Ursprung  haben,  nicht  aber  auch  bezüglich  der  Contrakts- 
forderungen.  Hier  geniesst  sein  Pfandrecht  einen  Vorzug  nur 
bei  jenen  Sachen ,  welche  nach  Abschluss  des  Vertrags  in  das 
Vermögen  des  Schuldners  gebracht  wurden.  Denn  dieses  Privileg 
virar  an  sich  schon  eine  grosse  Anomalie  des  Rechts  und  sollte 
desshalb  so  wenig  als  möglich  früher  erworbene  Rechte  kränken. 
Ausserdem  hatte  jedoch  der  Fiscus  noch  ein  weiteres  Vorzugs- 
recht, das  gleichsam  einen  Anhang  seines  Pfandrechts  bildet  Hat 
nämlich  der  Fiscalschuldner  an  einen  dritten  Gläubiger  Zahlung 
geleistet,  so  ist  der  Fiscus  berechtigt,  dieses  Geld  zurflckzulbr* 
dorn,  selbst  wenn  es  bereits  consumirt  sein  sollte  ').  Auch 
dieser  Satz  kam  in  derselben  Zeit  zur  Geltung  wie  die  übrigen 
Privilegien : 

1.  5  C.  de  priv.  f.  7.  73,  von  Alexander  a.  225. 
Wird  der  Fiscus  nicht  zur  rechten  Zeit  bezahlt,  so  hat  er  das 
Recht  des  Verkaufs,  wie  der  Privatgläubiger.  Jede  Veräusserung 
des  Fiscus  aber  vernichtete  die  auf  der  verüusserten  Sache 
ruhenden  Hypotheken  im  selben  Momente,  wo  das  Eigenthum  des 
bisherigen  Eigenthümers  erlosch.    Dem  Privatgläubiger  blieb  nur 


1)  C.  &,  C.  Th.  fline  sensu  11.  S.    Fär  das  Vorige  L41,  D.  de  a  emti 
19.  1.    1.  6  C.  de  adei.  10.  3.     1.  7  C.  de  cens.  11.  57. 

2)  C.  a,  C.  Th.  de  contr.  emt.  3.  1.    c.  2.  4.  C.  Th.  sine  censa  11.  3. 

3)  L.  21  D.  de  i.  f.  49.  14. 

Zdtschr.  f.  StaaUw.  1867.  IV.  Heft  37 
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fillr  vnmicillete  Hypotheken  ein  ErsatzaMpruch  fege«  4tn  Fi 
ianerhalb  der  aichsten  4  Ukte. 

Der  YerkMif  seihst  sitmi  unter  der  Coalrele  der 
liekkett  Bediagong  der  Gültigkeit  des  Yerkaob  f?ar,  dmss  er 
nach  vorausgehender  Proscription  uakr  daai  uralten  Zeichen  der 
ausgesteckten  kasta  vorgenonmen  und  die  Sache  dem  HeisiMe- 
tenden  BugescUageu  wurde  ^).  War  der  Verkauf  auf  diese  Wmm 
geschehen , '  so  konnte  er  auf  keine  Weise  mehr  angrüacihtea 
werden. 

Ausgedehnt  wurden  die  sämmtlichen  Yerredile  dee  Fisc« 
auf  den  Kaiser  und  seine  demahlin,  resp.  auf  deren  Privatro'- 
mögen  (precuratio  privatarun  rertm  Caesaris),  wie  ans  L  6  §  1 
D.  de  L  £  hervorgeht: 

Ulpian:  quodcunqne  privilegfi  fisco  conpetit,  hoc  Man 
et  Gaesaris  ratio  et  Augustae  habere  seiet 

Dieser  Sats  konnte  akht  auffallen,  war  doch  firlüier  der  Kai> 
ser  alleiniger  Eigenthümer  des  Fiscus  gewesen  and  idenüfioirle 
doch  der  Kaiser  sich  selbst  immer  mit  dem  Staate,  dessen  Len- 
ker er  nur  sein  sollte.  Vor  Ulpian  findet  sidi  jedoch  keine  Spar 
dieses  Satzes,  wie  das  Edikt  des  Tiherius  Julius  Alexander  he- 
weist,  wo  dies  Vorrecht  nur  dem  i^fiociog  loyog  nicht  aber  deaa 
McuaoQog  loyos  augeschrieben  wird.  Spllter  freilich  wird  gar  m'obl 
mehr  unterschieden  zwischen  res  fiscales  uari  dem  PrivatvermOgen 
des  princeps  *). 

8)  Das  ins  «zigendL 

Hierunter  versteht  man  das  Vorzugsreobt,  das  gewissen  For- 
derungen zusteht,  kraft  dessen  sie  vor  andern  Ansprach  auf  ie> 
friedigung  haben.  Dieses  Recht  kdnnen  nur  persönOche  Forde* 
rungen  haben,  wekhe  kein  Pfandrecht  besitzen.  Schon  in  alter 
Zeit,  als  der  Fiscus  ein  gesetzHches  PÜEindrecht  noch  nicht  hatte, 
besass  er  dieses  Vorrecht.  Zur  Zeit  der  Republik  beutend  das- 
selbe noch  nicht,  denn  das  Aerar  bedurfte  seiner  nicht;  erst  als 

1)  L.  1  C.  d#  flde  et  iure  hastae  la  3  tob  Aatonia;  L  3.  4.  e.  eod. 

2)  L.  3  C.  de  quadr  praetor.  7.  37  von  Jaatin:  oaai  omnia  prindpi» 
•••e  iDtelligantur  live  et  sva  sabttantia  five  et  flscali  faerit  aliqnid  alie- 
aatuoi. 
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der  FiseMS  rieh  neben  das  Aerar  stellte,  gab  man  diesem  ein 
persönliches  Vorrecht  für  seine  Forderungen,  wie  es  die  dos  der 
Bhefirau  besass.^  Schon  im  Edikt  des  Tib.  Jul.  Alexander  ist  das- 
selbe anerkannt  mit  all^ n  Folgerungen ,  die  sich  daraus  ziehen 
lassea  ^).  Um  wekhe  Zeit  es  sich  entwickelte,  ist  nicht  genau  zu 
bestimmen,  in  den  Quellen  wurd  es  vielfach  anerkannt  Auch 
dieses  Recht  wird  Privilegium  genannt,  ein  Ausdruck,  welcher 
aus  einer  Zeit  herrühren  mag,  als  es  noch  kein  Pfandprivileg 
gab.  Es  erstreckt  sich  auf  alle  persönliche  Forderungen  des 
Fiscus  mit  Ausnahme  der  Strafforderungen '),  auf  alle,  für 
welche  kein  gesetzUcbes  Pfandrecht  Platz  greift.  Praktisch  wird 
dies  Recht  namentKch  im  Gonfairse,  hier  nimmt  der  Fiscus  mit 
den  Begrtfbnisskosten  und  dem  Depositum  von  Geldstücken  den 
ersten  Platz  ein.  In  der  späteren  Kaiseräseit,  als  der  Fiscus  fast 
für  alle  Forderungen  ein  Pfandrecht  besass,  hatte  jenes  Recht 
wenig  praktischen  Werth  mehr,  um  so  mehr  aber  in  der  früheren 
Zeit,  als  dieses  nur  für  die  wenigsten  Forderungen  der  Fall  war. 

Die  Strafibrderungen  haben  keinen  Vorzug,  sie  stehen  auf 
gleicher  Stufe  wie  gewöhnliche  Privatforderangen  *). 

Ausser  diesen  beiden  in  das  Privatrecht  tief  einschneidenden 
Vonrechten  kommen  dem  Fiscus  noch  einige  von  geringerer  Trag- 
weite XU.  Die  meisten  sind  ein  Erzeugniss  der  Systemlosigkeit 
der  spftteren  Kaisergesetzgebung. 

8. 

Der  Fiscus  hat  das  Recht,  die  Schuldner  sdner  Schuldner 
dtrect  SU  belangen,  ein  Reeht,  das  einem  Privatglänbiger  nmr 
kraft  Gession  zusteht  Dieses  Recht  hat  er  aber  nur  in  drei 
Fftllen:  1)  wenn  der  Principalschuldner  insolvent  ist,  2)  wenn 
die  Schuld  durch  die  öffentlichen  Bücher  bescheinigt  ist,  und 
3)  wenn  die  Forderung  ihren  Ursprung  in  einem  Fiscal-Contract 
hat,  worunter  vorzüglich  die  alten  Locationen  zu  verstehen  sind. 
Dies  wird  io  der  t  3,  §  8  D.  de  i.  f.  erörtert,  welche  aus  den 


1)  Ed.  §  5,  Z.  19:    ot  rj  n^tnon^a^  n^  m  fii  Stl  utirax^fitroi  etc. 

2)  L.  6,  pr.  C.  D.  de  i.  f.  49.  14. 

9)  1.  17  D.  de  i.  f.  49.  14      L   an.  C.  poenis  fisc.  10.  7. 
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libri  IV  de  iure  fisci  et  popoli  des  Juristen  Gallistratos  genommen 
ist  Derselbe  bezieht  sich  schon  auf  ältere  Kaisergesetze ;  da  nno 
Callistratus  zu  den  Zeiten  der  Kaiser  Severos  uM  Antoninus  Ca- 
racalla  schrieb  und  das  Edict  des  Tiberius  Jul.  Alexandar  noch 
nichts  von  jenem  Satze  erwähnt,  so  ist  wohl  die  Entstehung  dieses 
Rechtssatzes  kurz  vor  Caracaila  zu  datiren,  zu  einer  Zeit,  in  wrel- 
cher  schon  das  Fiscahrecht  einen  wichtigen  Bestandtheii  der  Gre- 
setzgebung  bildete. 


Wird  etwas  im  Namen  des  Fiscus  verkauft ,  so  .erwirbt  der 
Käufer  mit  der  Bezahlung  des  Kaufpreises  volles  Eigenthum  ao 
der  Sache,  indem  alle  entgegenstehenden  dinglichen  Rechte  er- 
löschen. Dies  gilt  namentlich  vom  Verkauf  der  für  den  Fiscus 
gepfändeten  Gegenstände.  War  ein  solcher  Verkauf  verfügt  wor- 
den, so  war  der  Befehl  im  ganzen  Reich  vollstreckbar.  Dies  war 
durch  ein  Rescript  des  Kaisers  Pius  ^)  eingeführt  worden  und 
geschah  durch  literae  requisitoriae  an  einen  im  gleichen  Rang 
stehenden  Richter,  oder  per  relationem  an  einen  hohem  Beamten. 
Hieher  gehört  auch  der  Satz,  dass  wenn  der  Fiscus  eine  Erb- 
schaft verkauft,  die  Schulden  derselben  eo  ipso  auf  den  Käufer 
übergehen  und  dieser  sich  nicht  an  den  Fiscus  im  Wege  des 
Btegresses  halten  kann. 


Jede  Verättsserung  zum  Nachtheile  des  Fiscus  ist  nicht  nur 
an  und  für  sich  nichtig,  sondern  wer  wissentlich  zum  Nachtheil 
des  Fiscus  etwas  annimmt,  muss  nicht  nur  die  erhaltene  Sache 
restituiren ,  sondern  überdies  deren  Werth  ersetzen ').  Hat  ein 
Pächter  eines  Fiscal-Grundstückes  etwas  von  den  Pertinenzieo 
desselben  veräussert,  so  hat  er  das  Vierfache  zu  ersetzen.  Diese 
Grundsätze  galten  sämmtlich  schon  in  der  klassischen  Periode  des 
römischen  Rechts  ®)  und  wurden  namentlich  von  den  späteren 
Kaisem  in  einer  Reihe  von  Erlassen  ausgesprochen. 


1)  L.  15,  §  1  D.  de  re  iud.  43.  1. 

2)  L.  45  pr.  D.  de  i.  f. 

3)  PauL  r.  t.  V.  27,  g  1. 
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6. 

Der  Fiscus  bezahlt  bei  seinen  Contrakten  keine  Zinsen,  er- 
hllh  aber  immer  solche.  Hier  sind  qamentlich  Verzugszinsen  ge- 
meint, welche  bei  allen  Contrakten  vorkommen  können.  Die  Höhe 
der  Zinsen  belauft  sich  auf  6  V-  Hievon  machen  nur  die  Straf- 
forderungen eine  Ausnahme;  bei  diesen  werden  tkberhaupt  keine 
Zinsen  bezahlt. 

7.  PriTÜegieii  im  Erwerbe  gewisser  Steheii. 

a)  Es  ist  bekannt,  wie  schon  im  römischen  Rechte  der  Fin- 
der einer  Sache  verpflichtet  war,  hievon  Anzeige  zu  erstatten, 
denn  ein  Theil  der  gefundenen  Sache  gehörte  nach  den  spatem 
Kaisergesetzen  dem  Fiscus.  Unterlassung  jener  Anzeige  wurde 
mit  Verlust  des  Ganzen  und  seines  Werthes  bestraft  Es  gehört 
femer  der  Schatz,  welcher  auf  einem  fiscalischen  Grundstücke 
oder  mit  Anwendung  von  Zauberei  gefunden  wurde,  dem  Fiscus. 
Dieses  Recht  wurde  jedoch  mehrmals  geändert;  so  verordnete 
Elagabal,  dass  alle  Schätze  dem  Fiscus  gehörten,  bis  Alexander 
Sevems  sie  wieder  dem  Finder  überliess  0  9  o^i^  Ausnahme  der 
grossen  Schätze,  von  denen  dem  Fiscalbeamten  Anzeige  erstattet 
werden  musste,  jedenfalls  zu  dem  Zwecke,  um  einen  Theil  ein- 
ziehen zu  können.  Nach  ihm  waren  wieder  alle  Schätze  dem 
Rscus  anzuzeigen,  was  die  Kaiser  Caras  und  Carinus  wieder 
aufhoben  ^.  Erst  Theodosius  stellte,  nachdem  noch  Diocietian  die 
Hälfte  jedes  Schatzes  dem  Fiscus  zugesprochen  hatte ,  das  alte 
humanere  Recht  wieder  her. 

b)  Der  Fiscus  hat  gewisse  Vorrechte  im  Erwerb  von  Erb- 
schaftssachen. Der  wichtigste  hieher  gehörige  Satz  ist  der,  dass 
ihm  die  bona  caduca  et  vacantia  zufallen.  Dieses  weitgehende 
Privileg  wurde  durch  die  lex  Julia  et  Papia  Poppaea  von  Augustus 
eingefbhrt.  Die  Römer  verstehen  aber  hierunter  dasjenige  Gut, 
welches  Jemand  in  einem  Testament  hinterlassen  ist,  und  das  et 
aus  irgend  einem  Grande  nicht  erwerben  kann,  während  bona 


1)  Vita  AI  Ser.  c  46. 

2)  Cdpurn.   ecloga  4.  117,   abgedr.  bei  Gothofredo»   ad  c.  1,  C.  Th. 
X.  18. 
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vacantia  diejenigen  Sachen  genannt  wurden,  fiir  welche  kein 
Erbe  vorhanden  war.  Diesen  gleich  wurde  das  erepioriani  be- 
handelt oder  dasjenige,  was  von  einem  Erben  oder  Vermdchtniss- 
nehmer  bereits  erworben  wurde,  ihm  aber  als  einem  Unwürdigen 
kraft  Rechtssalzes  wieder  abgenommen  wird.  Das  angeführte  (be- 
setz wies  diese.  Sachen  in  erster  Reihe  zur  Belohnung  den  im 
Testamente  bedachten  Erben  und  Legataren  zu,  welche  Kinder 
hatten,  ausserdem  dem  aerarium  populi  ^) ;  auch  von  den  spätem 
Kaisem  wird  nur  das  Aerar  genannt,  nicht  der  kaiserliche  Fis* 
cus ').  Erst  Caracalla  vermehrte  durch  sie  die  Einkünfte  des 
Fiscus ').  Von  da  an  galt  dieser  Satz  bis  auf  Justinian.  Eine 
grosse  Menge  kaiserlicher  Gesetze  und  Rescripte  wurd*en  über 
diesen  Gegenstand  gegeben;  sie  betreffen  fast  ausschliesslich  die 
Art  und  Weise  der  Vindkation  dieser  Güter  fUr  den  Fiscus,  mei- 
stens sind  es  Vorschriften,  um  Unterschleife  zu  verhüten;  sftmml- 
liche  sind  ohne  weiteres  Interesse. 

Noch  aus  dem  ältesten  Rechte  hat  sich  bis  in  die  spätere 
Kaiserzeit  der  Satz  erhalten,  dass  das  Vermögen  jedes  auf  römi- 
schem Gebiete  verstorbenen  Fremden,  dessen  Volk  nicht  im  Ver- 
hältniss  der  Hospitalität  mit  dem  römischen  steht,  als  bonum  va- 
cans  an  den  römischen  Fiscus  fällt  ^).  Dasselbe  gilt  von  dem 
Vermögen  der  unbeerbt  verstorbenen  Peregrinen.  Dies  ist  das 
römische  droit  d*aubaine  und  ein  Ansfluss  der  früheren  Ansicbl 
von  der  Rechtlosigkeit  aller  Fremden. 

Die  lex  Papia  Poppaea  hatte  ursprünglich  nur  Geltung  fOr 
die  römischen  Bürger,  um  auch  die  Provincialen  im  Interesse  des 
Fiscus  ihr  unterwerfen  z«  können,  verlieh  Kaiser  Caracalla  allen 
Provincialen  das  römische  Bürgerrecht    80  wurde  die  Hab8U<At 


1)  Tac.  ann.  lü.  28:  inditi  coatodes  et  lege  Papia  Poppaea  praemiis 
inducti,  al  si  a  privilegiis  parenliuD  ceasaretar,  velol  parent  onmiiiro  pop«- 
loB  vacantia  tenerel.  In  dem  Bdict  Tib.  J.  AL  bilden  di#M  Einkänfle  des 
XStot  loyog^  der  dem  Aerar  entsprichl. 

2)  Suet.  Nero  c.  10.  Seneca  benef.  7.  6.  Gai.  II.  286.  Plin.  paneg. 
34.  35.  36.  42. 

3)  Ulp.  XVII.  §.  2 :  hodie  ex  ooiulitalione  Imperatorif  Aatonuu  omnia 
cadaca  fiaco  vindicaatnr. 

4)  L.  31  D.  de  i.  f.  49.  14. 
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4ie$e$  Kaisers  die  Uimcfae  für  einen  der  grössten  and  tiefst  ein« 
greifenden  Fortschritte  des  römischen  Staatsrechts,  f&r  einen  Sali, 
an  dessen  Verwirklicbong  Jahrhunderte  lang  gearbeitet  worden, 
fttr  welche  Kriege  geführt  und  zahlloses  Bist  vergossen  worden 
war.  Der  Kaiser  freilich,  welcher  diese  Fordemng,  welche  schon 
m  den  Zeiten  der  Republili  mehrmals  als  Kriegsgeschrei  fon 
einem  Ende  Italiens  bis  zum  andern  erklungen  war,  zum  gelten* 
den  Bechtssatze  machte,  hatte  wohl  keine  AhnAig  davon,  dass 
er  damit  einen  Tribut  der  Humanität  and  Gerechtigkeit  entrichte, 
ihm  war  es  nur  «m  Bereicherung  seines  Sockels  zu  thun,  aber  er 
war  unbewttsst  das  Werkzeug  der  Geschichte  und  damit  der  Urheber 
des  bedeutendsten  Portschritts  des  römischen  öffentlichen  Rechts, 
c)  Dem  Piscus  fallen  die  bona  damnatorum  zu.  Diese  Straf- 
folge  tritt  ein  bei  Yerurtheilungen  zum  Tode,  zu  lebenslänglicher 
Zwangsarbeit  und  zur  Deportation ,  wenn  keine  Descendenten  und 
Ascendenten  da  sind.  Auch  dieses  Recht  knüpft  an  das  llltere 
Recht  an.  Während  schon  das  ahe  Pontificalrecht  Jeden,  der 
sich  gegen  die  Rechlsinstitute  verging,  welche  durch  ausdrück- 
liche lex  sacrata,  oder  durch  besondere  Bestimmung,  oder  dureh 
Herkommen  unter  den  besondem  Schutz  der  Götter  gestellt  waren, 
der  straflosen  Tödtung  Preis  gab  und  sein  Vermögen  den  Gölteni 
weihte  ^) ,  zog  später  jede  Kapitalstrafe  Veriust  des  Vermögens 
nach  sich.  Zur  Zeit  der  RepuUik  hiess  dies  publicatio  *),  später 
confiscatio.  Die  Strafen,  mit  welchen  dieselbe  verbunden  wurde, 
waren  die  uralte  aquae  et  ignis  interdiotio,  an  deren  Stelle  seit 
Angustus  die  Deportatron  trat,  die  Todesstrafe,  die  Verurtheilung 
zur  Bergwerksarbeit  und  die  zu  lebenslänglicher  öffentlicher  Zwangs* 
arbeit,  erstere  damnatio  ad  metallum,  letzlere  opus  publicum  per- 
petuum  genannt ').    Doch  erfasste  die  Confiscation  nicht  in  lülen 


1)  Fettof  t.  V.  sacratee;  sacratae  leget  saut,  quibns  sancHmi  est,  qai 
adversus  eas  feoerit,  sacer  alicui  4eonini  neai  familia  pecuniaqae. 
fl.  V.  plorare^  termino;  t.  v.  sacer:  at  homo  is  saeer  ett,  qneafi  popalos 
iudicaTit  ob  maleflciuni,  neque  fas  est  mxm  ininolari,  led  qai  occidit  parri- 
cidii  aon  daMnatar.    Macrob.  Sal,  III.  7. 

2J  Uv.  Ul.  58.    XXV.  4. 

3)  Tac  ann.  IIL  23.  68.  IV.  30.  21.  XIII.  43.  L  l2.  f7.  D.  de  poe- 
Bis  48.  19.    1.  1  D.  boD.  damn.  48.  20. 
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Fällen  das  ganze  Vermögen.  In  der  Regel  blieb  den  ehelieken 
Kindern  die  Häirte.  Ohne  rechtskrftflige  YemrUieilong  trat  jedoch 
die  Confiscation  niemals  ein  ^) ;  starb  daher  der  Angeschaldigle 
während  des  Processes,  so  blieben  ihm  seine  gewöhnlichen  Eriieo, 
doch  konnte  Niemand  durch  Selbstmord  der  Confiscation  sich 
entziehen,  während  in  der  ersten  Kaiserxeil  dies  sehr  häufig  ge- 
schah ^. 

d)  Die  Arf  ond  Weise  der  Incorporaüon  von  Saohen,  die 
kraft  Rechtssatzes  oder  durch  Urtheilsspruoh  an  den  Fiscos  fielen, 
war  näher  diese :  Wenn  die  Anzeige  gemacht  war,  hatten  sofort 
eigene  palatini  den  SachTerhalt  genau  zu  erforschen  und  zu  con« 
statiren '),  worauf  unter  Zuziehung  des  rector  provinciae  ein  ge* 
naues  Inventar  aufgenommen  und  an  den  Kaiser  geschickt  wurde  ^). 
Schon  unter  Tiberius  hatte  ein  Senatus-Consult  bestimmt,  dass 
das  Vermögen  der  zum  Tode  Verurtheilten  erst  10  Tage  nach 
der  Urtheilspnblikation  ins  Aerar  kommen  solle  ^).  Dies  war  im 
Laufe  der  Zeit,  wie  angegeben,  geändert  und  jene  genaue  luven- 
tarisation  eingeführt  worden.  Nach  dies^  erfolgte  erst  die  Occn- 
pation  des  Vermögens ,  welche  mit  viel  Weitläi^gkeit  verbunden 
war  %  darauf  wurden  die  Grundstücke  mit  besonderer  Besuch- 
nung  versehen  und  in  die  öffentlichen  BQcher  eingetragen.  Erst 
jetzt  wurde  den  Reclamationen  Gehör  geschenkt,  welche  stets  in 
zahlreicher  Menge  mit  einer  Confiscation  v^bunden  waren.  Diese 
Petitionen  haben  eine  Reihe  von  Erlassen  der  späteren  Kaiser 
verursacht  7),  die  hier  zu  verfolgen  zu  weit  fähren  würde. 

e)  Im  Gefolge  dieses  Anspruchs  des  Fiscus  auf  das  Vermö- 
gen der  zu  Kapitalstrafen  Verurtheilten.»  sowie  der  ohne  Erben 
Verstorbenen  entstand  ein  das  sociale  Leben  der  Stadt  Rom  in 
jeder  Beziehung  untergrabendes  und  verpestendes  Institut:  das 
der  Delationen  und  Delatoren,   welche  jetzt  überall  nach  solchen 

1)  Paul.  lent.  V.  12,  §  6.    Fragm.  de  i.  f.  §  14. 

2)  Tac.  ann.  VI.  29. 

3)  C.  5,  C.  Th.  de  bon.  vac  10.  8. 

4)  C.  7,  C.  th.  de  bon.  prosc.  9.  42.  e.  2.  3  C.  Th.  de  inoorp.  10.  9. 

5)  Säet  Tib.  75.    Tac.  ann.  IIl.  51. 

6)  C.  1.  2.    C.  Th.  de  incorp.  o.  a.  Sl.  m. 

7)  C.  Th.  de  petiUonibus  10.  10. 
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den  FiBCüs  TeifaHeneii  GOtern  omherapfthten,  um  einen  Theil  da- 
von oder  eine  Prfimie  zu  erbalten. 

Schon  früher,  z.  B.  durch  die  lex  Cornelia  de  sicariis  el  vene- 
ficis  war  den  Entdeckern  eines  Verbrechens  aus  dem  Vermögen  des 
Verbrechers  oder  der  Staatskasse  eine  mitunter  sehr  bedeutende 
Belohnung  zugesprochen  worden,  aber  erst  in  der  Kaiserzeit  ka^ 
men  die  Delatoren  auf  und  hatten  schon  in  kurzer  Zeil  so  Oberhand 
genommen,  dass  Tadtns  annal.  DL  25  ausruft: 

multitudo  periciitantium  gHscebat,  cum  omnis  domus  de- 

latorum  interpretationibus  subverteretur   atque  ante  hao 

flagitiis  ita  lunc  legibus  laborabatur  ^). 

Unter  den  schlechten  Regierungen  breitet  dieses  Uebel  immer 

mehr  sich  aus,  unter  den  besseren  wird  es  verfolgt  durch  zahl- 

lose  Strafgesetze,  doch  diese  haben  nur  so  lange  Geltung,   als 

die  Gesinnung  anhält,  welche  sie  hervorgebracht 

Unter  Nero  war  dies  Uebel  sehr  bedeutend,  nach  seinem  Tode 
drang  der  Senat  mit  Nachdruck  auf  strenge  Bestrafung  der  Delato- 
ren. Spftter  Hess  Galba  *)  energisch  gegen  sie  einschreiten  und  von 
nun  an  MIden  die  Verordnungen  gegen  sie  einen  so.  wichtigen 
Bestandtheil  der  römischen  Gesetzgebung,  dass  der  Jurist  Mar- 
cfonus  (unter  Kaiser  Alexander)  ein  eigenes  Buch  de  delatoribus 
schrieb,  aus  welchem  die  I.  22  D.  de  i.  f.  genommen  ist  Die 
Dehlionen  wurden  desshalb  zu  einer  solchen  Plage,  weil  sie  nur 
zu  häuig  ohne  jeden  Grund  vorgenommen  wurden,  immer  jedoch 
eine  strenge  Untersuchung,  fOr  welche  eine  besondere  Form  in 
dem  Nunciationsprocess  eingeRihrt  war,  und  sehr  oft  die  Verur- 
tkeihing  der  Unschuldigen  zur  Folge  hatten ;  um  dies  zu  verhüten, 
hatte  schon  das  Edikt  des  Tiberius  Julius  Alexander  gewisse  Vorsichts- 
massregeh  *)  angeordnet,  welche  spftter  oft  wiederholt  wurden  ^) 


1)  Tac  ann.  III.  28.  IV  30:  lic  delatoret,  genoi  hominnm  pnblico  exitio 
reportam  et  ne  poeait  qnidem  tinquain  latit  ooercitmn,  per  praemia  elicie- 
bantor.     I.  74.    IV.  38.  69.   bist.  IV.  40.  4-44.    Säet.  Til.  8.  Domil.  9. 

2)  Ed.  Tib.  I.  Alex.   g.  10.     Der    Delator   heisft  hier  mn^yo^  «ad 


3)  S.  ZeUe  38-43. 

4)  Tac.  hift.  IV.  43.    1.  3,  §  5  D.  de  i.  f.    Pairi.  feal.  V.  13.    Plin. 
paneg.  34—37:   non  folitodiaeai  illi,  noa  iter,  sed  templon,  fed  Conua 


Digitized  by 


Google 


568  ^^  rAmificfae  Fi«o«t 

in  Verbinduiig  mit  den  strengsten  Strafen,  ntnanlKeh  VermBgeM 
strafen,  gegen  grundlose  Denunciationen. 

Aus  der  Anzahl  dieser  Gesetze  und  ans  der  Schwere  der 
Strafbestimmungen  können  wir  einen  Schivss  ziehen  auf  die  Hab- 
gier der  römischen  Steuerbeamten,  auf  den  tiefen  Verfall  des  gm- 
zen  socialen  Lebens,  bn  JustinianiacfaeB  Codex  indes  wir  die  vob 
den  früheren  Kaisern  eriasseeeo  Strafbestimmungen  0»  dooh  sdieial 
damals  das  Uebel  nicht  mehr  bedeotend  gewesen  su  sein,  dewi 
von  Justinian  und  seinen  unmittelbaren  Yorglii^eni  finden  sieb 
keine  Bestimmungen. 

Ausser  den  im  Vorstehenden  Cttr  den  Fiscas  geltenden  Pri* 
▼ilegien  geniesst  derselbe  noch  einige  Vorrechte  im  Processe :  so 
hatte  er  einen  privilegirten  Gerichtsstand  vor  deoi  procurator  Gae- 
saris,  mochte  er  Kläger  oder  Beklagter  sein,  dann  brauchte  er 
in  allen  Fällen,  in  welchen  das  Frocessrecht  den  Parteien  Gaa- 
tionen  vorschrieb,  solche  nicht  zu  leisten.  Femer,  wer  einer 
Klage  des  Fiscus  die  Einrede  der  Compensation  entgegeasetien 
wollte,  musste  innerhalb  zweier  Monate  seine  Forderang  beweisen, 
während  gegen  gewisse  fiscalische  Forderungen  diese  Einrede 
gar  nicht  zulässig  war.  Im  Processe  gegen  den  Fiscas  soUea 
weder  Urkunden  noch  Akten  edirt  werden,  es  mttsste  denn  der 
die  Edition  Verlangende  einen  specieHen  Reohtstitel  darauf  haben. 
Ausserdem  galten  noch  einige  Specialgesetze  über  die  BxecutioB, 
Appellation  und  Klagenverjähmng  in  fisealiachen  Processen 

8)  Die  adTocati  flscd. 

In  der  Zeit  der  Repri>lik  bedurfte  es  keines  eigenen  AaUei 
für  die  Anklage  und  die  Wahrung  der  Rechte  des  Aerars, 
denn  es  war  dies  noch  nicht  gehässig  geworden  und  gereichle  oft 
zum  höchsten  Lobe  ').    In  der  Kaiserzeit  entstand  in  den  advo- 


inscderaiit:  mtlla  iam  leslaMeota  Mcnra,  müUai  ftatm  oertns,  non  arhüaa,. 
non  Hberi  proderani  ....  abirent  ftigerenlqve  vaatataa  dtlalioDibaa  twrai. 
Capttolin.  Marc.  e.  1 1.   Pertinax  c.  7.   Macrin.  c  12*   VopUo.  Aorel.  e.  39. 
In  welchen  Fftllen  eine  Delation  yorkommen  konnte,  finden  wir  vonCaUi- 
•tratu0  zusammengestellt  in  1.  1,  g  1  D.  de  iore  fisoi« 

1)  Die  leuta  nn4  schwerste:  1.  7,  C.  de  delat«  10.  11. 

2)  Cic.  oC  IL  13.  14.    Tee.  diah  dt  oral.  Sa 
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call  fisei  eki  eigenes  Ami,  iessen  Aufgabe  es  war,  die  Interessen 
des  Fisciis  Ter  Gericht  und  Im  Handel  nnd  Wandel  zu  wahren. 
Zu^st  werden  sie  unter  Hadrian  erwfihnt.  Sie  bildeten  die  Ueber- 
gangsstofe  von  den  Anwftiten  in  den  höheren  Beamten  des  Kai- 
serreichs, ihre  Stellung  war  eine  sehr  angesehene ;  so  waren  Sep- 
Umius ,  Severus  und  Pq^inien  früher  adrocati  fisd  gewesen ,  wie 
Spartianus  berichtet.  Anfangs  wurde  von  jedem  Tribunal  aus  der 
Zahl  der  Advokaten  einer  oder  einige  mit  dieser  Funktion  betraut, 
später  erhielten  sie  als  solche  Gelialt  und  bildeten  ein  eigenes 
Amt  Sie  hatten  nicht  nur  den  Fiscus  vor  Gericht  zu  vertreten, 
sondern  im  Allgemeinen  darüber  zu  wachen,  dass  seine  Privile- 
gien nicht  verletzt  würden  ^) ;  es  war  ihnen  daher  strenge  unter- 
sagt, grundlose  Klagen  gegen  Private  zu  erheben,  und  in  diesem 
Falle  hatten  sie  jeden  Schaden  zu  ersetzen,  gerade  so  wie  wenn 
durch  ihre  Schuld  ein  fiscalischer  Anspruch  verjährte. 

Ursprünglich  war  es  ihnen  überhaupt  verboten,  in  Processen 
als  Sachwalter  gegen  den  Fiscus  aufzutreten,  doch  später  unter 
Valerian  und  Galien  wurde  ihnen  dies  gestattet  mit  Ausnahme 
der  Fälle,  in  welchen  sie  vorher  den  Fiscus  vertreten  hatten. 
Ursprünglich  bekamen  sie  kdnen  Gehalt,  später  einen  geringen, 
wie  sich  schon  daraus  ergiebt,  dass  sie  nur  zwei  Jahre  im  Amte 
bleiben  sollten  mit  der  Anwartschaft  auf  Beförderung  im  Staats- 
dienste, indem  sie  nach  Ablauf  von  2  Jahren  in  die  Reihe  der 
spectabiles  sacri  nostri  palatii  traten.  Sie  hatten  ausser  dem  Ge- 
halte noch  den  Genuss  einiger  Privilegien  und  Vorzüge,  die  ihnen 
jedoch  fast  alle  erst  durch  Athanasius  verliehen  wurden.  Eine 
Reihe  von  Verordnungen  gegen  Bestechung  und  Unredlichkeit  in 
den  zu  führenden  Processen  gibt  Zeugniss,  dass  sie  nicht  zu  den 
unbescholtensten  Beamten  des  Kaiserreichs  gehörten. 

Dieses  römische  Fiscalrecht,  ein  Beispiel  von  der  System- 
losigkeit,  Selbstsucht  und  WiUkür  der  späteren  Kaisergesetzgebung, 
ist  nur  zum  kleinen  Theil  in  das  heutige  römische  Recht  über- 
gegangen. Willkürlich  greifen  seine  einzelnen  Sätze  in  das  grosse 
Gefüge  des  Rechts  ein,  willkürlich  werden  Aenderungen  und  Zu- 
sätze gemacht,  systemlos  verhalten  sich  diese  Sätze  unter  einander, 

1)  C.  Th.  de  adT.  f.  10.  15.    C.  J.  3.  9. 
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systemlos  stehen  sie  in  dem  fibrigen  Rechte,  nor  die  grassesta 
Selbstsacht  und  Habgier  haben  sie  dictirt,  sie  vermeinten  zqid 
Thdie  dem  drohenden  Verdorben  Einhalt  zu  thun,  sie  erreichten 
das  Gegentheil,  denn  zahllose  Verarmungen,  Verödungen  ganzer 
Provinzen  und  eine  allgemein  gegen  den  Fiscus  verbreitete  Miss* 
gunst  waren  die  Folgen  dieser  unersättlichen  Gier  des  kaiser* 
liehen  Staatsschatzes. 
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Die  Dock  Warrants  oder  Waarenlager-Seheine. 


Von  Dr.  Adolf  Heine. 


L    Bbüeitnng. 

# 

Drei  Binricfatongen ,  beietchnel  durch  die  Namen  Doclu, 
öffentliche  Verkftnfe  (ventes*  piil>liqaes)  und  Warrants,  haben  in 
neuerer  Zeit  die  Aufinerksamkeit  der  Handelswelt  auf  sieb  gozo- 
gen  und  dürften  einer  kleinen  Monographie  um  so  mehr  würdig 
erscheinen,  je  weniger  bei  der  verhftknissmllssigen  Neuheit  der  in 
Jenen  Worten  ausgedrückten  Schöpfbng  das  Material  an  Thatsa- 
eben  und  an  Gesetzen  hfaillinglich  gesammelt  und  verarbeitet  vor- 
handen ist. 

Wbr  stdlen  in  Folgendem  diese  Untersuchung  an,  bei  welcher 
die  ventes  publiques  und  die  in  erster  Linie  dem  selbstständigen 
Zweck  der Waarenlagerung  dienenden  docks  nur  als  Voraus* 
Setzungen  und  Hilfsmittel  des  im  Warrant  zur  for- 
mellen Brscheinung  gelangenden  grosshündterischen  Waarencir- 
culations-  und  Waarenverpfkndungssystems  eine  Erörterung  zu 
finden  haben. 

Bevor  in*s  Einzelne  eingegangen  wird,  ist  der  Gegenstand 
selbst,  um  dessen  legislativ-statistische  Darstellung 
und  nationalökonomische  Würdigung  es  sich  handelt, 
kurz  ^u  bezeichnen. 

II.   Thatsiehliehe  Intwiekluiig  der  Doekwarraats. 

Die  öffentlichen  Waarenlager  des  Grosshandels  waren  zuerst 
offene  Lagerplätze,  die  zunichst  den  Zweck  hatten,  das  Ein-  und 
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Ausladen  der  Waaren  zu  erleichtern,  dann  als  vorübergehender 
Aufbewahrungsort  zu  dienen,  bis  die  Waaren  in  die  überall  um- 
herliegenden Mpgazine  abgeführt  werden  könnten.  Nach  und 
nach  wurden  diese  Orte  geschützt  gegen  Aussen  und  dienten 
wohl  auch  schon  bei  vorübergehend  eingetretenem  Raummangel 
in  den  eigenen  Magazinen  als  kurzer  Aufbewahrungsort 

Aus  diesem  Anfang  entwickelte  sich  ein  Lagersystem,  wel* 
ches  der  Handelswelt  die  bedeutendsten  Erleichterungen  namenl- 
lieh  in  Beziehung  auf  Arbeits-  und  Kostenerspamiss  in  Aussicht 
stellte.    Man  baute  grossartjge  Magazine,  4ie  sftmmtliche  kleinere 
überflüssig  erscheinen  liessen  und  bei  denen  als  erster  Grundsatz 
galt,  dass  die  Deponenten  lediglich  im  Verhftltniss  zu  der  Grösse 
des  benützten  Raums  zu  den  Kosten  herangezogen  werden  soll- 
ten.   Aber  nicht  genug  damit,  man  beauftragte  diß  Magazinsver- 
waltung mit  einer  Reihe  von  Maaipalationen,  die  bislier  von  den 
Einzelnen  vorgenommen  wurden,  und  die  in  Eine  Hand  fliegt 
als  nächstes  Resultat  eine  bedeutende  Ersparniss  zur  Folge  hatten. 
Sogar  die  Waarenversichenuig  war  bieduroh  begünatigt,  indem 
die  Magaziasverwaltung  durch  die  MassenhafUgkeit  des  Angebots 
weitaus  günstigere  Bedingungen  im  Vendcbemngsverlrag  erlangen 
konnte;  der  Transport  durch  BediensMe  der  Magaziasverwaltanf 
war  viel  ökonomischer,  die  Zollbehandlung,  deren  oft  miaatiüse 
Vorschriften  einen  fressen  Aufwand  von  Zeit  in  Anaproch  nehmen^ 
oft  auch  für  den  Gesetsasanknadigen  Strtfen  aad  aaastige  Una»- 
aebmiiokkeitan  im  Gefolge  baten,  wardea  veraiitfaeht. 

Der  Gedanke  liegt  nahe,  dass  f&r  die  oelaasale  Anhiofang 
von  Waaren  aaoh  ein  rasche  AbOass  aiit  groaaavtigeB  Dirnen^ 
äonea  geschaffen  werde,  am  die  hier  aafgehllaften  Werthe  nickt 
allzulange  todt  liegen  zu  lassen. 

Es  massten  also  Käufer  herangeaogen  und  ihnen  Gdegenheit 
geboten  werden,  Waaren  in  grossen  Parthien  auCkaaCan  aa  können. 
Dann  weiter  waren  es  die  öffentliohea  Versteigeniagen,  die  veates 
pubiiques,  die  eine  Menge  Käufer  aus  allen  Wekgegendea  her- 
beiführte, angelockt  durch  die  Menge  der  zum  Verkauf  ausgesetz- 
ten Waaren.  Die  verstärkte  Naobftpage  iMinte  nar  wohhhuend 
auf  den  Preis  der  Waare  wirken,^er  sich  dabei  voUMAndig  nor- 
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■ml  WUdle,  ohne  4mß  aBdere  Bkiflfliii»  sich  gdtond  miehteni 
wie  sie  namentlich  bei  dem  Verkaufe  von  Einzdnen  unvemeid- 
lieh  sind. 

Schon  so  entwickellea  sich  die  dooks-enirepois ,  die  heutzu- 
tage in  London  eine  Stadt  für  sich  bilden,  in  Liverpool,  Amster- 
diam,  Havre  ßlc.  jedem  Beachaner  imponiren,  als  gewaltiges  Werk- 
leug  des  Grosshaadels. 

Allein  der  drosshandel  kann  sieh  unmöglich  aut  der  Organi- 
sation der  Waarenlagarnng,  —  Manipulation  und  —  Bewegung  be- 
gnOgen,  wekhe  blos  dem  aktiven  Beaüz  und  dem  Absatz  nach 
Aussen  und  anok  dem  Delailhandel  entspricht. 

Der  auf  dem  Lager  ruhende  Wnarenwerth  selbst  musste 

1)  fOr  die  Platzgeschäfte  circulationsfähig  ge- 
macht md 

2)  mr  den  Zweck  des  Kredites  mobil  gemacht  werden. 

Konnten  doch  immer  grosse  Waarenroengen  in  den  Maga- 
zinen bleiben,  sei  es  nun,  dass  sie  vorübergehender  Umstände 
wegen  keine  Abnehmer  finden,  oder  der  Eigenthümer  sie  wegen 
augenblicklichen  niederen  Standes  der  Preise  nicht  abgeben  will, 
oder  ein  anderer  Grosshändler  am  Platz  sie  drückte. 

Als  Instrument  weiterer  Entwicklung  des  Waarengrosshan- 
dels  sollte  daher  ein  papiemes  Eigenthums-Uebertragungs-  und 
Kreditzeichen  geschaffen  werden.  Vermöge  des  letzteren  mussten 
Darlehen  im  Betrag  eines  gewissen  Procentsatzes  des  Werthes 
der  geschätzten  VITaare  gegeben  werden  können,  es  musste  eine 
Einrichtung  geschaffen  werden,  welche  Kreditkäufe  ermöglicht; 
vermöge  des  ersteren  sollten  die  Waaren  ihren  Besitzer  wech- 
seln, ohne  den  Ort  der  Niederiage  zu  veriassen,  also  ohne  jede 
Kosten  d«r  Deplacimng  durch  einfache  Uebertragung  des  Eigen- 
thumsscheins. 

Dieses  kommerzielle  Werkzeug  liegt  im  Lagerschein  und 
Warrant  in  ausgebildeter  Weise  vor. 

Was  ist  nun  der  Warrant? 

Antworten  wir  vorgreifend  mit  einer  gesetzgeberischen  Defi- 
nition des  belgischen  Gesetzes,  welches  Elemente  des  englischen 
und  firanzösiaohen  Warrantsystems  verknüpft    Es  sagt: 

•Le  Warrant  est  un  titre  de  commerce,  ddlivrö  en  double 
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par  an  Uers  k  la  personne  qui  proave  avoir  la  libre  dispontioa 
des  marcbandises,  objel  de  titre. 

»Le  double  porte  nom  de  cädule." 

Hienach  ist  der  Warrant  eine  Urkunde,  dessen  sich  der  Han- 
del bedient,  umWaaren,  die  bei  einem  Dritten  niedergelegt  sind, 
Bu  vertreten.  Es  ist  ein  wesentlich  englischer  Begrifl;  der  »Ver- 
pßindung*  bedeutet,  und  in  diesem  Sinne  haben  die  Warranl 
auch  die  betreffenden  Ge8etzgd>ungen  recipirt.  In  dem  Ausdruck, 
dessen  sich  das  belgische  CSeseti  bedient,  »titre  de  commerce*  ist 
schon  angedeutet,  dass  er  mit  allen  denjenigeD  Vorlheilen  au8ge> 
stattet  sein  soll,  welche  die  ihm  gleichgestdlten  Papiere  so  na- 
mentlich der  Wechsel  Ar  den  Handel  so  werthfoU  machen» 

HL    V&here  Darstellung  der  Oesetegebung  Aber  Wanraata  im 
den  einielnen  Lindem. 

Wir  finden  Spuren  von  dieser  Einrichtung  schon  in  dem 
allgemeinen  Landrecht  für  die  preussischen  Staa- 
ten vom  Jahre  1794.  Im  ersten  Theile,  siebenter  Titel,  der 
»von  dem  Gewahrsam  und  Besitz"  handelt,  sagt  der  §  66,  Qber- 
schrieben  »Uebertragung  des  Besitzes  durch  Anweisung*: 

»Wenn  der,  welcher  die  Sache  im  Namen  des  bisherigen 
Besitzers  inne  hat,  von  demselben  angewiesen  wird,  den  Besitz 
im  Namen  des  neuen  Besitzers  fortzusetzen,  so  ist  die  Ueber- 
gabe  vollzogen.* 

Weiter  behandelt  der  zweite  Theil  den  vorliegenden  Gegen- 
stand im  zwanzigsten  Titel  »Ober  das  Recht  des  Unterpfands.* 
Der  §  329  sagt:  »Auch  bei  gewissen  Waarenartikehi,  welche 
der  Gegenstand  eines  kaufmännischen  Verkehrs  sind,  kann  eine 
Verpßindung  durch  symbolische  Uebergabe  geschehen.* 

Im  weitem  Verlaufe  wird  dieses  Recht  nur  auf  Kaufleute  be- 
schränkt und  unter  symbolischer  Uebergabe  das  Aushändigen  der 
Schlüssel  zu  dem  Gewahrsam  verstanden,  in  dem  sich  die  Waaren 
befinden.    §  345  sagt  nun  aber  wörtlich  weiter: 

»Sind  die  Waaren  in  einem  mehreren  Kaufleuten  gemdn- 
schaftlichen  Speicher  oder  Magazine  befindlich,  so  muss  derVer«- 
Pfänder  dem  Gläubiger  einen  Schein  zustellen,  welcher  von  dem 
Eigenthümer  des  Speichers  oder  dessen  bestellten  Aufseher  voD- 
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zogen  und  in  welchem  anerkennt  ist,  dass  die  verpföndete  Waare 
wirklich  daselbst  fttr  Rechnung  des  Yerpßlnders  niedergelegt  sei." 
In  >  diesem  Artikel  ist  also  ausdrücklich  von  einem  Schein 
die  Rede,  der  von  dem  Eigenthttmer  des  genannten  Waarenlagers 
ausgestellt  wird,  ganz  nach  dem  Grundsatz,  der  der  heutigen 
Einrichtung  zu  Grunde  liegt  Der  folgende  §  enthalt  die  weiteren 
Erfordernisse  des  Scheins.  Er  sagt:  §  346.  »Dieser  Schein  muss 
doppelt  ausgestellt,  beide  Exemplare  mttssen  mit  einem  kurzen 
Vormerke  der  Yerpfflndung  von  dem  Gläubiger  und  Schuldner  unter- 
schrieben, und  ein  Exemplar  muss  dem  EigenthOmer  oder  Auf- 
seher des  Speichers  eingehändigt  werden." 

Es  sind  also  hier  als  Erfordemiss  der  Yerpftndnng  ein  kur- 
zer Vormerk  derselben,  d.  h.  wohl  nichts  anderes  als  Rezeii^hnung 
der  Waare  und  des  darauf  geliehenen  Geldes ,  ferner  die  Unter- 
schrift des  Gläubigers  und  des  SchuMners,  und  endlich  die  Be- 
nachrichtigung des  Eigenthümers  des  Magazins  angefahrt. 

Der  folgende  Artikel  legt  dem  Eigenthttmer  des  Magazins 
die  Verpflichtung  auf,  nur  gegen  Vorzeigung  des  in  den  Händen 
des  Gläubigers  gebliebenen  Empfangscheins  unter  gleichzeitiger 
Abschreibung  der  abgegebenen  Waare  auf  demselben,  diese  sei 
es  an  einen  Dritten  oder  an  den  Schuldner  auszuliefern. 

Der  §  349  sagt  weiter:  «Sind  dieWaaren  unter  öffentlicher 
Aufsicht  auf  Packböfen,  in  Magazinen  oder  Niederlagen  befindlich, 
so  muss  der  Schuldner  den  über  die  geschehene  Ablieferung  er- 
haltenen Schein  dem  Gläubiger  zustellen.*  Nachdem  in  dem 
nächsten  §  die  Benachrichtigung  von  der  geschehenen  Verpfän- 
dung von  dem  zur  Aufsicht  über  dergleichen  Verwaltungsörter 
bestellten  Beamten  erwähnt  ist,  schreibt  der  §  351  wörtlich  vor: 
»Dieser  muss  die  ihm  geschehene  Anzeige  in  seinen  Büchern  da, 
wo  die  erfolgte  Niederlegung  der  Waare  selbst  eingetragen  ist, 
bemerken  und  darüber  ein  Bekenntniss  mit  der  Versicherung,  die 
Waare  an  Niemand  ohne  Vorwissen  des  Pfandgläubigers  verab- 
folgen zu  wollen,  ausstellen."  Hier  ist,  wie  wir  es  auch  in  den 
neueren  Gesetzgebungen  wieder  finden,  die  Eintragung  in  die 
Magazinsregister  constatirt. 

Doch  halten  wir  uns  bei  diesen  ersten  Spuren,  die  wir  über 
die  Warrants  im  preussischen  Gesetzbuch  finden,  nicht  länger  auf, 

Zeitscbr.  f.  Staatsw.  1867.  IV.  Heft.  38 


Digitized  by 


Google 


576  Dl«  I>ock  Warrtnt» 

sondern  gehen  Ober  auf  die  Staaten,  in  denen  sie  henle  eine  00 
Ri&cbtige  Rolle  spielen. 

Obenan  steh!  England,  das  Staaniland  dieser  EInrichInng, 
Ton  der  alle  Länder,  die  sie  eingerahrt,  geierni  ond  der  sie  die 
näheren  Beslimmongen  niil  grösseren  oder  geringeren  Hodifica- 
tionen  entnommen  haben.  Es  ist  schwer,  die  Zeit  so  bestiairoe», 
in  der  in  England  die  Warrants  eingeführt  worden,  da  kein  Ge- 
setz darüber  existirt,  von  dem  an  sie  datfart  werden  köttnlea. 
Vielmehr  beruht  d^  ganze  lleehenismns  anf  einer  Rdhe  vm 
Reglements,  wie  sie  namentlich  von  den  einzelnen  Docksverwy- 
tangen  ausgegeben  wurde«,  auf  gerjchtiieher  Prax»  nnd  auf  dem 
Gewohnheitsrecht 

Die  ersten  Docks,  die  in  London  gegrOndet  worden,  waren 
die  Ost-  ond  Westindia-Docks  im  Jahre  1802.  Bfdd  nach  ihrer 
Erbauung,  die  die  Sicherstelfamg  der  Waareo  zum  Zweck  hatte, 
ging  man  auch  daran ,  einen  Mechanismus  ins  Leben  m  miem, 
durch  den  den  Deponenten  ein  Schein  zugestellt  wurde,  der  die 
deponirte  Waare  vertrat  und  indossabel  war. 

Eine  sehr  interessante  Abhandlung  aber  das  Entrepol-Syslem 
finden  wir  in  dem  »Report  of  the  Warehousingsystem  of  tbe  se- 
cretary  of  the  treasury  1849*,  dessen  wir  unten  in  dem  Abschnitt 
Ober  die  Docks  und  Entrepols  weitere  Erwähnung  thun  werden. 
Keinen  Eingang  fanden  die  Warrants  bis  in  die  neuere  Zetl  In 
Liverpool,  obgleich  dort  schon  seit  dem  Anrang  des  18.  Jahrfautt- 
derts  Docks  existiren,  die  eine  unerlässliche  Vorbedingong  nnd. 
An  ihre  Stelle  treten  dort  die  Garantiescheine,  die  von  den  Coor- 
liers  (Maklern)  ausgestellt  werden. 

In  Frankreich  datiren  die  ersten  gesetzlichen  Bestiai- 
mungen  aus  dem  Jahre  1848,  hervorgerufen  durch  die  allgemeine 
Kreditlosigkeit  bei  stockender  Aufhäufung  der  Waarenvorrftibe. 
Die  Initiative  hiezu  ergriff  das  Gouvernement  provisoire  mit  den 
bekannten  Namen  eines  Ledru-Roilio,  Marie,  Lamartine,  Garnier- 
Pagös,  das  am  21.  März  1848  ein  Dekret  erliess,  »qui  prescril 
r^taUissement  de  megasins  gön^aux,  oü  les  nögocianis  et  lea 
industriels  pourront  döposer  les  maliöres  premidres,  marchandises 
et  objects  fabriquös,  dont  ils  seront  propriötaires.*  Das  Dekret 
lautet: 
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Art  1.  II  sera  öiabli  i  Paris,  et  dans  les  aolres  fUIes,  oü 
le  besoin  s^en  fera  sentir,  des  magasins  ginöraox  oü  les  n^go- 
iämts  et  les  mdustriels  pourront  d6poser  les  matiires  premiöres, 
marchaodises,  et  objects  fabriqa^  dont  ils  seront  propriötaires. 

Art.  2.  Ces  magasins  pourront  dtre  ^tablis  durgenee,  par 
les  coromissaires  du  GouTemement,  sur  la  demande  des  cham- 
bres  de  coaimerce  oa  des  conseils  nMoicipauj:. 

Art.  3.  II  sera  AiWvri  aux  d^sants  des  ricifiss^s  revttos, 
1^  do  timbre  de  la  Räpubliqoe,  2^  du  timbre  des  magasins  oü 
les  marchandises  auront  616  döpos6es. 

Ces  röcöpissös,  extratts  de  registres  i^souohe  transKrant  la 
prQpri^ti  des  objets  d^pos^,  seroot  transHiissibles  par  Toie  d*en- 
dossement. 

Us  seront  passibles  d'un  droit  fixe,  qoi  ne  poarra  döpasser 
un  franc  dix  centines. 

Art  4.    Ces  magasins  seront  placös  sous  ia  sunreillance  de 

retat« 

Dieses  Dekret,  das  unter  dem  Druck  der  damals  über  ganz 
Frankreich  hinziehenden  coromerziellen  Krisis  erlassen  war,  hatte 
zunächst  den  Zweck,  das  Ei([enthom  an  den  in  den  öffentlichen 
Magazinen  deponirten  Waaren  zu  übertragen.  Es  sollte  nun  ein 
Mittel  geschaffen  werden,  die  von  der  Docksverwaltung  ausge- 
stellten Scheine,  welche  diese  Waaren  n^rttsentirten ,  für  den 
Verkehr  circulationsnihiger  zu  machen.  Dies  geschah  dadurch, 
dass  man  der  Bank  von  Frankreich  gewisse  Erleichterungen  in 
Betreff  der  Annahme  der  genannten  Papiere  gestattete.  Das  be- 
treffende Dekret  hierüber  lautet  in  seinem  einzigen  Artikel : 

»La  banque   de  France  et  ses  comptoirs  pourront  admettre 
4  Töscompte,  en  rempladement  de  la  troisi^me  signature,  les  röcö- 
piss^s  de  depöt  sur  marchandises   mentionn^  dans  le  döcret  du 
21  mars  pr^tö,* 
and  ist  vom  26.  März  1848  datirt. 

Wie  nun  oben  allein  die  Eigenthumsübertragung  der  Waare 
ins  Auge  gefasst  war,  so  sollte  auch  eine  Verpföifdung  derselben 
zur  Flttssigmachung  des  Kapitals  ermöglicht  sein,  und  Hand  in 
Hand  damit  ein  Executionsverfabren  festgestellt  werden,  das  dem 
Pfandgläubiger  möglichst   rasch  und   ohne  allzu  grosse  Formali- 
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tftten  zu  seinem  Rechte  verhelfen   könnte.    Das  Resultet   dieser 
Erwägungen  war  das  Dekret  vom  23/26.  Aug.  1848: 

»Art.  1.  Tottte  personne  qui,  en  vertu  des  d^crets  et  arr^le 
des  21  et  26  mars  derniers,  aura  prdt^  ou  pr^lera  sur  des  mar- 
chandises  deposöes  dans  les  magasins  publics,  sera  valablement 
saisie  du  privitöge  de  nantissement  par  le  transfert  du  röc^piss^ 
k  son  ordre,  et  par  la  mention.dudit  transfert  sur  le  registre  du 
magasin  avec  indioation  de  la  somme  pvMe. 

»Le  r^öpisse  sera  passible  d  un  droit  fixe  de  un  franc  pour 
tout  droit  d  enregistrement. 

»Art  2.  A  döfaut  de  paiement  k  r^chöance,  le  cessionnaire 
porteur  du  T6c6f\ss6  pourra  exercer  son  recours  contre  TempraQ- 
teur  et  les  endosseurs  ou  sur  la  marchandise  döposöe.  Dans 
ce  demier  cas,  le  pr^ident  du  tribunal  de  commerce,  sur  la  simple 
production  de  Tacte  de  protöt,  ordonnera  la  vente  de  la  marchan- 
dise aux  enchöres. 

»Toutefois,  les  comploirs  nationaux  d^escompte  et  sous-comp- 
toirs  de  garantie  pourront  exercer  leurs  droits  conformömeni  aux 
dispositions  de  Tart.  9  du  däcret  du  24  mars  1848,  relatives  aux' 
sous-comptoirs ;  ces  dispositions  s'appliquent  non  seulement  aox 
ndarchandises,  mais  encore  aux  tilres  et  autres  valeurs  donnös  en 
nantissement^ 

Der  Erfolg  entsprach  jedoch  nicht  den  von  diesen  Massnah- 
men erwarteten  Hoffnungen.  Man  kann  dabei  nicht  verkennen, 
dass  bei  allem  guten  Willen ,  Hilfe  zu  schaffen ,  der  französische 
Gouvernementalismus  sich  nicht  verläugnen  konnte.  Die  gesetzlichen 
Beschränkungen,  die  der  neuen  Einrichtung  auferlegt  wurden, 
machten  diese  selbst  illusorisch. 

Die  Autorisation  au  der  Errichtung  von  Magazinen,  die  von 
der  Regierung  eingeholt  werden  musste.,  gab  der  Willkühr  freien 
Spielraum.  Eine  Menge  Formalitäten,  wie  die  Sachverständigen- 
Einschätzung,  die  jedesmalige  Umschreibung  in  den  Magazinsre- 
gistern bei  jedem  neuen  Indossament  brachten  Zeitverluste  mit 
sich,  und  endlich  Hessen  die  Vorschriften  in  Betreff  der  Reali- 
sirung  der  Waare  bei  eintretender  Insolvenz  noch  manches  zu 
wünschen  übrig.  Diess  Alles  liess  die  sonst  so  nützliche  Insti- 
tution um  so  weniger  in   die  Sitten  der  Handelswelt  eindringen^ 
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als  sie  sich  gerade  in  Zeilen  der  Krisis  wirkungslos  erwies.  Der 
französischen  Regierung  konnten  diese  Misssiände  nicht  entgehen, 
daher  sie  namentlich  in  England  eingehende  Stadien  über  diesen 
Gegenstand  machen  Hess.  Die  Folge  hievon  war  ein  Gesetzes- 
entwurP,  der  dem  corps  legislatif  im  Jahre  1858  vorgelegt  wurde. 
Der  Bericht  hiezu  fasst  die  Resultate  der  bisherigen  Gesetzgebung 
sehr  ri<;h(ig  in  folgenden  Worten  zusammen: 

»L'expörience  a  prouvö  que  Fintroduction  chez  nous  de  ce 
crMii  de  la  marchandise  avait  öt^  trop  timide  en  1848  et  que 
Tinstitution  ainsi  restreinte  pouvait  bien  fournir  an  commerce  quel- 
ques miUions  qu'il  se  decide  i  lui  demander  dans  les  temps  de 
crise,  mais  qu'elle  ötait  bien  loin  de  cr^er  chez  nous  cet  accrois- 
sement  consid^rable  du  capital  commercial,  qu*en  obtiennent  si 
facilement  nos  voisins  (England).* 

Dasselbe  constatirt  ein  Circularschreiben  des  Handelsministers 
vom  April  1859. 

Der  Gesetzesentwurf  von  1858,  von  dem  oben  die  Rede  war, 
ist  begleitet  von  einem  expos^  des  motifs  vom  11.  April  dessel- 
ben Jahrs. 

Nach  einer  kurzen  Anpreisung  des  englischen  Systems  hebt 
es  den  Misserfolg  der  bisherigen  Gesetzgebung  hervor  und  sucht 
die  Frage  zu  lösen,  woher  es  komme,  dass  der  Handelsstand  der 
Einführung  der  Warrants  einen  gewissen  Widerstand  entgegen- 
setze. Von  der  nähern  Auseinandersetzung  dieser  Frage  wird 
weiter  unten  die  Rede  sein.  Das  expos6  gibt  sodann  eine  de- 
taillirte  Beschreibung  des  englischen  Systems,  kopnmt  nach  einer 
historischen  Uebersicbt  über  die  früheren  Gesetze  auf  einen  Ver- 
gleich zwischen  diesen  und  den  dem  corps  lögislatif  vorgeschla- 
genen Modificationen  derselben,  und  endigt  mit  dem  bemerkens- 
werthen  Satze: 

»Teiles  sont  les  dispositions  qui  sont  signal^es  comme  les 
principaux  obstacles  qui  s'oppossent  k  ce  que  les  Warrants  se 
naturalisent  parmi  nous,  i  ce  que  notre  commerce  les  adopte 
comme  une  Institution  cc^merciale  i  Tusage  de  tous  et  non  pas 
seulement  i  Tusage  des  n^gociants  embarrassös  et  k  ce  quelle 
devienne  la  base  serieuse  du  crMit  sur  marchandises.* 

Der  »Rapport  fait  au  nom  de  la  commission  du  corps  I^gis* 
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latif  par  H.  Ancel*  eniliillt  eine  sehr  eingehende  Erörterang  der 
emzelnen  Gesetzesartikel,  denen  er  im  Wesentlichen  betsUmint. 
Dennoch  glaubt  Ancel,  dass  der  Erfolg  des  Gesetzes  von  den 
Massregeln  abhttngen  werde,  die  die  Administrativbehörden  ergrei- 
fen werden,  da  sie  allein  dem  InstHat  die  nöthige  LebensfÜhigkeit 
ZQ  verleihen  im  Stande  seien.  Wenn  er  das  Gesetz  auch  als 
einen  bedeutenden  Fortschritt  begrOsst,  so  hofft  er  dennoch  auf 
spätere  Vervollkommnung. 

Das  Gesetz,  datirt  vom  28.  Mai  1858,  wurde  am  5.  Mal 
einstimmig  angenommen.  Es  hat  viele  Mftngd  beseitigt  und  dem 
französischen  Handel  eine  Que\le  von  Hilfsmitteln  eröffnet,  die 
heute  besonders  in  den  grösseren  Handelspifttzen ,  wie  Havre, 
HarseiUe,  Bordeaux,  Nantes  (weniger  in  Paris),  zur  Genüge  aus- 
l^ebeutet  wird. 

Die  AdministrativbebOrden  haben  sich  der  ihnen  in  -dem  Rap- 
port zugedachten  Aufgabe  in  zwei  Erlassen  entledigt,  der  eine 
als  »döcret  imperial  portant  riglement  d'administration  publique 
pour  r^xöcution  des  lois  de  28.  Mai  1858"  vom  12.  Mirz  1859, 
der  andere  als  »circulaire  de  M.  le  ministre  de  Tagriculture,  du 
commerce  et  des  travaux  puMies  pour  Tapplication  du  regime 
nouveau*  vom  12.  April  1859.  Wir  werden  ihrer  weiter  unten 
gedenken. 

Mehr  noch  als  Frankreich  befosste  sich  Belgien,  das 
Land,  das  in  commercieller  und  industrieller  Beziehung  so  rOhm* 
lieh  voranleuchtet,  mit  diesem  schwierigen  Problem.  Zuerst  wurde 
das  Institut  dort  eingeführt  durch  das  Gesetz  vom  26.  Mai  1848. 
Allein  auch  da  waren  grosse  Missgrifie  gemacht  worden,  die  zun 
Theil  darin  bestanden,  dass  das  Gesetz  die  Verpfädung  der 
Waare  auf  dem  Wege  der  Indossirung  der  Warrants  mit  nach- 
theiligen Formalitäten  umgab;  letztere  waren  geeignet,  dieser 
Operation  eine  gewisse  Oeßentlichkeit  zu  geben,  welche  der  Kauf- 
mann um  so  mehr  scheut,  als  das  Vorurtheil  herrschte  und  noch 
herrscht,  als  ob  die  Verpfändung  der  Waaren  auf  zerrüttete  Ver- 
mögensverhdltnisse  schliessen  lassen  köyite.  Die  Mängel  wurden 
von  der  Regierung  bald  erkannt;  denn  schon  im  Jahre  1850  legte 
sie  der  Kammer  einen  neuen  Gesetzesentwurf  vor,  Ober  den  man 
jedoch  nickt  einig  werden  konnte.    Am  17.  März  1855  übergab 
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nun  die  Antwerpener  Handelskammer  der  Regierong  einen  Eni- 
worf,  der  sich  bauptsftcblich  das  englische  System  lom  Vorbild 
genommen  hatte,  aber  in  Einem  Punkte  sehr  von  dem  letzteren 
abwich:  in  England  bleiben  der  Staat  und  seine  Beamten  diesem 
rein  commerciellen  Institut  fremd ,  während  nach  dem  genannten 
Entwurf  die  Emission  der  Warrants  durch  die  Zollbediensteten 
selbst  erfolgen  sollte.  Es  ist  einleuchtend,  dass  die  Regierung 
auf  ein  solches  Ansinnen  nichl  eingehen ,  sich  in  Operationen  so 
delicaler  Art  nicht  mischen  konnte.  Und  so  blieb  denn  das  Gesets 
vom  Jahre  1848  in  Kraft,  ohne  dass  die  Handelswelt  irgend  einen 
Gebrauch  davon  gemacht  hmte. 

Auch  von  Belgien  aus  wurden  nun  Beamte  nach  England 
£om  Studium  des*  dortigen  Systems  geschickt  Der  Gesetzesent- 
wurf von  1860  war  die  Folge.  Der  Bericht  an  die  Kammer  Ober 
letzteren  ist  von  Herrn  de  Boä  verfasst  Er  bestätigt  in  demsel- 
ben das  soeben  Gesagte  in  den  zwei  wörtlich  hier  auij|[efQhrten 
Sätzen:  «Les  divers  essais  tenl^  ponr  introduire  en  Belgique  le 
crödit  foncier  et  le  crödit  sur  marchandises,  ont  ichoni  ou  du 
moins  n'ont  pas  donn6  les  r^ultats  qu'on  en  attendait;  la  loi  de 
1848,  volöe  soos  Tempire  de  la  crise  commercielle,  industrielle 
et  financiire,  qui  sövissait  alors  en  Europe,  n*a  guöre  ölö  appli- 
quo;*  und  weiterhin:  »L*histoire  de  la  lögislation  des  Warrants 
en  Belgique  depuis  seize  ans  n*est  autre  chose,  que  Thistoire  des 
vains  eflbrts  faits  pour  introduire  cette  Institution  dans  nos  moeurs 
commerciales.« 

Herr  v.  Boä  theilt  seinen  Berioht  ein  in  die  Einleitung  und 
in  die  stor&che  Behandlung. 

pie  Einleitung  zerfallt  wieder  in  verschiedene  Abschnitte : 

den  historischen  Theil,  die  Grundzüge  des  Gegen- 
projekts von  Seiten  der  section  centrale,  worin  er  namentlich 
eine  Definition  der  Warrants  gibt,  den  Zweck  derselben  bespricht 
und  einige  rechtliche  Fragen  berührt,  so  die  Rechte  des  gutgläu- 
bigen Dritten,  in  dessen  Hände  der  Warrant  gelangt;  ferner  in 
den  Abschnitt  über  die  Dilferenzen  zwischen  dem  Projekt  der 
section  centrale  und  dem  Entwurf  der  Regierung.  Im  weitem 
Verlauf  behandelt  er  das  französische  und  englische  System  und 
kommt  endlich  auf  den  Einfluss ,   den  die  Einrichtung   auf  den 
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Handel  auäben  werde,  and  auf  die  Befirchtongen  wegen  Miss- 
braachs  za  sprechen. 

Der  zweite  Theil  lehnt  sich  an  den  Wortlaut  des  Gegem- 
Projekts  an. 

Ein  Bericht  an  den  Senat  ist  von  Herrn  Bischofsheim  ver- 
fassL  Er  beschränkt  steh  darauf,  [die  Bedenken  hervorzuheben, 
die  gegen  das  Gesetz  laut  werden,  und  schlagt  dem  Senat  die 
Annahme  desselben  hauptsächlich  vor,  um  den  Birer  zu  consta- 
tiren,  mit  dem  der  Senat  aUen  WOnschen  des  Handels  und  der 
Industrie  entgegen  komme. 

Das  Gesetz,  datirt  vom  18.  November  1862,  wurde  einstin- 
mig  angenommen  und  steht  heute  noch  in  Kraft.  Eine  Verfügung 
des  Finanzministeriums  vom  21.  Nov.  1862  folgte  ihm.  Einen 
Hauptwerth  hat  dasselbe  in  Antwerpen,  wo  neuerdings  grosse 
Docks  angelegt  wurden ,  wiewohl  auch  da  dem  Bindringen  grosse 
Schwierigkeiten  entgegenstehen. 

Das  System,  das  hiedurch  adoptirt  wurde,  ist  mit  einigen 
wenigen  Modificationen,  die  wir  weiter  unten  kennen  lernen  wer- 
den, das  englische. 

In  der  Schweiz  führte  Genf  zuerst  eine  den  Warrants 
ähnliche  Einrichtung  ein.  Das  Gesetz  ist  datirt  vom  5.  Jan.  1859 
und  ist  betitelt :  »loi  sur  ies  titres  n^ociables  garantis  par  des 
raarchandises,  nomm^s  Warrants.*  Es  weicht  ziemlidi  bedeutend 
von  den  Übrigen  gleichartigen  Gesetzen  ab.  Denn  hier  ist  die 
Waare,  auf  die  Geld  aufgenommen  werden  soll,  erst  beim  Dar- 
leiher selbst  oder  bei  einem  Dritten  deponirt.  Der  betreifende 
Artikel  lautet:  »ce  döpot  peut  s'opörer  soit  dans  un  entrepöt  pu- 
blic, seit  en  mahis  d*un  nögociant  ou  commissionnaire* ;  daher 
das  Ganze  vielmehr  den  Charakter  eines  Faustpfandes  an  sich 
trägt  und  mit  vielen  Unzuträglichkeiten  verbunden  ist.  Diess  be- 
stätigen besonders  die  Motive  zu  dem  Baseler  Gesetzesentwurf 
und  zu  dem  Entwurf  des  schweizerischen  Handelsrechtes,  der 
wörtlich  sagt:  Wichtiger  als  die  amtlichen  Angaben  (die  sehr 
ungünstig  lauten).,  ist  für  uns  die  Mittheilung  kompetenter  Prak- 
tiker, dass  der  Gebrauch  von  Warrants  in  Folge  von  zweifelhafter 
Sicherheit  solcher  Titel  sich  vermindert  habe  und  dass  auch  in 
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Genf  die  Einriebtang  von  konzessionirten  und  überwachten  Lager- 
häusern wünschenswerth  wäre. 

Der  Canton  St.  Gallen  machte  vier  Jahre  später  einen 
Versuch,  die  Warrants  zu  adoptiren.  Der  Gesetzesentwurf,  be- 
treffend :  »Verkauf  und  Verpfandung  von  Waaren  durch  übertrag- 
bare Titel**  wurde  vom  grossen  Rath  am  2.  und  3.  Juni  1863 
durchberathen  und  festgestellt;  er  fiel  aber  bei  der  Schlussab- 
stimmung mit  der  geringen  Majorität  von  6  Stimmen  durch.  Er 
enthält  eine  treffliche  Nachbildung  des  französischen  Systems  bnd 
wurde  vorzugsweise  in  Folge  eines  oft  so  schwer  zu  überwin- 
denden Vorurtheils  gegen  Neuerungen  verworfen. 

Der  Baseler  Gesetzesentwurf  endlich  datirt  vom  18.  Jan. 
1864  und  schliesst  sich  ganz  dem  von  St  Gallen  an.  Das  Ge- 
setz selber  vom  21.  März  1864  trat  vom  16.  Hai  1864  an  in 
Kraft,  nachdem  schon  vorher  die  öffentlichen  Magazine  gesetzlich 
eingeführt  waren. 

Einen  Versuch,  einheitliche  Bestimmungen  in  dieser  Materie 
in's  Leben  zu  rufen,  hat  der  Entwurf  des  schweizerischen  Han- 
delsrechts vom  Jahre  1864  gemacht,  der  jedoch  nicht  zur  An- 
nahme gelangte.  Er  behandelt  den  Gegenstand  im  siebenten 
Titel  »Von  den  Lagerscheinen  und  Pfandscheinen**,  und  wollte  nur 
allgemeine  Grundzüge  feststeilen,  so  namentlich  über  das  essenUale 
des  Inhalts  des  Warrant,  über  die  Erfordernisse  des  Indossaments, 
das  Executionsverfahren  im  Fall  der  Insolvenz,  über  den  Verlust 
des  Scheins  und  die  Haftpflicht.  Ein  vortreffliches  Material  ent- 
halten die  von  Professor  Munzinger  hiezu  verfassten  Motive. 

Das  spanische  Gesetz  vom  9.  Juli  1862  ist  abgedruckt 
in  Goldschmidt's  Jahrbüchern  für  Handelsrecht  Bd.  U.  S.  14.  Das- 
selbe lautet: 

Art.  1.  Die  auf  den  Namen  lautenden  Empfangsbescheini- 
gungen (Warrants),  welche  die  gesetzlich  constituirten  Gesell- 
schaften der  Haupt-Entrepöts-Niederlagen  für  die  zum  Entrepöt 
zugelassenen  Boden-  und  Industrie  -  Erzeugnisse  an  Ordre  aus- 
stellen, sind  umsetzbar;  sie  werden  mittelst  eines  am  Schlüsse 
der  gedachten  Papiere  anzubringenden  Indossaments  übertragen 
und  haben  rechtlich  die  den  Connossements  an  Ordre  bereits 
durch  die  Art.  802  und  807  des  Handelsgesetzbuches  beigelegte 
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Wirkangr.    Die  Pormei  des  Indossaments  richtet  sfch  ntdi  jden 
Vorschriften  des  Art.  467  des  gedachten  Gesetzbuchs. 

Art.  2.  Der  Inhaber  eines  auf  den  Namen  laatenden  Yom 
EntrepAt  oder  mittelst  eines  Indossaments  erhaltenen  Warrant» 
hat  ein  ausschliessliches  Eigenthumsrecht  auf  die  Waaren,  so  daas 
der  gedachte  Inhaber  keine  Verantwortlichkeit  in  Folge  der  gege» 
den  Deponenten  oder  gegen  die  früheren  Indossatare  gellend  ge- 
machten Schnidforderungen  oder  behaiqpteten  RecbtsansprOcbe 
tiberkommen  kann,  falls  die  AnsprOche  nicht  in  den  ersten  zehn, 
auf  die  Hingabe  des  Depositums  folgenden  Tagen  erhoben  wenlen. 

Mit  Ausnahme  dieses  Falls  darf  die  Beschlagnahme  eines 
Warrants  oder  der  Waaren,  auf  wefehe  derselbe  lautet,  nnr  in 
den  Fftllen  des  Verlusts  oder  Diebstahls  des  hier  in  Rede  stehen- 
den Eigenihuros  erfolgen,  wie  solches  für  Wechsel  und  Anwei« 
sungen  bereits  durch  Art.  497  und  558  des  Handelsgesetzbuchs 
bestimmt  ist. 

Art.  3.  Wenn  ein  Warrant  als  Pfand  für  eine  Forderung 
hingegeben  und  der  Verfalltag  der  Tereinbarten  Zahlung  einge- 
treten ist,  so  hat  der  Gläubiger  das  Recht,  bis  auf  die  Höhe  des 
ihm  schuldigen  Betrags  den  Verkauf  der  in  dem  Warrant  aufge- 
führten Waaren  zu  verlangen.  Dieser  Verkauf  findet  im  Entrep6t 
ohne  ricbteriiche  Mitwirkung  statt,  und  die  durdi  den  Warrant 
gesicherte  Forderung  wird  nach  Abzug  der  Transport-,  Lagerongs-, 
Besichtigungs-  und  sonstiger  Kosten  mit  einem  Vorzugsrecht  vor 
allen  andern  gedeckt  und  bezahlt.  VerkAufe  der  Art  werden  im 
öffentlichen  Heistgebote  nach  vorgingiger  Bekanntmachung  und 
unter  Zuziehung  eines  von  der  Regierung  bestellten  Maklers 
bewirkt 

Art.  4.  Die  Gesellschaften  der  Haupt-Entrepöt-Niederlagen 
haften  in  ihrer  Eigenschaft  als  besoldete  Deposittlre  für  die  Iden- 
titftt  und  für  die  Aufbewahrung  der  Waare. 

Art.  5.  Die  Regierung  hat  alle  ftlr  die  besondere  Verwal- 
tung der  Bntrepöts  erforderlichen  und  sonst  zur  Ausführung  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  nothwendigen  Sicherheits-  und  Versichts- 
massregeln  zu  treffen. 

Holland  besitzt  kein  eigentliches  ausgebildetes  Warrant- 
systero,  wie  wir   es   bisher  beschrieben.    Dagegen  bilden  auch 
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dort  den  Centralpankt  des  Verkehrs  die  dflfentUchen  Entrepdts. 
Alle  hier  eingebrachten  Güter  werden  genau  verzeichnet  und 
darOb'er  eine  schriftliche  Urkunde  abgegeben.  Dieses  von  den 
betreffenden  Beamten  unterseichnele  Papier  dienjt  nun  als  Cre- 
ditpapier,  d.  h.  kann  bei  der  Bank  oder  bei  Privaten  verpfin^ 
det  oder  (als  effet  an'  portenr)  indossirt  werden. 

POr  einzelne  Artikel  (besonders  Tbee,  Kafe,  Reis)  besteht 
in  Rotterdam  eine  besondere  Einrichtong,  das  Institut  der  Pack- 
hansmeister,  welches,  wenn  gleich  Privatuntemehfifön,  bei  genann- 
ten Artikeln  ganz  die  Stelle  der  EntrepAts  vertritt,  für  die  detail- 
Ifarte  Werthschfttzung  der  Waare  jedoch  eine  grössere  Sicherheit 
bietet. 

Die  Packbaosmei^erzetlel  sind  ebenfalls  Oeditpapiere  im 
oben  angedeuteten  Sinn. 

In  Beziehung  auf  die  rechtliche  Natur  dieser  Creditpapiere 
besteben  keine  anderen  Bestimmungen,  als  die  itn  code  de  com- 
merce du  royaume  de  pays  bas.  Sie  sind  in  folgenden  §§.  ent- 
halten: 

§.  221.  Les  effets  de  caissier  et  autres  effets  au  porteur 
doivent  contenir  la  däle  preise  de  lenr  Emission  primitive. 

§.  222.  Celui  qui  a  primitivement  i6mis  leflet  de  caissier 
Ott  un  autre  effet  au  porteur  payabie  par  un  tiers  dans  la  forme 
d*une  assignation  ou  d'on  mandat  est  garant  de  Tacquittement  en- 
vcvs  chaque  porteur  pendant  dfac  joors  aprös  la  dato,  celle-ci  non 
comprise. 

§.  223.  La  rteponsabilit^  de  celui  qui  a  primitivement  ömis 
reffet,  continne  n^anmoins  s'il  ne  prouve,  que  pendant  lo  d^lai 
indiqu^  en  Tarticle  pr^edent  il  a  fait  provision  pour  le  montant 
de  l'effet  chez  la  personne,  sur  qui  cet  effet  i  6i6  donnö  et  qu*il 
a  laiss^  depuis  cette  somme  chez  la  dite  personne. 

§•  224.  Celui  qui  a  /Primitivement  ^mis  Teffet  et  qui  par 
suite  des  dispositions  pröc^dentes  est  Iib^r6  de  toute  responsa- 
bilit6,  nen  est  pas  moins  Obligo  de  procurer  au  porteur,  aux  frais 
de  celui-ci,  les  pitees  nöcössaires,  afin  de  faire  valoir  ses  droits 
contre  celui,  sur  qui  Feffet  a  iii  donn6. 

§.  225.  Outre  le  signataire  primitif,  quiconque  a  donn^ 
reffet   susdit  en  paiement  reste   responsable  envers  celui,   qui 
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Ta   re9u   de   lui,    pendant   trois  jours,    non    compris   cdui     de 
r^mission. 

§.  227.  Le  porteur  d'une  promesse  au  porteur  est  leno, 
d*en  demander  le  paiement  daiis  le  d^i  de  trois  jours  sipres  et 
non  compris  celui,  oü  il  Ta  re^u  en  paieanent^  en  cas  de  non- 
paiement  il  doit  prösenter  la  promesse  dans  un  m^me  dölai  ä 
celui  qui  la  lui  a  donn^e  en  paiement,  pour  la  retirer,  le  toot 
sous  peine  de  perdre  son  recours  contre  celui-ci,  mais  sauf  son 
droit  contre  le  signataire  de  la  promesse.^ 

§.  229.  Toute  action  contre  ceux  qui  ont  ömis  des  eflTets 
de  Tesp^ce  mentionnte  dans  cette  section,  est  prescrHe  par  cUx 
ann^es  i  compter  du  jour  de  T^mission  primitive. 

Das  deutsche  Handelsgesetzbuch  behandelt  den  Gegenstand 
kurz  in  Art.  302:  »Ingleichen  können  Conilossemeote  der  See- 
schiffer und  Ladscheine  der  Frachtführer,  Auslieferungsscheine 
(Lagerscheine,  Warrants)  über  Waaren  und  andere  bewegliche 
Sachen,  welche  von  einer  zur  Aurbewahrung  solcher  Sachen 
staatlich  ermächtigten  Anstalt  ausgestellt  sind,  femer  Bödmerei- 
briefe und  Seeassekuranzpolicen  durch  Indossament  übertragbar 
werden,  wenn  sie  an  Ordre  lauten."* 

Eine  nähere  Motivirung  dieses  Artikels  enthalten  die  Proto- 
kolle der  Nürnberger  Conferenz  nicht.  Es  scheint,  sie  woUte  der 
Specialgesetzgebung  das  Weitere  überlassen. 

Was  hierin  in  den  einzelnen  deutschen  Handelsslädten  geschah, 
möge  hier  kurz  bemerkt  werden: 

Es  wurde  von  einigen  Schriftstellern,  so  namentlich  von 
Caumont  »le  commerce  du  monde*  die  Behauptung  ^aufgestellt, 
Hamburg  besitze  das  Institut  der  Warrants.  Auf  eine  Anfrage 
erwiedert  der  bekannte  nationalökonomische  Schriftsteller  Herz 
daselbst :  »Warrants  existiren  hier  nicht  Wenn  Ihnen  gesagt  ward, 
dass  man  sich  ihrer  in  Hamburg  bediene,  so  mag  diess  daher 
kommen,  dass  1857,  zur  Zeit  der  grossen  Creditkrisis ,  Waaren 
vom  Staate  beliehen  wurden.  Die  Speicher,  worin  solche  Waaren 
lagerten,  wurden  unter  Verschluss  der  Finanzbehörde  (damals 
Kämm^rei  genannt)  gestellt,  und  dagegen  Wechsel  auf  den  Staat 
Hamburg,  Kammermandate  genannt,  ausgegeben.* 
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Weiter  äussert  sich  Herz  über  die  Frage,  was  der  Binfbh- 
rang  der  Warrants  daselbst  entgegenstehe,  wie  folgt: 

»Der  Einrührung  der  Warrants  steht  in  Hamburg  das  man- 
gelnde Bedürfniss  aber  kein  gesetzliches  Hindemiss  entgegen.  Bei 
der  hier  herrschenden  Verkehrsfreiheit  ist  kein  EntrepAt  für  die 
Lagerung  der  Waare  erforderlich.  Dagegen  könnte  irgend  ein 
Privatmann  oder  eine  Gesellschaft  Magazine  zur  Lagerung  von 
Waaren  unter  seiner  oder  ihrer  Aufsieht  errichten,  über  die  dort 
befindlichen  Waaren  Lagerscheine  ausstellen,  deren  Uebertragung 
von  Hand  zu  Hand  gleich  den  englischen  Warrants  möglich  wäre. 

Die  Einführung  dieser  Einrichtung  ist  in  nächster  Zeit  nicht 
zu  erwarten«  Das  Verpfänden  der  Waaren  kommt  hier  nur  in 
äusserst  seltenen  Fällen  vor.  Als  im  Sommer  1866  beim  Aus- 
bruch des  Kriegs  Kapitalien  auf  dem  Darlehensmarkt  knapp  wur- 
den, bildeten  angesehene  hiesige  Kaufleute  eine  Darlehenskasse 
für  die  Belehnung  von  Waaren,  die  nach  wenigen  Monaten  liqui- 
dirte,  weil  die  gewünschten  Anlehen  (im  Ganzen  während  zweier 
Monate  440,000  Mark)  gering  waren  und  nach  hergestelltem 
Frieden  bald  gar  nicht  mehr  gewünscht  wurden.  Bleibt  Hamburg 
Freihafen,  so  wird  wohl  in  der  Folge,  wie  bisher,  nicht  daran 
gedacht  werden,  Warrants  als  ein  regelmässiges  Creditmittei  in 
Hamburg  einzuführen.* 

Aus  Allem  geht  hervor,  dass  Hamburg  die  unbedingte  freie 
Verfügung  über  seine  Waarenlager  so  hoch  anschlägt,  dass  es 
lieber  auf  die  Vortheile  der  Warrant-Einrichtung  verzichtet,  als 
sich  hierin  einschränken  zu  lassen,  umsomehr  als  mit  Ausnahme 
der  Fonds  die  Lombard-Geschähe  nur  eine  sehr  kleine  Rolle  in 
der  Kaufmannswelt  spielen. 

Was  nun  Danzig,  Triest  und  Stettin  betriiR,  so  erklä- 
ren die  resp.  Handelskammern  in  einer  Zuschrift,  dass  sie  die 
Einrichtung  der  Warrants  nicht  besitzen.  Eingehender  äussert  sich 
hierüber  das  Vorsteheramt  der  Kaufmannschaft  zu  Königsberg. 

Es  sagt:  »Eigentliche  Warrants  wie  in  England  existiren  bei 
uns  nicht,  sondern  nur  übertragbare  Niederlage-Scheine.  Gesetz- 
liche Bestimmungen,  welche  obengenanntem  Institute  bei  uns  ent- 
gegenständen,, sind  uns  nicht  bekannt.  Im  Uebrigen  dienen  uns 
die  Niederlagescheine  in  gewissem  Sinn  als  Ersatz.    Diess  uns 


Digitized  by 


Google 


588  IHe  Dock  Wammu 

immer  bequemer  zu  machen,  sind  wir  ernstlich  bettrebl  and  ist 
dieser  Punkt  inch  mif  den  Conferenzen  erörtert  worden ,  welche 
in  den  beiden  letstverflossenen  Jahren  von  Delegirten  verschie- 
dener norddeutscher  Seehandelspifitse  abgehalten  w<nxlen  simL 
So  bildet  namentlich  einen  Hauptbeschwerdepunkt ,  dass  Nieder- 
lagescheine von  der  betreffenden  Zollt>ehörde,  die  damit  beauftragt 
ist,  erst  dann  ausgestellt  werden,  wenn  eine  ganze  Position  von 
Waaren  zur  Lagerung  gekommen  sind.  Auf  eine  diessraHsige 
Reclamation  wurde  nun  zugestanden,  dass  an  jedem  Abend  Aber 
den  im  Laufe  des  Tages  zum  Packhoflager  gebrachten  Tbeil  der 
Ladung  Niederlagescheine  ausgefertigt  werden  soUen,  sofern  der 
Betbeiligtedie  erforderliohen  Specialdedarattonen  rechtzeitig  voriege. 
Immerhin  aber  ist  diese  Concession  gegenober  von  andern  Lin- 
dem, wie  namentlich  England,  nicht  genügend,  wo  Ober  die 
kleinsten  Parthien  von  Waaren  beliebig  Lagerscheine  ansgesteOl 
werden.« 

Das  preussische  Niederlage-Regulativ  enthält  nun  Ober  die 
genannten  Scheine  folgende  einschlagende  Bestimnmng: 

§.  20.  »Nach  geschehener  Niederiegung  wird  dem  Nieder- 
leger ein  hinstehtlich  der  Eintragung  in  das  Niederbigeregisler 
bescheinigtes  Exemphir  des  Auszugs  zugestellt,  das  als  Nieder- 
lageschein dient 

§.  9.b.  Die  Umpackung  der  Waaren  behub  deren  Softimng, 
Reinigung  etc.  kann  vom  Amte  unter  Zollaufsicht  bewilligt  w^- 
den.  Unter  derselben  Voraussetzung  kann  die  Umpackung  der 
Kolli  behufs  deren  Theilung  und  zwar  sowohl  znm  Zweck  dar 
Versendung  nach  andern  Orten  mit  Niederiagerecht  oder  in*s 
Ausland,  als  zum  Zweck  der  EingangsverzoUung  gestattet  werden. 

§.31.  Die  Steuerverwaltung  ist  befugt,  demjenigen,  welcher 
ihr  den  Niederlageschein  vorlegt,  als  zur  Disposition  Ober  die 
niedergelegten  Waaren  legitimirt  anzuerkennen,  und  nicht  ver- 
pflichtet, auf  eine  nfthere  PrOAmg  einzugehen,  ob  derselbe  recht- 
mässiger Besitzer  des  Niederiagescheins  sei. 

Sollte  jedoch  eüi  Schein  in  unrechte  Hftnde  gekommen  sein, 
und  diess  von  demjenigen,  der  daran  Interesse  hat,  dem  Haupt- 
steueramt angezeigt  werden,  so  wird  dasselbe  das  Ndlhige  deai- 
halb  im  Niederlageregister  bemerken,  und  so  lange  keine  Dispo- 
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sition  aber  die  Waaren  zulassen,  bis  über  den  rechtmässigen  Besitz 
des  Niederlagescheins  von  der  zostindigen  Behörde  entschieden  ist. 

§.  32.  Sollen  Waaren,  die  in  der  Niederlage  lagern,  auf 
das  Konto  eines  andern  Niederlegers  übergetragen  werden,  so  i^t 
dem  Hauptsteueramt  der  Niederlageschein  nebst  der  Cession  vor- 
zulegen. Auf  Grund  der  letzteren  findet,  wenn  nach  dem  Er- 
messen des  Hauptsteueramts  kein  Bedenken  obwaltet,  die  Um- 
schreibung im  Niederlageregister  and  die  Abschreibung  auf  dem 
Niederlageschein  resp.  die  Ausstellung  eines  andern  Niederlage- 
scheins statt. 

§.  33.  Sollte  ein  Niederlageschein  verloren  gehen,  so  muss 
der  Niederleger  solches  durch  Anschlag  an  der  Börse  und  zwei- 
malige Bekanntmachung  in  einer  Lokalzeitung  zur  Kenntniss 
sämmtlicher  Handlungshäuser  im  Ort  bringen,  dem  Hauptsteueramt 
unter  Mittbeiinng  dieser  Bekanntmachungen  den  Verlust  schrirtlich 
anzeigen,  dabei  an  Eidesstatt  erklären,  dass  er  von  dem  Nieder- 
lageschein einen  andern  Gebrauch  nicht  gemacht  habe,  und  darauf 
antragen,  dass  die  unter  der  auf  dem  Niederlageschein  verzeichnet 
gewesenen  Nummer  und  Signatur  im  Packhaus  lagernde  Waare 
nur  ihm  herausgegeben  und  jeder  andere  Inhaber  des  abhanden 
gekommenen  Niederlagescheins  als  unrechtmässiger  Besitzer  des- 
selben betrachtet  werde.  Nachdem  allen  vorstehend  angegebenen 
Erfordernissen  von  Seite  des  Niederlegers  genügt  worden,  wird 
im  Niederlageregister  das  Nöthige  bemerkt,  ein  Duplicat  des  Nie- 
derlagescheins ausgefertigt  und  in  demselben  die  erste  Ausferti- 
gung auch  für  ungültig  erklärt* 

Man  sieht  aus  dem  eben  angeführten  Text  des  preussischen 
Regulativs,  dass  die  Formalitäten,  mit  denen  diese  Einrichtung 
verknüpft  ist,  so  drückend  sind,  dass  sie  den  Werth  derselben 
für  die  Handelswelt  illusorisch  machen. 

Auf  Grund  des  oben  S.  586  erwähnten  §.  302  des  deutschen 
Handelsgesetzbuchs  hat  auch  die  Oesterreichische  Regie- 
rung ein  Gesetz  über  die  Ertheilung  von  Goncessionen  für  ößent- 
liche  L4igerhäuser  und  über  die  Creirung  von  W.arrants  erlassen. 
Das  fragliche  Gesetz,  abgedruckt  im  preussischen  Handelsarchiv 
vom  3.  August  1866,  ist  datirt  vom  10.  Juni  1866.  Das  Nähere 
hierüber  wird  in  dem  nächsten  Abschnitt  abgehandelt  werden. 
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IV.    Die  venobiedenen  Syiteme. 

Die  in  Abschnitt  III.  dargestellten  Umrisse  der  Gesetzgebung 
gestatten  uns  nunmehr,  die  verschiedenen  Systeme  der  Mobilisi- 
rung  des  grossh&ndlerischen  Waarenkapitals  für  Platzgeschfirte 
und  Crediloperationen  eingehender  zu  behandeln. 

A.  Das  esgliBobe  SysteiiL 

Die  Errichtung  von  Docks  in  Engipnd  $teht  ohne  vorherige 
Einholung  einer  Concession  Jedermann  Trei.  Mit  diesem  Recht 
steht  das  Ausstellen  von  Warrants  in  enger  Verbindung.  Sie 
dienen  zunttchst  als  Empfangsbescheinigung  Ar  deponirte  Waaren. 
Mit  den  Warrants  gleichzeitig  werden  sog.  Wightnotes  (Gewichts- 
scheine)  ausgegeben,  auf  denen  das  Gewicht  der  Waare  genau 
angegeben  ist,  —  jedoch  so,  dass  es  dem  Deponenten  Treisteht,  ent- 
weder beide  Scheine  zu  erheben  oder  nur  einen  davon.  Wählt 
er  das  letztere,  so  gibt  er  gehörig  indossirt  dem  Cessionar  das 
Recht,  frei  über  die  Waare  zu  verfügen,  dasselbe  Recht,  das  in 
Belgien  durch  die  gleichzeitige  Uebergabe  der  cödule  und  des 
Warrant,  in  Frankreich  des  r^c^piss^  und  Warrant  erworben  wird. 
(Boe,  rapport  fait  au  nom  de  la  section  centrale  k  la  chambre 
des  Representants.)  Werden  beide  Scheine  ausgestellt,^  so  fungirt 
der  Warrant  als  Pfandschein,  die  Wightnote  als  Eigenthumstitel, 
unter  Vorbehalt  der  Rechte  des  Pfandgiftubigers. 

In  diesem  letztern  Fall  ist  das  Verfahren  kurz  folgendes: 
Will  der  Deponent  der  Waare  Geld  auf  dieselbe  aufnehmen ,  so 
geht  er  zum  broker  (Makler,  courtier).  Der  Makler  hat  in  Eng- 
land eine  für  den  Handel  wichtige  Stellung;  er  ist  die  Hauptper- 
son, in  dem  sich  gewissermassen  die  ganze  Operation  concentrirt 
Er  schliesst  Verkäufe  ab  und  streckt  das  Geld  auf  deponirte 
Waaren  vor;  denn  er  ist  zu  gleicher  Zeit  Bankier,  lieber  den 
Betrag  der  darzuleihenden  Summe  einigt  sich  der  GeldbedürfUge 
mit  dem  Makler  aus  freien  Stücken  mit  Rücksicht  auf  die  Cours- 
fähigkeit, Dauerhaftigkeit,  die  möglicherweise  eintretenden  Preis- 
schwankungen der  Waaren  etc.,  doch  so,  dass  nie  mehr  als  bis 
zu  Drei-Viertheilen  des  Werthes  der  Waare  hingegeben  wird. 
Als  Sicherheit  erhält  nun  der  Makler  den  Warrant,  auf  dem  der 
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Verfalltag  bemerkt  ist.  Dem  Deponenten  bleibt  noch  die  Weight- 
note,  die  er  durch  Creditgewähmng  zu  verkaufen  suchen  wird. 
Findet  er  einen  Kttufer,  so  bezahlt  dieser  gegen  Einhändigung 
der  Gewichtsnote  gewöhnlich  10  ^/o  des  Kaufpreises,  der  auf  dem 
Schein  genannt  ist,  beziehungsweise  die  Differenz  zwischen  der 
auf  die  Waare  vorgestreckten  Summe  und  dem  wirklichen  Werth 
derselben,  an  den  Makler.  Für  den  Rest  erhält  er  einen  Termin, 
prompt  genannt,  der,  wie  schon  der  Name  es  andeutet,  unerstreck- 
lieh  ist  Von  da  an  geht  die  Weightnote  von  Hand  zu  Hand 
mittelst  Indossirung,  natürlich  immer  mit  der  Verpflichtung,  den 
auf  dem  Schein  genannten  Termin  einzuhalten.  Er  überträgt, 
wie  schon  oben  erwähnt,  den  Eigenthumstitel  unter  Vorbehalt 
aller  durch  den  Warrant  bedingten  Rechte.  Die  deponirte  Waare 
selbst  ist  zur  gegenseitigen  Sicherheit  gleichsam  mit  Besdilag  be- 
legt  mit  der  Wirkung,  dass  nur  das  vereinigte  Vorzeigen  des 
Warrant  und  der  Weightnote  im  Stande  ist,  den  Bann  zu  lösen. 

Rückt  nun  der  Zahlungstermin  heran,  so  muss  der  Besitzer 
der  Weightnote  den  Makler  aufsuchen,  um  den  Warrant  zurück- 
zuverlangen, resp.  den  Rest  des  Kaufpreises  zu  erlegen.  Geschieht 
diess  durch  Vorzeigen  des  Warrant  und  der  Weightnote,  so  er- 
wirbt er  das  Recht,  frei  über  die  Waare  zu  disponiren.  Unter- 
lässl  er  aber  am  Verfalltag  des  Gewichtscheins,  den  Warrant  zu 
reklamiren,  so  verliert  er  sammt  den  10  V  <les  Ankaufsgeldes, 
die  beim  Makler  deponirt  sind ,  das  Recht  auf  die  Waare ;  von 
da  an  erlischt  die  Giltigkeit  der  Weightnote,  und  der  Warrant 
allein  gibt  da&  Recht  auf  deren  Auslieferung.  (Rapport  gön^ral 
de  la  chambre  de  commerce  d*Anvers).  Man  sieht  hier,  welch 
grössere  Bedeutung  in  England  dem  Warrant  beigelegt  wird,  als 
diess  in  Frankreich  und  Belgien  der  Fall  ist. 

Wird  nun  am  Verfalltag  des  Warrants  dieser  nicht  eingelöst, 
so  wird  die  Waare  ohne  alle  gerichtliche  Formalität  und  auf  Ko- 
sten und  Gefahr  des  Schuldners  dem  Verkauf  ausgesetzt 

Die  eben  beschriebene  Art  der  Anwendung  des  Warrants 
in  England,  besonders  soweit  er  sich  auf  die  Verpfändung  der 
Waare  erstreckt,  ist  übrigens  die  seltenere.  Gewöhnlich  werden 
sie  bei  den  betreffenden  Bankiers  als  Deckung  für  den  Conto- 
corrent  hinterlegt.    Dadurch  stehen  dem  Kaufmann  neue  von  den 
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ebeogenannten  Scbeiaen  garantirte  Mittel  zu  weiteren  Specobtionen 
zu  Gebot,  und  er  kann  nun  etwaigen  weiteren  Yerbindlichkeiteii 
durch  einfache  Anweisungen  (cheques)  Genüge  leisten ,  welclie 
die  betreffendeh  Bankiers  unter  sich  (in  London  in  Ciearinghouse) 
compensiren.  So  werden  die  Warrants  in  England  zu  einem 
überaus  sichern  und  einfachen  Creditmittel. 

Wie  schon  oben  erwfthnt,  beruht  das  Warrantsystem  «af 
den  Gewohnheiten  der  Handelswelt  und  ist  es  insbesondere  jedemy 
der  Warrants  ausstellt,  überlassen,  seine  besondem  Normen  «uf- 
jEustellen. 

Um  sich  ein  Bild  hievon  machen  zu  können,  möge  hier  Ei- 
niges aus  den  regulations  der  East  and  West  India  dock  Company 
seinen  Platz  finden.     Dieselben  bestimmen: 

Warrants  werden  für  solche  Quantitftten  von  Waaren  aus- 
gegeben, wie  sie  ftir  die  Importeurs  überhaupt  für  gut  befunden 
wurden. 

Für  Waaren,  welche  in  Loose  vertheilt  sind,  um  verkäuflich 
gemacht  zu  werden,  werden  die  Warrants  ausgegeben,  sobald  die 
Operationen  der  Tbeiking  beendigt  sind. 

Die  ersten  Warrants  werden  ausgestellt  ftn  die  Ordre  des 
Importeurs  oder  deren  Anweisungen,  gegen  Bezahlung  der  ersten 
Kosten.  Solche  Zahlungen  müssen  alle  zu  der  Zeit  verfidlenen 
Kosten  enthalten,  in  welcher  der  Auftrag  gegeben  oder  der  War« 
rant  ausgestellt  wird,  ausser  der  Mlethe.  Kosten,  welche  spfttar 
zuwachsen,  naüssen  sammt  der  Miethe  von  den  Inhabern  der 
Warrants  bezahlt  sein,  ehe  die  Waaren  ausgeli^rt  werden. 

Gewichts-  oder  Masszettel  (Weight-  oder  Gauge-Notes).  wer* 
den  wie  die  Warrants  ausgegeben  gegen  Bezahlung  von  2  penee 
für  jedes  E.  Wenn  die  Cession  oder.  Wegnahme  nur  eines  TbeHs 
der  Waare  beabsichtigt  ist,  müssen  die  Warrants  bei  dem  Dock- 
Hause  in  London  gelheilt  werden. 

Wenn  die  Auslieferung  des  ganzen  Inhalts  angewiesen  ist, 
und  die  Waaren  sind  innerhalb  2  Tagen  nicht  entfernt,  so  muss 
ein  neuer  Warrant  ausgegeben  werden. 

Wenn  die  Inhaber  von  Warrants  einen  Theil  von  deren  In- 
halt zu  cediren  wünschen  ohne  förmliche  Uebergabe ,  Wieder« 
wigung  etc.,  so  werden  diese  gegen  neue  ausgewechselt  gegen 
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Hinterlegiiiig  der  gdidrig  iBdossirten  Origtnale.  Das  Indossament 
soHte  genaa  die  Art  der  Tbeilnng  der  Waare  und  die  Namen  der 
Parthie  angeben,  eq  deren  Gunsten  die  Warrants  ausgestellt  wer* 
den  sollen  ond  zwar  in  folgender  Form: 

•   »Please  ta  divido  the  within"; 
im  Fdle  der  Theilung: 

»deliver  to  Bearer  etc.  in  fatonr  of". 

Wenn  nach  der  Natir  des  Vertrags  zwischen  KioTer  ond 
VerkAofer  ein  Wiederwttgen  nothwendig  ist,  werden  nene  War- 
rants anf  Verlaagea  aosgestelft,  gegea  Niederlegong  der  alten, 
die  za  diesem  Zweck  gehörig  indossirt  werden  müssen,  mit  der 
Angabe  des  Gewichts  bei  de^  Landmg  md  bei  der  Wieder- 
wlignng. 

Wenn  V^imdenrngen,  wie  Wiedenrerpacknig  etc.,  vorkom- 
men, werden  die  Warrants  eingezogen  und  andere,  welche 
die  Güter  vollständig  repräsentiren ,  in  derselben  Weise  aus- 
gegeben. 

Wenn  Warrants  oder  Cheks  verloren  gegangen  oder  verlegt 
sind,  so  verlangt  die  Gesellschaft,  dass  diess  in  den  öfTentlichen 
BUttem  bekannt  gemacht  werde.  Ausser  dieser  Bekamümachung 
muss  die  Gesellschaft  auf  irgend  dne  Weise  schadlos  gehalten 
werden.  IKe  neuen  Dokumente  werden  nicht  ausgegeben  (ausser 
wem  das  Original  gefunden  würde),  ehe  7  Tage,  von  dem  Ta|fe 
an  gerechnet,  an  dem  der  Nadiweis  der  Bekanntmachung  gegeben 
ist,  verstrichen  sind.  Aaf  die  Naokricht  vom  Veriusl  werden  die 
deponirten  Güter  mit  Beschlag  belegt,  und  das  Original-Doknment 
kann  anf  Keines  Rechnung  omgeselzt  werden,  bis  es  vorher  dem 
Sekretariat  der  Docks -Yerwaltmig  prdsentirt  ist  Unregelmttssig- 
keilen  im  Indossament  gefährden  die  Sicherheit  des  Bigenlhümers 
von  Gütern  nnd  benehmen  den  Scheinen  ihre  unbedingte  Glaub- 
würdigkeit. Die  Aufmerksamkeit  der  Inhaber  ist  daher  besonders 
auf  diesen  Pmkt  zu  richten,  um  den  Hindernissen  zuvorzukommen, 
welche  sonst  auf  einen  raschen  Geschftftsgang  störend  wirken; 
diein  sie  müssen  nicht  versuchen  solche  Schwieriglwit  ohne  die 
zistAndige  Behörde  zu  heben. 

Diess  ist  im  Wesentlichen  das  englische  System,  von  dem 
»the  Economist«  im  Jahrgang  1858,  S.  1427  sagt : 

39* 
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»Die  Bequemlichkeit,  die  für  das  aasgedehnte  Londoner  Waareo- 
geschäft  im  Warrantsystem  liegt,  ist  so  gross,  dass,  wenn  irgreod 
Etwas  geschehen  würde,  was  ihm  ernsUieh  Eintrag  thite,   oder 
es  in  Misscredit  bringen  würde,  diess  für  den  Umsata  der  Waare 
ein  kaum  zu  ersetzender  Sehlag  wftre.    In  einem  Hafen,  in  dem 
auslandische  Waaren  nothwendig  in  den  verschiedenen  Waarea- 
hftusem,  die  sich  an  den  Ufern  der  Themse  hinziehen,  zerstreut 
liegen,  muss  das  Geschäft  Noth  leiden,  wenn  man  nicht  in  ein 
System  Vertrauen  setzen  kann,  durch  welches  die  Identitftt  der 
Waare  hergestellt  tind  die  Qualität  derselben   bekannt  ist,    mit 
Hülfe  dessen  die  Namen  der  Käufer  und  Verkkufer  jeder  Z^ 
ermittelt  werden  können  und  das  im  Falle  der  Noth  einen  in  dea 
Stand  setzt,  Gelder  auf  die  deponirten  Waaren  aufzunehmen,  obae 
dass  jedesmal  Vermessung,  Verwftgung,  Einsichtnahme  etc.  ge- 
boten erscheint.* 

B)  Das  firansOsisolie  System, 
a)  nach  den  Dekreten  vom  Jahre  1848. 

Wie  schon  oben  bemerkt,  konnten  in  Frankreich  Magasae 
errichtet  werden,  wie  das  Dekret  vom  4.  Mftrz  1848  sich  aus- 
drückt, »par  les  commissaires  du  Gouvernement  sur  la  demande 
des  chambres  de  commerce  ou  des  conseils  municipaux*.  Die  ia 
diesen  Magazinen  deponirten  Waaren  werden  durch  Scheine  (röo6« 
fi8s6)  repräsentirt,  die  mit  den  in  die  Magazinsregister  gemac^tett 
Einträgen  voUst&ndig  übereinstimmen,  und  enthalten  sollen:  das 
Datum  der  Niederlegong  der  Waare,  den  Namen  und  Wohnort 
des  Deponenten,  die  Gattung  und  Menge  der  Waare,  den  durch 
die  Schätzungs-Commission  festgestellten  Werth.  Sie  übertragen 
das  Eigenthum  d^  Waaren  und  circuliren  durch  Indossament 
Das  Dekret  spricht  nur  von  Ausgabe  Eines  Sch^es,  der  zu 
gleicher  Zeit  zum  Verkauf  und  zur  Verpftindung  der  Waare  dient, 
allerdings  init  der  bedeutenden  Modification,  dass,  wie  Art  5  des 
Erl.  V.  26.  Mttrz  1848  sagt,  die  deponirten  Waaren  auf  Verlangen 
der  Deponenten  in  verschiedene  Loose  getheilt  werden  können, 
für  deren  jedes  ein  besonderer  ricipissi  ausgestellt  werden  konnte» 
Jedoch  diess  war  nicht  die  einzige  Inconvenienz  des  alten  Systems. 
Auf  dem  röcöpissö  musste  der*  Werth  der  Waare  enthalten  sein, 
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festgestellt  nach  dem  Marktpreis  dorch  eine  Schätzungscommlssion, 
bestehend  nach  Art  4  des  obengenannten  Erlasses  aus  »des  ex- 
perts  choisis  par  la  chambre  de  commerce,  le  conseil  manicipal, 
00  la  chambre  consuUative  des  arts  et  manofactures  parmi  les 
n^ciants  et  assistö  d^un  courtier  de  commerce**.  Man  sieht,  wie 
viele  Mühe  sich  das  Dekret  gibt,  den  Schleier  von  einer  Operation 
IQ  Ittften,  welche  die  Kaufleute  des  bestehenden  Vomrthejls  wegen 
so  gerne  dem  Lichte  entziehen.  Wollte  nun,  wie  das  Dekret  es 
gestattet,  der  Schein  weiter  indossirt  werden,  so  war  damit  eine 
jedesmalige  Einschreibong  in  die  Magazinsregister  verbunden,  die 
bei  der  ersten  Uebertragung  gerechtfertigt,  bei  jedesmaliger  Wieder- 
holung aber  der  raschen  Circulation  im  höchsten  Grade  schädlich 
und  zeitraubend  war. 

Wurde  am  Verfalltag  das  röcöpissö,  die  dargeliehene  Summe, 
nicht  bezahlt,  so  hatte  der  Eigenthümer  desselben  den  Regress 
entweder  gegen  den  Schuldner  und  die  Indossanten  oder  gegen 
die  Waare  nach  seiner  Wahl.  Es  ist  einleuchtend,  dass  durch 
diese  Bestimmung  den  vorliegenden  Creditmitteln  der  reale  Charakter 
wesentlich  geschmälert  wurde  und  der  Zweck,  den  man  mit  der 
ganzen  Einrichtung  erreichen  wollte,  ein  verfehlter  war.  Aber 
nicht  genug,  bestimmt  das  Dekret  vom  26.  Mttrz,  Art  1 1 ;  »dans 
ce  dernier  cas  (nemlich,  wenn  der  Besitzer  des  r^cöpiss^  den 
Regress  gegen  die  deponirte  Waare  nimmt)  le  prösident  du  tri- 
bonal  de  commerce  sur  la  «mple  production  de  l'acte  de  protzt 
ordennera  la  vente  de  la  marchandise  aux  enchires".  Der  Ver- 
kauf der  Waare  ist  also  mit  gerichtlichen  Formalitäten  umgeben, 
die  der  leichten  Realisirbarkeit  und  den  Forderungen  einer  raschen 
Execution  wesentlich  Eintrag  thun. 

Die  natürliche  Folge  war,  dass  der  Handelsstand  von  den 
Wohlthaten,  die  diese  Einrichtung  im  Gefolge  haben  sollte,  keinen 
Gebrauch  machte,  und  so  konnte  das  expos^  des  motifs  zu  dem 
Gesetz  von  1858  mit  Recht  sagen:  »Avec  les  dispositions  d^fiantes, 
qui  rigissent  chez  nous  le  Systeme  des  Warrants,  i1  est  rest^  une 
des  operattons  d*extrdme  ressource  que  Temprunteur  redoute  pour 
son  credit,  que  le  prdteur  lui  m£me  n'aime  pas  pour  sa  sAret^". 

Das  neue  Gesetz  hat  begründeten  Anforderungen  mehr  Rech" 
nung  getragen  und  die  meijiten  Vl^ngel  beseitigt. 
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b)  nach  dem  Gesetse  toid  28.  Mai  1858. 

»Art  1.  Les  magasiiM  gönörtox  öiablb  en  rart«  in  döcral 
^  21.  Mars  1848  el  ceux  qoi  seront  crits  k  Faveiir  recevraot 
les  mittdrea  premiöreSy  let  mirchndiaes  et  les  objets  fabriqvts, 
qne  les  n^odanls  el  industriels  voodront  y  diposer.  Ces  inag«- 
siiis  sottl  ouferts,  les  chaHikres  de  commerce  oo  les  diambras 
oonsoUalhres  des  arts  el  manafaciares  entendaes  avec  rautoriratka 
du  Gottvememenl  el  placös  sovs  sa  snnreillance. 

Des  ricipissis  d6iiTr6s  anx  döposanis  öaonoent  leor  oom, 
professioii  el  domicile  ainsi  que  la  nalore  de  la  marchandise  d6- 
posöe  el  les  indicalioiis  propres  A  eo  ölabEr  ridentitö  ei  ä  tm 
döterminer  la  valeur." 

Der  erste  Abschnill  des  1.  Artikels  entbilt  die  Bedingmgen, 
unter  denen  ein  Hagasin  eröflhel  werden  darf,  fan  Gegensatz  sn 
den  englischen  BestimmongeB  hierttber  ist  die  Aotorisatioii  der 
Adninistrativbehiyrde  nothwendig.  Die  diTealliche  Heinong  In 
Franlcreicb,  die  noch  inuner  alles  Heil  von  Oben  erwartet,  bal 
diese  Bedingung  entschieden  Terlangt,  and  in  der  Thal  ist  sie  so^ 
wohl  im  Interesse  der  Deponenten  ab  der  etwaigen  Glftebiger, 
die  eine  weitaus  grossere  Garantie  fOar  eine  reelle  Geschäfts- 
behandlung  in  dem  besttodlgen  Obmrauflrichtsrecht  der  BebOrria» 
erUieken. 

Der  AbschniU  2  enlbiU  das  essentiale  der  Form  der  Scheine 
und  steUl  einen  Rahmen  fest,  mnerhalb  dessen  die  Interessenleii 
sich  frei  bewegen  können  ^  der  übrigens  für  die  Gfthigkell  d« 
Papiere  massgebend  ist  Alles,  was  das  Gesetz  also  teriangl,  ist 
eine  Bezeichnung  der  Waare,  die  ihre  Identitit  ausser  ZweiM 
setzt  Das  WesentUcbe  dabei  ist,  dass  die  Expertenefaischfttzung, 
die  das  Dekret  vom  21.  Mirz  1848  eingefahrl  hatte,  damit  abge- 
schafft ist,  die  ebensosehr  Verzögerungen  im  Gefolge  hatte,  als 
sie  Dritte  Unbetheiligte  in  den  Geschäftsgang  einweihte.  Mit  Recht 
bemerkt  das  »Exposd  des  motUs*  dazu:  »Handelt  es  sich  um  den 
Verkauf,  so  können  zwei  Fälle  eintreten:  entweder  die  Waare 
bal  einen  Marktpreis,  so  braucht  es  keine  Bhischitzung ;  oder  sie 
hat  keinen  Marktpreis  oder  ist  der  Verschlechterung  ausgesetzt, 
so  ist  die  Schätzung  am  Tage  der  Deponirung  nicht  massgebend 
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fitar  den  Werth  der  Waare  «m  Tage  des  Verkaufs.  Handelt  es 
sich  aber  um  die  Verpfändung ,  so  ist  dabei  zu  bemerken,  dass 
die  auf  die  Waare  geliehene .  Summe  immer  unter  dem  wahren 
Werth  <lerselben  bleiben  wird,  dass  also  der  annähernd  angegebene 
Werth  auf  Grund  der  Gattung,,  der  Qualität,  des  Gewichts  der 
Waare  genügt/ 

Was  die  Form  der  Papiere  speciell  anbelangt,  so  wurde  das 
von  der  Bank  von  Frankreich  in  Vorschlag  gebrachte  Formular 
allgemein  adoptirt. 

»Art.  2.  A  chaque  ricipissi  de  marchandises  est  annexö 
sous  la  danomination  de  Warrant,  un  bulletin  de  gage,  contenant 
les  mömes  mentions  que  le  r^^pissö." 

Durch  diesen  Artikel  ist  die  Einheit  des  Scheins,  wie  sie 
das  Dekret  von  1848  festgesetzt  hatte,  aufgehoben.  Während 
früher  der  T6c6piss6  zu  gleicher  Zeit  zum  Verkauf  und  zur  Ver- 
pGkndung  der  Waare  diente,  also  nothwendigerweise  die  eine 
Operation  die  andere  ausschloss,  werden  nun  zwei  Scheine  aus- 
gegeben, wovon  der  eine  (röc^piss^)  als  Verkaufsinstrument  zum 
Zweck  der  Eigenthums-Uebertragung  der  Waare  dient,  der  andere 
(Warrant)  als  Creditpapier  zum  Zweck  der  Verpfändung  derselben. 

»Art.  3.  Les  ricipisuis  et  les  Warrants  peuvent  ^tre  trans- 
fitis  par  voie  d*endossement,  ensemble  ou  s^par^ment. 

»Art.  4.  L  endossement  du  Warrant  söpar^  du  röcepissö  vaut 
naotissement  de  la  marchandise  au  profit  du  cessionnaire  du 
Warrant. 

»L  endossement  du  ricipmi  transmet  au  cessionnaire  le  droit 
de  disposer  de  la  marchandise  k  la  Charge  par  lui  lorsque  le 
Warrant  n'est  pas  transför^  avec  le  r^cöpissö,  de  payer  la  creance 
garantie  par  le  Warrant  ou  d'en  laisser  payer  le  montant  sur  le 
prix  de  la  vente  de  la  marchandise 

»Art  5.  L  endossement  du  räc^pissö  et  du  Warrant  doit  6tre 
dal^.  L'endossement  du  Warrant  s^pare  du  röc^piss^  doit  en 
autre  änoncer  le  montant  inlögral  en  capital  et  int^rdt  de  la 
creance  garantie,  la  date  de  son  ichi^nee  et  le  nom,  profession 
et  domicile  du  cröancier. 

•Le  Premier  cessionnaire  du  Warrant  doit  imm^diatement  faire 
(ranscrire  Tendossement  sur  les  registres  du  magasin,  avec  les 
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foonciatioDfl,  dont  il  est  accompaga^    D  est  foit  mention  de  cette 
transcription  sur  le  Warrant* 

Die  Operationen,  welche  hiemach  mit  den  in  den  öffent^ 
lieben  Magazinen  deponirten  Waaren  zulttssig  sind,  können  fol- 
gende sein: 

Will  der  Deponent  die  deponirte  Waare  YdrpfÜnden,  so  fiber- 
gibt er  dem  Gläubiger  den  indosairten  Warrant,  getrennt  Ton 
rMpissi.'  Dadurch  tritt  der  Forderongsberechtigte  in  alle  Rechte 
und  Privilegien  des  Pfandgläubigers  ein. 

Will  der  Deponent  seine  Waare  verkaufen,  so  überträgt  er 
das  Eigenthum  an  derselben,  vorausgesetzt,  dass  sie  noch  nidil 
verpfändet  ist,  durch  einfache  Indossirung  beider  Scheine  auf  den 
Käufer.  Ist  die  Waare  schon  verpfändet,  so  überträgt  er  den 
ricifissi  allein  auf  dieselbe  Weise  und  der  KäuGsr  wird  Eigen- 
thfimer,  aber  mit  der  Verpflichtung,  dem  Inhaber  des  Warrant  den 
Betrag  seiner  durch  das  Warrant-tndossament  garantirten  Forde» 
rang  herauszubezahlen. 

Ein  Kammermitglied  hatte  den  Antrag  gestellt,  anstatt  der 
Worte  in  Art.  4:  »le  droit  de  disposer*  zu  setzen:  «la  proprio 
de  la  marchandise*.  Allein  es  wurde  der  erstere  Ausdraok  bei- 
behalten, in  der  Erwägung,  dass  nicht  Mos  Eigenthums -  Ueber- 
tragung  Zweck  des  Indossaments  sein  kann,  sondern  Uebertraguag 
der  Rechte  jeglicher  Art,  dass  also  namentlich  auch  der  Warrant 
übertragen  werden  kann  unter  dem  Titel  des  Mandats.  Dass  das 
Indossament  hierüber  nichts  Näheres  enthalten  kann,  v^'steht  sich 
von  selbst;  es  müssen  eben  im  Falle  von  Differenzen  die  Bücker, 
(Korrespondenzen  etc.  vorgelegt  werden. 

Das  Datum,  welches  Art.  5  verlangt,  wufde  als  nothwendig 
erachtet  zur  Wahrung  der  Rechte  Dritter.  Was  nun  aber  ist  die 
Folge,  wenn  das  Datum  fehlt?  Wir  haben  hier  zu  unterscheiden 
zwischen  dem  T6cip\Bs6  und  dem  Warrant.  Durch  das  fehlende 
Datum  beim  Indossament  des  röcöpissö  wird  das  Recht,  Ober  die 
Waare  zu  verfügen,  in  keiner  Weise  alterirt,  aber  mit  dem  Unter- 
schied, dass,  wenn  die  vom  Gesetze  verlangten  Formalitäten  er- 
füllt sind,  die  Präsumtion  für  das  Eigenthumsrecht  des  Cessioiuirs 
spricht,  während  im  entgegengesetzten  Falle  nur  ein  Mandat  des 
Cessionars  präsumkt  wird. 
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Anden  Terfaält  es  sich  mit  dem  fehlenden  Datum  beim  In- 
dossament des  Warrant  Der  nicht  indossirte  Warrant  hat  (Keine 
Bedeotong.  Durch  das  erste  Indossament  wird  der  Akt  der  Yer- 
pfibidung  constalirt  Hiedurch  unterscheidet  sich  der  Warrant  von 
den  ihm  sonst  gleich  stehenden  Papieren,  wie  der  Wechsel  etc. 
Sind. bei  der  VerpfUndung  die  nöthigen  Formalitäten  nicht  erfüllt, 
80  kann  der  Cessionär  von  dem  t^rivüegium  keinen  Gebrauch 
machen,  das  das  Gesetz  ihm  sonst  einrftamt  Er  kann  im  Falle 
des  Ccmcurses  als  Gläubiger,  aber  nicht  als  priyilegirter  Gläubiger 
anftrelen. 

Durch  die  Bei^mmung,  Abschnitt  2  des  Art  5,  dass  der  erste 
Cessionär  des  Warrant  das  Indossament  sofort  in  die  Magazins- 
register eintragen  lassen  solle,  kam  die  Regierung  den  Wünschen 
des  Handelsstandes  entgegen,  der  eine  Abänderung  des  Dekrets 
Tom  Mai  1848  in  dieser  Hinsichl  verlangte;  denn  constatiren  wir 
vor  Allem,  dass  das  Verlangen  des  Dekrets,  die  Indossamente  des 
T6c6f\8s6  in  die  Magazinsregister  eintragen  zu  lassen,  nicht  nur 
den  Verhältnissen  nicht  entsprach,  sondern  sogar  zweckwidrig  war. 
Bei  dem  Indossament  des  Warrant  freilich  ist  die  Einschreibung 
geboten;  diess  schreibt  schon  Art  95  des  Code  de  commerce  vor, 
der  die  Einregistrirung  eines  Verpfändungs- Aktes  verlangt,  liegt 
aber  weiterhin  im  Interesse  der  Sicherheit  Was  aber  f&r  das 
erste  Indossament  giU,  gilt  damif  nicht  auch  für  die  folgenden. 
Denn  diese  sind  die  einfache  Uebertragung  des  einmal  begrün- 
deten Rechtsvortheils;  das  Papier  selbst  eircultrt  wie  jedes  andere 
ihm  gleichstriiende  Handelspapier  (Expose  des  motifs). 

»Art  6.  Le  porteur  du  T6cifiss6  separ^  du  Warrant  peut 
mdme.  avant  Töch^ance  payer  la  creance  garantie  par  le  Warrant 

»Si  le  porteur  du  Warrant  n'est  pas  connu,  ou  si,  Mant  connn 
il  n'est  pas  d*accord  avec  le  döbitemr  sur  les  conditions,  aux 
quelles  auvait  lieu  Tanticipation  de  paiement,  la  somme  due,  y 
compris  les  int^dts  jusqu*i  T^cb^ance  est  consign^e  &  l'admini- 
stration  du  magasin  gän^al,  qui  en  demeure  responsable  et  cette 
consignation  liböre  la  marchandise.* 

Der  vorstehende  Artikel  hat  hier  den  Fall  im  Auge,  wo 
der  Besitzer  der  Waare  irgend  welche  günstige  Conjunkturen, 
die  der  Markt  vorübergehend  darbietet,  benl^zen  und  desswegen 
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seine  Waare  von  detai  auf  ihr  ruhenden  Prande  frei  macbea  wilL 
Aach  hier  sind  zwei  Fälle  denkbar,  entweder  der  Inhaber  des 
Warrant,  d.  h.  der  Prandgläubiger,  ist  bekannt,  oder  er  ist  nicht 
bekannt.  Ist  er  bekannt,  so  macht  sich  die  Sache  sehr  einfach: 
der  Waarenbesitzer  bezahlt  Capital  and  Interessen  und  befreü  da- 
durch die  Waare.  Billigkeitsgrttnde  veranlassten  wohl  den  Gesets- 
geber,  den  Warrant-Inhaber,  der  sein  Capital  ohne  augenblieklicha 
Gelegenheit  zur  Wiederanlegung  zartlckbezahlt  erhüt,  einen  w#i* 
teren  lOtfigigen  Zins  zuzugestehen.  Ist  der  Warrant-Inhaber  nicht 
bekannt,  so  kann  der  Betrag  der  Forderung  sammt  Zinsen  bis 
zum  Verralltag  bei  der  Uagazinsverwaltung  hinterißt  werden. 
Der  Commissions-Bericht  sagt  hiezu ,  .man  hätte  es  ftlr  ungerecht 
gehalten,  wenn  der  Warrant-Inhaber,  dessen  Namen  man  aus  den 
Magazinsregistem  nicht  immer  erfahren  kann,  nur  einen  um  so- 
viel geschmälerten  Zinsbetrag  erhalten  sollte,  während  er  sein 
Capital  für  die  auf  dem  Warrant  bestimmte  Zeit  sicher  angelegt 
zu  haben  glaubt. 

Ausserdem  wird  wohl  der  durch  die  rasche  Befreiung  ge> 
hoffte  Yortheil  den  Mehrbetrag  der  Zinsen  bei  der  kurzen  Verfall^ 
zeit  jederzeit  übersteigen.  Der  Commissions-Berieht  glaubt  weiter, 
dass  die  Magazins  -  Verwaltung  bei  der  gewöhnlich  grossartigen 
Anlage  der  Docks  die  nötlnge  Sicherheit  zur  Deponirung  deft 
Geldes  gewähre,  da  ja  die  Veruntreoung  einer  in  der  Regel  nicht 
so  bedeutenden  Summe  nicht  im  Verhütniss  zu  ^em  daraus  er- 
wachsenden Nachtheile  stehe.  Yfet  den  Verlast  emer  solchen 
Summe  zu  tragen  habe,  darüber  enthält  das  Gesetz  nichts;  es  ist 
also  die  Entscheidung  in  jedem  einzehien  Falle  den  Gerichten 
überlassen. 

»Art.  7.  A  d^faut  de  paiement  k  Yichiame  le  porteur  du 
Warrant  sipBti  du  ricifissi  peut,  huit  jour  aprds  le  protdt  et 
Sans  aucune  formalitd  de  justice^  faire  proceder  k  la  vente  publique 
aux  enchöres  et  en  gros  de  la  marchandise  engag^  dans  les 
formes  et  par  les  ofBciers  publiqaes  indiqaes  ctoos  la  k>i  du 
28.  mai  1858. 

»Dans  le  cas,  oü  le  souscripleur  primitif  du  Warrant  Ta  rem- 
boursä,  il  peut  faire  procMer  k  la  vente  de  la  marchandise  comme 
il  est  dit  au  paragraphe  prteödenl,  oontre  le  porteur  de  tidfiasi 
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hdl  joorf  aprts  T^Manoe  el  sans  qa'il  soit  besoin  ifaiiciine  mise 
en  demßure. 

»ArU  8.  Le  cräancier  est  payö  de  sa  cröaoce  sur  le  prix 
directement  et  sana  rormalitö  de  justice,  par  privilöge  et  pröförance 
i  tous  cröanciers  aans  aotre  dödoction  que  ceile  1)  des  contri- 
butions  indirectes,  des  taxes  d*octroi  ei  des  droits  de  douane 
dos  par  la  marcbandise ;  2)  des  frais  de  Tente,  de  magasinage 
et  autres  frais  pour  1»  consemlioQ  de  la  chose. 

»Si  le  porteur  du  röoöpissö  ne  se  präsente  pas  lors  de  la 
irente  de  la  marchandise,  la  somme,  excödant  celle  qui  est  due 
aa  porteur  du  Warrant  est  cons^öe  ä  radminlstratioii  du  magasin 
göoöral,  comme  il  est  dit  k  rariicle  6.* 

Die  Bestiflummg  des  ersten  Absatzes  des  Art  7  ist  ein  Fort- 
schritt gegenüber  dem  Dekrete  rom  Jahre  1848.  Der.code  de 
commerce  setzt  fOr  den  Verkauf  einer  verpfändeten  Sache  einen 
Spruch  der  betreffenden  Gerichtsbehörde  voraus.  Das  Dekret  von 
1848  verwandelt  ihn  im  vorliegenden  Fall  in  ein  einfaches  Visa 
des  Gerichtspräsidenten.  Das  expos^  des  motifs  erkennt  nun  an, 
dass  die  Genehmigung  oder  Nicbtgenehmigung  des  Verkaufs  un- 
möglich in  das  Belieben  des  PräsideRten  gelegt  werden  könne, 
dass  dieses  Visa  vielmehr  nur  dazu  da  sei,  um  m  untersuchen, 
ob  Alles  in  Ordnung  zugegangen  $eL  Wenn  es  aber  eine  blose 
Formalität  ist,  so  ist  es  eine  kostspielige  und  zeitraid>^de ,  die 
im  Interesse  der  Sache  beseitigt  werden  mttsste* 

Die  Protesterhebung  ist  vorgeschrieben.  Sie  ist  nothwendig 
wegen  des  Regressrechtes  gegen  die  vorhergehenden  Indossanten. 
Der  Warrant-Inhaber  wird  aber  wegen  Untarlassnng  des  Protestes 
seines  Rechts  auf  die  Waare  wohl  nicht  verlustig  gehen.  Nipht 
nothwendig  ist  die  Protesterhebung,  wenn  der,  welcher  den  War- 
rant zuerst  unterschrieben,  diesen  durch  Bezahlung  der  Forderung 
einlöst  und  nun  seine  Rechte  an  den  geltend  macht,  an  den  der- 
r^c^piss^  nachher  durch  Indossirung  überghig.  Duvergi^r  nimmt 
diess  an;  denn  der  erste  Besitzer  des  r^cöpiss^  hat  jedenfalls  nur 
soviel  von  dem  Werlhe  der  Waare  erhalten,  als  nach  Abzug  der 
darauf  haftenden  Pfandschuld  übrig  blieb,  und  der  nachherige 
Besitzer  desselboi  hat  ja  nach  Art  4,  Abs.  2  die  Verpflichtung 
übernommen,  die  Pfaadforderung  zu  bezaUem    Bine,  Benachrtch-. 


Digitized  by 


Google 


602  IK«  1^^  WuTtnU 

Ugnng  des  Besiizers  der  verpßkideleii  Waare  fon  dem  VerfkUtJig 
des  Warrant  ist  schon  desswegen  nicht  nöthig,  weil  es  dem  In- 
haber des  röcöpissö,  der  ja  den  Verfalltag  kennt,  überiassen  wer- 
den muss/filr  die  Binhaltang  desselben  zn  sorgen. 

Art  8  setzt  den  gesetzlich  zalfissigen  Abzog  vom  Kaarpreis 
der  Waare  fest.  Die  Zollbehörde  hat  in  Prankreich  das  Recht, 
sämmtliche  Mobiüen  des  Zoilschnldners  bei  mangelnder  Zahlung 
zur  Deckung  der  scholdigen  Zollsumme  beizuziehen.  Dieses  Privi- 
legium ist  im  vorliegenden  Gesetz  auf  die  Waaren  beschränkt, 
von  denen  noch  kein  Zoll  bezahlt  wurde.  Es  ist  dadurch  eine 
der  Hauptbeschwerden  gehoben,  zu  denen  das  Gesetz  von  1848 
Veranlassung  gab. 

Die  Beifügung  des  Abs.  2  geschah  auf  Antrag  der  Commission 
des  Corps  legislatif  und  ist  anah>g  der  Bestimmung  des  Art.  6, 
Abs.  2. 

»Art  9.  Le  porteur  du  Warrant  n'a  de  recours  contre  Fem- 
prunteur  et  les  endosseurs  qu'apris  avoir  exerc^  ses  droits  sor 
la  marchandise  et  en  cas  d*insuiBsance. 

»Les  d^lais  fix^  par  les  Art.  165  et  snivants  du  Code  de 
commerce,  Texercice  du  recours  contre  les  endosseurs  ne  eonrent 
que  du  jours  oü  la  vente  de  la  marchandise  est  realiste. 

»Le  porteur  du  Warrant  perd  en  tout  cas  son  recours  contre 
les  endosseurs,  s'il  n*a  pas  fait  procMer  i  la  vente  dans  le  nois 
qui  suit  la  dato  du  protzt* 

Eine  Hauptbeschwerde,  die  gegen  das  frühere  System  ge- 
richtet wurde,  war  das  Recht  des  Glttubigers,  sich  am  VerfiiHtag 
des  Warrant  im  Falle  der  Nichtbezahlung  nach  seiner  Wahl  ent- 
weder an  den  Schuldner  oder  an  die  verpfändete  Waare  zu  halten. 
Die  Wirkung  hieven  ist  anleuchtend.  Der  Credit  des  Schuldners 
war  dadurch  doppelt  belastet  Denn  einmal  musste  er  am  Ver- 
falltage die  schuldige  Summe  baar  daliegen  haben  und  dann  war 
das  Capital,  das  in  der  Waare  steckte,  gebunden.  Dadurch  waren 
die  Vortheile  des  ganzen  Systems,  das -gerade  seine  Hau(itstttze 
in  dem  Wesen  des  Real-Credits  zu  suchen  hatte,  Dlusorisdi 
gemacht 

Der  Gesetzgeber  des  Jahres  1858  hat  diess  angesehen. 
Denn  das  expos4  des  mötift  erkennt  gerade  in  der  Bestimmung 
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des  vorliegenden  Artikels,  dass  der  Giftubiger  sich  nur  aus  der 
verpfändeten  Waare  bezahlt  machen  könne  and  erst  im  FaHe  der 
Unzulänglichkeit  des  Erlöses  einen  Regress  an  die  Person  des 
Schuldners,  resp.  der  Indossanten  habe,  eine  Hauptwohltbat  des 
gegenwärtigen  Gesetzes,  zumal  da  es  ihm  ja  Trei  steht,  nur  so* 
viel  auf  die  Waare  tu  leihen ,  als  sie  eben  werth  ist  und  alle 
lästige  Formalitäten  beim  Verkauf  derselben  beseitigt  sind.  Ausser- 
dem sagt  der  Commissionsbericht  ausdrücklich,  dass  der  Partie 
das  Recht  nicht  genommen  werden  -solle ,  sich  über  eine  andere 
Art  der  Bezahlung,  also  namentlich  darüber  zu  verständigen,  wie 
weit  die  Person  des  Schuldners  zugezogen  werden  solle. 

Eine  weitere  Bestimmung  im  Art.  9  behandelt  die  Verjährungs- 
frist Einerseits  liig  es  im  Interesse  des  Inhabers  des  Warrant, 
dass  ihm  nicht  eine  zu  kurze  Frist  gesetzt  werde,  durch  deren 
Ablauf  er,  wenn  in  dieser  Zeit  der  Verkauf  der  Waare  nicht  hätte 
bewerkstelligt  werden  können,  des  Rechts,  sich  im  Falle  der  Un- 
zulänglichkeit des  Erlöses  an  die  Indossanten  zu  halten,  verlustig 
würde.  Andererseits  durften  die  Indossanten  nicht  zu  lange  an 
ihre  Verpflichtimg ,  tlie  sie  durch  ihre  Indossirung  übernommen, 
gebunden  sein. 

Das  Gesetz  bestimmt  nun,  dass  die  im  Art  165  des  Code 
de  commerce  festgesetzte  Regressfrist  den  Indossanten  gegenüber 
erst  vom  Tage  des  Verkaufs  der  Waare  zu  laufen  beginne,  dass 
der  Verkauf  der  Waare  aber  im  Verlauf  eines  Monats  vom  Tag 
der  Protesterhebung  an  stattfinden  muss.  Diess  hat  auch  darin 
seine  Berechtigung,  dass  in  einer  kurzen  ihm  gegebenen  Frist 
der  Marktpreis  der  Waare  niedrig  stehen  könnte  und  er,  nur  um 
sein  Recht  g^en  die  Indossanten  nicht  zu  verlieren,  gezwungen 
wäre,  die  Waare  um  jeden  Preis  zu  verkaufen.  Auch  in  diesem 
Falle  erkennt  der  Commissionsbericht  das  Recht  der  Partieen  an, 
einen  längeren  Termin  für  den  Verkauf  der  Waare  zu  stipuliren. 

Untersuchen  wir  die  Wirkungen,  die  der  vorliegende  Artikel 
auf  die  dabei  in  Frage  kommenden  Personen  ausübt,  so  haben 
wir  dreierlei  zu  unterscheiden: 

Erstens:  die  Unterbissung  der  Protesterbebung  in  der  durch 
den  Code  de  commerce  festgesetzten  Frist  und  des  Verkauf«  der 
Waare  innerhalb  eines  Monats  vom  Tage  der  Protesterhebung  an 
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sidit  den  Veriost  des  Regressrechts  nur  gegen  die  Indossanten 
nach  sich.  Von  einer  Frist  dem  ersten  Schuldfter  gegenüber  ist 
im  Gesetze  nirgends  die  Rede. 

Zweitens :  das  eben  Gesagte  hat  nnr  Bezug  auf  die  Indos- 
santen, and  den,  der  die  SchaM  nrsprOnglich ,  nicht  aber  aach 
auf  den  letzten  Besitzer  des  r^^pissö,  der' ihn  durch  einfache 
Indosshrung  erworben  hat  Dieser  ist  durch  das  Nichteinhalten 
der  genannten  Fristen  in  keiner  Weise,  von  seiner  Verpflicbtang 
befreit.  Will  er  sich  derselben  entledigen,  so  ist  ihm  ja  durch 
Art  6  das  Recht  eingeräumt,  fiilis  der  Besitzer  des  Warrant  un- 
bekannt ist,  die  schuldige  Summe  sammt  Zinsen  bis  zum  VerMI- 
tage  bei  der  Magazins* Verwaltung  zu  deponiren. 

Drittens:  kann  der  letzte  Besitzer  des  r^cäpiss^  nicht  aadi 
im  Falle  der  Unzulinglichkeit  4es  ErUtoes  ftr  die  Waare  persön- 
lich in  Anspruch  genommen  werden ,  denn  er  hat  ja  nach  dem 
Wortlaut  des  Art  4  nur.  die  Verpflichtung  übernommen  »de  payer 
la  .creance  garantie  par  le  Warrant  ou  ^en  laisser  payer  le 
montant  sur  le  prix  de  la  vente  de  la  marcJMndiee*.  D^in 
nirgends  ist  im  Gesetz  davon  die  Rede,  dass  der  Wurrantbesitzer 
auch  einen  Regress  gegen  die  Person  des  Besitzers  des  r^c^ 
piss^  habe. 

Diese  Auslegung  giebt  Duvergier's  Sammhing. 

»Art  lOi  Les  porteurs  de  ricipissis  et  de  wairants  ont  sor 
les  indemnitös  d'assurance  dues,  en  cas  de  sinistres,  les  m6m» 
droits  et  privilöges  que  sur  la  marchandise  assur^e." 

Der  vorliegende  Artikel  sichert  den  Pfandgiiubiger  auch  in 
Unglücksfällen  durch  seine  Ansprüche  auf  die  Versicherungspolice 
ganz  analog  den  Bestimmungen,  die  dem  Hypolbekar* Gläubiger 
ein  Recht  auf  die  Versicherungsprfimie  der  verpfändeten  Immobilien 
zuerkennen.  Natürlich  ist  hiebe!  vorausgesetzt,  wie  es  auch  in 
den  Statuten  der  Docks- Verwaltung  gewöhnlich  enthalten  ist,  dass 
die  Versicherung  xler  in  den  Magazinen  gelagerten  Waaren  obli- 
gatorisch ist.  Eine  zwingende  Bestimmung  enthält  das  Gesetz 
jedoch  in  keiner  Weise. 

„Art.  11.  Les  Etablissements  publics  de  cr^t  penvent  rece- 
voir  les  Warrants  comme  effbts  de  commerce  avec  dispense  d*une 
des  signatures  exig^es  par  leurs  Statuts." 
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Das  VerbftltniflSy  in  dem  die  Warrants  zu  den  grossen  Credit- 
Instituten  stehen,  ist  eine  der  wichtigsten  Lebensfragen  des  ganzen 
Systems.  Denn  Zweck  desselben  ist  ja  gerade ,  möglichst  leicht 
auf  deponirte  Waaren  Geld  za  erhalten.  Wie  Icommt  nun  das 
Gesetz  dieser  Anforderung  nach?  Es  eriflsst  den  betreffenden 
Instituten  bei  Annahme  der  Warrants  eine  der  durch  ihre  Statuten 
geforderten  Unterschriften.  Hiemach  können  sie  die  comptoirs 
d'escompte  mit  einer  Unterschrift,  die  Bank  von  Frankreich  mit 
zweien  annehmen.  Die  Bestimmungen  des  »arr^t^  de  26.  mars*, 
dass  der  ricipissi  angehängt  sein  müsse,  sind  hiedurch  aufge- 
hoben  und  die  Warrants  auf  die  gleiche  Linie  mit  den  and^ 
Creditpapieren ,  also  namentlich  den  Wechseki  gestellt.  Und  in 
der  That,  wie  wftre  es  dem  kleinen  Industriellen  möglich,  von 
der  ganzen  Einrichtung  Gebrauch  zu  machen,  wenn  mehrere 
Unterschriften  verlangt  würden,  und  ist  denn,  so  ruft  das  exposä 
des  motifs  aus,  das  PrivUegimn,  das  der  Pfandglftubiger  in  Bezie- 
hung auf  die  verpfilBdete  Waare  geniesst,  nicht  eine  grössere 
Garantie  als  die  beste  Unterschrift  ? 

Wir  kommen  eingehender  auf  diese  Frage  bei  Besprechung 
des  betrefienden  Theils  des  belgischen  Gesetzes  zurück,  weil 
gerade  in  Belgien  ein  hefljger  Streit  Ober  die  Art  der  Zulassung 
der  Warrants  bei  den  Banken  entstanden  ist,  und  das  so  wohl- 
tbatige  Institut  an  der  Hartoäekigkeit  der  .Bankadministrationen  zu 
scheitern  droht. 

Wir  schildern  hier  noch  kurz  die  Art  und  Weise,  wie  nament- 
lich die  Bank  von  Frankreich  und  das  oonqptoir  natwnal  d'escompte 
bei  der  Discontirung  der  Warrants  verAhrt. 

Jedes  dieser  Institvie  hat  bei  den  deeks  einen  Delegirlen, 
der  seine  bureaux  daseftsi  hält.  Will  nun  Jemand  GeM  auf  seine 
deponirten  Waaren  aufnehmen,  so  setzt  er  sich  in  Verbindung  mit 
dem  Bankbeamten.  Dieser,  durch  die  grosse  Praxis  mit  den 
Waarenverhaltnissen  genau  bekannt,  bestimmt  den  augenblicklichen 
Marktpreis^  derselben  mter  Zugmndlegung  einer  jeden  Monat  zwi- 
schen der  Bank  und  der  Docks- Verwaltung  vereinbarten  Tabelle 
und  zugleich  die  Höhe  der  Summe ,  die  darauf  geliehen  werden 
kann;  denn,  me  schon  an  einem  andern  Orte  erwähnt  worden 
ist,  ffiese  wird  stets   10^30%  unter  dem  wahren  Werth  der 
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Waare  sich  halten,  woza  die  grossen  Preisflodoationen,  die  ni<^- 
iiche  Verschlechterang  der  Waare  die  Bank  vollständig  berephtigeo. 
Sind  der  Deponent  und  der  Bankbeamte  handelseinig  geworden, 
so  indossirt  jener  den  Warrant  liach  den  Vorschriften  des  (Seseizes, 
Ittsst  dieses  erste  Indossament  in  die  Magazinsregister  eintragen 
and  lasst  sich  den  Betrag  bei  der  Bank  ausbezahlen,  welthe  stets 
die  Abmachungen  ihres  Delegirten  ratificirt,  oder  hinterlegt  er  das 
Papier  zur  Eröffnung  eines  Contocorrent. 

Die  Verfallzeit  wird  in  der  Regel  auf  90  Tage  festgesetzt, 
nach  deren  Ablauf  durch  gegenseitige  Verständigung  jeder  Zeit 
elhe  Verlängerung  des  Termins  verabredet  werden  kann.  Für  die 
Bank  liegt  weder  hierin  eine  Gefahr,  noch  darin,  dass  der  Pfand- 
schuldiier  auf  den  bestinraiten  Tag  nidit  bezahlt,  da  sie  durch 
Zuwarten  ihres  Rechtes  in  keiner  Weise  verlustig  wird. 

»Art.  12.  Celui  qui  a  perdu  un  ricipissi  ou  un  Warrant, 
peut  demander  et  obtenir  par  ordonnance  du  juge  en  jusiifiant 
de  sa  propri^t^  et  en  donnant  caution  un  duplicat,  s^il  s'agit  da 
r^c^piss^,  le  paiement  de  la  cröance  garäntie,  s'il  s'agit  du  Warrant* 

Ms  Bedingungen,  von  deren  Erfttlhmg  beim  Verlast  eines 
der  Scheine  es  abhängt,  ob  ein  Duplicat  ausgestellt  wird,  resp. 
ob  der  Verlierende  von  seinem  Recht  Gebrauch  machen  darf,  die 
Zahlung  der  Schuldforderung  zu  verlangen,  sind  drei  genannt: 

.  1)  hat  sich  der  Deponent  an  den  Präsidenten  des  betreffenden 
Handelsgerichts  zur  Einholung  der  Ermächtigung  hiezu  zu  wenden ; 

2)  hat  er  sich  über  äein  Bigenthumsrecht  anf  das  Verlorene 
auszuweisen.  Diess  geschieht  nicht  allein,  wie  es  der  Gesetzes* 
Entwurf  wollte,  darch  Vorzeigung  der  Bücher,  (denn  manche 
Capitalisten  werden  keine  besitzen,)  sondern  durch  alle  mögliche 
Beweismittel,  die  der -Präsident  zu  prüfen  hat; 

3)  hat  er  eine  Caution  zu  stellen. 

Art.  13  und  folgende  handehi  von  den  dem  Fiscus  zukom- 
menden Gebühren  (enregistrement), 

Diess  sind  die  gesetzlich  in  Frankreich  geltenden  Bestim- 
mungen, denen  der  Kammerbericht  hinzuftigt: 

»c  est  avant  tout  an  r^glement  d'administration  publique  intel- 
ligent et  simple,  qni  fera  le  soccÄs  de  la  k)L* 

Von   den  schon  oben   erwähnten   Verordnungen,   die 
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Vervoibtftndigung.des  ganzen  Systems  erlassen  wurden,  ist  zuerst 
das  decret  imperial  vom  12.  mars  1859  zu  erwähnen.  Es  theilt 
sich  in  3  Theile :  der  erste,  von  dem  in  dem  hierauf  bezüglichen 
spfttem  Abschnitt  gesprochen  werden  wird,  behandelt  die  innere 
Einrichtung  der  docks;  der  zweite  die  Warrants;  der  dritte  end- 
lich die  ventes  publiques. 

Der  zweite  Theil,  der  hier  vorzugsweise  von  Interesse  ist, 
setzt  zuerst  die  Mäklergebühren  fest  und  enthalt  sodann  folgende 
weitere  Bestimmungen: 

Derjenige,  in  dessen  Hftnden  sich  der  röc^pissö  und  Warrant 
vereint  befinden,  kann  die  Theilung  der  Waare  in  soviel  Loose, 
als  es  ihm  beliebt,  verlangen,  denen  entsprechend  ihm  sodann 
eine  gleiche  Anzahl  r^cöpissös  und   Warrants  ausgestellt  werden. 

Jeder  Cessionar  des  einen  oder  andern  Scheins  kann  die 
Einschreibung  des  zu  seinen  Gunsten  gemachten  Indossaments  in 
die  Magazinsregister  verlangen. 

Die  Magazins- Verwaltung  ist  gehalten  auf  Verlangen  des  In- 
habers eines  der  beiden  Scheine  die  auf  der  Waare  haftenden 
Schulden  und  Unkosten  zu  liquidiren. 

Auf  das  Vorzeigen  des  protestirten  Warrant  hin  hat  die 
Magazins- Verwaltung  dem  mit  dem  Verkauf  beauftragten  Makler 
allen  Vorschub  zu  leisten. 

Die  Magazins- Verwaltung  liefert  die  auf  dem  Executionsweg 
gekaufte  Waare  nur  aus  gegen  Vorzeigung  des  Verkaufs-Protokolls 
und  gegen  Nachweis  der  bezahlten  Gebühren  und  privilegirten 
Unkosten  der  durch  den  Warrant  garantirten  Summe,  und  endlich 
eventuell  der  Deponirung  der  die  Schuldforderung  übersteigenden 
Summe  in  dem  in  Art  8  des  Gesetzes  vorgesehenen  Fall. 

Das  Circular  des  Handelsministers  vom  12.  April  1859  ist 
eine  Instruktion  zur  Handhabung  des  Gesetzes  durch  Präfekten 
und  enthftit  grossentheils  eine  Wiederholung  des  im  Gesetze  und 
im  kaiserlichen  Dekret  Gesagten. 

C)  Das  belgisolie  Systea, 
a)  nach  dem  Gesetse  vom  36.  Mai  1848. 

»Art.  1.  Des  titres  de  possession  (Warrants),  transmissibles 
par  Toie  d'endossement  pourront  £tre  d^livrös  pour  les  denröes 
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ou  nati^s  promidres,  deposöes  dang  les  entrepMs  Graacs  et 
pnblics,  conformönient  k  la  loi  du  4.  mars  1846. 

»Le  goavernemeni  poarra  admetire  dans  ies  magasins  spö- 
ciaux  depandant  de  ces  entrepAts  ou  dang  d*aalres  locaux  offraal 
Ies  garanUea  nöcöasaires  des  marchandises  indigönes  destinöes  k 
jouir  du  bänäfice  de  ia  disposition  qui  präcäde. 

»Art  2.  Ces  titres  sont  exiraits  d'an  registre  k  soodie  el 
timbrös  aa  droit  fixe  de  3  Francs. 

»Art.  3.  L*endossement  dötennine  le  droit  de  propriötö  o« 
le  droit  de  garantie  qu*il  conföre.  Le  reste  soumis  aux  conditions 
prescrites  par  Ies  articies  136—139  du  Code  de  conunerce. 

»Art  4.  Le  comptoir  d'escompte,  instituä  par  l'articie  5  de 
la  loi  du  20.  mars  1848,  pourra  affecter  le  tiers  de  son  capilal 
k  des  prdts  sur  üüres  de  possession  des  marchandises  indigenes 
ou  sur  d*autres  garanties  k  däsigner  par  le  gouvemement 

»Art.  5.  Le  gouvemement  däsignera  Ies  marchandises  aus 
quelles  sont  applicables  Ies  dispositions  des  articies  pröcMeats. 

•Art.  6.  Les  riglßs  relatives  k  Tentretien  des  marchandises 
et  k  la  responsabilitö  des  däpositaires,  ötablies  par  la  loi  du  4.  mart 
1846,  seront  observöes  k  Vigwtd  des  marchandises  indigines. 

»Ces  marchandises  seront  soumises  aux  mdmes  droits  d'entre^ 
p6ts  que  les  marchandises  ötrangöres. 

»Art  7.  Le  gouvemement  regiere  Tapplication  de  Itt  prä- 
sente loi.* 

Es  erübrigt,  hiezu  einige  wenige  Bemerkungen  zu  machen. 
Die  im  vorliegenden  Gesetz  enthaltenen  Missstände  sind  dieselbeoi 
wie  sie  schon  aus  Veranlassung  der  Besprechung  des  französi- 
schen Gesetzes  von  1848  erwfthnt  wurden. 

Durch  Art.  1  ist  die  Einheit  des  Titels  gesetzlich  festgestellt 
Diess  gab  zu  den  stärksten  Klagen  Anlass;  denn  war  die  depo- 
nirte  Waare  einmal  verpfändet,  so  konnte  insolange  keine  Eigea- 
thums-Uebertragung  stattfinden,  als  nicht  die  durch  den  warraiU 
garantirte  Schuldsumme  bezahlt  war,  da  ja  der  einzige  Schein, 
der  ausgestellt  wurde,  durch  die  Pfandbestelhmg  schon  in  andere 
Hände  übergegangen  war. 

Derselbe  Artikel  ermächtigt  nur* die  an  den  Regierungs- 
entrepöts  angestellten  Beamten  zur  Ausstellung  der  Scheine.     Ba 
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ist  einleochtend,  dass  für  Torwiegend  kaiifoiiiuiische  Operationen, 
die  mit  diesem  Akt  in  Verbindung  stehen,  die  Beamten  sich  nur 
wenig  eigneten,  dass  besonders  eine  Untersuchang  des  Eigenthums- 
rechts  bei  den  deponirten  Waaren  durch  dieselben,  wie  sie  durch 
Vorlegung  kaufmännischer  Beweismittel  stattfinden  musste,  Un- 
ZQtrdglichkeiten  im  Gefolge  hatte,  die  dem  Geschäftsgang  eine 
gewisse  Unsicherheit  verliehen.  Das  neue  Gesetz  hat,  wie  nach- 
her gezeigt  werden  wird,  diese  Bestimmung  abgeäildert 

Der  ausgestellte  Schein  war,  wie  Art.  1  und  3  sagt,  durch 
Indossament  übertragbar.  Das  Blankoindossament,  das  der  belgi- 
sche Handelsstand  so  gerne  in  dem  Gesetz  eingeführt  hätte,  weil 
es  der  Kaufmann  liebt,  seine  Operationen  der  Oeffentlichkeit  zu 
entziehen,  war  unmöglich  gemacht;  denn  der  Cessionar  des 
Warrant  könnte  ja  Hissbrauch  treiben  mit  einem  Scheine,  der 
ihm  zugestellt  war  zum  Zweck  der  Verpftndiiiig  der  Waare  und 
den  er  nun  einem  gutgläubigen  Dritten  unter  dem  Titel  des  Eigen- 
thums  überträgt.  Um  dem  vorzubeugen,  bestimmte  das  Gesetz, 
dass  die  betreffenden  Artikel  des  Code  de  coBMnerce  hier  mass- 
f0bend  sein  sollten.  Diese  verlangen,  dass  das  Indossament  das 
Datum  der  Indossirung,  den  Werth,  den  der  Warrant  repräsentirt, 
und  den  Namen  desjenigen,  zu  dessen  Gunsten  die  Indossirung 
geschah,  enthalte. 

Nach  dem  Dekret  vom  18.  Juni  1848  sollte  das  Indossament 
weiter  angeben,  ob  durch  dasselbe  Bigenthum  übertragen  oder 
ein  Pfand  bestellt  wird. 

Zur  Wahrung  des  Geschäftsgeheimnisses  und  im  Interesse 
des  raschen  Umsatzes  hat  das  neue  Gesetz  das  Blanko-Indossament 
zugelassen. 

Die  weiteren  Artikel  sind  untergeordneter  Natur. 

Um  den  Art  7  des  vorliegenden  Gesetzes  zur  Ausführung 
zu  bringen,  erschien  zur  Regelung  der  administrativen  Verhältnisse 
ein  königliches  Dekret  datirt  vom  15.  Juni  1848. 

Die  mehr  lokalen  reglementären  Bestimmungen  dieses  Dekrets 
hier  weiter  anzufahren,  wäre  nicht  iKweckentsprechend  und  würde 
zu  weit  führen.  Es  sei  hier  nur  erwähnt,  dass  der  Schein  in 
verschiedene  Loose  getheilt  werden  durfte  gegen  Rückgabe  des 
Originals,  und  dass  im  Falle  des  Verlusts  eines  Scheins  die  Waare 
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erst  nach  Ablauf  eines  Monats  vom  Tage  des  Anschlags  an  der 
Börse  oder  dem  Rathhaos  znrOckgezogen  werden  durfte.  Nach 
Ablauf  dieser  Frist  haben  solche,  die  Ansprüche  auf  die.depooirten 
Waaren  erheben,  keinen  Regress  mehr  an  den  Deponenten. 


b)  nach  dem  Gesetz  vom  18.  November  1862. 

»Art.  1,  §  !•  he  Warrant  est  un  titre  de  commerce  iHirri 
en  double,  par  un  tiers,  ä  la  personne  qui  prouve  avoir  la  libre 
disposilion  des  marchandises ,  objet  du  titre.  Le  double  port  le 
nom  de  cedule. 

»§  2.  Pour  les  marchandises  döposäes  dans  les  entrep6l8 
francs  et  publics  rögis  par  la  loi  du  4.  mars  1846,  les  Warrants 
et  les  c^dules  sont  d^livrte  par  les  personnes  au  nom  desquelles 
les  marchandises  ont  iii  transcrites  ä  cet  effet. 

,§  3.  En  tout  autre  cas,  les  Warrants  et  les  cMules  penveat 
6tre  d^livrös  par  le  d^positaire  des  marchandises.* 

Der  erste  Artikel  des  •  vorliegenden  Gesetzes  zeichnet  sich 
aus  durch  die  scharfe  Präcision,  mit  dem  er  das  Wesen  des 
Warrant  festsetzt. 

Er  weist  ihm  seine  Stelle  unter  den  ttbrigen  Handelspapiereo 
an,  und  constatirt  sodann  den  totalen  Umschwung,  den  das  neue 
System  gegenüber  dem  alten  gewonnen,  durch  die  Worte  »d^livrö 
en  double*.  Schon  bei  Gelegenheit  der  Besprechung  der  fran- 
zösischen Gesetzgebung  wurde  der  bedeutende  Fortschritt  erwfthnt, 
der  hierin  liegt;  denn  war  die  Waare  theilweise  verpftUidet,  so 
konnte  der  übrige  Theil  insolange  nicht  verkauft  werden,  als  nichl 
die  Verpßindung  in  irgend  einer  Weise  ihr  Ende  erreicht  hatte^ 
und  umgekehrt  konnte  bei  einem  Verkauf  auf  Credit  der  Kaufpreis 
der  Waare  erst  an  dem  stipulirten  Verfalltag  erhoben  werden,  da 
zum  Zweck  der  vorherigen  Verpfandung  kein  Schein  vorhanden 
war.  Die  durch  den  vorliegenden  Artikel  neugeschaffene  cödule 
ist  dem  französischen  räcäpissö  durchaus  gleichgestellt. 

Auf  die  Frage :  »durch  wen  werden  die  Warrants  ausgestellt?"^ 
antwortet  der  Artikel  kurz:  »par  un  tiers*. 

Dieser  Dritte  ist  in  der  Regel  der  Depositar  der  Waare,  also 
derjenige,   in   dessen   Magazine   die   Waare   niedergelegt  wird. 
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Ausgeschlossen  sind  ausdrücklich  die  von  der  Regierung  verwal- 
teten öffentlichen  Niederlagen. 

Alle  hier  lagernden  Waaren  müssen  tum  Zweck  der  Warrant- 
belastung  auf  den  Namen  Dritter,  so  namentlich  bei  den  durch 
Aktien  gegründeten  Docksentrep6ts  auf  den  Namen  der  betreffen- 
den Magazins- Verwaltung  eingeschrieben  werden. 

Es  ist  diess  gerade  die  umgekehrte  Bestimmung  des  früheren 
Gesetzes,  womach  die  Administration  der  entrep6ts  francs  et  pu- 
blics,  d.  h.  also  öffentliche  Beamte  allein  dazu  ermächtigt  waren. 
Die  durch  letztere  Anordnung  entstandenen  Inconvenienzen  wur- 
den bald  f&hlbar.  Eine  Behörde,  die  dem  Handel  und  seinen 
Gewohnheiten  ferne  steht,  konnte  sich  doch  unmöglich  mit  Erfolg 
damit  befassen,  beim  Eingang  der  Waare  das  freie  Dispositions- 
recht des  Deponenten  über  dieselbe  zu  untersuchen,  und  doch 
hängt  gerade  davon  das  Vertrauen  ab,  das  als  erste  Bedingung 
der  Benützung  der  Einrichtung  nothwendig  vorhanden  sein  muss ; 
sie  konnte  unmöglich  mit  der  gehörigen  Sorgfalt  die  Erhaltung 
der  Waare,  die  Sicherung  derselben  vor  Gefahren  sich  angelegen 
sein  lassen ,  die  Ja  doch  die  einzige  Garantie  für  die  Forderung, 
resp.  Realisirung  des  Pfands  boten. 

»Art.  2.  Le  droit  k  la  libre  disposition  s*6tablit  par  toutes 
preuves  commerciales." 

Der  Artikel  4  des  belgischen  Entwurfs  hatte  als  solchen  aus- 
drücklich die  Vorzeigung  des  Conossaments  oder  Frachtbriefs  mit 
dem  Bemerken,  dass  das  Frachtgeld  bezahlt  sei,  verlangt  Das 
Gesetz  selber  will  dem  einzelnen  Fall  in  keiner  Weise  vorgreifen, 
indem  man  überhaupt  die  angeführten  Beweismittel  für  zu  be- 
scliränkend  hielt. 

•  »Art.  3,  §  1.    Le  Warrant  porte  en  tdte  le  mot  Warrant;  la 
c6du\e  le  mot  c^dule. 

•§  2.  n  est  fait  mention  sur  la  c^dule  que  ce  titre  ne  donne 
droit,  entre  les  mains  du  tiers  porteur,  k  la  d^livrance  de  la  mar- 
chandise,  que  contre  la  repr^sentation  du  Warrant,  portant  ordre 
de  dölivrance,  sign^  par  le  premier  souscripteur  de  la  c^dule. 

»§  3.  Le  Warrant  et  la  c^dule  sont  dat^  et  sign^s  par  celui 
qui  les  ^met,  et  ils  indiquent  le  nom,  qualitö  et  domicile  de  celui 
&  qui  ils  sont  d^livr^. 
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,»§  4.  Hb  änoncent  l'espice  de  la  mtrckandiie,  sa  quantiM, 
son  poids,  la  natare  de  remballage,  les  marqaea  des  colis,  et 
8*il  y  a  Ken,  la  qaaniit^  et  le  poida  des  ^hantillons  qui  auroni 
6{6  levös. 

,§  5.  Ds  disignenX  la  magaain  oä  la  naarchandise  est  d^posöe, 
et  s'il  y  a  lieu,  par  qui  eile  est  assor^e  contre  les  risqaes  d*hi- 
oendie  ou  autres. 

»§  6.  US  d^terminent  la  date  a  partir  de  laqoelle  les  droits 
de  magasin  et  les  autres  charges  sont  dus.* 

Hat  ein  Dritter  die  cMule  erworben ,  so  gibt  sie  auf  Aus- 
lieferung der  Waare  nur  dann  ein  Recht,  wenn  auch  der  War- 
rant vorgezeigt  wird  und  zwar  versehen  mit  der  Unterschrift  des 
ersten  Verliäufers  der  cMule. 

Diese  Bestimmung  hat  den  Zweck ,  die  Rechte  desjenigen 
zu  sichern,  der  die  Waare  zuerst  verkauft  hat;  denn  hat  dieser 
als  Kaufpreis  durch  Indossirung  des  Warrant  ein  Pfandrecht  an 
der  Waare  sich  erworben,  so  kann  er  diesen  Warrant  möglicher- 
weise in  blanco  um  einen  geringeren  als  den  ursprOnglichen  Be- 
trag umsetzen.  Circulirt  nun  der  Warrant  und  kommt  schliesslicfa 
in  die  Hände  desjenigen,  der  sich  die  Waaren  ausliefern  lassen 
will,  so  glaubt  dieser  seiner  Verpflichtung  entbunden  zu  sein,  wenn 
er  die  niedrigere  auf  den  Warrant  geliehene  Summe  bezahlt ;  ist 
dagegen  die  Unterschrift  des  ersten  Verkäufers  erforderlich,  so 
wird  er  diese  nur  dann  beifflgen,  wenn  der  g^nze,  durch  den 
Warrant  garantirte,  Schuldbetrag  bezahlt  ist  Herr  v.  Boä  er- 
läutert diesen  Artikel  in  seinem  Bericht  an  die  Kammer  durch 
folgendes  Beispiel:  Nehmen  wir  an,  dass  der  Käufer  dem  ur- 
sprünglichen Verkäufer  der  Waare  8000  Fr.  schuldig  geworden 
sei  von  10,000  Fr.,  die  den  Werth  der  Waare  repräsentijren, 
und  dass  dieser  letztere  den  Warrant  um  6000  Fr.  in  blanco  ver- 
handelt habe.  Der  Inhaber  der  cödule,  der  die  8000  Fr.  schuldig 
geworden  ist,  kann  wie  jeder  andere  den  Warrant  erwerben,  in- 
dem er  die  6000  Fr.  bezahlt  Der  Besitz  dieser  beiden  Scheine 
gibt  ihm  aber  nur  dann  ein  Recht,  frei  ttber  die  Waare  zu  dis- 
poniren,  wenn  er  die  Unterschrift  des  ersten  Verkäufers  einholt 
und  dieser  wird  sie  nur  dann  geben,  wenn  die  restirenden  2000  Fr. 
bezahlt  sind. 
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Darch  die  ttbrigen  §§.  des  Art  B  soll  die  Uentilftt  der  Waa- 
reu  vollstSndig  hergestellt  werden. 

»Art.  4.  §.  1. .  Le  Warrant  accompagn^  de  la  cödale  repr6- 
sente,  entre  les  mains  de  celui  qoi  a  \eyi  ces  titres,  ou  k  l'ordre 
duqvd  ils  ont  6\i  d^livris ,  la  libre  disposition  de  la  mar- 
chandise. 

»§.  2.  Le  Warrant  accompagn^  de  la  cödole  repr^sente,  entre 
lea  mains  du  tiers  portear,  le  droit  k  h  libre  disposition  de  la 
Diarchandise,  si  le  Warrant  porte  Vordre  de  d^livrance  sign^  par 
le  Premier  soascripteur. 

n§.  3.  Le  Warrant  söpar^de  la  cMnle  reprdsente  la  posses- 
sion  des  marchandises  k  titre  de  gage. 

»§.  4.  La  cädale  söparöe  du  Warrant  reprösente  le  droit  de 
disposer  des  marchandises  grevöes  de  gage  par  le  Warrant 

»Art.  5.  §.  1.  Le  Warrant  et  la  c^dule  peuvenl  4tre  dölivr^s 
k  Vordre  d*un  tiers. 

.  »§.  2.  Ils  sont  transmissibles  par  endossements.  L'endosse- 
ment  peut  6tre  0f6r6  en  blanc.  II  conföre,  dans  ce  cas,  au  por- 
teur  les  droits  d'un  endossemenl  rögtilier. 

»Art  6.  §.  1.  Bn  eas  de  transmission  separ^  de  la  c^dule 
et  du  Warrant  mention  est  faite  sar  chacun  des  titres,  de  la 
crtence  garantie  par  le  Warrant  ei  de  son  ächtence. 

»§.  2.  Cette  mention  est  signie  sur  la  cMule  par  le  porteor 
du  Warrant,  et  sur  le  Warrant  par  le  porteur  de  la  dMe. 

,§.  3.  Si  Fäch^ance  est  i  an  joor  (Mi  l^al,  eile  est  pro- 
longto  jttsqu'au  lendemain.* 

»Art.  7.  Le  Warrant  s^perö  de  la  cMole  vaut  k  Fögard  des 
tiers  de  bonne  foi,  titre  de  gage  pour  tonte  la  valeur  de  la  mar- 
chandise  s*il  n'indicpie  pas  le  montant  de  la  somme  dont  il  ga- 
rantit  le  payement 

»Art.  8.  §.  1.  Le  d^biteur  et  le  tiers  porteur  de  la  cMule, 
Obligos  de  payer,  par  Texercice  du  priTilÄge  du  Warrant,  une 
somme  supörieurre  k  celle  qu'iis  doivent,  ont  un  recoure,  pour  la 
diffürence  dont  ils  sont  l^sös,  contre  cel«  qui  a  abos^  du  Warrant 

»§.  2.  Le  tiers  porteur  de  la  cMule  a  de  plus  an  recoara 
soHdaire  entre  les  endosseurs  ant^rieurs  de  ce  titre.* 

Der  Warrant  und  die  cddule  sind,  wie  auch  das  französische 
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GeseU^  bestimmt^  durch  Indos$aineiil  übertragbar.  Dieses  kam 
auch  Blankoindossament  sein,  dem  die  gleichen  Wirkungen,  wie 
einem  regelmässigen  Indossament  zukommen;  d.  h.  versehen  mit 
der  Unterschrift  desjenigen,  auf  dessen  Namen  sie  ausgestellt  sind, 
können  diese  Scheine  von  Hand  zu  Hand  gehen  und  dem  Cessio- 
nar  alle  durch  sie  bedingten  Rechte  übertragen. 

Pas  Indossament  der  c^dule  und  des  Warrant^  welch  letz- 
terer mit  der  Auslieferungsordre  versehen  sein  muss,  gibt  den 
Inhaber  das  Recht,  frei  über  die  Waare  zu  verfügen.  Es  bedealet 
also  Uebertragung  des  Eigenthums  auf  den  Inhaber  und  liefert 
namentlich  den  Beweis  der  geleisteten  Zahlung. 

Der  Warrant  gibt  in  den  Händen  des  Inhabers  einen  Pfand- 
rechtstilel  auf  die  Waare.  Er  erlangt  dadurch  das  Recht,  die  Be- 
zahlung der  Summe,  die  er  auf  die  Waare  vorgestreckt  hat,  m  ver- 
langen, sofern  die  Summe  nicht  den  Betrag  überschreitet,  der 
auf  dem  Warrant  genannt  ist. 

Indem  der  Schuldner  auf  dem  Warrant  seine  Schuld  nebst 
deren  Verfalltag  angibt,  begrenzt  er  damit  den  Betrag,  für  den 
er  überhaupt  umgesetzt  werden  kann ;  hi|t  er  diese  Vorsicht  nicht 
gebraucht,  so  ist  er  gendthigt,  dem  dritten  Besitzer  die  Samme 
zu  bezahlen,  die  dieser  auf  den  Schein  vorgestreckt  hat,  ebenso 
unter  Vorbehalt  des  Regressrechtes  gegen  den  Cessionar,  der  mit 
dem  Warrant  Missbrauch  getrieben  hat,  indem  er  ihn  f&r  eine 
höhere  Summe  umgesetzt  hatte,  als  wozu  er  das  Recht  hatte. 

Die  c^dule  getrennt  vom  Warrant  gibt  dem  Inhaber  das  Recht 
über  die  Waare  zu  verfügen,  unter  Vorbehalt  der  durch  den 
Warrant  erworbenen  Pfandrechte.  In  diesem  Fall  liegt  ein  Credil- 
kauf  vor.  Der  Käufer  ist  den  ganzen  Kaufpreis  oder  doch  emen 
Theil  davon  schuldig  geworden.  Will  er  an  der  auf  dem  Warrant 
genannten  Schnlforderung  abbezahlen,  so  wird  er  diess  auf  dem- 
selben bemerken  und  dadurch  eben  wieder  den  Betrag  bestimmen, 
für  welchen  derselbe  allein  umgesetzt  werden  darf,  bt  der  warrani 
aber  bereits  verkauft,  so  wird  der  Käufer  in  wohlverstandenem 
Interesse  solange  nichts  bezahlen,  als  bis  ihm  der  Warrant  vor- 
gezeigt wird.  In  demselben  Falle  befinden  sich  die  Käufer  eines 
Grundstücks  etc.,  die  vor  Bezahlung  des  Kaufpreises  sich  darüber 
Gewissheit  verschaffen  müssen,  ob  dassdbe  mit  Hypotheken  etc. 
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belastet  fet  Wenn  er  sodann  bei  Vorzeigung  des  Warrant  in 
Folge  des  Privilegiums,  das  derselbe  geniesst,  genöthigt  ist,  mehr 
ZQ  bezahlen,  als  er  schuldig  ist,  so  bat  er  eben  wieder  den  Re- 
gress  geg^n  den,  der  Missbrauch  mit  dem  Schein  getrieben  hat; 
weiterhin  sind  aber  alle  vorhergehenden  Indossanten  der  cödule 
solidarisch  dafür  haftbar.    (Art.  7  e.  8.) 

Aus  dem  Ganzen  geht  hervor,  dass  der  Cessionar  der  cödule, 
der  zugleich  den  mit  der  Auslieferungsordre  versehenen  Warrant 
in  HAnden  hat,  Eigenthümer  der  Waare  ist  und  in  Folge  dessen 
frei  über  die  Waare  verfügen  kann,  sofern  nicht  aus  dem  Inhalt 
der  Scheine  hervorgeht,  dass  der  Cedent  ihm  nicht  alle  Rechte 
auf  die  Waare  habe  übertragen  wollen.  Der  Inhaber  des  War- 
rant ist  nur  dann  gehalten,  denselben  auszuUeferh ,  wenn  seine 
durch  den  Warrant  garantirte  Schuldforderung  bezahlt  ist,  sofern 
nicht  der  Betrag  derselben  die  auf  dem  Scheine  genannte  Summe 
überschreitet. 

»Art  9.  La  transmission  des  Warrants  et  des  cödules  qui 
n*a  pas  616  portto  sur  les  livres,  röguliörement  tenus,  du  cödant 
Ott  du  cessionnaire ,  est  prösum^e,  en  cas  de  faillile,  avoir  eu 
lieu  post^rieurement  ä  F^poque  oü  eile  pouvait  dtre  valablement  faite. 

Art.  3  bestimmt;  dass  Warrant  und  cMule  mit  dem  Datum 
versehen  sein  sollen.  Die  Indossamente  der  genannten  Scheine 
sollen  nun  unter  demselben  Datum  in  die  regelmässig  geführten 
Bücher  des  Cedenten  sowohl  als  des  Cessionftrs  eingetragen  wer- 
den. Ist  diess  nicht  geschehen,  so  spricht  im  Falle  eines  Con- 
curses  die  Präsumtion  dafür,  dass  die  Indossirung  nach  Ausbruch 
desselben  geschehen  sei,  unbeschadet  des  Gegenbeweises.  Da- 
gegen genügt  die  Eintragung  des  Indossaments  in  eines  der  ge- 
nannten Bücher,  um  die  angeführte  Prflsumtion  umzustossen. 

»Art.  10.  §.  1.  Le  tiers  porteur  du  Warrant  est  tenu,  sous 
peine  de  tous  dommages  et  intfrdts,  de  remettre,  mdme  avant 
r^chöance  stipuMe,  au  premier  sonscripteur  ledit  titre  ddment  ac- 
quitt^  ou  endossö,  contre  la  somme  qui  lui  est  due. 

,§.  2.  Le  premier  sonscripteur  de  la  cMule  est  tenu,  mdme 
avant  Töch^ance  de  ce  titre,  de  remettre,  contre  le  payement 
du  solde  et  sous  peine  de  dommages  et  intörMs,  an  tiers  porteur 
de  la  cMule,  le  Warrant  ordre  de  ddlivrance  signi  de  lui. 
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»§.  3.  Les  cessionnaires  sacc^ssifs  du  Warrant  sifwi  de  la 
e^dale  sont  tenus  de  se  faire  connattre  au  premier  seascripteur^ 
par  lettre  chargöe,  au  plus  tard  dana  lea  vingtquatre  heurea  de 
la  transmiasioii,  sona  peine  de  tous  dommagea  et  intördts.  Gelte 
lettre  indique  la  teneur  de  rendossement. 

»Art.  11.  §.  1.  Si  lea  partiea  ne  soat  paa  d'aceord  aar  ies 
conditions  du  payement,  Temprunteur  et  le  tiers  porteur  de  la 
c^dule  sollt  autoris^s ,  apris  mise  en  demeure  de  la  parlie  ea 
cause,  k  däposer  la  somme  due  sur  le  Warrant  entre  lea  rnaina 
du  receveur  des  consignations  du  reaaort  ou  lea  titres  onl  M 
levte. 

»§.  2.  n  leur  est  däivr^  un  r^c^issi  de  cette  consignatioB. 
Ce  röc^piss^  tient  lieu  du  warraat  acquittö,  ou  re?Mu  du  Fordre 
de  dölivrance. 

»§.  3.  Le  tiers  porteur  du  Warrant  et  le  vendeur  ont  reapec- 
tivement  leur  recours  sur  la  somme  consign^e. 

»§.  4.  Si  le  porteur  du  Warrant  n'eat  pas  connn,  la  somme 
k  döposer  est  ögale  k  la  valeur  de  la  marchandiae ,  estiinfe  par 
experts  noromäs  par  le  tribunal  de  commerce.  Le  prMdent  du 
tribunal  de  commerce  peut  autoriser  l'ayant  droit  k  retirer  la 
somme  qui  lui  est  due  le  lendemain  de  Töch^ance  de  sa  creance.* 

Wie  oben  schon  erwähnt,  kann  der  Deponent  seine  Waare 
nur  gegen  Vorzeigung  des  Warrant  und  der  c^dule  surückaiehen. 
Den  Warrant  erhftlt  er  aber  nur,  wenn  er  den  Schuldbetrag  be- 
zahlt hat.  FOr  diese  Forderung  ist  ein  Verfalltag  festgesetzt 
Der  vorliegende  Artikel  gibt  nun  sowohl  dem  ursprüngüdmi 
Schuldner,  der  die  cödule  in  Hftnden  hat,  als  dem  jeweiligen  In- 
haber derselben  das  Recht,  selbst  vor  dem  Verfalltage  die  schul- 
dige Summe  zu  bezahlen. 

Dieselbe  Bestimmung  enthalt  daa  französische  Gesetz,  das 
jedoch,  wenn  der  Warrant-Inhaber  bekannt  ist,  einen  Abzug  der 
Zinsen  bis  zum  Tag  der  Zahlung  unter  weiterer  Hiqzurechnung 
von  10  Tagen  gestattet. 

Die  Bedingungen,  unter  welchen  der  Warrant  in  der  ange- 
führten Zeit  zurCIckgegeben  werden  muss,  sind  schon  oben  bei 
Besprechung  des  Artikel  3  erwähnt 

Weigert  skh  der  Inhaber  des  Warrant,  denselben  herauszu- 
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geben,  oder  sind  die  Parteien  Ober  die  Höbe  der  Forderung  nicbl 
einig,  so  können  der  Schuldner  sowohl  als  der  dritte  Besitzer 
der  cödale  die  Summe  da  niederlegen,  wo  die  Scheine  ausgestellt 
wurden.  Darüber  wird  ihnen  ein  Empfangsschein  ausgestellt, 
mittelst  dessen  sie  die  Auslieferung  der  Waare  verlangen  können. 

In  Folge  der  Zulassung  des  Blankoindossaments  kann  aber  der 
Betrag  der  Forderung  sowohl,  als  d^  Verfalltag  nicht  bekannt  sein. 
In  diesem  Falle  bestimmt  das  Gesetz,  dass  die  dabei  interesstrten 
Parthieen  das  Recht  haben,  durch  das  zuständige  Gericht  Sachver- 
ständige ernennen  zu  lassen,  die  den  Wertb  der  Waare  ein- 
schätzen. Die  zu  deponirende  Summe  wird  in  diesem  Falle  dem 
vollen  Werthe  der  Waare  gleichkommen. 

Um  in  dem  Falle,  dass  der  Inhaber  des  Warrant  unbekannt 
ist ,  die  Nachforschung  nach  demselben  zu  erleichtern ,  bestimmt 
der  §.  3  des  Art.  10,  dass  jeder  Cessionar  des  Warrant,  der 
getrennt  von  der  cödule  circulirt ,  innerhalb  der  ersten  24  Stun- 
•  den  sich  demjenigen,  der  den  Warrant  zuerst  unterschrieben  hat, 
durch  recommandirte  Briefe  zu  erkennen  zu  geben  habe  nebst  Angabe 
der  darauf  geliehenen  Summe  und  des  Verfalltags.  Durch  vor- 
liegende Bestimmung  soll  dem  Missbrauch,  der  möglicherweise 
durch  Zulassung  des  Blankoindossaments  getrieb^  werden  wird, 
vorgebeugt  werden. 

»Art.  12.  §.  1.  Le  tiers  porteur  de  la  cMule,  qui  n'en  a 
pas  payä  ou  consigni  le  solde  dans  le  delai  fix^,  perd,  par  le 
fait  mdme  de  Tächöance,  tont  droit  i  la  marchandise  et  ä  la  somme 
versöe  en  i-compte. 

»§.  2.  II  est  MMri  de  toutes  autres  obligations  envers  le 
vendeur,  k  moins  de  Convention  contraire. 

»§.  3.     Dans  le  cas  prävu  par  le  §.  1  le  vendeur  peut  s*adres- 
ser  au  präsident  du  tribunal  de  commerce,  qui,  Tacheteur  entendu 
ou.dAment  appd^,  autorise  seit  la  d^livrance  d*une  nouvelle  cödule, 
seit  le  retrait  de  la  marchandise,  si  le  Warrant,  dtmenf  acquitt  i 
ou  endoss^,  lui  est  repr^sent^  par  le  vendeur. 

»§.  4.  Celui-ci  ötablit,  j>ar  toutes  preuves  commerciales,  que 
le  terme  du  payement  de  solde  est  öchu.* 

Der  dritte  Besitzer  der  cödule  ist  gehalten,  die  Kaufsumme, 
die  zwischen  dem  ursprünglichen  Verkäufer  und  Käufer  stipulirt  ist, 
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am  Verfalltag  zq  bezahlen.  Thut  er  es  nicht,  so  verlierl  er  darck 
Ablauf  der  Frist  an  und  für  sich,  also  ohne  dass  ein  richterlicher 
Spruch  dazu  nöthig  wäre,  sowohl  seine  Rechte  auf  die  deponirte 
Waare,  als  auch  auf  eine  etwaige  Abschlagszahlung,  er  ist  mhesr 
auch  von  allen  Verpflichtungen  gegen  den  Inhaber  des  Warrant 
befreit  Diese  Bestimmung,  setzt  der  Kammerbericht  hinzu,  sdl 
der  Speculationswuth  Zügel  anlegen. 

»Art  13.  §.  1.  A  d^faut  de  payemenl  ou  de  consignation 
k  röch^ance  du  Warrant,  le  tiers  porteur  de  ce  titre  peut,  dans 
les  vingtquatre  heures  de  la  tnise  en  demeure  signifi^e  k  Tempran- 
teur,  et  en  s*adressant  par  requdte  au  prösident  du  tribunal  de 
commerce,  obtenir  Tautorisation  de  faire  vendre  les  marchandises 
engagöes,  seit  publiquement  seit  de  gr^  k  gr^,  au  Choix  du  prö- 
sident 

»§.  2.    Cette  autorisation  est  accord^e  non  obstant  toute  Con- 
vention intervenue  entre  ies  endosseurs  et  cessionnaires  successifs 
de  la  cödule,  seit  ant^rieurement,  seit  posterieurement  k  la  nego- ' 
ciation  du  Warrant 

»Art  14.  §.  1.  L'ordonnance  du  prösident  ou  du  juge  qui 
le  remplace  est  susceptible  d*opposition ,  endöans  les  trois  joors 
de  sa  signification  k  Temprunteur ;  si  non  Tordonnance  est  defini- 
tive et  en  demier  ressort 

»§.  2.  Le  jugement  rendu  sur  cette  Opposition  est  susceptible 
d*appel  endäans  les  huit  jours  de  la  signification  faite  k  la  partie 
succombante,  si  le  pr6t  exende  2000  francs. 

»§.  3.  L*ordonnance  ou  le  jugement  sont  de  plein  droit  exe- 
cutoires,  sans  caution,  nonobstant  Topposition  ou  Tappel. 

»Art.  15.  §.  1.  Les  däais  fix^s  par  les  deux  articies  prö- 
cMents  ne  sont  pas  susceptibles  d*Mre  augementös  k  raison  des 
distances. 

»§.  2.  Si  16  debiteur  n'est  pas  domicilii  ou  s*il  n'a  pas  fait 
äection  de  domicile  dans  la  commune  oi  les  marchandises  sont 
d^pos^es,  la  mise  en  demeure  et  la  signification  sont  valableroent 
faites  au  greffe  du  tribunal  de  commerce  du  ressort 

»Art  16.  §.  1.  L'exercice  des  droits  conf^r^s  au  crtancier 
gagiste,  par  les  art.  13,  14  et  15  n*est  suspendu  ni  par  la  fSail- 
lite,  ni  par  TAtat  du  sursis,  ni  par  d^cös  du  debiteur. 
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V 

»§.  2.  L*art.  2074  do  Code  civil  n'est  pas  applicable  aa 
Warrant,  s^par^  de  la  c^dale.* 

Der  Artikel,  der  hier  zonttchst  das  meiste  Interesse  bietet, 
ist  der  Art  13.  Er  legt  dem  Gläubiger  die  Pflicht  anf,  sich  an 
den  Richter  zu  wenden,  um  durch  seine  Vermittlung  die  Waare 
dem  Verkauf  aussetzen  zu  lassen.  Nur  der  beireffende  Richter 
hat  das  Recht,  die  Erlaubniss  hiezu  zu  ertheilen.  Diese  Bestim- 
mung soll  den  Schuldner  vor  Missbrauch  schützen.  Dem  Richter 
ist  hiebei  nicht  das  Recht  in  die  Hand  gegeben,  den  Verkauf  der 
Waare  überhaupt  zu  verhindern,  sondern  er  hat  nur  zu  untersu- 
chen, ob  alle  Bedingungen  erfüllt  sind,  um  executorisch  vorgehen 
zu  können.  Immerhin  ist  aber  der  WiUktthr  grosser  Spielraum 
gelassen,  wie  denn  auch  das  französische  Gesetz  Art.  8  alle  gericht- 
liche Formalitftten  verbannt  aus  dom  im  Bericht  ausgesprochenen 
Grunde,  um  Kosten  und  Verzögerungen  zu  vermeiden.  Die  acht- 
tägige Frist,  die  das  genannte  Gesetz  dem  Schuldner  zuerkennt, 
reicht  hin,  um  die  Magazinsverwaltung,  bei  der  die  Waaren  depo- 
nirt  sind,  in  Stand  zu  setzen,  die  etwa  nölhigen  Schritte  zur  Ver- 
meidung von  Unzuträglichkeiten  zu  thun. 

Der  Art.  13  des  belgischen  Gesetzes  lässt  die  richterliche 
Autorisation  zum  Verkauf  der  Waare  auch  dann  zu,  wenn  der 
Verfalltermin  des  Warrant  nicht  der  gleiche  ist,  wie  der  der  cö- 
dule.  Die  Sache  ist  einfach ;  wenn  der  Termin,  der  auf  der  c^- 
dule  genannt  ist,  vor  dem  des  Warrant  abläuft,  so  werden 
die  Rechte  des  Inhabers  der  cMnle,  für  den  die  Verpflich- 
tung zur  Bezahlung  der  durch  den  Warrant  garantirten  Schuld- 
forderung mit  Ablauf  des  Termins  vorliegt,  in  keiner  Weise 
verletzt.  ^ 

Anders  gestaltet  es  sich,  wenn  die  cödule  erst  nach  dem 
Warrant  verteilt.  Hier  soll  der  Inhaber  der  cödule  auch  dann  zur 
Bezahlung  der  betreffenden  Kaufsumme ,  resp.  zum  Verkauf  der 
Waare  gezwungen  werden  können,  wenn  der  in  der  c^dule  ge- 
nannte Termin  noch  nicht  abgelaufen  ist.  Das  Gesetz  stellt  hier 
die  Rechte  des  Warrantbesitzers,  also  des  Pfandgläubigers,  höher 
als  die  des  Käufers,  resp.  Schuldners,  und  zwingt  daher  den 
Käufer  der  cödule,  wenn  der  Verfalltermin  des  Warrant  auf  der- 
selben nicht  genannt  ist,    sich  zuerst  Ober  den  Verfalltag  des 
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Warrant  zu  vergewiasern ,  damit  so  ein  späterer  Termiii  Ab' 
die  cödule  wegen  der  nachtheiligen  Folgen  unmöglich  gemacht 
wird. 

•Art.  17.  Le  cröancier  est  payö  de  sa  creance  sor  le  prix, 
directement  et  sana  formalil^  de  justice,  par  pröförence  i  toos 
cröanciers,  sans  aulre  dMuction  qoe  les  sommes  dues  pour  le 
röcottvrement:  l""  des  droits  de  douane  et  accises  dus  par  I« 
marchandise;  2""  du  frdt,  conformöment  ä  Part  307  du  Code  de 
commerce,  des  frais  de  vente,  de  magaänage,  et  des  sominas 
avancfes  pour  la  consertation  de  la  marchandise.* 

Aehnlich  dem  Art.  8  des  französischen  Gesetzes  beschränkt 
der  vorliegende  Artikel  die  zaiftssigen  Abzüge  auf  ein  Mininmai. 
Sie  über  ein  bestimmtes,  durch  die  Natuf  der  Sache  gebotenes 
Mass  auszudehnen,  hiesse  das  Recht  des  Pfandglftubigers  illusorisch 
machen. 

»Art.  18.  La  somroe  exc^dant  celle  qui  est  due  au  porteur 
du  Warrant  est  remise  i  Temprunteur,  contre  r^pr^sentation  de 
la  c^ole  ou  justification  de  non-payeaieat  de  solde  k  r^cbtenoe 
de  celie-ci,  conformäment  i  Tart.  12;  si  non,  eile  est  döposie 
aux  mains  du  röce?enr  des  4$on^ignations  pour  ötre  affectie,  s'il 
y  a  lieu,  aa  remboursement  de  Tä-compte  versd  par  le  porlear 
de  la  cMule.' 

Der  Betrag,  der  nach  Realisirung  der  Waare  die  Schuld- 
forderung abersteigt,  wird  in  dem  Falle  der  durch  das  Geseta 
bestimmten  Behörde  übergeben,  wenn  der  Verfalltenain  der  cMule 
ein  späterer  ist,  als  der  des  Warrant,  der  ja  ia  diesem  FaU  dem 
Inhaber  der  o^dule  keineswegs  zur  Last  gelegt  werden  kann,  dass 
er  eine  Schuld  noch  nicht  bezahlt  hat,  die  zu  ^bezahlen  er  nocb 
gar  nicht  verpflichtet  war. 

»Art.  19,  §  1.  Le  tiers  porteur  du  Warrant  a  un  r^coura 
contre  Temprualeur  et  les  eadosseurs  signataires,  qui  soiit  teaoa 
soUdairement 

»§  2.  II  ne  peut  rtecercer  qu*aprös  avoir  fait  valoir  sea 
droits  sur  la  marchandise  ou  sur  rindemaü^  d'assurance,  et  en 
CM  d'insufBsaace. 

»§  3.  Les  d^iais  6x6»  par  les  articles  165  ^  suivants  d« 
Code  de  coomierce,  pour  F^xercice  de  l'action  coatre  les  eodoa- 
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seurs,  ne  courent  qae  de  jovr  oü  la  vente  de  la  marchandise 
est  realisto. 

»§  4.  Le  porteur  du  Warrant  perd,  en  tout  cas,  son  recours 
contre  les  endosseurs,  s*il  n'a  pas  fait  procöder  i  la  vente  dans 
les  trente  joora,  qni  inivent  la  date  de  la  mise  en  demeure.* 

Ueber  den  Regresa  ist  bei  Art.  6  des  französischen  Gesetzes 
gesprochen  worden.  Die  Verhältnisse  sind  hier  ganz  dieselben. 
Diess  trifft  auch  bei  den  Bestimmungen  zu ,  dass  der  Zahlungs- 
pflichtige den  Regress  verliert ,  wenn  er  nicht  binnen  30  Tagen 
nach  der  Zahkings-AufTordening  den  Verkauf  veranlasst  hat,  und 
dass  die  im  Gesetz  festgesetzten  Fristen  zur  Anbringung  der 
Klage  erst  von  dem  Tage  an  laufen,  an  welchem  der  Verkauf 
der  Waare  bewirkt  worden  ist. 

Der  Regress,  den  der  Warrant -Inhaber  gegen  den  Indos- 
santen Jiat,  ist  eine  starke  Garantie  fftr  denselben  und  kann  den 
Werth  dieser  Scheine  nur  steigern. 

»Art  20.  Les  porteurs  de  Warrants  et  de  cödules  ont  et 
perdent,  sur  \6s  indemnitös  d'assurance  dues,  les  mimes  droits 
et  Privileges  que  sur  la  marchandise  assur^.* 

Entsprechend  den  WQnschen  des  Handelsstandes  ist  auch 
hier  wie  im  französischen  Gesetze  von  einer  Verpflichtung«  die 
Waare,  ehe  sie  deponirt  wird,  zu  versichern,  Umgang  genom- 
men; der  vorliegende  Gesetzes- Artikel  spricht  sich  nur  ganz  all- 
gemein aus. 

Die  weiteren  Artikel  des  belgischen  Gesetzes,  die  in  »section  11"^ 
zusammengefasst  sind,  enthalten  verschiedene  Bestimmungen.  Das 
Wesentliche  daraus  ist  das  Verfahren  beim  Verlust  eines  der  Scheine. 
Die  Procedur  ist  folgende  : 

Geht  ein  Warrant  oder  cödule  verloren,  so  hört  das  betref- 
fende Besitzdocument  auf  gültig  zu  sein,  sobald  diejenige  Person, 
die  dasselbe  ausgestellt  hat,  davon  benachrichtigt  ist  In  diesem 
Fall  kann  der  Berechtigte  kraft  eines  Befehls  des  Handelsgerichts- 
Prftsidenten  nach  Ablauf  der  30  Tage,  vom  Tage  der  letzten  An- 
kündigung des  Verlusts  gerechnet,  ein  Duplicat  des  betreffenden 
Scheins  erhalten,  wenn  er  sein  Bigenthum  nachweist,  bis  zum 
Ablauf  von  8  Tagen  nach  Verfall  des  Depositums  Caution  stellt 
und  nachfolgende  Formalitäten  erfüllt: 
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1>  eine  Bekanntmachang  veröffentlichen  lisst,  die  den  Tag, 
die  Nummer  and  den  Gegenstand  des  Warrant  oder  der  c^ule, 
sowie  den  Namen  der  Person,  welche  dieselben  ausgestellt  hat, 
enthält, 

2)  eine  schriftliche  AufTorderung  an  denjenigen  richtet, 
der  das  Docnmcnt  aasgestellt  hat,  and  demselben  ein  Exemplar 
des  Anschlags  und  der  die  Ankündigung  enthaltenden  Zeitung 
beifttgt. 

Nach  der  oben  genannten  Frist  von  30  Tagen  gehen  die 
betheiligten  Dritten  jedes  Regresses  gegen  den  Aussteller  des 
Duplicats  yerlustig,  vorbebttitlich  der  Klage  gegen  denjenigen,  der 
unbe&igter  Weise  Ober  die  Waare,  resp.  die  consignirte  Summe 
verfügt. 

Eine  weitere  Frage,  die  von  grossem  Interesse  ist  und  bei 
Besprechung  des  französischen  Gesetzes  schon  kurz  berührt  wurde, 
ist  die  Escontirung  des  Warrant. 

Grundbedingung  des  ganzen  Warrant-Systems  ist,  dass  man 
mit  nicht  allzugrosser  Mühe  mittelst  des  Warrant  als  Repräsentant 
der  deponirten  Waare  Geld  geliehen  erhftit  Ist  dies  nicht,  oder 
nur  unter  sehr  lästigen  Bedingungen  möglich,  so  ist  das  ganze 
Gesetz  ein  todter  Buchstabe. 

Das  vorliegende  belgische  Gesetz  musste  diese  Erfahrung 
machen.  Denn  während  die  Bank  von  Frankreich  und  ihre  Filiale 
namentlich  in  Havre,  Marseille  für  Hunderte  von  Millionen  Francs 
jährlich  Warrants  escontirt,  verweigert  das  einzige  grosse  Credit- 
Institut  in  Belgien,  die  banque  nationale,  die  Annahme  derselben, 
trotzdem  dass  es  ihr  «tatutenmässiger  Beruf  ist,  Industrie  und 
Handel  zu  unterstützen.  Sie  stützt  sich  hiebei  auf  Art.  9  ihrer 
Statuten,  der  so  lautet :  ,»Ne  sont  escomptdes  que  les  effets  i  ordre 
timbrös  ayant  une  cause  reelle  ^chöant  au  plus  tard  dans  les  cent 
jours  et  garantis  par  trois  signatures  solvables.  Pourra  tenir  liea 
de  troisiöme  signature  un  gage  en  Warrant,  oo  en  marchandise 
süffisant  pour  r^pondre  de  la  totalitö  de  Ja  creance.' 

Einem  später  gefassten  Beschluss  gemäss  soll  das  Handels- 
papier, dem  an  Stelle  der  dritten  Unterschrift  ein  Warrant  ange«* 
hängt  sein  kaim,  einen  andern  Entstehungsgrand  haben,  als  der 
Warrant  selbst 
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Die  Gründe,  die  die  Btknk  für  ihre  Handlungsweise  anftlhrt, 
sind  folgende: 

Die  Bank  soll  stets  nur  solche  Werthe  besitzen ,  die  jeder 
Zeil  und  ohne  Kosten  umgesetzt  werden  können.  Die  Art.  13, 
14  und  19  des  Gesetzes  vom  18.  November  1862  hindern  sie 
aber  daran,  die  Warrants  rasch  realisiren  zu  können,  da  einmal 
richterliche  Intervention  nöthig  ist,  ferner  der  Ausspruch  des  Rich- 
ters eine  Appellation  zulässt,  und  endlich  der  Regress  gegen  die 
Schuldner  resp.  die  Indossanten  erst  genommen  werden  kann, 
nachdem  man  seine  Rechte  auf  die  Waare  geltend  gemacht  hat 
und  im  Falle  der  Unzulfinglichkeit  des  Erlöses. 

Die  richterliche  Intervention  bringt  Kosten  und  Zeitverlust 
mit  sich ;  ihre  Nachtheile  werden  noch  durch?  das  A'ppellationsrechl 
gesteigert;  denn  gibt  man  auch  zu,  dass  die  Appellation  meist 
ohne  Erfolg  sein  wevde,  und  dass  nicht  blos  Chikane  das  Motiv 
zu  deren  Einlegung  ist,  so  wird  es  doch  stets  im  Interesse  des 
Betheiligten  liegen,  dadurch  Zeit  zu  gewinnen.  Nimmt  man  an, 
dass  die  Fonds  der  Bank  dadurch  einen  immobilen  Charakter  an- 
nehmen, anstatt  ihrer  Bestimmung  gemäss  stets  circulationsßihig 
zu  sein,  dass  femer  in  Zeiten  von  Krisen  der  Werth  der  Waaren 
sinkt  und  dadurch  bedeutende  Verluste  herbeigefiihrt  werden  kön- 
nen, so  haben  wir  die  Haupteinwände  gegen  die  Escontirung  der 
Warrants  durch  die  banque  nationale,  die  darauf  besteht,  dass  sie 
kraft  ihrer  Statuten  den  Warrant  nur  annehmen  könne  an  Stelle 
der  dritten  Unterschrift  eines  selbstständigen  Handelspapiers,  nicht 
wie  Art  11  des  französischen  Gesetzes  es  bestimmt,  als  Handels- 
papier selbst. 

Untersuchen  wir,  wie  weit  die  Einwände  begründet  sind: 

Es  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  die  richteriiche  Intervention 
und  das  Appellationsrecht  Geld-  und  Zeitverlust  mit  sich  bringen 
und  dass  sie  besser  nach  dem  Vorbild  des  französischen  Gesetzes 
aus  dem  vorliegendan  Gesetze  wegblieben. 

Dagegen  würde  das  Verlangen,  vor  Geltendmachung  seiner 
Rechte  auf  die  Waaren  eine  persönliche  Klage  gegen  Schulden 
der  Indossanten  zu  haben,  das  ganze  System  umstossen  und  dem- 
selben den  realeir  Charakter  gänzlich  nehmen.  Wendet  man 
aber  ein,  dass  die  Bank  schliesslich  nicht  Mittel  genug  filnde,  den 

Z^tochr.  f.  StaAtiw.  1867.  IV.  Heft.  41 
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Nachfragen  za  genügen,  so  lisst  sich  darauf  erwidern ,  dass  es 
ja  in  ihrer  Macht  stände,  den  Zinsfuss  zu  erhöhen  and  dadorcii 
ihre  Kassen  wieder  zu  füllen.  Vor  Yerfosten  durch  Bntwerthong 
der  Waar^  besonder^  in  ^ten  der  Krisen  ist  die  Bank  stets 
dadurch  geschlitzt,  dass  sie  eben  nur  50  und  60  %  des  Wertbes 

Fai^t  map  dieses  alles  zn^aninieo,  so  wird  man  woki  m  den 
RjßsnUnt  kommen,  dass  gewiss  eine  grössm'e  Sicherheit  in  einea 
rß^ipn  ly^ff^niirerU^,  als  in  drei  selbst  anerkannt  guten  Ualer- 
schr|^^  liegt,  dass  aber  in  einem  guten  Gesetze  stets  VorMig« 
getroffen  sein  muss,  dass  im  FaHe  der  Insolvenz  alle  HlstigM 
Foro^fiUtfiitef  (leiip  ExecuUonsverfahren  üngstlich  vermieden  wer- 
den mi^^. 

Einß  einfache  Verweigerung  der  Annahme  voir  Seüeo  der 
Bai4^  ist,. wie  schon  oben  bemerkt,  die  Klippe,  an  der  das  so 
ntttzljphe  Infltitüt  stets  scheitern  muss. 

Pem  vorliegenden  Gesetze  folgte  eia  Ministerialdekret  von 
21.  Nov.  1862,  das,  von  wenig  al^emeinem  Interesse,  aar  die- 
jei^lge«  Punkte  recapitulirt,  die  fQr  die  Anwendung  des  Geselaea 
von  Sißit^a  der  Staatsbehörden  wesentlich  sind,  also  namentlidi 
soweit  es  den  Zoll  von  den  in  den  allgemeinen  Waarenhiuaeni 
deponirt^n  Waiiren  betrifft 

D.    Das  sel^weiverjyBol^e  Saekt 

Die  (Jieb^rschrift  des  vorliegenden  Abschnitts  entspricht  nidrt 
voUkoinipen  dessen  Inhalt  und  ist  nur  der  Gleichartigkeit  wegea 
gewählt  worden.  Denn  wie  schon  oben  erwähnt,  ist  der  Bot- 
wurf «Ines  Si^bweizerisphen  Saodebrechts,  in  i^m  die  Warrants 
in  einem  besonderen  Theil  behandelt  sind,  nicht  angenommen 
worden« 

Ein  gleiches  Schicksal  hatte  ein  St  Galler  Gesetsesentwur^ 
der  dem  bestehenden  Baseler  Gesetze  vollständig  als  Graadlag« 
dient  Selbst  in  dem  Falle,  wenn  alle  drei  Gesetzesentvftrfe  in 
Kraft  wären,  mtisste  es  iAerflOssig  erscheinen,  alle  aaEEuflArm, 
da  sie  bis  suf  wenige  mehr  unwesentliche  Punkte  fast  giekhe« 
tabalts  sind  mit  der  einzigea  Ausnahme,  dess  der  St.  GaÜM* 
Entvrurf  de9  SU#  etwas  auaftthrlieher  behaadalt 
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Das  Genfer  Geseto  Tom  5.  Januar  1659  kommt  hier  deiss- 
wegen  nicht  in  Betracht,  weil  es  seiner  abweichenden  Voraas^ 
setvongen  wegen  keinerlei  Yergleiobapnikte  cterbietet 

So  haben  wir  es  nur  mit  dem  Baseler  Gesetz  zu  thun,  das 
in  Nachfolgendem  näher  besprochen  werden  sott. 

Das  Bafeler  Gesetz  vom  21.  M<rx  1864. 

»§•  1*  Rohstoffe  und  Kaufmannsgüter  aller  Art,  welche  in 
den  hiefür  bestimmten  öffentlichen  Lagerbllttsem  deponirt  werden, 
könne»  uAter  den  nachfolgeiiden  Bestimmungen  durch  einfaches 
bdoesament  von  Titeln  verkmift  iind  verpfändet  werden.' 

Das  Hauptmomeat  des  gegenwärtigen  Gesetses  ist  in  der 
allen  übrigen  analogen  Bestiaunung  enthalten,  dass  die  neu- 
gescba&nen  Utel  durch  Indossament  übertragbar  sein  sollen. 
Diess  findet  jedoch  nur  mit  Besdurfinkung  a«f  diejenigen  Waaren 
Anwendung,  welche  in  den  biefQr  besüamtea  öOentiichen  Lager- 
hiusem  gelagert  werden.  Fdr  die  Sicherheit  der  Warrants  wurde 
es  wie  in  Frankreich,  so  auch  hier  als  eine  Hauplbediagung  an- 
gesehen, dass  sie  nur  von  öffmtUch  autorisirten  Anstalten  aus- 
gegeben werden  sollten,  die  die  nötbige  Garantie  für  die  Auf- 
bewahrung der  Waare  dadurch  bieten,  dass  sie  zu  keinen  andern 
Geschäften  als  denjenigen,  die  mit  dem  vorliegei|den  Zweck  in 
enger  Verbmdnng  stehen,  berechtigt  sind. 

»Art.  2.  Dem  Deponenten  der  Waare  wird  ein  Lagerschein 
ausgestellt,  welchem  ein  Warraat  (Pfandschein)  beigefügt  ist 
Beide  Titel  sind  ansammenhingend,  jedoch  so,  dass  sie  getrennt 
werden  können." 

Die  Bestimmung,  dass  beide  Schein«  zusammenhängend 
sind,  bildet  ein  Hauptkennoeichen  dieses  Systems.  So  lange  beim 
Verkauf  einer  Waare,  beziehungsweise  beim  Indossament  des  La- 
gerscheine der  Warrant  noch  angehängt  ist,  so  ist  dies  der  Be- 
weis, dass  die  Waare  nicht  belastet  ist,  und  uaigekebn,  wenn  der 
Ffandsehein  abgetrennt  ist,  dass  eine  Verpflichtang  darauf  haftet 
Es  weiss  der  Käufer  einer  Waare  somit  sofort ,  auf  was  er  sieh 
elnüsflt    (Blotive  ztim  Baseler  Gesetz.) 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass,  wenn  die  Scheine  nicht 
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zusammeiibftngend  sind,  eine  Nichtigkeil  derselben  trotedem  nidrt 
vorliegt 

»§.  3.    Die  Lagerscheine,  sowie  die  Warrants  (Pfandscheine) 
sollen  enthalten: 

die  gleiche  Register-Nommer ; 

Namen,  Stand  and  Wohnort  des  Deponenten; 

die  Beschreibang  der  Waare  nach  Art,   2^ichen,   Anxahl, 
Gewicht  oder  Maass; 

das  Datum  der  Ausstellung; 

die  Unterschrift  des  hiezu  bestellten  Lagerhausbeamten.* 

Die  Frage,  ob  der  hier  angegebene  Inhalt  der  Scheine  m 
den  Essentialia  gehöre,  mit  dem  sie  stehen  und  (allen,  scheint 
dahin  beantwortet  werden  zu  sollen,  dass  die  genannte  Vorschrift 
mehr  administrativer  Natur  ist,  da  auch  das  Gesetz  den  AusdruclK 
gebraucht  »sollen  enthalten*  und  nicht  »müssen  enthalten'.  So 
gehört  die  gleiche  Registemummer  rein  nur  zu  einer  geordneten 
Geschäftsführung  und  ebenso  ist  das  Datum  d^  Ausstellong  der 
Scheine  unwesentlich,  da  ja  nur  der  Tag,  an  dem  de^  betreffmde 
Schein  umgesetzt  wird,  von  Bedeutung  sein  kann. 

»§.  4k  Beide  Titel  können  zusammen  oder  getrennt  dturdi 
Indossament  übertragen  werden. 

Die  Indossamente  müssen  datirt  sem. 

Das  erste  Indossament  des  vom  Lagerschein  getrennten  War- 
rants muss  überdiess  enthalten: 

a)  den  Namen  und  Wohnort  des  Darleihers; 

b)  den  vollen  Betrag  der  Pfandsumme  aii  Kapital  und  Zinsen 
bis  zum  Verfalltag; 

c)  den  Verfalltag. 

Dieses  erste  Indossament  muss  wi^lich  in  die  Stammregister 
des  Lagerhauses  eingetragen  und  die  Einschreibung  von  dem  La- 
gerhausbeamten auf  dem  Lagerschein  und  dem  Warrant  unter- 
schriftlich  bescheinigt  werden.* 

Die  Bestimmung  über  die  Eintragung  des  ersten  Indossaments 
ist  gleichbedeutend  mit  der  des  französischen  Gesetzes.  Neu  ist 
dagegen  der  zweite  Absatz  des  §.  4|  dass  der  Lagerhausbeamte 
die  Einschreibung  auf  den  Scheinen  beurkunden  muss.    Diess  ist 
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von  besonderem  Werth  für  den  Erwerber  des  Pfandpcheins ,  der 
daraus  ersieht,  dass  die  Eintragung  wirklich  erfolgt  ist. 

Fehlt  beim  ersten  Indossament  eines  der  im  Cresetze  er- 
wähnten Erfordernisse,  so  ist  dasselbe  ungültig  und  in  Folge  dessen 
auch  die  folgenden  Indossamente,  da  sie  keine  Grundlage  haben. 
(Motive  zu  dem  schweizerischen  Entwurf  eines  allgemeinen  Han- 
delsrechts.) 

»§.  5.  Der  Lagerschein  gibt  dem  rechtmässigen  Inhaber  das 
Rechtj  über  die  Waare  zu  verfQgen. 

Ist  der  Lagerschein  jedoch  ohne  anhängenden  Warrant  üb^- 
tragen,  so  ist  der  Indossatar  gehalten,  falls  er  über  die  Waare  ver- 
fügen will,  die  durch  den  Warrant  gesicherte  Summe  zu  bezahlen. 

Der  laut  §.  4  in  die  Register  des  Lagerhauses  eingetragene 
Warrant  gibt  dem  rechtmässigen  Inhaber  Faustpfandrecht  an  der 
betreffenden  Waare.* 

»§.  6.  Der  Inhaber  des  vom  Warrant  getrennten  Lagerscheins 
bat  das  Recht,  die  Verpfllndung  vor  dem  Verfalltag  zu  lösen.* 

Ist  der  Inhaber  des  Warrants  nicht  bekannt  oder  nicht  an- 
wesend, oder  geht  derselbe  mit  dem  Schuldner  über  die  Bedin- 
gungen der  Rückzahlung  nicht  einig,  so  ist  der  Betrag  der  Pfand- 
summe bei  der  Lagerhausverwaltung  zu  deponiren ,  worauf  die 
freie  Verfügung  dntritt 

Uebereinstimmend  hiemit  sind  die  betreffenden  Artikel  des 
französischen  Gesetzes.  Will  der  Erwerber  des  Lagerscheins  über 
die  Waare  verfügen,  während  in  dritter  vielleicht  unbekannter 
Hand  der  Warrant  sich  befindet,  so  hat  er  das  Recht,  jederzeit 
durch  Erlegung  der  verpfändeten  Summe  an  die  Lagerhausver- 
waltung die  Waare  zu  befreien.  Da  aber  hiebei  der  Warrant- 
inhaber  nicht  um  seinen  Willen  befragt  wird,  so  ist  es  billig, 
dass  ihm  die  Zinse  bis  zum  Verfalltag  bezahlt  werden. 

»§.  7.  Wenn  der  Betrag  der  Pfandsumme  am  Verfalltage  we- 
der vom  Inhaber  des  Lagerscheines,  noch  vom  ersten  Pfandschuld- 
ner bezahlt  wird,  oder  nicht  vorher  deponirt  worden  ist,  so  muss 
der  Warrant  bis  spätestens  im  Laufe  des  folgenden  Werktages 
durch  einen  Notar  bei  dem  ersten  Pfandschuldner  protestirt  wer- 
den. Wird  die  Zahlung  nebst  Verzugszinsen  und  Protestkosten 
nicht  freiwillig  innerhalb  acht  Tagen  nach  diesem  Proteste  gelei- 
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Stet,  80  kann  der  Inhaber  deis  Warrant  aWdann  die  sofortige 
öffentliche  Versteigerung  der  Waare  verlangen.* 

Der  Modus  der  Versteigerung,  sowie  die  dam  bestimmten 
Tage  werden  durch  Verordnung  festgesetzt. 

Auch  hier  sind,  wie  im  flranzösischen  Gesetze,  alle  gericht- 
lichen Formalitäten  verbannt;  die  Versteigeningsbeiugniss  tritt 
hier  gesetzlich  als  Folge  der  Nichtbezahlung  der  verpfilndeteB 
SchuMsaiHne  auf.  Dadurch  allein  ist,  wie  schon  oben  erwähnt, 
eine  sichere  und  rasche  Realisirung  des  Pfands  ermÖgKcht 

»§.  8.  Wenn  der  Inhaber  des  Warrant  von  dem  ersten 
Pfandsohuldner  Zahhmg  erhalten  hat,  so  kann  letzterer  acht  Tage 
nach  dem  Verfalltage  und  ohne  weitere  NcMfikation  an  den  Inha- 
ber des  Lagerscheines  ebenfalls  den  in  §.  7  angeordneten  Ver- 
kauf der  Waare  fordern.* 

Der  erste  Pfandscholdner,  der  die  Schuldfordemng  am  Ver- 
falltage bezahlt  hat,  tritt  an  die  Stelle  des  kihabers  des  Warrant 
und  hat  also  namentlich  das  Recht,  die  deponirte  Waare  gans 
ebenso,  also  ohne  Formalität,  ja  sdbst  ohne  den  hhaber  des  La- 
gerschein» davon  benachrichtigen  zu  mttssen,  der  Versteigerang 
auszusetzen. 

»§.  9.  Aus  dem  Brlito  d^  Waare  wird  nach  Abzug  der  Ver- 
steigerungskosten und  der  statutarischen  Lagerhausspesen  unter 
Zurücksetzung  aller  andern  Ansprüche  die  darg«)ieheae  Summe 
an  Kapital,  Zinsen  und  Prozesskosten  an  den  Inhaber  des  War- 
rant heraasbezaiitt. 

Ergibt  sich  ein  Mehrerlös,  so  fMlt  derselbe  4em  Inhaber  des 
Lagerscheines,  resp.  semer  Bffasse  anheim,  im  Falle  von  Abwe- 
senheit oder  Unbekanntsein  d^selben  wird  der  Uebersohuss  bei 
der  Lagerhausverwaltung  zu  seinen  Händen  deponirt* 

Die  Worte  »unter  Zurücksetzung  aller  andern  Ansprfkche* 
beziehen  sidi  auf  eine  etwaige  vorhergehende  Verpfändung  oder 
auf  die  Ansprüche  einer  Concurslaasse.  Es  soll  auch  hter  der 
gutghlubige  Besitzer  bestmöglicbst  geschttizt  werden. 

»§.  19.  Im  FaH  von  Mindererlös  hat  der  Inhaber  des  War- 
rant bi»  zu  vollständiger  Befiriedigong  den  Regress  gegen  die 
Vorroänner  nach  den  Bestamnungen  der  W^bselordmmg  vom 
30.  April  1863. 
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Dieser  Regress  beginnt  mit  dem  Yersteigerungstag/ 

Derselbe  geht  jedoch  verloren,  wenn  die  Versteigerung  nicht 
binnen  30  Tagen  nach  dem  Protest  stattfindet. 

»§.  11.  Die  Inhaber  von  Lagerscheinen  und  Warrants  haben 
sowohl  bei  Verlust  als  bei  Beschädigungen  der  Waare,  namentlich 
in  Brandfällen,  die  gleichen  Ansprüche  auf  zu  leistende  Entschä- 
digungen und  Vergtitungen,  wie  vorher  auf  die  Waare  selbst/ 

Es  kann  hier  auf  die  vollständig  aQalogen  Bestimmungen  des 
französischen  Gesetzes  Bezug  genotomeri  wei^den,  die  schon  oben 
nidier  erörtert  wurden. 

»§.  12.  W6r  einen  Lagerschein  od'ei^  Warrant  verloren  hat, 
kann,  wenn  er  steh  über  seine  Berechtigung  beim  Civilrichter 
ausgewiesen  und  gehörige  Sicherheit  geleistet  hat,  von  der  Lager- 
hausdirektton ein  Duplicat  erhalten.^ 

Hiezu  erschjen  zum  Zweck  der  Ausführung  des  Gesetzes 
eine  Verordnung  vom  27.  April  1864. 

Die  Bestimmungen,  die  uns  hiet  am  mejsten  interessiren, 
beziehen  sich  auf  die  Theilung  des  Lagerscheins  in  verschiedene 
Loose  je  nach  Bedarf;  auf  die  Verpflichtung  der  Hinterlegung 
einer  Caution  im  Falle  des  Verlusfs  eines  Lager-  oder  Pfand- 
scheins, zieren  Höhe  die  Lagerhausverwaltung  zu  bestimmen  das 
Recht  hat  Der  Austritt  einer  deportUlen  Waare  aus  den  docks 
wird  an  die  Bedingung  der  ÜebergaUe  des  Lagerscheins  uiid  des 
quittirten  Warrant,  resp.  der  Deponirunig  des  schuldigen  tfeCrags 
geknüpft. 

Ueber  das  Indossament  sagt  die  Verorcfüung  wörtlich : 

»Die  Lagerhausverwaltnng  ist  gehalten,  nicht  nur  von  dem 
gesetzlich  vorgeschriebenen  ersten  Indossament  d'es  Warrant,  son- 
dern auch  auf  Veriamgen  der  Indossatare  von  den  Indossamenten 
der  Lagerscheine  und  den  Spätem  Indossamenten  der  Warrants 
Vormc^rknng  im  Stammregister  zu  nehmen.* 

Der  Antrag  auf  Versteigerung  der  Waare  bei  mangelnder 
Zahlung  geschieht  an  die  Lagerhaus^erwaltung  unter  Beilegung 
des  protestirten  Warrant  tmd'  unter  Bezeichnung  des  Verkaufs- 
tags innerMb  der  gesetzUch  festgesetzten  Monatsfrist  Die  Ver- 
steigerung selbst  geschieht  unter  der  Leitung  der  Lagerhaus- 
direktion durch  »einen  Amtmann  d^  Civilgerichtes". 
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Das  Gesetz  vom  10.  Juni  1866  hat  nach  denr  Wortlaol  der 
Motive  den  Zweck,  »dem  Handelsverkehr  diejenigen  Erleichtemn- 
gen  za  verschaffen,  welche  darch  die  allgemeinen  Zollvorschriften 
in*s  Auge  gefasst  sind,  und  dem  Waarengeschäfte,  sowie  der  Ent- 
wicklung des  kaufmännischen  Credits  den  möglichsten  VorsiAub 
zu  leisten.* 

Es  ist  namentlich  in  den  Fehler  des  ersten  belgischen  und 
französischen  Gesetzes  bezüglich  der  Ausgabe  nur  Eines  Scheines 
zum  Zweck  der  Eigenthumsüberlragung  sowie  der  Verpfändung 
gerathen,  hat  sich  aber  auch  die  neuesten  Erfahrungen  in  dieser 
Materie ,  namentlich  was  das  Terfahren  bei  der  Execution  anbe- 
langt, zu  Nutzen  gemacht.  Einige  wichtige  Fragen,  wie  die  der 
Einschätzung  der  Waaren,  des  Regressrechtes,  der  Rechte  des 
dritten  bona  fide  Besitzers,  der  gesetzlichen  Fristen  im  Falle  der 
Einleitung  des  gerichtlichen  Verfahrens,  lässt  das  Gesetz  ganz 
unbeantwortet 

Der  Kttrze  halber  sei  es  gestattet,  nur  diejenigen  Paragra* 
phen  des  Gesetzes  zu  erwähnen,  die  mit  vorliegendem  Gegenstand 
in  Zusammenhang  stehen. 

Nachdem  der  §.  1  des  Gesetzes  die  Nothwendigkeit  der  Con- 
cessionirung  zur  Errichtung  von  öffentlichen  Lagerhäusern  durcb 
das  Handelsministerium  constatirt  hat  und  weiterhin  als  wesent- 
liche Bedingungen  hiezu  den  Nachweis  des  zu  dem  Untemehmeii 
nöthigen  Anlagekapitals,  sowie  eine  Sicherheitsleistung  f&r  den 
auf  den  deponirten  Waaren  haftenden  Zoll  verlangt,  verbietet  der 
§.8,  zu  grösserer  Garantie  für  den  Deponenten  ganz  im  Sinne 
des  französischen  Gesetzes,  der  Unternehmung  von  öffentlicheo 
Lagerhäusern,  für  eigene  Rechnung  Handelsgeschäfte  abzuschlies* 
sen,  die  mit  der  Geschäflsgebahrung  der  Lagerhäuser  in  irgend 
einer  Verbindung  stehen. 

Das  Gesetz  fährt  sodann  fort: 

»§.  10.  Die  Unternehmungen  von  öffentlichen  Lagerhäusern 
jeder  Art  haben  in  Gemässheit  des  Art.  302  des  allgemeinen 
Handelsgesetzbuches  den  Hinterlegern  von  Waaren  Bestätigungen 
über  den  erfolgten  Erlag  auszustellen,  welche  den  Namen,  Stand 
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und  Wohnort  des  Hinterlegers,  den  Tag  des  Erlages,  dann  genaue 
Angaben  ül>er  die  besonderen  Kennzeichen,  die  Marke,  die  Menge, 
Art  und  Beschaffenheit  der  Werfhe  und  für  welche  Zeit  die  Ver- 
sichernng  genommen  wurde,  enthalten  müssen,  aus  einem  fort- 
laufend geführten  gleichlautenden  Juxtabuche  entnommen  sind, 
den  Namen:  Lagerschein  (Waarenschein ,  Warrants)  tragen  und 
an  Ordre  lauten  können. 

»§.  11.  Ausser  dem  Juxtabuche  für  die  Lagerscheine  hat 
die  Anstalt  auch  ein  Magazinsbuch  zu  führen,  welches  dieselben 
Angaben,  Wie  der  Lagerschein  und  ausser  denselben  auch  eine 
Uebersicht  über  die  Vorgänge  mit  der  Waare,  deren  Abtretung 
und  Yerpftndung,  Umfüllung,  Ueberpackung,  Theilung,  theilweisen 
oder  gänzlichen  Austritt  aus  dem  Lagerhause  u.  s.  w.  zu  ent- 
halten hat." 

'  Die  Ausgabe  von  Lagerscheinen  ist  somit  für  die  Unterneh- 
mungen obligatorisch.  Sie  dienen  zunächst  lediglich  als  Quittung 
für  die  deponirte  Waare  und  enthalten  diejenigen  Angaben,  welche 
die  Identität  der  Waaren  sofort  herstellen  lassen.  Durch  die 
Hinweisung  auf  den  oben  S.  586  wörtlich  angeführten  Artikel  302 
des  deutschen  Handelsgesetzbuches  ist  auch  der  Charakter  be- 
zeichnet, den  das  Gesetz  dem  neugeschaffenen  Papiere  zu  geben 
beabsichtigte,  es  ist  damit  die  Uebertragbarkeit  des  Scheines  auf 
dem  Wege  der  Indossirung  analog  allen  übrigen  Gesetzen  aus- 
gesprochen. 

Aus  den  Worten  des  §.11:  »deren  Abtretung  und  Yerpftn- 
dung**  geht  hervor,  dass,  wie  schon  oben  erwähnt,  das  Papier 
sowohl  zur  Eigenthumsübertragung  als  Verpfändung  benützt  wer- 
den kann.  Die  Inconvenienzen  dieser  Bestimmung  sind  bei  Be- 
sprechung des  ersten  belgischen  Systems  S.  608  hervorgehoben 
worden. 

»§.  12.  Die  Bestellung  eines  Pfandrechts  an  den  lagernden 
Waaren  kann  bei  den  an  Ordre  lautenden  Lagerscheinen,  gleich- 
viel ob  die  For-derung  unter  Kaufleuten  aus  beiderseitigen  Han- 
delsgeschäften hervorgegangen  ist  oder  nicht,  entweder 

a)  in  Gemässheit  des  Artikel  309  des  Handelsgesetzbuches 
durch  die  Uebergabe  des  indossirten  Lagerscheines,  erfolgen,  oder 
sie  kann 
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b)  durch  den  Inhalt  des  IndosMMHls  besonders  ersichtlich 
gemacht  werden,  indem  durch  dessen  Wortlaut  herrorgehoben 
wird,  dass  die  Abtretung  des  Lagerscheines  nicht  zun  Zwecke 
der  Eigenthumsübertragung,  sondern  lediglich  zum  Bebufe  der 
Verpfändung  der  lagm'nden  Waare  geschehen  ist. 

»Jedem  Betheiligten  steht  es  frei,  unter  Vorweisung  ies  La- 
gerscheines zu  verlangen,  dass  eine  solche  aus  dem  Indossament 
ersichtliche  Verpfändung  von  der  Anstalt  wörtlich  in  das  Jtutabuch 
(§.  10)  übertragen  werde. 

»§.  13.  Wenn  in  dem  Falle  einer  aus  dem  Indossament  er- 
sichtlichen Verpfändung  (§.  12  b)  auch  der  Betrag  und  die  Ver- 
fallzeit  der  Pfandforderung,  dann  Name,  Stand  und  Wohnort  des 
Gläubigers  angegeben  und  diese  Angabe  von  dem  Pfandschuldner 
unterfertigt  ist,  so  steht  dem  Besitzer  des  Lagerscheines  das 
Recht  zu,  sich  ohne  gerichtliches  Verfahren  im  Snine  des  Art  31 1 
des  Handelsgesetzbuches  und  der  §§.  44  und  45  des  Einf&hrungs- 
gesetzes  zum  Handebgesetzbuche ,  ohne  dass  es  einer  weiteren 
schriMichen  Vereinbarung  bedarf,  aus  dem  Pfände  zu  befriedigen.* 

Der  §.12  unterscheidet  zwei  Falte: 

Die  Bestellung  des  Pfandrechts  an  der  lagernden  Witare  ge- 
schieht entweder  durch  einfache  Uebergabe  des  indossirten  Pa- 
piers nach  Massgabe  des  Art.  309  des  deutschen  Handelsgesetz- 
buches, der  alle  in  dem  bürgerlichen  RecMe  vorgescMebeoeii 
Formalitäten  bei  Bestellung  eines  Faustpfandes  au  bewegliehen  Sa- 
chen und  namentlich  m  Papieren,  welche  durch  IhdossanveHt  über- 
tragbar sind,  abschafft,  oder  aber  durch  Indossirong  des  Papiers 
mittelst  genauer  Angaben  über  den  modus  der  Verpfandung,  also 
namentlich  über  Betrag  der  PTandforderung  und  ihre  Verfallzeit, 
über  Name,  Stand  und  Wohnort  des  Pfandgläübigers  nebst  der 
Unterschrift  des  Pfandschuldners* 

Wird  die  letztere  Art  der  Verpfltndung  gewählt,  so  fallen 
bei  der  Execution  alle  gerichtlichen  Formalitäten  weg  und  zwar, 
entgegen  der  Bestimmung  des  Art  3TI  des  deutschen  Handels- 
gesetzbuches, auch  ohne  schriftliche  Vereinbarung  hierüber.  Es 
kann  also  der  GHinbiger,  wenn  der  Schuldner  im  Verzug  ist,  das 
Pfand  öffentlich  verkaufen  lassen,  oder  er  darf  in  dem  Falle,  wenn 
die  verpfändeten  Gegenstände  einen  Börsenpreis  oder  Marktpreis 
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haben,  den  YerkaiHf  auch  nicht  dffenlKcb  durch  einen  Handelg- 
maklef  oder  in  Ermanglung  eines  -solchen  durch  ei^n  zu  Yer- 
steigerungeD  befügten  Beamten  zum  laufenden  Preise  bewirken. 
Er  hat  von  der  Vollziehung  des  Verkaufe  den  Schuldner  in  Kennt- 
niss  zu  setzen,  und  ist  zum  Sehadenersiati  verpfiichtet,  sofern  er 
diese  Anzeige  unterlisat. 

Diesen  Unterschied,  den  dae  Geseä  bei  Anwendung  der  Exe- 
drtion  machjt,  also  die  Ndh wendigkeit  dea  getkhtlichen  Verfah- 
rens, wenn  die  genannten  Bedingungen  nicht  erfülllt  sind,  sind 
wesentlich  im  Interesse  der  Sieherheil  des  PiSmdichuldners  einge- 
führt und  tbrni  der  so  wohlthuenden  Rasdiheit  bei  der  Execution 
keinerlei  Binirag,  da  es  ja  Jedem  freisteht,  die  eine  oder  die 
andere  Art  der  Verpfändung  zm  wfthlen. 

Die  Bestimmung,  dass  Jeder  den  Eintrag  der  au»  dem  Indos- 
sament ersichtlichen  VerpAlndung  in  das  Juxtabuch  verlangen 
kann,  ist  gerechtfertigt,  da  durch  den  Wegfoll  ihres  obligatori- 
schen Charriciers  die  rasche  CirculationsMiigkelt  keineswegs  Noth 
leidet,  etwaigem  Missbrauch  aber,  dcf  bei  der  Blanko-Indossirung, 
besonders  in  Bezug  auf  die  Höhe  der  Pfandferderung,  stets  vor- 
kommen kann,  dadurch  wesentlich  gesleuert  wird. 

»f.  14.  Der  gehörig  legitiarirte  Inhabtr  des  Lagerscheines 
kann,  sofeme  er  niohl  nacli  dem  besondereu  Inhalte  des  Indossa- 
ments lediglich  ab  Pfandgüobiger  eraebeinl  ($•  )2  b>  verlangen, 
dass  die  kinterlegle  Waare  ii^  beliebige  hileinefe  Parthien  abge- 
theilt  werde,  und  sind  in  diesem  Falle  an  die  Stelle  des  ursprOng- 
liehen  Lagerfdwmes  so  viele  neue  Lagevacheine  auszufertigen, 
als  durah  die  Theihmg  der  Waaren  oeue  Parthien  entstehen. 

»§.,  15.  Die  Anstall.  darf  die  l>ei  ihr  hinterlegten  Gftter  nur 
gegen  RQcksteUtng  des  Lagerscbeims  «id  mnr  an  denjenigen 
ausibllgan,  weicher  naek  Inhalt  des  Lagtrackeinea  darüber  zu 
verfügen  berechtigt  ist. 

»§w  16.  Die  Anstall  ist  vwrpfliefatet,  nneh  der  VerfWbeit  der 
auf  dem  Indessament  erslchlüeh  gemachlen  Pfan<Mrderung  ($.  12  b 
und  13)  die  Vornahme  des  executivea  Verknub  au  gestatten  und 
ihrerseits  auf  jede  Weise  zu  erleichtem.  Demjenigen,  welcher  die 
lagernde  Waare  bei  einem  durch  den  Pfandgläubiger  bewirkten  Ver- 
kaufe erstanden  hat,  darf  die  Anstalt  dieselbe  nur  ausfolgen: 
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1)  gegen  Vorzeigung  der  Verkaorsnote,  ond 

2)  so  weit  der  Erlös  reicht : 

a)  nach  Bezahlung  der  auf  der  Waare  lastenden  ZöBe, 
Gebühren,  Lagerzinsen  und  Spesen  und  nach  Tilgung 
der  auf  der  Waare  nach  Inhalt  des  Lagerscheines  pfand- 
weise haflenden  Forderungen;  sowie 

b)  gegen  die  Quittilng  des  Hinterlegers  der  Waare  oder 
seiner  ausgewiesenen  Rechtsnachfolge  Ober  die  erfolgte 
Restbezahlung  oder  gegen  den  Nachweis  des  gericht- 
lichen Erlages  dieses  Restes.* 

Durch  die  Worte  des  Art  16.2:  »soweit  der  Erlös  reicht*, 
ist  der  reale  Charakter  der  vorliegenden  Crediteinricfatung  ausge- 
sprochen; denn  es  ist  hier  nirgends  davon  die  Rede,,  dass  im 
Falle  eines  Mindererlöses  die  Person  des  Pfandschuldners  besonders 
in  Mitleidenschaft  gezogen  werden  könne,  sondern  die  schuldige 
Summe  ist  lediglich  basirt  auf  die  in  dem  Lagerscheine  nfiher 
beschriebene  Waare.  Die  Abzüge,  die  von  dem  Erlöse  gemacht 
werden  dürfen,  sind  die  gleichen,  wie  sie  alle  übrigen  obenge- 
nannten Gesetze  zulassen ;  sie  beschränken  sich  auf  die  mit  d^ 
deponirten  Waare  in  engem  Zusammenbange  stehenden  Kosten. 

Der  letzte  Paragraph  des  vorliegenden  Gesetzes  handelt  vom 
Amortisationsverfahren;  die  Bestimmung,  dass  schon  vor  Brias- 
sung  des  Erkenntnisses  gegen  gehörige  Sicherheitsleistung  über 
die  Waare  disponirt  werden  kann,  ist  dem  Zwedc  vollständig  mit- 
sprechend. 

»§.  17.  Ist  der  Lagerschein  in  Verlust  gerathen,  so  hat  die 
Anstalt  demjenigen,  zu  dessen  Gunsten  die  gericfatücAe  Amorti- 
sation desselben  (Art  305  des  Hailddsgesetzbuches)  erfolgt  ist, 
auf  Verlangen  einen  neuen  Lagerschein  auszustellen. * 

Schon  nach  Einleitung  des  Amortisationsverfabrens  und  be- 
vor das  Amortisationserkenntniss  verflossen  ist,  kann  das  Gericht 
dem  Amortisationswerber  gegen  Nachweis  der  vollen  Sicherstel- 
lung für  die  allfiftlligen  Ansprüche  dritter  Personen  die  Ermftchti- 
gung  zur  Behebung  der  Waare  aus  dem  Lagerhattse  ertheilen. 
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V.    XTeber  die  dortu-eatrepott. 

a)  Allgemeine  Bedentnng  derselben. 

Das  bMier  besprocliene  Warrant-System  bfingt  so  innig  mil 
dem  System  der  dock-entrepots  zusammen,  dass  das  eine  gar 
nicht  ohne  das  andere  gedacht  werden  kann. 

Der  Umstand 9  dass  Handelsstädte  wie  Hamburg,  Bremen 
keine  entrepots  besitzen,  hindert  diese  sonst  so  bedeutenden 
Handelsplätze  an  der  Einf&hrung  der  so  werthYoIlen  Warrants. 
Eine  kurze  Darlegung  des  entrepot- Systems  scheint  also  durch 
die  wesentliche  Bedeutung  fflr  den  Yoriiegenden  Stoff  gerecht- 
fertigt 

.  England  hat  auch  hierin,  wenn  auch  nach  schweren  Kämpfen, 
die  InitiatiTe  ergriffen.  Lange  Zeit  inusste  dort,  besonders  in 
London,  für  jede  vorkommende  Waare  der  Zoll  sofort  entrichtet 
oder  Bürgschaft  für  denselben  gelewtet  werden,  da  grössere  Lo- 
calitäten,  in  denen  die  Importirten  Waaren  einstweilen  hätten  un- 
tergebracht werden  können,  fehlten.  Die  natOrliche  Folge  war, 
dass  namentlich  der  Jetzt  so  bedeutende  Transitohandel  darnieder- 
lag, dass  der  Handel,  besonders  von  stark  besteuerten  Artikeln, 
nur  in  den  Händen  einzelner  reicher  Kaufleute  war,  die  die  nö- 
thigen  Fonds  besessen,  um  auch  lang  vor  dem  Uebergang  der 
Waaren  in  den  Konsum  bedeutende  Abgaben  zu  entrichten. 

Liverpool  machte  mit  der  Errichtung  von  docks  den  Anfang. 
Erst  hundert  Jahre  später,  im  Anfang  des  neunzehnten  Jahrhun- 
derts, wurden  auch  in  London  Niederlagen  errichtet,  die  zunächst 
nur  den  Zweck  hatten,  Waaren  fOr  bestimmte  Zeit  zollfrei  zu 
lagern.  Diess  waren  die  Westindia-docks,  denen  seither  viele 
gefolgt  sind.  Erst  lange  Zeit  später  benatzten  auch  Frankreich 
und  Belgien  die  in  England  gemachten  Erfahrungen. 

Durch  die  Einführung  des  Systems  hat  sich  England  zum 
Mittelpunkt  des  Waaren-  und  Geldmarkts  der  ganzen  Welt  ge- 
macht imd  ist  die  Bezugsquelle  aller  handeltreibenden  Nationen 
der  Erde  geworden ;  denn  9k  sehnen  docks  und  entrepots  lagern 
ausländische  Waaren,  deren  Werth  viele  Hunderte  von  Millionen 
Dollars  erreichen.    Der  dadurch  erzielte  Nutzen  ist  ein  ganz  un- 
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gebeorer;  denn  damit  httngt  die  Beherrschung  des  Welthandeis 
und  des  Geldmarktes  sisamaieft.  fiand  in  Hand  mit  dem  Verkauf 
fremdländischer  Produkte  aus  den  entrepots  geht  nebenbei  der 
Absatz  der  Erzeugnisse  der  einheimischen  Industrie  im  Lande 
selbst  oder  nack  awwirts.  Denn  wihreBd  die  Schiffe  fremder 
Nationen  in  England  i&e  Brzengnisse  anderer  Länder  laden^  neh- 
men die  Befrachter  derselben  lur  Completirang  ihrer  Ladungen, 
sowie  zur  Anarüitong  nothwendiger  Weise  auch  nicht  nnbedea- 
tende  Onantitäten  enriieiiBischer  Waaren  mit,  «id  indem  Biq[lnnd 
so  den  Geld-  ond  Waarenmarkt  anderer  Länder  beberrachl,  ver- 
mehrt es  den  Absata  seiner  eigenen  Boden-  nnd  Manufaktnr- 
Erzeugnisse.  So  iai  das  Bntrepots-Sysieai  das  äussere  HUfimittei 
geweseti,  in  Beziehung  auf  den  Handel  so  erstaunliche  Reenllale 
zu  erzielen« 

Diess  ist  ein  Theil  d^r  Vortbeile,  die  aus  der  Benitznng  des 
genannten  Systems  nicht  mv  BBar  England,  sondern  fbr  jedes  Land 
durch  Einrichtung  tnn  entrepots  erwachsen,  sofern  die  Lage  den- 
^ben  es  ermdgiicht 

Der  andere  Vorthail  besteht  in  dem  innigen  Zusamnen* 
hang  des  Entrepots-  nnd  Warrant- Systems.  Denn  geben  mr 
davon  aus,  dass  ein  Dritter  Aussteller  des  Warrant  sein  moes, 
dass  dieser  Dritte  somit  der  Natur  der  Sachn  nach  Depesünr 
der  Waare  wkd,  so  folgt  daraus  mit  Nothwendigkeit  der  Beniti 
von  Lagerhäusern,  welche  die  nöthign  Garantie  für  die  darin 
deponirten  Waaren  bieten,  sei  es  min,  dass  diese  in  dem  in  dem 
Unternehmen  angelegten  Kapital,  oder  in  der  dflentUchen  Con* 
trole,  unter  der  der  Unternehmer  steht,  oder  endUcb  in  eiaer  be- 
sonders au  stellenden  Cantion  besieht. 

b)Aeasflere  Form   derselben. 

Unter  docks^entrepets  versteht  man 'grosse  bassias,  die  nun 
Bmlaufen  der  ankommenden  Schiffe  bestimmt  sind,  in  Verbindang 
mit  Lagerhäuaem ,  wekhe  die  ausgeladenen  Waaran,  ehe  sm 
ihre  definiliftt  Verwendnng  eriialten,  aufinm^men  im  Stande  ^d. 

Ihrer  Att%abe  entsprechend  sitiHea  grosse  Gehäode,  abge- 
theitt  in  Säle,  in  denen  die  Waaten  meist  gaUnngaweise  lagei«. 
Die  Süe  selbst  nnteraifllat  damh  eiserne  Pfeiler,  an  denen  n«r 


Digitized  by 


Google 


oder  Waarenlager^Sdieine.  g37 

Festsetzung  der  Menge  der  gelagerten  Waare  sich  Maasse  befin- 
den nach  dem  Grundsatz,  4ass  iie  Gebühren  fttr  dieselben  je 
nach  dem  Räume  berechnet  werden,  den  sie  einnehmen.  Ueber 
das  Material,  das  beim  Bau  der  entrepots  in  der  Regel  zur  Ver- 
wendung kommt,  enthAll  ein  Bericht  des  asierikanischen  Finanz- 
minislers  Walker  an  den  Congress  interessante  Mittheilungen. 
Er  sagt: 

Jn  den  docks  war  ursprOaglMi  oirgenis  Bisen  zu  Bauten 
verwendet,  und  nur  hin  und  wieder  zu  Pfeilern  benutzt  worden. 
In  den  spftter  hergerichteien  Gebfiuden  jedoch  ist  es  vielfach  zu 
Ouerbalkeii,  Sparren  und  FussMden  angewendet,  namenilich  aber 
hat  ma«  zum  UnterstOlzen  der  letzteren  etseme  Pfeiler  benfitzt.  In 
den  St  Kath^aedAoks  in  London  und  in  den  AlbertdocJ[s  in 
Liverpool  sind  dieselben  mit  BacksleiRen  ausgeftlUt,  um  ihnen 
mehr  HidAung  zu  geben;  ia  dieser  Art  hergestelUe  Pfeiler  reichen 
in  beiden  doeks  bis  in's  zweite  Stockwerk.  Auch  die  London- 
docks-CkMopagnie  hat  zur  HersteUung  ihrer  zuletzt  erbauten  Ge- 
wölbe in  umfassender  Weise  eiserne  Pfeiler  angewendet,  und  die 
englische  Begterung  kat  sich  dahin  ausgesprochen,  dass  bei  allen 
derartigen  Beulen  Eisen  das  beste  und  billigste  Material  beson- 
ders auch  zur  Daehbedeckung  sei.  Bei  Herstellung  der  Fuss- 
böden  wurde  stets  auf  die  auf  denselben  zu  lagernden  Waaren 
KOcksicht  genommen.* 

Fügen  wir  diesem  Bericht  noch  bei,  dass,  wie  uns  eigene  An- 
schauung namentlich  in  Liverpool,  London,  Paris  und  Antwerpen 
gelehrt,  sttmmtliche  Thfiren  und  Fenster  aus  Bisen  gemacht  sind. 

Die  Vortheile,  die  aus  dieser  Bauart  entspringen,  sind  eih- 
leuchtead : 

1)  Der  grosse  Schutz  gegen  Feuersgefahr  gibt  dem  Entre- 
pot-Geschäft  einen  Auischwüng  und  jene  Sicherheit ,  die  bei  der 
Aufgabe^  als  Depositar  der  in  Pfand  gegebenen  Waaren  zu  die- 
nen, von  nicht  zu  unterschitzendem  Werthe  ist 

2)  IMe  Verminderung  der  durch  Feuer  jtthrüch  verursachten 
Veriuste  kemml  de«  Handel  und  der  Industrie  zu  gut. 

3>  Die  Efspanisse,  die  dureh  Verringerung  von  Prämien 
für  Assecuranzen  jährlich  gemacht  werden ,  kommen  der  Redu- 
cirung  der  Verkanbunkeeten  gleich. 
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Wir  rollenden  das  Bild,  das  wir  in  kurzen  Umrissen  von 
den  docks-enirepots  zu  geben  Tersachten,  mit  der  Bemerkung^ 
dass  grosse  Zage  in  der  ganzen  Höbe  der  Gebftnde  angebracht 
sind ,  am  vermittelst  hydraulischer  'oder  Dampfkrafl  die  Waare 
rasch  ond  sicher  Ton  einem  Stockwerk  in's  andere  zu  befördern, 
und  dass  Schienenwege,  welche  die  entrepots  durchkreuzen  und 
mit  den  betreffenden  Bahnhöfen  in  Verbindung  stehen,  eine  schnelle 
Beförderung  der  auigespdcherten  Waare  möglich  machen. 

c)   Vortheile,  die  toa  dem  Entrepot- Syatem  erwachaoo. 

1)  Die  Aufspeicherung  grosser  Qnsntitfiten  von  Waaren  an 
einem  Platze  zieht  Käufer,  namentlich  durch  die  Verbindung  mit 
den  ventes  publiques,  von  allen  Seiten  an  und  gibt  dem  Handel 
einen  mächtigen  Aufschwung.  Ausländische  und  inlandische  Pro- 
dukte liegen  neben  einander  und  regen  zum  Austausch  an.  Wäh- 
rend, der  Handel  mit  d^  ersteren  reichen  Gewinn  verspricht,  fin- 
den die  letzteren  *  durch  den  Zusammenfluss  von  Käufern  neue 
Absatzgebiete.  Aber  nicht  allein  der  Handelsstand,  auch  die  Fa- 
brikanten haben  ein  Interesse  an  der  Einrichtung;  daf&r  geben  uns 
die  Entrepots  in  Manchester  einen  hinreichenden  Beleg. 

2)  Die  Waaren,  die  in  den  öffentlichen  entrepots  lagern, 
brauchen  insolange  keinen  Zoll  zu  bezahlen,  als  sie  nicht  in  den 
Konsum  übergehen.  Dadurch  wird  vermieden,  dass  der  Staat  zu 
einer  Zeit  seine  Abgabe  erhebt,  in  der  sie  der  Kaufmann  in 
keiner  Weise  ersetzt  erhält;  daher  einen  InteressenverlusI 
erieidet 

3)  Der  Kaufmann  wird  dadurch  aller  Sorge  fOr  die  gela- 
gerten Waaren  enthoben,  hat  daher  auch  das  Risiko  nur  insoweit 
zu  tragen,  als  Zufall  oder  höhere  Gewalt  dabei  in's  Spiel  kommen ; 
denn  die  Docksverwaltung  ist  bezahlter  Depositar  und  daher  der 
Waare  alle  Sorgfalt  schuldig.  Sie  ist  verantwortlich,  wenn  die 
Waaren  sich  verschlechtem  oder  zu  Grunde  gehen  durch  die 
Nachlässigkeit  ihrer  Beamten,  ebenso  fär  Diebstahl,  und  hat  in 
jedem  einzelnen  Fall  zu  bewdsen,  dass  sie  sich  keine  Sorglosig- 
keit'that  zu  Schulden  kommen  lassen.  (Sauzeau,  Manuel  des 
docks.) 

4)  Die  Zeit-  und  Kostenerspamifs  b^  allen  Manipulationen, 
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mit  denen  der  Waarenumsatz  verbunden  ist,  ist  einer  der  Haupt- 
vortheile  des  Systems. 

Die  gemeinschaftliche  Versicherung  der  Waaren,  die  in  der 
Regel  die  Verwaltung  übernimmt ,  ermöglicht  bei  der  grossen 
Masse  der  zu  versichernden  Waaren  eine  billigere  Berechnung 
der  Versicherungsprftmie.  Das  Aus-  und  Einpacken  der  Waaren, 
der  Transport  derselben,  kurz  alle  diejenigen  Operationen,  die 
der  Kaufmann  mit  ihnen  vorzunehmen  genöthigt  ist,  geschieht 
durch  ein  grosses  eigens  hiezu  angestelltes  Personal,  das  im  Ver- 
hältniss  zu  der  Masse  keinen  entsprechenden  Aufwand  er- 
fordert 

5)  Wie  schon  oben  erwähnt,  ist  man  nur  mit  Hilfe  der 
entrepots  im  Stande  gewesen ,  das  Warrantsystem  zu  schaffen. 
Denn  wir  haben  hier  die  Haupterfordernisse  dazu:  Einen  Aus- 
steller von  Warrants,  der  die  genügende  Sicherheit  bietet. und 
für  die  Einhaltung  der  Formalitäten  verantwortlich  gemacht  wird, 
und  einen  Aufbewahrungsort  unter  der  Leitung  dieses 
dritten  Unbetheiligten,  der  die  Verpflichtung  übernommen  hat,  die 
gleichsam  in  Sequester  gelegten  Waaren  erst  nach  Erfüllung  der 
gesetzlich  festgestellten  Bedingungen  frei  zu  geben. 

d)  Gesetzliche  and  reglement&re  Beatimmungen. 

Die  Frage,  ob  in  den  oben  schon  mehrfach  eitirten  Ländern 
mehr  das  System  der  Privat-  oder  das  der  Regierungsentrepots 
eingeführt  sei,  verdient  hier  näher  beleuchtet  zu  werden. 

Es  sei  hier  vorausgeschickt,  dass  England  auch  hierin  dem 
Prinzip  der  vollständigen  Freiheit  huldigt,  während  Frankreich, 
die  Schweiz  und  Belgien  eine  gewisse  Bevormundung  und  Ueber- 
wachung  ausüben  zu  müssen  glaubten. 

Zieht  man  das  Für  und  Wider  in  nähere  Erwägung,  so.  wird 
man  wohl  zu  dem  Resultat  kommen,  dass  nur  in  einem  Lande, 
das  auf  der  Höhe  Englands  steht,  die  freie  und  ungehinderte 
Concurrenz  in  Errichtung  von  entrepots  nicht  nur  keine  Nach- 
Iheile  bringt,  sondern  ein  wesentliches  Moment  zum  Aufschwung 
im  Verkehrsleben  ist,  dass  aber  in  allen  übrigen  Ländern  eine 
Ueberwachung  im  Interesse  der  Sache  geboten  erscheint,  da  von 
der  Sicherheit,  die  der  Depositar  bietet,  sowohl  für  den  Depo- 

Zeitochr.  f.  Staatsw.  18e7.    IV.  Heft.  42 
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nenten  als  den  Pfandglflubiger  der  Erfolg  des  ganzen  Warrant- 
Systems  abhängt. 

Die  BesUromungen  hierOber  in  den  einseinen  Lfindem  sind 
nnn  folgende: 

In  England  steht  es  Jedermann  frei,  entrepots  zo  errichten, 
ohne  dass  irgend  eine  gesetzliehe  Formalitttt  zn  erfMIen  wfire, 
als  diejenige,  die  das  Zollinleresse  erfordert  Jedes  enferepot 
hat  seine  »regulations*,  welche  einerseits  die  Bedingungen  ent- 
halten, onter  denen  die  Waaren  zugelassen  werden  (also  nanneBt- 
lich  polizeiliche  Vorschriften,  Tarifirung),  andererseits  die  Ver- 
pflichtungen, die  sich  der  Depositar  auferlegt  (Conservining  der 
Waare,  Manipviationen ,  die  in  dooks  vorgenommen  werden* 
können). 

Bemerkenswerth  ist,  was  der  amerikanische  Pinanzminister 
Walker  in  seinem  Berichte  an  den  Congress  Ober  das  engUscfce 
Entrepot-System  sagt: 

-  J>98  Gesetz  (nftmlich  das  amerikanische),  wie  es  in  diesem 
Augenblick  vor  uns  liegt,  gestattet  nur  2  Arten  von  Niederlagen, 
nämlich  Begierungs-  und  Privatentrepots  (hierunter  isl  das  Waa- 
renlager  eines  einzelnen  Importeurs  verstanden). 

»Nun  ist  die  gewichtige  Frage  mir  zur  Begutachtung  vorge- 
legt worden,  ob  mein  Departement  nicht  Angesichts  der  ihm  in 
Artikel  5  des  Entrepotgesetzes  ertheilten  Machtvollkommenheit 
vermöchte,  das  Recht  der  Lagerang  in  einem  Privatdepot  gleich- 
zeitig auf  die  Waaren  mehrerer  Importeure  auszuddinen. 

»Nach  reiflicher  Prüfung  bin  ich  zu  dem  Entschlüsse  gekom- 
men, dies  zu  gestatten,  und  habe  zur  Ausfahrung  dieser  Erlaub- 
niss  solche  Anordnungen  getroflen,  welche  neben  vollkommener 
Sicherheit  für  die  Regierung  dem  Kaufmann  bedeutende  Erspar- 
nisse erzielen  und  grosse  Erleichterungen  in  seinem  Geschäfte  ge- 
währen. Dieselben  beziehen  sich  auf  die  Errichtung  von  Nieder- 
lagen, für  wek)he  die  Regierung  keine  Miethe  zahlt,  weil  sie 
gleichzeitig  auch  Privatniederlagen  sind  und  nach  dem  QesHx 
unter  die  Rubrik  »von  andern  Niederlagen*  fallen.  Ober  deren 
Benutzung  sich  der  CoUektor  oder  Zollbeamte  des  betreffenden 
Hafens  mü  dem  Importeur,  EigenthOmer  oder  Commissionir  ge- 
ehiigt  hat* 
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Ir  einem  solchen  Falle  noss  indess  diejenige  PerstaUehkeil, 
weicher  der  Collector  die  Erlaubniss  zur  Anlage  eines  Bntre- 
peis  gegeben  hat,  Ton  jedem  der  dasselbe  benoUs^en  Importeurs 
ab  Agent  beTollmächtigt  sein  und  als  solcher  den  ffir  Pri?at- 
entrepots  vom  Importeur  geehrten  SchUlssel  m  Hfinden  haben, 
während  der  Zollbeamte  einen  iweiten  besondem  Schlösse!  be- 
sitzt, so  dass  Niemand  in  seiner  Abwesenheit  das  Lager  betre- 
ten kann. 

Wo  mehrere  Importeurs  nun  ein  solches  Pri? atentrepol  be- 
nutzen, welches  neben  der  Sicherung  der  darin  enthaltenen  Waa- 
ren  unter  dem  Yerschhiss  des  Beamten  und  der  Bürgschaft,  welche 
der  Importeur  flir  die  Bezahlung  des  Zolls  stellt,  in  angegebener 
Weise  versichert  und  bewacht  ist,  muss  der  Collector  auch  von 
dem  Agenten  der  Importeure,  welcher  die  lUederlage  leitet,  erae 
Bargschaft  verlangen,  die  die  Regierung  vor  Schaden  sichert. 

Die  sfimmtlichen  Vorschlfige,  die  der  Minister  dem  ameri- 
kanischen Congress  macht,  sind  dem  englischen  System  entlehnt, 
iber  das  er  sich  schliesslich  wie  folgt  äussert: 

»Dies  System  hat  sich  in  England  eines  wunderbaren  Erfolgs 
zu  erfreuen  gehabt  und  nicht  wenig  dazu  beigetragen,  dies  Land 
zum  Stapelplatz  der  Erzeugnisse  der  ganzen  Welt  zu  machen.* 

Prankreich  hat  über  das  Entrepotwesen  detaillirte  gesetzKche 
und  administrative  Vorschriften  erlassen. 

Ab  Basis  dient  der  Art.  1  des  Dekrets  vom  21.  März  1848, 
das  die  »raagasins  g^nöraux*  in's  Leben  rief,  »oü  les  n^ociants 
ei  les  industrieb  pourrolit  döposer  les  matidres  premidres,  les 
roarchandises,  les  objets  fabriquös,  dont  ib  seront  propri^taires.* 
Darauf  bezieht  steh  auch  der  Art.  1  des  Ges.  v.  28.  Mai  1858. 

Eine  weitere  Ausführung  dieses  Gegenstandes  enthält  aber 
erst  das  kaberliche  Dekret  vom  12.  März  1859  und  das  Mini- 
sterialcircularschreiben  vom  12.  April  des  Jahres.  Der  wesent- 
liche bihaH  der  beiden  genannten  SchrifislQcke  ist  nun  folgender: 

»Die  erste  Bedingung  zur  Errichtung  eines  docks-entrepol  ist, 
dass  es  einem  allgemeinen  BedQrfniss  entspricht  Die  Elemente 
zu  einem  günstigen  Resultate  müssen  vorhanden  sein,  so  nament- 
lich die  Lage  der  Stadt,  die  Bedeutung,  die  sie  mler  den  Han- 
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delspltttzen  einiiimiDi,   die  laadwirthschafUichen  und  indostrielleii 
Verhältnisse  etc. 

In  zweiter  Linie  moss  sich  der  Unternehmer  Ober  die  nöthi- 
gen  Mittel  ausweisen,  die  im  YerhftUniss  zur  Grösse  des  Unter- 
nehmens stehen  müssen. 

Dritte  Bedingung  ist  ein  unbescholtener  Ruf,  der  namenllick 
auch  im  Interesse  der  ZolWerwaltung  vom  grössten  Interesse  ist 

Wer  diesen  Anforderungen  entspricht,  hat  sich  mit  seuen 
Gesuch  an  den  Prftfekten  des  betreffenden  Departement  sa  wen- 
wen,  der  nach  Zuratheziehung  der  Behörde,  wie  sie  Art.  1  Abs.  2 
des  Ges.  von  1858  bezeichnet  ist,  die  Autorisation  von  dem  Buh 
delsministerium  dnholt  In  seinem  Gircular  sagt  der  Minister 
ausdrücklich,  dass  dadurch  nicht  ein  Monopol  geschaffen,  sonden 
nur  der  Missbrauch  verhütet  werden  solle. 

Der  Unternehmer  kann  zu  einer  Cautionsleistnng  angebabeo 
werden,  die  der  Grösse  des  Unternehmens  entspricht.  (Art  2 
des  Decrets.)  Er  ist  für  den  Schutz  und  die  Conservirong  der 
ihm  anvertrauten  Waaren  verantwortlich,  ausgenommen  Schaden 
durch  Havarie,  Naturereignisse  und  höhere  Gewalt    (Art  3.) 

Art  4  verbietet  den  Unternehmern  »de  se  livrer  directement 
ou  indirectement  pour  leur  propre  comple  ou  pour  le  oompCe 
d*autrui  k  aucun  commerce  ou  speculation  ayant  pour  oiyet  les 
marchandises*.  Man  sieht,  wie  sich  das  Dekret  in  der  WaU  der 
Ausdrücke  alle  Mühe  gibt,  jeden  Zweifel  über  das  leitende  Prin- 
cip  zu  benehmen.  Die  Sicherheit,  die  der  Deponent  beanspnichen 
kann,  soll  eine  absolute  sein,  die  durch  nichts  gestört  werden 
darf.  Ein  Abweichen  von  diesem  Princip  kann  es  keinesfalls  ge* 
nannt  werden,  wenn  das  Dekret  in  demselben  Artikel  den  Unter- 
nehmer zu  allen  dei^igen  Operationen  aütorisirt,  die  zum  Zweck 
haben  »de  faciliter  les  rapports  du  commerce  et  de  la  navigation 
avec  r^tablissement*  Darunter  sind  namentlich  begriffen  die  ZoB- 
formalitftten,  die  Waarenversicherung,  die  Sorge  fbr  den  Ein-  und 
Austritt  der  Waare,  ihrer  Weiterbeförderung  etc. 

Durch  den  Inhalt  des  vorliegenden  Artikels  ist,  vrie  di^  Cir- 
cular  ausdrücklich  bemerkt,  die  Frage  offen  gelassen,  ob  die 
Docksverwaltung  ermächtigt  werden  kann,  auf  die  in  ihren  eigenen 
Magazinen  deponirten  Waaren  Geld  herzuleihen. 
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Die  weiteren  Artikel  Terlangen^  dass  die  Magazine  Jeder- 
Inann  geöffnet  sein  sollen,  dass  die  jedesmal  besonders  aufzustel- 
lenden r^lements  der  höheren  Genehmigung  bedürfen ,  ebenso 
wie  die  Verftnderungen  in  denselben,  dass  alle  die  Opei^ationen, 
die  zu  Gunsten  eines  Theils  der  Waaren  ausgefohrl  werden,  allen 
ttbrigen  deponirten  Waaren  zu  gut  kommen  sollen. 

Das  einmal  ertheilte  Recht  zur  Errichtung  von  entrepots 
kann  im  Falle  des  Missbrauchs  auf  ebendemselben  Wege  zurück- 
genommen werden,  wie  es  ertheilt  wurde.    (Art  11.) 

Diess  ist  im  Wesentlichen  das  französische  System,  durch 
das  der  öffentliche  Charakter  der  Warrantmagazine  im  Gegensatz 
zur  freien  Concurrenz  bdbehalten  wurde,  wie  er  schon  durch 
das  Gesetz  vom  Jahre  1848  festgestellt  war. 

Für  Belgien  gilt  das  Gesetz  vom  4.  Mttrz  1846.  Es  würde 
uns  zu  weit  fahren,  den  Inhalt  dieser  umfassenden  Anordnung 
hier  wiederzugeben;  daher  sei  nur  erwähnt,  dass  das  belgische 
System  bei  aller  Zulassung  der  freien  Concurrenz  die  Mitte  zwi- 
schen dem  englischen  und  dem  französischen  hält.  Die  entre- 
pots sind  der  Anordnung  der  Zollbehörde  unterworfen,  und  haften, 
wie  Art.  21  §.  1  des  Ges.  v.  18.  Nov.  1862  vorschreibt,  fQr  die 
Conservirung  der  deponirten  Waaren.  Das  Uebrige  enthalten  die 
besonders  zu  erlassenden  r^glements. 

Die  einzigen  derartigen  docks  in  Belgien  sind  gegenwärtig 
die  entrepots  St  Felix  in  Antwerpen,  die  unter  der  trefflichen 
Leitung  des  Hrn.  Lenaers,  des  Vorkämpfers  des  Warrantsy- 
stems  in  Belgien,  als  Musteranstalt  gelten. 

Die  Schweiz  hat  sich  im  Princip  vollständig  dem  französi- 
schen System  angeschlossen. 

Das  Baseler  Gesetz  vom  21.  März  1864  spricht  nur  »von 
öffentlichen  Lagerhäusern*  (Art  1),  deren  nähere  Verhältnisse 
in  einer  eigenen  Lagerhausordnung  vom  26.  Febr.  1862  geregelt 
sind.  Der  Rathschlag  zu  dem  genannten  Gesetz  sagt  darüber: 
»Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  keine  Zweifel  gegen  die  Sicherheit 
der  Lagerung  aufkommen  dürfen,  wenn  die  Einrichtung  ihren 
Z^eck  err^chen  soll.  Der  hier  zunächst  in  Betracht  kommende 
Unterschied  zwischen  öffentlichen  und  Privatmagazinen  besteht 
darin,  dass  bis  jetzt  ausser  den  Lagerhäusern  kein  Geschäft  hier 
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besteht,  welches  neben  den  Lagern  von  Waaren  nicht  noch  an- 
dere gewagte  Geschäfte  betreUt,  wodorch  die  verlangte  Sicherbeil 
in  Frage  gestellt  werden  wQrde»* 

»Das  öffentliche  Lagerhaus  ist  ein  neutraler  Boden,  wo  Jeder 
mit  Jedem  ungehindert  verkehren  kann,  ohne  seine  Geschifto 
einem  Andern,  als  dem  unbetheiligten  Magazinsbeamten  anver* 
trauen  zu  müssen,  wo  Jeder  nach  Lage  der  Lagerhausordnimg 
für  Beschäftigung  oder  Musteruehen  das  gleiche  Recht  hat,  und 
nicht  von  der  Willkahr  eines  Privatmanns  abhängt* 

Der  St  Galler  Gesetzesentwurf  hatte  einen  Schritt  weit^^ 
zur  freien  Concurrenz  gethaq;  die  verlangte  regiemngsrdthlicbe 
Concession  ist  von  gewissen  Bedingimgen  abhängig  gemacht  wor- 
den, nach  deren  ErftUhing  die  Concession  ertheilt  werden  muss. 

Die  grosse  Sorgfalt,  mit  der  die  Gesetzgebungen  der  meisten 
Länder  das  Entrepotsystem  behandeln,  lassen  auf  ihre  grosse 
Wichtigkeit  namentlich  in  ihren  Beziehungen  zu  den  Warrants 
schliessen;  wo  ein  neues  Warrantgesetz  erschienen  ist,  war  ge* 
wiss  auch  die  Revision  des  Bntrepotwesens  in  dessen  Gefolge. 

YL  Hationalökonomisohe  Würdigung  des  Warrantsystems. 

Fasst  man  das  Resultat  vorsteh^ider  Erörterungen  zusanunea^ 
so  kommt  man  zu  folgenden  Betrachtungen: 

Zweck  der  Einrichtung  ist  die  Organisirung  eines  Waarea- 
kredits,  mittelst  dessen  auf  Grundlage  der  Deponirung  resp.  "Ver- 
pfändung der  Waaren  einerseits  Creditkäufe  abgeschlossen,  ande- 
rerseits Summen  geliehen  werden  können,  fQr  welche  die  deponiiie 
Waare  haftet 

Hiemach  lässt  sich  das  vorliegende  System  nach  zwei  Seiten 
hin  würdigen,  V 

einmal 
vom  Standpunkt  des  grosshändlerischen  Platzgeschäftes; 

dann 
vom  Standpunkt  eines  beweglichen  Realcredits  ohne  Faustpfand* 

a)  Vom  Standpunkt  eines  grosshändlerischen  Piatzgeschiftes: 

Die  Ermöglichung  vieler  Umsätze  der  Waaren,  ohne  dass 
sie  desswegen  von  einem  Magazin  in's  andere  übergeAhrt  wer- 
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den   mausten,    ist  eine  grosse  ErrangenschafI  für  den  Handel. 
Sie  hat  zu  seiner  Entwicklung  nicht  wenig  beigetragen. 

Die  Schöpfung  der  Empfangscheine  und  der  Warrants  niobi- 
lisirt  in  der  That  die  Waaren,  wie  die  Hypothekenscheine  Grund 
and  Boden;  sie  ist  dne  Einrichtung  analog  den  Noten,  welche 
das  in  den  Kellern  der  Banken  concentrirte  Kapital  repräsentiren. 
Diese  Mobilisirung  der  Waare,  die  Möglichkeit,  dieselbe  vier  und 
fünf,  ja  zehn  und  zwanzig  mal  zu  verkauren,  im  Ganzen  oder 
in  einzelnen  Loosen,  ohne  Ortswechsel,  verringert  die  Kosten 
des  Betriebs,  schützt  die  Waare  vor  Verschlechterung,  bringt 
Zeitersparnisse  mit  sich  und  erhöht  dadurch  ihre  Circulations- 
fähigkeit 

Dieser  rasche  Verkehr  ist  nicht  hoch  genug  zu  schätzen,  so- 
fern die  zweite  Bedingung,  seine  Sicherheit,  nicht  darunter  Noth 
leidet 

Die  einmal  deponirte  Waare,  für  deren  Conservirung  der 
Depositar  haftet,  kann  mit  Ruhe  den  günstigsten  Zeitpunkt  für 
ihren  Verkauf  abwarten,  sie  ist  um  so  sicherer,  die  beste  Gele- 
genheit zum  Absatz  zu  finden,  da  ein  grosses  Waarenlager  stets 
auch  eine  grosse  Menge  Käufer  anzieht  In  der  Zwischenzeit 
aber  steht  es  ja  dem  Kaufmann  frei,  das  in  dem  Werth  der 
Waaren  steckende  Kapital  durch  Erhebung  von  Warrants  nutz- 
bringend anzulegen,  da  er  ja  nach  den  meisten  Gesetzge- 
bungen die  Waare  jeder  Zeit  durch  Hinterlegung  der  schuldigen 
Summe  befreien  kann.  Dadurch  allein  ist  es  möglich,  dass  in 
London  der  Gesammtwerth  der  mittelst  Warrants  verkauften 
Waaren  sich  auf  2  Milliarden  Franken  jährlich  beläuft.  (Sauzeau, 
Manuel.) 

Die  Verringerung  der  Kosten  für  den  Kaufmann,  der  keine 
eigenen  Magazine  mehr  zu  halten  braucht,  dem  bei  den  verschie- 
densten Manipulationen,  die  mil  der  Waare  vorgenommen  werden 
müssen,  die  grosse  Masse  der  in  einem  Räume  aufgespeicherten 
Waaren  zu  gut  kommt,  wird  ihm,  besonders  auch  durch  Wegfall 
des  Risikos,  einen  grösseren  Gewinn  sichern,  als  sonst,  selbst 
dann,  wenn  er  die  Kosten  der  Vermittlung,  also  der  docks,  der 
Baiiquiers,  der  Makler  etc.  zu  tragen  hat  Die  einfache  Conse- 
quenz  ist  die,  dass  durch   die  hiebet  gemachten  Ersparnisse  der 
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Handel  mit  geringerem  Kapital  betrieben  werden  kann,  dass  die 
Concorrenz  wachgerufen  wird,  durch  die  allein  der  Handelsstand 
auf  die  Dauer  prosperiren  kann.  Aber  die  Ck>ncurrenz  wird  wd- 
terhin  den  Marktpreis  der  Waare  ermässigen,  und  zwar  gerade 
um  den  Betrag,  der  durch  die  Einrichtung  der  docks  und  Warrants 
verringerten  Kosten.  Es  ist  klar,  dass  hiedurch  die  Consumenteo 
gewinnen  und  zwar  nicht  auf  Kosten  der  Producenten ,  sondern 
nur  dadurch,  dass  man  mit  alten  Gewohnheiten  bricht,  dass  mmr 
neue  Ideen  beherrscht  und  in  richtige  Bahnen  lenkt,  anstatt  sich 
ihnen  zu  widersetzen  und  auf  Grund  vorgefasster  lleinungen  den 
Stab  aber  sie  zu  brechen. 

b)  Vom  Standpunkt  eines  beweglichen  Realkredits  ohne 
Faustpfand. 

Wir  haben  es  hier  mit  einer  höchst  sinnreichen  Combination 
des  Realkredits  mit  dem  Personalkredit  zu  thun  ;  denn  die  Scheine, 
welche  die  Waaren  repräsentiren,  sind  ausgestattet  mit  allen  Vor- 
zügen eines  durch  Indossament  leicht  circulationsfkhig  gemachten 
Handelspapiers,  das  zur  Deckung  ein  sicheres,  jeder  Zeit  reali- 
sirbares  Objekt  hat. 

Dieses  Objekt  ist  entgegen  den  gewöhnlichen  Bestimmungen 
Ober  Verpfändung  von  Mobilien  nicht  in  den  Händen  des  Gläa- 
bigers,  sondern  in  denen  eines  Dritten,  der  den  ganzen  Geschäfts- 
gang gleichsam  leitet  und  die  nöthige  Garantie  bietet.  Es  kann 
nicht  geleugnet  werden,  dass  das  Wesen  des  Realkredits  über- 
wiegend ist;  aber  gerade  das  ist  es,  was  die  ganze  Einrichtung 
für  den  Kaufmann  so  werthvoll  macht;  denn  viele  sind  nicht  in 
der  Lage,  von  ihrem  Personalkredit  Gebrauch  machen  zu  können, 
die  Keller  der  Banken  sind  für  sie  nicht  geöffnet.  Durch  Ver- 
pfändung ihrer  Waare  sind  sie  in  den  Stand  gesetzt,  das  Vier- 
und  Fünffache  des  ursprünglich  im  Geschäft  angelegten  Kapitals 
zu  neuen  Speculationen  zu  verwenden,  ohne  des  Schwindels  be- 
züchtigt werden  zu  können. 

Der  Realkredit  kann  aber  weiter  als  Complement  zum  Per- 
sonalkredit betrachtet  werden,  sofern  der  einsichtige  Kaufmann 
den  letzteren  nicht  unnöthigerweise  auFs  höchste  anspannen  will. 
Denken  wir  nun  vollends  an  Zeiten  der  Krisis,  in  denen  die  Ban- 
ken so  oft  in  Verkennung  ihrer  eigentlichen  Aufgabe,  gerade  in 
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einem  solchen  Augenblick  dem  Kreditwürdigen  helfend  zur  Seite 
zn  stehen,  die  allgemeine  Panik  durch  allzugrosse  Engherzigkeit 
nur  noch  vergrössem,  so  wird  der  reale  Credit,  der  sich  durch 
rasche  und  sichere  Executionsmittel  auszeichnet,  seine  guten 
Dienste  leisten.  Wenn  man  dagegen  einwendet,  dass  gerade  in 
solchen  Zeiten  die  Waaren  im  Werthe  sinken ,  so  ist  daran  zu 
erinnern,  dass. es  Sache  der  Schtttzung  ist,  ihren  Werth  dem 
augenblicklichen  Marktpreis  möglichst  anzupassen,  dass  auch  hie- 
ven nur  ein  bestimmter  Procentsatz  ab  Darlehen  gegeben  wird, 
und  dass  sich  gerade  in  solchen  Zeiten  Capitalisten  finden,  welche 
gegen  reale  Sicherheit  ihre  Gelder  anzulegen  suchen.  Dem  Kauf- 
mann aber  ist  httufig  auch  durch  Eröffnung  eines  kleinen  Credits  ' 


Das  Warrantsystem  gibt  bedeutende  Summen,  die  sonst  un- 
productiv  daliegen,  dem  Verkehr  zurück,  durch  die  sich  immer 
erneuernden  Zuflüsse  belebt  und  erweitert  sich  der  Handel,  dessen 
schwungvoller  Betrieb  allein  von  der  Menge  der  ihm  zu  Gebot 
stehenden  Mittel  abhängt 

Wenn  es  trotz  der  genannten  Vorzüge  nicht  an  Stimmen 
gefehlt  hat,  die  allerlei  Befürchtungen  über  die  Polgen  der  Ein- 
führung der  Warrants  laut  werden  Hessen,  so  war  dabei  viel 
Vorurtheil,  zum  Theil  schlechter  Wille,  namentlich  aber  auch  viel 
Unkenntniss  im  Spiel.  Hören  wir  die  Einwfinde,  die  dagegen  er- 
hoben wurden: 

Man  hat  dem  Warrantsystem  den  Vorwurf  gemacht,  dass 
es  einen  allzugrossen  Einblick  in  die  Verhftltnisse  des  Einzelnen 
gestatte.  —  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  hier  verschiedene 
Interessen  collidiren;  denn  einerseits  veriangt  die  Sicherheit, 
diese  Grundbedingung  der  Einrichtung,  eine  Reihe  von  Porma- 
litäten,  die  geeignet  sind,  den  Schleier  von  dem  Geheimniss  zu 
lüften,  (wir  erinnern  hier  an  das  Indossament  mit  Angabe  der 
Namen,  der  geliehenen  Summe  etc.),  andererseits  liegt  es  im  In- 
teresse der  Verheimlichung  der  Geschäfte  und  der  grösseren  Cir- 
culationsftihigkeit  der  Scheine,  diese  Pormalitäten  möglichst  zu 
verbannen.  Es  ist  schwer,  hier  immer  den  rechten  Weg  zu 
finden.  Ein  wirksames  Mittel  ist  gewiss,  sich  entweder  der  Ver- 
mittlung der  Docksverwaltung    gegen    billige  Entschädigung  zu 
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bedienen,  oder  das  Maklersystem  nach  dem  VorbOd  Englands 
emzafttfaren* 

Es  existirt  ferner  das  nicht  leicht  zu  Oberwindende  Yomr- 
theil,  dass  die  VerpfjKndung  der  Waare  auf  zerrüttete  Vermögens- 
verhältnisse schliessen  lasse.  —  Je  mehr  die  gesunde  Ansicht  sidi 
Geltung  verschaffen  wird,  dass  die  Benützung  dieser  Einrichtimg 
nur  den  Principien  der  intensiven  Ausbeutung  eines  unprodoctiven 
todt  daliegenden  Capitals  entspricht,  um  so  leichter  wird  bei  gutem 
Willen  das  Richtige  durchgreifen. 

Zwei  weitere  BefQrchtungen,  die  man  gegen  die  Einrichtung 
in*s  Feld  führte,  sind: 
die  Speculationswuth  und 
der  Wucher. 

Man  fürchtet  in  ersterer  Hinsicht,  dass  gerade  in  Zeiten  von 
Krisen  die  Lage  durch  massenhafte  Verpfändung  der  Waaren, 
deren  Marktpreis  sich  im  Falle  der  zwangsweisen  Realisirung 
bei  massenhaftem  Angebot  l>edeutend  verringern  würde,  sich  nur 
noch  verschlimmem  würde.  Paignon,  thtorie  legale  des  Operations 
de  banque,  tritt  dieser  Ansicht  mit  den  Wprten  bei :  »les  besoins 
de  la  consommation  et  les  moyens  d'öchange  limitent  le  chiffre 
des  ventes  de  commerce,  tandis  que  rien  ne  limite  la  mise  en 
d^pot  ou  en  gage.^ 

Es  kann  nicht  geleugnet  werden,  dass  gerade  in  solchen 
Zeiten  Missbrauch  mit  der  vorliegenden  Einrichtung  getrieben 
werden  kann.  Aber  man  darf  nicht  ausser  Acht  lassen,  dass  fär 
jeden  Schein  eine  wirkliche  reale  Deckung  vorhanden  ist,  wie 
kein  Wechsel  oder  sonstiges  Creditpapier  sie  hat,  und  dass  be- 
sonders durch  vorsichtige  Schätzung  und  Berücksichtigung  aller 
Verhältnisse,  die  auf  den  Marktpreis  der  Waaren  von  Einfluss 
sein  können,  dem  Schwindel  wesentlich  gesteuert  werden  könnte. 
Ganz  richtig  ruft  Herr  v.  Boe  in  seinem  Berichte  an  die  belgische 
Kammer  aus :  »Pour  äviter  un  mal  passager  et  hypothätiqoe^  dont 
le  monde  financier,  commercial  et  industriel  ne  se  trouve  atteint 
qu'ä  des  longues  intervalles,  est-ce  une  raison  de  maintenir  des 
entraves  k  des  Operations  reguliöres,  utiles  au  devetoppement  de 
la  richesse  nationale?* 

In  zweiter  Hinsicht  wird  dem  Wucher  dadurch  am  besten 
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gesieuert  werden,  dass  die  ersten  Creditinstitute  sich  mit  der  Es- 
comptirung  der  Warrants  befassen.  Je  allgemeiner  sie  benützt 
werden,  am  so  mehr  wird  durch  die  Concurrenz  dem  Uebel 
vorgebeugt  Immerhin  aber  wird  der  Zinsfuss  auf  Waare  etwas 
höher  bleiben,  als  der  Bankdisconto,  wie  diess  besonders  in  Eng- 
land die  Erfahrung  hinlänglich  lehrt 

Die  Concurrenz,  diese  mfichtige  Triebfeder  in  der  Lebens- 
thätigkeit  des  Handels,  wird  die  vielen  Bedenken  bald  verscheu- 
chen, welche  die  BinfQhrung  der  Warrants  noch  zu  überwinden 
hat;  sie  wird  mit  gebieterischer  Nothwendigkeit  die  kaufmän- 
nische Welt  zwingen,  von  einem  Institute  Gebrauch  zu  machen, 
das  ihr  die  Benützung  fremder  CapitaKen  ermöglicht.  Es  hiesse 
aber  Eulen  nach  Athen  tragen,  wollto  hier  erst  hervorgehoben 
werden ,  wie  sehr  diese  Fähigkeit,  über  fremdes  Capital  zu  ver- 
fügen, vortheilhaft  für  den  Industriellen,  Wie  fQr  den  Kaufmann  ist 
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— e.    Ueber  die  Verbesserung  der  Arbeiterwohnungen   in 
Mühlhausen   —   enthält  ^er  belg.  Monitear  N.  822  von  1866   (yergl. 
prsB.  Hdlsarchiv  1867,  I,  186  ff.)  einen  Beriebt  des  General- Direk- 
tors der  Provinzial-  and  Kommanal- Angelegenheiten  A.  Yergotean 
den  Belgischen   Minister  des  Innern.    Vergote  untersuchte 
den  Gegenstand  an  Ort  und  Stelle.    £r  schreibt:   „Der  Ruf,   welche 
MOhlhausen  durch  die  in  den  Wohnungsyerhältnissen  seiner  Arbeiter- 
Bevölkerung  so  schnell  und  glQcklich  durchgeführte  Reform   erlangt 
hat ,   steht  mit  den  Thatsachen   in  vollem   Einklänge.    Nirgends   hat 
übrigens  dieses  wichtige  Problem  eine  befriedigendere  praktische  Lö- 
sung erhalten  können.    Der  Arbeiter  findet  dort  nicht  allein  eine  ans- 
nehmend  gesunde  und  billige -Wohnung,  sondern  es  hängt  auch  nur  tob 
ihm  selbst  ab,  bei  Verwendung  des  Ertrages  seiner  bescheidensten  Er- 
sparnisse, das  Eigenthum  derselben  in  wenigen  Jahren  zu  erwerben. 
Mahlhausen ,  sagt  ein  bedeutender  Schriftsteller ,  hat  in  grossen  Pro- 
portionen verwirklicht,  was  Andere  nur  ertr&nmen.    Die  Ehre  hierron 
gebohrt  der  industriellen  Gesellschaft  jener  Stadt     Bfan  darf  sagen, 
dass  es  keine  Akademie  in  Europa  gibt,  welche  in  gleichem  Grade  ein- 
sichtige Thätigkeit  angewendet,  oder  der  Sache  der  Industrie  and   der 
Menschheit  so  ausgezeichnete  Dienste  geleistet  hat  (J.  Simon).     Im 
Jahre  1832  begrQndet,  hat  die  industrielle  Gesellschaft  in  Mühlhaosen 
sich   die  Förderung  und  Entwickelung  der  Industrie  selbst,  wie    das 
Studium  der  Mittel  zur  Aufgabe  gestellt,  welche  zur  Verbreitung  und 
Befestigung  des  Wohlstandes  und  der  Liebe  zur  Arbeit,  zur  Sparsam- 
keit und  zur  Bildung  in  der  Arbeiterklasse  geeignet  sind,    Ihrer  Ini- 
tiative, im  Verein  mit  dem  philantropischen  Gkiste,  der  die  Vorst&nde 
der  bedeutendsten  industriellen  Etablissements  beseelt,  sind  die  ersten 
Versuche  zur  Reform  der  Wohnungsverh&ltnisse  der  Arbeiter  za    Ter- 
danken.    Alle  Vorbereitungen  für  diese  Reform  waren  in  Mühlhaosen 
getroffen,  als  das  Dekret  yom  22.  Januar  1852  erschien,  welches  einen 
Kredit  von  10  Mill.  Frcs.  für  die  Verbesserung  der  Arbeiter- Wohnon gen 
in  den  grossen  Fabrikst&dten  Frankreichs  au$setzte.    Opferwillige  Bor- 
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ger,  den  höchsten  indostriellen  Klassen  Mohlhaosens  angehörig,  waren 
die  Begründer  jenes  Reformprojekts ,  entschlossen ,  dasselbe  am  jeden 
Preis  zur  AasfOhrung  zu  bringen.  War  auch  die  yon  der  Regierung 
angebotene  finanzielle  Betheiligung  nicht  der  entscheidende  Grund  ihres 
Unternehmens,  so  erleichterte  dieselbe  doch  das  Beginnen  und  verlieh 
dem  Werke  den  philantropischen  Charakter,  welcher  zur  Sicherung  des 
Erfolges  so  m&chtig  beigetragen  hat.  Um  ans  der  Unterstatzung  des 
Staats  im  weitesten  Umfange  Nutzen  zu  ziehen,  beschlossen  die  GrQnder 
des  Unternehmens,  12  an  der  Zahl,  sich  als  Soziet&t  mit  einem  Kapital 
von  300,000  Frcs.,  in  60  Aktien  zu  6000  Frcs.,  zu  konstituiren.  Zwei 
angesehene  Borger,  die  Herren  Johann  und  Mathias  Dolfus,  schrieben 
sich  an  der  Spitze  der  Liste  for  die  Zeichnungen,  der  Erstere  mit 
175,000  Frcs.,  der  Letztere  mit  50,000  Frcs.  ein.  Die  im  Juni  .1855 
unter  der  Firma  „MQhlhauser  Gesellschaft  für  Arbeiter- Wohnungen'' 
definitiv  konstituirte  Gesellschaft  erhielt  von  der  Regierung  eine  Bei- 
hülfe  von  800,000  Frcs.  unter  folgenden  Bedingungen: 

1)  im  Ganzen  für  ihre  Zwecke  900,000  auszugeben,  2)  die  H&user 
zu  einem,  den  Selbstkostenpreis  nicht  um  8  pCt.  übersteigenden  Preise 
zu  vermiethen,  8)  sie  den  Arbeitern  zum  Kostenpreise  zu  verkaufen, 
4)  den  Miethspreis  für  eine  Dauer  von  mindestens  20  Jahren  aufrecht 
zu  halten.  Nach  den  Statuten  war  der  Gesellschaft  jeder  Gewinn  unter- 
sagt Ihre  Aktien  gew&hren  nur  einen  Anspruch  auf  4  pCt.  Zinsen 
des  Nominalkapitals  und  auf  Rückzahlung  desselben.  Auf  Grund  der 
Bestimmungen  des  mit  der  Regierung  abgeschlossenen  Vertrages  und 
der  dem  Staate  gegenüber  eingegangenen  Verpflichtungen  war  die  Ge- 
sellschaft nur  zur  Errichtung  von  ungefähr  800  Häusern  verbunden. 
Sie  besitzt  heute  792.  Von  dieser  Zahl  sind  669  an  die  sie  bewoh- 
nenden Familienv&ter  verkauft  Die  Bauten ,  einschliesslich  des  dazu 
verwendeten  Grund  und  Bodens,  die  noch  disponiblen  L&ndereien  und 
die  Ausgaben  für  allgemein  nützliche  Einrichtungen  haben  ungefähr 
2,500,000  Frcs.  gekostet  Zur  Deckung  dieser  Summe  musste  die  Ge- 
sellschaft, welche  ihr  Kapital  seit  der  Gründung  nur  um  65,000  Frcs., 
getheilt  in  11  neuen  Aktien,  vermehrt  hatte,  zur  Anleihe  schreiten. 
Die  Fonds,  welche  sie  auf  diese  Weise,  und  zwar  durch  hypothekarische 
Verpfiüddung ,  zu  Zinssätzen  von  iVs  und  5  pGt.  flüssig  gemacht  hat, 
belaufen  sich  im  Ganzen  auf  die  Summe  von  1,111<000  Frcs.,  von  wel- 
chen noch  949,000  Frcs.  zurückzuzahlen  sind. 

Beim  Bau  der  Häuser,  welche  die  Arbeiterstadt  von  Mühlhausen 
bilden,  sind  im  Laufe  der  Zeit  verschiedene  Modelle  in  Anwen- 
dung gebracht  Es  gibt  Häuser  mit  einem  oberen  Stockwerk  und  Häuser 
mit  einfachem  Parterre;  aneinander  gereihte  Hanse/,  welche  zwischen 
Hof  und  Garten  liegen;  andere,  welche  in  Reihen  von  10  bis  20  mit 
der  Rückseite  zosammenstossen ;  andere  endlich,  welche  zu  vieren  in 
Gruppen  getheilt  und  von  allen  Seiten  mit  Gärten  umgeben  sind.    Die 
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ersten  mit  einem  oberen  Stockwerk  Toreehenen  Htaser  waren  aUgeaein 
in  ßrnppen  von  10  bis  20  aneinander  und  mit  der  Rflekseite  gegen  eine 
gleiche  Anzahl  Hftuser  gestellt,  jede  Wdinnng  mit  einem  Garten  nach 
der  Vorderseite.  Sie  hatten  den  üebelstand ,  dass  de  nicht  genflgead 
Loft  und  Licht  gewfthrten.  Man  Tersichtete  anf  diese  Konstmktiont- 
art,  und  nahm,  als  nnTeränderlidien  Typos,  ein  System  an,  welches 
die  Häuser,  mögen  sie  mit  einem  oberen  Stockwerk  yers^en  sein  oder 
nicht,  zu  Tieren  gruppirt  Dieses  System  bietet  den  Yortheil,  den  Zn- 
tritt  der  Luft  und  die  Ventilation  der  Wohnung  zu  erleichtern  und 
letztere  mit  dem  zugehörigen  Garten  besser  zu  isoliren.  Die  Häuser 
mit  oberem  Stockwerk  enthalten  im  Parterre  zwei  Zimmer  und  eine 
KQche,  oben  zwei  Zimmer  und  ein  nach  den  besten  Gesondheitaregeln 
eingerichtetes  Gloset,  ausserdem  Keller  und  Boden.  Der  ?om  Hanse 
eingenommene  Raum  umfasst  90,  der  des  Gartens  120  Quadratmeter. 

Die  Kaufkontrakte  bestimmen:  ,,dass  das  Gebäude  in  dem 
aberlieferten  Zustande  zu  erhalten  ist;  dass  der  kleine  Garten  als  sol- 
cher knltiyirt  wird,  dass  die  Einfriedigungen  unterhalten,  und  dass  die 
am  Strassenrande ,  aber  inneiitalb  der  Einzäunung  gepflanzten  Linden 
weder  beschädigt  noch  beseitigt  werden;  endlich,  dass  der  Erwerber 
ohne  Genehmigung  des  Verwaltungsraths  der  Gesellschaft  das  Gebände 
weder  vor  Ablauf  von  10  Jahren  veräussem,  noch  an  eine  andere  Fa- 
milie untervermiethen  darf.**  Diese  Genehmigung  wird  hinsichtlick 
des  Verkaufs  stets  ertheilt,  wenn  der  neue  Erwerber  Arbeiter  ist,  and 
hinsichtlich  des  Untervermiethers,  wenn  es  sich  um  eine  kiuderloee 
Familie  handelt,  und  im  Allgemeiitön,  wenn  die  Familie  des  Besitsera 
nicht  darunter  zu  leiden  hat  Wer  ein  Haus  zum  Eigenthum  erwerben 
will,  hat  zunächst  zur  Deckung  der  Abgaben  und  Eontraktskosten  eine 
Einzahlung  von  250—800  Frcs.  zu  leisten  und  sich  fOr  die  Folge  sn 
monatlichen  Zahlungen,  welche  nach  dem  Kaufpreise  berechnet  sind, 
zu  verpflichten.  Letzterer,  welcher  sich  Anfangs  zwischen  2700  bis 
8200  Frcs.  hielt,  beläuft  sich  fQr  die  Häuser  neuester  Konstruktioo  mni 
2750  bis  8700  Frcs.  Ein  Haus  zum  Kostenpreise  von  8000  Frcs.  wird 
zu  18  Frcs.  monatlich  vermiethet.  Wer  dem  Ifiethspreise  7  Free,  mo- 
natlich hinzufügt,  erwirbt  in  18  Jahren  und  5  Monaten  das  Eigenthmn 
des-  Hauses.  Die  Miethe  zu  18  Frcs.  monatlich,  oder  216  Frcs.  jährlich, 
gibt  in  U  Jahren  8024  Frcs.  Der  Käufer ,  welcher  aa  Stelle  jener 
18  Frcs.  während  derselben  Reihe  von  Jahren  25  Frcs.  monatlich  be- 
zahlt hat,  wird  4826  Frcs.,  mithin  einen  Mehrbetrag  von  1802  Frcs.  für 
ein  Eigenthum  entrichtet  haben,  welches  nach  dem  Kaufjpreise  mfnde« 
stens  8000  Frcs.  werth  ist  Wir  haben  gesehen,  wie  sehr  die  Vorthefle 
dieser  Kombination  von  den  Betheiligten  geschätzt  werden,  und  weleh^ 
wirksames  Beizmittel  dieselbe  dem  Geist  d^  Ordnung  und  der  Spar- 
samkeit bietet.  Die  Gesellschaft  veikauft  ohne  Schwierigkeit  die  Htaser, 
welche  sie  errichtet ,  uad  die  Aussicht,  EigenthOmer  zu  werden ,    ent- 
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wickelt  bei  dem  Arbeiter  iu  so  hohem  Grade  den  Sinn  far  Sparsamkeit, 
dass  yiele  Erwerber,  durch  Voraasbezahlang  der  obligatorischen  Monats- 
raten, dahin  gelangt  sind,  den  Eaufjpreis  weit  vor  Ablauf  des  yertrags- 
m&ssig  festgestellten  Endtermins  zu  entrichten.  Die  Zahl  der  Häuser, 
deren  Kaufpreis  auf  diese  Weise  durch  Vorauszahlungen  vollständig 
abgetragen  war,  belief  sich  im  verflossenen  Juni  auf  168. 

Abgesehen  von  den  zum  Verkauf  bestimmten  Häusern ,  enthält 
die  Arbeiterstadt  ein  allein  für  die  Aufnahme  der  unverheiratheten 
Arbeiter  bestimmtes  Etablissement  Dasselbe  ist  in  passend  ein- 
gerichtete Zimmer  eingetheilt,  welche  zum  Preise  von  6  Frcs.  monat- 
lich vermiethet  werden.  In  dem  Etablissement  befindet  sich  zugleich 
ein,  im  Winter  geheizter  und  erleuchteter,  gemeinschaftlicher  Saal ,  in 
welchem  sich  die  Miether  zusammenfinden  können.  Die  Gesellschaft 
unterstützt  den  Sinn  für  Ordnung  und  Reinlichkeit.  Alle  Jahr  findet 
eine  Preisbewerbung  unter  denjenigen  zur  Arbeiterstadt  gehörigen  Fa- 
milien statt,  welche  sich  durdi  Ordnung,  Reinlichkeit  und  im  Allge- 
meinen durch  die  gute  Erhaltung  ihrer  Wohnung  und  durch  eine  zweck- 
mässige Kultur  des  mit  ihr  verbundenen  Gartens  auszeichnen.  Den  am 
meisten  Verdienten  werden  Prämien  in  Geld  und  ehrenvollen  Zeug- 
nissen zugesprochen.  Bei  der  Vertheilung  dieser  Belohnungen  wird  das 
äussere  und  innere  Ansehen  der  Wohnung,  der  Zustand  des  Gartens 
und  des  Mobiliars,  die  Ordnung  und  die  Sparsamkeit  in  der  Haushal- 
tung, die  Pflege  der  Kinder  und  der  Erfolg  ihres  Schulbesuchs,  endlich 
der  Verdienst  der  Familienglieder  in  Betracht  gezogen.  Die  hier  er- 
wähnten Auszeichnungen  sind  allgemein  sehr  gesucht  Man  kann 
daher  auch  unmöglich  etwas  Freundlicheres  sehen,  als  die  Arbeiterstadt 
von  Mflhlhausen.  Die  Gärten  sind  mit  der  grössten  Sorgfalt  bearbeitet 
und  unterhalten  und  die  Häuser,  innen  und  aussen,  von  tadelloser 
Sauberkeit. 

Die  Strassen  sind  breit  und  regelmässig  entworfen,  und  mit 
einer  Doppelreihe  von  Linden  besetzt.  Die  Breite  der  Hauptstrassen 
stellt  sich  auf  11 ,  die  der  Querstrassen  auf  6  Meter.  Beide  werden 
durch  Trottoirs  von  1  Meter  60  Centimeter  begrenzt  In  bestimmten 
Zwischenräumen  sind  öffentliche  Brunnen  errichtet. 

Das  folgende  Bild  aus  der  feinen  Feder  eines  bereits  erwähnten 
Schriftstellers  (M.  J.  Simon)  gibt  eine  genaue  Vorstellung  von  der  Ar- 
beiterstadt Mühlhausen  (wir  haben  Tflb.  Ztschr.  einen  Auszug  des  J. 
8imon*8chen  Aufsazes  gegeben),  Bad-  Wasch-  und  Kinderbewahranstalt, 
Garküche,  sind  trefflich  organisirt. 

Die  Bäckerei  leistet  ebenfalls  erwähnenswerthe  Dienste.  Das 
von  ihr  gelieferte  Brod,  stets  von  ausgezeichneter  Beschaffenheit,  wird 
au  einem  Preise  abgesetzt,  welcher  sich  für  27s  Kilogr.  um  5—10  Cent 
unter  dem  Verkaufspreise  der  billigsten  Bäcker  der  Stadt  stellt.  Der 
Käufer  muss  jedoch  baar  bezahlen.    Diese  eingewurzelten  Gewohnheiten 
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entgegengesetzte  Bedingung  hat  lange  Zeit  den  Erfolg  des  Unterneh- 
mens gehemmt  Indess  werden  die  Vortheile,  welche  sie  dem  Arbeiter 
gew&hrt,  täglich  mehr  begriffen,  so  dass  der  Monatsverkaof  zur  Zeit 
die  Zahl  yon  fast  10,000  Broden  zu  2Vi  Kilogr.  erreicht 

Was  das  V erkaufsmagazin  betrifft,  so  lägst  die  Gesell- 
schaft dort  yerschiedene  zu  den  ersten  Lebensbedarfnissen  geh6rige 
Gegenstände  absetzen.  Diese  Schöpfung  hat  bereits  der  Arbeiterbe- 
yölkemng  Dienste  geleistat  and  leistet  sie  noch  täglich,  welche  tob 
ihr  in  richtiger  Weise  gewürdigt  werden.  Zwei  ?on  der  Gesellschaft 
erbaute  Häuser  sind  unentgeltlich  eingeräumt ,  das  eine  an  eine  Dia- 
konissin (Hospitalschwester)  zur  Wohnung,  das  andere  an  einen 
Arzt  zu  Konsultationszwecken«  Die  Gesellschaft  sorgt  Oberhaupt  fOr 
alle  Ausgaben  des  Erankendienstes ,  welcher  in  seiner  jetzigen  Ein- 
richtung allen  berechtigten  Anforderungen  entspricht  Ein  auf  Sab- 
scription  begründetes  Invalidenhaus  endlich  yenroUständigt  die 
gemeinndtzigen  Anstalten  der  Mühihäuser  Arbeitemtadt  Bei  meinem 
Besuch  waren  15  Pensionaire  in  dieser  Anstalt,  welche  nur  Invaliden, 
die  keine  Angehörige  haben,  aufnimmt. 

„Das  ist,  sagt  Herr  Vergote,  in  seiner  Gesammtheit  das  Werk  der 
Mahlhauser  Gesellschaft.  Wenn  es  auch  wahr  ist,  dass  die  Betheiü-' 
gung  des  Staates  die  ersten  Schritte  der  Gesellschaft  wesentlich  er- 
leichtert hat,  so  ist  doch  ebenso  unzweifelhaft,  dass  die  yon  ihr  erlangten 
Erfolge  den  Beweis  liefern,  wie  ein  solches  Werk  allein  durch  indivi- 
duelle Anstrengungen  zur  Ausfahrung  und  in  einen  blühenden  Zustand 
gebracht  werden  kann.  Was  in  Mohlhausen  erreicht  ist,  scheint  mit 
gleicher  Aussicht  des  Gelingens  in  den  meisten  grossen  Mittelpunkten 
der  Fabrik-Industrie  versucht  werden  zu  können.  Wenn  es  erforderlich 
ist,  diese  Auffassung  durch  ein  Beispiel  zu  unterstatzen,  so  wird  es 
genügen,  an  Guebwiller,  eine  wenige  Meilen  von  Mühlhausen  ge- 
legene Fabrikstadt,  zu  erinnern,  welche  ebenfalls  die  edelmüthige  Auf- 
gabe verfolgt,  alle  auf  das  materielle  Wohl  und  die  geistige  und  sitt- 
liche Fortentwickelung  der  Arbeiterklasse  gerichtete  Bestrebungen  zu 
verwirklichen.  In  Guebwiller ,  wie  in  Mühlhausen ,  ist  die  Reform^  der 
Arbeiterwohnungen-  zur  Durchführung  gelangt  Seit  dem  Jahre  1864 
wurde  dort  durch  die  Fabrikbesitzer  Herren  Bourcart  für  ihre  Ar- 
beiter eine  gewisse  Anzahl  Häuser  nach  dem  Muster  der  früheren  Bauten 
von  Mühlbausen  hergestellt  Dieser  erste  Versuch  und  das  Beispiel 
Mühlhausens  führten  in  Guebwiller  im  Jahre  1860  zur  Gründung  einer 
Gesellschaft  für  .den  Bau  von  Arbeiterwohnungen  mit  einem  Kapital 
von  342,000  Frs.  in  342  Aktien  zu  1000  Frs.  Zu  demselben  pbilan- 
tropischen  Zweck  errichtet  wie  die  Mühlhauser  Gesellschaft,  hat  die- 
selbe, wenn  auch  in  geringerem  Umfange,  so  doch  ohne  Unterstütsang 
des  Staats,  nicbt  weniger  beachtenswerthe  Resultate  erzielt  wie  die- 
jenigen, welche  Mühlhausen  mit  gerechtem  Stolz  für  sich  in  Ansprach 
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nehmen  darf.  Ihr  Statut  untersagt  den  Aktionairen  jeden  Gewinn  und 
bewilligt  ihnen  höchstens  6  pGt.  Zinsen  des  eingeschossenen  Kapitals. 
Die  Jiron  ihr  erbauten  Häuser  sind  mit  einem  Oberstock,  mit  Keller  und 
Boden  versehen.  Ihr  Preis  schwankt  zwischen  4200  und  4600  Frs.  für 
die  Eckhäuser  und  zwischen  3600  und  8800  Frs.  fttr  die  übrigen. 

,,Die  Arbeiterwohnungen  in  Quebwiller  sind  nach  dem  besten  Sy- 
stem errichtet)  luftig  und  mit  Gärten  versehen,  welche  sich  zwischen 
der  Vorderseite  und  der  Strasse  ausbreiten.  Sie  sind  zu  yieren,  sechsen, 
achten  und  mehr  gruppirt,  mit  den  Backseiten  aneinander  gelehnt,  und 
enthalten  Keller,  Parterre,  Oberstock  und  Boden.  Sie  stehen  in  keiner 
Beziehung  den  besteingerichteten  MOhlhauser  Bauten  nach,  welche  ihnen 
übrigens  auch  als  Muster  gedient  haben. 

n Diese Thatsachen  sind  entscheidend;  sie  zeigen,  dass  die  finanzielle 
Unterstützung  des  Staats  nicht  unumgänglich  nothwendig  ist,  um  diß 
Beferm  der  Arbeiterwohnungen  mit  Erfolg  durchzuführen.  Haben  wir 
nicht  überdies  den  Beweis  hierfür  in  Belgien  selbst?  Hat  die  in  Yer- 
viers  bestehende  Gesellschaft  für  den  Bau  und  die  Verbesserung  von 
Arbeiterwohnnngen  zur  Aufnahme  ihres  nützlichen  Werks  Subsidien  in 
Anspruch  nehmen  müssen?  Man  darf  hoffen,  dass,  wenn  die  Belgische 
Regierung  in  den  von  mir  bezeichneten  Grenzen  ihre  finanzielle  Be- 
theiligung an  einem  solchen  Werke  in  Aussicht  stellte,  dies  Anerbieten 
nicht  nur  manches  Zögern  und  Zaudern  beseitigen ,  scmdern  auch  einen 
grossen  Fortschritt  auf  der  Bahn  einer  Reform  der  Arbeiterwohnungen 
bilden  würde. 

Brüssel,  10.  Oktober  1866.    Der  General-Direktor  für  provinzielle 

und  kommunale  Angelegenheiten. 
A.  Vergüte.** 
—  „P.  s.    Dieser  Bericht,  fährt  Vergüte  in  einer  Nachschrift 
fort,  war  bereits  beendet,   als  ich   von  Herrn  Delmas,  Belgischen 
Konsul  in  Mühlhausen,  den  angeschlossenen,  mehrere  Fragen  beant- 
wortenden Brief  erhielt,  welche  ich  zur  Feststellung  der  Richtigkeit 
mehrerer  Angaben ,  sowie  zur  Vervollständigung  anderer ,   stellen  zu 
müssen  glaubte.    Das  Schreiben  des  Herrn  Delmas  scheint  mir  ein 
so  lebhaftes  Interesse  zu  bieten,  dass   ich  die  Vorlage  desselben  der 
Benutzung  der  darin  enthaltenen  Materialien  für  meine  Arbeit  vorge-  . 
sogen  habe. 

„„Brief  des  Herrn  Delmas,  Belgischen  Konsuls 
in  Mühlhausen.  Nachdem  ich  aus  den  zuverlässigsten  Quellen  die 
erforderlichen  Nachrichten  eingezogen  habe,  beeile  ich  mich,  die  Fragen 
SU  beantworten,  welche  Sie  mir  in  Ihrem  Briefe  vom  6.  d,  M.  stellen.  — 
1)  Das  Gesellschafts-Kapital  ist  gebildet  durch  Zeichnung  von  71 
Aktien  von  3000  Frs. ,  also  von  865,000  Frs.  Der  Staat  verpflichtete 
sich  unter  dem  Ministerium  Persigny ,  ein  Drittel  der  durch  die  Er- 
richtung der  Arbeiterstadt  verursachten  Ausgaben  zu  übernehmen,  ohne 

2Seltsohr.  f.  Staatow.  1867.    iV.  Heft.  43 
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hierbei  ein  Minimum  oder  Mazimnm  der  Ansj^ben  im  Voraos  festso- 
setzen.  Die  Qeselhchaft  begann  also  mit  ihrem  Stammkapital  Gnmd 
und  Boden  211  kaufen  nnd  H&nser  zu  bauen.  Als  dieser  ursprttngliebe 
Fonds  erM^öpft  war,  nahm  man  auf  Grandstacke  und  Häuser  Hypo- 
theken auf.  Die  aus  den  successiyen  hypothekarischen  Anleihen  her- 
rOhrenden  Summen  wurden  wieder  ku  neuen  Ankäufen  und  neuen  Baaten 
verwendet.  AUmllig  gelangte  man  auf  diese  Weise  su  einem  Ausgabe- 
betrage  Ttm  mehr  als  900,000  Frs.  Inzwischen  hatte  der  Staat  in  6 
Baten  ?ob  je  60,000  Frs.  jedeemal  auf  den  Nachweis,  dass  die  Geaeli- 
schafi  glelcbfalls  50,000  Frs.  ausgegeben  hatte,  die  Summe  ?on  800,000  Fr«., 
als  seinen  Antheil  an  der  Gesammt- Ausgabe,  eingezahlt  Nach  Abs- 
Zahlung  dieses  Betrages  hat  sich  der  Staat  jeder  weiteren  Betheiligimg 
an  den  folgenden  Vergrösserungen  des  Unternehmens  enthalten.  Diese 
800,000  Frs. ,  ein  freiwilliges  Geschenk  des  Staates ,  werden  in  den 
Rechnungen  nicht  mehr  aufgeführt.  Sie  sind  bei  der  Errichtung  des 
ersten  Stadttbeils  durch  Kanalisirungen,  Brunnenanlagen,  Strassenbantea, 
Anpflanzungen,  Herstellung  einer  Garkoche  und  gemeinnQtsiger  An- 
stalten etc.  absorbirt*,  sie  sind  in  gewissem  Sinne  eine  Ermuntemngs- 
Prämie  für  die  ersten  Käufer  gewesen,  denn  sie  haben  nur  den  ersten 
804  Häusern  genutzt  Bei  Berechnung  des  Selbstkostenpreises  der  spä- 
teren Bauten  hat  man  die  Arbeiten  for  Wege,  Anpflanzungen,  Brunnen, 
Gossen  etc.  in  Anschlag  bringen  und  dadurch  den  Preis  Terhältnte* 
massig  erh(Aen  massen.  Kurz,  der  Staat  hat ' keineswegs ,  bevor  or 
einen  Einschuss  seinerseits  machte,  den  Nachweis  eines  Grundkapitals 
von  800,000  Frs.  gefordert;  er  hat  die  Gesellschaft  »ich  konstitairen 
und  operii^n  lassen  wie  sie  es  wollte,  und,  sobald  sie  eine  Ausgabe 
von  150,000  Frs.  nachwies,  den  dritten  Theil  dieser  Summe ,  also 
50,000  Frs.,  eingezahlt,  bis  zu  dem  Augenblicke,  da  die  Gesammt- 
Ausgabe  den  Betrag  von  900,000  Frs.  erreichte.  Die  hypoth^ariscfaen 
Anleihen  sind  von  der  Gesellschaft  zu  einem  Zinssatz  von  4Vs,  4%  «und 
5  pGt  aufgenommen,  und  in  90  Jahren  unter  folgenden  Bedingungen 
zurflckzuzahlen :  während  eines  Zeitraums  von  5  Jahren  sind  nur  die 
Zinsen  zu  entrichten,  von  dem  6ten  bis  20ten  Jahre  muss  jedes  Jakr 
*/i%  des  Kapitals  amortisirt  werden.  Dieser  Modus  gestattete  der  Ge- 
sellschaft, den  Käufern  unter  den  Arbeitern,  die  flär  das  Gedeihen  des 
Unternehmens  unbedingt  nothwendigen  ausgedehnten  Zahlungstermine 
zu  bewilligen.  Die  Anlage  der  800,000  Frs.  Zuschuss  ist  fär  den  Staat 
eine  gewinnbringende  gewesen.  Die  Arbeiterstadt  gewährt  heute  an 
Personal-  und  Gewerbesteuern  eine  Jahreseinnahme  von  wenigstens 
17,000  Frs.  Ausserdem  hat  der  Staat  ungefähr  120,000  Frs.  an  Elin* 
registrirungsgebohren  und  Decimes  bei  dem  Verkauf  von  878  Iftusem 
erhoben,  ungerechnet  der  Wiederverkäufe,  welche  etwa  Seitens  der 
ersten  Käufer  erfolgt  sind.  Die  finanzielle  Seite  der  Frage  ist  also  fQr 
den  Staat  nicht  weniger  interessant  al«  die  stattswirtiiBehaflliohe  oder 
politische. 
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2)  Es  sind  bis  zum  Jahre  1864  erbaut: 

692  Hänser,  sog.  alte,  and  seit  1864 
^00       n         n     neue, 
792  Häuser  ist  also  die  genaue  Zahl. 
Am  81.  Oktober  vorigen  Jahres  hatte  die  Gtotellsckaft  670  Häuser 
verkauft,  nämliofa :    643  auf  die  692  alten, 
27    „     „    100  neuen, 
zusammen  678 

49  alte  Häuser  und 
70  neue  bleiben  zu  TerkaufSen, 
Summa  wie  vor  792. 
8)  Diese  792  Häuser  repräsentiren  for  die  Gesellschi^t,  wenn  man 
den  Preis,  2u  welchem  sie  verkauft  worden  sind  und  täglich  verkauft 
werden,  zur  Grundlage  nimmt,  eine  Summe  von  .  .  .  2,810,000  Frcs. 
Die  Bechaoag  stellte  sich  am  81.  Oktober  ▼.  J.  . 

1)  far  den  Verkauf  tou  670  Häusern 1,920,000  Frcs. 

2)  Werth  der  noch  xa  Terkaufenden  120  Häuser     890,000     „ 

Summa  wie  vor  2,810,000  FrcsT 
Man  wOrde  ungenau  sein,  wenn  man  sagen  wollte,  dass  diese  792 
Häuser  2,310,000  Frcs.  gekostet  hätten;  sie  haben  an  sich  etwas  we- 
niger gekostet.  Die  Gesellschaft  hat  natflrlich  die  Kosten  fQr  die  Ver- 
waltung, fQr  die  Unterhaltung  der  gemeinnatzigen  Anstalten,  die  Unter- 
statzungen fOr  verachiedeaa  nQtaliche  und  wohlthätige  Werke  n.  s.  w. 
tragen,  und  sich  bei  der  Bestimmung  des  Verkaufspreises  einen  ent- 
i^rechenden  Mehrwerth  auf  die  Grundstöcke  und  einen  kleinen  Aufschlag 
auf  die  Bauten  in  Bechnung  stellen  mOssen«  Man  kann  keineswegs 
behaupten,  dass  diese  nothwendige  Massregel  dem  Fundamental- Prinzipe 
der  Gesellschaft  Eintrag  gethan  hätte ,  nach  welchem  die  Aktioniire, 
anter  Ausschliessung  jeden  Gewinns,  nur  einen  Zinssatz  von  4  pCt. 
und,  im  Falle  der  Lifoidation,  die  RQckeahlung  eines  Kapitals  von 
5000  Frcs.  auf  die  Aktien  beanspruchen  dürfen.  Die  Gesellschaft  hat 
im  Ganzen  1,111,000  Frcs.  angeliehen  und  hierauf  noch  949,000  Frcs. 
zurOckzuzahlen;  die  letztere  Summe  ist  mehr  als  sichergestellt  durch 
die  Torhandenen  Grundstücke,  die  noch  unverkauften  Häuser  und  die 
Yon  den  Käufern  zu  leistenden  Batenzahhtngen. 

4)  Die  Gesammtfläche  des  von  der  Geseilsohafi  erworbenen,  theils 
bereits  verwendeten ,  theils  noch  zu  verwendenden  Grund  und  Bodens, 
beträgt  28  Hectaren,  24  Ares  nnd  76  Centiaren. 

Die  Fläche  begreift  in  sich :  Hect      Ares       Cent. 

Oeffentliche  Gebäude      —  64  20 

Verkauft  an  verschiedenen  Zwecken    .    .      7  —  12 

a)  Häuser  und  Gärten 18  68  87 

b)  Terrain  fir  Strassen 6  96  7 

c)  Noch  disponibler  Grand  and  Boden    1  26  — 

Summa  wie  vor  28  24  76 

48» 
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Diese  Zahlen  in  Verbindung  mit  den  in  Ihren  H&nden  befindliehen 
Angaben  über  die  Breite  der  Strassen  and  Trottoirs,  werden^  wie  ich 
hoffe,  Ihre  Nachrichten  aber  diese  Frage  yervollständigen. 

5)  Alle,  sowohl  die  alten,  wie  die  neuen  Erwerber  haben  mo- 
natlich die  feste  Summe  von  25  Fros.  zu  bezahlen,  so  dass  der  Ein- 
schuss  am  Ende  des  Jahres  800  Pres,  betr&gt.  Dieser  Einschuss  xei^ 
f&llt  in  160  Frcs.  Zinsen  für  den  Kaufpreis  von  3000  Frcs.  ond  in 
ISO  Frcs.  Amortisation  für  die  Schuld.  Im  folgenden  Jahre  Tertbeilt 
sich  dieselbe  in  anderer  Weise;  die  zu  zahlenden  Zinsen  yerringav 
sich  und  die  Differenz  kommt  der  Amortisation  zu  Gute;  mithin  ist 
ein  E&ufer,  welcher  jeden  Monat  regelmässig  seine  26  Fros.  bezahlt» 
in  13  Jahren  und  6  Monaten  von  allen  Verpflichtungen  befreit.  Diese 
Regelm&ssigkeit  ist  jedoch  ein  wenig  ideal  und ,  so  lange  der  Kontrakt 
nicht  abgeschlossen  ist,  zeigt  sich  die  Gesellschaft  sehr  nachsichtig; 
sie  berücksichtigt  schwierige  Zeitverhftltnisse,  Famiüenumst&nde  n.  s.  w. 
und  nimmt  Abschlagszahlungen  unter  der  Summe  yon  26  Frcs.  an.  Der 
Yorschriftsm&ssige  Einschuss  ist  also  für  Alle,  und  ohne  Unterschied 
zwischen  alten  und  neuen  H&nsern,  gleichförmig  26  Frcs. 

6)  Die  Bevölkerung  der  Arbeiterstadt,  —  EigenthQmer  und  Miether 
von  Hftusern,  und  mögen  die  letzteren  der  Gesellschaft  noch  gehören 
oder  gehört  haben,  ~  beläuft  sich  gegenwärtig  auf  ungefähr  6000  und 
einige  Hundert  Seelen. 

7)  Im  Prinzip-  ist  die  Unterrermiethung  yerboten.  Das  Verbot 
erschien  indess  zu  schroff;  um  die  Einhaltung  desselben  durchzuführen, 
hätte  es  der  Einrichtung  eines  dauernden  üeberwachungssystems  be- 
durft; andererseits  erleichterte  die  Untervermiethung  die  Hanpt?ennie- 
thung.  Schliesslich  hat  deshalb  die  Gesellschaft  die  Befugniss  zur 
Untervermiethung  ausnahmsweise  ertheilt,  und  sich,  wegen  der  aosza* 
übenden  Kontrole  auf  die  Gemeinde-Kommission  gestützt,  welche  zur 
Aufsicht  über  die  Wohnungen  mit  Bücksicht  auf  die  Gesundheitsi^ege 
eingesetzt  ist.  Es  ist  dies  in  der  That  die  einzige  Aufsicht  über  die 
Untervermiethungen,  welche,  meistens  auf  mündlicher  Verabredung  be- 
ruhend  und  von  sehr  vorübergehender  Dauer,  sich  der  Statistik  entziehen. 
Aus  diesem  Grunde  habe  ich  auch  die  Zahl  der  Hauptmiether,  welche 
sich  zur  Untervermiethung  verstehen,  nicht  erfahren  können. 

8)  Im  Allgemeinen  werden  die  Häuser  nur  an  solche  Personen 
vermiethet  oder  verkauft,  welche  von  den  Arboitsherren  entweder  per- 
sönlich oder  durch  eine  schriftliche  Empfehlung  in  Vorschlag  gebracht 
werden.  Der  Direktion  sind  in  der  Würdigung  der  Meldungen  sehr 
weitgehende  Befugnisse  übertragen,  welche  man  ihr  auch  zweckmässiger 
Weise  lassen  muss ,  da  ihre  beständige  Berührung  mit  der  Arbeiter- 
klasse ihr  die  Auswahl  solcher  Personen,  welche  die  meiste  Gewähr 
bieten,  möglich  macht.  Diese  Garantien  sind  übrigens  nirgends 
formnlirt;   sie   bestehen  nicht   in  Bedingungen,   welche   eintretenden 
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Falls  den  Kauf-  oder  Miethsyertrag  aufhöben ;  sie  wären  in  den  meisten 
F&llen  mehr  eine  Schranke ,  als  ein  Holfsmittel  fOr  die  Entwickelnng 
der  Arbeiterstadt  gewesen.  Man  denke:  ein  Familienyater,  ein  tQch- 
tiger  Arbeiter  will  kaufen;  seine  Frau  ist  fleissig  und  erwirbt  auch 
mit;  aber  sie  haben  einen  ungerathenen  Sohn  und  eine  Tochter  von 
zweifelhaften  Sitten.  —  Soll  die  Direktion  die  Forderung  jenes  brayen 
Mannes  zurackweisen  ?  Ich  meine  nicht  Man  hat  deshalb  der  Direktion 
eine  gewisse  diskretion&re  Beurtheilung  der  F&lle  flberlassen.  Sie  be- 
gnügt sich  damit,  dem  Käufer  einige  Bedingungen  Ober  die  Ordnung 
und  Unterhaltung  des  Hauses,  über  den  Schulbesuch  der  Kinder  u.  s.  w. 
yorzuschreiben.  Ich  habe  noch  hinzuzufügen ,  dass  die  Direktion  sich 
nicht  auf  die  ausschliessliche  Zulassung  yon  Fabrikarbeitern  beschränkt; 
sie  lässt,  sowohl  als  Eigenthflmer  wie  Miether,  Kaufleute  und  Hand- 
werker zu,  welche  den  Gesammtbedürfnissen  der  Arbeiterstadt  dienen. 
Es  wird  jedoch  darauf  gesehen^  dass  soweit  als  möglich  jedes  Geschäft 
entfernt  bleibe,  welches  den  Arbeiter  zur  Unordnung  und  zu  unnöthigen 
Ausgaben  yerleiten  könnte. 

9)  Man  würde  wohl,  auf  Grund  weitläufiger  Untersuchungen,  den 
Mittelsatz  des  liOhnes  derjenigen  Arbeiter,  welche  Eigenthum  erworben 
haben,  zu  bestimmen  im  Stande  sein.  Indess  würde  die  Angabe  dieses 
Satzes  nie  ganz  zweifellos  und  für  praktische  Schlussfolgerungen  un- 
geeignet sein.  Ich  sage  „nicht  zweifellos",  weil  bei  den  monatlichen 
Einzahlungen  häufig  nicht  bloss  ein  einzelner  Lohnbetrag,  der  Lohn  des 
auf  seinen  Namen  lautenden  Familienyaters,  in  Betracht  zu  ziehen  ist 
In  yielen  Familien  verdienen  die  Mütter,  Söhne  und  Töchter  1  Frc, 
1  Frc.  50  Cts.,  2  Frcs.,  und  dieser  Lohn  nimmt  an  der  schnellen  Til- 
gung der  Schuld  mit  Theil.  Auch  gibt  es  nicht  wenige  Söhne,  welche 
die  Prämie  für  den  WiedereintriU  in  den  Militärdienst  als  Fonds  für 
die  erste  Einzahlung  hergegeben  haben.  Es  ist  deshalb  fast  unmöglich, 
den  mittleren  Lohnsatz  der  yon  ihrer  Schuld  bereits  befreiten  Käufer 
genau  festzustellen.  Ich  behaupte  ferner,  dass  man  aus  diesem  Mittel- 
satze keine  praktische  Folgerung  ziehen  könnte.  In  Wirklichkeit  ist 
es  nicht  der  höchste  Lohnbetrag,  welcher  den  Arbeiter  am  schnellsten 
zur  Tilgung  seiner  Schuld  führt;  es  sind  dies  yielmehr  die  Ordnungs- 
liebe, die  Sparsamkeit  und  die  Moralität  des  Käufers  und  seiner  Familie. 
Die  Beispiele  sind  leider  nur  zu  häufig,  dass  Arbeiter  mit  einem  Tages- 
verdienst yon  4  und  6  Frcs.  auf  ihre  Ratenzahlungen  im  Rückstande 
sind,  während  der  Nachbar,  welcher  nur  8  Frcs.  verdient ,  Voraus- 
zahlungen geleistet  hat 

10)  Seit  Gründung  der  Gesellschaft,  also  seit  18  Jahren,  haben 
150  Käufer  ihre  Verbindlichkeiten  vollständig  getilgt.  In  dieser  Zahl 
sind  alle  Industriezweige  vertreten.  Diejenigen  Arbeiterklassen  jedoch, 
welche  anscheinend  die  grösste  Zahl  von  Scholdtilgungen  aufzuweisen 
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halben  und  am  schnellsten  mm  Ziel  gelangten,  sind  die  der  Maschinen- 
arbeiter and  der  Ronleauxdrucker. 

11)  Die  Bewohner  der  Arbeiterstadt  betheiligen  sich  an  den  Kosten 
der  Krankenpflege  nicht;  diese  werden  yielmehr  allein  Ton  der  Oesell- 
Schaft  getragen.  Sie  hat  zwei  H&oser  fOr  jenen  Zweck  bestimmt;  in 
dem  einen  befindet  sich  eine  Diakonissin  and  die  Apotheke;  in  dem 
andern  das  Lokal,  in  welchem  der  von  der  Gesellschaft  besoldete  Doktor 
zweimal  in  der  Woche  den  Kranken  Bath  ertheilt. 

12)  Es  versteht  sich  Ton  selbst,  dass  die  ersten  and  hauptsäch- 
lichen Bedingungen,  nicht  etwa  fOr  das  Gedeihen,  sondern  fOr  die  Grün- 
dung von  Arbeiterstadten,  wie  die  Mahlhausens,  mit  einem  Wort,  die 
Lebensbedingungen  folgende  sind:   A.  Ein  industrieller  Centralplatz, 
von  fortschreitender  Entwickelnng:  Einrichtungen. dieser  Art  sind  kei- 
neswegs Wiederbelebungsmittel  f&r  ein  erlöschendes  industrielles  Leben; 
sie  können  nur  in  einem  Mittelpunkt  mit  einer  üeberfQlle  von  Leben 
und  Bewegung,  in  einem  im  vollen  Fortechritt  begriffenen  Mittelpunkt 
gedeihen.    B.  Eine  Arbeiterbevölkerang,  welche  nicht  allein  für  eine 
erste  Gruppe  von  Bauten  genügt,  sondern  auch  in  ihrem  Stadtviertel 
zu  beengt  ist,  und  trotz  inneren  Widerstrebens  von  der  Expansionskraft 
beseelt  ist     C.  Eine  Gesellschaft  im  Besitze  eines  Kapitals,  welches 
sie  unbegrenzt  immobilisiren  kann,  bereit  und  befagt,  ihre  erste  GrOn- 
dung  hypothekarisch  zu  verpfänden ,  um  sich  weiter  auszubreiten  und 
um  der  ersten  Hftusergruppe  eine  zweite  folgen   zu  lassen  (denn   ich 
setze  nicht  den  sehr  unwahrscheinlichen  Fall  voraus,  dass  man  zu  An- 
fang 1—2  Millionen  in  Aktienzeichnungen   findet).  —  Angenommen, 
dass  diese  drei  Lebensbedingungen  in  einem  Ihrer  industriellen  Mittel- 
punkte vorhanden  sind,  so  treten  eine  grosse  Zahl  Bedingungen  zweiten 
Banges  auf,  die  jedoch  s&mmtlich  gleichfalls  zu  dem  Erfolge  des  Unter- 
nehmens beitragen  müssen.    Ich  beschränke  mich,  die  hauptsächlichen 
kürz  aufzuzählen,  da  sich  die  weitere  Ausfahrung  derselben  von  seibat 
ergibt,    a)  Befreiung  von  jeder  Theilnahme  der  Verwaltungsbehörden 
an  der  GeschäftsfOhrung.    Die  Aufsicht  und  Mitwirkung  des  Staats,  die 
Anwendung  namentlich  seines  Systems  der  BechnungsfQhrung  wtkrde 
zu  Verzögerungen  führen  und  Fragen  anregen,  welche  mit  der  einer 
solchen  Schöpfung  nothwendigen  Freiheit  der  Bewegung  unvereinbar 
sind,    üeberdies  verlöre  die  Verwaltung  in  den  Augen  des  Arbeitera, 
mit  Becht  oder  Unrecht ,  gerade  den  Charakter ,  welcher  den  Käufer 
ermuthigt  und  sicher  stellt,  den  eines  wohlwollenden,  auf  Einhaltung 
der  Zahlungstermine   nicht   im  Wege  einer  sammarischen  Exekution 
dringenden  Verkäufers,    b)  Leichtigkeit  für  die  GrOndungsgesellschaft, 
den  erforderlichen  Grund  und  Boden  zu  einem  angemessenen  Preise  und 
so  nahe  als  möglich  an  dem  industriellen  Mittelpunkt,  oder,  wenn  er 
entfernter  liegt,  eine  Eisenbahnverbindung   zu  ermässigten  Preisen  zo 
finden.    Ich  habe  mit  Absicht  diese  Erwägung  unter  die  Bedingungen 
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zweiten  Ranges  gestellt,  weil  ich  nicht  glaube,  dass  ein  Unterschied 
von  300  oder  400  Frcs.  in  dem  Selbstkostenpreise  des  Arbeiterhanses 
ein  erhebliches  Binder niss  für  den  Verkauf  ist.  Es  bedarf  im  Oansen 
nur  eines  Jahres  mehr,  um  den  K&nfer  zu  liberiren.  Was  die  Gesell* 
Schaft  selbst  betrifft,  so  hat  für  sie  der  etwas  höhere  Preis  des  Bodens 
nur  die  Folge,  dass  sie  eine  gegen  die  Angabe  im  Prospekt  etwas  ge- 
ringere Anzahl  von  Häusern  baut,  und  zwar  mit  dem  Vorbehalt  der 
hypothekarischen  Verpfändung  der  ersten  Gruppe,  um  die  zweite  in 
Angriff  zu  nehmen,  c)  Eine  rein  Y&terliche,  fQr  den  im  ROckstand 
gebliebenen  Arbeiter  nachsichtige ,  die  BedQrftiisse  des  Käufers  oder 
Miethers  beachtende  Leitung,  welche,  ohne  die  Gesellschafts-Interessen 
unberQcksichtigt  zu  lassen,  die  Creschäfte  nicht  wie  ein  Spekulant,  son« 
dem  wie  ein  guter  Familienvater  führt  d)  Das  Vorhandensein  wenig- 
stens einiger  Fabrikzweige  in  dem  industriellen  GrOndungsorte,  welche 
durch  einen  ausreichenden  dohnaatz  einige  Arbeiter  gleich  am 
Anfange  in  den  Stand  setzen,  mit  dem  sehr  wüns^nswerthen  guten 
Beispiel  voranzugehen.  Industrien  mit  ausschliesslich  sehr  hohen  Lohn- 
sätzen sind  hierzu  weniger  geeignet,  e)  Vorgängige  odfOT  wenigstens 
gleichzeitige  Gründung  von  EinrichtuAgen ,  welche  neben  den  Volks- 
schulen und  Kleinkinder T Bewahranstalten,  sich  die  geistige  und  sitt- 
liche Entwickelung  des  Arbeiters  zur  Aufgabe  stellen,  wie  Fortbildungs-  , 
schulen,  Gemeinde-Bibliotheken,  Abendschulen  für  Zeichnen,  Rechnen, 
Geschichte  und  Geographie  u.  s.  w« 

Ich  bin  stets  der  Meinung  gewesen,  dasa  man  nicht  in  strenger 
Folge  vom  materiellen  Wohle  zur  sittlichen  VervoUkQmmnnng  übergehe, 
ebensowenig,  wie  man  nothwendig  von  der  intellektuellen  Kultur  zum 
materiellen  Wohle  schreitet,  sondern  dass  die  Gleichzeitigkeit  dieser 
Entwickelungen  das  rascheste  Mittel  zur  LOsung  der  von  dem  Pfole- 
tariat  der  menschliqhen  Gesellschaft  gestellten  Fragen  sei«  Ipdem  ich 
meine  persönliche  Auffassung  zusammenfasse,  spreche  ich  meine  feste 
Ueberzeugung  dahin  aus,  daa^,  wenn  Mühlhausen,  zur  Zeit  der  Grün- 
dung der  Arbeiterstadt,  einen  grossen  Theil  der  von  mir  aqfgeführten 
Bedingungen  darbot,  sich  gewiss  auch  in  einem  so  aufgeklärten,  ent- 
wickelten und  freien  Lande ,  wie  Belgien ,  ein  industrieller  Mittelpunkt 
vorfinden  wird,  welcher  unter  denselben  Voraussetzungen  und  mit  der- 
selben Aussicht  auf  Erfolg  den  Versuch  zu  machen  im  Stande  wäre. 
Verstehe  ich  recht,  so  scheint  Ihnen  der  Preis  des  Grund  und  Bodens 
ein  schwer  zu  übersteigendes  Hindernlss.  Ein  erhebliches  Hinderniss 
ist  er  in  der  That,  besonders,  wenn  der  Staat  nicht  beim  Beginn  seine 
Unterstützung  gewährt.  Ohne  eine  solche  UnterstützuDg,  slw^  welcher 
die  Kosten  für  die  Errichtung  der  gemeinnützigen  Anstalten,  für  den 
zu  den  Strassen  erforderlichen  Grund  und  Boden  u.  e.  w.  bestritten 
wird,  würde  die  Arbeiterstadt  von  Mühlhauaen,  wie  icb  glauben  mö^te, 
vielleicht  iiicht  existiren.    Ich  weiss  wohl,   dass  die  Eacksic 
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eigene  Entwickelnng  gewisse  Fabrik-Etablissements,  anch  gegen  den 
eigenen  Wan6ch>  zur  Herstellnng  einiger  Arbeiterhänser  gezwungen 
haben  wflrde;  aber  diese  vereinzelten,  ohne  gemeinsame  Leitung  ond 
ohne  gemeinsames  Band  dastehenden  Gruppen  wQrden  niemals  zur  £Ir- 
richtung  einer  neuen ,  sowie  jezt  eingerichteten  Stadt  gefahrt  haben, 
welche  den  Arbeiter  zur  Erlangung  eines,  den  Beiz  der  BehagUcbkeit^ 
selbst  des  Luxus  darbietenden  Eigenthums  einladet,  dem  eines  Gartens. 
Es  wQrde  so  das  Ziel  verfehlt  worden  sein,  welches  den  Ausgangsponkt 
fflr  das  Grandungswerk  bildete:  den  Arbeiter  durch  das  Grundelgen- 
thum  versittlichen,  in  jedem  Käufer  ein  neues  natzlidies  Mitglied  für 
die  menschliche  Gesellschaft  gewinnen.  Indess  glaube  ich  nicht,  mein 
Herr,  dass  der  Fortfall  einer  jeden  Unterstatzung  heute  ein  unbedingtes 
Hindemiss  ist  und,  wenn  mir  noch  das  Hervorheben  eines  allgemeinen 
Gesichtspunktes  erlaubt  ist,  so  möchte  ich  die  üeberzeugung  aussprechen, 
dass  bei  der  beständigen  Werthabnahme  des  Geldes  im  Verhftltniss  zn 
dem  steigenden  Preise  aller  verkHuflichen  Dinge,  Sie  selbst  dann,  wenn 
dort  die  mit  dem  Preise  der  Grundstacke  beschwerten  Häuser  SOO  oder 
400  Frcs.  mehr  kosteten,  als  die  unsrigen,  in  einem,  wenigstens  dem 
grösseren  Theil  der  erforderlichen  Bedingungen  entsprechenden  Indu- 
strieplatze  den  Verkauf  ohne  Schwierigkeit  bewerkstelligen  warden.*' 


— e.  Qeses  vom  27.  Man  1867  über  die  privatreohtliehe 
Stellung  der  Erwerbs-  und  Wirthsohafts  -  Genossenschaft  in 
Preussen.    Wir  Wilhelm  etc. 

Abschnitt  I.  Von  Errichtung  der  Genossenschaften. 
§.  1.  Gesellschaften  von  nicht  geschlossener  Mitgliederzahl, 
welche  die  Förderung  des  Kredits,  des  Erwerbes  oder  der  Wirthschaft 
ihrer  Mitglieder  mittelst  gemeinschaftlichen  Geschäftsbetriebes  bezwecken 
(Genossenschaften),  namentlich :  1)  Yorschuss-  und  Kreditvereine;  2]  Roh- 
stoff- und  Magazinvereine;  8)  Vereine  zur  Anfertigung  von  Gegenständen 
und  zum  Verkauf  der  gefertigten  Gegenstände  auf  gemeinschaftliche 
Rechnung  (Produktiv- Genossenschaften);  4)  Vereine  zum  gemeinschaft- 
lichen Einkauf  von  Lebensbedarfhissen  im  Grossen  und  Ablass  in  klei- 
neren Partien  an  ihre  Mitglieder  (Konsumvereine) ;  5)  Vereine  zur  Her- 
stellung von  Wohnungen  fOr  ihre  Mitglieder;  erwerben  die  im  gegen- 
wärtigen Gesetze  bezeichneten  Rechte  einer  „eingetragenen  Genossen- 
schaft'', unter  den  nachstehend  angegebenen  Bedingungen.  ^  §.  2.  Zur 
Gründung  der  Genossenschaft  bedarf  es :  1)  der  schriftlichen  Abfassung 
des  Gesellschaftsvertrages  (Statut),  2]  def  Annahme  einer  gemeinschaft- 
lichen Firma.  Die  Firma  der  Genossenschaft  muss  vom  Gegenstände 
der  Unternehmung  entlehnt  sein  und  die  zusätzliche  Bezeichnung  „ein- 
getragene Genossenschaft"  enthalten.  Der  Name  von  Mitgliedern  (Ge- 
nossenschaftern) oder  anderen  Personen  darf  in  die  Firma  nicht  auf- 
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genommen  werden.  Jede  nene  Firma  muss  sich  von  allen  an  demselben 
Orte  oder  in  derselben  Gemeinde  bereits  bestehenden  Firmen  einge- 
tragener Genossenschaften  deutlich  unterscheiden.  Zum  Beitritt  der  ein- 
zelnen Genossenschafter  genagt  die  schriftliche  Erkl&rung.  —  §.  8.  Der 
Gesellscfaaftsvertrag  mnss  enthalten:  1)  die  Firma  nnd  den  Sitz  der 
Genossenschaft;  2)  den  Gegenstand  des  Unternehmens;  8)  die  Zeitdauer 
der  Genossenschaft,  im  Falle  dieselbe  auf  eine  bestimmte  Zeit  beschränkt 
sein  soll;  4)  die  Bedingungen  des  Ein-  und  Austritts  der  Genossen- 
schafter; 5)  den  Betrag  der  Gesch&ftsantheile  der  einzelnen  Genossen- 
schafter und  die  Art  der  Bildung  dieser  Antheile;  6)  die  Grundsätze, 
nach  welchen  die  Bilanz  aufzunehmen  und  der  Gewinn  zu  berechnen 
ist,  und  die  Art  und  Weise,  wie  die  Prüfung  der  Bilanz  erfolgt;  7)  die 
Art  der  Wahl  und  Zusammensetzung  des  Vorstandes  und  die  Formen 
fOr  die  Legitimation  der  Mitglieder  des  Vorstandes;  8)  die  Form,  in 
welcher  die  Zusammenberufung  der  Genossenschafter  geschieht;  9)  die 
Bedingungen  des  Stimmrechts  der  Genossenschafter  und  die  Form,  in 
welcher  dasselbe  ausgeQbt  wird ;  10)  die  Gegenstände,  aber  welche  nicht 
schon  durch  einfache  Stimmenmehrheit  der  auf  Zusammenberufung  er- 
schienenen Genossenschafter,  sondern  nur  durch  eine  grössere  Stimmen- 
mehrheit oder  nach  anderen  Erfordernissen  Beschluss  gefasst  werden 
kann;  11)  die  Form,  in  welcher  die  yon  der  Genossenschaft  ausgehenden 
Bekanntmachungen  erfolgen,  sowie  die  öffentlichen  Blätter,  in  welche 
dieselben  aufzunehmen  sind;  12)  die  Bestimmung,  dass  alle  Genossen- 
schafter far  die  Verbindlichkeiten  der  Genossenschaft  solidarisch  und 
mit  ihrem  ganzen  Vermögen  haften.  —  §.  4.  Der  Gesellschaftsvertrag 
muss  bei  dem  Handelsgericht  (Art.  73  des  Einfahrungsgesetzes  zum 
Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuche  yom  24.  Juni  1861),  in  dessen 
Bezirk  die  Genossenschaft  ihren  Sitz  hat,  in  das  Genossenschafts- 
Register,  welches  einen  Theil  des  Handels-Registers  bildet,  eingetragen 
und  im  Auszuge  veröffentlicht  werden.  Der  Auszug  muss  enthalten: 
1)  das  Datum  des  Gesellschaftsvertrages ;  2)  die  Firma  und  den  Sitz 
der  Genossenschaft;  8)  den  Gegenstand  des  Unternehmens;  4)  die  Zeit- 
dauer der  Genossenschaft,  im  Falle  dieselbe  auf  eine  bestimmte  Zeit 
beschränkt  sein  soll;  6)  die  Namen  und  den  Wohnort  der  zeitigen 
Vorstandsmitglieder;  6)  die  Form,  in  welcher  die  ?on  der  Genossen- 
schaft ausgehenden  Bekanntmachungen  erfolgen,  sowie  die  öffentlichen 
Blätter,  in  welche  dieselben  aufzunehmen  sind.  Zugleich  ist  bekannt 
zu  machen,  dass  das  Verzeichniss  der  Genossenschafter  jeder  Zeit  bei 
dem  Handelsgerichte  eingesehen  werden  könne.  Ist  in  dem  Gesellschafts- 
vertrage eine  Form  bestimmt,  in  welcher  der  Vorstand  seine  Willens- 
erklärungen kund  gibt  und  far  die  Genossenschaft  zeichnet,  so  ist  auch 
diese  Bestimmung  zu  veröffentlichen.  ^  g.  5.  Vor  erfolgter  Eintragung 
in  das  Genossenschafts-Register  hat  die  Genossenschaft  die  Rechte  einer 
eingetragenen  Genossenschaft  nicht   —    §.  6.    Jede  Abänderung  des 
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GeseUBcbaftBYertrages  musB  schriftlieh  erfolgen  and  dem  Hindelfigeridite 
unter  Ueberreichung  zweier  Abschriften  des  Gesellschaftsbeschlnsses  an* 
gemeldet  werden.  Mit  dem  Abändernngsbeschlasse  wird  in  gleicher 
Weise  wie  mit  dem  arsprOnglichen  Vertrage  Terfahreo.  Eine  YerAffent- 
lichong  desselben  findet  nur  insoweit  statt,  als  sich  dadurch  die  in  den 
früheren  Bekanntmachungen  enthaltenen  Punkte  &ndem.  Der  Beechloss 
hat  keine  rechtliche  Wirkung,  bevor  derselbe  bei  dem  Handelsgericht, 
in  dessen  Bezirk  die  Genossenschaft  ihren  Sitz  hat,  in  das  Genuesen- 
scbafts-Register  eingetragen  ist  —  §.  7.  Bei  jedem  Handelsgertchle, 
in  dessen  Bezirk  die  Genossenschaft  eine  Zweigniederlassung  hat,  maas 
diese  behufs  der  Eintragung  in  das  Genoesenachafts-Register  angemeldet 
werden  und  ist  dabei  Alles  zu  beobachten,  was  die  §§.  4  his  6  fOr  daa 
Hauptgeschäft  vorschreiben. 

Abschnitt  IL  Ton  den  Bechtsverh&ltnissen  der  Ge- 
nossenschafter unter  einander^  sowie  den  Eechts- 
Verhältnissen  derselben  und  der  Genossenschaft 
gegen  Dritte.  §.8.  Das  Bechtsverhältniss  unter  einander  richtet 
sich  zunächst  nach  dem  Gesellschaftsvertrage.  Letzterer  darf  von  den 
Bestimmungen  der  nachfolgenden  Paragraphen  nur  in  deigenigen  Punkten 
abweichen,  bei  welchen  dies  ausdracklich  fOr  zulässig  erklärt  ist  Der 
Gewinn  und  Verlust  wird  in  Ermangelung  einer  anderen  Bestimmung 
des  Gesellschaftsvertrages  unter  die  Genossenschafter  nach  Köpfen  ver- 
theilt  —  g.  9.  Die  Rechte,  welche  den  Genossenschaftern  in  Angelegen- 
heiten der  Genossenschaft,  insbesondere  in  Beziehung  auf  die  Fohrung 
der  Geschäfte,  die  Einsicht  und  Prdfung  der  Bilanz  und  die  Bestim- 
mung der  Gewinnvertheilung  zustehen,  werden  von  der  Gesammtheit 
der  Genossen  in  der  Generalversammlung  ausgedbt  Jeder  (Genossen- 
schafter hat  hierbei  eine  Stimme,  wenn  nicht  der  Gesellachaftsvertrag 
ein  anderes  festsetzt  ^  §.  10.  Die  eingetragene  Genossenachati  kann 
unter  ihrer  Firma  Rechte  erwerben  und  Verbindlichkeiten  eingehen, 
Eigenthum  und  andere  dingliche  Rechte  an  Grundstücken  erwerben,  vor 
Gericht  klagen  und  verklagt  werden.  Ihr  ordentlicher  Gerichtsstand 
ist  bei  dem  Gerichte,  in  dessen  Bezirk  sie  ihren  Sitz  hat  Die  in  Be- 
treff der  Kaufleute  im  Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbucbe  and 
in  dem  EinfOhrungsgesetze  vcmi  24.  Juni  1861  (Gesez- Sammlung  S.  449) 
gegebenen  Bestimmungen  gelten  ,in  gleicher  Weise  in  Betreff  der  G^ 
nossenschaften,  soweit  dieses  Gesez  keine  abweichenden  Vorschriften 
enthält  —  §.  11.  Für  alle  Verbindlichkeiten  der  Genossenschaft,  inso- 
fern zur  Deckung  derselben  im  Falle  der  Liquidation  oder  des  Kon- 
kurses das  Vermögen  der  Genossenschaft  nicht  ausreicht,  haften  alle 
Genossenschafter  solidarisch  mit  ihrem  ganzen  Vermögen.  Wer  in  eine 
bestehende  Genossenschaft  eintritt,  haftet  gleich  den  anderen  Genossen- 
schaftern für  alle ,  von  der  Genossenschaft  vor  seinem  Eintritte  ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten.    Ein  entgegenstehender  Vertrag  ist  gegen 
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Dritte  ohne  reehtlicbe  Wirkang.  —  §.  12.  Die  Privatgl&abiger  einet 
Genosieoseiiafters  sind  nicht  befugt,  die  zum  Oenossensobaftsvermögen 
gehörigen  Sachen,  Forderungen  oder  Rechte,  oder  einen  Antbeil  an 
denselben  aom  Behaf  ihrer  Befriedigong  oder  Sicberstelhing  in  Anspruch 
zu  nehmen.  Gegenstand  der  Exekation,  des  Arrestes  oder  der  Beschlag- 
nahme kann  für  sie  nur  daajenige  sein,  was  der  Genossenschafter  selbst 
an  Zinsen  nnd  an  Gewinnantheilen  zu  fordern  berechtigt  ist  nnd  was 
ihm  bei  der  Anseinandersetsnng  zukommt  —  §.  18.  Die  Bestimmung 
des  vorigen  Paragraphen  gilt  auch  in  Betreff  der  Pri?atg1äubiger ,  zu 
deren  Gunsten  eine  Hypothek  oder  ein  Pfandrecht  an  dem  Vermögen 
eines  Genossenschafters  kraft  des  Gesetzes  oder  aus  einem  anderen 
Bechtsgrunde  besteht  Ihre  Hypothek  oder  ihr  Pfandrecht  erstreckt  sich 
nicht  auf  die  zum  Genossenschaftsvermögen  gehörigen  Sachen  |  Forde- 
rungen und  Rechte  oder  auf  einen  Antheil  an  denselben,  sondern  nur 
auf  dasjenige,  was  in  dem  letzten  Satze  des  Torigen  Paragraphen  be- 
zeichnet ist  Jedoch  werden  die  Rechte ,  welehe  an  dem  TOn  einem 
Genossenschafter  in  das  Vermögen  der  Genoesenschaft  eingebrachten 
Gegenstande  bereits  zur  Zeit  des  Einbringens  bestanden,  durch  die  Tor- 
stehenden  Bestimmungen  nicht  berfihrt  —  g.  14.  Eine  Kompensation 
zwischen  Forderungen  der  Genossenschaft  und  PriTatiörderungen  des 
Genossenschafts- Schuldners  gegen  einen  Genossenschafter  findet  wäh- 
rend der  Daner  der  Genossenschaft  weder  ganz  noch  tfaeilweise  statt 
Nach  Auflösung  der  Genossenschaft  ist  sie  zol&isig,  wenn  und  soweit 
die  Genossenschaftsforderung  dem  Genoesensdiafter  bei  d^  Ausein- 
andersetzung überwiesen  ist  —  %.  15.  Hat  ein  Priratgläubiger  eines 
Genossenschafters  nach  frocfatlos  Tollstreckter  Exekution  in  dessen 
PrivatTermögen  die  Exekution  in  das  denselben  bei  der  demnächstigen 
Auflösung  der  Genossenschaft  zukommende  Guthaben  erwirkt,  so  ist  er 
berechtigt,  die  Genossenschaft  mag  auf  bestimmte  oder  unbestimmte 
Zeit  eingegangen  sein,  behnfs  seiner  Befriedigung  nach  Torher  ?on  ihm 
geschehener  Aufkündigung  das  Ausscheiden  jenes  Genossenschafters  zu 
verlangen.  Die  AufkAndigang  muss  mindestens  6  Monate  vor  Ablauf 
des  Gescbifk^jahres  der  Genossenschaft  geschehen. 

Abschnitt  ni.  Von  dem  Vorstande,  dem  Aufsichts- 
rathe  und  der  General-Versammlung.  §.  16.  Jede  Ge- 
nossenschaft muss  einen  aus  der  Zahl  der  Genossenschafter  zu  wäh- 
lenden Vorstand  haben.  Sie  wird  durch  denselben  gerichtlich  und 
aussergerichtlich  vertreten.  Der  Vorstand  kann  aus  einem  oder  meh- 
reren Mitgliedern  bestehen:  diese  können  besoldet  oder  unbesoldet  sein. 
Ihre  Bestellung  ist  zu  jeder  Zeit  widerruflich,  unbeschadet  der  Ent- 
schädigungsansprQche  aus  bestehenden  Verträgen.  —  %,  17.  Die  jewei- 
ligen Mitglieder  des  Vorstandes  müssen  alsbald  nach  ihrer  Bestellung 
zur  Eintragung  in  das  Handels-Register  angemeldet  werden.  Der  An- 
meldung ist  ihre  Legitimation  beisvftgen.     Die  Mit^^lieder  des  Vor- 
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Standes  haben  ihre  Unterschrift  vor  dem  Handelsgerichte  zn  eeichoen 
oder  die  Zeichnung  in  beglaubigter  Form  einzureichen.  —  §.  18.  Der 
Vorstand  hat  in  der  durch  den  Gesellschaftsvertrag  bestimmten  Form 
»eine  Willenserklärungen  kund  zu  geben  und  für  die  Genossenschaft 
zu  zeichnen.  Ist  nichts  darüber  bestimmt,  so  ist  die  Zeichnung  durch 
sämmtliche  Mitglieder  des  Vorstandes  erforderlich.  Die  Zeichnung  ge- 
schieht in  der  Weise,  dass  die  Zeichnenden  zu  der  Firma  der  Genossen- 
schaft oder  zu  der  Benennung  des  Vorstuides  ihre  Unterschrift  hinzu- 
fügen. —  §.  19.  Die  Genossenschaft  wird  durch  die  vom  Vorstande  in 
ihrem  Namen  geschlossenen  Rechtsgeschäfte  berechtigt  und  verpflichtet. 
Es  ist  gleichgültig,  ob  das  Geschäft  ausdrücklich  im  Namen  der  Ge- 
nossenschaft geschlossen  worden  ist,  oder  ob  die  Umstände  ergeben, 
dass  es  nach  dem  Willen  der  Kontrahenten  f^  die  Genossenschaft 
geschlossen  werden  sollte.  Die  Befugniss  des  Vorstandes  zur  Vertretung 
der  Genossenschaft  erstreckt  sich  auch  auf  diejenigen  Geschäfte  und 
Rechtshandlungen,  für  welche  nach  den  Gesezen  eine  Spezialvollmacht 
erforderlich  ist  Zur  Legitimation  des  Vorstandes  bei  allen,  das  Hy- 
pothekenbuch betreffenden  Geschäften  und  Anträgen  genügt  ein  Attest 
des  Handelsgerichts,  dass  die  darin  zu  bezeichnenden  Personen  als 
Mitglieder  des  Vorstandes  in  das  Genossenschafts-Register  eingetragen 
sind.  —  §.  20.  Der  Vorstand  ist  der  Genossenschaft  gegenüber  ver- 
pflichtet, die  Beschränkungen  einzuhalten,  welche  in  dem  Gesellschafts- 
vertrage oder  durch  Beschlüsse  der  Generalversammlung  für  den  Um- 
fang seiner  Befugniss,  die  Genossenschaft  zu  vertreten,  festgesetzt  sind. 
Gegen  dritte  Personen  hat  jedoch  eine  Beschränkung  des  Vorstandes, 
die  Genossenschaft  zu  vertreten ,  keine  rechtliche  Wirkung.  Dies  gilt 
insbesondere  für  den  Fall ,  dass  die  Vertretung  sich  nur  auf  gewisse 
Arten  von  Geschäften  erstrecken,  oder  nur  unter  gewissen  Umständen, 
oder  für  eine  gewisse  Zeit,  oder  an  einzelnen  Orten  stattfinden  soll, 
oder  dass  die  Zustimmung  der  Generalversammlung,  eines  Aufsichts- 
raths  oder  eines  anderen  Organs  der  Genossenschafter  für  einzelne 
Geschäfte  erfordert  ist.  —  g.  21.  Eide  Namens  der  Genossenschaft 
werden  durch  den  Vorstand  geleistet.  —  §.  22.  Jede  Aenderung  der 
Mitglieder  des  Vorstandes  muss  dem  Handelsgericht  zur  Eintragung  in 
das  Genossenschafts-Register  und  öffentlichen  Bekanntmachung  ange- 
zeigt werden.  Dritten  Personen  kann  die  Aenderung  dur  insofern  ent- 
gegengesetzt werden,  als  in  Betreff  dieser  Aenderung  die  in  Art  46 
des  Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuchs  in  Betreff  des  Erlöschens 
der  Prokura  bezeichneten  Voraussetzungen  vorhanden  sind.  —  §.  28.  Zar 
Behändigung  von  Vorladungen  und  anderen  Zustellungen  an  die  Ge- 
nossenschaft genügt  es,  wenn  dieselbe  an  ein  Mitglied  des  Vorstandes, 
welches  zu  zeichnen  oder  mitzuzeichnen  befugt  ist,  geschieht.  —  §.  24. 
Der  Vorstand  ist  verbunden,  dem  Handelsgerichte  am  Schlüsse  jedes 
Quartals  über  den  Eintritt  und  Austritt  von  Genossenschaftern  echrift- 


Digitized  by 


Google 


Miscellen.  gg7 

lieh  Anzeige  za  machen  and  alljährlich  im  Monat  Januar  ein  vollstän- 
diges alphabetisch  geordnetes  Yerzeichniss  der  Genossenschafter  einzu- 
reichen. Das  Handelsgericht  berechtigt  und  Ter?oll8tändigt  danach  die 
Liste  der  Genossenschafter.  — ^  §.  25.  Der  Vorstand  ist  verpflichtet, 
Sorge  zu  tragen,  dass  die  erforderlichen  Bacher  der  Genossenschaft 
geführt  werden.  Er  muss  spätestens  in  den  ersten  sechs  Monaten  jedes 
Geschäftsjahres  eine  Bilanz  des  verflossenen  Geschäftsjahres ,  die  Zahl 
der  seit  der  vorjährigen  Bekanntmachung  aufgenommenen  oder  ausge- 
schiedenen, sowie  die  Zahl  der  zur  Zeit  der  Genossenschaft  angehörigen 
Genossenschafter  veröffentlichen.  —  §.  26.  Mitglieder  des  Vorstandes, 
welche  in  dieser  ihrer  Eigenschaft  ausser  den  Grenzen  ihres  Auftrages 
oder  den  Vorschriften  dieses  Gesezes  oder  des  Gesellschaftsvertrages 
entgegen  handeln ,  haften  persönlich  und  solidarisch  für  den  dadurch 
entstandenen  Schaden.  Sie  haben,  wenn  ihre  Handlungen  auf  andere 
als  die  in  dem  gegenwärtigen  Geseze  ($.  1)  erwähnten  geschäftlichen 
Zwecke  gerichtet  sind,  oder,  wenn  sie  in  der  Generalversammlung  die 
Erörterung  von  Anträgen  gestatten,  oder  nicht  verhindern,  welche  auf 
keinen  geschäftlichen  Zweck,  sondern  auf  öffentliche  Angelegenheiten 
(§.  1  der  Verordnung  aber  die  Verhatung  eines  die  gesezliche  Freiheit 
gefährdenden  Missbrauchs  des  Versammlungsrechts  vom  U.  März  1850) 
gerichtet  sind,  eine  Geldbusie  bis  zu  200  Bthlrn.  verwirkt.  —  §.  27.  Der 
Gesellschaftsvertrag  kann  dem  Vorstande  einen  Aufsiehtsrath  (Verwal- 
tungsrath,  Ausschuas)  an  die  Seite  setzen.  Ist  ein  Aufsiehtsrath  be- 
stellt, so  aberwacht  derselbe  die  Geschäftsfahrung  der  Genossenschaft 
in  allen  Zweigen  der  Verwaltung,  er  kann  sich  von  dem  Gange  der 
Angelegenheiten  der  Gesellschaft  unterrichten,  die  Bücher  und  Schriften 
derselben  jederzeit  einsehen,  den  Bestand  der  Gesellschaftskasse  unter« 
suchen  und  Generalversammlungen  berufen.  Er  kann,  sobald  es  ihm 
nothwendig  erscheint,  Vorstandsmitglieder  und  Beamte  vorläufig,  und 
zwar  bis  zur  Entscheidung  der  demnächst  zu  berufenden  Generalver- 
sammlung von  ihren  Befugnissen  entbinden  und  wegen  einstweiliger 
Fortführung  der  Geschäfte  die  nöthigen  Anstalten  treffen.  Er  hat  die 
Jahresrechnungen,  die  Bilanzen  und  die  Vorschläge  zur  Gewinnverthei- 
lung  zu  prüfen  und  darüber  alljährlich  der  Generalversammlung  Bericht 
m  erstatten.  Er  hat  eine  Generalversanmüung  zu  berufen,  wenn  diess 
im  Interesse  der  Gesellschaft  erforderlich  ist.  —  §.  28.  Der  Aufsiehts- 
rath ist  ermächtigt,  gegen  die  Vorstanda-Mitglieder  die  Prozesse  zu 
führen ,  welche  die  Genei^al- Versammlung  beschliesst.  Wenn  die  Ge- 
nossenschaft gegen  die  Mitglieder  des  Aufsichtsraths  einen  Prozess  zu 
führen  hat,  so  wird  sie  durch  Bevollmächtigte  vertreten,  welche  in  der 
General- Versammlung  gewählt  werden.  Jeder  Genossenschafter  ist  be- 
folgt, als  Intervenient  in  den  Prozess  auf  seine  Kosten  einzutreten.  — 
§.^29.^  Der  Betrieb  von. Geschäften  der  Genossenschaft,  sowie  die  Ver- 
tretung der  Genossenschaft  in  Beziehung  auf  diese  Geschäftsführung 
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kann  ancb  sonstigen  Bevollmächtigten  oder  Beamten  der  Genossenschaft 
zugewiesen  werden.  In  diesem  Falle  bestimmt  sidh  die  Befogniss  der- 
selben nach  der  ihnen  ertheilten  Yolhnacht,  sie  erstreckt  sich  im  Zweifel 
auf  alle  Rechtshandlungen,  welche  die  AusfOhning  derartiger  Gesch&fte 
gewöhnlich  mit  sich  bringt.  —  §.  80.  Die  General-Versammlong  der 
Genossenschafter  wird  durch  den  Vorstand  berufen,  soweit  nicht  nach 
dem  Gesellschafts-Yertrage  auch  andere  Personen  dazu  be^igt  sind. 
Eine  General-Yersammlung  der  Genossenschafter  ist  ausser  den  im 
Gesellschafts-yertrage  ausdrflckKch  bestimmten  Fallen  zu  berufen,  wenn 
dies  im  Interesse  der  Genossenschaft  erforderlich  erscheint.  Die  General- 
Versammlung  muss  sofort  beruftn  werden,  wenn  mindestens  der  zehnte 
Theil  der  Mitglieder  der  Genossenschaft  in  einer  von  ihnen  zu  unter- 
zeichnenden Eingabe  an  den  Vortrtand  unter  AnfQhrung  des  Zweckes 
und  der  Gründe  darauf  antr&gt.  Ist  in  dem  Genossensch&fts- Vertrage 
das  Recht  der  BerafMg  einer  General- Versammlung  einem  grösseren 
oder  geringeren  Theile  der  GenossenschaftsgHeder  beigelegt,  so  hat  es 
hierbei  sein  Bewenden.  ^  §.  81.  Biß  Berufung  der  General- Versamm- 
lung hat  in  der  durch  den  GeseUschafts-Vertrag  bestimmten  Weise  zu 
erfolgen.  Der  Zweck  der  General- Versammlung  muss  jederzeit  bei  der 
Berufung  bekannt  gemacht  werden,  üeber  Gegenstände,  deren  Ver- 
handlung nicht  in  dieser  Weise  angekfindigt  ist,  können  Beschlösse 
nicht  gefasst  werden;  hiervon  ist  jedoch  der  Beschluss  Ober  den  in 
einer  General- Versammlung  gestellten  Antrag  auf  Berufting  einer  ausser- 
ordentlichen General- Versammlung  ausgenommen.  Zur  Stellung  Ton 
Anträgen  und  zu  Verhandlungen  ohne  Beschlussfassung  bedarf  es 
der  Ankündigung  nicht  —  g.  82.  Der  Vorstand  ist  zur  Beobaditong 
und  Ausftlhrung  aller  Bestimmungen  des  Gesellschafts- Vertrages  and 
der  in  Gem&ssheit  derselben  von  der  General- Versammlung  gültig  ge- 
fassten  Beschlüsse  veipflichtet  und  dafür  der  Genossenschaft  verant- 
wortlich. Die  Beschlüsse  der  General- Versammlung  sind  in  ein  Pro- 
tokollbuch einzutragen,  dessen  Einsicht  jedem  Genossenschafter  und  da- 
Staatsbehörde  gestattet  werden  muss. 

Abschnitt  IV.  Von  der  Auflösung  der  Genossen- 
schaft und  dem  Ausscheiden  einzelner  Genossenschafter. 
§.  88.  Die  Genossenschaft  wird  aufgelöst:  1)  dnrdi  Ablauf  der  im  €^ 
sellschafts- Vertrage  bestimmten  Zeit;  2)  durch  einen  Beschloss  der 
Genossensdiaft;  8)  durdi  Bföifnung  des  Konkurses  (Falliments).  — 
§.  84.  Wenn  eine  GenoBsenschaft  si<^  geseswidrige  Handlungen  oder 
üntertassungen  schuldif  macht,  durch  welche  das  Gemeinwohl  gefthrdet 
wird,  oder  wem  sie  andere,  als  die  im  gegenwärtigen  Gesese  (%.  l) 
bezeichneten  gescfaftftiiehen  Zwecke  verfolgt,  so  kann  sie  ao^gelöBt 
werden,  ohne  dass  deshalb  ein  Anspruch  auf  Eatsehädigung  stattfiadol. 
Die  Auflösung  kann  in  diesem  Falle  nur  durch  gerichtliches  Erkenntnisa 
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auf  Betreiben  der  Bezirks-Regienmg  erfolgen«  Als  das  znBt&ndige 
Gericht  ist  dasjenige  ancaseben,  bei  welchem  die  Genossenschaft  ihren 
ordentlichen  Gerichtsstand  hat.  Das  Erkenntniss  ist  von  dem  zustän- 
digen Glicht  d|sm jenigen  Gericht,  weiches  das  Genossenschafts-Register 
fahrt ,  zar  £intragang  und  Teröffentlichong  nach  §.  86  mitzutheilen. 

—  §.  86.  Die  Anflösong  4er  Genossenschaft  mnss,  wenn  sie  nicht  eine 
Folge  des  eröffneten  Konkurses  ist,  durch  den  Vorstand  zur  Eintragung 
in  das  Genossenschafts-Register  angemeldet  werden,  sie  muss  zu  drei 
verschiedenen  Malen  durch  die  fttr  die  Bekanntmacbungen  der  Genosnen- 
schaft  bestimmten  Blätter  bdumnt  gemaeht  werden.  Durch  die  Be- 
kanntmachung mflHen  die  Gläubiger  sogleich  aufgefordert  werden,  sich 
bei  dem  Vorstände  der  Genossenschaft  zu  m^en.  —  §.  86.  Die  Eon- 
kurs-Erdffidung  ist  vom  Konkurs-Gerichte  von  Amts  wegen  in  das  Ge- 
nossenschaftsoRegister  einsutragen.  Die  B^anntaiachung  der  Eintragung 
durch  eine  Anzeige  in  den  im  §.  4,  Nr.  6  bestimmten  Blättern  unter- 
bleibt. Wenn  das  Genossenschafts^Register  nicht  bei  dem  Konkurs- 
Gericht  gefohrt  wird,  so  ist  die  Konkurs-Eröffnung  von  Seit^  des 
Konkurs-Gerichtes  dem  Handelsgeridit,  bei  welchem  das  Register  ge- 
fohrt wird ,  zur  Bewirkung  der  Eintragung  unverzQglich  anzuzeigen. 

—  %.  87.  Jeder  Genossenschafter  hat  das  Recht,  aus  der  Genossenschaft 
auszutreten,  auch  wenn  der  Gesellschaftsvertrag  auf  bestimmte  Zeit 
geschlossen  ist  Ist  aber  die  Kündigungsfrist  und  den  Zeitpunkt  des 
AuiMritts  im  G«sellschafts-Vertrage  nichts  festgesetzt,  so  findet  der 
Austritt  nur  mit  dem  Schluss  des  Geschtösjahres  nach  vorheriger, 
mindestens  vierwOchentlicher  Aufkündigung  statt.  Femer  erlischt  die 
Mitgliedschaft  durch  den  Tod,  sofern  der  Gesellschafts- Vertrag  keine 
entgegengeeetiten  Bestimmungen  enthält  In  jedem  Falle  kann  die 
Genossenschaft  Genossenschafter  aus  den  im  Gesellschafts  -  Vertrage 
festgesetzten  Gründen,  sowie  wegen  des  Verlustes  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte,  ausschliessen.  «—  g,  86.  Die  aus  der  Genossenschaft  aus- 
getretenen oder  ausgeschlossmken  Genossenschafter ,  sowie  die  Erben 
verstorbener  Genossenschafter,  bleiben  den  Gläubigem  der  Genossen- 
schaft für  alle  bis  zu  ihrem  Ausscheiden  von  der  Genossenschaft  ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten  bis  zum  Ablauf  der  Verjährung  (§.  51) 
verhaftet  Wenn  der  Geseltechafts -Vertrag  nidits  Anderes  bestimmt, 
haben  sie  an  dem  Reservefonds  und  an  dem  sonst  vorhandenen  Ver- 
mögen der  Genossenschaft  keinen  Ansprach,  sind  vielmehr  nur  berechtigt, 
zu  verlangen ,  dass  ihnen  der  eingezahlte  G«schäftsantheil  nebst  den 
zugeschriebenen  Dividenden  binnen  8  Monaten  nach  ihrem  Ausscheiden 
ausgeiahlt  werde.  Gegen  diese  Verpflichtung ,  auch  wenn  sich  das 
Vermögen  der  Genossenschaft  bei  dem  Austritt  oder  der  Ausschliessung 
emes  Genossenschafters  vermindert  hat,  kann  sidi  die  Genossenschaft 
nur  dadurch  schützen,  dass  sie  ihre  Auflösung  beschliesst  und  zur  Li- 
quidation schreitet. 
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AbBchnitt  Y.  Von  der  Liquidation  der  [Geno'ss  e  li- 
sch aft.  §.89.  Nach  Auflösimg  der  Qenostenschaft  aasser  dem  Falk 
des  Konkarses  erfolgt  die  Liquidation  durch  den  Vorstand,  wenn  nidtt 
dieselbe  durch  den  Gesellschafts-Yertrag  oder  einen  Beschlnss  der  Ge- 
nossenschaft an  andere  Personen  Qbertragen  wird.  Die  Bestellung  dar 
Liquidation  ist  jedeneit  widerruflich.  ^  §.  40.  Die  Liquidatoren  sind 
Ton  dem  Vorstände  beim  Handelsgericht  zur  Eintragung  in  das  Ga- 
nossenschafts-Begister  anzumelden,  sie  haben  ihre  Unterschrift  per- 
sönlich vor  dieser  Behörde,  zu  zeichnen  oder  die  Zeichnungen  in  be- 
glaubigter Form  einzureichen.  Das  Austreten  eines  Liquidators  oder 
das  Erlöschen  der  Vollmacht  eines  solchen  ist  gleichfalls  zur  Eintragung 
in  das  Genossenschafts-Begister  anzumelden.  —  §.  4L  Dritten  Personen 
kann  die  Ernennung  TOn  Liquidatoren,  sowie  das  Austreten  eines  Li- 
quidators oder  das  Erlöschen  der  Vollmacht  eines  solchen  nur  insofns 
entgegengesetzt  werden,  als  hinsichtlich  dieser  Thatsachen  die  Voraus- 
setzungen vorhanden  sind,  unter  welchen  nach  Artikel  26  und  46  des 
Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesezbuches  hinsichtlich  einer  Aenderung 
der  Inhaber  einer  Firma  oder  des  Erlöschens  einer  Prokura  die  Wirkung 
gegen  Dritte  eintritt.  Sind  mehrere  Liquidatoren  vorhanden,  so  können 
sie  die  zur  Liquidation  gehörenden  Handlungen  mit  rechtlicher  Wirkung 
nur  in  Gemeinschaft  Tomehmen ,  sofern  nicht  ausdrücklich  bestimmt 
ist,  dass  sie  einzeln  handehi  können.  —  §.  42.  Die  Liquidatoren  haben 
die  laufenden  Geschäfte  zu  beendigen,  die  Verpflichtungen  der  aufge- 
lösten Genossenschaft  zu  erfüllen,  die  Forderungen  derselben  einzuziehen, 
und  das  Vermögen  der  Genossenschaft  zu  versilbern;  sie  haben  die 
Genossenschaft  gerichtlich  und  aussergerichtlich  zu  vertreten,  sie  können 
für  dieselbe  Vergleiche  schliessen  und  Kompromisse  eingehen.  Zar 
Beendigung  schwebender  Geschäfte  können  die  Liquidatoren  auch  neue 
Geschäfte  eingehen.  Die  Veräusserung  von  unbeweglichen  Sachen  kann 
durch  die  Liquidatoren,  sofern  nicht  der  Gesellschaftsvertrag  oder  ein 
Beschluss  der  Genossenschaft  anders  bestimmt,  nur  durch  öffentliche 
Versteigerung  bewirkt  werden.  —  g.  43.  Eine  Beschränkung  des  üm- 
fangs  der  Geschäftsbefugnisse  der  Liquidatoren  (§.  42)  hat  gegen  dritte 
Personen  keine  rechtliche  Wirkung.  —  §.  44.  Die  Liquidatoren  haben 
ihre  Unterschrift  in  der  Weise  abzugeben,  dass  sie  der  bisherigen, 
nunmehr  als  Liquidations-Firma  zu  bezeichnenden  Finha  ihren  Namen 
beifügen.  —  §.  45.  Die  Liquidatoren  haben  der  Genossenschaft  gegen- 
über bei  der  Geschäftsführung  den  von  der  Goieralversammlung  ge- 
fassten  Beschlüssen  Folge  zu  geben.  —  §.  46.  Die  bei  Auflösung  der 
Genossenschaft  vorhandenen  und  die  während  der  Liquidation  ein- 
gehenden Gelder  werden,  wie  folgt,  verwendet:  a)  Es  werden  zunächst 
die  Gläubiger  der  Genossenschaft  je  nach  der  Fälligkeit  ihrer  Forde- 
rungen befriedigt  und  die  zur  Deckung  noch  nicht  fälliger  Forderungen 
nöthigen  Summen  zurückbehalten;  b)  aus  den  alsdann  verbleibenden 
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UeberschOsseD  werden  die  eingezahlten  Gescb&ftsantheiie  einschliesslich 
der  denselben  zugeschriebenen  Di?idenden  früherer  Jahre  an  die  Qe- 
nossenscbafter  zmückgezahlt.  Beicht  der  Bestand  znr  Tollst&ndigen 
Deckung  nicht  aus,  so  erfolgt  die  Yertheilung  desselben  nach  Verhält- 
niss  der  Höhe  der  einzelnen  Guthaben;  c)  aus  dem  nach  Deckung  der 
Schulden  der  Genossenschaft,  sowie  der  Geschäftsantheile  der  Genossen- 
schafter, noch  yerbleibenden  Bestände  wird  zunächst  der  Gewinn  des 
letzten  Rechnungsjahres  an  die  Genossenschafter  nach  den  Bestimmungen 
des  Gesellschaftsyertrages  gezahlt.  Die  Yertheilung  weiterer  Ueber- 
schasse  unter  die  Genossenschafter  erfolgt  in  Ermangelung  anderer 
Vertragsbestimmungen  nach  KOpfen.  —  §.  47.  Die  Liquidatoren  haben 
sofort  beim  Beginn  der  Liquidation  eine  Bilanz  aufzustellen.  Ergibt 
diese  oder  eine  später  aufgestellte  Bilanz,  dass  das  Vermögen  der  Ge- 
nossenschaft (einschliesslich  des  Be8er?efonds  und  der  Geschäftsantheile 
der  Genossenschafter)  zur  Deckung  der  Schulden  der  Genossenschaft 
nicht  hinreicht,  so  haben  die- Liquidatoren  bei  eigener  Verantwortlich- 
keit sofort  eine  General- Versammlung  zu  berufen  und  hierauf,  sofern 
nicht  Genossenschafter  binnen  acht  Tagen  nach  der  abgehaltenen  Ge- 
neral-Versammlung den  zur  Deckung  des  Ausfalls  erforderlichen  Be- 
trag haar  einzahlen,  bei  dem  Handelsgericht  die  Eröffnung  des  kauf- 
männischen Konkurses  (Falliments)  aber  das  Vermögen  der  Genossen- 
schaft zu  beantragen.  —  §.  48.  Ungeachtet  der  Auflösung  der 
Genossenschaft  kommen  bis  zur  Beendigung  der  Liquidation  im  Uebrigen 
in  Bezug  auf  die  Bechtsyerhältnisse  der  bisherigen  Genossenschafter 
unter  einander,  sowie  zu  dritten  Personen,  die  Vorschriften  des  zweiten 
und  dritten  Abschnitts  dieses  Gesezes  zur  Anwendung,  soweit  sich  aus 
den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Abschnitts  und  aus  dem  Wesen 
der  Liquidation  nicht  ein  Anderes  ergibt.  Im  Fall  der  Auflösung  der 
Genossenschaft  kann  kein  Genossenschafter  wegen  des  etwaigen  ge- 
ringeren Betrages  der  statutenmässigen  Einzahlung  auf  seinen  Geschäfts- 
Antheil  von  anderen  Genossenschaftern,  welche  auf  ihre  Antheile  mehr 
eingezahlt  haben,  im  Wege  des  Rückgriffes  in  Anspruch  genommen 
werden.  Der  Gerichtsstand,  welchen  die  Genossenschaft  zur  Zeit  ihrer 
Auflösung  hatte ,  bleibt  bis  zur  Beendigung  der  Liquidation  für  die 
aufgelöste  Genossenschaft  bestehen.  Zustellungen  an  die  Genossenschaft 
geschehen  mit  rechtlicher  Wirkung  an  einen  der  Liquidatoren.  — 
g.  49.  Nach  Beendigung  der  Liquidation  werden  die  Bücher  und  Schriften 
der  aufgelösten  Genossenschaft  einem  der  gewesenen  Genossenschafter 
oder  einem  Dritten  in  Verwahrung  gegeben.  Der  Genossenschafter 
oder  der  Dritte  wird  in  Ermangelung  einer  gütlichen  Uebereinkunft 
durch  das  Handelsgericht  bestimmt.  Die  Genossenschafter  und  deren 
Rechtsnachfolger  behalten  das  Recht  auf  Einsicht  und  Benutzung  der 
Büdier  und  Papiere.  —  §.  50.  Ueber  das  Vermögen  der  Genossenschaft 
Kird  ausser  im  Falle  des  §.  47  der  kaufmännische  Konkurs  (Falliment) 
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eröffnet,  sobald  sie  ihre  Zahlungen  vor  oder  nach  ihrer  Auflösung  ein- 
gestellt hat.  §.  281,  Nr.  2  der  Eonkurs-CXrdnung  vom  8.  Mai  1865. 
Rheinisches  Handelsgesezbuch  Artikel  441.  Gesez  vom  9.  Mai  1859 
(Gesez-Sammlung  8.  208).  Die  Verpflichtung  zur  Anzeige  der  Zahlungs- 
einstellung liegt  dem  Vorstände  der  Genossenschaft,  und  wenn  die 
Zahlujigseinstellung  nach  Auflösung  der  Genossenschaft  eintritt,  den 
Liquidatoren  derselben  ob.  Die  Genossenschaft  wird  durch  den  Vor- 
stand, beziehungsweise  die  Liquidatoren  vertreten.  Dieselben  sind  per- 
sönlich zu  erscheinen  und  Auskunft  zu  ertheilen  in  allen  Fällen  ver- 
pflichtet, in  welchen  dies  fOr  den  Gemeinschuldner  selbst  vorgesciirfeben 
ist.  Ein  Akkord  (Konkordat)  kann  nicht  geschlossen  werden.  Der 
Konkurs  (Falliment)  aber  das  Gesellschafts- Vermögen  zieht  den  Konkurs 
(Falliment)  über  das  Privat- Vermögen  der  einzelnen  Genossenschafter 
nicht  nach  sich.  Der  Beschluss  Ober  Eröffnung  des  Konkurses  (resp. 
die  Erklärung  des  Falliments)  bat  die  Namen  der  solidarisch  verhafteten 
Genossenschafter  nicht  zu  enthalten.  Sobald  der  Konkurs  (Falliment) 
beendigt  ist,  sind  die  Gläubiger  berechtigt,  wegen  des  Ausfalls  an  ihren 
Forderungen,  jedoch  nur,  wenn  solche  bei  dem  Konkursverfahren  (Fal- 
liment) angemeldet  und  veriflcirt  sind,  einschliesslich  Zinsen  und  Kosten, 
die  einzelnen,  ihnen  solidarisch  haftenden  Genossenschafter  in  Anspruch 
zu  nehmen. 

Abschnitt  VL  Von  der  Verjährung  der  Klagen  gegen 
die  Genossenschafter.  §.  61.  Die  Klagen  gegen  einen  Genossen- 
schafter aus  Ansprüchen  gegen  die  Genossenschaft  verjähren  in  zwei 
Jahren  nach  Auflösung  der  Genossenschaft  oder  nach  seinem  Ausscheiden 
oder  seiner  Ausschliessung  aus  derselben,  sofern  nicht  nach  Beschaffen- 
heit der  Forderung  eine  kürzere  Verjährungsfrist  gesezlich  eintritt 
Die  Verjährung  beginnt  mit  dem  Tage,  an  welchem  die  Auflösung  der 
Genossenschaft  in  das  Genossenschafts  Register  eingetragen  oder  das 
Ausscheiden,  beziehungsweise  die  Ausschliessung  des  Genossenschafters 
dem  Handelsgerichte  angezeigt  ist.  Wird  die  Forderung  erst  nach 
diesem  Zeitpunkte  fällig,  so  beginnt  die  Verjährung  mit  dem  Zeitpunkte 
der  Fälligkeit.  Ist  noch  ungetheiltes  Genossenschafts- Vermögen  vor- 
handen, so  kann  dem  Gläubiger  die  zweijährige  Verjährung  nicht  ent- 
gegengesetzt werden,  sofern  er  seine  Befriedigung  nur  aus  dem  Gesell- 
schafts-Vermögen sucht.  —  §.  62.  Die  Verjährung  zu  Gunsten  eines 
ausgeschiedenen  oder  ausgeschlossenen  Genosse^ischafters  wird  nicht 
durch  Rechtshandlungen  gegen  einen  andern  Genossenschafter,  wohl 
aber  durch  Rechtshandlungen  gegen  die  fortbestehende  Genossenschaft 
unterbrochen.  Die  Verjährung  zu  Gunsten  eines  bei  der  Aufldsung  der 
Genossenschaft  zu  derselben  gehörigen  Genossenschafters  wird  nicht 
durch  Rechtshandlungen  gegen  einen  anderen  Genossenschafter,  wohl 
aber  durch  Rechtshandlungen  gegen  die  Liquidatoren,  beziehungsweise 
gegen  die  Konkursmasse  erhoben.  —  §.  58.    Die  Verjährung  läuft  aucK 
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gegen  Minderjährige  und  bevormundete  Personen,  sowie  gegen  juristische 
Personen,  denen  geseziich  die  Reclite  der  Minderjährigen  zustehen,  ohne 
Zulassung  der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand,  jedoch  mit  Vor- 
behalt des  Regresses  gegen  die  YormOnder  und  Verwalter. 

Schlussbestimmungen.  §.  54.  Das  Handelsgericht  hat  den 
Vorstand  der  Genossenschaft  zur  Befolgung  der  in  den  §§.  4,  6,  17,  22, 
24,  25,  80  Absatz  3,  32  Absatz  2,  85,  40  enthaltenen  Vorschriften  von 
Amtswegen  durch  Ordnungsstrafen  anzuhalten.  FQr  das  hierbei  zu  be- 
folgende Verfahren  sind  die  im  Art.  5  des  £infQhrung8gesezes  zum 
Allgemeinen  Deutschen  Handelsgeseze  vom  24..  Juni  1861  getroffenen 
Bestimmungen  massgebend.  —  §.  55.  Unrichtigkeiten  in  den  nach  Vor- 
schriften des  gegenwärtigen  (toezes  dem  Vorstande  obliegenden  An- 
zeigen oder  sonstigen  amtlichen  Angaben  werden  gegen  die  Vorstands- 
mitglieder mit  Geldbusse  bis  zu  20  Thalern  geahndet.  —  §.  56.  Durch 
die  im  §.  55  enthaltene  Bestimmung  wird  die  Anwendung  härterer 
Strafen  nicht  ausgeschlossen,  wenn  dieselben  nach  sonstigen  Gesczen 
durch  die  Handlung  begründet  werden.  —  §.  57.  Die  Eintragungen  in 
das  Genossenschafts- Register  erfolgen  kostenfrei.  Die  üäheren  geschäft- 
lichen Anordnungen  über  die  Führung  des  Genossenschafts-Registers 
bleiben  einer  von  den  Ministern  für  Handel ,  Gewerbe  und  öffentliche 
Arbeiten  und  der  Justiz  zu  erlassenden  Instruktion  vorbehalten. 

Gegeben  Berlin,  den  27.  März  1867. 
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Von  Dr.  W.  Mllldeneri  Secretair  der  K.  UniT.-Biblioibek  in  Gdttittfra. 


Vgl.  deiielben  Bibliotheca  hiftorica.  1866.  H.  1.  2.  Gdttinfea, 
Vandenhdck  o.  Roprecbl.  —  Bibliotbeca  g«ogr. -itat.  el  oeconom.  -  polil 
H.  1.  2.  Ebd.  1866.  —  Bibliotheca  mechanico  -  lechnol.  et  oeooDonnca. 
H.  1.  2.    Ebd.    8. 


I.  Schrinen  von  allgemeinem  Inhalte. 

Erg2nzung8bl2tter  zur  Kenntnis«  der  Gegenwart.    Red. :  Dr.  OUo 

Dammer.    2.  Bd.    Hildburghausen,  bibliogr.  Inititat.    12  Hefte  A  64  S. 

Mit  Abbildungen.    Lex.-8.    i  Heft  6  Sgr. 
Staats-  und  Gesellschafts-Lezikon.    Herausg.  yom  Justiarath 

Herrtn,  Wagmer.    197—222.  Heft.    Berlin.    Lex.-8.    A  n.  >/•  Rthir 
Staats-Lezikon,   das.    Hrsg.  ▼.  Karl  v.  Botteck  u.  Karl  Wddter 

3.  Aufl.    Hrsg.  V.  Karl  Wdcker.   159—168.   (Schluss-)Heft.   Leipsig. 

Lex.-8.    a  n.  8  Sgr. 
Staats-Wörterbuch,  deutsches.    Herausg.  von  Dr.  J,  C.  BhmteMi 

u.  Karl  Brater.    93—96.  Heft.    Stuttgart,    ä  n.  V»  R^l^Ir. 

e§Utckriffu. 
Annuaire  de  V^cononiie  politique  et  de  la  statistique ;  par  MM.  Guil- 

laumin,  Joseph  Garnier,  M.  Block.    1866.    2e  ann^.    Paris.    560  p. 

18.    5  fr. 
encyclop^dique.    Politique,   ^conomie   sociale  etc.;   publiö  par  loa 

directeurs   de   TEncyclop^die   du    XIXe  si^cle.     1865  —  1866.    Paris. 

Vin~815  p.     Gr.  8.  A  2  col.     10  fr. 
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Atlantic  Monthly,   the,   devoted  to  Literature,   Science,   Art,  and 

Politics.     1866.     Boston.     1  0h.  6  d.  each  number. 
Blätter,    historisch-politiflche ,   fär  das  kathol.   Deutschland ,   red.   von 
Edm.  Jörg  u.  Frz,  Binder.    57.  u.  58.  Bd.    Jahrg.  1866.    M&nchen, 
literar.-artist.  Anst.    1.  Heft.    84  S.    8.    n.  77«  Rthlr. 
C  ontempo  rar  y  Review,  the.   Vol.  1—4.   1866.   Strahan.    8.  40sL 
Grenzboten,    die.     Zeitschrift   für   Politik   und    Literatur.    Red. :    Dr. 
Mor.  Buseh,    25.  Jahrg.     1866.    52  Nrn.  k  2Vt  B.    Leipzig,  Herbig. 
Lez.-8.    n.  10  Rthlr. 
Handelstidende,  Dansk,  for  Handel,  Skibsfart  og  Industri  fra  Ind-og 
Udlandet.   Red.  af  F.  Thor$oe.   2.  Aarg.    1866.    104  Nr.   fol.   Qvartal. 
1  rdr.  24  sk. 
Stmfa  Merchants*  Magazine   and  Commercial   Review.    Edited  by  TT.  B. 
Dana.    (Published  Monthly.)    New  York,  1866.    Subscription,  30  sh. 
per  ann. 
Jahrbücher  ffir  Gesellschafts-    und   Staatswissenschaften.     Hrsg.   von 
Prof.  Dr.  J.  a  Glaser.   5.  u.  6.  Bd.    Jahrg.  1866.   12  Hefte  kß^l  B. 
Berlin,  Exped.    Lex.-8.    A  Bd.  n.  3  Rthlr. 
Journal   de  T  Office  de  Pnblicit4$.    Journal  politique,  artistique  et  litt^- 
raire.    Hebdomadaire.    8e  ann^e.    1865—1866.    Bruzelles,  Office  de 
Publicity.    4.  Abonn.    4  fr. 
Kronen.    Ugeblad  for  Politik  og  Literatur.    Redig.  af  J.  P.  M.  Orüne. 

5.  Aargang.     1866.    52  Nr.    Bording.    4.     1  rdr.  Qvartalet. 
Monatshefte,  deutsch-amerikanische,   ffir  Literatur,   Kunst,   Wissen- 
schaft und  öffentliches  Leben.    Redigirt  von  Bud,  Lexow.    3.  Jahrg. 
1866.    New  York,  Steiger.    12  Hefte  i  6  B.    gr.  8.    A  Hft.  n.  V>  Rthlr. 
Museo  Venezolano.    Literatnra - ciencias - artes - industria - comercio- 
agncultura.     Ano  L    Nos.   1-19  (15.  Oct.  1865-1.  Jul.  1866).    Ca- 
racas, 1865,  66.    5  sh.  each. 
Museum,  deutsches.    Herausg.  von  Bob.  PruU  u.  Karl  Frensel    16. 
Jahrg.  1866.    52  Nrn.  «  2  B.     Leipzig,   Brockhaus.    8.     n.  10  Rthlr. 
New  Englander.     Quarterly.    Editod  by  Professors  O.  P.  Fiaher  and 

T.  Dwight  and  W.  L.  Kingaley.    1866.    New  Haven.    5  sh. 
Review,  the  Boston.   (Published  Quarterly.)   1866.   Boston.  Subscription 
per  annum.     18  sh. 

Calcutta.    1866.    CaIcutU.    B,    k  7  sh. 

the  Monthly.  —  A  Populär  Magazine  of  Politics,  Industry  etc.   Edited 

by  W.    Wright.    Vol.  L    No.  2,  January,  1866.    New  York.    Sub- 
scription per  annum.     12  sh. 

National  Quarterly.   Edited  by  Eäw.  J.  Seara.   Vol.  XL  XIL    New 

York,  1865,  66.    *  6  sh. 

North  American.    Quarterly.    1866.    Boston.    6  sh. 

Revue,   internationale.    Monatschrift  für  das   gesammte  geistige   Leben 
und  Streben  der  ausserdeutsohen  Culturwelt.    1.  Bd.    Juli— Dezember 
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186«.    6   Hefte.    Wien,  Hilberg.    1.  Heft.     164   S.    Ux.-9.    4  Heft 

1  Rlblr. 
Bevue,   Asterreickische.     4.  Jahrg.     1866.     12  Helle  i  ca.  10  B.     Wwm, 

Gerold's  Sohn.     Lez.-8.    n.  13*/t  Bthlr. 
Siaaisarchiv,  da«.    Hg.  ▼.  LuduQ.  KaH  Aegidi  o.  AJ^fr,  KkmhokL 

Jahrg.  1866.     12  Hefte.    Hamburg.     Ux.-8.    n.  5  Rlhlr. 
Vierte Ijahreflflchrifi 9  öiterreiehiache ,  t  Rechte-  u.  Staatswisaen« 

•chaft.    Hg.  V.  Hofr.  Prof.  Dr.  Framf  Ham^rl    17.  u.  i&  Bd.    Jhrg- 

1866.     Wien,  Braomüller.    gr.  8.    n.  4  Bthlr. 
Westermann'f  illufttrirte  deotache  Monatf hefte  ftlr  das  geiaiimite  gei- 
stige Leben  der  Gegenwart.    Red.:  Dr.  ÄäS.  QloMer.    11.  u.  12.  Jahrg. 

1866    u.    1867  k   12  Hefte.     Braonschweig.    Lex. -8.    YierteUibrlidi 

n.  t  Bthlr. 
Wochenblatt,  doutfches.    Organ  der  deatachen  Volkspartei.    Hg.  von 

Dr.   Ludw,    Eckardt.     2.   Jahrg.     1866.    52   Nrn.    (B.)    Mannhelo^ 

Schneider.    Vierteljährlich  13  Sgr. 
-^  ^  des  National- Vereins.    Redigirt  von  P.  S  chmitt.   Jahrg.  1866.    52 

Nrn.  (B.)    Frankfurt  a.  M.,   Exped.    gr.  4.    Vierte\jährlich  15  Vi  Sgr. 
Zeit,   unsere.    Deutsche  Bevue  der  Gegenwart    Neue  Folge.    Hg.  ron 

Bud.   GottschalL    2.  Jahrg.     1866.    24  Hefte  ä  5  B.    Leipzig, 

Brockhaus.     Lex.-8.    i  Heft  6  Sgr. 
Zeitschrift  für  deutsches  Staatsrecht  und  deutsche  Verfassungsgeschichte, 

in  zwanglosen  Heften  herausg.  von  L,  JT.  AegüL    3.  Heft.    Berlin, 

G.  Beimer.    S.  221—416.     gr.  8.     n.  7«  Bthlr.  (1—3.:  n.  17t  Bthlr.). 
Zeitschrift   f.  die  gesammte   Stuatswissenschaft.    Hg.    von  v,  Schüg, 

Hqffmmn,  Weber ^  Schäffk  u.  Fricker.    22  Jahrg.    1866.   Tübingen, 

Laupp.     gr.  8.    n.  4Vt  Bthlr. 

Mchriffn  ^trmUcktm  Imkmiii, 
Chateaubriand,  F.  Ä,  de,  Oeuvres  complötes.  Congrds  de  Vdrone.    Guerre 

dEspagne.    Ndgociations.     Colonies  espagnoles.    Paris,   Furne  et  Ce.    • 

517  p.    8. 

Mölangcs  poHtiques  et  poldmique.     Paris,  Furne  et  Ce.    718  p.     8. 

Daniel,  Insp.  Prof.  Dr.  Herrn.  AdaJb.,  zerstreute  BUtter.    Halle,   Buchh. 

d.  Waisenh.    Ul~299  S.    gr.  8.     1  Bthlr. 
Dt^ff,   Mounstuart  E.  Grant,    Studios    in    European    Politics.     Edmonston. 

XXV— 393  p.    8.     10  sh.  6  d. 
Ettie,  WüUam,  Thougths  on  the  Future  of  the  Human  Bace.    Smith  ft 

Eider.    XVI— 281  p.    8.    5  sh. 
Fox,  W.  J,,  CoUected  Works.    Memorial  edition.    Vol.  4.    Anti-Corn  Law 

and  Occasional  Speeches.    378  p.    Vol.  5.    Letters  of  the  Com  Laws. 

VIII— 325  p.    8.    cach  5  sh. 
FrÖbel,  Julius,  kleine  politische  Schriften.    1.  Bd.   Stuttgart,  Cotta.    VII— 

390  S.    gr.  8.     IV«  Rthlr. 
Qodwin,  Park  K,  Political  Essays.    New  York  1866.    345  p.    12.    9  8h. 
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Gäfcl,  Ferd.  Bmw,,  Gott  und  die  Menschheit.    In  3  Bdn.    1.  Bd.    Wies* 

baden,  Schellenberg.     XXX— :il2  S.    gr.  8.    n.  <^^  Rthlr. 
QroUfmd,  Geo.  Äug.,  publicistische  Skitsen.  Hannover,  Klindworth.    VIl— 

360  S.     gr.  8.    n.  l'/s  Rthlr. 
Böbartf  Lord,  Political  Essays.    Hacmillan.     15:^  p.    8.    6  sh. 
Isöla,  J.  O-,  Discorso  di  sciensa  politica.    Modena  1866.     144  p.    8. 
Macaulay,  Lord,  Critical  and  histoxical  Essays,  contributcd  to  the  „Edin- 
burgh Review.*    New  edition.    In  4  volumes.    Vol.  1.    XI— 484  p. 

Vol.  2.    527  p.    Longmans.    8.    &  6  sh. 

Cabinet  edition.    Vol  3.  4.  ibid.    8.    k  &  sh. 

Speeches.    Cheap   edition.    Longmans.    XU— 256  p.    8.    3  sh.  6  d. 

the  Complete  Works.    E^ted  by   bis  SUter^  Lady  Treve^an,    8 

vols.    Longmans.    105  sh. 
Murülo,  Juan  Bravo,   Opusculos.     Madrid  1865.    San  Martin;  Tomos  III, 

IV  y  V.  VIII— 466  p.;  XVI-.494  p.;  IV— 484  pI    8.    Precio  de  cada 

tomo.    20  r. 
Oppenheim,  Heinr,  Bemh.,  vermischte  Schriften  aus  bewegter  Zeit.   Stuttg., 

Kröner.    IV— 388  S.    gr.  8,     »/^  Rthlr. 
Osenbrüggen,  Prof.  Ed,,  culturhistorische  Bilder  aus  der  Schweiz.    2.  verm. 

und  verb.  Aufl.    Leipzig  1867,  bossberg.    VIU— 203  S.    8.    %  Rthlr. 
Pr^vost'Paradol,  Quelfpies  pages  d'l^istoire  contemporaine.    Lettres  poli- 

tiques.    3e  sörie.    Paris,  L^vy.     XIX— 385  p.     18.    3  fr. 
Scherr,  Jöha.,  Studien.    3.  Bd.    Leipxig,  0.  Wigand,    425  S.    8.    n.  1«/* 

RtWr.  (1-3.:  4%  Rthlr.) 


IL  Politik. 


AllgtnuiM  Gettll»okmft9i0kr9, 
Autobiographi  e  politique  (1848—1866).    La  politique  consid<(röo  dans 

ses  principes  et  dans  $o^  application  am  temps  pasa«^  et  au  temps 

prösent.    Paris.    48  p.    8. 
EscoiqutM,  Juan  de,  Tratado  de  las  obligaoiones  del  hombre  cn  la  sociedad. 

Tercera  edicion.    Paris,  Rosa  et  Bouret    107  p.     18. 
Guys,  Henry,  De  la  Condition  des  femmes  en  Turcfuie.    Paris,  Dentu; 

France.    52  p.     18. 
JouMerandui,  Louis,  La  Civilisation  moderne.    1»   et  2»  öditions.    Paris, 

Didier  et  Ce.    VU-480p.    8.    7  fr, 
LUmoa  y  Älcaraz,  Adolffo,  La  miyer  en  el  siglo  die»  y  nueve.  —  Lima 

1865.    XX-370  p.    8.    15  sh. 
Meunier,  Victor,  Science  et  IWmocratie.   2e  sörie.    Paris,  Germer  Bailliöre. 

440  p.     18.    3  fr.  50  c 
Miehelet,  J.,  Le  Penpic.    4e  Edition.    Paris,  Charaerot.    XXXIX— 319  p. 
18.    3  fr.  50  c. 
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BcmVMoiüe,  Joseph  de,   La  Femme   dans  l'antiqnit^  et   d'apr^  la  tnorale 

nalturelle*    Paris,  L^vy.     VIII— 324  p.    8.    7  fr.  50  c. 
Sigur,  Mgr.  de,  La  Pr^sence  röelle.    3e  et  4e  ^ditions.    Paris,  Tolra  et 

Haton.     142  p.    18. 
Thoueety ,  PanU,  La  femme  au  XIXe  si^de.    Ce   qu*elle  est.    Ce  qa*elle 

doit  6tre.    Paris,  Faure.    XIII— 228  p.     18.    3  fr.  50  c. 
Vitio,  O.  dd,  Delta  natura  morale  della  donua  e  della  sua  missione  nel 

roondo.    Torino,  Tip.  dei  Compositori-Tipografi. 
Btmmttv€rfm§nm§, 

Alden,  Joseph,  The  Science  of  Goyernment  in  connection  with  Americui 
Institutions.     New  York.    248  p.     12.    7  sh.  6  d. 

Born,  W.,  königliche  Regiment  oder  Volksregiment.  Nach  d.  Engl.  d. 
Henry  Drumnumd  hg.  Berlin,  Schweigger.  IV— 104  S.  gr.  8.  haar 
n.  Vt  Rthlr. 

Considärations  sur  la  nature ,  les  conditions  et  les  eflTets  du  prin- 
cipe constitutionnel.  Quatre  trait4$s  des  MM.  Jos.  HM,  Bad.  Qneiet, 
Oeo,  Waiiß,  Ouül,  Kosegarien,  publiös  par  Äug,  de  HaxQumsen. 
Trad.  de  Tallemand.  Leipzig  1865,  Brockhaus.  XV— 385  S.  gr.  8. 
n.  2  Rthlr. 

Held,   Prof.  Dr.  Jos»,  Staat  und  Gesellschaft  vom   Standpunkte  der  Ge- 
schichte der   Menschheit    und   des   Staats.    3.   Theil.    Leipzig   1865, 
Brockbaus.    gr.  8.    n.  5  Rthlr.  (cplt.:  12  Rthlr.) 
Inhalt:  Der  yerfassungsmSssige  oder  constitutionelle  Staat.    XXIV — 
1020  S. 

J7oIm,  E»,  Nationalitetsstemningerne  i  det  romerske  Rige  i  Slutningen  af 
Oldtiden.    Gad.    72  S.    8.    48  sk. 

John,  Statthaltereirath  Ludw,  v,,  Systemwechsel  und  philosophisch-poli- 
tische Principien.    Pest  1865,  Gebr.  Lauffer.    53  S.    gr.  8.   n.  </•  R^r- 

LaXntte,  Charles,  De  la  dömocratie  chez  les  pr^dicateurs  de  la  ligne. 
26  tfdition,  corrig4e.    Paris,  Durand.    397  p.    8. 

La  Broise,  Henri  de,  Le  vrai  et  le  faux  liböralisme.  Paris,  Letbielleux. 
307  p.    8. 

IJarraeabäl,  FeUpe,  Principios  de  derecho  politico  o  elementos  de  la  ciencia 
constitucional.     Caracas  1864.    VIII— 212  p.    4.     12  sh. 

Lastarria,  J.  F.,  Elementos  de  derecho  publice,  constitucional  teorico, 
positive  i  politico.     Gante,  1865.    XVIII— 510  p.     8.    5  sh. 

MacUa^el,  Nicolas,  Le  Prince.  Nouvelle  Traduction  par  C.  Ferraru 
2e  Edition.     Paris,  Dubuisson  et  Ce;  Marpon.     190  p.    32. 

MaisWe,  le  comte  «T.  de,  Essai  sur  le  principe  g^n^rateur  des  Constitution* 
politiques  et  des  autres  institutions  humaines.  Lyon  et  Paris,  Päla- 
gaud.    XVI-95  p.    8. 

üfiD,  John  Stmart,  Considerations  on  Representative  Government.  People'a 
Edition.    Longmans.    8.    2  sh. 

Bartridge,  J,  Ä.,  On  Democracy.    Trübner.    8.    10  sh. 
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QrOB,  Le  S<$nat  de  Savoie  anx  XYl^e  et  XVIIIe  siede«.  Discours.  Cham- 
böry,  impr.  Pouche!  et  Ce.    53  p.    8. 

LawibtTif  Dr.  E.  M,j  das  Hallische  Patriciat.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte 
der  deutschen  Stidteverfassungen  des  Mittelalters,  eingeleitet  durch 
ein  offenes  Sendschreiben  an  Herrn  Prof.  Dr.  Labend  ftber  Altfreiheit, 
Unfreiheit  und  Ministerialitit.  Halle,  Buchh.  des  Waisenhauses.  XXVI — 
101  S.    gr.  8.    n.  >/•  Rthlr. 

MerviUe,  Theorie  du  regime  seigneurial  dans  Tancienne  France.  Discours. 
Aix,  impr.  Remondet-Aubin.    47  p.    8. 

AM. 

Adel,  der  katholische,  Westfalens.  Gedanken  ftber  Gegenwart  und  Zu- 
kunft desselben  von  K,  v.  B,  Mftnster,  Aschendorff.  47  S.  gr.  8. 
74  Rthlr. 

Juühc-Vignoles ,  le  vicomte  de,  Recherches  sur  l'Origine  des  Armoiries. 
Toulouse,  impr.  Chauvin.    32  p.    4. 

Levesque,  Alfred,  Du  droit  nobiliaire  fran^ais  au  XlXe  siicie.  Paris,  Plön. 
497  p.    8. 

(MmffrH, 
Adam,  Prof.,  ftber  die  Sklaverei   und  Sklavenentlassung  bei  den  Römern. 

Tftbingen,  Fues.     32  S.     gr.  4.    n.  Vs  Rthlr. 
Caehm,  Auff%$stin,  The  results  of  slavery.    Transl.   by  Mary  L.  Booth. 

Boston  1863.    X— 413  p.    8.    7  sh.  6  d. 
Copland,  8.,  Black  and  White ;  or^  the  Jamaica  Qnestion.    Freeman.    64  p. 

8.    6  d. 
Oödel,  C,  Sklaverei   und  Emancipation  der  Bchwarzen  Rasse  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika.    Zftrich,   Schabelitz.    Hl— 150  S. 

gr.  8.    n.  12  Sgr. 
Moore,  Oeorge  K,  Notes  on  the  history  of  slavery  in  Massachusets.    New 

York.    IV-256  p.    8.    15  sh. 
NeHo,  A,  da  8iha,  Estudios  sobre  a  eroandpa^o  dos  esdavos  no  Bresil. 

Rio  de  Janeiro.    46  p.    8.    2  sh.  6  d. 
Firn,  Bedford,  Negro  and  Jamaica.    Trfibner.    8.     1  sh. 
Pomeroy,  8,  0. ,  The  Anti-Slavery  Record.    Published  by  request  of  the 

Equal  Suffhige  Assodation  of  the  District  of  Columbia.    Washington. 

32  p.    8. 
Bubeek,  Sennoia  (Johannes  Burke)  Chivalry,  Slavery  and  Yonng  America. 

New  York.     183  p.    8.    9  sh. 
Samt-Amami,  L'AIgiSrie  etles  ndgres  libres  des  Etats-Unis.   2e  ödit.   Alger; 

Paris,  Challamel  ainö.    V— 57  p.    8. 
ünderhiü,  Edward  Bean,  Letter  with  Illustrative  Docnments  on  the  Con- 

dition  of  Jamaica  and  an  Eiplanatory  Statement.   Miall.   92  p.   8.   1  sh. 
WMemahm,   Dr.  H.,  die   Sciaverei.    Gekrönte  Preisschrift    Leiden,  D. 

Noothoven  van  Goor.    XII  en  195  bl.    1865.    f.  2,  10. 
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Maarbleicher  ^  M.  M,,  Zwei  Epochen  aus  der  Geschichte  der  deutodi- 
israelitischen  Gemeinde  in  Hamburg.  Hamburg,  0.  Meissner.  480  S. 
gr.  8.     2  Rthlr. 

Stöbbe,  Otto,  die  Juden  in  Deutschland  w&hrend  des  Mittelalters  in  poli- 
tischer, socialer  und  rechtlicher  Beziehung.  Braunschweig,  SchweUdike 
d:  Sohn.    XI-312  S.    gr.  8.    n.  l'/s  Rthlr. 

Bulle,  die  päpstliche,  zur  Aufhebung  des  Jesuitenordens  y.  21.  Juli  1773. 

Darmstadt,  Zernin.    41  S.     gr.  8.     n.  4  Sgr. 
Delvaux,  R.  F.  Joseph,  Lettres  inödites  sur  1e  rötablissement  des  jöaaitea 

en  Portugal  (1829 — 1834),  publikes  par  le  P.  Auguete  Onra^otu    Paris, 

Ldcureux.    XVI —508  p.    8. 
Oodmez,  Hdefonso  Llanos,  Os  Jesuitas.    Historia  secreta.    Ifov«  edi^o. 

Rio  de  Janeiro,  1866.    160  p.    8.    5  sh. 
€Hiä§m. 
Coetf  Emile,  Notioe  historiqne  sur  les  compagnies  d*archers  et  d*arbaldiriers 

de  la  ville  de  Roye.     Amiens,  Lemer.     103  p.    8. 
Gouw,  J.  ier,  De  gilden.     Amsterdam,  G.  Portieljo  en  Zooa.    4—100  bl. 

8.    f.  1,05. 
Wagener,  Lehr,  H,  Th,,  Geschichte  der  PoUdamer  Schütsengilde.    Potsdam 

1865,  Gropins  in  Comm.    66  S.    4.    haar  n.  Vs  R^hir. 

Botibie,  Pröcis  historiqne  de  la  Franc  -  roa^oiuiarie.    Paris,  imp.  Lebon. 

240  p.    8. 
Findel,  J.  O.,  History  of  Freemasonry  from  its  Rise  down  to  the  Preseal 
Day.    Translated  from  the  second  German  edition.    Leipzig,  Förster  ± 
Findel.    XI-732  p.  8.    12  sh. 
—  —  Histoire  de  la  franc  -  ma9onnerie.    Traduit  de  rallemand  par    £ 
Tandel    Tome   Ier.     Bruxelles,   A.   Laeroii,  Verboeckhoven  et  Ce. 
472  p.    8.    5  fr. 
Papst,  der,  und   die  modernen  Ideen.    4.  Heft.    Wien,   SartorL    gr.  8. 
12  Sgr.  (1—4.:  2  Rthlr.  9  Sgr.) 
Inhalt:  Der  heilige  Stuhl  und  die  Freimaurer.    Enthaltend  die  gegen 
die  Freimaurer  erlassenen  Yerdammungsuitheile  des  heilten  Stahles 
von  Clemens  XII.  bis  auf  Pins  IX.     IV— 95  S. 


in.  Verfassangsfrageo  einzelner  LlUider. 

Eoropa. 

Europa:  Wird  es  republikanisch  oder  kosakisch?  Eine  anf  die  Memoiren 
Napoleons,  das  Testament  Peter  des  Grossen  und  viele  andere  gewicht- 
volle  Dokumente  gestAtzte   Abhandlung  Aber  die  «osereni  Welttheil 


Digitized  by 


Google 


Bftcherschau.  ßgl 

drohenden  Gefahren  und  die  Mittel  zu  deren  Abwendung   als  Vorlage 

für   einen   europäischen  Kongress.     2.    verfind,    und   verro.    Ausgabe. 

Leipzig,  Kasprowicz.     165  S.     gr.  8.    n.  24  Sgr. 
Ouizoty  llistoire  de  la  ciyilisation  en  Europe.    8e  Edition.    Paris,  Didier 

et  Ge.    XYI-4i9  p.    12. 
Klaciho,  Julian,  l^tudes   de  diplomatie  contemporaine.    Le«  cabinets  de 

TEurope  en  1863— 1864.    Paris,  Furne,  Jouyet  et  Ce.    XIII— 418  p.    8. 
Europa,   Polen  og   Danmark   i  1863 — 64.     Paa  Dansk  efler  Revue 

des  deux  Mondes.    Gyldendal.    410  S.    8.     1  rdr.  32  sk. 
Lastarria,  J.  V.,  Historia  constitucional  del  medio  Siglo.    Revista  de  los 

progresos  del  sistema  represenjtativo  en  Europa  i  America  durante  los 

primeros  cincuenta  anos  del  siglo  XIX.     Primera  Parte   (desde  1800 

ä  1825).    Segunda  edicion.    Gante,  1866.    XII- 420  p.    8.    4  sh. 
Segesser,  Dr.  Ant  FM.  v.,  Studien  und  Glossen  zur  T&gesgeschichte.    Die 

Monarchie  und  die  Repoblik  in  Europa  und   Amerika  1866.     Luzern 

Gebr.  Räber.    79  S.    gr.  8.     n.  V«  R^hlr. 
SptBlM  noA  Portoc«!. 
Lettres  d'Espagne.    Paris,  Palmö.     376  p.    18. 
Monifaucon^  Les  rövolutions  du  Portugal.    Limoges,  Barbou  fröres.    184  p. 

et  grav.    18. 

,  ibid.     147  p.  et  gr.     12. 

Fiavkrel«h. 
Äbbot,  «T.,  Le  prince  Napol<$on  et  le  Palais-Royal.     Brnxelles  et  Londres, 

tous  les  libr.    240  p.    32.    3  fr.  25  c. 
Bouktric,  E.,  Etüde  sur  le  caractöre  et  la  politique  personnelle  de  Louis 

XV,  d'aprös  sa  correspondance  seeröte  in^ite.   Parts,  Plön.    198  p.    8. 
Bridges,  J.  H.,  France  nnder  Richelieu  and  Colbert.    Edinburgh,  Edmon- 

ston  and  D. ;  Hamilton.    XI— 201  p.    8.    8  sh.  6  d. 
CcHUer,  Admiral  Sit  Georges,  France  on  the  Eve  of  the  Great  Revolution. 

France,   Holland,  and  the  Netherlands,   a  Century   Ago.    Edited  by 

Mrs.  Charles  Tetmant  .  Bentley.    XV— 204  p.    8.    10  sh.  6  d. 
Delaplace,  E.,  L'^loquence  parlementaire  en  1866.    Paris,   libr.  centrale. 

XI-152  p.    8.    2  fr. 
Houpert,  CharUs,  Du  suifrage  universel  sous  la  Constitution  de  1852,   son 

influence  sur  nos  destinöes  politiqnes.    3e  ötude  critique.    Conclusion. 

Nancy,  imp.  Ve  Rayboys.     14  p.    8. 
Labet,  A,,   Convocation  des  Etats   g<$n^raux  et  lögislation   ölectorale  de 

1789.   Cahiers,  procös-verbaux  etc.   Nevers,  Gourbet;  Paris,  libr.  Inter- 
nat.   524  p.    8.    4  f^.  50  c. 
Laferribre,  Edouard,  Rivalit^s  des  parlements  avec  les  intendants  et  le 

conseil  du  roi.    Discours.    Paris,  libr.  Internat.    47  p.    8. 
Langen,  B.,  Essai  snr  Pesprit  politique  et  l'esprit  de  parti  dans  les  as- 

semblöes    fran^aises,    1302—1852.     2  vol.      Paris,   Garnier   fr^res. 

XXXVI-1064  p.    8. 


DigitizQd  by 


Google 


632  Bflcherschau. 


• 


Mäbüle,   Notice  sar  ies  divisions  territoriales   et  la  topographie  de  Tan- 

cienne  province  de  Touraine.     Paris,  H<$naux.    223  p.    8. 
Maisire,  le  comte  J.  de,  Considdrations  sur  la  France.    Ffoay.  6d.     Lyon 

et  Paris,  P<$lagaud.    XII— 220  p.    8. 
Maitre,  Lion,  Le  Maine  sous  I'aneien  regime,  administration,  justice,  finan- 

ces.     Layal,  imp.  Morean.    81  p.     12. 
Poncms,  Lion  de,  Les  cabiers  de   89  ou  les  vrais   principes  lilM^raiuL 

Paris,  Didier.     415  p.    8. 
Bochefort,  Henri,  Les  Fran^ais  de  la  döcadence.    Paris,  Lib.  cento^e. 

324  p.     18.    3  fr. 
Bogeard,  A.,  L'öchöance  de  1859.    2e  ödit.    Broxellei ,  Ve  Parent  et  fiU. 

23  p.    8.    50  c. 

,  Pauvre  France  (R.-F.).    Bruxelles.     XXVII- 104  p.     18.     1  fr. 

Boasiffnol,  Elie  A,,  £tude  sar  l'histoire  des  institutions  seigneuriales  et 

communales   de   Tarrondissement  de  Gaülac   (Tarn).    Tonlonse,    imp. 

Rives  et  Paget.     156  p.    8. 
Bousseau,  F,,  Opinion  du  peupie   sur  les  questions  poiitiques  et  öcono- 

miques  du  jour,   prösentöe  k  S.  M.  Napol<$on  IIL    Pörignenx;    Paris, 

Dupont.     166  p.     12.     1  fr. 
Sourisseau,   Les   ölections   napoMoniennes   dans   la   Charente  -  Infi^rieure. 

AngouUme,  imp.  Nadaud.    42  p.     12. 
Thiers,  A.,  Discours  sur  les  principes  de  1789.    Paris,  Gosse,  Marchai  et 

Ce.    50  p.     18.     15  c. 
Discours  sur  la  politique  ext^rieure.    Paris,    Lheureux  et  Ce.    61  p. 

8.    60  c. 
Verfassungs-Geschichte,  neuere,  der  Staaten  Europas.    1.  TheiL 

2.   Bd.    2.   Hilfte.    Berlin,    Springers   Verl.     gr.  8.     n.    l'/s   Rthlr. 

(1.  Tbl.  cpl.:  n.  5Vt  Rthlr.) 
Inhalt:   Staats-  und  Gesellschaftsrecht  der  franxösiscben  Revolation 
von  1789-1804.    Dargestellt  von  Dr.  Carl  Bkhter.    (S.  321—634.) 

Belfien. 

Britg,  J,,  La  Constitution  beige  et  les  lois  organiques  interpnSt^es.  Bru- 
xellW,  Brulant  Christophe  et  Co.    VII— 243  p.     12. 

Dechamps,  Alp,,  Les  partis  en  Belgique  et  le  nouveau  r^gne.  Etüde  po- 
litique.    Bruxelles,  V.  Devaux  et  Ce.    70  p.    8.    1  fr. 

Juate,  Thiod.,  Les  fondateurs  de  la  monarchie  beige.  Joseph  Lebeaa. 
Bruxelles,  Muquardt.     XI~212  p.    8.    5  fr. 

Lacroix,  Albert,  Conseil  communal  de  Bruxelles.  La  röforme  ölectorale. 
Bruxelles.    76  p.    8.     1  fr. 

HoUtad. 

Caan,  Jhr,  Mr.  J,  J.  de  la  Baeseeour,  Schets  van  den  regeringsvorm  van 
Nederland  van  1515  tot  heden.  2.  uitg.  's  Gravenhage,  Gebr.  Belin- 
fante.    X— 230  bl.    8.    f.  2,80. 
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Doommck,  J,  L  van,  De  Staatkunde  der  Ffederlandsche  Republiek  van 

1697  tot  1795  in  betrekking  tot  het  evenwigt  van  Europa.    8,  XXII 

en  242  S.    8.    2  fl.  50  cts. 
Orom  van    Primterer,    Parlementaire    stadiiin    en    schetsen.      I  —  XL. 

's  GraTenhage  1865—67.    y.  Cleef.    bl.  1—498.    8. 
Hartog,  Mr.  X.  de,  De  gronden  van  de  Staats-,  provinciale-  en  geroeente- 

inrichting  van  Nederland.    Leiden,   Sgthoff.    1865.    VIII  en   120  bL 

8.    f.  1,25. 
Kempetj  J.  de  Boeek,  Handleiding  tot  de  kennis  van  de  wetenscbap  der 

zamenleving  en  van  het  Nederlandsche  staatsregt.    Ile  deel.    Geschie- 

denis  van  het  staatsleven  en  staatsregt  in  Nederland.    le  afl.   Amsterdam, 

Johannes  Muller.    8  en  244  bl.    gr.  8.    f.  2,40. 
Levy,  Mr.  /.  A,,  Eerlgke  politiek.    Amsterdam,  M.  Schooneveld  en  Zoon. 

24  bl.    8.    t  0,40. 
Maa$  OeeateramUf  Mr.  Ä,  IL,  Een  woord  aan  de  kiezers  in  Nederland 

over    de    ontbinding    van   de   Tweede   Kamer   der   Staten  -  Generaal. 

's  Gravenhage,  Martinns  Nghoit    20  bl.    8.    f.  0,25. 
Pruissisch  of  Nederlandsch?    Een  woord  ter  behartiging  door 

Mr.  /.  V.  Ir.    Amsterdam,  Job.  W.  Braun.    16  bl.    8.    f.  0,15. 
Reactionairen,  De,  en  conservatieven  hier  te  lande,  sedert  de grond- 

wetsherziening  van  1848.     Alles  woordelijk   ontleend  en  geordend  uit 

de  geschriften  van  Ir.  /.  Iaoil  Kampen,  K.  van  Hülst.   YIII— 312  bl. 

8.    t  3,-. 
Schets  van  de  staatkundige  geschiedenis  der  laatste  25  jaren.    (1840 — 

1865.)    Utrecht,  Kemink  en  Zoon.    YIII— 269  bl.    8.    f.  2,50. 
Vöör  de  Kreon  of  met  de  Tweede  Kamer?    's  Gravenhage,  Erven  Door- 

man.    40  bl.    8.    f.  0,40. 
Vreede,  Mr.  O,  W.,  Geschiedenis  der  diplomatie  van  de  Bataafsche  repu- 
bliek.   2e  deel,  2e  stuk.     Van  de  hervatting  der  vgandelgkheden  met 

Engeland  (Mei  1803)  tot  de  aftreding  van*  Koning  Lodewgk  (1  Julij 

1810).    Utrecht,   J.  G.  Broese.     1865.    XVI,   464,  2  en   136  bl.    8. 

f.  7,50;  deel  I  en  U,  le  en  2e  stuk.    f.  20,30. 
6r«Mkrilaiai0B  m4  Iriu4. 
Ädaw,  CcH.,  Ireland  and  her  servile  war.    Ridgway.     1  sh. 
AyUrnn,  James,  Parliamentary  reform,  and  how  to  obtain  it.  Hardwicke.  1  sh. 
Bagshot,  WäUer,  Parliamenltary  reform.     Chapman  and  Hall.    8.    2  sh. 
Saxkr,  B,  DudUy^  Redistribntion  of  Seats  and  the  Counties.   2nd  edition. 

Stanford.    1  sh. 
New  Reform  Bill:  the  Franchise  Retums,   and  the  Boroughs.    3rd 

ed.    Ibid.     1  sh. 
Brodie,  George,  Constitutional   History  of  the  British  Empire,   from  the 

Accession  of   Charles    I.  to  the  Restoration.     With   an  Introduction. 

New  edition.    3  vols.    Longmans.    XXV— 1677  p.    8.    36  sh. 
Buckle  ^  Henry  Thom.,  History  of  civilization  in  England     Vol.  5.     (The 
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end.)    Leipzig  1865,  Brockliaiis*  Sort    XII— 362  S.    8.    i  n.  1  Rtblr. ; 

in  engl.  Binb.  k  n.  V/n  Rthlr. 
Buckle,  Henry  Thom.,  Histoire  de  ia  civilisation  en  Angleterre.   Tradaction 

autoris^,  par  BmOot    T.  4.  5.   Broxelles,  A.  Lacroix,  Verboeckborcn 

ft  Co.    345--360  p.    8.    ft  5  fr. 
Ckamben^s  Qnestions   on    British   flistory    and    the   Brftirii   Constitutioii. 

With  Answers.     By  W.  Chambers.    Chambers.    84  p.    8.     1  sh. 
CoXj  Homersham,  Die  Staatseinrichtangen  Englands.    Aus  dem  Englischen 

▼on  H.  Ä.  Kühne.   Berlin  1867,  Springer's  Verl.    XVI— 661  S.    gr.  8. 

n.  3  Rthlr. 
Dvifferm,  Et  Hon.  Lord,  Contributions  to  an  Enqairy  into  the  Sute  of 

Ireland.     Marray.    8. 
Fonblanqjiu,  AJbemy,  jnn.,  flow  we  are  Govemed;  or,  the  Crown,  tiie 

Senate,  and  the  Bench.    Revised  to  Present  Date  by  W.  A,  Hddtmortk, 

Warne.    VI-ai4  p.    8.     1  sh. 
Oibhe,  Edward  J.,  Parilamentary  Reform,  considered  as  a  Ouestion  of 

Principle  and  not  of  Party.    Ridgway.    1  sh. 
Hare,  Thomas,  Election  of  Representatiyes,  Parliamentary  and  Manicipal. 

3rd  edition.    Longmans.    8.    6  sh. 
HodgetMy  Shadworth  H,  Principles  of  Reform  in  the  Soffrage.  Ibid.  8.  3  sh.  6  d. 
Hutton  j  R*  H,  Studios  in  Parliaroent.    A  Series  of  Sketches  of  Leading 

Politicians.    Longmans.    V^208  p.    8.    4  sh.  6  d. 
Kmnear,  J.  S.,  Principles  of  Reform,  Political  and  Legal.  Smith  A  Eider. 

8.    7  sh.  6  d. 
Lester,  C,  Edwards,  The  glory  and   shame  of  England.    2  vob.    New 

York.    601  p.    8.    20  sh. 
Lorimer,  James,  Constitutionalism  of  the  Future;  or,  Parliament  the  Mirror 

of  the  Nation.    Black.    ¥—188  p.    S.    3  sh.  6  d. 
Maurice,  Frederick  Denisoti,  Workman  and  the  Franchise.   Strahan.   XVI — 

244  p.    8.    7  sL  6  d. 

Populär  edition.    Xy'^248  p.    8.    1  sh.  6  d. 

Mapi    Thomas  Ershne,  Histoire   constitutionelle  de  V Angleterre  depoia 

Tavönement  de  Georges  III,   1760—1860;  tradolte  et  pröc<$döe  d'nno 

introdttction ;  par  Cornelia  de  Witt.   T.  2.   Paris,  L^ ;  Lib.  nomrelle. 

739  p.    8.    Les  2  vol.    12  fr. 
MdUsworGi,  Rev.  TT.  N.,  First  Reform  Bill.    History  of  the  Reform  BÜl 

of  1832.    1.  and  2.  ed.    Chapman  and  Hall.    B.    tO  sh.  6  d. 
Parliamentary    Reform.      Lettres    by    Vigil.      Torqoay ,    Cockrem ; 

Simpkin.    51  p.    8.     1  sh. 
Progress,  The  Fenians*.    A  Vision,    Also  the  Constitution  of  the  Fenian 

Brotherhood.    New  York  1866.    91  p.     16.    2  sh.  6  d. 
Bussen,  John  Earl,  Essay  on  the  history  of  the  English  gorernment  and 

Constitution.    From  the  reign  of  Henry  VIL  to  the  present  tiroe.    New 

edition.     Longmans.     12—300  p.     8.     6  sh. 
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Scamberdaie,  the  Evils  of  Ireland.    Considered ,  with  a  Yiew  to  possible 

Remedies.    With  the  DrafI  of  a  Bill  on  the  Land  Question.     Dublin, 

Hodges  ft  Smith.     50  p.    8.     1  sh. 
State,  the,   of  Ireland  in  1866;  its  Chief  Evils,  and  their  best  possible 

Remedies.     Bull  ft  Hunton.    6  d. 
WalUm,  Alfred  D,,  History   of  the  landed  tenures  of  Great  Britain  and 

Ireland,  from  the  Norman  conquest  to  the  present  time.    C.  H.  Clarke. 

138  p.     12.    2  sh. 

SkaBdiBSTuehe  Slattmu 

HamiUon,  Hugo,  Slutsatser  i  representationsfrägan.    95  s.    8.    50  öre. 
StiedefW,  G,,  Sveriges  krig   och  politik   ären   1808—1815.   Hfift.  2.  3. 

Stockholm,  P.  G.  Berg.   s.  161—561  med  3  kartor.    8.    4  rdr.    50  öre. 
Schwedens  Politik  und  Kriege  in    den  Jahren   1808—1814.    Aus 

dem  Schwedischen  von  Dr.   C.  F.  Frisch,    1.  2.   Tbl.    Leipzig,   F. 

Fleischer.    XII— 403  S.;  Vni— 408  S.    gr.  8.    ä  n.  2  Rthlr. 
Beretning  om  Forhandlingeme  paa  det  i^jfirbenhavn  den  24de  og  25de 

October   1865   afholdte  Made  til   Discussion  af  Spargsmaal  vedkom- 

mende  de  fattige  Samfündsclassers  Vel.    Lond.    146  S.    8.    72  sk. 
Blade  til  Menigmand  fra  danske  Skandinaver.    I— VII.    196  S.    8.   72  sk. 
Fedrelandet   og  Polkelighed.     Af  Forfatteren   til  „Indtryk   udenlands 

fra.''     1— 2det  Hefte.    Lund.    k  96  S.    8.    ü  48  sk. 
Maävig,  J.  N.^  Personalunion  mellem  Danmark  og  Slesvigholsteen ,   be- 
tragtet fra  et  dansk  Standpunkt.    Gyldendal.    56  S.    8.    24  sk. 
Müüer,  H,  0.  !>.,  Historiske  Efterretninger  om  Rigsraadets  og  Rigsdagens 

Stilling.    Eibe.    82  S.    8.    40  sk. 
SoM-Nexent,  Charles  äe,  La  spoliation  du  Danemark.    Bruxelles,  Rosez. 

43  p.    8.    1  fr. 
T  i  1  b  a  g  e  b  1  i  k,  endnu  et,  paa  Danmarks  Ulykke.   Af  A.  V.  —  Gyldendal. 

68  S.    8.    32  sk. 

OMtanelek. 

Actenstücke,  amtliche ,  betreffend  die  Verhandlungen  über  die  Union 
Siebenbürgens  mit  dem  Königreiche  Ungarn.  Herrmannstadt  1865, 
Steinhaussen.    ¥—186  S.    Hoch  4.     n.  IVs  Rthlr. 

Saussnem,  Guido  v.,  Die  providentielle  europäische  Mission  des  österrei- 
chischen Gesammtstaatcs.  Hermannstadt,  Piltsch  in  Comm.  51  S. 
gr.  8.    n.  Vs  Rthlr. 

Favre,  Eämand,  L'Autriche  et  Bes  institntions  militaires.  Paris,  Dumaine; 
Amyot.    VI— 272  p.    8.    6  fr. 

Fischhof,  Dr.  Adph,  Bin  Blick  auf  Oesterreichs  Lage.  Wien,  Wallishauser. 
48  S.    gr.  8.    n.  8  Sgr. 

Lösung,  eine,  der  österreichischen  Verfassnngsfrage.  Wien,  Gerold's 
Sohn.    67  S.    gr.  8.    n.  16  Sgr. 

LusOiondl,  Dr.  Wenzel,  Abhandhingen  aus  dem  österreichischen  Staats- 
recht  Ober   das   kaiserliche   Manifest  und  Patent  vom  20.  September 
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1865y  ftber  die  beiden  Adressen  des  ungarischen  Landtages  too  1861 

und  Aber  die  Unbedingtheit ,  Einheitlichkeit  and  Realitfit  der  pragma- 
tischen Sanction  mit  Anschluss  ihrer  Docnmente.    Wien,   Branmftller 

in  Comm.    LXXX— 391  S.    gr.  8.    n.  2  Rthlr. 
Oesterreichs  System  als  die   einzig   wahre  Ursache  seiner  Nieder- 
lagen Tom   militirischen  Standpunkte  aus  betrachtet   und   dargeslelll 

von   einem   österreichischen    Soldaten.    Leipzig,   Engelmann.     51    S. 

gr.  8.     V«  Rthlr. 
Oesterreich's  Verfassung.    Ein  Wort  der  Verständigung  an  Ungarn 

Yon  einem  deutschen  Realpolitiker.     Wien,  Ludwig.    IV— 64  S.    gr.  8. 

n.  16  Sgr. 
Plaudereien   eines  pensionirten  Hauptmannes  Aber  Magnatenerziehoag 

und   vaterKndische   Politik.    Raab,   Hennicke.    XV  — 230  S.    gr.  8. 

n.  1  Rthlr. 
Van  de  Poele,  LSopM  et  Ar^mr  Le  BmOif,  Quelques  mou  sur  rattitude 

de  r Antriebe  Tis-A-yis  des  pnissances  europ^nnes.    Gand,   H.  Hoste. 

24  p.    8.    60  c. 
Wort,  noch  ein,  zur  Nationalititsfrage  in  Ungarn.    Pest,  Gebr.  Läufer. 

29  S.    8.    n.  n.  6  Sgr. 
Zur  Reorganisation  Oestreichs  yon  ***.    Altona,  Mentsel.    53  S.    gr.  8. 

n.  10  Sgr. 
Zustände,  jnngczechische.    Skizsirt  und  erllutert  Ton  einem  Deutsch- 
gesinnten  in  Böhmen.  Leipzig,  0.  Wigand.   VII— 70  S.   8.    n.  V*  R^^r. 
DratMUnd  Ib  AllftatiaM. 
Bamberger,  Luä».,  Ueber  Rom  und  Paris  nach  Gotha  oder  die  Wege  des 

Herrn  v.  Treitschke.    Stuttgart,  E.  Ebner.    58  S.    8.     V«  ^^^f- 
Blätter,  fliegende,  aus  SAddeutschland.    I.    Wo  liegt  die  Ausgleichung 

der  österreichisch-preussischen  Gegensitze?    Frankfurt  a.  M.,  Winter. 

31  S.    gr.  8.     n.  7$  Rthlr. 
Deutscbland's  Untergang  oder  Auferstehung  ?   MAnchen,  L.  Finsterlin. 

44  S.    gr.  8.    n.  8  Sgr. 
Lerchenfdd,  OueL  Frhr.  v,,  Das  Verfahren   der   deutschen   Grossmichte 

gegen  Schleswig-Holstein  und  den  Bund.    Jena,  Fr.  Fommann.    24  S. 

gr.  8.     V«  Rtblr. 
Bienzel,  Wolfg,,  Preussen  und  Oesterreich  im  Jahre  1866.  Stuttgart,  Krabbe^ 

71  S.    8.     n.  V«  Rtblr. 
Reformbestrebungen,  deutsche ,  vom  Mirs  1848  bis  zum  15.  Mai 

1851.    Hannover,  Klindworth.     112  S.    gr.  8.    n.  18  Sgr. 
Taschenbuch,  parlamentarisches.    Herausgegeben  von  Dr.  A,  Sanuh, 

2.  vermehrte  Aufl.    In  9  Lfgn.     1.  Lfg.    Plauen  1867,  Schröter.    V— 

215  S.     gr.  16.     15  Sgr. 
Verhandlungen  des  3.  Congresses  deuUcher  Abgeordneter  am  20.  Mai 

1866   zu  Frankfurt  a.  M.     Frankfurt  a.  M.,   Boselli   in  Comm.    66  S. 

gr.  8.    n.  >/•  Rthlr. 
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Artikel  84  der  preussischen  YerrMsangs-Urkande  yoid  30.  Januar  1850 

.    und  der  Plenar-Beschluss  des  königl.  Ober-Tribunals  yom  29,  Januar 

1866.   Ein  Wort  ftur  Aufklärung  von  einem  preussischen  Rechtsanwälte. 

Berlin,  Matthies.    55  S,    gr.  8.     1/4  Rthr. 

Bemng,   Geh.  Reg.-R.,   Hannover  bei   seiner  Vereinigung  mit  Preussen. 

HannoTer,  Rümpler.    51  S.    gr.  8.    V«  R^r* 
Bericht,  amtlicher  stenographischer,  des  preussischen  Abgeordnetenhauses 
über  die  Debatte  am  7.  September   1866  betr.  die  Vereinigung  des 
Königreichs  Hannover,  des  Kurftlrstenthums  Hessen,   des  Hersogthums 
Nassau  und  der  freien  Stadt  Frankfurt  mit  der  preussischen  Monarchie. 
Berlin,  Moser.    62  S.    gr.  8.    5  Sgr. 
Bema,  D.  A,,  Kritik  der  preussischen  Politik   und  Rechtfertigung  Oest- 
reichs  in  Behandlung  der  Fragen,  welche  Dinemark,  Deutschland  und 
die  Herzogthümer  betreffen.    Frankfurt  a.  M.,   Verl.  f.  Kunst  u.  Wiss. 
59  S.     gr.  8.    n.  V*  R^I^Ir. 
Qmtant,  Vict,  Die  feudale  Partei  in  Preussen  vom  Gesichtspunkt  der  In- 
teressen Preussens,  Deutschlands  und  Enropa's.    Vom  Verfasser  auto- 
risirte  deutsche  Ausgabe.    2.  u.  3.  Aufl.    Hamburg,   Grflning.    41  S. 
gr.  8.    n.  Vt  Rthlr. 

La  Prusse.     Lettre  au  comte  de  Bismarck.    Paris,  Dentu.    61  p.    8. 

Preussen.    Ein  Sendschreiben  an   den  Grafen  v.    Bismark.     1—4. 

Aufl.    Hamburg,  Grüning.    69  S.    gr.  8.    n.  Vs  Rthlr. 
Denkschrift  zur  Beurtheilung  der  Veriindeningen,  welche  in  den  Ver- 
hältnissen Hannovers  durch  die  Vereinigung  mit  Preussen  hervorgebracht 
werden.    Jena,  Fr..  Frommann.    32  S.    gr.  8.    6  Sgr. 
Enäemaim,  AppelL-Ger.-R.  Prof.  Dr.  W.,  Was  soll  aus  Kurhessen  werden? 

Berlin,  SteinthaL    32  S.    gr.  8.    n.  5  Sgr. 
Erselebm,  Suatsminist.  a.  D.  C,  Betrachtungen  Ober  die  Staats-Binnahmen 
und  Ausgaben  in  Preussen  und  Hannover  und  Ober  einen  fOr  Hannover 
zu   bildenden  Provinzialfonds.     Hannover,    Rümpler.     63   S.    gr.   8. 
n.  V>'R»Mr. 
Herzogthamer,  die,  seit  dem  15.  November  1863.    Berlin,  Springer's 

Verlag.     1.  u.  2.  Aufl.    68  S.    gr.  8.    n.  9  Sgr. 
Heppe,  Dr.  Hemr,,  Denkschrift  über  den   Untergang  des  kurhessischen 

Staats.    Marburg,  Bhrhardt.    IV--44  S.    gr.  8.    6  Sgr. 
Jahrbücher,   preussische.    Red. :  A,  Flögel.    Jahrg.  1866  oder  17.  u. 

18.  Bd.  &  6  Hfte.    Berlin,  G.  Reimer,    gr.  S,    k  Bd.  n.  3  Rthlr. 
Lo/9ergne^Pegimlhen,  M.  v.,  Schleswig-Holstein.    Sodal-politische  Studien. 

BerUn,  F.  Schulze*s  Buchh.    XII- 171  S.    gr.  8.    n.  1  Rthlr. 
M0irUn,  Ober-App.-R. ,   Die  Rechtsverbindlichkeit  landesherrlicher  Verord- 
nungen gegenüber  dem  Erfordernisse  landstindischer  Zustimmung  zum 
Erlasse  von  Gesetzen,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  knrfürst- 
lich-hessuchen  Verordnung  vom  26.  Jqni  1854,  die  Aufhebung  der 

ZeiUchr.  f.  Staatsw.  1867.    lY.  lieft.  45 
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JagdgerechUame  betreffend.    Cwtel^   Krieger.    VfI-^152S.    gr.   8. 

n.  20  Sgr. 
Mßjetf  Dr.  Oilo,  Zur  Kritik  diAs  preuMisdten  Kronsyndicats-Ertchtens  aber 

die  Schleswig -hoUteiDiscbe  Frage.     1.  Oldenborg  und  der  Gottorper 

Antheil.    Rostock,  Stiller.    VlI^-^  S.    gr.  8.    n.  >/s  Rthlr. 
Pemiee,  Dr.  Herb.,   Kritische  ErOrteruttgea  cur  Sohleswig-Holsteinhcheii 

Successionsfrage  mit  besonderer  RAcksicbl  auf  die  Schriften  6ti  Herrn 

V.  Wanuhdt.    3.  4.  5.  and  Suppl«-Heft.    %.  Bd.    Catsel,  Fischer. 

Xill^SIl  S.  und  Suppi.-Hefl  Vlil-MM  S.    gr.  S.    3Vs  Rthlr.  (1—5. 

und  SuppL:  4Vs  Rihlr.) 
Politik,   die  imere,   der  preussiseheii  Regierung  von  1862  bis   1866. 

Sammlung  der   amtlichen   Knndgebungen   und   halbamtllcben  Aeusse- 

rnngen.    Berlin,  y.  Deeker.    XX~-636  S.    gr.  S.    t^/«  Rthlr. 
Preussen  vnd  seine  Bedeutung  für  Deutschland,    flambnrg,  0.  Illeissner. 

68  S.    gr.  8.    n.  ^/»  RtUr. 
Bosch,  0M8t,f   Das   prenssische  Regiment  in  Schleswig -Holstein.    Kiel, 

Schrdder  ±  Co.    VI— 270  S.    8.    n.  1  RtMr.  2  Sgr. 
Rechtsgntaehten  bexflglioh  der  Hercogthümer  Schleswig,  Holsteiii 

und   Lanenburg  erstattet  anf  Grund  des  AUerhöchsten  Erlasses  Yom 

14.  Dezember  1864  vom  Krön  -  Syndikat    Berlin,  y.  Decker.    232  S. 

gr.  8.     1  Rthk. 
Schäfer,  Prpf.  Dr.  iini.,   Die  Oberkonmienen  Aufgaben  des  preassischen 

Staats.    Rede.    Bonn,  Marcus.    22  S.    8.    n.  4  Sgr. 
Schleswig-Holstein   und   die  Annexien.    Von   einem   Schleswig«- 

Holsteiner.    Freibarg  im  Br.  1867.    Schmidt.    28  S.    gr.  8.    n.  4  Sgr. 
Staatsbewusstsein,   das  prenssische.    Coburg,  Streit.    ¥111—74  S. 

gr.  8.    n.  Vs  Rthlr. 
Trostbriefe   für  HannoYer.    Von  einem  Alt-lannoTeraner.    Hamburg, 

0.  Meissner.    94  S.    gr.  8.     V«  R^r* 
Verfassungs-Urkunde  fftr  dan   preussisehen  Staat.    Vom  31.  Ja- 
nuar 1850.   Nene  Ausgabe.    Berlin,  y.  Deeker.   72  S.   gr.  8.   V«  R^l^r. 
Zachariä,  Dr.  H.  A,,  lieber  Artikel  84  der  preussisehen  Verlhssnngs-Ur- 

knnde.    Leipzig,  Duncker  Uw  Hamblot.    39  S.    gr.  8.    n.  >/*  MAr» 
Zöpfl,  Hofr.  Prof.   Dr.  Heinr,,  Beitrige  zur  Kritik  des  Rechtsgntachtens 

des  Kroasyndicats  beiöglich  der  HerzogthOmer  Schleswig,  Holstein  nod 

Lauenburg.    Heidelberg,  K.  Groos.    107  a    gr.  8.    n.  16  Sgr. 


A  e  r  a ,  die  neue ,  in  Baden.  Von  Pn.  i.  J.  2.  Yorb.  Aufl.  Frankfurt  a. 
M.,  Verlag  mr  Kunst  und  Wissensehaft.    HI— 126  S.   gr.  8.   n.  >  RtUr. 

PUmk,  Cml,  Politische  Geschichte  WfiHtembergs  Yon  der  KaiserwakI  Ru- 
dolphs Y.  Habsburg  bis  au  dem  preussisehen  Bundesantrag  Yom  9.  ApiU 
1866  auf  wiederholte  Einberufung  einer  deutschen  NationalYersamm- 
Inng.    Stuttgart,  Koch.    •V--192  S.    8.     18  Sgr. 

Wochenschrift  der  FortschHttspartei  in  Bi^em.    Red.:  S.  T%  Jaodb. 
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Jahr^  1865.    $2  Nrn.  O.)    ErUngeii,  Betold.    gr.  4.    Yierteyälirlich 

12Vt  Sgr. 

Saumgariner,  J.,  Die  Schweiz  in  ihren  Kämpfen  und  Umgestaltungen  von 
1890  bis  f850.  4.  Bd.  Zürich,  Schuhhess.  «11  S.  gr.  8.  1  Rthlr. 
24  Sgr.  (1—4. :  6  Rthlr.  24  Sgr.) 

B  n  t  w  i  c  k  e  1  u  n  g ,  die ,  der  schweixerischen  Bundesrerhiltnisse  und  der 
Bundesverlissang  Ton  IMS.  V«n  Br.  R  Sehaffhausen,  Brodtoiann 
in  Comm.    24  S.    8.    S  Sgr. 

Fedderam,  P,,  G^sehichle  d«r  sehweiserischen  Regeneration  ron  1890  bis 
1848.    ZArid^  Verlags-Magaun.    XÜ  o.  654  S.    gr.  8.    2Vt  R^lr. 

Stgaser^  Mi^r  J.  P.,  IHe  Volluwehr  als  Erginzung  und  Abrundnng  der 
Landtag eilheidigung  vom  Standpunkte  49r  Schweizer'schen  Heeres- 
organisation.    Luzernv  -Gebr.  Riber.     VI— ^  S.    gr.  8.    n.  Vt  RtUr. 

Watmer,  Dr.  Jfort,  Studien  Ober  die  Stnaüumwilzung  <les  Kantons  Schaff- 
hanaen  i.  J.  1708»  ScfaaMauami  ISttS,  Bradtmann.  IV— IM  S.  gr.  8. 
Vs  Rthlr. 


Asegtio,  Masaimo  d^,  L'Italie  de  1847  ä  1865.    Correspondance  politique, 

accompagn^e  d'une  introduction  et  de  notes ;  par  Eugene  Rendu.    Paris, 

Didier  et  Ge.    XXXVIII~420  p.    8. 
Bcmghi,  Buggerü,  La  Eleaione  de!  Deputalo.     Firenze,  tip.  Le  Monnier. 

88  p.    8.    L.  1. 
Sct^iean,  Opinions  sur  la  qaettion  Halice-roroaine  et  sur  le  droit  de  dis- 

cusaion  par  la  presse  des  opinions  ^mises  i  la  tribune.    Paris,  impr. 

Lahure.    16  p.    8. 
Butkr,  Rev.  C.  M,,  Inner  Rone:  Political,  Religioas,  and  Social.    Phila* 

delphia.    12.     9  sfa. 
Cßntu,  C^ar,  La  R^forne   en  Italie.    Lea  prtfcursenrs.    Diacours  histo- 

riques.    Traduits  de  Fitalien  par  Amcet  Diffard  et  Edmond  Martin, 

Paris,  A.  Le  Giere  et  Ge.    XVI— 672  p.    a    . 
Firenze  e  Roma,  pensieri  di  un  italiai^o.    Firenze,  tip.  Le  Monnier. 
Oamier,  Charles,  Le  royaume  des  Deui-Siciles,  Budmoire.    Paris,   impr. 

Goupy.    203  p.    8. 
Mätiyua,  IM,  v.,  Italiens  staatliche  Umgestaltung  ra^  besonderer  RAck- 

sieht  auf  SüdiUlien.    Eine  politische,  sociale,  kirchliche  und   militC- 

rische  Studie.     Wien,  Uartleben.    91  S.    gr.  8.    n.  12  Sgr. 

OritelMaUad  nmi  4it  TAilMi. 

Farle^,  J.  Lewis,  Turkey.    With  Portrait.    Low.    ¥111—371  p.    8.    12  sh. 
Moldo-Valachie,  la,  et  la  anzerainetd  de  la  Poite  Ottomane.    Paris, 

Dcntu.    31  p.    8. 
Ikgti^,  FramfOis,  Examen  des   afikires  de  Gr6te.    Parb,   Lib.  centrale. 

64  p.    8.     1  fr. 
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PanslaTifine,!«.    Le  prioce  de  Coaxa.    La  Romnanie.    La  Rtiaiie. 

FarU,  Dentu.    46  p.    8. 
Principaut^t-Unies,  les,  deTaol  la  conftfrence.    Mars  1866.    Ibid. 

48  p.    8. 
SaHjpolos,  Prof.  Dr.  M.  N.  J^,  le  paatö,  le  pr^nt  el  raTenir  de  la  Gr^ee. 

Triest,  Schubart  ±  Dase.    186  S.    gr.  8.    baar  n.  n.  1  RtUr. 
Bwtltad  «U  P«lra. 
Haxtkauten,  Ä%tg.  Frbr.  v.,  Die  lindliche  Verftisaang  RaMlanda.    Ihre  Bot- 

Wickelungen   and   ihre  Pestatellang  in   der  .  GesetEgebung  Ton  1861. 

Leipsig,  Brockhaot.    XVI— 424  S.    gr.  8.    n.  Vk  Rlhlr. 
Sdiiifren,  Ö.,  Quellen  aar  Geschiebte  des  Untergangs  lirlindischer  Selbst- 

stindigkeit   5.  Bd.   Reval,  Kluges  Verl.   350 S.  gr.  8.  4  n.  2Vt  Rtblr. 
25  Urkunden  sur  Geschickte  Livlands   im  13.  Jahrhundert.    Dorpat, 

GUser.    Vn-25  S.    4.    n.  Vs  Rtblr. 
SckmUfUr,  J.  H.,  Les  institatiotts  de  la  Rnsaie  depais  les  r^fonnes  de 

rempereur  Alexandre    II.  2  voL    Strasbonrg  et  Paris,  Bergar-LerraoU. 

Xin-1024  p.    8. 
Smtt,  FridSr,f  La  clef  de  la  question  polonaise,  ou  pourquoi  la  Pologne 

n'a  pu  et  ne  pent  exister  comme  ötat  inddpendant?    Leipxig,  Kittler. 

X-110  S.    gr.  8.    n.  '/«  R^lr. 


Dwfäl,  Jules,  Rdflexions  sur  la  politique  de  TEmpereur  en  Algdrie.    Paris, 

ChaUamel  aln4.     VIII— 184  p.    8.    2  fr.  50  c. 
FomrmestroMX,  Ei»ghu,  Les  Iddes  napoldoniennes  en  Alg4ne.    JanWer 

1866.    Ire  et  2e  dditions.    Paris,  Challanel  alnd.    197  p.    8.    3  fr. 

Aatrika.  —  IfoHuMrika. 

Alien,  Joeeph,  The  science  of  goTemment  in  connection  with  American 

Institutes.    New  York.    248  p.     12.    7  sh.  6  d. 
Antagonisme  et  Solidaritd  de»  Etats  orientaux  et  des  Etats  occiden- 

taux  de  TAmdrique  du  Sud.     Ourrage  traduit  et  prdcddd  d'une  intro- 

duction  par  Th,  Mannequin,    Paris,  Dentu.    203  p.    8. 
Bamee,   WüUam  H.,  The  Body  Politic.    Cincinnati.    809  p.    12.    9  sh. 
Broom,    W,  W,,  Great  and   Grave   Questions   for   American   Politicians. 

Boston  1866.    122  p.    8.    4  sh. 
Brownsm,  0.  A.,  The  American  Republic,  its  Constitution,  tendencies  and 

destiny.    New  York.    XVI— 439  p.    8.    15  sh. 
CuUa,  J.  MaäUm,  A  Brief  Treatise  upon  Constitutional  and  Party  Qoe- 

stions,  and  the  History  of  Political  Parties,  as  I  received  it  orally  from 

the  late  Senator  Stephen  A.  Douglas  of  Illinois.  New  York.  221  p.  8.  9  sb. 
DeseauUs,  L*Hon,  L.  A.,  La  Gnerre  Amdricaine,  son  origine  et  ses  yraies 

causes.    Montreal  1865.    538  p.    18.    3  sh. 
MeFhereon,  Edward,  A  Political  Manual  for  1866,  induding  a  Classiaed 

Summary  of  the  Important  FacU  of  the  Period,   from  President  John- 
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son's  acoetfion,  April  15,  1865  to  Jaly  4,  1866.    Wathingtoa.    128  p. 

8.    4  flh. 
Pairker,  Jod,  Revolution  and  Reconstrnction.  Ifew  York.  89  p.   8.  2  sh.  6  d. 
Partridgey  J,  Arthur,  Making  of  Uie  American  Nation.  Stanford.  XXXVn— 

523  p.    8.    16  fh. 
Politicians*  Manual.    The  Constitution  of  the  United  Statei  of  Ame- 
rica, the  Amendnenta  and  Proposed  Amendmenta.    New  York.    32  p. 

8.     1  sh.  6  d. 
Reconstruetion  in  America.    By  a  member  of  the  New  York  bar. 

New  York,  1865.   133  p.    8.    5  sh. 
WaUrbmrif,  Rot.  /.  B,,  Southern  Planten  and  the  Freedmen.    New  York 

1865.    56  p.    18.    1  ih. 


Ahrens,  Prof.  /.  B.  A»,  Mexiko  und  mexikanische  Zostinde  in  den  Jahren 
1820^1866.    Göttingien,  Rente.    123  S.    gr.  8.    n.  Vs  Rthlr. 

Coleccion  de  Docnmentos  para  la  historia  de  Mdxico.  Pnblicada  por 
Joaquin  Garcfa  Icaxbalceta.   T.  2.   Mdxico.  LXVI— 600.   p.  4.  31  sh.  6  d. 

814-AMtrita. 

Constitucion  de   los    estados   unidos  de  Venesue|a.    Edicion  Oficial. 

Caracas  1864.    56  p.    18.    1  sh.  6  d. 
Expiüy,  Ch,,  Le  Brösil,  Buenos-Ayres,  MontoTideo  et  le  Paraguay  devant 

la  civilisation.    Paris,  Dentn.    157  p.    8.    3  fr. 
R  e  p  u  b  1  i  c  a ,  La,  en  el  Peru  y  la  Cuestion  Peruano-Espanola,  por  0,  L. 

Lima,  1865.    136  p.    4.    7  sh.  6  d. 
Respuesta  A  las  cartas  del  Doctor  Alberdi  ä  sns  amigos  y  compatriotas 

sobre  los  intereses  argentinos  en  la  gnerra  del  Paraguay  y  el  Brasil, 

por  3f.  R  O.    Buenos-Aires,  1865.    46  p.    8.    2  sh.  6  d. 
Samper,  Jo$i  M,,  Ensayo  sobre  las  revolnciones  politicas,  y  la  condicion 

social   de   las   repüblicas   colombianas  (Hispano  -  Americanas).     1861. 

XVI— 340  p.    8. 
Vieima  Maekeima,  B,,  La  revolucion  de  la  independencia  de!  Peru  deade 

1809  a  1819.    Lima,  1860.    278  p.    4.     12  sh. 


IV.  CoItor-PoKlik. 

AutUtio,  Omüaume,  Idöe  historique  et  rationelle  de  la  diplomatie  eccI6- 
siastique,  traduit  de  Titallen,  par  Labia,  Louvain,  Ch.  Peeters. 
520  p.    8.    3  fr.  50  c. 

Brikik,  B,  L'humanit4,  son  d^veloppement  et  sa  dur^e.  2  vol.  6m- 
xelles,  A.  Lacroix,  Verboeckhoven  et  Ce.    CI— 1231  p.    8.    20  fr. 

Cattro,  AdcHfo  de,  Geschichte  der  spanischen  Protestanten  und  ihrer  Ver- 
folgung durch  Philipp  11,    Nach  dem  Span,  bearbeitet  Ton  Dr.  Hemr, 
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SerU.    Prtnkftirt  «.  M.,   SaierUnder*«   Verl.    VII— 319   S.    gr.   8. 

IV*  Rthlr. 
Eberl,  Priest.  F)rdr,^  Die  Kirche  and  die  Aisodatimi  der  Arbeiter.    Ge- 
krönte f  reiMchrifi    PatMo,  Deiters.   X  o.  31S  S.    gr.  8.    n.  */%  KAIr. 
Echeverri,  C,  A»,  Bl  clero  catolico  Romano  i  los  Gobieraos  politicos.    Me- 

dellin,  1863.    72  p.    4.    10  sh. 
Hir$fhfdä,  Reg.-Assetf.  Oeo.  9,,  Religiomstatistik  der  prenssUchen  Mo- 
narchie.   Arnsberg,  ▼.  Schiigen.    Vni—302  S.    gr.  8.     1%  Rthlr. 
He^fhumn,  PäUl,  KircheapoUtische  Briefe  aus  Schwaben.     1.  Heft.    gr.  8. 

Mannheim,  Schneider.    IV  n.  109  S.    n.  V«  R^blr. 
KeUer,  Smü,  Kirche,  Staat  und  Freiheit  oder  die  Bncyclioa  vom  8.  Decbr. 

1864  und  die  Prinzipien  von  1789.   Vom  Verf.  autoris.  deutsche  Ueber- 

setzung  nach  der  2.  Aufl.   dei  Originals.    Mainz,  Kirchheim.     VIII  u. 

344  8.    gr.  8.    1  Rthlr. 
Koopmamt,  Bisdi.  Dr.  TT.  H.,   Das  erangelische  Christenthum  in  seinem 

Verhiltsfsse  zu  der  modernen  Cultur.    gr.  8.    Hamburg,  Holte.    IV  u. 

160  S.    n.  18  Ngr. 
Laiceniure,  Fabbd,  Le  pouvoir    temporel  du  pape  devaat  Tenseignement 

catholique  et  l'histoire.    Paris,  Vaton.    UXin<-378  p.     12. 
Maistre,  le  comte  J,  de,  Oeuvres.    Du  Pape.    20e  edition,  seule  confonne 

ä  Celle  de  1821,  augmentde.   Lyon  et  Paris,  Pdlagaud.   XL— 512  p.    8. 
Newmarm,  John  Henry,  The  Pope  and  the  Revolution:  a  Sermon.    Long- 

mans.    8.    1  sh. 
Nimdorff  M*  Ant,  Kontraste  der  Gegenwart    Beriln  1867,  Springer*s 

Verl.    m— 232  S.    8.     1  Rthlr. 
Pah  st,  der,  und  die  modernen  Ideen.    L  Bd.    2.  verb.  Aufl.   Wien,  Sartori. 

XXVI~219  S.  m.  1  Photogr.    gr.  8.     1  Rthlr. 
Tf^wi,  Dr.  J.,  Die  Einziehung  der  Kirchen-,   Stifts-  und  KlostergOter. 

Historische  Skiaze  nebst  einem  Anhang:  Geld  fUr  Oesterreich.   Leipzig, 

Kollmann.    IU-162  S.    Lex.-S.     Ve  Rthlr. 
IVsssefM^,  B,,  Kirfcen  og  Revolutionen.    Oversat  af  3f.  T,  larngt.    Med 

et  Forord  af  H.   ÜT.  ÜU»k»m,    1--6.  Hefte.    Gyldendal.    550  S.    8. 

k  80  sk.  (complet  2  rdr.  48  sk.) 
fioMenbtfdb,   Ch.,  Les  subtils  moyens   par  le  cardinal  Granvelle  avec  ses 

complices,  inventds  pour  instHuer  rinquisifion.    Bruxelles,  C.  Muquardt. 

XX— 41  p.    8.    1  fr.  50  c. 
'BMm,  Tabbd,  Le  catholicisme  consid^rd  dans  ses  rapports  avec  la  socidtd. 

Paris,  A.  Le  Giere  et  Ce.    XXVI— 510  p.    8. 
Samper,  Joei  M.,  El  catolicismo  i  la  repnblica.    Bogotd  1864.    24  p.    4. 

3  sh.  6  d. 
Sctuffer-Bcichorsi,  P<wX,  Kaiser  Friedrich  I.  letzter  Streit  mit  der  Knrie. 

Beriin,  Mittler  d:  Sohn.    XI-244  6.    gr.  8.    n.  IVs  Rthlr. 
Siihehkel,  Kirchenr.  Sem.-Dir.  Prof.  Dr.  Dan.,  Christenthum  und  Kirche  im 

Einklänge  mit  der  Kulturentwickelung.    20  Betrachtungen.    (In  2  Ab- 
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ibeilaDgen.)    i.  AbtheiL  Rdifion  und  Bibel.    WieslNiden  1M7,  Kceidel. 

YI1I*244  S.    gr.  8.    n.  V/i  ftthlr. 
Säkerr,  Jöhs.,  DeaUche  Ktülurr  uad  Siltengeschiehte.    3.  vannehrte  Aufl. 

Leipzig,  0.  Wigand.    XVI— 599  S.    gr.  8.    2  Ethlr. 
Untmrichtmmttaltm, 
Aanuaire   de  l'iiutructioii   pubUqae  pour  TaiuMSe  1866;  publik  par  J. 

Jklälam,    Paris,  DekOaui  et  aU.    464  p,    18.    3  fr.  50  c 
Annuario  della  pubblica  istroxione  del  regno,  pel  t864— 65.    MUa|io, 

Tip.  Reale.    831  p.    8.    L.  5. 
Soek,"^  Altes  and  Neues  über  das  ritterscbafUiche  Schulwesen  in  Mecklen* 

bürg.    Wismar,  Uinstorff.    51  S.    gr.  8.     Vs  Rthlr. 
Ckdmes,  J.  E,,  University  Education  in  Ireland«    A  Letter  io  J.  S.  Hill, 

£sq.     Macmillan.    8.     1  sh. 
Circulaires  et  instructions  ofBcielles  relatives  i  Tinstraction  publique. 

T.  4.    Anntfes  1850-1855.    Paris,  Delalain.    XX-810  p.    8. 
ClcuMSsen,  Jöha.,  lieber. das  Verfa&ltniss  des  Staates  zum  Ersiehungswesen. 

Gaterslah,  Bertelsmann.    112  S.    8.    n.  Vs  R^r. 
Depoisier,  De  TEducation.    Paris,  Douniol.    332  p.     18. 
De  FotkTf  AgaUhont  De  Tinstruction  obligatoire  comme  remMe  aux  maux 

sociaux.    Brnxeües,  A.  Lacroix,    Verboecjkhoven  et  Ce.    324  p.    12. 

2  fr.  50  c. 
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Paris,  impr.  imp^ale.    1952  p.    4. 
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Schulfrage  in  Hamburg.  Hamburg,  HoffioMinn  ±  Campe.  55  S.  8.   7$  Rthlr. 
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Vandm  Corput,  De  rorgauitatioii  des  Cooles  pratiques  profeBsiomieUes 
en  Allemagne,  en  Su^de  et  en  Russie,  et  en  particulier  des  tfcoles  des 
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Stanford.    1  sh. 
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CUmmt,  Pierre,  Jacques  Coear  el  Charles  VII,  radministration,  les  finances, 
Tindastrie,  le  commerce,  ies  iettres  el  les  arls  aa  XVe  sidcle,  diade 
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Qray,  Bari,  Parliamentary  Government,  considered  wilh  reference  to  Re- 
form.    New  edition.    Murray.    8.    9  sh. 
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Conseil  gdnöral  de  l'Aobe.    Troyaa,  iropp.  Bertrand-Hu.    20  p.    8. 
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im  J.  1864.     Bern  1865,  Dalp  in  Komm.    77  S.  m.  1  Tab.     n.  8  Sgr. 
Waai,  E,  de,  Aanteekeningen  orer  koloniale  onderwerpen.   I — VI.   's  Gra- 
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bestehenden   Wohhhitigkeito -  Anstalten    etc.     Berlin,   Wagner.    IV— 

806  S.    gr.  8.    haar  n.  4  Rthlr. 
Sammlung   gemeinverständlicher   wissenschaftlicher   Vorträge   hg.   von 

Bmd:  Virefum  u.  R  v.  BcUiendafff.    Berlin,  Lflderita.    gr.  8.    4. 


Digitized  by 


Google 


698  Bflcherschau. 

Die  Wohnungsfrage.  Ein  Vortrag  vom  Prisidenlen  Dr.  Xette.  31  S. 
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W<Ut8,  John,  Facts  of  the  Cotton  Famine.  London,  Simpkin.  XII— 472  p. 
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Levrault.     LVI^250  p.    4. 
Vacher,  L.,  Etüde  ni4dica]e  et  statistique   gar  la  mortalit^  i  Paris,   a 
Londres,  ä  Vienne  et  k  New  York,   en  1865,   d'aprös   les  documents 
ofBciels.    Paris»  Sayy.    184  p.    8. 

Bau-Polizei-Ordnung  ßar  die  Stadt  Berlin.    Berlin,  y.  Decker.    44S. 

gr.  8.     5  Sgr. 
DM,  Policei-Secr.  0.^  Repertoriom  des  Bau-Rechts  und  der  Bau-Poliiei 

fQr  den  preussischen  Staat.    1 — 6.  Lieferung.    Berlin,  Thiele.    S.  1— 

384.     gr.  8.    k  V«  Rthlr. 
ßiglj  Alex.,  Geschichte  der  Wiener  Marktordnungen.    Vom  16.  Jahrhundert 

an  bis  zu  Ende  des  18.    Wien  1865,  Gerold's  Sohn  in  Comm.    239  S. 

Lez.-8.    n.  Vt  Rthlr. 
Eonßff,  iMduD.,  Die  FeuerpoUiei   und  Feuerrersicherung  für  Gebäude  und 

ffir  Mobilien  im  Königr.  Bayern.    Bamberg,  Buchner.    Xül  u.  345  S. 

gr.  8.     1  Rthlr. 
Ho$ehek,  Karl,  Anleitung   zur   praktischen  Handhabung   der   Ortspolizei. 

3.  verm.  u.  yerb.   Auf).    Kremsier   1865,   Gusek   in   Comm.    171    S. 

gr.  8.    n.  16  Sgr. 
Eeger,  Oberingen.  Wmgel,  Leitfaden  zur  Vornahme  von  Gebfiudeschätzongen 

und   Brandschadenerhebungen   in  Ba^-Versicherungs-Angelegenheiten. 

Wien  1867,  Gerolds  Sohn.    XV— 356  S.  mit  Holzschnitten.   8.   2  Rthlr. 
Mälevi,  A.  F.  J.,  Traitö  th^orique  et  pratique  sur  lorganisation  des  se- 

cours  en  cas  d'incendie.     Bmxelles.     140  p.   et  un  grand  nombre  de 

planches.    8.     1  Rthlr.  16  Sgr. 
Basehdorff,  Jül,,  Das  Bau-Recht  in  der  preussischen  Rheinprovinz  und 

demjenigen  Lindem,  in  welchen  das  bürgerliche  Gesetzbuch  Geltung 

hat.    Neu  bearbeitet  nach  Weyer's  Baurecht.    3.   verm.   und  verbess. 

Auflage.    Mit  33  Holzschnitten.    Cöln  1867,  Frfihbuss.    280  S.    gr.  8. 

n.  1  Rthlr.  15  Sgr. 
Savage,  Edward  H.,  A  Chronological  History  of  the   Boston  Watch  aod 

Police  from  1631  to  1865.     Boston,  1866.     396  p.     12.     7  sh.  6  d. 
8kü,  Ghm,,  Das  Feuerversicherungswesen  im  Königr.  Bayern,    vervoll- 
ständigt   bis   zum  Schluss    der   ersten    Hälfte    des  J.    1866.    4.    Aufl. 

Manchen  1867,  Franz.    XLVH  u.  628  S.    8.     IVt  Rthlr. 
Y<mng,  Charles  F.  T.,  Fires,  Fire  Engines,  and  Fire  Brigades;  with  a 

History  of  Manual  and  Steam  Fire  Engines,   their  Construction ,   Use, 

and  Management  etc.    With  lUustrations.    Lockwood.    VIII  ^  534  p. 

8.    24  sh. 
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VII.   Nationalökonomie  und  Pinanzwiasenschaft. 

Z$UMekrifi«u, 

Bankers'  Magazine,  the,  and  StaUslical  Register.  Bdiled  by  I.  Smith 
Homana.    1866.    New  York.    Subscription,  30  sh.  per  annum. 

H  0  n  r  s  Merchants'  MagaeiDe  and  Comnercial  Review.  Edited  by  TT.  3. 
Dana.    Montbly.     186<f.     Ibid.     Subscr.  30  sh.  per  ann. 

J  a  h  r  b  0  c  h  e  r  ftlr  ÜMioBaM^noinie  ond  Statistik.  Hrsg.  von  Prof.  Dr. 
Brmo  Hildtbrand.  4.  Jahrg.  1866.  Jena^  üauke.  Lex.-S.  ä  Bd. 
n.  2%  Rthlr. 

Journa)  c^tbe  social  aotonce.  fid.  by  E.  Lanücester,  Vol.  I.  Chap- 
man  4  Hall.    8.     13  A. 

Review,  The  New  York  Social  Science.  A  Onarterly  Journal  of  Po- 
litical  Econowy  awl  SlaMstics.  Edited  by  AUxander  D^mar  and 
Simon  8tem*    New  York.    Snbscrfption  20  sh.  per  annom. 

Vierteljahr 8 jchrift  f&r  Volkswirthschaft  u.  Kaitürgeschichtie.  Hrsg. 
von  Jül.  FoMdker  n.  OUo  MiekaeU$,  4.  Jahrg.  1866.  4  Bde.  Berlin, 
Herbig.    gr.  %.    n.  5Vt  Rthlr. 

Wochenschrift,  gemeinnfitzige.  Organ  ffir  Technik,  Volkswirthschaft 
und  Armenpflege.  Redaotenr:  Prof.  Dr.  Otrstner.  16.  Jahrgang.  1866. 
Wärsburg,  Stuber  in  Comro.  52  Nrn.  i  V*"*/«  ^H*  ™i^  Holzschn. 
gr.  8.     n.  1  Rthlr. 

Zeitschrift  (ifir  Kapital  und  Rente.  Systematische  Mittheilungen  au« 
den  Gebieten  'der  Statistik,  Nationalökonomie,  Börse,  Finanz-  u.  Kre- 
ditgesetzgebung. Hg.  von  A.  Moser.  2.  Bd.  4.  Hft.  u.  3.  Bd.  1.  Hfl. 
Stuttgart  1865,  Nitztchke.    k  Hft.  n.  16  Sgr. 

gftttmt  mnd  Bmuäh§ek9r  49r  WationmidkonömU. 

Bibliothek  der  gesammten  Handciswissenschaften.  Von  Andree,  Bküb- 
trm,  Bord  etc.  58.  Lfg.  Stuttgart,  Engelhom.  lex.-8.  ü  Vt  Rthlr. 
hihalt:  58.  Volkswirthschaftslehre.    S.  193—288. 

Buehez,  P.  J:  B,,  Traitö  de  politique  et  de  science  sociale.  Publid  par 
L.  Gerise  et  A.  OW.     2  vol.    Paris,  Amyot.    CXLni— 962  p.    8. 

Oairey,  Hmry  C,  Socialökonomie.  Nach  dem  amerikan.  Orig.  fibers.  Mit 
biographisch-literar.  Skizze  u.  Portr.  des  Verf.  (in  Stahlst.)  2.  Hilfte. 
Berlin,  Eichhoff.  XLl  S.  u.  S.  198  —  490.  gr.  8.  Subscr.-Pr.  haar 
i  n.  Vt  Rthlr.    Ladenpr.  cplt :  2  Rthlr. 

ChendUer,  Michel,  Coars  d'^oonomie  poHtique  fait  au  collöge  de  France. 
3e  vol.  2e  ddilion  refondue  et  consid^rablement  augment^e.  La  Mon- 
naie.     Paris,  Capelle.     VIII— 779  p.     8.     12  fr. 

Caimeiro,  Manuel,  Principios  de  economia  politica.  Segnnda  edicion, 
Madrid,  les  principales  libr.    580  p.    8.    16  rs. 

Corbi^e,  weil.  Sem  -Dir.  Pfr.  Abbö,  Die  Volkswirthschaftslehre  vom  Stand- 
punkte des  Christenthums.   Aus  dem  Franz.  vom  Rect.  Dr.  Adph.  PUfke, 
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Autorisirte  Uebersetzung.    2  Bde.    Regensburg  1867,  Manz.    XXIV  u. 

814  S.     gr.  8.    3  Rthlr. 
OomtceUe-SmeitU,  J.  G,,  Traitö  thöorique  et  pratique  d'tfconomie  poiitique. 

2e  ödition,  revue  et  augment^.     2  vol.    Paris,  Amyot.     1037  p.    8. 
Dührmg,  Doc  E.,  Kritisehe  Grnndlegang  der  Volkswirthschaftslehre.  Berlin, 

Eicbfaoff.    XVI--491  S.    gr.  8.     n.  2  Rthlr.  24  Sgr. 
O^mdomiMie.   A,,   Manuel   de  morale   et  d'^onomie   populaires.    Paris, 

laateur.    352  p.     18. 
Handwörterbuch   der   Volkswirthschaftslehre.     Bearb.    von   Dr.   H, 

BmtM$eh,    13.  o.  14.   CSchlnss-)Heft.    Leipzig,  G.    Mayer.    lY  S.  a. 

S.  961'-114a    Lei.-8.    k  n.  V*  R^lr. 
HmUm,  Mr.  8.  •cm»  De  staalhuishoudknnde  als  wetenschap  en  knnst.   Gro- 
ningen, J.  B.  Wolters.    48  bL    gr.  8.    f.  0,40. 
Klmisdifrod,  €,  Th,  t.,  Die  Grondprincipien  der  politiachen  Oekonomie  in 

kurzem.  Ueberbli«ke   dargestelft.    Wien,   BraumQller.    VI  u.   110  S. 

gr.  8.    n.  Vs. Rthlr. 
Kops,  Mr.  J.  L,  de  JBmyfi,  Begintelen  der  aUathuishoudkunde.    4e  druk. 

1.  en  2.  deel.    Amsterdam,  J.  R.   Gebhard  4:  €k>.    8,  XII,   484  bl. 

8.    2  deelen  oompleet  f.  3,50. 
JtfortMteOi,  Jmks,  Entretiena  pepolaires  sur  Töconomie  poiitique.     Paris, 

GuiUanmin  et  Ce.    Vin-268  p.     18.    1  h. 
Monas,  FeMpe,  Carso  elemental  de  economia  politica.    Lim«  1860.    152  p. 

4.    14  sh. 
Mees,  Mr.  W,  C,  Overzicht  van  eenige  hoofdstukken  der  staathuisboud- 

kunde.    Amsterdam,  P.  N.  van  Kampen.    X  en  226  bl.    8.    f.  2,50. 
Femß,  Arfhmt  LaÜham,  Elements  of  Political  Economy.   New  York.   XIX^ 

440  p.    8.     10  sh.  6  d. 
Political  Economy  in  a  Ifut  Shell:  the  difference  between  Money  and 

Capital,    and   a    practical   plan   for   paying  the  national   Debt   with- 

out    inoreasing    the    public   burdens.     New    York   1865.     27   p.    8. 

2  sh.  6  d. 
Boseher,  Wüh.,  System  der  Volkswirthschaft.    1.  Bd.    6.  Aufl.    Stuttgart, 

Cotta.    XII— 536  S.    gr.  8.    n.  3  Rthlr. 
RoussfiOMf   J.  J»,  Du  contrat  social,  ou  principes  du  droit  poiitique.    3e 

Mition.     Paris,  Dubuisson  et  Ce;  Marpon.     190  p.    32.    25  c. 
SMiifk,  Alb.  JBberh.  Frdr,,  Das  gesellscfaaftliche  System  der  menschlichen 

Wirthschafl.   Ein  Lehr-  und  Handbuch  der  Nationalökonomie.   2.  verm. 

Aufl.    Tobingen  1866,  Laupp.    XXXI  u.  584  6.    gr.  8.    n.  2%  Rthlr. 
Visssrmg,  Mr.  8*,  Handboek  voor  praktische  staathnishoudknnde.   Amsterdam 

1865.    3  stnkken  compleet  9  fl.  90  c 
Wagkmd,  F^mnds,   The  Elements  of  Poltticid  Economy.    40th  Thonsand. 

Boatott  1864.    406  p.    12.    8  sh.  6  d. 
Elemente  of  FoMitcdl  Eeonomy.    Abrtdged.  Tenth  Thoosand.    Boston 

186a    252  p.    18«    3  sh.  6  d. 
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Behriffn  ^wtekUdmtn  ¥ukmle$, 

Audiganne,  A.^  L'öconomie  de  ia  paix  t\  it  richesge  def  peaples.  Paris, 
Libr.  internal.    IV— 320  p.     12.    3  fr. 

Beck^  Otto,  Land-  und  volkswirthfchaftiiche  Tagesfragen  fSr  den  Regie- 
rungsbezirk Trier.     Trier,  Troschel.    95  S.     Lez.-8.    n.  V4  Rthlr. 

Berger,  Volkswirtbschaftliche  Zustände  des  Emmenthals  und  ihr  Zasammen- 
hang  mit  dem  Vorrecht  des  jüngsten  Sohnes.  Langnau.  Bern,  Jent 
u.  Reinert.    29  S.    8.    3  Sgr. 

Carey,  Henry  C,  The  Hannony  of  Interests.  Agricnltural,  Manufactaring, 
and   Commercial.    New  Edition.    Philadelphia   1865.    IX— 1229  p.    8. 

Oautier,  Laute,  Des  RapporU  du  droit  avec  l'^conomie  politique.  Discoars. 
Grenoble,  impr.  Baratier.    48  p.    8. 

Ooäimus,  Z.  J.,  Questions  de  commerce,  d'indvstrie  et  d'öconomie  poli- 
tique.    Anvers,  Kornicker.    VU— 117  p.    8.     1  fr.  75  c. 

Oood,  W,  Walter,  Political,  Agricultural,  and  Commercial  Fallacies.  Stan- 
ford.   XXIU— 532  p.    8.     10  sh.  6  d. 

Held,  Dr.  Adf,,  Care/s  Socialwissenschaft  und  das  Merkantilsystem.  Würz- 
burg, Stuber.    XII  u.  216  S.     gr.  8.     n.  1  Rthlr.  6  Sgr. 

Oumier,  T.,  LUivenir  par  le  credit  national,  eztinction  radicale  du  paa- 
pörisme,  Constitution  de  la  paix  universelle.  Paris,  Guillaomin  et  Ce. 
VU— 192  p.    8.    4  fr. 

KaXMerg,  Joe,  Frhr.  v./Die  Aufgabe  des  niederüsterreichischen  Gewerbe- 
Vereins  gegenüber  den  volkswirthschafUichen  Tagesfragen.  Zwei  Vor- 
träge.    Wien,  BraumflUer.    X-r84  S.    gr.  8.    n,  12  Sgr. 

Langt,  Fr,  Alb.,  J.  St.  MilFs  Ansichten  üb.  die  sociale  Frage  und  die  an- 
gebliche Umwälzung  der  Socialwissenschaft  durch  Carey.  Duisburg, 
Falk  4b  Lange.    VIII— 256  S.    gr.  8.    1  Rthlr. 

Letters  on  Financial  Subjects.  By  Brutus  Britanniens.  Spon.  71  p.  8.  1  sh. 

Pjau,  J.  A.,  Die  sociale  Frage  in  ihrem  Verhiltniss  zum  Christenthum  für 
conservatiYe  Freunde  dargestellt.  Halle,  Fricke.  V1I~75  S.  gr.  8. 
n.  V*  R^Ur. 

Proudhon.  —  Proudhon  expliqu^  par  lui-m^e,  lettres  in^ites  de  P.-J. 
Proudhon  sur  Tensemble  de  ses  principes  et  notaroment  sur  sa  pro- 
position:  la  propriöt^,  c'est  le  vol.    Paris,  Alcan-LÜvy.    16  p.    8.    1  fr. 

Bydqviet,  Carl,  Statsekonomi«ka  betraktelser ,  med  sirskildt  afseende  pa 
Sverige.    Stockholm,  Samson  4k  Wallin.    242  s.    8.    3  rdr. 

Le  Play,  F,,  La  röforme  sociale  en  France  d^dnite  de  Tobservation  com- 
paröe  des  peuples  enrop^ns.  2e  Edition,  revue  et  corrig^e.  2  vol. 
Paris,  Dentu.     1085  p.     18. 

Thinenin,  Evairiste,  Association  polytechnique.  Cours  d'öconomie  ind»- 
strielle,  recueilli  et  publik.  2e  s^rie.  Du  travail  et  du  salaire,  par 
üf .  Ba&fie.  Les  corporations  et  la  libertd  du .  travail ,  par  Jf.  Le» 
vaeeewr.    Paris,  L.  Uachette  et  Ce.    240  p.     18;    1  fr. 
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Thivenm,  Evariate,  3e  sörie.  1.  I.es  sociöt^s  coopöratiTes,  ptr  M.  JüUs 
Ihival;  2.  öchange  et  monnaie,  par  M.  Wohwshi.  Ibid.  275  p.  18.  1  fr. 

4e  sdrie.    1.  Int^röt  et  ugure,  par  M.  CowrcelU-Smeuü ;  2.  Le  credit, 

par  M.  Cot[;  3.  La  libert^  commerciale,  par  M.  Fridiric  Passy.  Ibid. 
263  p.     18.     1  fr. 

ArMt, 

AmeUne,  Henri,  De«  institutions  ouTri^res  au  XIXe  «iicle.    Paris,  bureau 

do  Joomai  des  notaires.    295  p.    8. 
Annaaire  de  rassociation   potir   1867;   par   MM.    Dr.  Barbier,  Paul 

Blanc  etc.    Saint-Germain,  Noirot  et  Ce.    378  p.     18.     1  fr.  50  c. 
Arbeit,    die.    Organ  für  die   socialen   Reformbestrebungen    Herausgeg. 

von  Ed.  Pfeiffer,    1.  Jahrg.    1866.    12  Nrn.  (2  B.)    Stuttgart,  Kröner. 

Lex.-&    Halbjibrlich  n.  Vt  Rthlr. 
Arbeit  u.  Capital.     Vorschlag  lur  Verbess^ung  der  Lage  des  Arbeiters. 

[Als  Mscr.  gedr.]    Cöln,   1865,  W.  GreTen  in  Comm.    56  S.    gr.  8. 

n.  6  Sgr. 

Arbeiter-Zeitung,  allgemeine  deutsche.  Hrsg.  vom  Arbeiterfort- 
bildungSTerein  in  Coburg.  3.  u.  4.  Jahrg.  1865  u.  1866.  «  52  Nrn. 
(B.)    Coburg,  Streit.    Fol.    Vierteljährlich  n.  12  Sgr. 

Beggi  James,  Happy  homes  for  working  men,  and  how  to  get  them.  Edin- 
burgh, Nichol;  Cassell.    222  p.    8.    2  sh. 

Bieko'sUfh,  Lending  a  band;  or,  Help  for  the  Working  Classes.  Seeleys. 
XI— 373  p.    8.    5  sh. 

B  1  a  d  for  Arbeiderforeningen  af  1860.  Udgivet  af  „Arbeiderforeningen  af 
1860«.  Redigeret  af  0.  F.  Bimeetad.  1866.  52  Nrn.  4.  78  sk. 
Qyartalet. 

Blätter  fQr  Genossenschaftswesen.  [Innung  der  Zukunft.  13.  Jahrg.] 
Hrsg.  V.  SchatUe-Bemzech,  Jahrg.  1866.  Leipzig,  Keil.  gr.  4. 
n.  IVs  Rthlr. 

Cemuaehi,  Henri,  Illusions  des  soci^t^  coop4ratives.  Paris,  Librairie  inter- 
nationale; Guillaumin  et  Ce.     103  p.     12. 

Colenfeld,  Ä.  v.,  Die  eigene  Kraft,  der  wahre  Weg  zum  Reichthum  und 
zur  Grösse  der  Einzelnen  und  der  Nation.  In  8—10  Lfgn.  1.  Lf, 
Leipzig,  M.  Schfifer.     64  S.    gr.  8.    6  Sgr. 

Dejean,  Oaear,  Code  annot4  des  socitft^  de  secours  mutuels;  recueil 
complet  de  la  l^gislation  et  de  la  jurisprudence  qui  r^gissent  les  asso- 
ciations  dans  l'Empire  fran^ais.  3e  Edition.  Bordeaux,  Chaumas.  132  p.  18. 

E  n  q  u  6 1  e  sur  les  sociötös  de  Cooperation.  Paris,  impr.  imperiale.  XLIX — 
603  p.    4. 

Faweett,  Henry ,  Economic  Position  of  ihe  British  Labourer.  Macmillan. 
V-256  p.    a    5  sh. 

Fkiafdi  Eughne,  Le  mouvement  coop^ratif.  Soci^t^  agricole  et  industrielle 
de  Beauregard,  Vienne  (Isire).  Paris,  *  la  Librairie  des  sciences 
sociales.    72  p.    12. 

Zettschr.  f.  8CMUW.    1867.    IV.  Heft.  46  ^^ 
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HamilUm,  G,  K,,  Om  arbetsklassen  och  arbeUire<>fdreniiigir.    SamfOB  och 

Wallin.    5—145  s.    8.    1  rdr. 
Hauthofer,  Dr.  Max,  Die  Zukunft  der  Arbeit  nach  den  EiKwickelnnga- 

gesetien  der  Producte.    Ein  Beitrag  lur  Wirthtohaftslehre.    Mftnchenf 

Fleiscbmann's  ßuchh.    IV— 127  S.    gr.  8.     12  Sgr. 
Hüber,  V.  Ä.,  Sociale  Fragen.    IV.    Die  latente  Asflodation.    36  S.    n. 
V«   Rthb.    V.    Die   Rochdaler   Pioniers.     Nordbansen,   FOrstemannV 

Verl.     42  S.    gr.  8.     n.  6  Sgr.    (1—5:  n.  i  Rtbjr.  2^/1  Sgr.) 
Ideen  flb.  Lösung  der   socialen  Frage.    Berlin,   Bötlcber.    III  — 95  & 

gr.  8.    n.  Vt  Rthlr. 
Kayser,  C,  J.,  Om  Arbeidets  Ordning.    Andet  Oplag.    4.  Levering.    Lund. 

96  S.    8.    56  sk.    (complet  2  Rd.  64  sk.) 
Manuel  i  l'usage  de  la  congrdgation  des  ouvriers.    Rennes,  impr.  Vatar. 

112  p.    32. 
MarenholtM'BiÜaw,  Bertha  v.,   Die  Arbeit  und  die  neue  Ereiehang  nach 

Fröbels  Methode.    Berlin,  Th.  Enslin.    XVIII  u.  581  S.   8.  n.  l'/t  Rthlr. 
MoureaUj  JüUi,  Le  salaire  et  des  associations  coep4rati?es.    Ibid.    260  p. 

18.    2  fr. 
0  n  t  h  e  Relations  between  Masters  and  Men.  By  Incognito.  E.  Wilson.  1  sh. 
Otto,  Ixmu,  Das  Recht  der  Frauen  auf  Erwerb.    Blicke  auf  das  Frauen« 

leben  der  Gegenwart.     Mit  einem  Vorwort  ron  Job.  Hmrndk»,   Ham- 
burg, HoCfmaun  *  Campe.    XI  u,  105  S.    gr.  8.     V*  A^lc. 
Reformation,  die,  des  Eigenthumsrechts  zur  Lösung  der  socialen  Frage 

oder   Mammonismus   u.   Socialismus.    Berlin ,   Langgntb.    IV  —  28  S. 
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Savardan,  Ayenir,  dtudes  d'dconomie  sociale.    Paris,   libr.  des  Sdences 

sociales.    XIII— 520  p.     16.    4  fr.  50  c 
SehuUze'DeliUaeh,  Die  Abschafung  des  geschAftiichen  Risico  durch  Herrn 
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Continental  War  (1793J.    2  vols.    Oxford,  Clarendon  Press.    XXXV— 
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der  Jagd   und  Fischerei.    Donaueschingen.    62  S.     gr.  8.    n.  10  Sgr. 
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•cUaf.  Gesetzen  sfimmtl.   deutseben  Staaten.    1.  u.  2.  unverfnd.  Aufl« 
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Uebersichten,   tabellarische,   des  Hanfbnrgischen  Handels  im  J.  1865 
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Paris,   l'auteur.    80  p.    4.    Prix  de  Touvrage,   en   cinq  parties  dö- 

tachöes  10  fr. 
Profits,   the,   of  Panics.    By  the  Autbor  of  „The  Bubbles  of  Finance.^ 

Low.    IV— 108  p.     12.     1  sh. 
Baiffeisen^  F.  W.^  Die  Darlebnskassen-Vereine  als  Mittel  zur  Abhilfe  der 

Notb  der  Kndlicben  Bevölkerung,  sowie  auch  der  städtischen  Hand- 
werker und  Arbeiter.  Neuwied,  Strfider.  VID-  227  S.  gr*  8.  n«  V«  Rthlr. 
Baemueseny   V.,   Om  Oprettelsen  af  Kreditforeninger  for  Indnstridrirende. 

Vissing.    24  S.    8.    12  sk. 
Report  Annual,   of  the  Superintendent  of  Banking  Department  of  the 

State  of  New  York.    Albany  1866.    XLII— 145  p.    8.    5  sh. 
Boy,  Gustave,  Question  des  banques.    Strasbourg,   Impr.  Ve  Berger-Lev- 

rault.     16  p.    8. 
Sehmidi,  H,,  Kurte  Erläuterungen  flb.  das  Wesen  und  Wirken  der  Hypo- 
theken-Abtheilung  der   bayerischen   Hypotheken-   u.   Wechsel- Bank. 

Manchen,  Gummi.    79  S.    gr.  8.    n.  12  Sgr. 
Sehoff  er  ^  fl.,    Die  landwirthschaftliche  Kreditkrisis  unserer  Tage.    ZOrich, 

Schulthess.     IV— 69  S.    gr.  8.     10  Sgr. 
Scmirdis,  F.,   Enqu4te  sur  la  Banque  de  France.    Paris,  Impr.  Jouaust. 

VII— 63  p.    8. 
Thmhw,  Hon.  T.  J.  Havell,  The  Company  and  the  Crown.    Blackwoodi. 

X— 309  p.    8.    7  sh.  6  d. 
Wittum  i  Charles  M.,  Bank  Charter  Act.    Resnlu  onder  last  Act  of  1844, 

at  erery  change  of  Discount  from  July  19,  1844,  to  May  12,   1866. 

Stock  of  Bullion,  Bank  Notes,  Price  of  Consols,  *c  Longmans,  2  sh.  6  d. 
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Zmlmann,  Dr.  Sud.,  Die  laadwirthschaftlichen  Creditanstalten.  Erlan^n, 
Besolde    V— 143  S.    gr.  8.    n.  28  Sgr. 

Assekarant-AIaianach.  Koinploir-TascheBbach  f.  die  Veraiche- 
rangswell,  hrsf.  v.  Aug.  W.  Wagner.  I.  Jahrg.  1866,  Wien,  Bar- 
telmus.    65  S.    32.    n.   >/>  ^Mr, 

—  —  repertoriacher.  Heranag.  von  Dr.  A.  F.  Ekner,  Berlin ,  Grieben. 
1867.  VFH  u.  328  S.  gr.  16.  baar  n.  n.  l'/t  Hlbir.;  in  engl.  Einb. 
n.  n.  2  Rthlr. 

Beamrisage,  E.^  Guide   dn   d^poianl  &  la   Caiaae  dea  retrtitea   pour    la 

vieillease.     14e  Edition.    Paria,  F.  Dnpont.     32  p.     4.     50  c. 
Berger  f  Arehie^  fitude  sur  Tasaurance  contre  l'incendie;   les  conipagniea ; 

TEtat  et  la  commone  aaaurenrs.  Bordeaui,  impr.  Chaynea.  35  p.  8.  1  fr. 
DiccMiy  Ftande  B.^  Handbook  of  Marine  Insurance  and  Average.    Second 

Edition.    New  York.    459—49  p.    8.    20  ah. 
DuUmrefM^  Emeet^  Dea  asaorancea  aur  la  vie.  Bordeaui,  impr.  Bissei.  45  p.  8. 
Guide   pratique' des  assurances   sur  la  rie;    par  J.  B...     Angers,  impr. 

Lemesle  et  M^houts.    89  p.     12. 
Ovüminj  A.,  Petit  traitii  thöorique  et  pratique  de  Tassurance  sur  la  vie. 

3e  ödit.,  enti^rement  refondue.    Paris,  Durand.     72  p.     18.     1  fr. 
Jourdan,  Lome,   Lettres  sur  les  assurances.     Hre  A  5e  ^ditiona.    Paria, 

Lib.  des  assurances.    12  p.    8. 
Laguipierref  Ad.,  Guide  de  Fassureur,  on  roanud  pratique  de  Tassumnce 

contre  l'incendie.    8e  Edition,  revne  et  augment<äe.    Paris,  Tauteur. 

141  p.    18.     50  c. 
MiSgeviUe,  Emilen  Manuel  de  Tassurance  sur  la  vie.    Paris,  Le  Chevalier. 

179  p.     18.    2  fr.  50  c. 
iSatnt-üfarttn,   Les  Caisses   d'öpargne  et  la  franchise  postale,  Petition  nu 

Sönat.     Paris,  Guillaumin  et  Ce.     16  p.    8. 
Sarcey,  Frandsque,  Faut-il  s'assurer?    17e  &  23e  öditions.    Paris,  Libr. 

des  assurances.    8  p.    B. 
8a8ki,  Theod.,  Die  volkswirthschaftliche  Bedeutung  des  Versieherungswesens 

und  der  Ntitten  der  einxelnen  Versichemngszweige.   2.  Aufl.    Leipsig, 

Fritsch.     V— 60  S.     gr.  8.     n.  12  Sgr. 

—  —   Jahrb.   fQr  das  gesammte    Versicherungswesen   in  Deutschland.    3. 

Jahrg.     Prankfurt  a.  M.,   SanerUnder*s  Veri.     VI   u.  279  S.     Lex.-8. 

n.  1  Rthlr.  16  Sgr.  (1—3. :  n.  4  Rthlr.  12  Sgr.) 
Vaueanges,  Dialogue  sur  les   assurances.     Assurances  sur  la  vie.    Paris, 

Libr.  des  assurances.    71  p.     12. 
Versicherungs-Zeitung,   deutsche.      Red. :    Dr.   .^   F.   Elaner. 

7.  Jahrg.     1866.     Beriin,   Th.    Grieben.     Fol.     Vierteljihriich   baar 

n.  n.  !>/•  Rthlr. 
Zeitschrift  für  Versicherungsrecht.    Hg.  v.  Adv.  Dr.  Conr.  Males.    1.  Bd. 

2.  Hfl.     Leipsig,  b:  Tancbnita.     S    105—208.     gr.  8.     A  n.  «/»  Rthlr. 
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Anoatire  des   douanes   pour  TanDÖe  1866.    3e   annöe.     Paris,   Deotu. 

220  p.     12. 
Bamme,  E.,  Die  ^nind-  und  Gebiudesteaer.    Ifach  den  vorhandenen  Ge- 
setzen und  Verordnungen.    Quedlinburg,  Basse.   IY»94  S.  B.   V*  Rtiilr* 
Die  Klassen-  UQd   klaisificirte  Einkoramensteuer.     Eine  Samml.  der 

aimmtl.  darflber  erschien.  Gesetze  u.  Verordnungen.    Ebd.    VI— 130  S. 

8.     >/t  Rlhlr. 
Ddandre,  Ä.^  Traitä  pratique  des  Donanes.    2e  Edition.    2  vol.    Rennes, 

impr.  Oberthur.     1167  p.     8. 
Duboueh,  P.,  De  la  suppression  des  octrois.     Auch,  Chanche.    28  p.    8. 
Eadie,  John,  Financial  Econony.    VoU  I.   Natural  history  of  money.    New 

York.     124  p.    8. 
AgfMtroM  de  Parieu^  TruM  des  iaipöts  coasidör^s  sous  le  rapport  histo- 

rique,  öconomique  et  politique  en  France  et  ä  l'ötranger.     2e  Edition. 

T.  1  et  2.    XVII— 1042  p.    T.  3.    504  p.    Paris,  Cotillon;  Guillaumin 

4k  Ce.    8.    &  5  fr. 
Freyssmaud,  Du  cadastre  et  de  la  pör^quation  d'imp^t,  du  bornage  amiable 

p^rim^trique  des  propri^l4s  particnliöres,  avec  constatatton  des  servi- 

tudes  et  rectification  du  cadastre.     Ifoyon,  impr.  Andrieuk.    24  p.    8. 
OrnntUr,  Memoire  tur  la  suppression  de  la  fraade  en  roatidre  de  mutations 

imroobili^res  et  la  p<$r^quation  de  I'impdt  foncier.    Paris ,   impr.  Pou- 

part-Davyl  et  Ce.    24  p.    4. 
Herndtte,  A,,  L'octroi  et  l'impdt  des  boissons.    Examen  de  ces  deuz  con- 

tributions  indirectes.    Paris,  Guillaumin  et  Ce,     184  p.     8.    2  fr. 
Hesse  ^  P^röquation  de  Timpdt  foncier  entre  les   döpartements.     Amiens, 

ioipr.  Chaliier.    43  p.     8. 
KränäU,  Th,  E.,  Die  Besteuerung  des  Einkommens  aus  Kapitalien,  Renten, 

Dienst  und  Beruf  ffir  Staats-  und  Kdrpersckaftsawecke.    Ravensburg, 

Dorn  in  Comm.     IV  u.  186  S.  m.  3  Tab.     gr.  8.    n.  '/s  Rthlr. 
Leewumns,  Hubert^  Des  impositions  cororoonales  en  Belgique.    2e  ödition. 

Broxelles  et  Lidge,  A.  Decq.     396  p.    8.    5  fr. 
Leenhardi,  Emesis  Abaissement  des  droits  d'octroi  sor  les  vins  et  röpar- 

tition  de  rimp4t  des  boissons  ad  valorem.  Montpellier,  imp.  Gras.  16  p.  8. 
Le  Lay,  Eughne,  R ecueil  abrögö  des  lois  et  r^glements  sur  la  douane,  son 

Organisation  et  ses  brigades.    Strasbourg,  impr.  Silbennann.   705  p.   18. 
Lepereqj  Paul,  De  Tabolition  des  octrois.    Paris,  Dentu.    59  p.    8. 
Mittheilungen,  statistische ,   Aus  d^  Scbleswig-Holsteinischen  Zoll- 

directioD.    Heft  Nr.  3.    Flensburg  1865.    Kiel,  Schwers.     S.  69—159. 

n.  IV1  Rthlr.  (1—3.:  n.  2Vt  Rthlr.) 
-.  —   statistische,  betr.  das   Zoll^   u.   Brennsteuerwesen   der  Herzogth. 

Schleswig-Holstein.    Heft  Nr.  1.    Altona.    Kiel,  Schwers.    13  S.    gr.  4. 

n.  6  Sgr. 
Jlfo2man\  E  de,  Galerie  dea  fiunciers  belyes.  —  Ire  s^rie.    Lea  insti- 
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tutions  de  M.  Langrand  -  Dumonceau,    Bnikelles,  A.  Decq.    286  p. 

12.     2  fr.  50  c. 
Tftifftf^  Eä.^  Die  SUaiseinnahineii«    Gescbicble,  Kritik  und  Slatistik  der- 
selben.   2.  Bd.    Stuttgart,  Kröner.    XXVI*6]4  S.    gr.  8.    n.  3  Rthlr. 

4  Sgr.  (i.  2.:  n.  5Vt  Rlhlr.) 
PreventioD,  the,  of  Panics,   or,   Soggestions  for  an  Economical  Sy- 
stem of  National  Finance.    Baily.     1  sb. 
0  n  e  s  t  i  o  n  des  socres.     Lettre   d*un  Fabricant    de   sucre  tndig^ne   i  ses 

confr^res  snr  TimpAt  k  la  consommation.    Janvier  1866.     Paris,    Re- 

taux  freres. 
Report  of  the  Commissioners  of  internal   revenue  on  the  Operation   of 

tbe  internal  revenue  System,   for   tbe   year  ending   June  30tb,    1864. 

Washington  1865.    300  p.     8. 
SlüweUf  Silos  M.,  National  Finances ;  a  philosophical  ezamination  of  Credit. 

A  lectore.    New  York.    30  p.    8. 
Voeke^  Reg.-R.  TT.,  Geschichte  der  Steuern  des  britischen  Reichs.    Leipzig, 

Felix.    XVI— 642  S.  mit  1  Tab.  in  qu.  Fol.    gr.  8.    n.  4Vs  Rthlr. 
8tmmi»9ekml40m,  8tmmi9pmpUr€  und  Pimpi^rfßH, 
L*Age  de  papier,   ötndes  financi^res  et  autres.     Clicby,   Libr.  des  Assu- 

rances.    312  p.     18.    3  fr.  50  c. 
BcüeaUy  Paii2,  Fortune  publique  et  finances  de  la  France.   Dqux  volnmes. 

Paris,  Guillaumin  et  Ce.    XXVII— 1200  p.    8.     15  fr. 
Bamttd^  J.  £.,  Notice  sur  le  papier-monnaie  ömis  en  Auvergne  de  1700 

k  1793.    Clermont-Ferrand,  Thibant.     16  p.    8. 
Denichaudy  Ch,,  L'Italie,  ses  finances,  sa  rente,  ses  chemins  de  fer,  son 

Industrie  et  son  commerce.    Paris,  Impr.  Schiller.    77  p.    8.    2  fr. 
HickcoXj  John  H.,  A  History  of  the  Bills  of  Credit  or  Paper  Money  issued 

by  New  York,  from  1709  to  1789.    Albany.     VI—103  p.     4.    50  sh. 
Jeguitihhaima,  Vüconde  de,  Reflexoes  sobre  a  finan9as  do  Brasil.    Rio  de 

Janeiro  1865.    86  p.    8.    5  sh. 
Nervo,  le  baron  de,  Etudes  historiques.     Les  finances  fran^aises  soos  la 

ResUuration,  1814— 1830.   T.  2.   Paris,  Lövy;  Lib.  nourelle.   482  p.  8. 
Oberleitner,  Karl,  Frankreichs  Finanaverbiltnisse  unter  Ludwig  XVI.    Von 

1774   bis  1792.    Wien,   Braumflller   in  Corom.     VII  — 83   S.    gr.  8. 

n.  Vs  Rthlr. 
Papiergeld,  das  russische.     2.  Aufl.     Riga.    (Leipsig,  Fr.  Fleischer.) 

VUI  u.  149  S.     gr.  8.     n.  1  RtMr. 
Sckwabe  v.  Wamnfremidy  Secr.  Ca/r\  Versuch  einer  Geschichte  des  Aster- 

reichischen   Staats  -  Credits  -    und   Schuldenwesens.     2.   Heft    Wien, 

Gerold*s  Sohn  in  Comm.   S.  61—172.  gr.  8.   n.  */•  R^r*  (1.2.:  1  Rthlr.) 
Vogt,  G.,  Les  finances  de  la  Suisse.    Strasbourg,  Imp.  Ve  Berger-LeYraolt. 

100  p.    8. 
Wiggera,  Mor,,  Die  Finantverhiltnisse  des  Grosshertogthums  Mecklenburgs 

Schwerin.     Berlin,  P.  Duncker.     VIII— 23;i  S.    gr.  8.    n.  1  Rthlr. 
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Vni.  Völkerrecht  und  internationale  Politik. 

JTrttf  wtd  FH§d§n, 

Betragtmnger,  uhildete  milluir-politiske ,  af  H.  J.  ^  Schoa.    194  S.    8. 

1  Rdr. 

BhmtsehU,  Prof.  Dr.,  das  moderne  Kriegirechl  der  dvilisirleii  Staaten  alt 

Rechtsbach  dargestellt.    Nördlingen,  Beck.   IV— 69  S.   gr.  8.   n.  14  Sgr. 
Caureeüc-Senma,  J.  G.,  Agression  de  r£spagne  contre  le  Chili.    Ire  et 

2e  öditions.    Paris,  Dentu.    47  p.    8. 
—  —  Guerre  de  TEspagne  au  Chili.    Les  neutres  et  le  droit  des  gens. 

ibid.    56  p.    8. 
Didioi,  P.  il.,  La  guerre  contemporaine  et  le  sernce  de  santtf  des  armtes. 

Paris,  Rozier.    VII— 144  p.  et  pl.    8. 
JS^ekmatm'Chatrian,  La  guerre.    Paris,  Uetzel.    321  p.    18.    3  fr. 
H  o  m  m  e  s ,  les ,  ou  les  r^volutionnaires  ennenis  des  rövolutions.    Paris, 

Chamerot  et  Lauwereyns.    XVI— 319  p.     18. 
LaväUie,  Thiophüe,  Les  frontiires  de  la  France.   3e  et  4e  öditions.   Paris, 

Uetzel.    378  p.    18.    3  fr. 
liOpes  de  Letana,  Estndios  criticos  sobre  el  estado  müitar  de  Espana. 

Madrid,  1866.     Duran.    256  p.    4.    20  r. 
Pacheco,  T,,  Conflit  hispano-pöruvien.    Circulaire  adress<$e  auz  agents  di- 

plomatiques  de  la  r^publique.    Paris,  Dentu.     84  p.    8* 
Peyrat,  Ä.,  La  Revolution  et  le  lirre  de  M.  Quinet.   Paris,  L6yj;  Librairie 

nonvelle.    XVI— 235  p.  18.    3  fr. 
Qmne^  Edgar,  La  rövolution.    4e  Edition.    2  vol.    Paris,  Lib.  internatio- 
nale.   Ul-1123  p.    8.     15  fr. 
Rdflexions  d'un  soldat  sor  les   dangers   qai   menacent  la  Relgiqae. 

3e  Edition.  ^Bruxelles,  Uuquardt.    45  p.    8.    75  c. 
Boo  ^an  ÄlderwereU,  J,  K.  H,  de,  Nederland  bij  een  oorlog  tegen  Pruisen« 

Schiedam,  H.  A.  M.  RoelanU.     10—100  bL    8.    90  c. 
Systeme,   le,   döfensif  näerlandais.     Bruxelles,   Muquardt.     52  p.   et 

2  grandes  cartes.    8.    3  fr. 

ViUiaunU,  N.,  L'esprit  de  la  guerre,  principes  nouveaux  du  droit  des  gens, 
de  la  Strategie,  de  la  tactique  et  des  guerres  civiles.  4e  ^tion. 
Paris,  P.  Dupont.    324  p.     18.    3  fr.  50  c. 

Aegidi,  iMdw,  Karl,  u.  Alfr,  Klauhold,  Frei  Schiff  unter  Feindes  Flagge. 
Urkundliche  Darstellung  der  Bestrebungen  zur  Fortbildung  des  See- 
rechts seit  1856.  [Beilage  zum  Staatsarchiv.]  Hamburg,  0.  Meissner. 
XXXVIU  u.  168  S.    Lex.-8.    n.  1>/s  Rthlr. 

Annuaire  de  la  marine  et  des  colonies.  1866.  Paris,  P.  Dupont; 
Dumaine.    XLVI— 928  p.    4. 

CatmiOfil,  Aldriek,  Cours  public  de  droit  maritime,  an  point  de  Yue  com- 

Zeitschr.  f.  StsaUw.    1867.    IV.  Heft.  47 
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merciil,  administratif  et  p^nal,   ou   anendenent  dea  lois  naotiqaef. 
Paria,  Durand.    62  p.    8. 
DMcBf  J.  J.  Sacker,  De  Nederlandache   aeemagt,   in   hare   Terachillende 
tijdperken  geschetat    Van  de  yroegtte  t^den  tot  aan  den  vrede  van 
Monster.    Rotterdam,  H.  Nijgh.  1865.    VIII— 386  bl.    8.    4  f. 
Oueterboek,  Prof.  Dr.  Card  Ed.^  De  Jare  miritimo  qood  in  Pmatia  aae- 
culo  XVI  et  ortum  est  et  in  oin  fait.    Königsberg,  Schubert  et  Seidel. 
35  S.    gr.  4.    baar  n.  13  Sgr. 
Handels-Marine,  die  preusiiscbe,  in  Anfange  des  J.  1866.    Stetttn, 

Dannenberg  4k  D4hr.   120  S.    16.   n.  Vs  Rtbir. 
fEnrofii  Victor  i  Notre  marine  nuurcbande,  cause  de  son  infdriorit^,  posai- 

bilit^  de  la  relerer.    Paris,  Giraod.    43  p.    8.    1  fr. 
Lloyds   Universal    American    Register    of   Shipping.     Established    1857. 

New  York.  XXXn--689  p.     Oblong  folio. 
Maritime   Captnre.     Shall  England  uphold  the  Capture    of  Prirate 

Property  at  Sea?    TrObaer.    8.    1  sh. 
ReTue  maritime  et  coloniale.    Minist^re  de  la  marine   et  des  coloniea. 

T.  16.    Paris,  Challamel  alnö.    890  p.  et  6  pl.    8. 

flhederei,  die,  Hannorers.    Verzeichniss   aller  Seeschiffe  des  Königr. 

Hannover  mit  Angabe  der  Bauart  etc.   nach  dem   Bestände  Mitte  Oo- 

tobers  1865.    6.  Jahrg.    Hannover,  Meyer.    XI-.25  S.    8.    n.  V«  R^r. 

8ioe^i$t  SLi   Ne^rlands    vioot   en   reederijen.     Alphabetisch   opgemaakt. 

9e  jaarg.    Rotterdam,  P.  M.  Baaendijk.    XI,   74  en  218  bl.    8.    In 

linnen.    1  t  80  c. 

TkierSf  Ä,^  Discours  snr  la   manne  marchande.     Paris,   Lheareux  et  Co. 

84  p.    8.     2  fr.  50  c. 
Thomauy,  J.^  De  la  puissance  maritime.    Paris,  Douniol.    256  p.    8. 
Thomä  de  Qamond,  A.,  Marine   nationale.     Memoire   sur  I'dtablissement 
d*une  Institution  financiAre  de  credit  en  vue  d'amöliorer  la  condition 
commerciale  des  marins  francais  engag^  dans   l'industrie  de  la  pdche 
coti^re,  dddiö  aux  marins.    Paris,  E.  Lacroix.     160  p.    8. 
Iut9rmmti0nmt$  PoUiik. 
ASbertmiy  L,  E^  Derecho  diplomatico  en  sus  applicaciones  especiales  a  las 

republicas  Sud-Americanas.    Paris,  Rosa  et  Bouret.    428  p.    8. 
BijUßodA,  Mr.  H,  J.  J.,  Verhandeling  over  de  geschillen  met  Frankr^k 
betrekkelijk  Vlissingen  sedert  1795  tot  op  den  afstand  dier  vesting  in 
1807.  Middelburg,  J.C.enW.AItorffer.  1865.  6— 220  S.  8.    2n.d0cU. 
(Moo^  Carlas,  Colleccion  historica  oomplela  de  los  Tratados,  convencionoa, 
oapitulaciones ,  armisticios  y  otros  actos   diploasaticos   de  todos  los 
Estados  de  la  America  latina  oompreadidos  entre  el  golfo  de  Miifieo 
y  el  cabo  de  Homos,  deade  el  aöo  de  1493  hasta  auestros  diaa.   Pri- 
mer Periodo.    Limites.    Paris,  Durand;  Garnier.    T.  7.    XXXin*356  p. 
T.  8.   453  p.    T.  9.    377  p.    T.  10.   392  p.    8. 
^  —  Recueil  complet  de  trailös,  Conventions,  capitaktions ,  arnüalioea  el 
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antref  acte«  diploinaUqaM  de  ioiu  \ts  EtaU  de  rAmdrique  latine  elc  etc. 

Premiere  pdriode.    Limites.    T.  7  et  8.  XXXIII— 810  p.    T.  9.  378  p. 

T.  10.    393  p.    ibid.    & 
Ca9aUt  0,  C,  YeniM  et  lea  traitds  de  1866.    Parii,  Deotu.     16  p.    8. 
Clercq^  de,  Recaeil  def  trait^s  de  la  France.   Toae  5.   1843—1849.   Parii, 

Amyot.  XU-657  p.     T.  6.     1850—1855.    XIV-623  p.    8.     T.  47. 

1856—1859.    ibid.    XVI~695  p.    8. 
amenif  Gen,  O.,  Mexico,   and   the  Solidarity   of  Nation«.    New  York. 

109  p.    8. 
Oo)me»ro,  Mtmuei,  filementos  de  derecho  politico  y  adminittrativo  de  £tpaiia. 

Segunda  edicion.    Madrid,  les  principale»  libr.     Yl — 395  p.    8.    12  ri. 
DeUMn,  J.,  Reeneil  des  Conventions  conclnea  par  la   France  pour  la 

reconnaissance  de  la  propri^td  littdraire  et  artittiqne.    Paris,  Delalain. 

XLYU~336  p.     12.    5  fr. 
DumarUi,  TeUpke  P.,  et  Evanete  Camtmce,  La  Charit^  internationale. 

Bordeaux,  impr.  Ve  Dupuy  et  Ce.     16  p.    8. 
i>eMfeam|M,  Ad.,  La  France  et  rAlleroagne.    Situation  de  la    Belgiqne. 

Bruxelles,  Devaux  et  Ce.    30  p.    8. 

—  Brnxelles,  CoMpt.  uniT.     82  p.    8.    1  fr. 

JJ^fif,  E.,  Etndes  kistoriqoes  sur  les  trait^  pablids  cbex  les  Grecs  et  chex 

les  Romains,  depuis  les  temps   les   plus  anciens  jasqn'anx   premiers 

Sieles  de  l'^re  chr^Henne.    Noavelle  ddition.    Paris,  Durand.  XYUI— 

320  p.    8. 
Bmerem,  CharUe  N.,  International  revenne  gnide.    Springield.    233  p. 

8.    5  sh. 
Estudios  sobre  Derecho  politico.   —   Constitndones    vigentes  de  los 

prindpales  Eslados  de  Europa  y  America,   per  2>.  EQam  Mod  de 

Apanöo  y  D.  Bafad  Carond  y  OrÜM.    Tomo  111  (fin  de  la  obre). 

Am^ca.    Madrid,  1864—1866.   Moya  y  Plasa  y  V.  d  ^jos  de  Cuesla. 

256  p.    4.     14  r. 
Firaud-Oiraud ,  L,  J.  D.,  De  la  juridietion  fran^aise  dans  les  Ecbelles 

du  Lerant  et  de  Barbarie.    2e  ddition.   2  toL    Aix,  Makaire;  Paris, 

Durand.     1037  p.    8.    16  fr. 
JFWcRer,  Joe,,  Bexiehungen  Oesterrekhs  zu  Russland  in  den  Jahren  1584— 

1598.    Wien,  Gerold's  Sohn.    26  S.    gr.  8.    n.  4  Sgr. 
FoeUx,  Traitö  du  droit  international  privd,  on  du  conllit  des  lois  des  diffd- 

rentes  nations  en  mati^e  de  droit  privd.    4e  ddition,  rerue  et  aug- 

mentde  par  Charles  Denuingeal.    2  ?ol.    Paris,  Marescq  atnd.    YIU— 

1056  p.    8.    15  fr. 
Ommoie,  EmM^  BBstoire  critiqne  de  la  jnridtction  consnlaire.   Paris,  Du- 
rand et  Pedone-LauriaL    XIV— 307  p.    8. 
Gamar,  Oregano  Perett,  Curso  elemental  de  derecho  de  gentes  precedido 

de  una  introduecion  sobre  el  derecho  natural.  Tomo  1.  Montevideo  1864. 

280  p.    8.    7  sh.  6  d. 
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HalUckf  H,  TT.,  ElemeuU  of  International  Law  and  Laws  of  War.    Phila- 
delphia.   XXVin-380  p.    8.     12  sh. 
Hiffter,  Äug.  Wüh.,  Das  earopfiische  Völkerrecht  der  Gegenwart   auf  den 

bisherigen  Grundlagen.   5  Ausg.    Berlin  1867.    Schroeder's  Verl.    XII 

u.  187  S.    gr.  8.     n.  3  Rthlr. 
Le  droit  international  public  de  l'Europe.   Traduit  par  Dr.  Jülea  Berg- 

8<m,    Nouvelle  ödit.    Ebdi.    XII— 507  S.    gr.  8.    n.  Sy$  Rthlr. 
Heydenriik,  Mr.  (7.  J.  A,,  Uet  tractaat  met  Pruissen  tot  wering  van  dao 

sluihhandel.    Nijmegen,  H.  C  A.  Thieme.    43  bl.    8.    60  c. 
International  Policy.    Essays  on  the  Foreign  Relations  of  Eof- 

land.    Chapman  and  Hall.    IX— 603  p.    8.    16  sh. 
Jdly,  Louis,  Du  Romaotisme  politique,   questions  de  politique  ext^rienra. 

Paris,  Garnier  fr^res.    252  p.     18.    3  fr. 
König,  Geh.  Legat.-R.  B,  W.,  Preussens   Consular-Reglement  in   seiner 

heutigen   Geltung  und   Anwendung   bearbeitet.     2.   Ausgabe.    Beriin« 

V.  Decker.    XVI— 624  S.    gr.  8.    n.  2Vt  Rthlr. 
Lirofi  d^ÄiroGes,  0.  de,  R^flexions  historiques  sur  les  nationalit^     Mont- 
pellier, imp.  Gras.     156  p.    8. 
Martens,  Baron  Charles  de,  le  guide  diplomatique.    Pr^is  des  droits   et 

des  fonctions  des  agents   diplomatiques   et  consulaires  etc.    5e  ^It. 

entiirement  refondue  par  F.  JEL  Gecken.    2  Tomes.    Leipaig,  Brock- 
haus.   XXXV-996  S.    gr.  8.    n.  4  Rthlr.  16  Sgr. 
Oppenheim,  Heinr,  BefTih,^  System  des  Völkerrechts.    2.  rerm.  u.  Terb. 

Aufl.    Stuttgart,  KrOner.    VI  u.  349  S.    gr.  8.    n.  2  Rthlr. 
0  u  e  s  t  i  0  n  between  the  United  States  and  Peru  in  consequence   of  the 

seizure  and  confiscation  of  the  two  American  vessels  Liszie  Thompson 

and  Georgiana«    Diplomatie  Correspondence.    Official   edition.    Lima. 

284  p.    4.    42  sh. 
Rapports  de  la  Tunisie  arec  PEurope ;  par  un  cosmopolite.   Paris,  Chal- 

lamel;  Dentu.     159  p.    8. 
Relations,  Commercial,  of  the  United  States.    Letter  of  the  Secretary 

of  State.     1864.    Washington  1865.    XI— 837  p.    8.    30  sh. 
Beport,  a  Preiiminary,   (dated  January  1,  1866)   on  the  Treaty  of  Reci- 

procity  with  Great  Britain  to  regulato  the  Trade  between  the  United 

States  and  the  British  Proidnces  of  North  America.    Prepared  by  E. 

H.  Derby.    Washington.    84  p.    8. 
Bosihom,  Jos.  9.,  Vortrag  über  die  Wirkungen  des  englisch-französischen 

Handelsvertrages    auf  die   Production   Frankreichs.     Wien,   Gerold's 

Sohn.    21  S.    4.    n.  </•  Btl^lr. 
Sammlung  gemeinverstAndlicher  wissenschaftlicher  VortHlge  herausgeg. 

von  Bud,  Virchow  und  Fr,  v,  EolUendorff.    Berlin,   Laderiu'  Verl. 

gr.  8. 
Inhalt:  2)  Die  Bedeutung  und  die  Fortschritte  des  modernen  Völ- 
kerrechts.   Von  Prof.  Dr.  /.  C.  BluntSiM.    64  S.    n.  >  Rthlr. 
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Slaplämf  Augu8tH8  Qramille,  Intenrentioii  and  If on-InlervenHon ;  or,  the 
Foreign  Policy  of  Great  Britain  from  1790  to  1865.  Mnrray.  IX— 
308  p.    8.    9  th. 

Tuia^  le  baron  J,  de,  Recueil  des  traitÖB  de  la  Porte  ottpmane  arec  lea 
puissances  6trangöret  depu»  le  premier  trailtf  conclo,  en  1536,  jnsqn'ii 
nos  joura.    T.  3.    Ire  partie    France.    Pari»,  Amyot    336  p.    8. 

TiM,  Repertoire  des  trait^  de  paix,  de  commerce,  d*alliance,  etc.,  con- 
Tontions  et  autrei  actes  conclos  entre  tontei  les  paissance«  dn  globe, 
principalement  depais  la  paix  de  Westphalie  jntqnii  nos  jourt.  Partie 
chronologique.    1493—1866.    ibid.     VI~471  p.    8. 

Drendelenhurg,  Sekret  Adf.,  Friederichf  d.  Gr.  Verdienst  um  das  Völker- 
recht im  Seekrieg.    Vortrag.    Berlin.    24  S.    gr.  8.    n.  >/•  Rthlr. 

Utl&tanden,  UuderdSniga ,  rörande  vissa  pä  inledda  nnderhandlingar 
om  en  handeis-  och  sjöfartstraktat  med  Frankrike  beroende  frSgor. 
Stockholm,  Joh.  Beckman.  97  S.     4*.     1  rdr.  25  6re. 

Wkeatcn,  Henry,  ElemenU  of  International  Law.  Eighth  Edition.  Bdited 
by  R.  H.  Dana.    Boston.    XLVn-749  p.    8.    30  sh. 


DL    Statistik. 

Att0§m0int9, 
A  d  n  a  n  a  s  i  estadistica  mercantil.     Bogota,    1865.    80  p.     Folio.     1$  sh. 
Äffmar-Breaeion,  P.,  Actaalitds.    Statistique.    L'ezposition  industrielle  de 

Bordeaux.    Le  royaume  de  Tunis.     L'Espagne  actuelle.    La  Belgiqne 

en  1865.    Paris,  Bureau  de  TAcadömie  nationale.    195  p.     18. 
SraeheJU,  Prof.  Dr.  JStf^o  Frz.,   Die  Suaten  Europa's    und   die   Qbrigen 

Linder  der  Erde.    Vergleichende  Statistik.    2.  durchaus  umgearb.  Aufl. 

5.  Lfg.    Brflnn,  Buschak  d:  Irrgang.    S.  513-640.    gr.  8.    &  24  Sgr. 
DieiumeU,  J.,  Influence  of  Climate  in  a  Coromercial,  Social,  Sanitary,  and 

Humanizing  point  of  view.    Aho  a  paper  on  the  Influence  of  Climate 

in  the  Equatorial  regions.    New  York.    32  p.  and  map.  4. 
Guerre,  la.    Statistique  des  armdes  de  terre  et  de  mer  de  la  France, 

la  Prusse,  l'Italie,  TEspagne,  le  Portugal,   la  Hollande,    etc.    Paris, 

Gosselin.     160  p.    8.     1  fr.  50  c 
Hübner,  Dr.  Otto^  Statistische  Tafeln   aller  Linder  der  Erde.    15.  Aufl. 

Frankfurt  a.  M.    Imp,-Fol.     Vs  Rthlr. 
Kellner,  Dr.  Wüh,,  Handbuch   fQr  SUatskunde.    Politische  Statistik  aller 

Kolturiinder  der  Erde.    Leipzig.    XVI  u.  539  S.    gr.  8.    n.  2%  Rthlr. 
Loua,  T.,  Deuxi^me  memoire  sur  quelques  questions  de  statistique.    Stras- 
bourg et  Paris,  Ve  Berger-Levrault  et  fils.    55  p.     gr.  8. 
Mairtxn,  Frederick,  Sutesman's  Year  Book :  a  Statistical,  Genealogical,  and 

Historical  Account  of  the  Sutes  and  Sovereigns  of  the  Civilised  World. 

For  the  Year  1866.    Macmillan.    XX-715  p.    8.     10  sh.  6  d. 
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M^moires  de  la  SoeiM  de  sUtislique,  seieiicet  el  artt  dea  Deoi-MTrea. 

2e'  a^rie.    T.   3.   4.    1863—64.    Niort,    Cloaiot    XI— 336   p.    XT— 

367  p.  8. 
HvXUr,  H.  L,,  The  commerce  of  the  globe.    Part.  1. 3.    LiTerpool,  ITDonald. 

443  p.  4. 
^ein,  Dr.  C.  O,  D.,  u.  Dr.  Ferd.  HäncMmmm,  Handbach  der  Geographie 

und  Sutiatik  fftr  die  gebildeten  Stände.    Nen  bearbeitet  Ton  Prof.  Dr. 

J.  E.  Wappäm.    7.  Aufl.    1.  Bd.   14.  Lfg.  und  a.  Bd.   2.  Nachtrag. 

Leipxig,  Hinrichs'  Verl.    Lez.-S.    9  Sgr. 

Biropa. 
Boyntan,  Rot.  C  B.,  The  Poor  Great  Powers:   England,  Prance,  Ruatia, 

and  America.    Their  Policy,  Resonrces,  and  Probable  Puture.    Cin- 

cinnati.    520  p.    8.    15  ah. 
Sad,  /.  C,  Zucker-Prodnotiottt  Einfuhr  und  Coniumtion  in  Europa.    Wien, 

Gerold'«  Sohn.    33  S.  m.  1  tab.  In  gr.  Pol.    Lex.-8.    n.n.  16  Sgr. 


MaHengreau,  M.,  Voyage  en  Eapagne  et  coup  d'o»il  sur  l'dtat  social,  polt- 

tique  et  matdriel  de  ce  pays.     Bruxelles,   V.  Deraux   et  Ce.    260  p., 

illustrd  de  7  gravures.    8.    7  fr. 
SkifU,  Arth^  Spanien.    Reiseblitter.    2  Bde.    Leipiig,  0.  Wigand.    IV— 

517  S.    8.    a  Rthr. 
rmdfftiek. 
Äymar»Bru$ion,  Etudes  statistiques  sur  le  ÜTre  intituld:    La  Prance  et 

rdtranger,  de  M.  A.  Legoyt.  Paris,  impr.  Claye.  40  p.  8.  *  2  col. 
Bhnehei,  Ä,,  Statistique  des  aveugles.  Paris,  L.  Hachette  et  Ce.  76  p.  8. 
Maeihre,  Lkm^  Le  Nyonnais.    Etat  politique.    Noyon,  imp.  Andrieux-Dum. 

83  p.    8. 
Didier,  Stephane,  La  Prance  corapl6te,  göographie   et  sUtistique  d'aprte 

les  documents  les  plus  r^cents.    2e  ddition.    Paris,  impr.  Dupray  de 

la  Mahdrie.    1866.    In-plano. 
Statistique  des  naufrages  et  dv^nements  de  mer  snrvenus  sur  les  cdtes 

de  Prance,  pendant  les  anndes  1862—1865.    Paris,  Arthus  Bertrand. 

63  p.  et  4  cartes.    4. 

BtlfiM. 

Almanach  du  commerce  et  de  l'industrie  de  Belgtque,  publid  par 
H.  Tarher,    Bruxelles,  Tarlier.    1200  p.    8.     15  fr. 

Beschrijving,  körte  sUtistieke,  van  BelgiB.  Afl.  1 .  Gand,  W.  Rogghd. 
112  p.     12.    80  c 

Jimsiens,  K,  Annuaire  de  mortalitd  ou  Tableau  statistique  des  causes  de 
ddc^s  et  du  mouvement  de  la  population  pendant  le  1er  trimestre  de 
l'annde  1866.  Bruxelles,  H.  Manceaux.  48  p.  et  2  cartes  colorides. 
8.    1  fr.  50  e. 

StMer,  Au§.t  Annuaire  statistique  et  historique  beige.  13e  ann^e.  1866. 
Bruxelks,  C.  Muqnardt.    824  p.     12.    4  fr. 
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Seuidm,  Dr.  A.  A.  ^anit  Handboek  der  aardr^ksknnde ,  staatsinrigliiig, 
ftaatfhirishonding  en  sUtlstiek  ran  het  Koningrijk  der  Nederlanden. 
1.    Haarlem,  Enrev  F.  Bohn.    Xu  en  273  bl.    gr.  8.    f.  3,50. 

Jaarboekje,  ttaalkandlg  en  ttaalbniihondkandig ,  voor  1866.  Uitge- 
geren  door  de  Vereeniging  voor  de  ttaliftiek  in  Rederland.  18e  Jaarg. 
4e  terie.  3e  Jaarg.  ^  Amsterdam,  E.  S.  Witkamp.    484  bl.    f.  3,M>. 

JTiijlFper,  «T.,  Nederland,  x^ne  provivcidn  en  kotonldn.  Leeowarden,  Hogo 
Snringar.    8  en  356  bl.    gr.  8.    f.  3,30. 

Slalitliek,  Geregleiyke,  van  hei  koningr^k  der  Nederlanden.  1863. 
'f  GraTenhage,  van  Weelden  en  Mingelen.  1865.  XXVni,  3  en  307 
bl.    gr.  fol.    f.  1,50. 

1864.    Aldaar.    4,  XXVin  en  334  bl.    gr.  4.    f.  1,50. 

Vers  lag  oTer  den  toestand  ran  handel,  scheepTaart  en  n^Terheid  te 
Amsterdam,  in  1865.  Amsterdam,  Johannes  Müller.  331  bl.  gr.  8. 
f.  1,50. 

Verinmeling  der  kontnlaire  berigten  en  verslagen  over  n^verheid, 
handel  en  scheepvaart.  1.  jaarg.  3^4e  afl.  S.  LXXXI— CXXVIU  en 
S.  81*1430.  3e  Jaarg.  Deel  I,  1— 6e  afl.  's  Gravenhage,  van  Weel- 
den en  Mingelen,    bl.  1—755,  4  en  IV  bL    gr.  8. 

Diard,  H,,   Statistique    morale   de   FAngleterre   et   de   la   France;    par 

M.  A.  Jf.  Ouerry,    Etudes  sur  cet  onvrage.    Noavelle  ddition.    Paris, 

J.  B.  Balliere  et  Als.    48  p.    8. 
Timmms,  Sanrnd,  Birmingham.    The  Resonrces,  ProdueU,  and  Indnstrial 

History  of  Birmingham  and  the  Midland  Hardware  District.    Hardwicke. 

XIU— 721  p.    a     14  sh. 

8«hwe4ffB  ni  NtrwvfM. 
Bidrag  tili   Sveriges  officiela  sutistik.    A).    Bef»lkning»-statlstik.    Ny 

följd  IV.  V.     Statistiska  centralbyrins  beritt^be  t6r  &ret  1863,  Jemte 

bihang  rörande  dödsorsakeme  i  rikets  stider.    Stockholm,  P.  A.  Nor- 

stedt  *  Söner.  XIV,  XI,  38  och  44  sid;  XV,  38,  V  och  4  sid.    hög4. 
D).    Fabriker  och  mamifaktarer.     Kommerce-kollegii   beritteise  för 

Er  1864.    ibid.    55  sid.    hög  4. 
E).    Inrikes  sjdfarl;  beritteise  fir  ir  1864.    Stockholm,  Iwar  Haegg- 

ström.    34  sid.    hOg  4. 
F>  Utrikes  handel  och  sjöfert;  beritteise  f6r  ar  1864.    Stockholm, 

P.  A.  Norstedt  4t  Söner.    80  och  36  sid.    hdg  4. 
—  -«>  I).  Telegrafvisendet    Ny  fö^jd.    4.   Telegrafstyrebens  beritteise  Iftr 

tr  1864.    Stockholm,  Joh.  Beckman.    35  sid.    hög  4. 
L  e  I  i  k  o  n,  Historiskt-geograflskt  och  sUtistiskt,  öfver  Sverige.  Hifl.  73—74. 

(VI  Bd.)  Stockholm,  Hammar.   S.  297-376.  4.   För  sobskr.  1  rdr.   Fdr 

kdpare  1  rdr.  30  dre. 
Tidskrifl,    Statistisk,    utgifven    af    kongL    statistiska   oentral-byr&n. 
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HAft  11— 13.     Stockholm,    P.  A.  Norttedt    ft  Söner.     264  tid.     8. 
1  rdr.  25  öre. 

DMtmaik. 
Meddolelser,    statUtiske.     4.  5.   Binde.     Udgiyet   af  det   itatistiske 

Bureau.    Gyldendal.    248—234  S.    8.    &  1  Rd. 
Tabelvaerk,  itatistisk.    3e  Raekke.    5te  Bind,  indeholdende  Tabeller 

over  St0rreUeii  af  det  besaaede  Areal  og  Udsaeden  i  Kongeriget  Dan- 

mark  den  15de  Juli  1861.    Udgiret  af  det  ^tatistiske  Bureau.    Gyldendal. 

156  S.    4.    48  sk. 
—  ^  Sjette  Bind,  indeholdende  Tabeller  över  Kongeriget  Danmarks  Vare- 

Indfiarrsel  og  Udferrsel  samt  Skibsfart  og  Braendeviinsproduction  m.  m. 

i  FinanUaaret  1864—65.    ibid.    142  S.    4.    48  ik. 
OMttrrtloh. 

Bcfmer,  Charles  ^  Transylvania :  its  Producta  and  its  People.    Longmant. 

XIV-642  p.    8.    21  sh. 
Fontaine  von  FeUenbrumif  Karl,  Statistische  Tabellen  Aber  die  direkten 
Steuern   im  Hersogth.   Krain.    Laibach,   von  Kleinmayr   ik  Bamberg. 
61  S.    gr.  4.    baar  V/a  Rthlr. 
Jahrbuch,  statistisches,  der  österreichischen  Monarchie  f&r  das  Jahr  1864. 
Wien    1865,    Prandel    *    Ewald    in    Corom.      V— 507   S.     Lex.    8. 
n.  2  Rthlr.  12  Sgr. 
Khm,  Prof.  Dr.  V.  F,,  das  Kaiserthum  Oesterreich.    Geographisch-statist. 
Abriss  nach  dem  neuesten  Standpunkte.    3.  Terb.  Aufl.    Wien,  Gerold's 
Sohn.    Vn— 64  S.    gr.  8.    n.  12  Sgr. 
Mittheilungen  aus  dem  Gebiete  der  Statistik.    12.  Jahrg.    2.  Heft. 
Wien  1865,  Prandel  ft  Ewald  in  Corom.    gr.  Lei.-8.    n.  1  Rthlr.  2  Sgr. 
Inhalt:  Der  Bergwerks-Betrieb  im  Kaiserth.  Oesterreich.  VI— 186  S. 

3.  Heft.    Ebds.    gr.  Lex.-8.    n.  V>  R^hlr. 

Inhalt:  Verhandlungen  der  k.  k.  Statist.  Central-Commission  im 
J.  1865.    IV  u.  123  S.  mit  1  Steintaf.  in  Fol. 

4.  Heft.    Ebd.    gr.  Lex.-8.    n.  V»  Rthlr. 

Inhalt:  Die  steuerpflichtigen  Gewerbe  des  österreichischen  Kaiser- 
staates im  J.  1862.    IL  Commercial-Gewerbe.    131  S. 
Nachweisungen,  statistische,  Ober  das  Pressburger  Comitat.    Gesam*> 
melt  etc.  von  der  Pressburger  Districts-Handels  und  Gewerbe-Kammer. 
Mit  1  Karte  des  Pressburger  Comitates.    Pressburg,  Wigand.    III  und 
331  S.    Lex.-8.    baar  n.  n.  l'/s  Rthlr. 

DeaUchUid. 

Deutsch,  Dr.  Ofto,  Kartographische  Darstellung  der  Bevölkerungs-Dichtig- 
keit von  Westdeutschland  auf  Grund  hypsometrischer  und  geognostischer 
Verhfiltnisse.  Leipsig,  Hinrichs'  VerL  90  S.  m.  4  Karten  in  qu.  Fol. 
gr.  8.    n.  1  Rthlr.  6  Sgr.  « 

Malte-Brun,  Histoire,  g^ographie  et  statistique  de  PAllemagne.  Confödö- 
ration  germanique.    Prusse,  Antriebe,  etc.  etc.    Hluströe  par  Gustave 
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Dortf.    Cartes   gtfograpfaiques  dTtsB6t$  par   A.-H.  Dofonr.    Ire   s^rie.  - 
Parii,  Barba.    XVI— 40  p.    4.  &  2  col.    1  fr.  10  c. 

Buidoiphf  EL,  TolUtAndiget  geographiach-lopograpbisch-statistiscbes  Ort«- 
Lexicon  von  DenUcbland.  47—49.  Lief.  Züricb  1865—66.  Ernsl. 
Sp.  4417-4704.    4.    *  >/•  R^tilr. 

8emdkr,  Chr.,  u.  F.  BerggM,  Deutschlanda  Handel  und  Industrie. 
Nenestea  Repertorinm  des  deatacben  Handels-,  Fabrik-  nnd  Gewerbe- 
standes. Norddeutscbland.  t.  Abtb.  1.  Bd.  Berlin,  Berggold.  Lex.-8. 
n.  2V«  Rtblr.  ,  * 

Inbalt:  1.  Abtb.:  Kdnigr.  Prenssen.    1.  Bd:  RbeinproYins,  Hohen- 
xoUem,  Westpbalen,  Pommern  and  Posen.    IV  n.  36i  S« 

PrtWMB  ui4  iw  MrddtHMk«  Bm4. 

B  e  i  t  r  i  g  e  xnr  Statistik  der  freien  Stadi  Frankfurt.    Heraosgeg.  von  der 

Statist.  Abtbeilang  des  Frankfurter  Vereins  f&r  Geograpbie  n.  Statistik. 

2.  Bd.    1.  Heft    Frankfurt  a.  M.,  Saueriflnder's  Verl.    24   S.   mit  6 

Tab.  in  gr.  Fol.    gr.  4.    n.  28  Sgr.  (I-Il.  1. :  n.  5  Rtblr.  16  Sgr.) 
—  —  xur  Statistik  des  Kdnigreicbs  Hannover.     Herausgeg.  vom   königl. 

sUtUt.  Bureau.    Hannover   1865,   Habn.    XXIV   u.    112  S.    bocb   4. 

n.  IVs  Rtblr. 
Berghaus,  Dr.  Hemr.,  Landbucb  des  Herxogtbums  Pommern  und  des  Ffir- 

stentbums  RQgen.    £ntb. :   Scbildemng  der  Zostflnde  dieser  Lande  in 

der  2.  HAlfte  des  i9.  Jabrb.    3.  Bd.  9.  u.lo.  Lfg.   4.  Bd.    10-15.  Lfg. 

Anclam,  Dietae.    3.  Bd.    S.  657-800;  4.  Bd.    1.  Tbl.     S.  721-1040 

und  4.  Bd.    2.  Tbl    S.  1-160.    4.    *  Lfg.  n.  >>  Rtblr. 
Mittbeilungen,   statistiscbe ,   betreffsnd   die   Ein-    und   Ausfuhr   der 

Herxogtb.  Scbleswig-Holstein.    Hefl  Nr.  2.    Flensburg.    (Kiel,  Scbwers.) 

54  S.    gr.  4.    n.  22  Sgr.  (1.  2.:  n.  28  Sgr.) 
Hefl  Nr.    3.    Ebd.     104   S.    gr.   4.     n.    1    Rtblr.    18  Sgr.   (1—3.: 

n.  2  Rtbbr.  16  Sgr.) 
Preussen  naeb  seiner  NeugesUltung   im  Jabre  1866.    SUtistiscb-geo- 

grapbiscbe  Uebersicbt  nebst  cbromolitb.  Karte  des  neuen  Königreichs 

in  Fol.    Langensalza,  Gressler.     IV  u.  88  S.    8.     12Vt  Sgr. 

2.  sebr  verm.  Aufl.    Ebd.    Vlll  u,  160  S.    8.     V«  Rtblr. 

Statistik,  preussiscbe.    Hrsg.  vom  königl.    Statist.    Bureau   in   Berlin. 

IX.     Berlin,  Eicbboff.    Fol    bar  n.  IV«  Rtblr.  (1—9.:  n.  lOVt  Rtblr.) 

Inbalt:   Vergleichende  Uebersicht  des  Ganges  der  Industrie,   des 

Handels  u.  Verkehrs  im  preuss.   Staate  1864.    Nach  den  Berichten 

der  Handelskammern  n.  kaufminnischen  Corporationen.  (X~  282  S.) 

und  Geschieht«   des  königl.   preussischen   Kreises  Ziegenrflck 

im  Regierungsbezirk  Erfurt.    Ranis    1865.     Schleis,   Hflbscber.    IV— 

233  S.    gr.  8.    baar  n.  24  Sgr. 
SUmmam,  Kreislandratb ,   Der  Kreis   Thorn.     SUtistische    Bescbreibuog. 

Thom,  Lambeck  in  Comm.    VIII  u.  343  S.  m.  3  Tab.  in  gr.  8.  u.  gr.  4- 

gr.  8.     cart    n.  !>/•  Rtblr. 
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Volkt-Zihlnftg,  die  Berliner,  Tom  8.  Decbr.  1864.  Belldit  der 
aUdtiBchen  Volks-Ziblangs-Comoiiiffion  ttber  die  Aiiff5linnif  imd  die 
Resnilate  der  ZiUang.  A.  u.  d.  T.:  Die  ReaalUte  der  Berliner 
VollLBxihlang  vom  3.  Decbr.  1864.  Von  Dr.  8.  Nmmatm,  Berlin« 
Springer's  Verl.  in  Comm.  XCII  u.  175  S.    Imp.-4.    n.  l'/s  Rthlr. 

WinUfingeroda-Knarr,  Freih.  «.,  sUttaUiche  Uel>ersicht  des  Kreifei  Mahl- 
hausen.  Mühlhauten ,  Heinridithefen.  VI— S96  S.  m.  45  Beilagen, 
gr.  8.    n.  >  Rthlr. 

Zeittchrift  des  königl.  HannoTerachen  slatiatischen  Barean'a  1.  Jahrg. 
1865.  Jnli— Deo.   6  Nrn.  (B.)   HannoTor,  Helwing.    gr.  4.   n.  */#  Rthr. 

dieselbe.    3.  Jahrg.    1866.    13  Nrn.  (B.)  Ebd.   gr.  4.   n.  1%  RUür. 

—  -*  dea  kdnigl.  preoaaiachen  atatistifchen  Bnreaa'a.  Red.  t.  Dr«  Emtt 
Ehgd.  6.  Jahrg.  1866.  13  Nrn.  (40  B.)  Beriin,  t.  Decfcer.  gr-  ^• 
n.  3  Rthlr. 

Beitrige  xur  Statistik  Mecklenburp.  Von  GroaaheriogL  aUtist.  Borean 
SU  Schwerin.  4.  Bd.  3.-4.  Heft.  Schwerin  1865,  Stiller.  160  S. 
tt.  111—191  S.    4.    &  n.  >/b  Rthlr. 

EOdebrand,  Dir.  Dr.  Bruno,  StatUtik  Thflringens.  Hittheilongen  d.  atatiat. 
Bureaoa  vereinigter  thflring.  Staaten.  1.  Bd.  1.  Lfi;.  Jena,  Fr.  From- 
mann.    VII-136  S.    Fol.    n.  IVa  Rthlr. 

Jahrbach,  aUtistiaches ,  der  freien  nnd  Hanaeatadt  Lübeck  fftr  daa 
J.  1863.  Herausgeg.  vom  Verein  fftr  Lftbeck.  Sutistik.  Lflbeck« 
V.  Rohden  in  Comm.  XX  a.  91  S.  m.  3  lith.  Taf.  in  4.  o.  qn.  gf.  Fol. 

4.  n.  34  Sgr. 

Siebigk,  Ferd.,  Das  Heriogthom  Anhalt.  Hiatoriach,  geograpUach  nnd 
aUtiatiach  dargestellt.    Deaaau  1867,  Aoe'a  Verl.    1.  Abth.  VII  S.  nnd 

5.  1—353  m.  1  Tab.  in  Fol.    gr.  a    n.  3*/a  Rthlr. 

6 1  a  t  i  a  t  i  k  der  RechUpflege  im  J.  1864  fikr  die  Hersogth.  Sachaen-Cobnrg^ 
Gotha,  Meiningen-Hildbarghanaen,  Altenbarg  n.  Anhalt  etc.  herausgeg. 
von  «T.  Cht.  HoUeL  Jena  1865,  Fr.  Frommann.  IV— 99  S.  gr.  8. 
V4  Rthlr. 

SftMralMkltt4. 

Beitrige  sur  Statistik  des  Königr.  Bayern ;  herausgeg.  von v.  H&mumn. 
13.  Heft,  Statist,  des  Viehstands.  Manchen  1864;  13.  Heft,  Volks- 
ahlnng  vom  De%.  1864.  1865;  14.  Heft,  Die  AnsUlten  flBr  Kunst  n. 
Wissenschaft  nach  dem  SUnd  von  IS**/««*  1B65. 

Beiträge  zur  Statistik  des  Grosshenogth.  Hessen.  Hg.  v.  der  gross- 
herxogl.  Ceatralstelle  ffir  die  Landes-SUtistik.  3—6.  Bd.  DarmsUdt, 
Jonghaus.    gr.  4.     1—6.:  n.  8  Rthlr.  16  Sgr. 

Beschreibung  des  Königr.  Württemberg.  Oberamt  Marbach.  Heraus- 
geg. von  dem  kOnigl.  statistisch-topograph.  Bureau.  48.  Heft  Stutt- 
gart, Lindemann.    gr.  8.     n.  34  Sgr. 

Hatimann,  Eug.,  Sutistik  d.  Königreiches  Bayern.  München,  Frani  in 
Comm.    vni-130  S.    gr.  8.     n.  18  Sgr. 
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Jihrbacher,  Wflritenbergisdie,  fQr  SUtittik  u.  LMi4#9liiinde.    Herans^. 

von  dem  k.  sUtistifch-lopographisclieB  BurMO.    Jahrg.  1863.    Stattgart 

1865,  Lindenann.    IX~380  S.    8.    n.  */•  R^^lr- 
Verzeichnita   &tr  Gemeinden  des  Kdnigr.  Bayern   mit  ihrer  Bevöl- 

kennig  im  Doabr.  1861.    Heraoigeg.  Tom  k.  stallst.  Barean.    Httnchen 

1863,  Fleischmann's  Buchh.    249  S.>  gr.  8.    baar  n.  24  Sgr. 
Dl«  8«hwdt. 

Ltffcyt,  Ä.  et  Jf.  Vogt,  La  Salssei  teoritoire,  populatlon ,  agricalture ,  in- 
dnstrie,  commerce  etc.  etc.    Strasbourg,  Ve  Berger-Levraolt  et  fils; 
Paris,  ra4me  maison.    280  p.    8.     16  fr. 
Statistik,   sdiweixerische.  —  Slatistique   de   la  Snisse.  —  Herausgeg. 
Tom  Statist.   Boreau   des   eidgen.   Departement  des  Innern.     ZOrich, 
Orett,    Fflssli  *   Co.     VHL     gr.   4.     n.   2Vs   Bthlr.     a-VUL:    n. 
9  Rthlr.  11  Sgr.) 
Inhalt:  Berdlkening.  -*  Eidgenössische  VolksiMung.  ^  10.  De- 
zember 1860.   3.  Lfg.   Alter,  Geschlecht  and  FamiliensUnd.    XLVIII 
n.  225  S. 
Zeitschrift   fbr    sohweiierische   Statistik.   —   Journal    de   statistique 
snisse.   —  Hg.  v.   der  Schweiz*  statisk   Gesellschaft.     Bed.:   Dr.  J. 
StöBsel    Jahrg.  1866.    Bern,  Dalp  in  Comm.    gr.  4.    n.  IVs  Rthr. 


Jumg-SiMng^  Fr.  «.,   Beitrag  zur  Betölkeningsstatistik  Livlands  f.  die 

J.  1847-1863.    Riga,   KymmeL    VI- 46  S.     gr.  4.    haar  n.  1  Rthlr. 
—  —  Bericht  Ober  die  Probezihlnng  aasgeAlhrt  im  Kirchspiel  Lnbahn  in 

Livland  am  21.  Oct.  (—  2.  Not.)  1865.    Leipzig.    Riga,  Kymmel.    VI^ 

38  S.  m.  7  Tab.  in  qu.  Fol.    gr.  4.    n.  1  Rthlr. 
Material  zu  einer  allgemeinen  Statistik  Lirlands  and  Oesels.  3.  Jahrg. 

Riga,   Götschel.    VOI  u.  165   S.  m.  2  Tab.    in   qu.  gr.   Fol.    gr.  4. 

n.  2Vs  Rthlr. 
Martin ^  Henri,  La  Russie  d'Eorepe.    Paris,  Fume,  Jonvet  et  Ce.    VI— 

435  p.    8. 


AJthaäiej  Antoine  cP,  L'Arabie,  ses  habitants,  leur  4tat  social  et  religieux. 

Paris,  Challamel  alnd.    75  p.    8.     1  fr.  50  c 
Annuaire  de  la  Cochinchine  fran^ise  poar  l'annöe  1866.    Saigon,  impr. 

imperiale;  Paris,  Challamel  alad.     196  p.    8.    5  fr. 
des  Etablissements  fran^is  dans  l'Inde,    1866.    Paris,   Challamel. 

173  p.     18. 
Bevolking  en  indeelingsstaat  van  Jara  en  Madura,   Tolgens  oficiele 

opgaven.    's  Gravenhage,  H.  Nijhoif.    23  bl.    8.    f.  0,40. 
Ckmroy,  le  marquis  de,  L'Bmpire  du  milieu,  description  g4ographique,  prö- 

cis  historique,  institntions  sociales,  religieuses,  politiques,  notions  sur 

les  sciences,  les  arts,  Tindustrie  et  le  commerce.    Paris,  Didier  et  Ce, 

XI— 692  p.    8.    9  fr. 
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Daviit  Sir  John  JVonei»,  Bari.,  Chinese  MiscelUmies :  a  Collection  of  Et- 

saya  and  Notes.    Mnrray.    VII— 191  p.    8.     6  sh. 
DocUÜle,  Rev.  Juitua,   Social  life  of  Ihe  Chinese.    3  roli.    Ifew  York. 

459-490  p.    8.    24  sh. 
Smghi,  Böbert^  The  Indien  Empire  and  our  financial  relalions  Iherewilh. 

London.    42  p.    8.     1  sh. 
Länaye,  F,  de^  Siberien.    OfVersittning  frän  franskav  af  Georg  Swedems. 

Stockholm,  P.  6.  Berg.    YD  och  250  sid.    12.   Med  24  pl.  och  1  karta. 

4  rdr. 
V  e  r  8 1  a  g  over  het  jaar  1864 ,  samengesteld  door  de  KaoMr  yan  koop- 

handel  en  n^verheid  te  Batavia.    Batavia,  Bmining  4t  W^t.    Botter-: 

dam,  M.  Wijt  *  Zoon.    XII-532  bl.    gr.  8.    f.  6. 
Woordenboekj    Aardrijkskundig   en   statistisch,    ran    Nederlandsch  Indi6. 

3e  deel,  7e  afl.    Amsterdam,  P.  N.  ran  Kampen.   1865.  Bl.  481^560. 

Roy.  8.    f.  1,25. 


CoBmUno,  le  MarqnU  de,  L'Alg4rie  en  1865.    2e  Mition.    Paris,  P.  Du- 

pont;  Challamel  alnd.    XXXI— 226  p.    8.    4  fr. 
Oliver,  Lient  8.  P.«    Madagascar  and  Ihe  Malagasy.    Wilh  niastralions. 

Day  *  Son.     Xin-105  p.    8.    42  sh. 
T  a  b  1  e  a  n  de  la  Situation  des  dtablissements  fran^is  dans  l'Alg^rie.  1864. 

Paris,  impr.  impdriale.    Yll— 265  p.    4. 

ABtffUtt.  —  RorfMitrIkt. 

BeiUy,  John  F.,  Sizth  Annnal  Statement  of  the  Trade  and  Commerce  of 

Chicago   for   the   year   ending  March,   31,    1864.    Chicago,    1864. 

139  p.    8. 
Gasetteer  ofthe  Manufactnres  and  Mannfacturing  Towns  of  Ihe  United 

Sutes.    1866.    New  York.    172  p.    4.    25  sh. 
Häberlandt  Benno ,  Das  deutsche  Element  in  den  Vereinigten  Staaten  von 

Nord-Amerika.    Leipiig,  Halthes.    88  S.    8.    9  Sgr. 
SiüeU^  John  8,^   The  Resources   of  California:   comprising   Agricultnre, 

Mining,  Geography,  Climate,  Commerce,  etc.    Second  Edition.    San 

Francisco  1866.    XVI— 494  p.    8.     10  sh. 
Iowa  State  Gazetteer;   embracing  Descriptive  and  Historical  Sket- 
ches of  Countries,  Cities,  Towns,  and  Villages  etc.    By  James  T.  H  a  i  r. 

Chicago,  1865.    722  p.    8.    30  sh. 
McKee,  W.  H.,  The  Territory  of  New  Mexico  ant  ito  Resources.   New  York. 

12  p.  wilh  Maps.    8.    printed  in  double  columns.    3  sh. 
Monro,  Alex.,  History,  Geography  and  Statistics  of  British  North  America. 

Montreal,  1864.    X— 324  p.     12.    6  sh. 
Münchj  Fr.,  der  Staat  Missouri.    Ein  Handbuch  für  deutsche  Auswanderer. 

2.,  Terind.  Aufl.    Bremen,  Möller  in  Comm.    122  S.    gr«  8.    n.  V*  R^lr- 
Feto,  Sir  8.  Marion,  Bart.,  Resources  and  ProspecU  of  America.   Strahan. 

XV-.428  p.    8.    7  sh.  6  d. 
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Bawimga,  Tkom,,  Die  AuAwandeniiig  mit  besonderer  Beziehang  anfHinne- 
80la  und  Britisch  Columbia.  Aus  dem  Engl.  Ton  Ed.  PeU.  Ham- 
burg, Hoffmann  *  Campe.    61  S.    8.     V4  Rthlr. 

Tenri,  L.,  Les  Etau  am^ricains,  leurs  prodnits,  leur  commerce  en  vue  de 
Texposition  uniTerselle  de  Paris.    Paris,  impr.  Plön.     X— 328  p.    8. 

TroUope,  Anihonf^,  Nortb  America.    2  vols.  in  1.    Routledge.    8.    6  sb. 


Almanaque  mexicano  y  directorio  del  comercio  al  nso  del  imperio 
Mexicano.  Segundo  a&o.  1867.  Paris,  M.  Marchand;  Dramard  Bao- 
dry  et  Ce.    404  p.    8.     1  peso. 

B  o  l  e  t  i  n  de  la  Sooiedad  Mezicana  de  Geografia  y  Estadistica.  Tome  XI. 
Nos.  1—7.    Mexico  1866.    p.  1-470.    4. 

Sldaatrika. 

Almanak  administrative,  mercantil  e  industrial  da  corte  e  provincia  do 

Rio  de  Janeiro  para  o  anno  de  1866,  fundado  por  Eduarde  von  Laem- 

mert.    Vigesimo-terceiro  anno.    Rio  de  Janeiro.    VI— 1400  p.    8. 
Brasü,  Thomas  Pcmpeo  de  Soma,  Ensaio  estatistico  da  Provincia  do  Cear4. 

2  vols.     1863,  1864.    840--330  p.    4.    40  sh. 
Brasil,  o,  agricola,  industrial,  commercial,  sdentifico,  litterario,  e  noticioso. 

Nos.  1—21  (Janeiro,  1863'Agosto,  1864.)    Pemambuco.    p.  1—333. 

Sobscription  price,  ii  2  iO  sb. 
&erber,  Henrique,  No^oes  geographicas  e  administrativas  da  Provincia  de 

Minas  Geraes.    Rio  de  Janeiro,  1863.    86  p.    4.    30  sh. 
Handbook  for  Emigrants  to  Brasil ,   containing  a  collection   of  dispo- 

sitions  of  the  Brasilian  legislation,  tbat  most  particularly  interest  those 

strangers  vrho  will  make  their  residence  in  Eraxil.   Rio  de  Janeiro  1865. 

Vni-112  p.    8.    4  sb. 
J^mier,  DanUH  J,,  A  Sketch  of  Chili,  espedally  prepared  for  the  use  of 

Emigrants  from  the  United  States  and  Eorope  to  tbat  country.   New  York. 

53-128  p.    8. 
Marques,  CeMor  Äugusk),  Apontamentos  para  o  dicdonario  historico,  geo- 

graphico  e  estatistico  da   provincio  do  Maranbao.    San   Luis,    1864. 

XIV~376  p.    4.    21  sh. 
O^ffroy  de  Thoron,  Don  Ernique^   Vicomte,   Amdrique  äquatoriale,   son 

bistoire  pittoresqne  et  politiqne,  sa  gdographie  et  »eB  richesses  natu- 
relles,  son  ötat   prösent  et  son  avenir.    Paris,   Ve  Jules  Renouard. 

VII— 676  p.    8. 
Rejistro  nacional  de  la  Republica  Argentina.    Compilado  por  Eatnon 
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